Google 


This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world’s books discoverable online. 

It has survived long enough for the copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to copyright or whose legal copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to {he past, representing a wealth of history, culture and knowledge that’s often difficult to discover. 


Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book’s long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 


Usage guidelines 
Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 


public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 





‘We also ask that you: 


+ Make non-commercial use of the files We designed Google Book Search for use by individual 
personal, non-commercial purposes. 





and we request that you use these files for 


+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google’s system: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 


+ Maintain attribution The Google “watermark” you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 


+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in copyright varies from country to country, and we can’t offer guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book’s appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 






About Google Book Search 


Google’s mission is to organize the world’s information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world’s books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the full text of this book on the web 
at google. com/] 














Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei — eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 





+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 





Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|'http: //books .google. comldurchsuchen. 

















Geſetz Sammlung 


Eingetragen 







‚ee 6er Fbteilung...... 
wenn Ba. Bücherei 


ee, 
1868. * stacks % 


JUL 1980 


UBRARY 





Enthält 
die Geſetze Verordnungen ꝛc. vom 4. Januar bis zum 28. Dezember 1868., 
nebft einigen Verordnungen 2. aus dem Jahre 1867. 
Cello, , (Con Nr. 6955. bis Nr. 7272.) 
S. Nr. 1. bis incl. 79. 
j j 


2 
ne 
FE 


— 
hi i 
— Berlin, 
zu haben im vereinigten Geſeh Sammlungs -Debits ⸗ und Zeitungs · Komtoir. 


,. 
A HH 2 
= 
N 
und! 
i ıt, 


„\ 








13. April. 


18. Auli. 


Chronologiſche Ueberſicht 


der in der Geſetz Sammlung für die Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


1868. 
22. Juni. 


22. — 


31. März. 


7. Janr. 


30. März. 


22. Janr. 


13. — 


4. April. 


30. Janr. 


22. Juni. 


vom Jahre 1868 


Staatsvertrag zwiſchen Preußen und den Thuͤ⸗ 
ringiſchen Staaten, betreffend den Bau einer 
Eiſenbahn von Gera bis zum Fuße des 
Thüringer Waldes bei Eichicht. 


Schlußprotokoll, denjelben Begenftand betreffend. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend das Erfcheinen 
einer Däniſchen Ueberfehung der Geſetz⸗ 
Sammlung. 


Vertrag zwiſchen Preußen und Walded-Yyrmont, 
betreifend Die Uebertragung der Verwaltung 
der Fürſtenthümer Walded und Pyrmont 
an Preußen. 


Vertrag mit ber Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
u Cöln, betreffend den Bau einer Eiſen⸗ 
ahn von Trier dur die Eifel nah Call. 


Uebereinkunft zwifhen Preußen und den Nieber- 
landen, betreffend die Herftellung einer Eifen- 
babn von Benlo nah Osnabrück. 


Privilegium wegen Ausgabe von Obligationen 
der Stadt Culm zum Betrage von 50,000 
Thalern. 


Vertrag mit der Oberfchlefifchen Eifenbabngefell- 
haft betreffend den Bau einer Eif enbabn 
von Poſen nah Thorn und Bromberg. 


Privilegium wegen Ausgabe von Obligationen] 


der Stadt Oſchersleben zum Betrage von 
40,000 Thalern. 


Vertrag mit der Thüringlihen Eifenbahngefell- 
{haft über den Bau und Betrieb einer Eifen- 
bahn von Gera nad Eichicht. 


enthaltenen Gejege, Verordnungen ı. 


Nr. 
des 


41. 


1* 






Nr. 
des 


Stüdß. Geſetzes. 


7117. 
(Anl) 


7117, 


(Anl.) 
7036. 


6955. 


7031. 
(Anl) . 
6961. 
6959. 


7039. 


(Anl) 


6969. 


7117. 


Seite. 
668-575, 


576-579. 
267. 


1-3, 


234-235. 


13-21. 








IV Chronologifche Ueberficht de8 Jahrganges 1868. 





Datum Ausgegeben . Nr. | Nr. Ei 
des zu Inhalt. bed bi | Selte. 
Geſetzes zc.| Berlin. Stüds. Geſetzes. 
1867. 1868. | 


14. Dezbr. 122. Janr. I Statut der Genoſſenſchaft für Die Meltpration! 3. 6962. 22-27, 
i tea bales bei —36 — Kreis 
oſen. 


19. — 30. — Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Abänderung 6. 6970. 47. 
der Militair⸗Kirchenordnung vom 12. Februar 
1832, bi ih der Wahl der ewangeli 
Militair- Gerftlichen des Landheere8, der 
u | Marine und der Militair- Inftitute. 


27. — 113. — [Nlerhödfter Erlaß, betreffend die Vermehrung 2. FE 690. | 12. 
| de ditgliederza I der Handelskammer zu 
inden. 


30. — 7. —  1Allerhöhfter Erlaß, betreffend die Aufhebung der 1. 6956. I 4. 
Königh inet: irettlon nem en. 


lichen Bo 


30. — 7. — 12elanntmachung, betreffend. die Allerhöchfte Gef 1. 6957. 4, 
ne 1 —AF von — Beföloffenen 
geſellſcha elria zu rf be en 
enderungen bed Sekt aftöftahute, ” 


30, — D. Febr. | Allerbädfter $, un bie Verleihung deri 6. 6972. 89... 
Kerken oreechte für den Bau umb * UnJ— 
terhaltung einer Gemeinde⸗Chauſſee von 
I Drove über Thum nach Berg im Kreiſe 
1868. | Düren. 
4. Jant. 113. Jane. | Gefeh, betreffend die Negelung des Etats- mdf 2. | 6958. 5-6, 
Reänungsmeiens in den neuermorbenen 
Landestbeilen, mit Nusfchluß des Gebiets der 
Stadt Frankfurt, für daß Jahr 1867, ° 


4. — 5. Sehr. Konzeſſions - Urkunde, betreffend den Bau und| 6. 6973, 54-55. 
Betrieb eineg Pferde-Eifenbahbn von N 
Lägerdorf nad Itzehoe. | 


4. — 5. — alllerhöchſter Erlaß, betreffend die Genchmi ung 6. 6974. 56. 
wegen Lufbrin ung der erforderlihen Mittel I 
ur Vollendung der von dem Kreife Allenftein 
übernommenen Chauffeebauten. 


4. — 5. — 1 Privilegium wegen Ausfertigung von Hreiß-]| 6. | 6975. 56-60. 
Obligationen des Mllenfeiner Kreiſes 
im Betrage von 83,000 Thalern. 


4. — 26. — . IMlerhöcfter Erlaß, betreffend bie Derleigun der 9. 6988. 85. 
fiskaliſchen Vorrechte in Bezug auf die Unter- 
altung der Attien-Chaufies von Halber- 
ſtadt nah Quedlinburg an bie —S 
ihrer Uebernahme zuſammengetretene etaͤt 








er 


Datum |Binägegeben 
1 2 u 
Geſetzes ıc.| Perlin. 
1868. 1868. 
7. Janx. 22. Janr. 
8. — 30. — 
10. — 130. — 
11. — — 
13. — 122. — 


13. — [23 — 


13. — 23. — 
18. — IG. Febr. 
18. — 121. — 


22. — 126, Febr. 





Chronelogifehe Ueberſicht des Jahrganges 1868. 


Inhalt.. 


Bekannmachung hetreffend die Genehmigung von 
Abänderungen des Sicnis de8 Oerfozder 
Vereins für Leinen aus reinem Handgeſpinnſt. 


Privilegium wegen Yusfertigung von Obliga- 
tionen des Fürſtenthumer Kreiſes im Be⸗ 
trage von 30,000 Thalern IV. Emiflion. 


Geſetz, betreffend die Abänderung der Stempel- 
fteuer von Kalendern. | 


Belanntmadhung, betreffend die Genehmigun 
Des Radtvages zu dem Statut der Rau 
nonnigaf in Königsberg nom 25. April 


Belanntmadung, betreffend Die Genehmigung des 
revidirten Statut8 des Nüdkverficherungsverein 
ber Riederrbeinifhen Güter - Hifelu- 
ranzgefellihaft zu Wefel 


Beftätigungs-Urfunde, betreffend den Erſten und | 


zyeken Nachtrag zum Statut der Berlin- 
örliger Eiſenbahngeſellſchaft. 


Privilegium wegen Cmifjion von Prioritätd- 
Obligationen der Berlin-Görlitzer Eifen- 
bahngeſellſchaft von 1,250,000 Thalern. 


Allerhöhfter Erlaß, betreffend eine Abänderung 
des Statut8 des Magbeburg-Rotbenfee- 
msoimiritebter Deihverbandes vom 
1. März 1858. 


Vrivilegium wegen fernerer Emiſſion von 1,000,000 
Thalern fünfprogenti er Prioritäts -Obligatio- 
nen I Emiffion der Altona⸗Kieler Eifen- 
babngejellihaft. 


‚1 PBrivilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber 


lautender Obligationen der Stadt Aſchers⸗ 
leben, Regierungebgirte Magdeburg, zum 
Betrage von 55,000 Thalern. 


Allerhöchfter Erlaß, betreffend die Einführung der 
fiebenten Ausgabe der Pharmacopoea Boras- 
sica ıc. in die durch Die Geſetze vom 20. Sep» 
tember und 24. Dezember 1860. mit der Mon⸗ 
archie vereinigten Qandestheile. 


4, 


10, 


9. 


6966. 


6966. 
(mit Anl.) 


6967. 


6977, 
6983, 
(mit Anl.) 


6993, 


6989, 





29-34. 


35-40. 


63, 


74-80. 


160-163. 


86. 





27. — 


28 6m 


Cheonologiſche Aeberficht bes: Jahrganges 1888; 


mern ner wegen Tre nennen 


ſter Erlaß, betreffend die Rangver- 
iffe der Juſtizbeamten für die neu 


enen Landestheile. 


jer Erlaf, betreffend die Verleil der 
en Vorrechte an den Kreis Darkeh- 
im zei sbezirk Gumbinnen, für 

te Unterhaltung mehrerer Kreis- 


* 


ationen des Darkehmer Kreiſes im 
je von 184,000 Thalern. 


3. nachung, betreffend die Allerhoöͤchſte Ge- 
Jung Fa der fema: n —X 
ieine erungs · eſellſchaft · in 
n errichteten Aktiengefelfgaft. 


uuegi Erlaß, betreffend bie Verleihung ber 

pen en Vorrechte an den Landkreis Königs- 

7 in Bezug auf den Bau und bie Unter 
baktung mehrerer Kreiß-Chauffeen. 


H 
Privilegium wegen Ausfertigung von Kreis- 
Obligationen des Rönigöder er Land- 
kreiſes im Betrage von 117, Thalern 
Emiſſion. 


» 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
figkaliſchen Vorrechte an den Kreis Mohrungen 
in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung 
der Ehauffeen von Mohrung en nad Lieb⸗ 
ftabt und von Saalfeld durd die Feldmark 
Kuppen zum Anſchluß an die Güldenboden- 

Saalfelder Chauflee. 


a m und 
ſſeen. 
| um wegen Ausfertigung von Kreid- 
H 
mir 
+ 
t 
4 


10. 


13. 


13. 


12, 


(mit Kl) 
6978. . 


6990. 


631. 


6994. 


7002. 


7003, 


7000. 


64. 


87. 


88-92. 


164. 


179, 


180 -183, 


176, 


Cheonologiſche Ueberfict des Jahrgangs 1868. - vn 






Verorduung, betreffend bie rhebung der Ober · 
Berg. und Salzwerks⸗ Dire Han. zu Kajfelf . 
und die Feſtſtellung des Bezirks des Dber-1 : 
Bergamts zu Clausthal, 


3. — 12. Mad. [Ronzgeffions- und Beſtaͤtigungs · Urkunde für die] _ 
Halle. Sorau- Gubener Eifenbahn-| : 
gefellfeaft. 


4 — 10. Febr. [Brivilegium wegen usferigum 
p aber fautender Kreiß- Gi etionen 338 
olbaper Kreiſes im Beiteoe von a 
balern DL. Emiſſion. 


6. — 2l. — 1Gefeß, betreffend Die Abänderung des . 2. bes], 
Geſetzes über die Ausführung der andes-I 
vermeffung i in dem Fürſtenthum ru 
zollern-Hedhingen vom 11. April 1 


8 — 121. — lAllerhöchſter Erlaß, betreffend die Aufhebung der] - 
| —2 — — — —— 


.Allerhoͤchſter Erlaß, beiseffend die Verleihung de8 
Rechts zur Er ebung es Chauffeegelded aufl / 
i der Chauffee von MWallerfangen, über] 
j St. Barbe bis zur Bann ageenge von Quifin- 
en, nad den d ppelten & —* 
ſaotg Ehaufſern sta! ‚gehe Ienben | C me | 
geld- Tarifs, an die Gem Waller fangen 
und St. Barbe. . 


8.— 116. — |Minifterial-Erflärung, betreffend die Auddehnung 
deb über die gegenfeitig en Gerichtsbarkeits⸗ 
: verhältniffeunermil Dftober 1861. 3wiſchen 
| Preußen und? Walded —— Bert; 
trage8 auf Die neu erworbenen andestheile. 


8. — 16. — [Allerböcfter Exlaß, betreffend Die Verleihung der - 1 
fisfaliihen Vorrechte für den Bau md ‚Die 
Unterhaltung einer Kreis - ‚aufl ee. 
dnfelıh an über Bahnhof Dambrau um . 
—5— uß an die Breslau⸗ Oppelner Staats⸗ 


men in 
ar. 
8 
80 


er} 
“& 
0) 
u 
— —— ie Vi 
2 
© 
22 


Do Mn. 


90 
nu 
3. 
3 
en nen 


7020. [I 198-199: 


[7 


7011.:| 19. 


[ee en 7 re oe nm 


5 
| 
8 word 
Chauffee. ! 
8 — 16. — Privilegium wegen Wusfertigung auf den 14, 7012.!1 200-204. 
h lautender Kreib⸗ Obligationen. | | 
j 
I 


Falkenberger Kreiſes IL Emiſſion im Bei 
frage von 43,00 Thalern. 











vu CEbhtonologiſche Ueberficht des Jahrganges 1888, 


Allerhoͤ Ex! betreffend die Ausdehnun, 
Verben Mehlener Sehe Sgüglig bes Bauch 
und der Unterhaltung der Chauffee von Gu ⸗ 
einen nad) Stampelfen bewilligten Rechte auch 
auf die Chauffee von Stampelten bis 
ur Labiauer Kreid-Chauffee von (fen über 
Raymen nad Sielteim. 
ivileglum wi Ausfertigung auf den In ⸗ 

ee ae a at den J 
Wehlaue a netes im Betrage von 54,800 Tha- 
lern D. Emiſſion 

ul ter Erlaf, betreffend die Ermäßi; der 
— Alert und Keufabre 
waffer zu entritenden Hafenabgaben. 

Alerhönfter Erlaß, betreffend die Ermaͤßigu— 
Ich in den a echllen zu —— 
Hafenabgaben für die Kuͤſtenſchiffahrt u. |. w. 


“re Exlaf, betreffend bie 


DVerteigung ber 

liſchen Vorrechte an ben Kreiß Zutas für 

en Bau und die Unterhaltung einer Kreis 
Ehauffee von am an ber Berlin. 
Kübben-Rottbufer Staatäftrafe nach dem ven 
baren an der Berlm- Görliger Eiſen · 
Rongefions · Urkunde für -Die Vayeriſche Attien . 
geſellſchaft der Pfälziſchen Nordbahnen zum 
Baue und Betriebe ger fogenannten Alfenz- 

“ " Ba aebiets. 
@ Inleihe 
Bersat 
eſchaf 
FR 
«8 Eifen- 


ung der 
Fe 
a 


ad. W. 
zur Grenze des Kreiſes Birnbaum "in der 
tung auf Schwerin. 

jöchfter Erlaß, betreffend die Abi 
en 


des Bremenfden rit — 
lichen Kredit vere ins. 0 Heel 


Bi 
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atu Ausgegeben | 
et" | au Inhalt. 
Geſetzes 2c.| Berlin. 


1868. | ıss8. I .. 4 


24. Febr. 3. März. Geſetz, betreffend die Feſtſte de8 Stants-I 10. 6992. 93-159, 
“ ale etars ie — 


24. — 16. — 1Gejeh, betreffend die Todeſserklärung von] 15. 7006. 1 193-194. 
Verfonen, welde an den in den jahren 1864. 
und 1866. geführten Kriegen Theil genom- 
men haben. 
124. — 16. — JAllerhoͤchſter Erlaß, emo die Verleihung der| 17. 7020. 211. 
! Staliichen Vorrechte für den Bau und Die 
| nterhal mehrerer Kreis-Chauffeen im 
Recite Friedland, Regierungsbezirk! Könige- 
| erg. 
14 — 16. — | Privilegium wegen Ausfertigung auf ben In- 17. 7021. 212-216. 
| aber lautenber Reise — * 
Kreiſes Friedland im Betrage von 120,000 
Thalern. 





A. — 6. April, JAllerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 23. 7044. 286. 
Staliihen Vorrechte für den Bau die 
Ä nterbaltung einer Kreis - Ehauffee von 
Dähre im Kreife Salzwedel, bis zur Kreis. 
grenze bei Schmölau in der Richtung auf 
odenteich. 
| 3 — 24. — | Privilegium wegen Ausfertigung auf den * aber] 26. 7056. I 341-345. 
lautender Kreis-Obligationen de Nag- 
| niter Kreiſes im Betrage von 40,000 Thalern, 
. Emiffion. 
27. — 9. März. Geſetz, betreffend die Beſchränkung der in den] 13. 7001. I 177-178. 
neuen Qandestheilen in VBerwaltungs-An- 
elegenbeiten zur Erhebung kommenden 
ebübren und Eporteln. _ 
| 285. — 3. — Beh, betreffend die Beftreitung der bem König| 11. 6935. 166, 
eorg und dem Herzog Adolph zuNaf- 
| fau gewährten Audgleihungdfummen. | 
| 29. — 8 — 1Gefeb, betreffend die künftige Behandlung der| 12. 6998. | 169-173. 
| auf mehreren der neu erworbenen Landestheile (mit Anl.) 
laftenden Staatsſchulden und die Ausgabe 
von Kaffenanweifungen zum Betrage von 
| 2,407,653 Thalern. 
ı 2 Mär. 3. — I PVerordnung, betreffend die Beihlagnabme| 11. 6996. | 166-167. 
des Vermögend des Königs Georg. 


2. — 4. April. I Gefeb, betreffend die Semäbrung einer Staats-| 22. 7038, 269. 
—ã an die Th u Eifenbahn- 

\ gel haft den Bau einer Eifenbahn von 

| 





einefeldbe nah Gotha. 


|  SJehegong 1868. 2 
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Iyı Yo 


m. rg 





a 
Chronologiſche Ueberſicht 


der in der Geſetz ⸗Sammlung für die Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 
bom Jahre 1868 


enthaltenen Geſetze, Verordnungen ı. 


Datum [Ausgegeben Nr. Nr. . 
des zu Inhaltt. des des Seite. 
Geſetzes ıc.| Berlin. Stücks. Geſetzes. 
1867. 1868. 
18. März. | 22. Juni. | Staatövertrag zwiſchen Preußen und den Thü-] Al. 7117. | 568-575. 
tingifhen Staaten, betreffend den Bau einer (Anl.) 
Eilenbabn von Gera bis zum Fuße des 
Thüringer Waldes bei Eihicht. 
18. — 22. — 1Schlußprotofoll, denfelben Gegenftand betreffend.] 41. a 576-579. 
n 
13. April. 131. März. JAllerhöchſter Erlaß, betreffend das Ericheinen]| 21. 7036. 267. 
einee Dänifhen Ueberfekung der Geſetz⸗ 
Sammlung. 
18. Juli. 7. Janr. I Bertrag zwifchen Preußen und Walded-Pyrmont, 1. 6955. 1-3. 
, betreffend die Uebertragung der Verwaltung 
u antbümer Walde und Pyrmont 
an Preußen. 
12 242 
Novbr. 30. März. | Vertrag mit der Rheiniſchen Eifenbahngefellfhaft] 20. 7031. | 234-235. 
“ u &öln, betreffend den Bau einer Eifen- (Anl). 
ahn von Trier durch die Eifel nad Call. 
28. — 22. Janr. |Uebereintunft zwiihen Preußen und ben Nieber- 3. 6961. 13-21, 
landen, betreffend die Serftelung einer Eifen- 
babn von Venlo nah Osnabrüd. 
0 — |13. — Beivilegium wegen Ausgabe von Obligationenf| 2. | 6959. 7-11. 
der Stadt Culm zum Betrage von 50,000 
Thalern. 
0. — 4. April, | Vertrag mit der Oberfchlefifhen Eifenbahngefell-]| 22. 7039. | 271-274. 
hat betreffend den Bau einer Eif enbabn (Anl) 
von Sofen nad Thorn und Bromberg. 
2. Dezbr. | 30. Janr. Peivilegium wegen Ausgabe von Obligationen] 5. | 6969. | 42-46, 
der Stadt Oſchersleben zum Belrage von 
40,000 Thalern. 
4. — 122. Juni. Vertrag mit der Thüringiſchen Eifenbahngefell-| 41. | 7117. | 562-568, 


ſchaft über den Bau und Betrieb einer Eifen- 
bahn von Gera nah Eichicht. 


1* 








IV 


Datum [Ausgegeben 


22 


des zu 
Geſetzes ꝛc. Berlin. 


1867. 
14. Dezbr. 


19. — 


27. — 


30. — 


30, — 


1868. 
4. Janr. 


1868. 
22. Janr. 


30. — 


13. — 


5. Febr. 


13. Sant. 


5. Febr. 


26. — 


Inhaltt. 


Statut der G ſchaft für die Melipration 
de8 Samica⸗Thales bei —36 — Kreis 
Pofen. 

Allerhd Erlaß, betreffend die Abänderung 
en —— bom 12, Februar 

ſichtlich a — 
Militair-Geiſtlichen des Landheeres, der 
Marine und der Militair⸗Inſtitute. 

Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Vermehrun 
——— der Handelskammer * 

nben. 


Allerhöchſter Erlaß N betreffend die Aufhebung der. 
i 


Königlihen Polizei⸗Direktion zu Emden. 
Bekanntmach betreffend. die Allerhöchſte Ge⸗ 
nehmi ung der von der Bergbau - Aftien- 


gefellſchaft Gelria zu Altendorf beſchloſſenen 
enderungen des Ge HT ANA en 


Alle ale fi, beizeffend die Berleifung der 
Kar en Yan r den Bau und Nr Un« 
terhaltung einer Gemeinde - Chauffee_ von, 
Drobe über Thum nah Berg im Kreiſe 

üren. 


Gefeh, betreffend die Regelung des Etats- und 


Rechnungsweſens in den neuermorbenen | 


Landestbeilen, mit Ausſchluß des Gebiets der 
Stadt ankfurt, für daß Jahr 1867, ° 


Konzeffions - Urkunde, betreffend den Bau und 
Betrieb eineg Pferde-Eifenbabn von 
Qägerdorf nad Itzehoe. 


Allerhödfter Erlaß, betreffend die Genehmi ung 
ittet H 


wegen Aufbringung der erforderlichen 
ur Vollendung der non dem Kreife Allenftein 
übernommenen Ebauffeebauten. 


Privilegium wegen Ausfertigung von Kreis⸗ 
Obligationen des Allenſteiner Kreiſes 
im Betrage von 83,000 Thalern. 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend Die Der leipung ber 
fiskalifchen Vorrechte in Bezug auf die Unter 
Kurs der Attien-Chauflee von Balber- 
ſtadt nach Duedlinburg an bie a 
ihren Uebernahme wufanmtengetretene eräh. 


Chronologifche Ueberficht des Jahrganges 1868. 


be 

Stüds. |Gefeges 
3. 6962. 
6. 6970. 
2. | som. 
1. 6956. 
1 6957. - 
6. 6972. 
2. 6958. 
6, 6973 
6. | 6974 
6, 6975. 
9. 6988. 





22-27. 


47. 


12, 


‚53. 


5-6. 


54-55. 


56. 


56-60, 








—— Ünägegeben 
zu 
Befehes 2c.|. Perlin 
1868. 1868, 
7. Janr. 122, Janr. 
8 — 30. — 
10. — 130. — 
11. _ 22 — 
13. — [2 — 


13. — 123 — 
18. — [10. Sebr. 
18. - Jaı. — 
18. — | 3. Miu 
22. — |26. Sehr. 


Chronologiſche Weberficht des Jahrganges 1888. 


Inhalt 


Sefannhmadem betreffend die Genehmigung von 
Aban —— — des lat des Herforder 
—* für Beinen aus reinem Handgeſpinnſt. 


Privilegium wegen Yusfertigung von Obliga» 
tionen des Kürftentbumer Kreifes im Be- 
trage von 30,000 Thalern IV. Emiſſion. 


Geſetz, betreffend die Abänderung der Stemp el- 
fteuer von Kalendern. 


Belanntmahung, betreffend die Genehmi un 
des —3— zu dem Statut der 


mannihaf in Königsberg nom 25. April 


Belanntmahung, betreffend bie Genehmigung des 
tevidirten Statut8 des Rüdverlicherungävereind 
der Niederrheinifhen Güter - Affelu- 
tanzgefellihaft zu Wefel 


Seläfigungs- Urkunde, betreffend den Eriten und | 


weiten Nachtrag zum Statut der Berlin- 
drliger Eifenbähngefelifhaft. 


Privilegium wegen Emiſſion von Nrioritäts- 
Obligationen der Berlin-Görliher Eifen- 
babngefellfaft von 1,250,000 Thalern. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend eine been 
des Statutd des Magbeburg- -Rothenjee- 
an les Deihverbandes vom 


Fan ne wegen fernerer Emiſſion von 1,000,000 
— Prioritãts⸗Obligatio⸗ 
nen IL Emiſſion der Alt 
babngefellihaft. 


Privilegium wegen Ausgabe auf jeden baber 
lautender Obligationen der Stadt Aſchers⸗ 
leben, Regieru mgsb ern Magdeburg, zum 
Betrage von 55,000 


Allerhöchfier Erlaß, betzeifenb die Einführung der 
fiebenten Ausgabe der Pharmacopoea Borus- 
sica ıc. in die durch Die Befebe vom 20. Sep« 
tember und 24. Dezember 1 der Mon« 
archie vereinigten —— 


ona⸗Kieler Eiſen— 





10. 


V 

Seite. 
6963. 27 
6971. | 48-52. 
6968. 41. 
6964. 28 
6965. 28. 
6966. | 29-34, 
(mit Anl.) 
6967. | 36-40, 
6977.11 68, 
6983. | 74-80. 
(mit Anl.) 
6993. | 160-163. 
6989. 86, 





— - 


Cheonologiſche Aeberſicht bes: Jahrganges 1868, 


DAL Bas SEE 2a 22 oc ze Sn ze 


er Erlaf, betreffend die Rangver- 
ffe der Ju igbeamten für die neu 
nen Landestheile. 


er Erlaß, betreffend die Verleihung der 
en Vorrechte an den Kreis Darkeh- 
im Regierungsbezirk Gumbinnen, für 
R und die Unterhaltung mehrerer Kreis · 
een, 


ım wegen Außfertigung von Kreid- 
ıtionen de8 Darfehmer Kreiſes im 
von 184,000 Thalern. 


achung, betreffend die Allerhöcfte Ge 
ing der unter der Kirma: » Fortuna, 
ine Verficherungs-Aktiengefellfhaft« in 
ı errichteten Aktiengefellfchaft. 


ver Etlaß, betreffend bie Verleihung ber 
ven Vorrechte an den Landkreis Königs · 
? Bezug auf den Bau und bie 
mehrerer Kreis-Chauffeen. 


priwiegium wegen Ausfertigung von Kreis · 
Obligationen des Königsberger Land- 
kreiſe 8 im Betrage von 117 Thalern 

Emiſſion. 


Allerhöͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fickaliſchen Vorrechte an den Kreis Mohrungen 
in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung 
der Ehauffeen von Mohrungen nad) Lieb⸗ 
ſtadt und von Saalfeld durch die Feldmark 
Kuppen zum Anſchluß an die Güldenboden- 

Saalfelder Chauffee. 


7. 


10. 
13. 
13. 


12. 


(mit Anl.) 
6978. 


69%. 


6991. 


6994. 


7002. 


7003. 


7000. 


64. 


87. 


164. 


179, 


180-188. 


176, 


Datum Ausgegeben 
des u 
Geſetzes ac. Berlin. 
1868. | 1868; 
3. Febr. 121: Febf. 
3. — 2. Mal. 
4. — 110. Sehr. 
6. — 1a. — 
8 — 121 — 
8. — | 9 Min. 
h 
8..— 16. — 
8. — 116. — 
8. — Jıs. — 


Ehronologifche Weberficht des Jahrganges 1868 





Verordnung, beiveffend die Aufhebung der Ober-| . 
Berg - und Salzwerks. Direktion Mn, Kaffelf.. 


und die Feſtſtellung des Bezirks 
Bergamts zu Elausthal, 


Dber- 


Konzeffiond- und Beftätigungs- Urkunde für diel _ 


Halle - Sorau » Bubener Eifenbahr- 


geſellſchaft. 


rivilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 

p aber (nutender Kreid-O fgationen Yes 

oldaper Kreile8 im Betrage von 80,000 
Thalern. DL. Emiſſion. | 


ode betreffend die Abänderung de8 6. 2. des 

efehes über die Ausführung der Candes- 
vermeffung in dem Fürſtenthum — 
zollern⸗Hechingen vom 11. April 1859. 


Mlcchödifter Ela, betreffend bie Aufhebung der . 


Königlihen Bolizeidireftion zu Stade 


Allerhöcfter Erlaß, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Erhebung des Chauffeegelded auf 
der Chaufjee von Wallerfangen über 
St. Barbe biß zur Danngeenge von Guifin- 
gen, nad) den doppelten Saͤßen bed für bie 

taat8-Chauffeen jedesmal geltenden Chaufice- 
geld- Tarifd, an die Gemeinden Wallerfangen 
und St. Barbe. . 


Minifterial-Erflärung, betreffend die Ausdehnung 
de8 über die gegenfeitigen Gerichtsbarkeits— 
v erbältniffe unterm 11.Oftober 1861. zwiſchen 
Preußen und Walded abgeihlo enen Ver⸗ 
traged auf die neu erworbenen Landestheile. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fisfalifhen Vorrechte für den Bau und bie 


Unterhaltung einer Kreiß- Baufiee von 


altenberg über Bahnhof Dambrau zum 
nfhluß an die Breslau -Dppeiner Staats- 
Chauſſee. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
* lautender Kreiß-Obligationen 
Falkenberger Kreiſes IL Emiffon im Br 
trage von 43,000 Thalern. 


Yard 


1 Pe ° .. r 
.. Lg 7 A Me m Si Hi ut ne er ⏑ö —— ⸗ 





Nr, .E: 


8 
DR. LI I 1 


— 


* 
+ 
* .r 
Mn nn 9 * u u... 


nad 





1 7020. 198-199: 
i 
\ 

- 17 1 
7011.; 


— 
Seite. 
—— 


21 corl 
::5980, 1 68. 55 


7064. 1 365-396, 
(mit Anl. - a 


6979, 65 68... 


6981. | 70. 


6985, 8l. 


m 


7004 184. -— 


Ei 
u 


19. 


von. 200-204. 
| 


4 


10. 


10. 


10. 


12. 


17. 


17. 


















Chronologiſche Ueberficht des Jahrganges 1868. 


Allechöcfter Erlaß 
der a Reke Beeie b ins des 
und der Unteshali tung ber Chauffe von © 
ehren nad, Stampelfen bewilligten Rechte au 
die Chauffee von Stampelten bis 
jur Labiauer Kreis⸗Chauſſee von Nauzken über 
u nah Sielteim. 


Peivllgium wegen a usfertigu ng auf den 
aber lautender Kreid-Obligationen m 
Ey au e r Kreiſes im Betrage von 54,800 Tha- 
lern DO. Emiflion. 


Allerhoͤchſter Exlaf, betreffend die Ermäßigung der 
in dem Hafen von Danzig und Reufahr- 
waſſer zu entrihtenden Hafenabgaben. 


Allerl ter Erlaß, betreffend die aͤßigun— 
——— —— zu anne 
nannten “ Küftenfihiffahrt u. |. w. 

Erlaß, betreffend bie Verleihung ber 
IH en Sorenhe ur Den Keab Cu ne für 
Bau und I Unterhaltung einer Kreis· 

— von Arion an ber Berlin, 
ben-Ktottbufer Staatsſtraße nad dem Bahn 

ofe Brand an der Berlin- Görliger Ei em. 







ons « Urkunde für die Bayerifche Aktien 


Ko 
t ber Pfalziſchen Noidbahnen zum 
Fe Fi ve —8 
bahn innerhalb des —R Stantögebiete 


€ Inleibe 








u dar 
Er 


es Eifen- 

















Allechächfter Exlaß, betreffend die Beteihun 
Ha in a: an den Kreis 8 —E 
W. den Bau und die Unterhaltune 
iur AacitiChauffee von Landöberga.b. 
A zur Grenze ded Kreifed Birnbaum in ber 
tung auf Schwerin. 
Aehhöcter Kal Beteffenb bie Abänderung 


Bremenfhen ritterſchafi- 
den Arc Beehltuereine, 


23. 








282-285. 


168, 


71-23, 


218. 


1868. | 1868. 
24. Febr. 8. März 
24. — 16. u 
4. — 16. — 
4 — 16. — 
4 — 6. April. 
26. — 24. — 
7. — 9. März. 
3 — 3. — 
23. — 8. — 
2. Mi. | 3. — 
2. — 

Jahrgang 1868. 


4, April. | Gefeb, betreffend die Semäbrung einer Staatd-| 22. 





Chronologifche Ueberficht des Jahrganges 1868. 


Inhalt. 


I Sejeh, betreffend die Feſtſtellung des Staats⸗ 10. 


haushalts⸗Etats für 1868. 


Geſetz, betreffend die Todeſserklärung von| 15. 


Perſonen, welche an den in den jahren 1864, 
und 1866. geführten Kriegen heil genom- 
men baben. 


Stalischen Vorrechte für den Bau und Die 
nter altung mehreren Kreis-Chauffeen im 
Reife Sriedlandb, Regierungsbezirks Könige- 
erg. 


"Ren Erlaf, en die Verleihung deri 17. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 17. 
aber lautender St des 


Krei8- Obligationen 
Kreiſes Friedland im Betrage von 120,000 
Tihalern. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der| 23. 


Sfaliihen Vorrechte für den Bau und die 
nterbaltung einer Kreis⸗Chauſſee von 
Daͤhre im Kreife Salzwedel, bi8 zur Kreid- 
grenze bi Schmölau in der Richtung auf 
Bodenteich. 


Privilegium wegen Angfertigung auf den Inhaber 26. 


lautender Kreis Obligationen des Rag⸗ 
niter Kreiſes im Betrage von 40,000 Thalern, 
II. Emiſſion. 


Geſetz, betreffend die Beſchränkung der in den] 13. 


neuen Qandeötheilen in Berwaltungs-An- 
elegenbeiten zur Erhebung kommenden 
ebühren und Sporteln. 


Gefeb, betreffend die Beftreitung ber dem Köni 11. 


Georg und dem Herzog Adolph zu Naſ⸗ 
fau gewährten Audgleidungsfummen. 


Geſetz, betreffend die fünftige Bebanblung der 12. 


auf mehreren der neu erworbenen Landestheile 
laftenden Staatsſchulden und die Ausgabe 
von Kaffenanweifungen zum Betrage von 
2,407,653 Thalern. 


Verordnung, betreffend die Befhlagnahmel 11. 


des Vermögens des Königs Georg. 


unterflübung an die Thüringifche Eifenbahn- 
3 F den Bau einer —133 von 
einefelde nach Gotha. 


7020. 


7021. 


7044. 


7056, 
7001, 
699. 
6998. 


(mit Anl.) 


6996. 


7038. 





93-159, 


193-194, 


all. 


212-216. 


286. 


341-345. 


177-178, 


- 
i 


166. 


169-173. 


166-167, 


269. 





X 


Datum 
des 
Geſetzes ꝛc. 


1868. 
2. Mär, 


a 


or 
| 


1868. 
11. April. 


8. Mär. 


26. — 


16. — 


16. — 


16, — 


Allerhöchfter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Worredhte für den Bau und Die 
Unterhaltung einer Guts- und Gemeinde- 
Chauffee von Gebefee nah Tennftädt, 
im Kreiſe Weißenſee. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Kreis Angerburg, 
Regierungsbezirk Gumbinnen, in Bag auf 
den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗ 
Chauffee von Angerburg über Ogonfen, 
Poſſeſſern, Pietzarfen bis zur Löhener Kreis⸗ 
grenze in der Richtung auf Loͤtzen. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den In— 
baber lautender Krei8-Obligationen des 
Angerburger Kreiſes im Betrage von 
41,000 Thalern. 


Geſetz, betreffend die Verftärfung der Geldmittel 
zur Abbülfe des in den Regierungsbezirken 
Königsberg und Gumbinnen berrfchenden 
Kotbianden. 


Statut für die Wiefen-Meliorationdgenof- 
fenfhaft an der oberen Welna wilden dem 
Mierzbigzanyer See und der Orcholmühle. 


Statut für den Berband zur Entwäfferung 
des Qandgrabenthales im Sorauer Kreife. 


Statut für den Berband zur Entwäfferun 
des Altwafferbruhd im Sorauer un 
Croſſener Kreiſe. 


Geſetz wegen Aenderung der Stempelſteuer 
in den Regierungsbezirken Kaſſel und Wies- 
baden mit Ausnahme der Stadt Fyrant- 
furt a. M. 


Geſetz, betreffend die Erhebung jährliher Aver- 
fional-Beiträge in den von dem Zoll⸗ 
vereine ausgeſchloſſenen Gebietötheilen. 


Geſetz, betreffend die Schließung der öffentlichen 
Spielbanften zu Wiesbaden, Ems und 
Homburg. j 


Geſetz, betreffend das Recht der im Preußifchen 
Untertbanen - Berbältniß ſtehenden Eivilbeamten 
des Norddeutihen Bundes zum Eintritt in die 
ine Wittwen- Verpflegungsan- 

a 


Chronologifcye Ueberficht ded Jahrganges 1868. 


25. 


25. 


12, 


19. 


20. 


7053. 
6999. 


7029, 


7033. 


7034. 


7008. 
(mit Anl.) 


1013. 
7013. 


707. 





335-338, 


174-175, 


227-231. 


236-242, 


242-248, 


185-192, 


205-206. 


209. 


195. 











Chronologiſche Meberficht de3 Jahrganges 1868. 






1868. | 1668. 


6. März. 116. März. JGeſetz, betreffend die Verwaltung der durch die] 15. 7008, 
Verordn vom 15. September 1867. ge- 
ſchloſſenen Beamten - Wittwen- und Waifen- 
Kaffen und die Verwendung ihres Vermögens. 


6. — Is — Gefeh, betreffend die Ergänzung der 66. 45. bis] 16. | 7014. 
47. und 8.59. Titel I. der Depofital-DOrd- 
nung vom 15. September 1783. 


| 6. — 26. — 1 Gefeh, betreffend eine Ermeiterung des durch die] 19. 7026. 
8.2. und 3. des Gefehed vom 28. September 
866, über den außerordentlihen Geldbedarf 
der Militair- und Marineverwaltun 
| und die Dotirung des Staatsſchatzes ceröff- 
| neten Kredits. 


7. — 20. — 1Mllerböcfter Erlaß, betreffend die. Aufhebung des| 18. 7024, 
für Benukung der Schleufen an der Lahn zu 
entrichtenden Schleufengelde®8,. 


7. — 26. — |Gefeh, betreffend die Ueberweifung einer Summe] 19. 1027. 
von jahr id 500,000 Thalern an den pro- 
vinztalftändifhen Verband der Provinz 
Hannover. 


7. — 26. — aAlllerhöchſter Erlaß, betreffend die Sinführung der] 19. 7030. 
in den älteren Provinzen geltenden allgemeinen 
Vorſchriften über die Reviſion der Staats— 
kaſſen 20. in die neuen Landestheile. 


— 15. Mai. [Bertrag zwifchen der Bergifh- Märkifhen Eifen-| 29. 7067. 
N efellihaft und der Selhioen Nordbahn- ' (AnL.) 
gefellichaft, betreffend dic Uebernahme des Be- 
triebe8 und des Eigenthums des Heffifhen 
Nordbahn-Unternehmen®. 


9. — 16. Maͤrz.Geſetz, betreffend die Verwendung der Jagd⸗] 16. 7015. 
[Heingebühren in den durch die Geſeße vom 
0. September und 24. Dezember 1866. mit 
der Monardie vereinigten Landestheilen und 
die Gültigkeit der Jagdſcheine im ganzen Preu⸗ 
ßiſchen Staatögebicte. 
9 — 20. — 1 Gefeh, betreffend die Beftimmungen wegen der| 18. 7022. 
Wahlen zum Haufe der Abgeordneten in 
den durch die Gefehe vom 20. September und 
24. Dezember 1866. mit der Preußifchen Mon- 
archie vereinigten Qandestheilen. 


9. — 20. — Allghonſer Erlaß, betreffend die Fulaſun der| 18, 7025. 
Däniſchen Schiffe zur Küſtenfrachtfahrt 
von einem Preußiſchen Hafen nad einem ande- 
ren inländiichen Platze. 


5[> 


20 


Stüd3. Geſetzes. 


XI 


Seite. 


195-196, 


206-207. 


221-222, 


219. 


223-224. 


232, 


207. 


217, 


220. 





KU Epmmologifihe Urberficht des Jahrganges 1868. 


Datum FRlusgegeben 
bes au 
Geſetzes c.| Berlin. 





1868. | 1868. — — 


11. Mär. | 16. Maärz.Allerhöchſter Erlaß, betreffend Die Ausgabe wer-| 16. 7017. 208. 
zindliher Shatanweifungen zum Belrage 
von 13 Millionen Thaler. 


11. — 830. —' IGefeh, betreffend die Erweiterung der Zins-| 20. 7031. I 233-235. 
garantie des Staats für da8 Anlagelapital (mit Anl.) 
einer Eifenbahbn von Trier durch die Eifel 
nah Call. 
11. — 14. April. Geſetz, betreffend die Bewilligung einer bedingten| 22. | 7039. | 270-274. 
Sindgarantie für dad Anlagefapital einer Eifen- (mit Anl.) 
bahn von Bofen nah Thorn und Brom- 
berg. j 
12. — 526. Mäg. Geſetz, betreffend. die Abänderung des für das] 19. | 7028. | 225-226. 


vormalige Königreih Sannover zur Anwen 
dung fommenden Gefehe8 über Gemeinde» 
wege und Landſtraßen vom 28. juli 1861. 


12. — 6. April. JAllerhöchſter Erlaß, betreffend den Bau und diel 23. 7045. 287. 
fünftige Verwaltung ber Eifenbahnen von 
Schneidemühl nad) Dirfhau und von 
Thorn nah Infterburg, ſowie die Anwen⸗ 
i bung des Eppropriationsrehts auf die zur 
Ausführung der gedachten beiden Eifenbahnen 
erforderlihen Grundftüde und des Rechts zur 
vorübergehenden Benubung fremder Srundflüde. 


13. — 130. Män. | ®efeb, betreffend die Deklaration der Verordnung | 20. 7032. 235. 
vom 24. Auguft 1867. über da8 Münzweſen 
in den neu erworbenen Landestheilen. 


14. — 11. April. | Allerhöchfter Erlaß, betreffend die Verleihung bes] 24. 7049. 331. 
| Erpropriationdrechte Fir die Zweigbahn der 
Saarbrüden -Trier-Lugemburger Ei- 
jenbabn von der Station Völklingen nad 
er neuen Viefbauanlage der Steinktoblengrube 
Gerhard- Brinz- Wilhelm bei Puͤttlingen. 


17. — 31. März. JGeſetz, betreffend die Aufhebung und Ablöſun 21. 7035. 1 249-267, 

ewerblider Berehtigungen in den dur 

Die Befebe vom 20. September und 24. De- 

zember 1866. mit der Preußiihen Monardie 

vereinigten Qandestbeilen, mit Uusnahme der 

vormals Königlih Bayeriſchen Enklave Kauls- 

dorf und des vormald Heilen - Homburgifchen 

Oberamtes Meifenhein. 


18. — 6, il, | Sefeb, betreffend die Errich öffentlicher, aus⸗ 23. 7041. 1 277-280. 
aeil llestie ku benupender Schlahthäufer. 


Ehronologifche Leberficht de8 Tahrganges 1868. 





2l. — 


6. Juli, 


11. April. 


11. —' 


3l. Mäy. 


4, April. 


| 5. Mai. 


22. Juni, 


6. April, 


. 1 Mlechödfter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Borrechte 


an die Sgabtgemeinde Sort 

im Kreiſe Sorau für den Bau und die Unter- 

haltung einer Gemeinde-Chauffce von Noß⸗ 
orf nah Groß⸗Kölzig. 


Staatsvetirag zwilhen Preußen und Sambur 
in Betreff Ger Herftellung der Benlo-Sam- 
burger Eifenbabn nebft fefler AUeber- 
brüdung der Elbe zwilhen Harburg und 
Hamburg. 


Befanntmahung, betreffend die Allerhoͤchſte Ge⸗ 
nehmigung de3 tevidirten Statut8 der „Breu- 
Bifchen Sypotbefenverfiherungs-Aktien- 
geſellſchaft“ zu Berlin. Ä 


Geſetz, betreffend die Einführung von Grund- und 
Hypothekenbüchern und die Verpfändun 
vom Seeihiffen in Neuvorpommern un 

gen. 


Bekanntmachung, betreffend die Genehmigun 
des a der Mansteldfe en 
Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchäft. 


Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend einen Nachtrag 
u den Statuten der Rheiniſchen Eifen- 
abngefellfhaft. 


Geſetz, betreffend die Uebernahme und die Ber- 

walbung der nad) den Artikeln VIU. und X. 

des Miener FFriedensvertrages vom 30. Oftober 

1864. von den Elbherzogthbümern an da8 

—A Dänemark zu entrichtenden 
üld. 


Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zins⸗ 
arantie für das Anlage⸗Kapital einer Eiſen⸗ 
ahn von Gera über Saalfeld nach Ei— 

chicht nach Verhältniß des Preußiſchen Laͤngen⸗ 
antheils an der Bahn. 


Bekanntmachung, betreffend Die mit Oldenburg 


abgefchloffene Uebereinkunft zur wechfelfeitigen 
Berd erung der Strafredtöpflege g 


Statut des Verbandes zur Entwäfferung des 
Zedmar-Brudes und feiner Umgebungen 
im Kreife D men, 


236. 


45. 


24. 


21. 


22, 


41. 


23. 


7057. 


7134, 


7050. 


7047. 
(mit Anl.) 


1037. 
7040. 
(mit Anl.) 


7065. 


7117. 
(mit Anl.) 


7046. 


7058, 


345-346, 


621-627. 


882, 


293-329. 


268. 


275-276, 


. 397-398, 


561-579. 


288-292, 


346-355. 


ıIV Chronologiſche Ueberficht de8 Jahrganges 1868. 


Datum Ausgegeben Nr. } Nr. 1 
des u 


Inhalt. de | dee I Seite. 
Geſetzes x] Berlin. Stüds. Geſetzes. | 
1868. | 1868. | 
25. Mär. | 24. April. | Beftätigungs - Urkunde, betreffend ben_zweiteni 26. 7059. | 355-856. - 
Nachtrag zunı Statut der Dppein-Tarno- (mit Anl.) 
witzer — ——— 
25. — 9. Mai. Allerhöchſter Erlaf, betreffend die Verleihung der| 30. 7071. 417. 





Sfaliihen Vorrechte für den Bau und bie 

nterha einer Kreis⸗Chauſſee von Dtt- 
weiler an der Saarbrüden-Bingener Staatd- 
ftraße über Sllingen bi8 zur Saarlouis⸗Birken⸗ 
felder Bezirföftrape bei Lebach, im Regierung» 
bezirk Trier. 


25. — 9 — Jaalllerhochſter Erlaß, betreffend die Verleihung deri 30. 7072, 418. 

fiskaliſchen Vorrechte an die Stadtgemeinde 
Canth, im Kreife Neumarkt Regierungsbezirks 
Breslau, für den Bau und die Unterhaltung 
einer Chauffee vom Bahnhofe Canth der 
Breslau-Schweibnig-Freiburger Eifenbahn über 
Stadt Canth bis jenfeit Krieblowitz, im Kreiſe 
Breslau, in der Richtung auf Gniechwitz. 


28. — 9. — allerhöchtter Erlaß, betreffend die Verleihung der] 30. 7073. 419. 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreiß Sensburg 
für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis- 
Chauffee von Sceeheften, an der Sendburg- 
Roͤſſeler Staatäftraße, nad der Raftenburger 
Kreidgrenze in der Rihung auf Raftenburg, 
im Regierungsbezirk Gumbinnen. 


28. — 9. — Privilegium wegen Ausfertigung auf den An-| 30. 7074. | 420-423. 
baber lautender Krei8-Obligationen des 
Senöburger Kreifes im Betrage von 42,000 
Thalern, IL Emiffion. 


28 — 9. —  IMllerhöcfter Erlaß, betreffend die Verleihung der| 30. 7075. 424, 
fisfaliihen Vorrechte für den Bau und die 
Unterhaltung einer SKreiß-Chauffee von 
Miescisfo über Schoden bi8 zur Poſen⸗ 
Nakeler Ehaufjee in Trojanowo. 


283. — 20. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der| 32. |. 7080. 441. 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau einer Kreid- 
Ehauffee von Dalbeim, im Sreife Büren, 
Negierungebegirt Minden, über Merboff und 
Diebor] 18 zur Arndberg-Beverunger Staats» 
ftraße bei Weftheim. 


30. — 24. April. | Mllerhöcfter Erlaß, betreffend die Aufhebung best 26. 7060. 356, 
in der vormald Bayeriſchen Enklave Kauls⸗ 
dorf feither entrichteten Floßzolles. 





Datum 


des 
ßeſetzes ıc. 
1868. 
V. März 


11, 


11. 


Ausgegeben 
zu 


Berlin. 


1868, 
12. Mal. 


12. — 
22. April. 
2. — 
m. — 
12. Mai 
29. — 
22. April. 
5. Mat. 
12. —: 


Chronologiſche Weberficht des Jahrganges 1868. 


ind ale 


Allerhöchſter Erlaf, betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die 
Unterhaltung mehrerer Kreis-Chauffeen im 
Braundberger veip. BE olländer 
Kreife, Regierungsbezirk Königäberg. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
baber lautender Kreiß- Obligationen des 
Braunsberger Kreiſes im Belrage von 
150,000 Thalern. 


Belanntmahung, betreffend die Allerhöchſte Ge- 

nehmigung einiger Yenderungen des Statuts 
der Sreußit en Sagelverfiderungs- 
Altiengefellichaft. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung des 
Ervropriationdrechts für den Bau der Staatd- 
Eitenbahnen von Dittersbadh nad Alt- 
waffer und von Ruhbank über Landeshut 
und Liebau bi8 zur Böhmifhen Grenze, und 
die Ausführung diefer Eifenbahn durch die 
Koͤnigliche Kommiſſion für den Bau der Schle- 
fifhen Gebirgsbahn. 


Stahl des Braunsberger Wiefenverban- 
et. 


Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber 
lautender Obligationen der Stadt Grabow 
a. d. O., Regierungsbezirks Stettin, zum Be⸗ 
trage von 25,000 Thaler, 


Allerhöcfter Erlaf, Fra die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die 
Unterhaltung der Chauſſeen von Dedeleben 
über Pabsdorf nah Aderftedt und von Eilß- 


dorf nad Aderftedt, im Ofcherslebener Kreife 


des Regierungsbezirks Magdeburg. 


Geſetz, betreffend das Expropriationsverfah— 
ren im Bezirk des Juſtiz ⸗Senats zu Ebren- 
breitftein. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Refiortverbält- 
nifje bezüglich bes Lehnsweſens in den 
neuen Röndestheilen 

Statut für den Verband zur Melioration der 
Grundftüde am feifchen Haffe bei Balga, im 
Kreife Heiligenbeil. 


Nr. Nr. 
des des 
Stüds. Geſehes. 
31. | 7076. 
31: | 7077, 
25. 7054. 
25. | 7055. 
27. | 7061. 
31. | 7078. 
35. | 7090, 
25. | 7051 
29. | 7066. 
31. | 7079. 








XV 


Seite. 


V 


ef 
426-226; 


426-430. 
339. 


340. 


357-362. 


430-435. 


477. 


333-334, 
399. 


435-440, 


XVI 





Datum Ausgegeben 


des zu 
Geſetzes x.| Berlin. 


1868. 
16. April. 


1383 — 


1868. 
13. Juni. 


27. April. 


5. Mai. 


27. April. 


Chronologiſche Ueberficht des Jahrganges 1868, 


Inhalt. 


Nr. 
des 
Stücks. H&efches. 


Privilegium wegen en A den 38. 
baber kautender Kreiß — % 


Kreiſes Roſenber« 
trage von 16,000 lem. 
Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
aber lautender Kreiß- "Obligationen des 
Kreites Gerdauen, im Ran bezirk Kö- 
nigöberg, zum Betrage von 30 — 
Privilegium wegen Ausfertigung auf den 
lautender Kreis⸗O ligationen 


Ders Allenflein, im Regi 
nigöberg, zum Betrage von 60 —— 2 
Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
baber lautender Kreis⸗ ‚Döligationen Des 
Kreifeß Dfterode, im Regierungsbezirk Rö- 
nig8berg, zum Betrage von 25,000 Thalern. 
Allerhöchfter Erlaß, betreffend die Uebertragung 
de8 Baues der Eifenbahn von Herzberg 
nad Oſte rode an die Koͤnigliche Eiſenbahn⸗ 
Direktion in Hannover ıc. 


B ungs· Urkunde, betreffend ben, Ueb 
—— reſp. des Eig a 
ſiſchen en - Unterne end 
Bergifch - Märfiihe Eiſenbahngeſellſcha 
einen Radtrag zu dem AAN: diefer — 
Privilegium der Bergiſch⸗Markiſchen Eiſenbahn 
—— ur — von 8 Millionen a 
eg -Brioritäts- Obligationen. 


Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber 
her Obligationen der Stadt Eiß- 


leben, Regierungsbezirk Merfeburg, zum Be 
trage von ——— 4 
ſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
ae Vorrechte an die Gemeinden Greven 
* Nordwalde für den Bau und die Unter- 
— einer Gemeinde- Chauſſee vom Bahn⸗ 
reven an der Weitfäliihen Eifenbahn 
n Kreife Münfter nah Rordwalde, im 
Kreife Steinfurt, Regierungsbezirks Münfter, 
Belanntmadung, betreffend die mit Sadfen- 
Meiningen getroffene Uebereinkunft wegen 
Auedt ming des über die gegenfeitigen Ge⸗ 
4 —— ie Mai 
g enen ages auf die neu⸗ 
ee their g 


erwor 


32. 


32. 


27. 


Ne. 
des 


7106. 


7107. 


7108. 


7109. 


7062. 


7067. 
(mit Anl.) 


7082. 


7063. 


Seite. 


525-528. 


400-408, 


408-415. 


442-446, 


446-447, 


EA — 4 





3 — 16. Juni. 
. — 5. Mai. 
7. — 29. — 
”. — 19 — 
| 

7. — 19. — 
ehr , 
7. — 19 — 
277.” — 110. Zur. 
. 


SJohrgang 1868. 


Ehronologifche Ueberficht des Jahrganges 1868. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung des 
Expropriationsrechts und die Beſtimmung der 
Behörden für den Bau mehrerer in der —* 
bi Heſſen-Naſſau berzuftellenden Eifen- 

ahnen. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Aenderung der 
im $. 8. der Polizei⸗Ordnung für die Häfen 
und Binnengemäfler von Stettin und Swine- 
münde vom 22. Auguſt 1833. enthaltenen 
Vorſchrift bezüglich der Meldung der Schiffer. 


Allerhöcfter Erlaß, betreffend den Bau und die 
Unteehaltung einer Chauffee längs ber Lahn 
im SKreife Wehlar, Negierungsbeaiet Coblenz, 
von der fogenannten Ulmbad-Straße in 
Biskirchen über Wetzlar bis due Prohherzog 
lich Heſſiſchen Grenze oberhalb Atzbach. 


Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Ge⸗ 
nein der unter der Firma: »Tatter- 
fall-Uttiengefellfhafte mit dem Sike zu 
Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. 

Alcchöhfter Erlaß betreffend die Verleihung der 
fisfaliichen Borrechte für den Bau und die Un- 

terbaltung der Kreis⸗Chauſſeen 1) von Frey- 

ftadt über Dergogewalbe und Stradem nad) Dt. 

Eylau, und 2) von Freyſtadt nah Biſchofs— 

werder, im Kreiſe Roſenberg, Negierungs- 

bezirk Marienwerber. 


Privdegium wegen Ausfertigung auf ben In⸗ 


aber lautender Kreis-Obligationen des 


ofenberger Kreiſes im Betrage von 72,500 
Thalern, dritte Emiffion. | 


Allerböchfter Erlaß, betreffend die Berleibung der 
fistalifhen Vorrechte für den Bau und die 
Unterhaltung mehrerer Kreis-Chauffeen im 
Berenter Kreife, Regierungsbezirk Danzig. 

Privdegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
baber lautender Krei8-DObligationen 3% 
Berenter Kreifed im Belrage von 75,000 
Thalern, II. Emiſſion. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
baber lautender Krei8-Obligationen des 
Stuhmer Kreiſes im Betrage von 20,000 
Thalern IH. Emiflion. 


32. 


36. 


29. 


35. 


35. 


35. 


35: 


37, 


Befekes 


1069; | 
7083. 
7096, 


7070. 


7091. 


7092, 
7093. 
7094. 


7101. 


[7 ⸗ — 


22 


47. 


489-490. 


416. 


478. 


479-483, 
483-484, 
484-487, 


505-509. 





* 
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Datum Nusgegebenſ/ Ne Nr.“ niet 


des |" Inhalt. des | de | Säle. 
Geſetzes x. Berlin. Stücks. Geſehes St, 
1868. 1868. 


27. April. | 10. Juni. | Privilegium wegen Ausfertigung auf den In-| 
baber lautender Kreiß-Obligationen des 
Niederunger Kreifes im Betrage von 70,000 

Thalern UI. Emiffion. 


27. — 24. Novbr.Allerhöchſter Erlaß, betreffend die in Gemäßheit 
| des Geſetzes vom 17. Februar 1868. zur Dedung 
von Vorſchüſſen für iienbabnanlagen, | 
jur Beihaffung von Betriebömitteln für bereitö I 

eftebende Eifenbahnen und zur Erweiterung 

des Eifenbahnneped aufzunehmende Staat8- 
anleihe von vierzig Millionen Thaler. | 


29, — 25. Mai. I Allerhöcfter Erlaß, betreffend die Ausgabe von 
Schuldverfhreibungen zur Abtragung der 
narh den Artikeln VIO. und IX. de8 Wiener 
Friedensvertrages vom 30. Oktober 1864. von 
den Ebherogthümerw an das Königreich 
Dänemark zu entrichtenden Schuld. 


2. Mai. 138. Juni. | Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig 
wegen Serie ung einer Eiſen bahn von 
Herzberg über Oſterode nad Seeſen. 


4. — 20. Mai. Jallerhöchſter Erlaß, betreffend die Abänderung 
" des $. 54. des Revidirten Reglements fir die 
Provinzial-Feuerfozietät der Rheinpro- 

vinz vom 1. September 1852. 


4. — 25. — IMllerhöchfter Erlaß, betreffend einen Zu 
$. 16. der Kirhen-Ordnung ki We] 
nalen und die Rheinprovinz vom 5. März 


37. | 7102: :| 509-818, 


74 | 7243. :|1006-1006. 


33. | 7085. 1 449. 
on -— 1 


40. | 7118. :| 545-548, 


33. | 7084.'| 448. 
4 


33. 7086. 450. 


I: 


I 1 ” 24 


4. — 25. — JBVerordnung, betreffend Die ae —* 34. 7088. 473-475. 
fungen in der evangeliſch-lutheriſchen 


Kirche der Provinz Hannover. 


4. — 29. Juni. | Privilegium wegen Ausfertigung einer dritten 
Serie auf den Inhaber laufender Kreis⸗ 
Obligationen des Kreiſes Oletzko im Be 
trage von 14,000 Thalern. 


4. | zı31.!| 613-618, 


. 
\ 
ı 


| 


8 — 25. Mai. JAllerhoͤchſter Erlaß, beireffend die Genehmigun 33. I 7087.:| 450-472: 
des Statuts Für das Berliner Bfandbriet, (mit ni) 
Inftitut. Ä 4 _, 
8. — 123. — alchödfer Erlaß, betreffend die Genehmigung 34. I 7089.!| 475-476. 
des Be eft- 


preußiichen Landſchaft wegen Emiffion vier 


den des Senerallandtages der 
und einhalbprozentiger Pfandbriefe. 


:- tu - Fu 4A 
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u nn Nr, I Nr. | 
Inhalt.. des des Seite. 


Stücks. Geſetzes. 











—2 Mai. Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Aufhebung des| 35. 1095. 488, 
ren Saleufen —X an der Fulda zu Roten⸗ | 
burg, Melfungen und Neuemühle, an der 

Werra zu Eſchwege und Allendorf und an der 

Weſer zu Earldhafen, vom 1. uni 1868. ab. 


10. Juri. Allerhoöchſter Erlaß, Bureliend die Verleihung deri 37. I 7103. 513. 
skaliſchen Vorrechte für den Bau ynd Die 
terhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von der]. 
Stadt Frie ſack nad dem dortigen Bahnhofe. 


— 1Statut für den Briefenborfier Entwälfe-] 40. 7114. | 548-555. 
tungdverband, Landöberger Kreiſes. 


6. — [Statut für den Entwäfferungsverband der Mall-| 36. | 7097. | 490-495. 
| witz Hermswalder Niederung. 


— Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung des 36. 7098. 1 495-496, 
Kon er ehlee und des Rechtes zur Ent- 

me der Ehauffeebau- und Unterbaltung$- 

aterialien an den Krei8 Ruppin, im Re- 


E 
na 
M 
gierungsbezirk Potsdam, für den Bau und die 


| Unterhaltung der Kreid-Ch ayuffee vom Bahn- 
| bofe zu Neuftadt a. D. nah Hohenofen. 


22. — JAllerhöchſter Erlaß, a die Verleihung deri 41. 7118, 579, 
len Vorrechte für den Bau und Die 
nterbaltung einer Gemeinde- Chauffee von 

Schöneden an der Nahen-Trierer Staat3- 
ſtraße nad Mürlenbah im Kreife Prüm, 
Regierungsbezirl8 Trier. 

26. — |Privilegium wegen Ausfertigung auf den Jn-| 42. | 7124. | 585-589. 
' haber lautender Kreis⸗Obligationen des 
| Recklinghauſener Sreifes im Belrage von 
ı 


100,000 Shalern. : 
6. Mlehöditer Erlaß, betreffend Die Genehmigung | 36. 7099. | 496-508. 
! des Regulativs über die landſchaftliche Belei⸗ (mit Anl.) 
... ung dex zur Weſtpreußiſchen Sanbigaft 
ge igen Güter auf das ſechste Sehntheil des 
xwertbeß. 
10. Statut für den Verband zur Melioration del 37. | 7194. | 514-518, 


oberen Drewenz-Thales im Kreife Ofterobe. 


u; 
18, 4 Allerhöchſter Erlaf, betreffend die Verleihung der 40. 7115. 656, 
gkaliſchen Vorrechte an den Kreis Pr. Eylau, 
ierungsbezirk Königsberg, für den Bau und 
| die Unterhaltung mehrerer Kreis-Chauffeen. 


3* 


XX 





Datum Ausgegeben 
des zu 
Geſetzes 20.| Berlin. 


1868. 
15. Mai. 


26. 


1868. 


18. Juni. 


6. Juli. 


Chronologiſche Ueberſicht des Jahrganges 1868. 


Inhalt.. 


Privilegium wegen Ausferti auf den In⸗ 

haber lautender — Obligationen vr 
Pr Eylauer Kreiſes im Betrage von 
100,000 Thalern II. Emiffion. 


Allerhöcfter Erlaß, betreffend die Verleihung der 

Y alifchen Vorrechte an die Kreife Greifen- 

agen und Soldin für den Bau und die 
Unterhaltung einiger Krei8-Chauffeen. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
baber lautender Kreis-Obligationen des 
Greifenhbagener Kreifed im Betrage von 
115,500 Thalern, II. Emiffion. 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fisfalifhen Vorrechte an die Stadtgemeinde 
Breslau für den Bau und die Unterhaltung 
einer Chauſſee von dem Nullpunkte an der 
Derbindungß  Gifenbahn bi8 an den Eingang 
des Dorfes Gräbſchen. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend Die anderweitige 
Regulirung des Schleuſengeldes für die 
Benutzung der Schiffsſchleuſe bei —8 erg 
in der öffentlichen Schi ahrtöften e vom Rup- 
piner Kanal nad FFehrbellin. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Ergänzung des 
Nevidirten Reglements für die Sgeuerfozietät 
des platten Landes des Herzogtums Sadfen. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verwaltung 
ern omnafial- und Stiftungsfonds zu 
n. 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung des 
Expropriationsrechts zum Bau einer Chauſſee 
von der Stadt Clötze über Schwieſau und 
digigu bis zum Anſchluß an die Salzwedel⸗ 

ardelegener Chauſſee bei Wiepke. 


Allerhöchſter Erlaß, en Die Verleihung der 
Sfaliichen Vorrechte fͤr den Bau und die 
nterbhaltung einer Gemeinde- Chauffee von 

Steinftrtaß an der Cöln- Aachen - Lütticher 
Stantöftraße über Rödingen nah Titz an der 
Düffeldorf - Jüliher Staatöftrage im Kreiſe 
Jülich, Regierungsbezirks Aachen. 


Nr. 
des 
Stücks. Geſetzes. 


40. 


45. 


46. 


37. 


39. 


Nr. 
des 


7116. 
7135. 
7136. 


7110. 


7111. 
(mit Anl.) 


7105. 
7112, 


7119. 


7120, 


Seite 
557-560. 
627-628, 
628-632, 


537, 


| 538-539, 


520, 


539-544, 


580. 


581. 
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Datum [Nusgegeben 


des 
Geſetzes ıc. 


1868. 
26. Mai. 


30. — 





1868. 


6. Juni. 


123. uli. 


Chronologiſche Ueberſicht des Jahrganges 1868. 


Inhalt. 


Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Ge⸗ 
nehmigung des Nachtrages zu dem Statut der 
Korporationderkaufmannfhaftzulagde 


burg vom 9. April 


Allerhöchfter Erlaß, betreffend Abänderungen des 
Statut für den Breslau-Odervoritädti- 
[hen Deihverband vom 18.November 1861. 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung ber 
fis mi Vorrechte für den Bau und Die 
Unterhaltung mehrerer Kreis-Chauffeen im 
Kreife Samter, Regierungsbezirk ofen. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den n- 
baber lautender Kreis⸗Obligationen des 
Samterfhen Kreiſes im Betrage von 
200,000 Thalern. 


Allerhöchfter Erlaß, betreffend die anderweite Re 

ulirung der Gebühren der Stromlootjen 

Air daß a der Schiffe und Stromfahr- 
zeuge im Hafen zu Memel. 


Verordnung, betreffend die Höhe und die Art 
der Erhebung der jährlihen Averfionalbei- 
iräge in den von dem Zollvereine aud- 
geichlofienen Gebietstheilen. 


Vertrag zwiſchen Preußen und Heffen, betreffend 
die Verwaltung und den Betrieb der im Grof- 
perze lich —2 — Gebiete belegenen Strecke 

er Main-Weſer-Bahn. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die veränderte Füh— 
tung der Militair-Kirchenbücher. 


Allerhödfter Erlaß, betreffend die AA er 
zur Anwendung der dem Chauffeegeld - Tarife 
von 29. Februar 1840. angehängten Beitim- 
mungen wegen der Chauffeepolizei- Vergeben 
auf die von der Stadtgemeinde Breslau 
ausgebaute Chauſſee von der kleinen Scheit- 
niger Straße bi8 nad Fürftendgarten in Alt- 
Scheitnig. 


Statut dee Genoſſenſchaft die Melioration 
dee Grundſtücke am Zbochyer See und an 
den oberhalb deffelben in den Kreiſen Koften 
und Schrimm belegenen Scen. 


Nr. 
des 
Stüd3. Geſetzes. 


36. 


41. 


42, 


42, 


42, 


49, 


49, 


41. 


43. 


Nr. 
des 


7100. 


7121. 


7125. 


7126. 


7127. 


(mit Anl ) 


7145. 


7149. 


7150. 


7122, 


7129. 


XXI 


Seite. 


504. 


582, 


589-590. 


590-593. 


594-595. 


673. 


689-694. 


694. 


983, 


597-602, 


X 


Datum 
bei. 
Geſetzes ꝛc. 





1868. erde 
6. Juni; _ Minifterial-Erklärung, betreffend die mit Braun- . 4 633-685, 
ſchweig getroffene Uebereinlunft wegen Re- | Ki + 
ya der gegenfeitigen Gerichtsbarkeits⸗ 
er ältnihf e. J. 
6. — 16. — 1llerbödfter Erlaß, en die Verleihung deri 46. 7138. 635. 
Skaliihen Vorrechte für den Bau und die| 


nterhaltung einer Kreiß-Chaufjee vom 17 — 1 
Sautenburg, im Sreife Strasburg, Re | 

ierungebezirt Marienwerder, bis zur Löbauer 

eisgrenze in der Richtung auf Löbau. 


6. — 16. — Privilegium wegen Ausfertigung auf den Sn-]| 46, 7139. 1 636-639. 
baber lautender Kreis-Obligationen des - 
Straßburger Kreife8 im Betrage von 
15,000 Thalern IV. Emiffion. 


10. — 10. Auguft.] Vertrag zwiſchen Preußen und Schmwarburg-| 52. 7165. | 738-740. 
Sonderdhaufen wegen Uebertragung der Leitung 
der Grund- und — 
lagung im Fürſtenthume Schwarzburg- 
Sondershbaufen auf Königlich Peeußifche 
Behörden und Beamte, 


12, — 22. — | Staatövertrag areifspen Preußen und Hefjen, in] 55, 1174. | 765-772. 
Betreff der Her der Eifenbahnen von 
Gießen nah Gelnbaufen, von Gießen nad 
Fulda und von Hanau nad Friedberg. 


13. — 122. Juni. JAllerhöchſter Erlaß, betreffend die DVereinigung| 41. I 7123. | 583-584. 
der Konfiftorien in Kaffe, Marburg und Hanau 
u einem gemeinfhaftlihen Konfiftorium in 


arburg. . 
13. — 23. Aufl. IPrivilegium wegen Ausgabe auf den Anhaber| 48, 7116. I 674-679, 
3 Iautenber Ob — der Sen r⸗ 


ort, Regierungsbezirks Düffeldorf, zum FR 
trage * 120, — 52* * | | 


13. — 25. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der] 49. 1152. | 698. 
Sfaliihen Vorrechte für den Bau und die 
nterhaltung einer Kreid-C hauffee von der 
Grenze des Kreifed Salzwedel bei Beeſe bis 
Meßdorf. 


13. — 28. — PPrivilegium wegen Ausfertigung einer zweiten 50. 7156. ‚I 705-709... 
Serie auf den Inhaber lautender Kreiß- u 
Obligationen des Neuftädter Kreiſes 
im Betrage von 70,000 Thalern II. Emiffion. 





— | | 





Datum | 
BR Der 


1868. 
14a’ | 8 Oft. Vertrag zwiſchen Preußen und Schwarzburg-| 61. I 7208. | 848-851; 
| 





der Grund- und Gebäudeiteuer- Beran- 
lagung im Fürſtenthume Schwarzburg- 
Fe Nupdolftadt auf Königlih Preußiſche Behör- 


den und Beantte. 


15. — 26. Juni. Belanntmadhung, betreffend die Allerhöchſte @e| 42. | 7128, 596, 
nehmigung de8 von der Generalverfammlung | 
ber n des er WG hc 
e enen zweiten u dem . 
wanna. | Keane. nz 
17. — 29. — Bekanntmachung, betreffend die Ianbesherrlihel 44. | 7132. 619. 
| Genehmigung von engen der Verfaſ⸗ 


[ungeactite der Berlinifhen Leben3- 
erfiherungsgefellihaft und des Sta- 
t8 der Berliniichen 


' Renten» und Kapitals⸗ 
| Berfiherungsbant. 


17. — 16. Zulf. Jallerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigung| 46, 7140. 640, 
’ zur Herftellung eines De ich e 8 zwifhen Ammel- 
goß wiß und der Belgernfhen Höhe. 


17. —:,- 420. — allerhöchſter Erlaß, betreffend die Vereinigung | 47. 7142. 671. 
2 0 des Bezirk der Berghauptmannſchaft zu@lauß- 

thal mit dem Bezirke der Landdroftei zu Hil⸗ 

de&heim. 


30. — Privilegium zur Ausgabe auf den Inhaber lau-) 51. | 7162. | 714718. 
tender Obligationen der Stadt Schwiebus 
zum Betrage von 60,000 Thalern. 


14. Otibr. Vertrag zwiſchen Preußen und Sadfen-Mei-| 63, | 7209. | 873-875. 
° |  ningen wegen Uebertragung der Leitung der | 
Y. 5 Grundfüdzufammenlegungenund Hut. 
ablöfungen auf die Königlich Preußiſchen 
Auseinanderjehungsbehörden. 


29, Juki. nzeffions- und Beflätigungs Urkunde, better] 43, 7130. 1 602-612. 
ı 1 fend den Bau umb Betrie eine Ciſen bahn (mit Anl.) 
von Osnabrüd nah Bremen und Ham- 

burg von Seiten der ECöln-Mindener 

Eifenbabngefellfchaft, fowie einen Nachtrag zum 

Statut der lehteren. 


29. — Im er Erlaß, betreffend die Beſtimmungen ) 44. | 7138. | 620. 
t 


Rudolſtadt wegen —— der Leitung 


—2 
u Mei —— — beten En €; 
L 


— 
über den Wirkungskreis des Oberpräfiden- 
ten und die Eimiöhung einer Megierung in 
der Provinz Schle 


wig-Solftein. 
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Datum Ausgegeben 
des des 


Seite. 
Stüds. Geſehes , 


des zu 
Geſetzes ac. | Berlin. 

1868. 1868. 
29. Juni. 20. Juli. Konzeſſions& und Beitätigungs-Urkunde. für die] 47. 7141. | 641-670. 


Cottbus Großenhbainer Eifenbabnge- (mit Anl.) 
ſellſchaft. 
29. — 23. — Statut der Wieſengenoſſenſchaft des Ar-| 48. 7147. I 679-683. 
gendorfer Thales im Kreife Neuwied. 
29. — 23. — 1Statut der Genoffenfhaft zur Melioration]| 48. 7148. | 683-688. 
der Walfchwiefen bei Plauten im Kreiſe 
1 Braunsberg. 
29. — 25. — JAbgeändertes Statut des Dommitzſcher Deih-| 49. 7151. I 695-697. 
verbandes. 


29. — 28. — aulllerhöchſter Erlaß, betreffend das den Kreifen] 50. 7157. } 709-710. 
Lübbecke und Herford im Regierungsbezirk 
Minden verliehene Recht zur Erhebung des 
tarifmäßigen Chauffeegelde8 auf den Chauſ⸗ 
feen von Rabden über Lübbede, 
Bünde und Enger nad Bielefeld, ferner von 
Bünde bi8 Herford und von Fieſtel nad 


Dielingen. 
29. — 12. Auguft.| Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigung | 53. 7166. 1 741-744. 
des Tarifs, nad welchem die Abgabe für die (mit Anl.) 
Benukung der Oderbrüde bei Schwedt zu 
erheben in 


1. Juli. 525. Juli, [Statut der Wiefengenoffenfchaft des Perchthales 49. 7153. | 699-702. 
zu Lauferdweiler, Kreife8 Simmern. 


l. — 25. — ]Ullerhöchſter Erlaß, betreffend die Eidesleiftung]| 49. 7154. 703. 
der evangelifihen Geiftlihen in der Provinz (mit Ant.) 
Hannover. 


l. — 22. Auguft.| Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der] 585. 7176. 113. 
fisfaliihen Vorrechte an den Kreis Zauch— 
Belzig, Negierungsbezirt Potsdam, für den 
Bau und die Unterhaltung mehrerer Kreis- 
Chauffeen. 


4. — 25. Juli. I Allerhöcfter Eriapı betreffend die Befeitigung des 49, 7155. 704. 
Aufgebot8 und der Meortifitation verlorener 
Kupons von Schlefifchen altlandfchaftlichen 
Pfandbriefen. 


8 — 20. — 1 Belanntmahung, betreffend die Allerhöchſte Gel 47. 7143. 671 
nehmigung der von der Altiengefellfhaft der 
Glad —8* Spinnerei und Weberei zu 
Gladbach in dem notariellen Protokolle vom 
14. April 1868. beſchloſſenen Abänderung ihres 
Geſellſchaftsſtatuts. 


Datum JAusgegeben 
des | u 

Geſetzes ıc.I Berlin. 
1868. | 1868 


Chronologifche Ueberficht de8 Jahrganges 1868. 


Inhalt. 


8. Juli. 115. Auguſt.Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 


8. — 115. — 


fisfaltihen Vorrechte und des Rechts zur Er- 
bebung des Chauſſeegeldes an den Neuvor- 
pommerfchen Kommunal-Landtag in Bezug auf 
en Bau und die Unterhaltung einiger Chauf- 
feen in Reuvorpommern. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den jr 

aber lautender Krei8-Obligationen des 

ügenſchen Kreifes im Betrage von 215,250 
Thalern. 


8. — 18. Septbr.| Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 


10. — 20. Juli. 


fiskaliſchen Vorrechte an die Stadtgemeinde 
Delde für den Bau und die Unterhaltung 
einer Gemeinde - Eh au [fee von Deldener Bahn- 
bofe an der Cöln-Mindener Eifenbahn, durch 
Delde in der Richtung auf Warendorf. 


Belanntmahung, betreffend die Ratififation des 
Staatövertrages vom 18. März 1867. zwiſchen 
Preußen, ————— Meimar-Eifnad, achſen⸗ 
Meiningen, Schwarzburg-Rudolftadt und Reuß 
K erer Linie, in Betreff der Herftellung einer 
iTenbahn von Gera über Saalfeld nad 


Eichicht. 


1. —. 112. Auguſt. Allerhöchſter Erlaf, betreffend die Ausführung einer 


1. — 12, — 


1. — 12. — 


Eiſenbahn von Liegnik über Grünberg 
nah Rotenburg oder einem fonftigen An- 
ſchlußpunkte an die Maͤrkiſch⸗Poſener Eiſenbahn. 


Konzeſſions ⸗ und Beftätigungs-Urkunde für, die 
Breslau Shweidniß-sgreiburger Eifen- 
bahngeſellſchaft, hen den Bat und Be- 
trieb einer Eifenbahn von Liegniß über 
Grünberg nah Rotenburg oder einem fon- 
fligen Anfchlußpunfte an die Märkiſch-Poſener 
Eifenbahn und einen Nachtrag zu ihrem Ge- 
ſellſchaftsſtatut. 

Privilegium wegen Ausgabe von 3,100,000 Tha⸗ 
lern Priorität - Obligationen der Breslau. 
Schweidniß - Freiburger Eifenbabn- 
gefellfchaft. 


13. — 28. Juli. atterhöchtter Erlaß, betreffend die Vermehrung 
Ä der pl 


Jahrgang 1868, 


itgliederzahl bei der Handeldfammer 
für den Kreis Bochum. 


* 


Nr. 
des 


Stücks. Geſetzes. 


54. 


54. 


53. 


53. 


53. 


50. 


Nr. 
des 


7171. 


7186. 


7144. 


7167. 


7168. 
(mit Anl.) 


7169. 


7158. 


XXV 


Seite. 


757-758. 


758-762, 


813, 


672, 


744, 


745-747, 


747-755, 


XXVI Chronologiſche Ueberſicht des Jahrganges 1866. 


B— 
Datum Ausgegeben Nr | Ne * 
des zu In halt.. des des 4 Seite. 
Geſethes ꝛc. Berlin. Stücs. Geſetzes / 
1868. | 1868. | un 
13. Auli. | 15. Auguſt.Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigung] 54 7 7173. ı| 7 -764, 
J ui he —F beigefügten Zuſammenſtellung ver- (mit Anl’): 


eichneten Beichlüffe des 27. Generallandtages 
ce Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


15. — 28. Jull. JAllerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Abänderung | 50. 
us er. a mi 97. des Reglement für die 
Sähfifhe Brovinzial- Städte-Feuer- 
fogietät vom 6. Auguft 1838, 
17. — 1.Seytbr.| Vrivilegium wegen Ausfertigung auf den In 56, 
baber lautenber Kreis-Obligationen des 
Rreifes Cottbus im Betrage von 30,000 Rthlen. 


20. — 28. Ju. | Allerhöcifter Erlaß, betreffend die Einfegung einer| 50. 
Behörde unter der Firma: »Rönigliche Direktion 
der Main-Wefer-Babn« 4 die Auf⸗ 
löſung der bisher unter den Litlin »Koͤnigliche 
Eiſenbahn⸗Direktion (Main-Wefer)« und »Di- 
reftion der Main-MWefer-Bahrn«e in Kaflel 
begiehungsweife Frankfurt beftandenen Behörden. 


20. — 9. Septbr.| Allerhöcfter Erlaß, betreffend die Verleihung der| 57. 


fisfaliihen Vortechte an den Kreiß Heiligen- 
beil, Regierungsbezirt Königsberg, für den 
Bau und die Unterhaltung mehrerer Kreis⸗ 


Chauffeen. 

20. — 9. — I Privilegium wegen Ausfertigung auf den Sn-| 57. 
babe fautenber Rreiß-Öbl ggttonen ded 
Beiligenbeiler Kreife8 im Belrage von 
j 00,00 Thalern. 

2. — 30. Juli. Verordnung, betreffend die Auflöfung der Berg-| 51. 


Hypothekenkommiſſion zu Breslau und 
die Abgabe des dortigen Berg - Hypotheten- 
buches an die ordentlichen Gerichte 


24. — 1. Septbr.| Statut für den Dlagdeburger, ben Elbe-I 56. 
nauer und den Ehle⸗Deichverband. 
25. — 30. Juli. |Belanntmadung , betreffend bie mit dem Groß-| 51. 


herzogthume Sachſen getroffene Uebereintunft 
wegen Ausdehnung der zur Beförderung der 
Rechtspflege —*2— Konvention vom 
23./29. März 1852. auf die neu erworbenen 
Landestheile. 


27. — 9. Septbr.| Privilegium wegen Ausfertigung auf ben Ir 57. 


baber lautender Kreis⸗Obligationen 
Stubmer Kreiſes im Betrage won 30,000 
Thalern, IV. Emiflion, 


— — —— —— 


7159, 711712. 


7178. ; 


U 
J 


7160. 


7181. 


7182. 


7161. 


7179. 


7163. 


7183. 


785-788, 


712. 


801-802, 


802-806, 
713. 
789-800, 


7 l 9-720, 


807-810. 
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Datum Ausgegeben Nr I Nr. 
Inhalt. des des Seite. 


0 u - 
PR x] Berlin. Stüds. |Gefeges. 
- 1568 


30, Zuli, Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Ge⸗ 53. 7170. 756, 
' a nebmigung der unter der Firma »Aktiengeſell⸗ Ä 
Ihaft zur Erbauung eines cifernen Steges über 
den Main« mit dem Sibe zu Frankfurt 


a. M. errichteten Aktiengefellichaft. 


Derorbnung über die Nachverfteuerung derj 52, 7164. I 721-737. 
in den Rittergütern und Dörfern Zettemtn (mit Anl.) 

mit Peenwerder, Dudow, Rotimanns⸗ 

— Rühenfelde, Karlsruh und 

innow, der Kolonie und dem Erbpadts- 

vorwerk Groß⸗Menow, ſowie in den Preu⸗ 

ßiſchen Antheilen der Ortſchaften Drenkow, 

Porep und Suckow vorhandenen Beftände 

von ausländiſchen Waaren. 


Statut für den Meliorationsverband des— 55, 7176. | 774-783. 
oberen Lebabruchs im Kreiſe Lauenburg. 


. 1 Allerhöchfter Erlaß, beteefiend bie Seftattung des 68. 7225. :| 925. 
Baued einer Erefeld- Kreis Kempener 
grnoufteie-Eifenbahn unter gleichzeitiger 
ewilligung des Expropriationsrechts. 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Aenderung des] 56, 7180. 800. 
Statut8 für das Nitterfchaftliche Kredit- 
inftitut des Fürſtenthums Lüneburg. 


Allerhoͤ * Erlaß, betreffend die Derleihung der| 57. 7184. 811. 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Darkeh 
men, Regierungebegirt Gumbinnen, für den 
Bau und die Unterhaltung einer Kreiß- Chauf- 
jet don hd] erninfen nah Bidſzuhnen an 
er Kraup — Cyder Staatsſtraße. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Beſtimmung 57. 7185. 812. 
des Sitzes der für die Provinz Schleswig. 
Holftein zu -errihtenden Rechnungskom⸗ 
miffion. 


I 
Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Derteidung deri 58. 7187. 814. 
fiöfaliichen Vorrechte an den Kreis Lyd für 
den Bau und die Unterhaltung einiger Kreis- 
Chauffeen. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den In- 58 7188. | 815-818, 
aber lautender Krei8-Obligationen des 
ycker Kreifes im Betrage von 100,000 Tha- 
lern, UI. Emiffion. 


3. — 


14. — 





4% 
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1868. 


14. — 


15. — 


15. — 


17. — 


17. — 


19, — 


1868. 
14. Auguft. | 25. Sepfbr. 


17. Ottbr. 


22, Auguft. 


17. Oktbr. 


18. Septbr. 


18, — 


18. — 


Privilegiun wegen Ausgabe auf den Sinhaber 
lautender Obligationen der Stadt Aachen 
zum Betrage von 240,000 Thalern. 


Nachtrag zum Statut der Bergifh-Märki- 
ſchen Eifenbabngejellichaft. 


Belanntmadhung, betreffend die Allerhoͤchſte Ge⸗ 
nehmigung der unter der Firma: »Allgemeine 
Berliner Omnibu8-Altiengefellihaft« 
mit dem Sibe zu Berlin errichteten Aktien⸗ 
geſellſchaft. 


Vertrag zwiſchen Preußen und dem Koͤnigreiche 
Sachſen wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Cottbus nad Großenhain. 


Allerhöcfter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
Staliihen Vorrechte an den Kreis Franken⸗ 
ein für den Bau und die Unterhaltung einer 

Kreis- Chauffee von der Kreidgrenze zwiſchen 
Ober ˖ Pomsdorf und Baigen über Baitzen biß 
zum Anſchluß an die Frankenſtein⸗Wilhelms⸗ 
thaler Ehauffee bei Camens, im Regierungs- 
bezirk Breslau. 


Allerhöchſter Erlaß, Bee en Die Verleihung der 
fiskalifhen Vorrechte für den Bau und die 
Unterhaltung einer Kommunal-Chauffee von 
Sillendorf bei Bunzlau nah Klitſchdorf, 
im Kreife Bunzlau, Regierungsbezirk Liegnip. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Abänderung der 
Bezeihnung der auf Grund des PBrivilegiums 
vom 16. April 1868. audzufertigenden Kreis- 
Obligationen des Kreifed Nofenberg. 


Privilegium wegen Ausfertigung auf den jr 
baber lautender Kreis-Obligationen des 
Kreife8 Löbau, im Regierungsbezirk Marien- 
werder, zum Betrage von 20, balern. 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fisfalifchen Vorrechte an die Stadt Lenzen für 
den Bau und die Unterhaltung einer Chauf . 
fee im Kreife Welt-Priegnig, Regierungsbezirks 
Potsdam, von Genzen bi8 zur Elbe im An⸗ 
ſchluß an die Chaufjee von Lenzen nad Karftädt. 


55. 


58, 


98. 


58, 


7216. 
(Anl.) 


7177, 


7215. 


7189. 


71%. 


7191. 


719. 


7192, 


891-892. - 


784. 


819. 


820. 


821. 


843-846. 


821-822. 
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31. — 


31. — 


2. Septbr. 


14. — 


1868. 
18. Sepfbr. 


18. — 


18. — 


12. Okthr. 


25. Septbr. 


14. Oktbr. 


22. Septbr. 


22. — 


25. — 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Auflöfung der 
Kommiffion für den Bau der Heppen®- 
Oldenburger Eifenbahbn. 


Statut der Wielengenoffenfhaft zu Sotz⸗ 
weiler im Kreiſe Ottweiler. 


Allerböcfter Erlaß, betreffend die Ausdehnung 
des Bezirt8 der Handeldfammer in Ere- 
feld auf den Bezirk der Gemeinde Uerdingen. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Heiläberg 
für den Bau und die Unterhaltung einiger 
Kreis - Chauffeen. 


Privilegtum wegen Außfertigung auf den In⸗ 
baber lautender Kreis⸗Obligationen des 
g ei 185 erger Kreijes im Betrage von 150,000 

alern. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigung 
zur SHerftellung einer Eifenbabn von der 
Contordia: ütte bei Bendorf nad) dem 
Bahnhofe der rechtsrheiniſchen Eifenbahn zu 
Engers. 

Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die 
Unterhaltung einer Gemeinde⸗Chauſſee von 
Recht nad der Qandeögrenze mit Belgien bei 
Brüden und von da aus über Brüden bis 
zur Malmedy-St. Vither Bezirköftraße, im 
Kreiſe Malmedy, Regierungkbezirt Aachen. 


Konzeifiond- und Deftätigungs Urkunde für Die 
Oberſchleſiſche Eifenbabngefellfhaft, 
betreffend die Ausdehnung ihres Unternehmens 
auf die Anlage einer Eijenbahn von Poſen 
nah Thorn mit einer Abzweigung nad) 
Bromberg. 


Privilegium wegen Emiſſion von Prioritäts- 
Obligationen der OberſchleſiſchenEiſen— 
bahngeſellſchaft bis zum Betrage von drei⸗ 
zehn Millionen Thaler. 

Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Ge⸗ 
nehmigung der Abänderungen der 88. 20. und 
24. des Statut8 der Bergbau. Altien- 
gefellfhaft Pluto zu Ejfen in der Rhein⸗ 
Provinz. 


62. 


62, 


63, 


59. 


60, 


7205. | 857-858. 


7206. I 858-861. 
7200. 847. 
1210. 876. 


7196. 1 829-830. 
(mit Anl.) 


7197. 1 830-836, 


7201. 847. 


XXX 


Datum 


des 
Geſetzes ꝛc. 


1868. 
15. Septbr. 


22 — 


Ausgegeben 
zu 
Berlin. 


1868. 
25. Sepibr. 


8. Oktbr. 


12. — 
12. — 
16. Novbr. 
16. — 
14. Oktbr. 
14. — 
17. — 


Chronologiſche Ueberſicht des Jahrganges 1868. 


In halt. 


Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Ge⸗ 
nehmigung des von der Gladbacher Aktien⸗ 
gell aft für Druderei und Appretur in 

er Generalverfammlung vom 19. März 1868. 
befhloffenen zweiten Statutnachtrages. 

Konzefliond- und Beftätigungd-Urkunde, betreffend 
die Anlage einer Eifenbahn von Gera über 
Saalfeld nah Eichicht dur die Thürin- 
giſche Eifenbahngefellihaft. 


Statut de8 Meliorationdverbandes ber 


Bialla-Brüder im Kreife Johannisburg. 

Konzefliond- und Beftätigungs-Urkunde, betreffend 
den Bau und Betrieb einer Zweigbahn von 
der Cöln-Herbesthater Eifenbahnlinie am Bahn- 
bofe Stolberg nah den Kohlenzechen bei 
Alsdorf dur die Rheinische Eifenbahn- 
Geſellſchaft, ſowie einen Nachtrag zu den Sta- 
tuten der Ichteren. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Serleibung der 
fisfalifchen Vorrechte an den Kreid Teltow 
für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis. 
Chauffee von Station Null der Teltow⸗Zehlen⸗ 
dorfer Chauffee dur die Stadt Teltow über 
Stahnsdorf bis zum Anflug an die Pots— 
dam - Gütergober - Chauffee. 

Privilegium wegen Ausfertigung auf ben In⸗ 
baber lautender Kreiß- Obligationen u 
Teltower Kreife8 im Betrage von 14,000 
Thalern. 


Statut für den Verband zur Regulirung der 
Sdaat svitter Beet im Landkreiſe Königs- 
erg. 
Bekanntmachung, betreffend den wechſelſeitigen 
Schub der Waarenbezeihnungen innerhalb 
der Bollvereinsftaaten. 


Konzeffiond- und Beitätigungs-Urfunde, betreffend 
den Bau und Betrieb einer Eifenbahn von 
Ertelenz über Jülich nah Düren, fowie 
einer Zweigbahn von Jülich über Ejchweiler 
in dad Stolberger Thal und einer Zweig: 
bahn von Münden-Bladbab nad Oden- 
kirchen und weiter in der Rihkung nah Neu- 
kirchen durch die Bergifh-Märkıfche Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft, und einen Nachtrag zum Statut 
der letzteren. 


Nr. 
des, 


Nr.. 
des 


Stücks. Geſetges 


60. 


61. 


62, 


62 


4 


72. 


7202. 


7204. 
(mit Anl.). 


7207. ' 


7208. . 
(mit Ant.) 


7236. ° 


7237. 


7211. 
7212. 


7216. 
(mit Anl.) 


7 
Seite: 
Zu 113 . ya 


u BE uU u — 
“ « 
— 1 


851-856. 


862-871. 


871-872. 


985. 


986-989. 


877-881. 
882. 


890-892, 








1868. 
%. Septbr.fl 22. Oktbr. 


1. Oftbr. 


31. Oktbr. 


5. Noybr. 


14. Otter. 


16. Novbr. 


Allerhöchfter Erlaf, betreffend die bei der Spree- 
ſchleuſe zu Coſſenblatt zu erlegende Schiff⸗ 
fahrt8abgabe. 

ner Erlaß, betreffend die Emiffion von 
auf den Inhaber lautenden Obligationen der 
et al» Hulfstaffe für die Provinz 

reußen. 

Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber 
lautender Obligationen der Stadt Sur 


dorf IV. Serie im Betrage von 150,000 


Thalern. 


Berordnung wegen Einführung des Zollgeſetzes, 
der Sollordnung, des ollftzafge 2be8, der —9* 
nung für das Verfahren bei Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die Geſetze über Zölle und andere 
indirefte Steuern, des Zolltarif3, der Verord⸗ 
nung über die Befteuerung des ee 
des Befeges über die Erhebung einer bqabe 
vom Salze und wegen der Erhebung emer 
Nachſteuer auf den Elbinfeln Overhaden und 
gi enwärder.- Blumenfand, fowie ın dem 
reußifhen Antbeile der Landihaft Kirch⸗ 
wärder, und in ben Dörfern Hohenfelde, 
Samfelbe und Kötbel. i 


Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber 
lautender Obligationen der Reſidenzſtadt 
Kaſſel im Beträge von 1,300,000 Thalern. 


Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Ge- 
nehmigung der unter der firma »Feuerver— 
fiherung8 - Aktiengefellfhaft Patria« 
mit dem Sitze zu Berlin errichteten Aktien⸗ 
geſellſchaft. 

Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigung 
des von der Generalverſammlung der ritter- 
ſchaftlichen KHreditverbundenen der Kur- und 
Neumark beſchloſſenen Regulativs zur Feſt⸗ 

ftellung des ritterichaftlichen agwertbeß von 
ütern und deren Bepfandbriefung nad 

Maafgabe der Behufd der Grundfteuerveran- 

lagung ermittelten Reinertraͤge. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fiöfaliichen Vorrechte an den Kreis Random 
und an die Stadt Stettin für den Bau und 
die Unterhaltung einiger Kreis⸗Chauſſeen im 
NRandower Rreike, 





Seite. 
ei 
66. 7220, 3. % 
67. 7221. I 99-915. 
(mit Anl.) 
70, | 7231. | 965-971, 
f . 
69. 7230, 1 957-964. 
(mit Anl.) 
70. 7232. I 972-976, 
63, 7213. 883. 
65. 7218. | 894-896. 
(mit Anl.) 
72, 7238. I, 


AXXU Chronologiſche Ueberficht des Jahrganges 1868. 


Datum Ausgegeben Nr. Nr. | 


des zu Inhalt. des de | Seite. 
Geſetzes 2c.| Berlin. Stüd3. Geſetzes. | 
1868. 1568. 


». Oftbr. 114. Oftbr. Bekanntmachung, betreffend die Allerhödfte Ge-| 63: 7214. 884. 
nebmigung des Statutnachtrages der König s- 
berger gemeinnügigen Aftienbaugejell- 
haft vom 17. Juni 1868. 


6. — 122. — |Berordnung, betreffend die anderweitige Organi-| 66. | 7219. | 897-908. 
fation der Juftizbebörden in ben Fürſten⸗ 
thbümern Walded und Pyrmont. 


6. — 24. —  IMlerbödfter Erlaß, betreffend die Genehmigung | 67. 7222. 1 916-919. 
eines achtrageb Ju dem Negulative vom (mit Anl.) 
22. November 18568. über die Beleihungs⸗ 
grenze der Schleſiſchen Landſchaft. 

6. — 24. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verwaltung | 67. 7223. 920. 
des Eigenthümlichen Fonds der Schleſiſchen 
Landſchaft. 

6. — 14 — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigung] 67. | 7224. | 921-924. 
eined Nachtrages zu dem Regulative für die (mit Anl.) 
Schleſiſche landſchaftliche Darlehns— 
kaſſe vom 13. Rovember 1848. 

6. — 129. — Ronzeſſions und Beſtaͤtigungs · Urkunde für die] 68. | 7226. | 926-949. 
Crefeld- Kreis Kempener Induftrie- (mit Anl.) 
Eifenbabngefellfdaft. 

8 — 11. Rovbr.| Allerhöchfter Erlaß, betreffend die Erhebung der 71. 1234. I 977-979. 
Hafen- und Lagergelder für die Benuzung (mit Ant.) 
der Hafenanlage zu Saalfeld am Ewing-See. 

10. — 12%. Oktbr. | Allerhöchfter Erlaß, betreffend Die Genehniigung]| 68. | 7227. 950. 


In Herftellung einer Eifenbabn von den 
üblbofener Hüttenwerke nad dem Bahn-] . 
bofe der rechtörheinifchen Eifenbabn zu Engers. 
10. — 5. Ropbr.] Allerhöchfter Erlaß, betreffend die Verleihung dei 70. 7233. 976. 
ropriationsreht8 an die Stadt Eſſen zur 
aung und Erweiterung der von ihr an- 
gelegten Wafjerleitung. 
12. — 12. Oftbr. 1 Brivilegium wegen Ausferti auf den An-I 68. 7228. | 951-955. 
haben koutender Obligationen der Ro 
munalftände des Preußiſchen Marfaraftbums 
Re im Betrage von Einer Rillion 


— —⸗* 





M82u1 


w 


12. — 112. Dezbr.Allerhöͤchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der| 77. | 7254. 11037- 1038. 
ir den Pau und 


Sfaliichen Vorrechte für d Die 

g der darin näher bezeichneten, vom 
Kreife Calbe, im Regierungsbgirt Magbe- 
burg, auszufuͤhrenden Kreiß-Chauffeebauten. 
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— Fur 
a u 

Geſehes x.| Berlin. 
1868. | 1868 


Inhalt. 


12. Dlibr. 12. Dezbr.Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 





3.0 — 19. Dftbr. 
Yu — 29. — 

1 — 24. Novbr. 
a 7 — 2. Deybr. 
3 — 20. Rovbr. 
a 0 — 2. Desbr. 
B — 1. — 


1. Roobr. | 11. Rovbr. 


baber lautender Kreis - Obligationen des 
Calbeſchen Kreife8 im Betrage von 400,000 
Thalern. 
Veror wegen Einberufung der beiden Haͤuſer 
des Lan tageß der Monardie. 
Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Geneh⸗ 
izuns der unter der Firma »St. Georgen⸗ 
Altienbraucreie mit dem Sitze zu San⸗ 
gerbaufen errichteten Aftiengefellihaft. 
Privilegum wegen Ausgabe auf jeden Inhaber 
Lautenber Obligationen des Brad Go. 
au, Regierungsbezirks Liegnig, zum age 
BE RT Giant, zum Deg 


"von 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Un- 
terbaltung einer Gemeinde - Chbauffee von 
Rheydt, im Kreife Gladbach, über MWidrath 
und Wanlo, im SKreife Grevenbroidh, nad 
Holzweiler im Regierungsbezirt Aachen. 

Privilegium wegen Ausgabe von auf den In⸗ 
baber Inutenden Obligationen der St 
Duisburg im Betrage von 250,000 Thalern. 


Minifterial-Erflärung, betreffend die Ausdehnung 
des mit der Fürſtlich Lippiſchen Regierung 
gelentoifenen Jurisbiftionsverteagee vom 

ee tz 1857. auf die neuerworbenen Landes⸗ 

e. 


Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber 
lautender fünfprogentiger Berliner Stadt- 
De ijgationen im Betrage von 2,000,000 

alern. 


Allerböcfter Erlaß, betreffend die Öenehmigung 
des Regulativs für die Organifation der Ver⸗ 
waltung de8 provinzialftändiihen Ver— 
mögen und der provinzialftändifchen Anftalten 
in der Provinz Hannover. 

Allerhöchſter Erlaß, betreffend Die Uebertragung 
der iß zur ausnahmsweiſen Erth 
der Genehmigung zu öoffentlichen inländiſchen 
Ausfpielungen auf die Dberpräjidenten 
für den Umfang ihrer Berwaltungäbezirfe und 
auf den Minıfter des jpnen für den 
ganzen Umfang der Monardie. 


Nr. Nr. 
des des 
Stücks. Geſetzes. 
77. 7255. 
65. 7217. 
68. 7229. 
74. 7244. 
75. 7247. 
73. 7241. 
75. 7248. 
76. 7252. 
71. 7235. 
(mit Anl) 
72. 7239. 


XXXIm 
Seite. 


1038-1042. 


8 


8 


1006-1011. 


1017-1018. 


993-998. 


1018-1019. 


1029-1032. 


979-984. 


9. 
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Datum TAusgegeb 


XXXIV 
des 
Geſetzes ıc. 
1868. 
A. Novbr. 
4. — 
9. — 
9. — 
9. — 
1. — 
1l. — 
14. — 
14. — 
17. — 


zu 
Berlin. 
1868. 


Inhalt. 


16. Novbr. Alzhonter Erlaß, betreffend die Ernennung des 


20. Novbr. 


24. — 


30. Dezbr. 


30. — 


24. — 


Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungsraths 
Wehrmann zum Mitgliede des Kuratoriums 
der Preußiſchen Bank und zum Vorſiztzenden 
der Immediatkommiſſion zur Kontrolirung der 
Banknoten. 


.| Brivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber 


lautenderKrei8-Obligationendesealauer 
Kreifes im Betrage von 80,000 Thalern. 
Nrivilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
aber lautender Kreis-Obligationen Te 
aldenburger Kreiſes im Betrage von 
100,000 Thalern, II. Emiſſion. 


Allerhoͤchſter Erlaß, betreffend die Erhebung der 
Abgaben für die Benukung der Hafenan- 
lagen bei Minden an der Wefer. 


het Exlaß, betreffend die Verleihung der 
Sfaliihen Vorrechte für den Bau und die 

nterbaltung einer Chauſſee von Liebftadt, 
im Kreife Mohrungen, Regierungsbezirk Rö- 
nigsberg, bis zur Beileberger Kreißgrenge bei 
Pittehnen. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigung 
des Regulativs für die Organiſation der Ver⸗ 
waltung des kommunalſtändiſchen Ver— 
mögens und der kommunalſtändiſchen Anſtalten 
in dem kommunalſtändiſchen Verbande des Re⸗ 
gierungsbezirks Kaſſel. 

Konzeſſions⸗ und Seltätigungß-Urfunde, betreffend 
den Bau und Betrieb einer Eifenbahn von 
Dortmund durch das Emfcherthal nad Mei- 
derich von Seiten der Eöln-Mindener Eifen- 
bahngeſellſchaft, ſowie einen Nadtrag zum 
Statut der leßteren. 

Allerböchfter Erlaß, betreffend die Verleihung der 
Fötalifchen Vorrebte für den Bau und Die 

nterhaltung, einiger Kreiß-Chauffeen im 
Ragniter Kreife. 

Privilegium wegen Ausfertigung auf den In⸗ 
baber lautender Kreis. Obligationen des 
Nagniter Kreiſes im Betrage von 111,800 
Thalern, IV. Emiffion. 

Bekanntmachung, die Genehmigung eines äweiten 
Nachtrags zu dem Statut de a ch au⸗ 
Grünberg-Sorauer Chauffeebauver- 
ein? betreffend. 


Nr. 
deß 
Stücks. 


72. 


78. 


76. 


78. 


74. 


79. 


79. 


Nr. 
des 


Gefetzes. 


7240. 


7260. 


7253. 


7256. 
(mit Ant.) 


1261. 


7242. 
(mit Ant.) 


7245. 
(mit Ant.) 


7266. 
7267. 


7246. 


„is 


Seite. 
992. 


1049-1053. 


1032-1036. 


1042 - 1045. 


1053-1054. 


999 - 1004. 


1012-1015. 


1058, 
1059-1062, 


1016. 
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Datum Ausgegeben 


des zu 
Geſetzes ıc.| Berlin. 
1868. 1868. 
21. Ruvbr. | 2. Dezbr. | Allerhödifter Erlaß, betreffend die Genehmigung | 75. 7249. |1020-1025. 


eines Rachtrage3 zu dem Nevidirten Reglement (mit Anl.) 
der Sjmmobiliar-SSeuerfozietät der ſämmt⸗ 

lihen Städte des Regierungsbezirks König s- 

berg (mit Ausnahme von Königeberg und 

Memel) und des Regierungebegiefe umel: 

binnen vom 18. November IS60., und zu den 

Ergänzungen und Abänderungen diefes egle⸗ 

ments vom 27. Februar 1865. 


21. — 12, — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Genehmigun 17. 71257. 1046. 
I der von der Taunus-Eifenbahn Ar 
haft beabfihtigten Anlage einer durd Pferde 
fraft, eventuell durd Lokomotiven zu betreiben. 
den Zweigbahn von der Hauptlinie in der 
Nahe der Station Höchſt nah Griesheim. 


21. — 11%. — [Mlerhödfter Erlaß, betreffend die Verbindung| 78. | 7262. 1054. 
der Graflhaft Schaumburg mit dem Ver— 
waltungsbezirfe des Provinzial-Steuerdireftors 
zu Müniter. 


21. — 30. — Privilegium wegen Ausfertigung auf den Ju-f 79. 7268. 1063-1066. 
baber lautender Kreid- Obligationen des 
Seneburger Kreifes im Betrage von 26,000 
Thalern, I. Emifjion. 


23. — 2. —  [Minifterial-Erflärung, betreffend die Ausdehnung] 75. 7250. 1026-1027. 
der mit dem Königreih Sachſen abgefchloffenen 
Uebereinkunft zur Beförderung der Rechts— 
pflege vom Jahre 1839. auf die neu erwor⸗ 
benen Qandestheile. 


23. — 2. — 1IBelanntmadung, betreffend Die Genehmigung 75. 7251. 1028. 
der unter der Firma »Uitienperein Boruffia 
für Braunfoblenverwertbung, Thonwaaren- und 
DOfenfabrifatien«e mit dem Site zu Berlin 
errichteten Aktiengeſellſchaft. 


25. — 30. — Allexhöchſter Erlaß, betreffend den Rang der| 79, 7269. 1067. 
Strafanftult8-Direftoren. 
3 — 112. — [Mlerhödfter Erlaß, betreffend die Genehmigung] 77. I 7258. 1047. 


eines Zufaßes zu 8. 41. des Reglements für 
bie MagbeburgiiheCand-Feuerfogietät 
vom 28. April 1843. 
28. — 12. — Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Gef 77. 7259. 1048, 
nehmigung des von der »Frankfurt a.d. O. 
ipriget Chauſſeebaugeſellſchaft« ge— 
faßten Beſchluſſes wegen Verlegung des Sitzes 
der Geſellſchaft. 


XXXVI Chronologiſche Ueberſicht des Jahrganges 1868. 


Datum [Ausgegeben Nr. | Nr. | 
des . Inhalt. des des | Seite. 
Gefeges 2c.| Berlin. Stüd8. |Gefehes. 
1868. 1868. 


2. Dezbr. | 17. Dezbr.| Beftätigungs - Urkunde, betreffend einen Nadtrag| 78. 7263. 11055 -1056. 


16. 


23. 


28. 


zu den Statuten der Almelo-Salzberge- (mit Anl.) 
ner Eifenbabngefellfchaft. 


— 130. — 1 Belanntmadung, betreffend Die Allerhöchſte Ge⸗ 79. 7270. 1067. 


nebmigung der von der Frankfurter Hypo- 
Ipefenbant unter dem 10. Auguft IE be- 
ſchloſſenen Aenderung des Gefelihaftsftatuts 


— 117. — aulllerhöchſter Erlaß, betreffend die Bildung der| 78. 7264. 1056. 


Vrovinz Heffen-Naffau. 


— 713. — Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Ge-] 79. 7271. 1068. 


nebmigung der unter der Firma »Aktiengefell- 
Ihaft Ravensberger Volksbank« mit dem 
Sipe zu Bielefeld errichteten Aktiengeſellſchaft. 


— 130. — Betanntwachung , betreffend die Allerhöchſte Ge⸗) 79. 7272. 1068. 
er 


nehmigun unter der Firma »Nord⸗ 
deut de rundfreditbanf, Sypothefen- 
verfiherungs- Aftiengefellfhaft«, mit 
dem Site zu Ber lin errichteten Aitiengefelihaft. 


— 130. — [Gefeh wegen Aufhebung der Denunzianten-] 79. 7265. 1057. 
Antheile. 


Berichtigungen. 


Im Jahrgange 1867. 
S. 1039. Zeile 1. v. u. iſt ſtatt »$. 464.« zu leſen: »$. 456.« 


Im Jabrgange 1868. 
S. 192. Seile 8. v. o. ift flatt »vom 19. Dezgember« zu lefen: »vom 19. Juli. « 
©. 328. Seile 1. v. u. ift ftatt »ausſchließlich⸗ zu lefen: »einfhließlid.« 
S. 922. Seile 4. v. o. ift ftatt »Darlehnskaſſe⸗ zu lefen: »Schlefifche landſchaftliche Bank.« 
S. 922, Seile 9. u. 10. v. o. ift ftatt »beider Mitglieder ded Vorſtandes der Darlehnäkaffe« zu 
lien: „beider Direltoren der Bank.« 
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zur Geſetz⸗Sammlung. 
| | | Jahrgang 1868. 


eg mn ne nn nd 


A. 


Aachen (Rheinproviny), Ausfertigung Aachener Stadt⸗ 
Obligationen im Betrage von 240,000 Thalern zu 4% Pro- 
zent (Priv. p. 14. Aug.) 837—882. 

Abdeckereiweſen in ben neuen Panbestheilen, die dar- 
über beftehenden Vorfchriften bleiben in Rrft (G. v. 17. 
Mir ©. 11.) 252. 

Abgaben, ſ. Gewerbe-Ubgaben. 


Abgeordnete, Beftimmungen über die Wahlen zum 
Haufe der Abgeordneten in den neuen Landestheilen (8. 
v. 9. Miu) 217. 


Ablöfung gewerblicher Berechtigungen in den neuen Lan⸗ 
bestheilen (G. v. 17. März) 249-267. =. 


Ablöfungsfadhen in den neuen Landestheilen, Erhe⸗ 
bung der Gebühren in Ablöſungsſachen (G. v. 27. Febr. 
3. Ro. 7.) 178, 


Abichied, Stempel für den Abſchied der Offiziere, Geift- 
lichen und Beamten in den Regierungsbezirken Staffel und 
Wiesbadey (G. v. 5. März Tarif Nr. 59,) 187. 

Abſchriften, Stempel für beglaubigte Abfchriften in den 
Regierungsbezirten Kaffel und Wiesbaden (©. v. 5. März 
Tarif Nr. 60.) 187. 


Aderftedt (Provinz Sahfen), f. Chauffeen Nr. 49. 
Adolph, Serzog zu Naffau, Veftreitung der ihm ge- 
währten Ausgleihungsfumme (G. v. 28. Febr) 165. 
Advokat, Aufhebung der Gebühren für die Yulafjung 


zur Praxis als Advokat in ben neuen Landestheilen (G. 
w. 27. Behr. ©. 1.) 177. 


Jahrgang 1868. 
» 


a. 


Aerzte, Aufhebung der Gebühren für die Zulaſſung zur 
aͤrztlichen Praxis in den neuen Landestheilen (G. v. 27. 
Febr. $. 1.) 177. 


Abhreusbaufen (Provinz Sachſen), Eiſenbehn von Göt— 
tingen nach Ahrenshauſen, ſ. Eiſenbahnen Nr. 19. 


Aichgebühren, Erhebung derſelben in den neuen Lan⸗ 
bestheilen (©. v. 27. Febr. F. 3. Nr. 6.) 178. 


Allendorf (Kaſſel), Aufhebung des Schleuſengeldes an 
der Werra zu Allendorf (A. E. v. 8. Mai) 488. 


Allenſtein (Provinz Preußen), Aufbringung ber erfor- 
derlichen Mittel zur Vollendung der vom Kreiſe Allenftein 
übernommenen Chauffeebauten (U, €. v. A. Janr.) 56. 

Ausfertigung von Kreiß-Obligationen bes Ullenfteiner 
Kreifes im Betrage von 83,000 Thalen zu 5 Prozent 
(Priv. v. 4, Janr.) 56-60. — Ausfertigung Ullen- 
feiner Kreis ⸗Obligationen im Betrage von 60,000 Thalern 
zu 5 Prozent (Priv. v. 16. April) 529-582. 


Almelo : Salzbergener Eifenbahn, f. Eifenbahnen 
Nr. 1. 


Alsdorf (Rheinprovinz), Eiſenbahn nach Stolberg, ſ. Eiſen⸗ 
bahnen Nr. 38. 


Alfenzbabn, |. Eifenbahnen Nr. 2. 
Altendorf (Weftphalen), Aenderungen der 66. 2. und 19. 


"des Statut8 der Bergbau-Mltiengefellihaft Gelria zu Al⸗ 
tendorf im Kreife Bochum (Bel. v. 30. Dez. 67.) 4. 


AltonasKieler Eifenbahn, ſ. Eifenbahnen Nr. 3.' 
a Alt⸗ 
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Atwafter, Cifenbahn nah Dittersbach, f. Eiſenbah⸗ 
nen Nr. 


eitwaflerbind im Sorauer und Eroffener Kreife, Bil- 
- bung einer Genoffenfchaft zur Ewwaſſerung deſſelben 
(Stat. v. 4. Mär) 242 248. 

Ammelgoßwitz, ſ. Deichverbände J. ar. 2. 


Amortiſation von Hypotheken⸗ Urkunden iu. Neuvor⸗ 
pommern und Rügen (G. v. 21. Mär, 6. 104.) 314. 
Auttsge richte in den Fürſtenthümern Waldeck und Pyr⸗ 
mont, Einrichtung und Kompetenz derſelben (V. v. 6. 

Ott. 66. 1. 3—5. 9-13. 24.) 899, 

Amtsrichter in den neuen Landestheilen, Rangeerhält- 

niffe derſelben (M. E. v. 27. one. Nr. 2.) 64. 

Amtsrichter in ben Fürſtenthümern Walde und Dyr- 
mont, Gerihteftand und Ernennung berfelben (V. v. 6. 
Ott. 66. 6. 32.) 899. 

Angerburg (Kreis), Ausfertigung von Ungerburger Kreib- 
Obligationen im Betrage vom 41,000 Thalern zu 5 Pro- 
zent (Priv. v. 2. März) 335—338. — f. auch Ch auſſeen 
Nr. 2. 

Appretur, Genehmigung des zweiten Nachtrages zu bem 
Statut der Gladbacher Aktiengeſellſchaft für Druderei und 
Uppretur (Bel. v. 15. Sept.) 848. 

Argendorfer Thal, Wieſengenoſſenſchaft des Argenborfer 

Thales tm Kreife Neuwied (Stat. v. 29. Juni) 679-688. 

Armuth, Bewilligung der Stempelfreiheit wegen Armuth 
in den Regierungsbezirten Kaſſel und Wiesbaden (G. v, 
5. März $. 2. Nr. 8.) 186. 

Arolſen (Waldech), Einrihtung, Beſetzung und Rompe 
tenz des Kreisgerichts in Arolſen (V. v. 6. Ott. SE. 1 
10-13. 24.) 897, 

Aſchersleben (Provinz Sachen), Ausfertigung von Obli⸗ 
gationen. der Stadt Aſchersleben im Betrage von 55,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 18. Tan.) 160-163. 

Aſſekuranzgeſellſchaften, Niederrheinifhe Güter ˖ Aſſe⸗ 
kuranzgeſellſchaft zu Weſel, Genehmigung des revidirten 
Statuts des Rückverſicherungsvereins dieſer Geſellſchaft 
(Bel. v. 13. Janr.) 28. 

Aſſefforen, Rangverhältniß ber Obergerichts - Aſſeſſoren 
in Hannover (U. €. v. 27. Janr. Nr. 3.) 64. 

Emennung und Beihäftigung ber Gerichtd-Affefforen 
in ben Fürſtenthümern Walde und Pyrmont (V. v. 6. 
Dät. 66. 30. 32.) 906, 

Atteſte, Stempel zu Witeften in den Regierungsbezirken 
Kaſſel und Wiesbaben (©. v. 5. März Tarif Nr. 61.) 187. 

Atzbach (Rheinprovinz), ſ. Chauffeen Nr. 63. 

Aufgebot hypothekariſcher Forderungen in Neuvorpom- 
mern und Rügen (G. v. 21. Mär; 66. 99. 104.) 312. 

Auktionsgebühren, Erhebung berfelben in ben neuen 
Lanbestheilen (G. v. 27. Febr. F. 3. Nr. 5.) 178, 


Auseluanderfegungsbehörden, Zuftänbigkeit dere: 
ben bei Streitigkeiten über die Bewerbeberehtigungen in 
ben neuen Ranbestheilen (G. v. 17. Mär; F. 50.) 261. 

Vertrag zwifchen Preußen und Sachſen - Meiningen 
wegen Uebertragung ber Leitung ber Grunbfäd ; Sufam- 
menleguugen und Hut-Wblöfungen auf bie Preußiſchen Ang 
einanderfegungsbehötben (v. 18. Juni) 873—875. _ 

Ausfertigung, Beihränkung der in ben nenen Randes- 
theilen zur Erhebung fommenben Gebühen für Ausfewt- 
gungen in Verwaltungs-Ungelegenheiten (@. v. 27. Bebr. 
65. 1. 3. Nr. 10 u. 18.) 177. 

zu Unsfertigungen in ben Regierungsbgir- 
fen Kaſſel und "Biekbaben (G. v. 5. Mär, Tarif Nr. 62.) 
187. 

Anöfpielungen; Ermächtigung der DOber- ‚Präfidenten 
und be Minifter8 bes Innern zur Genehmigung öffent. 
licher Uusfpielungen ( U. E. v. 2. Rov.) 991. 

Auszüge ans. ben Alten, Regiftern, Rechnungen ac. in bem 
Regierungsbezirken Kafjel und Wiesbaden, Stempel zu 

». denfelben (G. v. 5. März Tarif Nr. 63.) 188. 

Averſum, Erhebung jährlicher Averſional - Beiträge in 

- den vom Bollverein außgefchloffenen Bebietstheilen (G. v. 
5. März) 205. — Beſtimmungen über bie Höhe. und 

Art der Erhebung (V. v. 80. Mai) 673. 


B. 


Bäder, Aufhebung des ben ſtädtiſchen Bädern in ben 
neuen Landestheilen zuftehenden Rechts, bie Einwohner 
zu zwingen, baß fie ihren Bebarf an Gebäd von ihnen 

- entnehmen /®. v. 17. März $. 2. Nr. 3. lit, b,) 250. 

Babır (Pkobinz Brandenburg), f. Chauſſeen Nr.. 30. 

Baigen (Schlefin), f. Chauffeen Nr. 40. 

Balga am Friſchen Saffı f. Saff. 

Bank, Emennung de Wirkt. Geh. Ober- Reg. - Raths 
Wehrmann zum Mitgliebe bed Kuratoriums der Preu- 
Sifhen Bank (M. €. v. 4. Nov.) 992. 

Banken. 1) Genehmigung bed zweiten Nachtrages zu 
dem Statut ber Bank de8 Berliner Kaffenvereinß 
(Bel. v. 15. Juni) 596. | 

2) Befugniffe und Verwaltung ber Sat hen 
landſchaftlichen Bank zu Breslau (M. €. v. 6. Okt.) 
921 — 924. 

3) Genehmigung ber von der Frankfurter Hypo⸗ 
thekenbank befdjloffenen Aenderung bes Gtatuts (Bel. v. 
5. De.) 1067, 

4) Errihtung ber ⸗Aktiengeſellſchaft Rapensber- 
ger Voltsbant« in Bielefeld (Bel. v. 16. Dez.) 1088. 

5) Er. 
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Banken, Goxtſ) 
5) Exrichtung ber »Norddeutſchen Grundkrebit- 


bank. Sypothelenverfiherungs-Aktiengefellfhaft« in Berlin 
„ (Bel. x. 23, Dez.) 1068. 


Bannrechte, f. Zwangs und Bannrechte. 

St. Barbe (Rheinprovim), ſ. Chanffeen Nr. 64. 

Narteuſtein (Provinz Preußen), ſ. Chauffeen Nr. 9.21. 

Baugeſell ſchaften. 1) Errichtung einer Bau - Altien- 
geſellſchaft zu Limburg in Weftphalen (Wel.v.23. Janr.) 81. 

2) Genehmigung eines Nachtrages zu dem Gtatut 
ber Königsberger gemeinnügigen Wltien- Baugefell- 
oft (Bel. v. 5. OH.) 884. 

Baufachen, Stempelfreiheit der Geſuche und polizeilichen 
Berhandlungen in Bauangelegenheiten in ben — 
Bezirken Kaffel und Wiesbaden (8. v. 5. Mg $. 2 
Nr. 2.) 186. 

Bayer (vormals Bayerifhe, mit Preußen vereinigte 
Sehietstheil). | 

Regelung bes Etats⸗ und Redmungswejene für bas 

br 1867 (©. v. 4. Jane.) 5—6,. 

RWangverhältniſſe der Juſtizbeamten (A. €. v. 27. 
Ja.) 64. 

Einführung ber Pharmacopoea Borussica (4.: €. 
v. 22, Janr.) 86. 

Beſchraͤnkung der in Verwaltungsangelegenbeiten zur 
Erhebung kommenden Gebühren und Sporteln (®. v. 
27. Sebr.) 177—178, 

Berwendung ber Jagdſcheingebũhren und Gültigkeit 
ber amögeftellten Jagdſcheine im ganzen Umfange der 
Nonarchie (©. v. 9. Mär) 207 
Beſtimmungen über die Wahlen zum Hauſe der ab. 
geordneten (G. v. 9. Mär) 217. 

Einführung ber monatliden und außerordentlichen 
Koffentevifionen (U. €. v. 7. März) 232. 

Deklaration der Verordnung vum 24. Auguſt 1887 
über bad Münzwefen (®. v. 13. März) 285. 

Aufhebung und Ablöfung gewerblicher Berechtigun⸗ 
gen (G. v. 17. Mär) 249— 267. 

Ausdehnung ber zwifchen Preußen und ben einzelnen 

Ventſchen Staaten abgeſchloſſenen Vertraͤge über die gegen 
feltigen Gerichtsbarkeitsverhaͤltniſſe auf bie vormals 
Baperifhen Lanbestheile, |. Berihtsbarkeitsver- 
hältniffe. 


Bebra » Sananer Eifenbahn, f. Eifenbahnen Ar. 4. 


Sehienungdfporteln, Aufhebung berfelben in ben 
wesen Baidestheilen (©. d. 27. Behr. 5. 1.) 177. 


Beelig (Mreving Brandenburg), ſ. Chauſſeen Mr. 24. 
veele Meoving Sachſen). ſ. Chauſfeen Nr. 46. 


1868. | 3 


Beglaubigung von Prozeßvollmachten, Stempelfreiheit 
berfelben in ben Regierungsbezirken Kaffel und Wies- 
baden (®.v. 5. Mir, $. 2. Nr. 9.) 186. — f. ud 
Legalifation. 

Beilbriefe, Stempel zu denſelben in den Regierungs 
bezirken Kafjel und Wiesbaden (G. v. 5. Maͤrz Tarif “ 
Nr. 64.) 188, 

Benachrichtigungen ber Behörden an bie Bittfteller 
in ben Regierungsbezirken Kaffel unb Wiesbaden, in 
welchen Fällen biefelben frmpelfei find (@..o. 5. Mi 
Tarif Nr. 82.) 188. 

Berent (Provinz Preußen), WUusfertigung VBerenter 
Kreis-Dbligationen II. Emiffion im Betrage von 76,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 27. April) 484—487. — 
f. au Chauffeen Nr. 16. 

Berg ((Rheinprovinz), ſ. Chauſſeen Nr. 57. 


BergbausBereine: 

1) Gelria, vo ergban-Atiengefetidaft zu Altenborf, 
Aenberungen ber 66. 2. unb 19. bes Statutß (Bel. v. 
30. De. 67.) 4. 

2) Pluto, Bergbau Aktiengefellfchaft zu Effen, Abaͤn⸗ 
berungen ber 66. 20. und 24. des Statuts (Bel. v. 14, 
Sept.) 847. 


Bergen (NReuvorpommernn), f. Chanffeen Nr. 33. 


Berge Hypothekenweſen, Auflöfung ber Berg-Sypo- 
. thekenfommiffion in Breslau (B. dv. 22. Juli) 718. 


Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn, f. Eifenbahnen 
Rr. 5. 


Berichte ver Behörden an ihre Vorgefehten in den Megie- 
rungsbezirken Kaffel und Wiesbaden find ftempelftei (®. 
v. 5. März Tarif Nr. 65.) 188. 

Berlin: 

Beftimmung über bie Wahl des Garniſonpredigers in 
Berlin (U. €. v. 19. Dez. 67.) 47. 
Errichtung der Allgemeinen Verfiherungs-Altiengefell- 
[Haft Fortuna (Bel. v. 27. Tanr.) 164. 
Genehmigung des revidirten Statut8 ber Preußiſchen 

‚ Sypothefenverfiherungs-Altiengefelfhaft in Berlin (Bel. 
v. 19. Mär) 332. 

| Aenderungen bed Statut der Preußifchen Sagel- 
verfiherungd - Uftiengefellfhaft in Berlin (Bel. v. 2. 
April) 339. 

. Errihtung der Tatterfall- Aktiengeſellſchaft in Berlin 
(Bel, v. 27. April) 416. 

Genehmigung bed Statuts für das Berliner Pfand- 
brief ⸗Inſtitut (U. €. v. 8. Mai u. Statut) 450-472, 
Genehmigung des zweiten Nachtrages zu dem Statut 

der Bank des Berliner Kaffenvereins (Bel. v. 15, 
uni) 596. | 

. a” Uen- 
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Berlin, (Fortſ.) 

Aenderungen ber Verfaſſungs⸗Artikel der Berlini⸗ 
ſchen Lebens-Verſicherungsgeſellſchaft und bes Statuts 
der Berliniſchen Renten. und Kapitals⸗Verſicherungsbank 
(Bel. v. 17. Juni) 619. 

Errihtung der Berliner Omnibus. Aftiengefellfhaft 
(Bel. v. 15. Aug.) 784. 

Errihtung ber fFenermerfiherungs - Altiengefellihaft 
Datria in Berlin (Bel. v. 2. DOM.) 883. 

Errihtung des Aktienvereins Boruffie für Braun- 
Tohlenverwerthung, Thonwaaren ˖ und Dfenfabrilation in 
Berlin (Bel. v. 25. Nov.) 1028. 

Errihtung der »Nordbeutfhen Grund - Kreditbant, 
Snpothefenverfiherungs-Altiengefellihaft« in Berlin (Bel. 

23. Dez.) 1068. 

Ausfertigung fünfprogentiger Berliner Stadt. Obli- 
gationen im Betrage von 2 Millionen, Thaler (Priv. 
v. 28. Oft.) 1029— 1032. 

Berlin-Görliger Eifendahn, ſ. Eiſenbahnen Nr. 6. 


Beicheide der Behörden und Beamten in ben Regie 
tungs- Bezirken Kaffel und Wiesbaden, Stempel zu ben- 
felben (6. v. 5. März Tarif Nr. 62.) 188, 


Beichlagnahme des Vermögens bed Königs Georg 
(V. v. 2. März) 166-167. 

Befchwerden, Stempel zu Beſchwerden in ben Re- 
gierungsbezirken Kaffel und Wiesbaden (8. v. 5. März 
Tarif Nr. 67.) 188. 

Befchwerbe- Inftanz über das Verfahren ber Hypo- 
thefenämter in Neuvorpommern und Rügen (®. v. 21. 
März F. 37.) 300. 

Befoldung, Aufhebung ber Gebühren für die Bewilli- 
gung oder Erhöhung von Befoldungen in den neuen 
Landestheilen (G. v. 27. Gebr. F. 1.) 177. 

Beftallungen, Aufhebung der Gebühren, Rekognitionen 
und Tagen für Beftallungen in ben neuen Landestheilen 
(G. v. 27. Febr. ©. 1.) 177. 

Beftätiguug, Aufhebung der Gebühren, Rekognitionen 
und Taxen für Beftätigungen in den neuen Qandestbeilen 
(@. v. 27. Febr. S. 1.) 177. " 

Stempel zu Beftätigungen in ben Regierungdbezirten 
Kaffel und Wiesbaden (G. v.5. März Tarif Nr. 68.) 188. 

Bialla (Provinz Preußen), Meliorationsverband ber 
Bialla-Brüher im Kreife Johannisburg (Stat. v. 22, 
Sept.) 862— 871. 

Bidſzuhnen (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 3. 

Bielefeld (Weftphalen), Errichtung der » Ulttengejell- 
ſchaft Ravensberger Volksbank« in Bielefeld (Bel. v. 
16..De.) 1068. — f. au Ehauffeen Nr. 55. 

Bifchoföwerder (Provinz Preugen), ſ. Chauffeen 
Nr. 5. 


1868. . 
Biskirchen (Rheiuprovinz), f. Chauffeen Nr. 68. 


Bobulezyn (Provinz Pofen, |. Chanffeen Nr. 43, 


Bochum (Weftphalen), Vermehrung ber Mitglichergahl 
bei der Sandelöfammer für den Kreis Bochum IM. €. v. 
13. Tui) 710. 

Borszymmen (Provinz Preußen), |. Shanffeen 

Nr. 12. 

Buruffia, Ultienverein für Braunlohlmmwerwertbanud, 
Thonmaaren- und Dfenfabritation in Berlin, Benchmi- 
gung des Statuts (Bel. v. 25. Nov.) 1028, 

Brand, Bahnhof an der Berlin Börliger Eifenbahn, f. 
Chauſſeen Wr. 29. 

Brauntweinzwang, f. Beträntezwang. | 

Brauereien, Genehmigung zur Errihtung ber »6t. 
Georgen Aktienbrauerei « in Sangerhaufen (Bel. v. 19. 
Dt.) 956. 

Braunsberg (Provinz Preußen), Ausfertigung Brauns- 
berger Kreis- Obligationen im Betrage von 150,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 30, März) 426—430. 
— ſ. auh Ehauffeen Nr. 4. 

Statut des Braunsberger DWiefenverbandes (v. 4. 
April) 357-362. 


- Brannfchweig (Herzogthum), Vertrag zwifchen Preu- 


Ben und Braunfchweig wegen SHerftellung einer Eifen- 
bahn von Herzberg über Ofterode nach Seefen (v. 2. Mai) 
545 - 548. 

Uebereinkunft mit Braunſchweig wegen Regelung 
der gegenſeitigen Gerichtsbarkeitsverhältniſſe (Miniſt. Erkl. 
v. 6. Juni) 633—635. 

Brauzwang, f. Getränfezwang. 

Bremen, Abänderung ber Statuten des Bremenſchen 
ritterſchaftlichen Kreditvereins (U. E. v. 22. Febr.) 208. 

Eifendbahn von Osnabrück nah Bremen, f. Eifen- 
bahnen Nr. 8, 

Breslau (Schlefien), Abänderungen des Statutd für ben 
Breslau - Odervorftädtifhen Deichverband vom 18. Nov. 
1861 (U. €. v. 30. Mai) 582. 

Auflöfung der Berg-Öypothefenfommiffion in Bred- 
lau (V. v. 22. Juli) 713. 

Befugniffe und Verwaltung ber Schlefifchen Iand- 
Shaftlihen Bank zu Breslau (U. E. v. 6. Ott.) 
921 — 924, 

Breßlau-Schweidnig-TFreiburger Eifenbahn, N Eifen- 
bahnen Nr. 7. 

ſ. auch Chauffeen Nr. 36. 37. 

Briefenhorfter Entwäfferungsverband im Baubsberger 
Kreife (Stat. v. 8. Mai) 548555. 

Bromberg, Eiſenbahn von Thom nah Poſen und 
Bromberg, |. Eifenbabnen Nr. 37. 

Bräd (Provinz Brandenburg), f. Chauffeen Nr. 24. 

Brüden (Rheinprovinz), ſ. Chanffeen Nr. 59. 

But 





Sadregifter. 


But (Provinz Pofen), f. Chauffeen Nr. 48. 

Bände (Weſtphalen), ſ. Chaufjeen Nr. 56. 

Bunudesbeamte, Befugniß der Breußifchen Civilbeamten 
des Rorddeutſchen Bundes zum Beitritt bei der Allge- 
meinen Wittwen-Verpflegungsanftalt (©. v. 6. März) 195. 

Bunzlan (Schlefin), |. EHauffeen Nr. 41. 

Bären (Weftphalen), f. Ehauffeen Rr. 52. 

Birgerbriefe, Stempel zu Vürgerbriefen in den Re 
gieruugsbezirken Kaſſel und Wiesbaden (G. v. 5. März 
Tarif Rr. 70.) 189. 


€, 


Calau (Kreis), Ausfertigung Calaner Kreiß-Obligationen 
im Betrage von 80,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. 
v. 4. Nov.) 10491053. 

Galbe (Kreis), Ausfertigung Calbeſcher Kreis-Obligationen 
im Betrage von 400,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. 
v. 12. Ott.) 1038 —1042. — ſ. auch Ehauffeen 
Nr. 46. 

Call (Rheinprovin;), Eifenbahn von Trier nah Call, f. 
Eifenbahnen Nr. 38. 

Eamens (Sälefien), ſ. Chauffeen Nr. 40. 

Cauth (Scälefin), f. Chauffeen Nr. 38. 

Carlshafen (Kaſſel), Aufhebung des Schleufengelded an 
ber Weſer zu Earlshafen (U. €. v. 8. Mai) 488. 

Gartbaus (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 15. 

Eeffion, hypothekariſche Eintragung ber Eeffionen in Neu- 
vorpommern und Rügen (G. v. 21. März 66.8. 12. 27. 
86—89. 117.) 294. 

Ghbartepartie, Stempel zu derfelben in den Regierungs- 
bezitken Kaſſel und Wiesbaden (G. v. 5. März Tarif 
Nr. 71.) 189. 

Ghanffeen: 

I. in ber Proving Preußen: 

1) Ullenfteiner Kreis⸗Chauſſeen, Anfbringung der noch 
erforderlichen Mittel zut Vollendung ber vom Kreife 
übernommenen Ehauffeebauten (A. E. v. 4. Janr.)56.— 
Ausfertigung von 83,000 Thalern Wllenfleiner Kreis⸗ 
Obligationen zu 5 Prozent zur Ausführung der Ehauf- 
feebauten (Priv. v. 4. Tjanı.) 56-60 

2) von Ungerburg bis zur Löhener Kreisgrenze in ber 
Rihtung anf Ligen, Ausführung bed Baues jei- 
tens des Kreiſes Ungerburg 2. (U. €. ». 2. Mär) 
334. — Ausfertigung von 41,000 Thalern Ungerbur- 
ger Kreis-Obligationen zu 5 Prozent zur Masführung 
won Chauſſeebauten (Priv. v. 2. Mär) 385-338. 


1868. | 5 
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3) Darkehmer Kreid-Chauffeen, Verleihung der fisfali- 


fhen Vorrechte an den Kreid Darfehmen für den Bau 
mehrerer Kreiß-Chauffeen (U. €. v. 27, Janr.) 87. — 
Ausfertigung von 184,000 Thaleru Kreis-Obligationen 
des Darkehmer Kreiſes zu 5 Prozent zus Ausführung 
der Chauffeebauten (Priv. von 27. Tanr.) 88—92. — 
Ehaufiee von Efzerninuten nah Bidſzuhnen, 
(A. €. v. 11, Ung.) 811. 

4) von Frauenburg nad Plaßwich, von Borm- 
bitt nah Bötthendorf, von Mehlſac bis zur 
Heilsberger Kreisgrenge in ber Richtung auf Seils- 
berg, von Braunsberg bis zur SHeiligenbeiler 
Kreisgrenze in bee Richtung anf Linbenau, und- 
von Wotmbitt bis zur Heildberger . Kreiögrenze in 
der Richtung auf ffrauenborf; Uusführung des Baues 
feitens der Kreife Braunsberg reſp. Pr. Holland ıc. 
(A. €, v. 30. März) 425.— Ausfertigung von 150,000 
Thalern Braunsberger Kreis-Obligationen zu 5 Pro- 
zent zur Ausführung von Chauffeebauten (Priv. v. 30. 

Mär) 426430. 

5) von Freyſtadt nad Dt. Eylau und von Freyftabt 
nah Bifhofswerber; WUusführung des Baues 
durch den Kreis Rofenberg x. (U. €. v. 27. April) 
478, — Ausfertigung von 72,500 Thalern Rofenberger 
Kreid Obligationen III. Emifjion zu 5 Prozent zur 
Ausführung von Ehaufjeebauten (Priv. v. 27. April) 
479—483. 

6) Srieblänber Kreid-Ehauffeen, Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Friedland für den Bau 
mehrerer Kreid-Chauffeen (U. E. v. 24. Febr.) 311. — 
Unsfertigung von 120,000 Thalern Friebländen Kreis. 
Obligationen zu 5 Prozent gar Ausführung von 
Ehauffeebauten (Priv. v. 24. Febr.) 212-216. 

7) Boldaper Kreis-Ehaufjeen, Ausfertigung von 80,000 
Thalern Goldaper Krei-Obligationen DI. Emiffion zu 
5 Prozent zur Durchführung der vom Kreife unter- 
nommenen Chauffeebauten (Priv. dv. 4. Febr.) 65—68. 

8) von Heiligenbeil nad Lichtenfelb, von Kob- 

belbude an der Oſtbahn nah Porſchken und von 
Sinten bis gur Pr. Eylauer Kreisgrenge; Aus- 
führung bed Baues ſeitens des Kreifes Seiligenbeil 
(U. €. v. 20. Juli) 801. — Ausfertigang von 100,000 
Thalern Heiligenbeiler Kreis-Obligatimen ga 5 Pro- 
ion zur Ausführung von Ehauffeebauten Priv, v. 
20. Juli) 802 - 806. 
1) von Seilsberg bis zur Friedlaͤnder Kreisgrenze 
in der Richtung auf Bartenſtein; 2) von Heils- 
berg bis zur Röfjeler Kreisgrenze in der Richtung auf 
Seeburg; 3) von Heilsberg biß zur Braundberger . 
Kreisgrenze; 4) von Buttftadt bis zur Brücke über 
Die 
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bie. Paſſarge bei Pittehnen; 8) von Gutiſtadt nad) 
BSeiligenthal,/ 6) von Sommerfeld bis zur Al⸗ 
lenfteiner Kreißgtenze in ber Richtung auf Jonkendorf; 


7) von ber Heildberg-Seeburger Straße aus bis Wus⸗ 


lad; Uusfühnmg bes Baues durch ben Kreis Heils- 
berg x. (U. E. v. 31. Aug.) 857. — Ausfertigung 
von 150,000 Thalern Heilsberger Kreis-Obligationen 
za 5 Progent zur Wusführung von Chauffeebauten 
- (Brio, v. 31. Yug.) 858-861. 
10) von Lautenburg biß zus Löbaner Kreiſsgrenze in ber 
Rihtung auf Löbau, Ausführung bes Baues durch 
ben Kreis Stradburg ⁊c. (U. E. v. 6. uni) 635. 
. — Qusfertigung von 15,800 Thalern Sirasburger 
Kreit - Obligationen IV. ‚Emiffion zu 9 Prozent zum 
Bau reſp. Vollendung von Chaufleebauten (Priv. v. 
6. Juni) 636—639. 
von Lauth bis zur Labiauer Kreisgrenze bei Leg 
ben; von Königsberg nach ber Fiſchhauſer Kreis- 
grenze; von Schaaken nah Schaalsvitte und 
von Crauffen nah Steinbed; Wusführung be 
Baues durh den Landkreis Königsberg ıc. (U €. v. 
27. Janr.) 179. — Yusfertigung von 117,000 Tha- 
lern Kreis-Obligationen des Königäberger Landkreifes 
zu 5 Prozent jur Ausführung von Chauffeebauten 
(Priv. v. 27. Janr.) 180—183. 
1) von Lyck nad Kallinowen, 2) von Wyſocken 
nach ber Oletzkoer Kreiögrenze bei Gutten, 3) vou 
Sentken nah Borszymmen, 4) von Sybba nad 
der Landesgrenze bei Tworken, 5) vom Amtsvorwerke 
Lyck nach Claußen und 6) von Lyck nach Grab⸗ 
nid; Uusfährung durch den Kreis Lyck (U. E.“'v. 14. 
Aug.) 814. — Ausfertigung von 100,000 Thalern 
Eyder Kreis Obligationen II, Emiffion zu 5 Prozent 
zur Ausführung von Ehauffeebauten (Priv. v. 14. 
Aug.) 8I5—818, 
13) von Mehlſack nah Zinten, Unterhaltung ber aus 
Staatsfonds zu erbauenden Ehauffee feitens bes Krei- 
ſes Heiligenbeil (M. E. v. 20. Juli) 801. 
14) Mohdrunger Kreis-Ehauffeen: 1) von Mohrungen 
“nah Liebſtadt und von Saalfeld nah der Gül⸗ 
denboden · Saalfelder Chauſſee ıc. (U. €. v. 1. Febr.) 
176. — 2) von Liebftadt Bis zur Seilsberger Kreis- 
gremge bei Pittehnen x. (A. €. v. 9. Ron.) 1053. 
16) 1) von der Reufrug-Shöneder Kreis-Ehauſſee 
: zwilen Lipſchin und Plachtei bis zur Schneibemüßl- 
Diefhauer Eiſenbahn bei ZBblewo, 2) von Klein- 
Klin; bis an die Strafe ad 1. bei Alt; oder Hod- 
Paleſchten, und 3) von Berent biß zur Epr- 
thaufer Kreisgrenze; Ausführung bed Baues durch 
den Kreis Berent ıc. (U. €. v. 27. April) 483. — 
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Ausfertigung von 75000 Thalern Berenter Rris.Obl- 


gationen III. Enuffion gu 5 Pragent zur Ausfüh⸗ 
zung von Chauffeebauten (Priv. v. 27:&pul) 484 bis 
487 . 


16) Riederunger Kreis - Ehaufjern, Uutferiigung von 
70,000 Thalern Nieberunger Rreis-Obligationen zu 5 
Drozent zur Vollendung von Ehanffeebauten. (Priv. 

27. April) 509—513. 

17) Ragniter Kreis - Ehauffen, Verleihung ber ſibka⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau zc. einiger Kreis-Ehauf- 
feen (U. E. v. 14. Rov.) 1058. — Uusfertigung 
von 40,000 Thalern Ragniter Kreis-Obligationen II. 
Emiffion zu 5 Prozent zur Ausführung von Chauf- 
feebauten (Priv. v. 26. Febr.) 341-345. — desgl. 
‚von 111,800 Thalern Ragniter Kreis - Obligationen 
IV. Emiffioen zu 5 Prozent (Priv v. 14. Nov.) 

1059— 1062. 

18) von Seeheften nad ber NRaftenburger Kreisgrenze 
in der Richtung auf Raftenburg, Ausführung des 
Baues durch den Kräis Sensburg ıc. (U. E. v. 28. 
Mir) 419. — Ausfertigung von 42,000 Thalern 
Senshurger Kreiß-Obligationen II. Emiffion zu 5 Pro- 
zent zuc Ausführung von Chauffeehauten (Priv. v. 
28. März) 420—423. — besgl. von 26,000 Thalern 
Sensburger Kreis - Obligationen IH. Emiffion zu 5 

Projent (Priv. v. 21. Nov.) 1063—1066. 

19) von Stampelten bis zur Qabiauer Kreis-Chanffee 
von Nauzken nad Sielkeim; Ausdehnung der dem 
Wehlauer Kreife bezüglich bed Baues und ber Un- 
terhaltung der Chauffee von Gubehnen nah Stam- 
pelten bewilligten Rechte auch auf dieſe Chauffee (M. 
€. v. 8. ehr.) 281. — Uusfertigung von 54,800 
Thalern U. Emiffion Wehlauer Kreis-Obligationen zu 
5 Prozent zur Vollendung von Chauffeebauten (Priv. 
v. 8. Febr.) 282—285. 


20) Stuhmer Kreis-Chauffeen, Ausfertigung von 80,000 


Thalern Stuhmer Kreis - Obligationen IV. Emiffion 
za 5 Terz zur Ausführung von Chanffeebauten 
(Priv. v. 27. Juli) 807-810. 

21) 1) von BWolfätcug Mach dem Bahnhof Witten. 
berg und weiter bis zur Warſchauer Strafe; 2) von 
Roffitten bis zur Warſchauer Straße; 3) von Lie 
benau bis zur Warſchauer Straße; 4) von Lands- 
berg bis zur VBraundbderger Kreisgrenze in der Rid- 
tung auf Mehlſack; 5) von Landsberg bis zur Heili- 
genbeiler Kreißgrenze in ber Richtung auf Lichten- 
feld; 6) von Blantienen bis zur Keitgrenze in 
ber Richtung auf Kobbelbude; 7) von Pr. Eylau 
bis zur Friedlaͤnder Kreisgrenze bei Rappelu in der 
Richtung anf Domnau; 8) von Reddenan bis zur 

Frieb- 
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7 tiebländer Kreigrenze in bet Richtung auf Barten- 

=. kein; 9 von Soerken nah Pr. Enlan; Ausfüh- 

rung vbes Baues feitene des Kreiſes Pr. Eylau (U. 
E. v. 15. Mai) 556. — Ausfertigung von 100,000 
Thalern Dr. Cylauer Kreis. Obligationen III. Emiffion 
zu 5 Prozent zur Unsfährung von EHauffeebanten 
: (Pete. v. 16. Mat) 557560. 


II. in ber Provinz Brandenburg: 


» Srauffurt a. b. DO. - Leipziger Ehauffeebaugefel- 
Schaft, Genehmigung bes von berfelben gefaßten Be- 
ſchluſſes wegen Verlegung des Siges ber Geſellſchaft 

. (Bel. v. 28. Nov.) 1048. 

-33) von ber Stadt. Frieſack nad dem bortigen Bahn⸗ 
Hofe, Ausführung bed Baues feitens bes Kreiſes 
Weſt⸗Havelland ıc (M. E. v. 8. Mai) 513. 

4) vor Golzow bis zum Anſchluß an „bie Berlin 
Magdeburger Stantöftzafe bei Pleſſow / von Brüd 
nach Beelitz Ausführung buch den Kreis Zauch⸗ 
Belzig x. (U E v. 1. Juli) 773. 

25) von Yanbsberg a. d. W. bis zur Grenze bes Kreifes 
Birubaum in ber Ridtung auf Schwerin, Aus—⸗ 

a: bes Baues duch den Kreis Landsberg 

' b. 8. x. (U. E. v. 17. Febr.) 218, 

%) von Lenzen bis zur Elbe im Anflug an die Ehauffee 
von Lenzen nad Beh Ausführung duch die 
Stadt Lenzen ıc. (U. €. v. 19. Ung.) 821. 

77) vom Bahndofe zu Reufatt a. D. nah Hohen⸗ 
ofen, Ausführung des Baues ſeitens des Kreiſes 

Ruauppin ıc. (U. € v. 11. Mai) 496. 

28) von Noßdorf nad) Grof-Kölzig, Ausführung bes 
Baues duch bie Stadtgemeinde Forſt ıc. (U. €. v 
18. Miu) 345. 

29) yon Prieromw nad dem Bahnhofe Brand an der 
Berim-Börliper Eifenbahn, Ausführung bed Baues 
duch den Kreis Ludau x. (U. €, v. 10. Febr.) 210. 

30) von Rufen an ber Solbin. Schönfließer Kreisſtraße 
biß zur Kreißgrenze in der Richtung auf Bahn, Aus 
führung des Baues durch die Kreiſe Greifenhagen 
und Soldin ıc (UM. €. v. 15. Mai) 627. 

IN von der Teltow. Zehlendorfer Chauſſee durch die Stadt 
Teltow bis zum Anſchluß an bie Potsbam-Büter- 
goger Ehauffee, Musführung des Baues durch ben 
Kreis Teltow ⁊c. (U. E. v. 232, Sept.) 985. — 
Uutfertigung von Kreis - Obligationen bes Teltower 
Kreifes tm Betrage von 14,000 Thalern zu 5 Prozent 
zur Wusfährung von Ehanffeebauten (Priv. v. 
2. Sept.) 986-989. 
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32) Züllichau⸗Grüuberg⸗Sorauer cheaſſeeben Ve 

ein, Genehmigung eines zweiten Radıtragd gu dem 
Statut deſſelben (Bel. v. 17. Ron.) 1016. 


DU. in der Provinz Pommern: 


88) 1) von Wittower Fähre nah Bergen, 2) von 
Brener Brüde an ber Straße zu 1. bis zur Bergen- 
Stralſunder Chauſſee bei Samtens mit einer Abzwei⸗ 
gung nah Bingft, 3) von Bergen nad Lauter- 
bach und 4) von Bergm nad Sagarb; Wusfäh- 
zung bed Baues durch ben Neuvorpommerſchen 
Kommunallandtag 20. (A. E. v. 8. Juli) 767. — 
Ausfertigung von Kreis: Obligationen bes Rügen- 
[hen Kreiſes im Betrage von 215,250 Thalern zu 
44 Projent zur Wusführung von Ehanffeebauten 
(Priv. v. 8. Juli) 758762. 

834) von Liebenow nad Fiddichow; von Rufen an 
ber Soldin. Schönfließer Kreisftraße bis zur Kreis- 
grenze in der Richtung auf Bahn; Ausführung bes 
Banes durch bie Kreiſe Greifenhagen reſp. Soldin xc. 
(V. €. v. 15. Mat) 627. — Ausfertigung von Kreis 
Obligationen bed Breifenhagener Kreifes im Betrage 
von 118,500 Thalern I. Emiffion zu 5 Prozent zur 
Unsführung von Chauffeebauten (Priv. v. 15. Mai) 
628, | 


35) a) von ber Grenze bed Stettiner Weichbildes Bis 
zur Uedermünder Krelögrenze bei Barnimskreuz, b) von 
Entepöhler Theerofm bis zur Stettin- Dafewaller 
Staatsftraße bei Neu-Lienlen, und c) von Ne- 
Lienten bis zum Bahnhofe Brambow ber Stettin- 
Paſewalker Eifenbahn, fowie bie Yortführung der zu 
a. bezeichneten Ehauffee von ben Thoren Stettins bis 
zur Grenze bed Randower Kreiſes durch die Stabt . 
Stettin; Ausführung des Baues jeitend des Kreiſes 
Randow reſp. der Stadt Stettin ꝛc. (U. E. v. 

. 8. Ott.) 990 


IV. in ber Provinz Schleſien: 


36) von ber Breslauer Verbindungs- Eifenbahn bis an 
den Eingang bed Dorfes Gräbſchen, AUnsfährung 
bes Baues jeitens ber Stadtgemeinde Bretlan ıc. 
(A. €. v. 18. Mai) 537. 

37) von ber kleinen Scheituiger Straße in Breslau Bis 
nach Hürftensgarten in Alt ⸗ Scheitaig, Unsführung 
des Baues ſeitens ber Stadtgemeinde Bretlau ıc. 
(A. €. v. 8. Juni) 588. 

38) vom Bahnhofe Canth Aber Stadt Canth bid jenfeit 
Krieblowitz, Antführung des Baued dad bie 
Gtadt Canth x. (U. €. v. 8. März) 418. 

39) vom 
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89) von Falkenberg zum Anſchluß am bie Breslan⸗ 
Dppelner Staats-Ehanffee, Ausführung des Baues 
buch ben Kreis Falkenberg ıc. (U. E. v. 8. Febr.) 
199. — Ausfertigung von Kreiß- Obligationen des 
Falkenberger Kreiſes II. Emiffion im Betrage von 
43,000 Thalern zu 4 Prozent behufs WUusführung 
von Chauffeebauten (Priv. v. 8. Febr.) 200-204. 

40) von ber Frankenſteiner Kreißgrenze über Baigen 
bis zum Anſchluß an die fFrankenftein « Wilhelms- 
thaler Ehauffee bei Camens, Ausführung des Baues 
duch den Kreis Falkenſtein ıc. (U: E. v. 17. Aug.) 
819, 

41) von Tillenborf bei Bunzlau nah Klitſchdorf, 
Ausführung des Baues durch die Stadtgemeinde 
Bunzlau x. (U. €. v. 17. Aug.) 820. 

42) Waldenburger Kreis Chauffeen, Ausfertigung von 
100,000 Thalern Waldenburger Kreis Obligationen 
DO. Emiffion zu 5 Prozent zur Vollendung von 
Chauffeebauten (Priv. v. 9. Nov.) 1032—1036. 


V. in der Drovinz Pofen: 


43) 1) von Lipnica nah Wronke; 2) von Wronte 
nah Pietromo; 3) von Samter bis zur Czarni⸗ 
fauer Kreidgrenze in der Rihtung auf Ezarnifau; 
4) von Pinue bis zur Straße ad 1. bei Bobul- 
cayn; 5) von ber Berlin. Pofener Staats + Ehauffee 
bei Senkowo bis zur Buler Kreisgrenze in ber 
Richtung auf Buk, Ausführung bed Baues burd) 
den Kreis Samter ıc. (U. €. v. 30. Mai) 589. — 
Ausfertigung von 200,000 Thalem Samterſcher 
Kreis -Dbligationen zu 5 Progent zur Wusführung 
von Chauſſeebauten (Priv. v. 30. Mai) 690-593. 

44) von Miescisko bis zur Pofen-Nakeler Ehanffee in 
Trojanomwo, Ausführung de8 Baues durd den 
Kreis Wongromiec ıc. (U. E. v. 28. März) 424. 


VL in der Provinz Sachſen: 


45) von ber Grenze bed Kreiſes Salzwebel bei Beefe 
bis Meßdorf, Ausführung durch bie Kreife Salz: 
webel und Ofterburg ıc. (M. €. v. 13. Juni) 698. 

46) Calber Kreid-Ehauffeen, Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte an den Kreis Calbe für den Bau mehre- 
ver Kreiß-Chauffeen (A. €. v. 12. Dt.) 1037. — 
Ausfertigung von 400,000 Thalern Rreiß-Obligatio- 
nen bed Calbeſchen Kreifes zu 5 Prozent zur Aus⸗ 
führung von Ehauffeebauten (Priv. v. 12. Oft.) 
1038-—1042, 
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47) von ber Stabt Eldke über Shmicfen und 
Bihtan bis zum Anſchluß an die Salzwebel-Garbe- 
legener Chauſſee bei Wiepke, Ausführung feitens 
ber Stabt Elöhe ꝛe. (U. E. p. 25. Mai) 580. 

48) von Dähre im Kreife Salzwebel bis zur Kreis- 
grenze ba Schmölau, Ausführung bed Banes 
durch dem Kreis Salzwedel x. (U. €. v. 24. Febr.) 
286. 

49) von Dedeleben nad Uberftedt und von Eils- 
dorf nah Aderſtedt, Verleihung her ſislaliſchen 
Vorrechte zc. (U, €. v. 6. April) 477. 

50) von Gebeſee nah Tennftäbt, Verleihung ber 
fiskaliſchen Vorrechte 2c. (M. €. v. 2. März) 330. 

51) von Halberfiadt nah Quedlinburg, Berlei- 
bung ber fistalifhen Vorrechte x. (U. €, v. 4. 
Janr.) 85. 


VL in der Provinz Weftpbalen: 


52) von Dalbeim bis zur Urnsberg-Beverunger Staats- 
. fttaße bei Weftheim, Ausführung bed Banes buch 
ben Kreis Büren ıc. (U. €. v. 28. März) 441. 

53) vom Bahndofe Greven an der Weſtphaͤliſchen Eifen- 
bahn nah Nordwalde, Verleihung ber fisfalifchen 
Vorrechte ıc. (U. E. v. 17. Upril) 446, 

54) vom Deldener Bahnhofe durch Oelde in ber Ric 
tung auf Warendorf, Ausführung feitens ber 
Stadt Oelde ıc, (U. €. v. 8. Juli) 813. 

55) von Rahden nach Bielefeld, ferner von Bünbe 
bi8 Herford und von Fieftel nah Dielingen; 
Verleihung des Rechts zur Chauſſeegeld⸗Erhebung an 
die Kreiſe Lübbecke unb Herford (U. E. v. 29. 
Juni) 709. 

56) Redlinghaufener Kreis-Chauffen; Wusfertigung 
von 100,000 Thalern Redlinghaufener Kreis. Obli- 
gationen zu 4% Prozent zur Ausführung von Chanf- 
feedauten (Priv. v. 11. Mai) 586-589. 


VUI. in der Rheinprovinz: 


57) von Drove nah Berg, Verleihung der fisfalifhen 
Vorrechte ıc. (U. E. v. 30. Dez. 67.) 53. 

58) von Ottweiler bis zur Saarlouiß-Birkenfelber Be⸗ 
zirksſtraße bei Lebach, Uusführung des Baues durch 
ben Kreis Dttweiler ıc. (U. E. v. 25. März) 417. 

59) von Recht nah ber Landesgrenze mit Belgien bei 
Brüden und von ba aus bi8 zur Malmeby- Et. 
Vither Bezirksſtraße, Verleihung der fiskalifchen 
Vorrechte ıc. (A. E. v. 2. Sept) 876 

60) von 
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60) von Rheydt über Widrafb, Wanlo und Keyenberg 
uah Holzweiler, Verleihung ber fiskaliſchen Vor- 
rechte x. (U. E. v. 26. Dt.) 1017. 

61) von Shöneden nah Mürlenbah, Verleihung 
ber fifaliihen Vorrechte x. (U. E. v. 11. Mai) 579. 

62) von Steinftraß nah Titz, Bewilligung bes Er- 
propriationdrehts 2c. (U. E. v. 25. Mai) 581. 

63) von dei Ulmbadftraße in Bistkirchen über 
Wetz lar bis zur Großherzoglich Heſſiſchen Grenze 
oberhalb Atzbach, Ausführung des Baues durch den 
Kreis Wetzlar, die Fürſtlich Solms-Braun— 
felafche Rentkammer ıc. (U. €. v. 25. April) 489. 

64) von Wallerfangen über St. Barbe bis zur 
Banngrenze von Guifingen, Verleihung des Rechts 
zur Erhebung bed Ehauffeegeldes nad den boppelten 
Sägen des Chaufleegeld-Tarifd (U. E. v. 8. Febr.) 184. 


Civilſtaud, Gebühren für Ausfertigungen über Kivil- 
ſtands· Alte in den neuen Landestheilen (G. v. 27. Febr. 
6 3. Nr. 10.) 178. 


Glaußen (Provinz Preußen), |. Chauffeen Nr. 12. 


Elausthal (Hannover), Feſtſtellung des Bezirks bes 
Oberbergamtö in Elausthal (VB. v. 3. Febr.) Ek9. — 
Vereinigung des Bezirks der Berghauptmannſchaft zu 
Clausthal mit dem Bezirk der Landdroftei zu Hildesheim 
(a, E. v. 17. Juni) 671. 


Elöge (Provinz Sadfen), f. Chauſſeen Nr. 47. 


Golbergermünde (Pommern), Ermäßigung der Safen- 
abgaben (A. E. v. 10. Febr.) 83-84. 


Edln (am Rhein), Verwaltung der Gyinnafial- und Etif- 
tungsfonds zu Cöln (U. E. v. 25. Mai) 539— 544. 
Edln-Mindener Eifenbadn, f. Eifenbahnen Wr. 8. 


Concordia⸗Huütte bei Bendorf (Rheinprovinz), Her- 


ftelung einer Eiſenbahn von da nad Engerd (U. €. v. 
2. Sept.) 847. 


Eovfjeublatt (Provinz Brandenburg), Erhebung der Schiff · 
fahrtsabgabe bei der Spreeſchleuſe zu Coſſenblatt (U. €. 
v. 26. Sept.) 908. 


Evttbus (Kreis), Ausfertigung von Kreis-Obligationen 
bed Kreifes Eottbus im Betrage von 30,000 Thalern zu 
5 Prozent (Priv. v. 17. Juli) 785—788. 


Gottbus (Stadt), Eifenbahn von Cottbus nad Großen⸗ 
bain, f. Eifenbadnen Wr. V. 
Eranffen (Provinz Preußen), ſ. Chauffeen Nr. 11. 
Jahrgang 1868, 
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Crefeld (Rheinprovin;), Ausdehnung bed Bezirks ber 
Handelskammer in Erefeld auf die Gemeinde Uerdingen 
(U. €. v. 31. Aug.) 828. 

Erefeld « Kreis Kempener Inbuftrie - Eifenbahn, f. 
Eifenbabhnen Wr. 10. 

Eulm (Provinz Preußen), Ausfertigung von Enlmer Stadt. 
Obligationen im Betrage von 50,000 Thalern zu 5 Pro- 
zent (Priv. v. 30. Nov. 67.) 7—11. 


Czarnikau (Provinz Pofen), f. Chauffeen Nr. 48. 


D. 


Dähre (Provinz Sachſen), ſ. Chauſſeen Nr. 48. 


Dalheim (Weſtphalen), ſ. Chauſſeen Nr. 52. 
Dänemark, Zulaſſung Däniſcher Schiffe zur Küſtenfracht ⸗ 
fahrt von einem Preußiſchen Hafen nach einem andern 
inländifhen Platze (U. €. v. 9. März) 220, 
Erſcheinen einer Dänifhen Ueberjegung der Preußi- 
fhen Gefeßfammlung (U. €. v. 13. April 67.) 267. 
Uebernahme und Verwaltung ber von ben Elb⸗ 
berzogthümern an Dänemark zu entrihtenden Schuld als 
Dreußifhe Staatefhuld (G. v. 23. März) 397—398. — 
Ausfertigung von Schuldverfhreibungen A 4 Prozent zur 
Abtragung diefer Schuld (A. E. v. 29. April) 449, 


Danzig (Weftpreugen), Ermäßigung der Safenabgaben x. 
(U. E. v. 10, Febr.) 82. (A. E. v. 10. Febr.) 83— 84, 


Darfehmen (Kreis), Ausfertigung von Obligationen bes | 
Darkehmer Kreifes im Betrage von 184,000 Thalern zu 
5 Prozent (Priv. v. 27. Tanı.) 88-92. — ſ. auch 
Chauſſeen Nr. 3. ' 
Darlehuskaſſen, Nahtrag zu bem Regulativ für bie 


Schleſiſche landſchaftliche Darlehnskaſſe vom 13. November 
1848. (U. €. v. 6. Oft.) 921— 924. 


Dedeleben (Provinz Sadfen), ſ. Chauffeen Nr. 49. 
Deichverbände gegen Ueberſchwemmungen: 


I. ber Elbe: 


1) Magdeburg » Rothenfee - Wolmirftedier Deichver⸗ 
band, Abänderung zu G. 13. bed Statuts (U. €. v. 
18. Sant.) 63. 

2) Plotha-Ummelgoßwiger Deichverband, Herftellung 
eined Deiches zwijchen Ummelgoßwit und ber Belgern⸗ 
ſchen Höhe (A. E. v. 17. Juni) 640. 

b 3) Ab⸗ 


10 
Deichverbände, (Kortf.) 
3) Ubgeändertes Statut des Dommibfher Deichver 

bandes (v. 29. Juni) 695 — 697. 


4) Statut für den Magdeburger, Elbenauer und Ehle- 
Deichverband (v. 24. Juli) 789— 800. 


ll. der Oder: 


Breslau-Obervorftäbtifhder Deihverband, Wbände- 
rungen bes Statut8 vom 18. November 1861. (U. €. v. 
30. Mai) 582. 


Defret, Stempel zu Dekreten in den Regierungdbezirken 
Kaffel und Wiesbaden (®. v. 5. März Tarif Nr. 73.) 189. 


Denunzianten:Antheil an Stempelftrafen, Fortfall dei- 
felben in den Negierungsbezirten Kaffel und Wiesbaden 
(8. v. 5. März 6. 1.) 185. 

Allgemeine Aufhebung der Denunzianten » Antheile 
(6. v. 28. De;.) 1057. 


Depofitälordnung (vom 15. September 1783), Ergän- 
zung der 66. 45—47. und 59. Titel J. (®. v. 6. März) 
206. 


Dieliugen (Weftphalen), f. Chauffeen Nr. 55. 

Dienftentlaffung der Beamten in den Regierungsbezir- 
fen Kaffel und Wiesbaden, Stempel zu derfelben (G. v. 
5. März Tarif Nr. 74. 59.) 189. 

Diet (Naſſau), Eifenbahn von Diet nad Hahnftätten, ſ. 
Eifenbahnen Nr. 11. 

Dirſchau (Preußen), Eifenbahpn von Schneibemühl über 
Conit nah Dirſchau, ſ. Eifenbabnen Nr. 42, 

Dispenfation, Aufhebung der Gebühren für die Er- 
theilung von Dispenfationen in den neuen Landestheilen 
(8. v. 27. Febr. G. 1.) 177. 

Disziplinarverfabren gegen die Sypothelenamtd-Bor- 
fieher in Neuvorpommern und Rügen (G. v. 21. März 
6. 36.) 300. 

DittersbachsAltwafler Etfenbahn, f.Eifenbahnen Pr. 12. 


Dommtigicher Deihverband gegen Ueberſchwemmungen 
der Elbe, abgeändertes Statut (v. 29. Juni) 696 697. 


Domnan (Provinz Preußen), ſ. Chauffeen Nr. 21. 
Dortmund (Weſtphalen), Eifenbahn nad Meiderich, ſ. 
Eiſenbahnen Nr. 8. 


Drenkow (Oftpriegnig), Erhebung einer Nachſteuer von 
ben dort vorhandenen Beftänden ausländifher Waaren 
(8. v. 31. Juli) 721 — 737. 


Drewenz · Thal (Provinz Preußen), Bildung eines VBer- 
bandes zur Melioration bed oberen Dremwenz- Thale im 
Kreife Ofterode (Stat. v. 15. Mai) 514—519. 
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Drove (Rheinprovinz), f. Ehanffeen Nr. 599. 

Druckerei, Genehmigung des’ zwtiten Nachltageß zu dem 
Statut der Gladbacher Uktietigeſelſchaft für Eirrikfeiei und 
Appretur (Bel. v. 15. Sept.) 848. 


Dudow (Pommern), Ethebung' einer Nathſtener wort brn 
vorhandener Beſtänden auslaͤndiſcher Waaren in Dudomw 
(V. v. 31. Juli) 721- 737. 

Duisburg (Rheinprovinz), Ausfertigung Duisburger 
Stadt-Obligationen im Betrage von 250,000 Thalern zu 
5 Prozent (Priv. v. 28. Oft.) 993—998. 

Duplifat, Stempel zu Dupfitaten in den Regierungs- 
bezirken Kaffel und Wiesbaden (G. v. 5. Mär; Tarif 
Nr. 75.) 189. 

Düren (Rheinproving), Eifenbahn von Erkelenz nach Düren, 
f. Eifenbahnen Nr. 5. 

Düffeldorf (Rheinprovinz), Untfertigung Düffelborfer 
Stadt · Obligationen IV. Serie im Betrage von 150,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 26. Sept.) 65-971. 


E. 


Ehle⸗Deichverband gegen Ueberfhwenimungen ber Elbe 
(Stat. v. 24. Juli) 789-800, 

Chrenbreitftein, Cxpropriationsverfahten im Bezirk 
de8 Juftiz- Senats zu Ehrenbreitftein (©. v. 8. April) 333 

Eichicht (Thüringen), Eifenbahn Gera-Snalfeld-Eihicht, 
f. Eiſenbahnen Nr. 45. 

Eid, Beſtimmung und Formular für den Eid der evan- 
gelifhen Geiftlihen in ber Provinz Sannover (U. E. v. 
I. Juli) 703. 

Eifelbabn, |. Eifenbahnen Nr. 38. 

Eilsdorf (Provinz Sadjfen), f. Chauſſeen Nr. 49. 

Eingaben, ſ. Geſuche. 

Eisleben (Provinz Sachſen), Genehmigung des revidir 
ten Statuts der Mansfeldſchen Kupferſchiefer bauenden 
Gewerkſchaft in Eisleben (Bel. v. 23. März) 268. 

Ausfertigung von Obligationen ber Stadt Eisleben 
im Betrage von 25,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. 
v. 17. April) 441 — 446. 

Elbbrücken, Bau einer feiten Brüde über bie Elbe 
zwiſchen Hamburg und Harburg durch bie Cöln-Mindener 
Eifenbahn-Gefellfhaft (Konz. u. Beſtät. Urk. v. 20. Juni 
Nachtrag 66. 8. 9. 13. 15. 17. 18.) 606. — Verkrag 
zwifchen Preußen und Samburg, denfelben Gegenftanb 
betreffend (v. 18. März Art. 1. ff.) 621. 

El⸗ 
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Elbenauer Deichverband gegen Ueberſchwemmungen ber 
Elise (Stat. v. 24. Juli) 789--800. 


Elm (Aurdeffen), Fifenbahn von Elm nad Gemünden, ſ. 
Eifenbabnen Nr. 14. 


Emden (Sannpper), Aufhebung ber Bönigfichen Polizei. 
Direftion in. Emden (U. E. v. 30. Dez. 67.) 4 


Ems (Nafſau), Beftimmungen über die ‚Schließung ber 
bffeatlichen Spielbant in Ems (©. v..5. Mär) 209, 


Giienhahuen: 
1) Almelo-Saljbergen, Genehmigung eined Nach⸗ 
trage zu den Statuten ber Geſellſchaft Beſtät. Urk. 
v. 2. Dez.) 1055- 1056. 
2) Alfenz-Bapı » Bau unb ‚Betrieb berjelben durch 
. die Bayeriſche Aktiengeſellſchaft der. Pfälziſchen Nord- 
bahnen (Konz. Url. v. 12. Febr.) 168. 

3) Altona «Kiel, fernere ‚Uusgabe von 1,000,000 
Thalern fünfprozentiger Prioritäts - Obligationen II. 
Emiffion (Priv. v. 18, Janr.) 74—80. 

4) Bebra-Hanau, Aufnahme einer Staatdanleihe zur 
Vollendung diefer Bahn (©. v. 17. Febr. F. 1. Nr. 4.) 
71. (A.E. v. 27. April) 1005. 

5) BergiſchMaärkiſche Eifenbahn, Uebernahme ber 
Verwaltung und bes Betriebes und demnächſt auch 
des Eigenthums der Haſſiſchen Nordbahn (Beſtät. Urt. 
„9: 17. Apxil) 400 - 408. — Emiſſion von 8 Mil- 
lionen Thaler Nordbahn Prioritäts - Obligationen 
(Priv. v. 17. April) 408 - 415. 

Bau ‚und Betrieb einer Eiſenbahn von, Erkelenz 
über Jülich nach Düren,. einer Zweigbahn von Jülich 
ũber Eſchweiler ins Stolberger Thal und von 
München⸗Gladbach nad, Odenkirchen 2c. (Konz. und 
Beſtät. Uck. v. 26. Sept.) 890 - 802. 

6) »Berlin⸗Görlitzz, Henehmigung des exſten und 
zweiten Nachtrages zum Statut der Geſellſchaft (Beſtät. 
Urk. v. 13. Janx.) 29—34. 

Ausfertigung von. Prioritäts-Dbligatiouen im Be- 
‚stage ‚von. 1,250,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. 
.v. 13, Jant.) :35—40. 

„7) Braslau Schweidnitz Freiburg, Bau einer 
Eifenbadn von Liegnig Über Grünberg nach Noten- 
‚bug (A. €E..v._11. Juli) 744. — ‚Erhöhung des 
Stamm-Sapitald (Konz. u. Beftät. Url. v. 11. Juli) 
745— 747. — Ausfertigung von 3,100,000 Thalern 
Drioritäts - Obligationen zu 4% Prozent (Priv. v. 
11. Juli) 747—755. 

8) Eöln-Minden, Bau und Betrieb ber Eifenbahu 
son Venlo. nah Ddnabrüd durd) die. Eöln-Mindener 


Eiſenbahngefellſchaft (Ueb. v. 28. Nov. 67. Art. 2.) 
14, — Bau und: Betrieb ber. Eifenbahn von Osna⸗ 


nad Meiderih und einiger 
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brüd nad ‚Bremen und Hamburg buch bie Eöln- 
Mindener Geſellſchaft (Konz. u. Beſtät. Urk. v. 20. 
uni) 602—612. — Vertrag zwifhen Preußen und 


‚Hamburg, denfelben ‚Gegenftand betreffeub (v. 18. 


Mär) 621—627. 
Ban und Betrieb einer Eifenbahn von Dortmund 
—* (Konz. u. 
Beftät. Url. v. 11. Nov.) 1012—1015. 


9) Cottbus Großenhain, Genehmigung bed Statuts 


(Konz. u. Veftät. Url. v. 29. Juni) 641670. — 


Vertrag zwilchen Preußen und Sachſen, den Bau 
diefer Eifenbahn betreffend (v. .15., Uug.).885—889. 


10) Erefeld - Kreis Kempener Snduftrie- Eifenbahn, 


Bewilligung des Eypropriationsrehte (A. E. v. 31. 
Juli) 925. — Ban und ‚Betrieb ber Eiſenhahn (Konz. 
‚u. Beftät. Urf. v. 6. Oft.) 926— -949. 


m Dies Hahnſtätten, Aufnahme einer ‚Staats. 
„anleide zum. Bau dieſer Zweigbahn (G. v. 17. Febr. 


$. 1. Nr. 8.) 72. (a. €, v. 27.,Upril) 1005. — 
Verleihung bes Expropriationsxechts, VBeftimmung 
über die Leitung. bed Baues und ‚Betriebes der Bahn 
(M..€..v. 20. April). 416. 


.32) Dittersbadh.Altwaffer, Verleihung des Expro- 


priationsreht8 für den ‚Bau diefer Bahn, Musfüh- 
tung befielben durch die Kommiffion dev Schlefifchen 
Gebirgsbahn (A. E. v. 4.. April) 340. 


13) Eifelbahn, f. Rheinifhe Bahn, Nr. 38. 
14) Elm-Gwmünden, Aufnahme einer Staatsanleihe 


zum Bau diefer Bahn (G. v.17. Febr. F. 1. Nr. 5.) 
71. (U. €. v. 27. April) 1005. — Verleihung des 
Expropriationsrechts, Beſtimmung über die Leitung 
des Baues und Betriebes der Bahn (A. €. v. 20. 
April) 416. 


15) Gera Saalfeld. Eihiät, ſ. Thüringiſche 


Eiſenbahn, Nr. 45. 


16) Gießen⸗Fulda, Vertrag mit Heſſen wegen Her⸗ 


ſtellung der Bahn (v. 12. Juni) 765—772. 


17).Gießen-Belnhaufen, Vertrag mit Heſſen wegen 


Herftellung der Bahn (v. 12. Juni) 765—772. 


18) Botha - Leinefelde, Gewährung einex - Staats- 


unterftüßung für. den Bau diefer Eifenbahn (©. v. 
2. März) 269. 


19) Göttingen - Ubhrenshaufen, Aufnahme einer 
‚Staats Anleihe zur Vollendung ber Bahn (®. v. 


17. Febr. 8.1. Nr. 1.) 71. (A. E. v. 27. April) 1005. 


20). Salle-Raffel, Bau dieſer Eifenbahn Aber Witzen⸗ 


haufen und Münden (G. v. 17. Febr. F. 1. Nr. 1.) 


1. A. €. v. 27. April) 1008. 


* 21) Salı 
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Eifenbahnen, (Hortf.) 


21) 


Salle-Soran-Buben, Serftelung biefer Eifen- 
bahn durch eine Ultiengefellfchaft (Konz. u. Beftät. Urt. 


v. 3, Fehr.) 365396, 


22) Sanau-Friedberg, Vertrag mit Hefjen wegen Her- 


23) 


ftellung der Bahn (v. 12. Juni) 765-772. 
Sannoverfhe Eifenbahn, Aufnahme einer Staatds 
Anleihe zur Vermehrung des Betriebsmaterials ꝛc. 
(8. v. 17. Febr. G. 1. Nr. 3.) 71. (U. €, v. 27. 
April) 1005. 


24) Seppens -DIbenburg, Aufldfung der für den 


25) 


Bau diefer Eifendahn errichteten Kommiffion (U. €. 
v. 23. Uug.) 822. 


Herzberg-DOfterode, Aufnahme einer Staats-Un- 
leihe zum Bau biefer Smeigbahn (©. v. 17. Febr. 
6. 1. Nr. 2.) 71. (U. €. v. 27. Upril) 1005. — 
Ausführung bed Baues durch die Eifenbahn-Direktion 
in Saunover, Verleihung des Rechts der Eypro- 
priation (U. €, v. 17. April) 363. — Vertrag zwi⸗ 
hen Preußen und Braunfhweig wegen Herftellung 
einer Eifenbahn von Herzberg über Dfterode nad 
Seeſen (v. 2. Mat) 545—548. 


26) Heffifhe Norbbahn, Uebergaug der Vermaltang 


und des Eigenthums der Bahn an die Bergifh-Mär- 
tiſche Eiſenbahngeſellſchaft (Beftät. Url, v. 17. April) 


. 400 — 408 — Cmiffion von 8 Millionen Thaler 


28) 


eo 


Nordbahn-Privritäts-Obligationen (Priv. v. 17. April) 
408-415. 
Lägerdorf-Idehoe, Bau und Betrieb einer 
Dferde-Eifenbahn durch die Fabrikanten D. F. Ulfen 
u. Sohn (Konz. Url. v. 4. Janr.) 54—55. 
Limburg. Sadbamar, Aufnahme einer Staatt- 
Unleihe zum Bau dieſer Yweigbahn (G. v. 17. Febr. 
$. 1. Rr. 7.) 71. (A. €. v. 27. Upril) 1005. — 
Verleifung des Eypropriationsrechts , VBeftimmung 
über die Leitung bed Baues und Betriebes der Bahn 
(U. €. v. 20. April) 410. 
Main-Wefer Eiſenbahn, Aufnahme einer Staats- 
Unleide zur Herftellung des zweiten Geleifes (©. v. 
17. Gebr. F. I. Nr. 4. 71. (U. E. v. 27. April) 1005. 

Vertrag zwiſchen Preußen und Heffen, betreffend 
bie Verwaltung und den Betrieb der im Großherzog. 
thum Heſſen belegenen Strede ber Main- Wefer 
Elfenbahn (v. 30. Mai) 689— 694. 

Einfegung der Königlichen Direktion dee Main- 
Weier-Bahn in Kaffel (U. E. v. 20. Juli) 712. 


80) Märtifh-Pofener Eijendahn, Verbindung derfel- 


- ken mit der Breslau-Schweibnig-Tsreiburger durch eine 
Eiſenbahn von Liegnig über Brändeg vo Roten- 
bug ſ. Nr. 7. 
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31) Naffauifhe Eifenbahn, Aufnahme einer Staats ˖ 


82) 


33) 


34) 
35) 


36) 


"37) 


38) 


Anleihe zu Ergänzungsbauten und zur Vermehrung 


‚des Betriebsmaterials (G. v. 17. Febt. ©. 1. Nr. 6.) 


71. (A. €. v. 27. Upril) 1005. 


Northeim-Mordhauſen, Aufnahme einer Staats- 
Anleihe zum Weiterbau biefer Bahn (G. v. 17. Febr. 
$. 1. Nr. 2.) 71. (M. E. v. 27. April) 1005. 
Oberſchleſiſche Eiſenbahn, Bewilligung einer 
Sindgarantie für den Bau einer Eiſenbahn von Pofen 
nad Thom und Bromberg (G. v. 11. März) 270— 274. 
— Konzeſſions⸗ und Beftätigungs - Urkunde für den 
Bau diefer Bahn (v. 4. Sept.) 829—830. — Aus⸗ 
fertigung neuer Priorität - Obligationen lit. H. im 
Betrage von 13 Millionen Thaler zu 4% Prozent 
(Priv. v. 4. Sept.) 830— 836. 


Oppeln -Tarnomwiß, zweiter Nachtrag zum Statut 
(VBeftät. Urk. v. 25. Mär) 355—356,. 


DOsnabrüd-Bremen-Samburg, f. Edln-Min- 


ben, Nr. 8. 


Oſtbahn, der Direktion bderfelben wird ber Bau und 
die künftige Verwaltung ber Eifenbahnen von Schnd- 
demühl nah Tirfhau und von Thom nad) Infter- 
burg übertragen (U. E. v. 12. März) 287. 

Dofen - Thorn. Bromberg, Bewilligung einer 
Sinsgarantie für den Bau biefer Eifenbahn durch bie 
ea ehTöe Eiſenbahngeſellſchaft (G. v. 11. Mär) 
270-274 

Rheiniſ de Bahn, Erweiterung ber Sinsgarantie 
bes Staats für das Unlagelapital der Eifenbahn von 
Trier durch bie Eifel nah Call (G. v. 11. März) 
253—235. — Nachtrag zu ben Statuten ber Rhei⸗ 
nifhen Eiſenbahngeſellſchaft, denfelben Gegenftand be- 
treffend (Beftät. Urt. v. 23. März) 276-276. 

Herftellung einer Eifenbahn von ber Concorbia- 
Hütte bei Bendorf nah dem Bahnhofe zu Engers 
(U. E. v. 2. Sept.) 847. 

Bau und Betrieb einer Sweigbahn von der Cöln- 
Serbesthaler Eifenbahnlinie vom Bahnhofe Stolberg 
nah ben Kohlenzechen bei Alsdorf (Konz. u. Beſtät. 
Urt. v. 22. Sept.) 871—872. 

Herftellung einer Eifenbahn von dem Mühlhofener 
Hüttenwerke nad dem Bahnhofe zu Engers (U. €. 
v. 10. Dt.) 960. 


39) Ruhbant-Shwabowig, ſ. Schleſiſche Gehirgs- 


40) 


bahn, Nr. 41, 

Saarbrücken Trier-Lugemburger Bahn, An. 
legung einer Zweigbahn von ber Station Völklingen 
nad ber  Steintohlengrube Berharb - Prinz Wilhelm 
bei Pättlingen (U. €. v. 14, Mäy) 331. 








Sachregiſter. 


Eiſenbahnen, (Fortſ.) 
41, Schlefifhe Bebirgsbahn, Aufnahme einer Staats 
- Weleibe zur Anlage einer Sweigbahn von Ruhbank 
über Landshut und Fieban nah Schwadowitz (©. v. 
17. Febr. ©. 1. Rr. 9.) 72. (U, €, v. 27. April) 
1005. — Verleihung des Expropriationsrechts für 
ven Bau biefer Bahn (U. E. v. 4. Upril) 340 


42), Schneidbemühl-Dirfhau, Aufnahme einer Staats. 
Anleihe zum Bau dieſer Eiſenbahn (G. v. 17. Febr. 
S. 1. Rr. 10.) 72. (U. €. v. 27. April) 1005. — 
"Der Bau und bie Verwaltung derfelben wird, ber 
Direltion der Oſtbahn übertragen (U. €. v. 12. 
März) 287. 


43) Taunus-Bahn, Anlage einer Zweigbahn von Söchſt 
nah Griesheim (U. E. v. 21. Nov.) 1046. 


44) Thorn-Infterburg, Aufnahme einer Staatsanleihe 
zum Bau biejer Eifenbahn (8. v. 17. Febr. 6. 1. 
Nr. 1).) 72. (U. E. v. 27. Upril) 1005. — Der 
Bau und die Verwaltung derjelben wird ber Diref- 
tion der Dftbahn übertragen (U. €. v. 12. März) 287. 


45) Thürinagiſche Eifenbahn, Gewährung einer Staats. 
- wmterflügung für ben Bau einer Eifenbahn von Leine 
felde nad Gotha (6. v. 2. März) 269. 


Vertrag zwifhen Preußen und den Thüringifchen 
Staaten über den Bau einer Eiſenbahn von Gera 
über Saalfeld nah Eichicht (v. 18. Mär; 67.) 
568-579. — Ratififation des Vertrages (Bel. v 
10. Juli) 672. — Vertrag mit der Thüringifchen 
Eifenbahngefellichaft über den Bau und Betrieb biefer 

. Bahn (v. 4. Des. 67.) 562-568. — Gewährung 
einer Bindgarantie von 34 Prozent für das Anlage⸗ 
Kapital (G. v. 23. Mär) 561. — Ertheilung ber 
landesherrlichen Kouzeffion und Genehmigung bed 
Statuten · Nachtrages, beit. die Ausgabe von Stamm- 
»Aftien lit. C. (Konz. u. Beſtät. Url. v. 22. Sept.) 
851 —856. | 


46) Benlo-Osnabräd, Uebereinkunft zwifchen Preußen 
‚ und den Niederlanden, betreffend die Serftellung biefer 
Eifenbahn (v. 28. Nov. 67.) 13—21. — Vertrag 
zwifhen Preußen und Hamburg über die Herftellung 
einer Eifendahn von Venlo über Osnabrück nad 
Bremen und Samburg (v. 18. März) 621— 627. 


Engerd {Rheinprovinz), Herftellung einer Eifenbahn von 
dem Mühlhofener Hüttenwerke nah dem Bahnhofe zu 
Engers (U. €. v. 10. Dit.) 950. 

u Herfielung einer Eifenbahn von ber Eoncorbia- 
Sütte nach bem Bahnhofe zu Engers (U. €, v. 2, Sept.) 
847, - 


- in 
— 
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Entſchädigung für bie Aufhebung und Abldfung der, 
Gewerbeberehtigungen in ben neuen Lanbestheilen (G. v. 
17. März 66. 12—71.) 252. 


Erbleibmühlen in Naſſau, Beſtimmung über den Kanon 
(G. v. 17. März $. 6.) 251. — ſ. auch Mahlzwang. 


Erkelenz (Rheinprovinz), Eiſenbahn nah Düren, f. 
Eifenbahnen Nr. 5. 


Efchwege (Raflel), Aufhebung des Schleuſengeldes an 
der Werra zu Eſchwege (A. E. v. 8. Mai) 488. 


Effen (Rheinprovinz), Abänderung der 66. 20. u. 24. 
des Statuts ber Bergbau - Altiengefellfchaft Pluto zu 
Efien (Bel. v. 14. Sept.) 847. 

Verleihung bes Expropriationsreht8 an die Stadt 
Eſſen zur Erhaltung und Erweiterung der von ihr an- 
. gelegten Wafjerleitung (A. €. v. 10. Oft.) 976. 


Efzerniufen (Provinz Dreußen), f. Chauffeen Nr. 3. 


Etat3s Angelegenheiten, Regelung be8 Etatsweſens 
in den neuen Landestheilen für das Jahr 1867 (©. v. 
4. Janr.) 5. 6. 


Evangelifche Kirche, Beſtimmungen über die theolo- 
giſchen Prüfungen in der evangelifch lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover (B. v. 4. Mai) 473—475. 


Examinations⸗Protokolle in den Regierungsbezirten 
Kaffel und Wiesbaden find flempelftei (G. v. 5. März 
Tarif Nr. 78.) 189. 


Erefutionsgebühren ber Unterbeamten in den neuen 
Fandestheilen (6. v. 27. Febr. G. 3. Nr. 8.) 178, 


GErpropriationsverfabren im Bezirk des Juſtiz 
Senats zu Chrenbreitflein (G. v. 8. April) 333. 


D. Eylau (Provinz Preußen), ſ. Ehauffeen Rr. 5. 


Dr. Eylau (Provinz Preußen), Ausfertigung von FKreid- 
Obligationen ded Dr. Eylauer Kreiſes Ill. Emiffion im 
Betrage von 100,000 Thalern zu 5 Prozent (Briv. v. 
15. Mai) 557—560. — f. au Chauſſeen Nr. 8. 21, 


F. 


Fähren, Befugniß zum Halten öffentlicher Fähren in ben 
. neuen Landestheilen (G. v. 17. März G. 11.) 252. 


Falkenberg (Kreis), Ausfertigung von Obligationen bes 
Falkenberger Kreifes II. Emiffion im Betrage von 43,000 
Thalern zu 4 Prozent (Priv. v. 8. Febr.) 200-204. — 

ſ. auch Chauſſeen Nr. 39. 
Jal⸗ 


24 Sadregifter. 


Salleuberg (Stadt), ſ. Cha ufſeen Rr. 39. 


Feldprobſt, Ermächtigung deffelben zur Berufung fämmt- 
Lieder evangelifhen Militairgeiſtlichen des Landheeres, ber 

- Marine und der Militair- Inftitute (U. €. v. 19. Dez. 
67.) 47. 


Feuerſozietäts- Reglements. Abänderung des $. 54. 

des Revidirten Reglements für die Provinzial-Feuerfozietät 

der Rheinprovinz vom 1. September 1862 (Mi4E,-v. 
4. Mai) 448. 

Ergänzung bes Revibirten Reglements für Die Feuer⸗ 
fozietät de8 platten Landes des Herzogtums Sachſen 
(U. €. v. 25. Mai) 520. — Ubänderung bei $$. 57a. 
und 97. bed Neglements für die Sähfifhe Provinzial- 
Städte » Feuerfozietät vom 5. Auguſt 1838 (A. €. v. 
15. Juli) 711. 

Nachtrag zu bem Revibirten Reglement ber Immo⸗ 
biliar + peuerfoztetät fär die fämmtlihen Städte der ˖ Re- 
gierungsbezitte Rönigsberg und Gumbinnen vom 
18. November 1860 (U. €, v. 21. Nov.) 1020 — 1025. 

Genehmigung eined Yufaged zu $. 41. bes Regie 
ments für die Magdeburgiſche Land-fFeuerfozietät vom 
28. Upril 1843. (A. €. v. 28. Nov.) 1047. 


SGenerverficherung, Stempelfreiheit‘ ber’ darauf bezüg- 
lichen polizeilichen Verhandlungen in den Regierunge- 
bezicken Kaffel und Wiesbaden (G. v. 5. März 6. 2. 
Nr. 3.) 185. 


Fenerverſicherungdo⸗Geſellſchaften, Batria in 
Berlin, Genehmigung des Statutd (Bel. v. 2. Oft.) 883. 


Fiddichow (Pommern), ſ. Chauffeen Nr. 34 

Fieſtel (Wefphalen), |. Chauſſeen Nr. 55. 

Finanz Etat, ſ. Etat8- Angelegenheiten. 

Sinanz: Minifter, demfelben wird bie Leitung ber 
Grund- und GebäudefteuenDBeranlagung im Fürſtenthum 
Schwarzburg · Sondershauſen übertragen (Vertr. v. 10. Juni 


Art. 1-5.) 738. -- desgl. in Schwarzburg-Rubolftadt 
(Vertr. v. 14. Juni Urt. 1—5.) 849, 


Finkenwärder⸗Blumenſand (Elbinfel), Einführung bes 
Sollgefepeß, der Zollorbnung, des Zolltarifs ıc. (B. v. 
1. Okt.) 957— 964. 


Fleiſcher, Aufhebung bes den ftäbtifhen Fleifhern in 
den neuen Landestheilen zuftehenden Rechts, die Einwoh- 
ner - zu zwingen, daß fie ihren Bedarf an Fleiſch von 
ihnen entnehmen (8. v. 17. März 8. 2. Nr. 3. lit. b.) 280, 

Flogzoll, Aufhebung befjelben in ber vormals Bayeriſchen 
Entlave Kaulsdorf (A. E. v. 30. Maͤrz) 356. 


Forſt (Brandenburg), |. Ehauffsen.Ar. 28. 


‚1868. 


Fortfchreibungs: Behörden und. Beamten, Bebfhren 
bexrfelben in den. neuen Landestheilen (G. v. 27. Febr. 
$. 3. Nr. 9.) 178, 


Fortuna, allgemeine .Verfiherungs - Uktiengeſellſchaft in 
Berlin, Genehmigung des Statutd (Bel. v. 27. Tan.) 164. 


Frantenftein (Sclefien), f. Shauffeen Rr. 40. 


Frankfurt a. d. O., Hranffurt- Leipziger Ehauffeebau- 


Geſellſchaft, ſ. Chauſſeen Nr. 22. 


Frankfurt a. MR. Rangverhältniſſe der Juſizbeamten 
(U. €. v..27. Jaur. Nr. 2.) 64. 

Einführung der Pharmacopoea Borugsica (U. €. 
v. 22, Janr.) 86. 

Beihräntung der in Verwaltungsangelegenheiten 
zur Erhebung kommenden Gebühren und Sportelu (©. v. 
27. Febr.) 177—178. 

Verwendung ber Tagbfcheingebähren und Bültigkeit 
der ausgeftellten Jugbfcheine im ganzen Umfange ber 
-Monardie (G. v. 9. März) 207. 

Beftimmungen über die. Wahlen zum Hauſe / der Ab⸗ 
geordneten (©. v. 9. März) 217. 

Einführung der ‚monatlichen und gußerotdentlichen 
Kaſſenreviſionen (A. E. v. 7. Mär).282. 

Deklaration der Verordnung vom 24. Auguſt 1867 
über das Münzweien (G. v. 13. März) 236. 

Aufhebung und Ublöfung gewerblicher Berechtigungen 
(G. v. 17. Män) 249-267. 

Meffortverhäftniffe des Lehntweſens (U. €. v. 
11. April) 399. 

Aufhebung der Direktion der Main-Weler-Bahn in 
Kranffurt a. M. (M. €. v. 20. Juli) 712. 

Errihtung einer. Aktiengeſellſchaft zur Erbauung eines 
eifernen Steges über ben Main in Frankfurt (Bel. v. 
30. Juli) 756. 

Genehmigung der von ber Frankfurter Sypothefen- 
bank befchloffenen Wenderung des Statutd (Bel. v. 
5. Dez.) 1067. 

Ausdehnung der zwifchen Preußen und den vinzel- 
nen Deutfhen Staaten abgefchloffenen Verträge über bie 
gegenfeitigen Gerichtsbartertsverhältniffe auf Frankfurt, 
f. Gerihtöbarkeitsverhältniffe. 


Frauenburg (Provinz Preußen), f. Chauſſeen Mr. 4. 


Frenstadt (Provinz Preußen), f. Chauffeen.Rr..5. 


Friedberg Geſſen), Eifenbahn nah Hanau, f. Eifen- 
babnen Nr. 22. 


Triedendgerichte in den Fütſtenthümern Walheck und 
Pyrmont (8. v. 6. OR. 6. 2.) 897. 
Fried⸗ 


Sadiregifker. 


(Oftpreußen), Audfettigung vun Dbfgationen 
des Kreifes Friedland im Beträge von 120,000 Thalern 
za 5 Prozent (Priv. v. 24. Febr.) 212— 216. — f. auch 
Shanffeen Nr. 6. 

Jeieſack (Droviug Brandenburg), f. Chauſſeen Nr. 23. 
Feldes (Auf), Aufhebung bed Schleufengeibes an ber 


Fulda zu Rotenburg, Melfungen und Neuemühle (U. €. 
». 8. Mai) 488, 


bahnen Nr. 16. 


Fürſtenthum (Pommern), Ausfertigung von Obligationen 
deB Fürſtenthumer Kreifed IV. Emiſſivn im Betrage 
von 30,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 8. Janr.) 
48-572. 


Eifenbahn nah Gießen, f. Eifen- 


©. 


eurnionprediger in Berlin, Beftimmung über bie 
Wahl deſſelben (A. €. v. 19. Dez. 67.) 47. — f. Mi- 
litairgeiſtliche. | 


Gaftwirtbfchaft, Stempelfreiheit ber polizeilichen Er- 
laubnißſcheine zum Betriebe der Gaſtwirthſchaft in den 
Regierungsbezirten Kaffel und Wiesbaden (G. v. 5.. März 
& 2, Rt. 7.) 186. 


Bebändefteuer, die Beranlagung derfelben in Fürſten 

tham Schwatzburg -Soudershaufen foll durch Dreußifche 
Behhörden und‘ Beamte erfolgen (Bett, v. 10. uni) 
738—740. — desgl. in Schwarzburg-Rubolftabt (Bertr. 
dv. 14. Juni) 849-851. 

GBebefee (Provinz Sadfen), f. Chauffeen Nr. 50. 

Gebühren, Belhräntung ber in ben neuen Landes. 
theilen zur Erhebung kommenden Gebühren und Sporteln 
im Derwaltungsengelegenheiten (&. w. 27. Febr.) 177 
bis 178. — f. auch Koſten. 

Geburtöfchein, |. Taufſchein. 

Geiſtliche, Prüfung der Geiſtlichen in ber evangeliſch⸗ 
futherifchen Kirche der Provivz Hannover (B. v. 4. Mai) 
473—475. 

Beſtimmung und Formular für den Eid der evan- 
gelifhen Geiftlihen in der Provinz Sarmover (U. €. v. 
1. al) 708. 
ſ. auch Militairgeiſtliche. 
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Geluhaufen (Kurheſſen), Eiſenbahn nad. Sehe, ſ. 
Eiſenbahnen Nr. 17. 


Gelria, Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft zu Altendorf im Kreiſe 
Bochum, Aenderungen ber FF. 2. und 19. des Statuts 
(Bel. v. 30. Dez. 67.) 4. 


Gemeindewege, |. Wege. 


Gemeinheitötheilungsfachen in den neuen Qanbes- 


theilen, Erhebung ber Gebühren (G. v. 27, Febr. ©. 8. 
Nr. 7.) 178, 


General⸗Kommiſſionen, die Leitung der Grundftäd- 
Sufammenlegungen und Hut Abldfungen in Sadfen- 
Meiningen wird ber General-Rommiffion in Merfeburg 
übertragen (Bertr. v. 18. Juni Urt. 1.) 873. 


Georg, vormaliger König. von Hannover, Beflteitung der 
ihm gewährten Ausgleihungsfumme (G. 0.28. Febr) 165. 
— Beihlagnahme feines Vermögens (V. v. 2. Märj) 
166—167. 


Gera (Thüringen), Etfenbahn von Gera über Saalfeld 
nad Cichicht, ſ. Eiſenbahnen Nr. 45. 


Gerdauen (Provinz Preußen), Ausfertigung von Obli⸗ 
gationen bed Kreifes Gerdanen Il, Emiffion im Betrage 
von Ba Thalern u 5 Prozent (Priv. v. 16. vpri 
525-528 


Gerichte, Organiſation der Gerichtsbehörden in den 
Fürſtenthümern Waldeck und Pyrmont (V. v. 6. Okt.) 
897—908. 


Gerichtsbarkeitsverhältniſſe, Ausdehnung bed zwi. 
fhen Preußen und dem Fürſtenthum Walded am 11. Of. 
tober 1861 abgeſchloſſenen Vertraged über die gegen- 
feitigen Gerichtsbarleitfoerhälnifle auf bie, neu exworhe⸗ 
nen Landestheile (Minift. Erkl. v. 8. Gebr.) 198. — desgl. 
bes mit Sachen - Meiningen gefägloffenen Vertrages vom 
2. Mai 1859 (Minift. Erkl. v. 18. April) 363—364. — 
besgl. der mit dem Großherzogthum Sachfen gefhloffenen 
Konvention vom 23. Mär, 1852 (Minift. Erkl. v. 
25. Juli) 719. — desgl. des mit ber Lippefchen Regie 
zung gefehloffenen Turisdiftionsnertrages vom 18. Mär; 
1857 (Minift. Erkl. v. 28. Oft.) 1018—1019. — besgl. 
der mit dem Königreich Sachſen abgeſchloſſenen Ueber- 
einfanft zur Beförderung ber Nechtöpflege von 1839 
(Minift. Erfl. v. 23. Nov.) 1026—1027. 

Uebereinkunft mit Oldenburg zur wechfelfeitigen Be- 
förderung der Strafrechtspflege (Minift. Erfl. v. 25. März) 
288 — 292. | 

Uebereinfunft mit Braunſchweig megen Regelung 
der gegenfeitigen Gerichtsbarkeitäuerhältniffe (Minift. Erkl. 
v. 6. Juni) 633 —635. 

Ge⸗ 
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Gerichtödepntationen, Bildung einer Gerichtsdepu⸗ 
tation in Pyrmont (B. v. 6. Dft. $. 9.) 89. 


Geſetzſammlung, Criheinen ‚einer Dänifchen Ueber- 
feßung derfelben (A. E. v. 13. April 67.) 267. 


Geſuche, Stempel zu Geſuchen in ben Regierungsbezirken 
Kaſſel und Wiesbaden (G. v. >. may §. 2. u. Tarif 
‚Rt. 81.) 185. 189. 


Getränke, Stempelfteiheit ber polizeilichen Erlaubnif- 
feine zum Kleinhandel mit Getränfen in den Megie- 
rungsbezirken Kaffel und Wiesbaden (©. v. 5. März 
$. 2. Rt. 7.) 186. 

GSetränteswang (Brauzwang, Branntweinzwang), Auf- 


Hebung und Abldfung deffelben in den neuen Tanded- 
theilen (G. v. 17. März 6. 2. Nr. 3. a; 8. 8.) 250. 


Gewehr⸗Erlaubnißſchein, ſ. Tagdiheine. 


Gewerbe⸗Abgaben, Aufhebung und Ablöfung ber- 
felben in den neuen Landestheilen (8. v. 17. März SS. 4. 
5. 8. 12. 14. 17. 28. 40. 42. 50.) 250. 


Gewerbeberehtigungen, Aufhebung und Ablöfung 
gewerblicher Berechtigungen in den neuem Landestheilen 
(8. v. 17. März) 249—267. 


(Gewerbe : Konzeffion, Aufhebung ber Berechtigung, 
Konzeffionen zu gewerblien Anlagen oder zum Betriebe 
von Gewerben in ben neuen Provinzen zu ertheilen (©. 
v. 17. März 66. 3. 28. 42.) 250. 


Gewerbeiteuer, Entrihtung derjelben in den neuen 
Candestheilen (G. v. 17. März $. 4.) 250. 


Gießen, Eifenbahn von Gießen nach Gelnhauſen und nad) 
Fulda, f. Eifenbahnen Wr. 17. u. 16. 


Gingſt (Nenvorpommen), |. Ehauffeen Nr. 33. 


Gladbach (Münden-), Eiſenbahn nad) Odenkirchen, f. 
Eifenbahnen Nr. 5. 

Gladbach (Rheinprovum;), Uenderung de Statuts der 
Gladbacher Altiengefelihaft für Spinnerei und Weberei 
(Bel. v. 8. Juli) 671. 

Genehmigung des zweiten Nachtrages zu dem Statut 
der Gladbacher Altiengefellfchaft für Tiruderei und Uppre- 
tur (Bel. v. 15. Sept.) 848. 

Gläubiger, Stempelfreiheit der Gefuhe von Gläubigen 
des Staats, öffentlicher Anftalten und Gemeinden wegen 
ihrer Befriedigung in den Regierungsbezirten Kaffel und 
Wiesbaden (G. v. 5. März 6.2. Rr. 1.) 185. 

Slantienen (Provinz; Preußen), f. Chauſſeen Nr. 21. 

Slogan (Kreis), Ausfertigung Glogauer Kreis-Obligatio- 
nen im Betrage von 55,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. 
v. 21. OR.) 1006— 1011. 


Sadregifter. 
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Gmüänden (Bayern), Eifenbahn von Elm nad Gmünden, 
f. Eifenbabnen Nr. 14. 

Goerken (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 21. 


Soldap (Provinz Preußen), Außdfertigung von Kreiß- 
Obligationen des Goldaper Kreifes II. Emiffion im Be- 
trage von 80,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 4. Behr.) 
65-68. 


Golzow (Provinz Brandenburg), f. Chauſſeen Nr. 24. 


Görlitz (Schleſien), Berlin-Börliger Eifenbahn, f. Eifen- 
bahnen Nr. 6. 


‚Gotha (Stadt), Eifenbahn von Gotha nad Leinefelde, f. 


Eifenbahnen Nr. 18. 
Göttchendorf (Provinz Preußen), ſ. Chauffeen 
Mr. 4. 


Göttingen (Hannover), Eifenbahn nad Ahrenshauſen, f. 
Eifenbabnen Mr. 19. 


Grabnick (Provinz Preußen). f. Chaufjeen Nr. 12. 


Grabomw (Pommern), Ausfertigung von Obligationen ber 
Stadt Grabow im Betrage von 25,000 Thalern zu 
9 Prozent (Priv. v. 4. April) 430-435. 


Gräbſchen (Sclefin), f. Chauffeen Nr. 36, 


Sreifenbagen (Bommern), Ausfertigung Greifenhagener 
Kreis-Obligationen II. Emifjion im Betrage von 115,500 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 15. Mai) 628632, — 
ſ. auh Chauſſeen Nr. 30. 34. 


Greven (Weftphalen), ſ. Chauſſeen Nr. 53. 


Griesheim (Naffau), Eifenbahn von Hoͤchſt nach Gries- 
beim, |. Eifenbahnen Nr. 43. 


Grünberg (Sälefien), Bau einer Eifenbahn von Liegnig 
über Grünberg nad Rotenburg, f. Eifenbahnen Nr. 7. 
Grundakten, Anlegung und Aufbewahrung derfelben in 


Neuporpommern und Rügen (G. v. 21. März 66. 42—45.) 
301. 


Grundbücher, Einführung von Grund- und Supothefen- 
Büchern in Nenvorpommern ımd Rügen (®. v. 21. Miu) 
293 — 329. 


Grundfreditbant, ſ. Banken. 


Srundftener, die Veranlagung derfelben im Fürſtenthum 
Schwarzburg-Sondershanfen fol durch Preußifhe Be- 
börden und Beamte erfolgen (Bertr. v. 10. Juni) 738 
bis 740. — desgl. in Schwarzburg- Rubolftadt (Vertr. 
v. 14. Juni) 849—851. 


Guben (Brandenburg), Eifenbahn von Halle nad) Buben, 
f. Eiſenbahnen Nr. 21. 








Sadregifter. 


Gumbinnen (Regierungsbezizt), DVerftärtung der Gelb. 
u zur Abhälfe des dort herrſchenden Nothſtandes 
(@. ». 3. März) 174—175. 

- Rahtrag zu bem Revidirten Reglement der Immo⸗ 
biliar-zenerfozietät für die Städte des Negierungsbezicke 
Sumbinnen (A. E. v. 21. Nov.) 1020-1025. 


Gutachten, Stempel zu Gutachten ber Sachverſtändigen 
in den Regierungdbezirten Kaſſel und Wiesbaden (6. v. 
5. Mär; Tarif Nr. 82.) 190. 


Güter⸗Aſſekuranz, f. Aſſekuranzgeſellſchaften. 
Guttſtadt (Provinz Preußen), ſ. Chauſſeen Nr. 9. 


Syuusafien, Verwaltung der Gymnafial- und Stiftungs⸗ 
fonds in Eöln (U. E. v. 25. Mai) 639 - 544. 


H. 


Sadenberg (Provinz Brandenburg), anderweitige Regu- 
fung des Schleufengeldes für die Benupung der Schleufe 
bei Sadenberg in ber Schiffahrtsftraße vom Ruppiner 
Ranal nah Fehrbellin (A. E. v. 20. Mai) 538-539. . 


Sedamar (Naffau), Eifendbahn von Limburg nad) Ha- 
damar, f. Eifenbabhnen Nr. 28. 


Safenabgaben, Ermäßigung berfelben in Danzig und 
Neufahrwaſſer (A. €. v. 10. Febr.) 82. 83. — desgl. 
in den übrigen Oſtſeehäfen (U. €. v. 10. Febr.) 88. 84. 

Tarif für die Benupung des Hafens in Saalfeld 
(A. €. v. 8. Dt.) 977— 979. — desgl. der Hufen- 
anlagen bei Minden an ber Wefer (U. E. v. 9. Nov.) 
1042 — 1045, 


Saff (Friſches), Verband zur Melioration der Grunbflüde 
am Friſchen Haff bei Balga im Kreiſe Heiligenbeil (Stat. 
v. 11. April) 435—440. 


Sagelverficherungd » Gefellichaften,, Preußiſche 
Hagelverfiherungs - Altiengefelfhaft in Berlin, Wende 
ungen bes Statuts (Bel. v. 2. Upril) 339. 


Sabnflätten (Naffan), Eiſenbahn von Dietz nad Hahn ⸗ 
fätten, |. Eifenbabnen Nr. 11, 


Salberftadt (Provinz Sachſen), ſ. Chaufſeen Nr. 51. 


Salle (Provinz Sachſen), Eifendbahn von Salle nad) Kaſſel, 
f. Eifenbahnen Nr. 20. — desgl. von Halle nad) 
Sorau und Buben, f. Eiſenbahnen Nr. 21. 


Jhrgang 1868, 
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Samburg, Bau emer Eifenbahn von Osnabrück nad) 
Bremen und Hamburg, beögl. einer feften Brüde über bie 
Elbe zwifhen Samburg und Harburg (Konz. u. Beftät. Urk. 
v. 20. Juni) 602— 610. — GStaatönertrag zwifchen 
Preußen und Hamburg, denfelben Begenflaud betreffend 
(v. 18. März) 621— 627. 


Samfelde (Holftein), Einführung des Zollgeſetzes, ber 
Zollordnung, ded Solltarif8 ꝛc. in dem Dorfe Hamfelbe 
(V. v. 1. Dt.) 957— 964. 


BSanau (Kucheffen), Vereinigung bed Konfiftoriums in 
Hanau mit dem in Marburg (A. €. v. 13. Juni) 
583—584, 

Eifenbabn von Bebra nad) Hanau; |. Eifenbabnen 
Ar. 4. — desgl. von Hanan nad) Friedberg, f. Eifen- 
bahnen Wr. 22. 


Sanbelögefegbuch (allg. deutſches), Anwendung ber 
Urt. 23. 58. und 59. des Einführungsgefehed vom 
24. Juni 1861. in Nenporpommern und Rügen (©. v. 
21. März 66. 33. 65. 157.) 299. 


Sandelsfammern: 1) zu Minden, Vermehrung ber 
Mitgliederzahl (U. E. v. 27. Dez. 67.) 12. 
2) zu Bohum, Vermehrung der Mitgliederzahl 
(A. €. v. 13. Juli) 710. 
3) zu Exefeld, Ausdehnung bed Bezirks ber Bandels⸗ 
kammer auf die Gemeinde Herbdingen (U. €. v. 31. Aug.) 
828. 


Hannover (vormaliges Königreich). 

Regelung des Etatd- und Rehnungswefens für daß 
jahr 1867 (®. v. 4. Janx.) 5-6. 

Rangverhältniffe der Juftizbeamten (U. €, v. 27. Taur, 
Nr. 3.) 64. 

Einführung ber Pharmacopoea Borussica (U. €, 
v. 22. Jant.) 86. 

Beftreitung ber bem König Georg gewährten Aub⸗ 
gleihungsfumme (®. v. 28. Febr.) 165. — Beſchlag⸗ 
nahme feined Vermögens (V. v. 2. März) 166-167. 

Uebernahme ber Saunoverfhen Staatsjchulden (®. v. 
29. Febr. SG. 1—5,. 10.) 169. 

Beſchraͤnkung ber in Verwaltungbangelegenheiten zur 
Erhebung kommenden Gebühren und Sporteln (G. v. 
27. Febr.) 177—178, 

Verwaltung ber gefhloffenen Beamten-Witiwen- und 
Waiſen⸗Kaſſen und Verwendung ihres Vermögens (©. v. 
6. Mär) 195—196. 

Verwendung ber Jagdſcheingebuͤhren und Gültigkeit 
ber außgeftellten Jagbfheine im ganzen Umfange der 
Monarchie (G. v. 9. März) 207. 

Beftimmungen über die Wahlen zum Hauſe ber 
Abgeordneten (G. v. 9. März) 217. 

c Ueber 
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Sannuover [vormaliges Königreich] , (Fort) 
VUeberweiſung einer jährlichen Summe von 500,000 
Thalern an den provinzialfländifhen Verband von Han⸗ 

.noder.(®: v. 7. März) 223. 

Abaͤnderung bes Gefeges vom 28. Juli 1881. über 
Gemeindewege und Landfttaßen (8. v. 12. Mär) 225 
bis 226. 

Einführung der monatlichen und außerordentlichen 
Kaſſenreviſionen (A. E. v. 7. März) 232. 

Deklaration ber Verorbaung vom 24. Auguſt 1867. 
über das Münzweſen (G. v. 13. Mär) 235. 

Aufhebung und Ublöfung gewerblicher Berechtigungen 
(6. v. 17. März $$. 1. ff. $. 74.) 249. 

Reffortverhältniffe des Lehnsweſens (A. E. v. 11. April) 
399. 

Beſtimmungen über bie theologifhen Prüfungen in 
ber evaugeliſch -Intherifhen Kirche (B. v. 4. Mai) 473 
bis 475. 

Eibesleiftung der evangeliſchen Geiſtlichen (U. E. v. 
1. Juli) 703. 

Regulativ für die Organifation ber Verwaltung des 
provinztalftändifhen Vermögens und ber provinzial- 
Rändifhen Unftalten in Hamoner (A. €. v. 1. Nov.) 
-979— 984. 

Ausdehnung ber zwilhen Preußen und ben einzelnen 
Deutſchen Staaten abgefchlofjenen Verträge über die gegen- 
feitigen Serihtsbarkeitsverhältniffe auf Hannover, |. Ge⸗ 
richtsbarkeitsverhältniſſe. 

Hannoverſche Eiſenbahnen, ſ. Eiſenbahnen Nr. 19. 

23. 25. 

Harburg (annover), Bau einer feſten Brücke über bie 
Elbe zwiſchen Hamburg und Harburg (Konz. u. Beſtät. 
Url. v. 20. Juni 66. 8. 9. 13. 15. 17. 18.) 606. — 
"Vertrag zwifhen Preußen und Samburg, denfelben Ge 
genftand betreffend (v. 18. März Art. 1. ff.) 621. 

Sauytverwaltung ber Staatsfhulden, derſelben wird 
die Regulirung ber Anleihe von 40 Millionen Thaler 
zum Bau von Eifenbabnen übertragen (G. v. 17. Febr. 
$. 6.) 72. — besgl. die Verwaltung ber von den neuen 
Lanbestheilen übernommenen Staatsſchulden (©. v. 29. Febr. 
65. 1. 5. 7. 8. 10.) 169. — desgl. die Uusgabe und 
Verwaltung ber zur Abhülfe des Nothſtandes in Oft- 
preußen Beftimmten Schaganweifungen von drei Millionen 
Thaler (6. v. 3. März S. 6) 174. — desgl. die Ber 
waltung ber von den Elbherzogthümern an Dänemark 
zu entrichtenden Staatsſchuld von 21,750,000 Thalern 
(G. v. 23. Min; 66. 2. u. 3.) 397. 

Saufirgewerbe, |. Umberzieben. 

Seiligenbeil (Provinz, Preußen), Ausfertigung von 
Kreis-Obligationen des SHeiligenbeiler Kreiſes im Betrage 
von 100,000 Thalern iu 5 Prozent (Priv. v. 20. Juli) 
802—806. — ſ. auf Chauſſeen Rt, 8. 13, 


Sachregiſter. 


* 
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Seiligenthal (Provinz Preußen), ſ. Ehauffeen Nr. 9. 


Seiläberg (Kreis), Ausfertigung Heilsberger Kreid- Obfi- 
gationen im Betrage von 150,000 Thafern zu 5 Prozent 
(Priv. v. 31. Aug.) 858-861. — f. auch Ehauffeen 
Nr. 9. 

Seilsberg (Stadt), ſ. Chauffeen Nr. 4, 

Heirathskonſenſe für Beamte in ben Regierungs- 
bezirken Kafjel und Wiesbaden find ftempelfrei (G. v. 
5. März Tarif Nr. 83.) 190. 


Heppens⸗Oldenburger Eifenbahn, f. Eifenbahnen 
Nr. 24. 


Serford (Weftphalen), Abänderungen des Statuts bes 
Herforber Leinen-Bereins (Bel. v. 7. Janr.) 27. — f. aud) 
Ehauffeen Nr. 55. 


Serzberg (Hamover), Eifenbahn von Herzberg nad 
Dfterode, ſ. Eifenbahnen Rr. 25. 

Heſſen (Großherzogthum), Vertrag zwifchen Preußen und 
Heften über bie Verwaltung und ben Betrieb der im 
Heſſiſchen Gebiete belegenen Strede ber Main - Defer- 
Bahn (v. 30. Mai) 689—694, 

Vertrag mit Heſſen wegen Herfiellmg ber Eifen- 
bahnen von Biefen nad Gelnhaufen und Fulba und 
von Hanau nad fFriebberg (v. 12. Juni) 765-772.) 


Seffen (vormals Großherzoglih Heffifhe Gebietstheile). 

Regelung bes Etats- und Rehnungsweiens für bas 
Jahr 1867. (G. v. 4. Janr.) 5—6. 

Rangverhältniffe der Juftizbeamten (U. €. v. 27. 
Janr.) 64. 

Einführung ber Pharmacopoea Borussica (U. €. 
v. 22. Jant.) 86. 

Beſchränkung der in Verwaltungsangelegenbeiten zur 
Erhebung kommenden Gebühren und Sporteln (G. v. 
27. $ebr.) 177—178, 

Verwendung der Jagdſcheingebühren und Gültigkeit 
ber außgeftellten Jagbfcheine im ganzen Umfange ber 
Monardie (G. v. 9. März) 207. 

Beftimmungen über die Wahlen zum Haufe der Ab⸗ 
geordneten (©. v. 9. März) 217. 

Einfährung der momatlihen und außerordentlichen 
SKeaffenrevifionen (U. E. v. 7. März) 232. 
Deklaration der Verordnung vom 24. Auguſt 1867. 
über daB Münzweſen (G. v. 13. Märı) 235. 

Aufhebung und Ablöfung gewerblicher Berediti 
gungen (G. v. 17. Märı) 249 — 267. 

Ausdehnung ber zwifhen Preußen und den einzel- 
nen Deutfhen Staaten abgefchloffenen Verträge über 
die gegenfeitigen Gerihtsbarkeitsverhältniffe auf bie vor- 
mals Seſſiſchen Gebietstbeile, ſ. Berihtöbarkeite- 
Verbältniffe. 

Set: 


En 0 u er 


Sadregifter. 


Seffen > s&omburg (ehemalige Landgrafſchaft). 
"Regelung bes Etats⸗ und Rechnungsweſens für bas 
Jaht 1867. (G. v. 4. Janı.) 5—6. 

Uebernaßme der Hefien-Somburgfchen Staatsjhulden 
(8. v. 29. Gebr. 66. 1-4. 10.) 169. 

Verwaltung der gefchloffenen Beamten ˖ Wittwen ˖ und 
Baifen-Raffen und Verwendung ihre Vermoͤgens (G. v. 
6, März) 195—186, 

Heſſen⸗Kaffel (vormaliges Kurfürſtenthum). 

Regelung des Etats- und Rechnungeweſens für das 
Jahr 1867 (©. v. 4. Jant.) 5—6. 

. , Raugverhältniffe der Juftizbeamten (U. €. v. 27. 
Jan.) 64, 

Einführung ber Pharmacopoea Borussica (U. €. 
v. 22. Janr.) 86. 

Uebernahme der Kurheſſiſchen Staatsſchulden und 
Einziehung der Kurheſſiſchen Kaffenfcheine (©. v. 29. Febr. 
$. 1-4. 6- 10) 169. 

Beſchtänkung der in Berwwaltungsangelegenbeiten 

gar Erhebung fommenden Gebühren und Sporteln- (®. 
v. ** Febx.) 177- 178. 

Verwaltung der geſchloſſenen Beamten · Wittwen⸗ 
und Waiſen⸗Kaſſen, und Verwendung ihres Vermögens 
(&. v. 6. Maͤrz) 195- 196. 

Verwendung der Jagdſcheingebühren und Gültigkeit 
der ausgeſtellten Jagdſcheine im ganzen Umfange ber 
Monarchie (G. v. 9. März) 207. 

Beſtimmungen über die Wahlen zum Haufe der Ab- 
georbneten (©. v. 9. März) 217. | 

Einführung der mouatlien und außerorbentlichen 
Koffen-Revifionen (U. €. v. 7. März) 232. 

.  Dellaration der Verordnung vom 24. Uuguft 1867. 
über das Münzwefen (6. v. 13. März) 235. 

Aufhebung und Wblöfung gewerblicher VBeredti- 

gangen (G. v. 17. Mär) 249-267. 
Reffortverhältniffe des Lehusweſens (U. €. v. 11. 
April) 399. 

Bereinigung der Konjijtorien in Kaſſel, Marburg 
und Hanau zu einem gemeinfhaftlihen Konfiftorium in 
Marburg (9. E. v. 13. uni) 583—584. 

Vereinigung ‚der Regierungsbezirke Kafjel und Wies⸗ 
baden zu einer Provinz »Heflen-Raffaue (U. €. v. 7. 
Dez.) 1056. 

Ausdehnung ber zwifchen Preußen und den einzelnen 
Deutſchen Staaten abgejchlofjenen Verträge über die gegen- 
fiitigen Gerichtsbarkeits-Verhältniffe auf Kurheſſen, ' 
GerichtsbarkeitsVerhältniſſe. 

Seffifche Nordbahn, ſ. Eiſenbahnen Nr. 26. 

Sildeöheins (Hannover), Vereinigung des Bezirks ber 
Berghauptmannfchaft zu Clausthal mit dem Bezirk der 
Banhdroftei zu Hilbesheim (U. E. v. 17. Juni) 671. 


U 
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Söchſt Nafau), Eifendahn nad) Griesgeim, f. &ifen | 
bahnen Nr, 43. 


Sohenfelde (Holftein), Einführung bes gollgefepes, ber 
Sollordnung, des Zolltarifs ⁊c. in bem Dorfe Bohenfelbe 
(8. v. 1. Oft.) 957-4. . 


Sohenofen (Provinz Brandenburg), |. Chanffeen 
Nr. 27. 


Sobenzollernssechingen (Fürſtenthum), Koften ber 
Landesvermeflung (6. v. 6. ehr.) 70. 

HMolland (Preußiſch⸗), f. Chauffeen Nr. 4. | 

Solftein (Herzogthum), ſ. Shleswig-SHolftein. 

Solzweiler (Rheinprovinz), ſ. Chauffeen Nr. 60. 


Bomburg (Helfen), Beſtiumnugen über bie Schliegung 


ber öffentlihen Spielbank in Homburg (G. v. 5 
209. 
Suypothefenämter in Reuvorpommern, Errichtung und 
Verfahren berfelben (©. v. 21. März 68. 34. ff., 46. ff. 

141. ff.) 300. 


Ssypotbefehbaufen, Geuchmigung ber von.ber Fraut · 
furter Hypothekenbank beſchloſſenen Yenberung des Sta- 
tuts (Bel v. 5. Dez.) 1067. 


Hypothekenbücher, Einführung von Grund- und Sy⸗ 
pothekenbüũchetn in Neuvorpommern und Rügen (e G. v. 
21. März) 293— 329. 


Sppothefen-Urkunden, Ausfertigung und Umorti- 
fation derfelben in Neuvorpommern und Rögen (®. v. 
21. März $8. 104. 112-124.) 314. 


Hypotbekenverſicherunugs⸗Aktiengeſellſchaften: 
1) Preußiſche in Berlin, Genehmigung deß rebidirten 
Statuts (Bek. v. 19, März) 332. 
2) Nordbeutfche Grundkredit⸗Bauk, Shhothelenverßiche⸗ 
rungs + Aktiengeſellſchaft in Berlin, Errichtung derſelben 
(Bek. v. 23. Dez.) 1068. 


mMarp 


J. 


Jagdſcheine (Jagdkarten, Jagdpaͤſſe, Waffenpäffe, Ge⸗ 
wehr-Erlaubnißfcheine), Abgaben für die Jagdſcheine 2c. in- 
ben neuen Lanbestheilen (G. v. 27. Febr. 8. 3. Nr. 14.) 
178. — Berwendung der Jagdſcheingebühren und: Gül- 
tigkeit der außgeftellten Jagdſcheine in ganzen Umfange 
der Monarchie (8. v. 9. Miu) 207, : 

c* Zus 
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Infinnation der gerichtlichen Verfügungen und Erkennt 
niffe in den Fürftenthümern Walbel und Pyrmont V. 
v. 6. Ott. $. 23.) 905. 


Sinfterburg (Provinz Preufen), Eiſenbahn von Thom 
nah Infterburg, f. Cifenbahnen Nr. 44 


Suventarium, Stempel zu Inventarien in den Regie 
rungsbezirken Kaffel und Wiesbaden (G. v. 5. März 
Tarif Nr. 84.) 190. 


Itzehve (Solftein), Pferde-Eifenbahn nach Lägerdorf, f. 
Eifenbahnen Nr. 27. 


Jülich (Rheinprovinz), Eifenbahn nad Düren und in 
das Stolberger Thal, f. Eifenbahnen Nr. 5. 


Juſtizbeamte, Rangverhältniffe der Juſtizbeamten in 
ben neuen Landestheilen (U. €. v. 27. Jaur.) 64. 


Juſtiz⸗Miniſter, Vefugniffe deſſelben in Betreff ber 
Juſtizwerwaltung in den Fürſtenthümern Waldeck und 
Pytmont (B. v. 6. Dit. 66. 9. 20. 24.25.30. 33.) 899. 


Juſtizverwaltung in ben Fürſtenthümern Walde und 
Pyrmont (V. v. 6. Dit.) 897908. 


Kt. 


— 


Kalender, Abänderung der Stempelſteuer von Kalendern 
(8. v. 10. Janr.) 41. 


Kallinowen (Provinz Preußen), |. Chauſſeen Nr. 12. 


Karlsruh (Bommern), Erhebung einer Nachſteuer von 
den bort vorhandenen Beftänden ausländiiher Wanren 
(B. v. 31. Juli) 721—737. 


Kaffel (Regierungsbezirk), Aenderung der Stempelfteuer 
(6. v. 5. März) 185—192. 

Regulativ für die Organifation der Verwaltung bes 
fommunalfändifhen Vermögens und ber fommunalftän- 
diſchen Anftalten im Regierungsbezirk Kaffel (U. €. v 
11. Nov.) 999 - 1004. 

Vereinigung der Regierungsbezirte Kaffel und Wies- 
baden zu einer Provinz »Heflen -Naflaus (U. E. p. 
7. De.) 1056. 


Kaffel (Stadt), Aufhebung ber Ober-Berg- und Salz. 
werts. Direltion in Kaflel (V. v. 3. Febr.) 69. 
Vereinigung bed Konfiftoriumd in Kafjel mit dem 
in Marburg (U. €. v. 13. uni) 683 - 584. 
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Kaſſel [Stadt], (Bortf.) 

Einfegung der Königl. Direktion der Main - ‚Befer- 
Bahn in Kaffel (U. E. v. 20. Juli) 712. 

Befugniffe bed Appellationsgerichts zu Kaffel in 
Betreff der Rechtsangelegenheiten in den Fürſtenthümern 
Maldel und Pyrmont (B. v. 6. Oft. 66. 1. 14— 18. 
24.) 897. 

Ausfertigung von Obligationen der Reſidenzſtadt 
Kaffel im Betrage von 1,300,000 Thalern zu 4 Prozent 
(Priv. v. 1. Oft.) 972—976. 

Eiſenbahu von Halle nad) Kaflel, f. Eifenbahnen 
Nr. 20. 


Kaflenanweifungen, Ausgabe neuer Kaffenanweifungen 
zuc Einziehung der Kurheſſiſchen Kaſſenſcheine und ber 
von ber Landesbank zu Wiesbaden auögegebenen Noten 
(8. v. 29. Febr. SG. 6—8.) 170, 


Kaflenrevifionen, Einführung ber Kab. Ordre vom 
19. Aug. 1823. über die monatlihen und außerordent- 
lichen Kaffen-Revifionen in den neuen Tandestheilen (U. €. 
v. 7. März) 232. 


Kaſſenſcheine, Einziehung der Kurheſſiſchen Kaſſenſcheine 
(8. v. 29. Febr. 886. 6-9.) 170. 


Kaffenverein, Genehmigung des zweiten Nachtrages zu 
bem Statut ber Bank des Berliner Kaffenvereind (Bel. 
v. 15. Juni) 596. 


Katafter, Gebühren der Tortfhreibungsbeamten in ben 
neuen Landeötheilen für Abſchriften, Auszüge und Atteſte 
aus den Kataſtern (G. v. 27, Febr. 6. 3. Nr. 9.) 178. 


Kaufmännifche Korporationen, 1} zu Königsberg 
i. Pr., Genehmigung des Nachtrages zu dem Statut vom 
25. Upril 1823. (Bel, v. 11. Janr.) 28. 

2) in Magdeburg, Nachtrag zu dem Etatut vom 
9. April 1825. (Bel. v. 26. Mai) 504 


Kaulsdorf (vormals Bayerifhe Enklave), Aufhebung bes 
Floßzolles (U. E. v. 30. März) 356. 


Kempen (Kreis), Ban einer Crefeld · Kreis Kempener 
Induſtrie ·Eiſenbahn (U. €. v. 31. Juli) 925. (Konz. u. 
Beftät. Url. v. 6. Oft.) 926-949. 


Kiel (HSolftein), Einfehung einer Königlichen Marine-Hafen- 
bau ˖ Direktion für die Kieler Bucht (A. E. v. 23, Jan.) 197. 
Aufhebung der Regierung in Kiel; der Ober-Präfident 

behält vorläufig feinen Sig in Kiel (U. €. v. 20. Juni) 620. 
Altona⸗Kieler Eijenbahn, ſ. Eiſenbahnen Nr. 3. 


Kirchenbeamte, Gebühren berfelben in den neuen Lan- 
beötheilen (8. v. 27. Febr. G. 3 Nr. 3.) 178. » 
Kirchenbücher, Beſtimmungen über bie Führung ber 

Militair⸗Kirchenbucher (A. E. v. 30. Mai) 694. 
Kir: 


Sadıregifter. - 


Kirden: Ordnung für Weftphalen und die Rheinprovinz 
wu &. Mär; 1836. Zuſaß zu G. 16 (U. E. v. 4. Mai) 450. 


Sichwärder (Landſchaft), Einführung des Zollgefehes, 
ber Zollordnung, des Solltarifö 2c. in dem Preußifchen 
Aatheil ber Landfhaft (V. v. 1. Oft.) 957—964. 


Klinz (Rlein-) (Provinz Preußen), |. Chauffeen Ver. 15. 


Nitſch dorf (Schlefien), ſ. Chauffeen Nr. 41. 

Robbelbude (Provinz Preußen), f. Chauſſeen Rr. 8. 21. 

Sölsig (Sroß-) (Provinz Brandenbarg), ſ. Chauffeen 
Ar. 28. 


Sonmmnalftände der Oberlanſitz, Ausfertigung von 
Obligationen berfelden im Betrage von einer Rillion 
Thaler (Priv. v. 12. Oft.) 951955. 

Regulativ für bie Organifation der Berwaltung bes 
Iommunalftändifhen Vermögens und der fommunalftän- 
diſchen Unftalten im Regierungsbezirk Kaffel (U. E. v 
IL Rov.) 999—1004. 


Kompetenz: Konflikte, Behandlung derfelben in ben 
—— Waldeck und Pyrmont (V. v. 6. Okt. 
$. 29.) 906 

König, Beneicnif ber Schlöffer und Gärten, welche in 
ben neuen Landestheilen der Benutzung Seiner Majeftät 
des Königs überlaffen werben (G. v. 27. Janr. G. 2.) 
61—63. 


Königöberg (Regierungsbe;it), Verſtärkung ber Geld- 
mittel zur Abhülfe des dort herrſchenden Nothſtandes (©, 
v. 3. Mär) 174—175. 

Nachtrag zu dem Nevidirten Reglement ber Immo—⸗ 
biliar-FFeuerfozietät für die Städte des Regierungsbezirks 
Königöberg (U. E. v. 21. Nov.) 1020-1025. 


Königsberg (Landkreis), Ausfertigung von Obligationen 
des Königsberger Landkreiſes im Betrage von 117,000 
Tholern II. Emifjion zu 5 Prozent (Priv. v. 27. Janr.) 
180 - 183. 


Königäberg in Preußen (Stadt), Genehmigung des Nach— 
trages zu dem Statut ber Rorporation ber dortigen Kauf: 
mannfchaft vom 25. April 1823. (Bel. v. 11. Jan.) 28. 

Genehmigung eined Nachtrageß zu dem Statut ber 
Königsberger gemeinnügigen Aftienbaugefellichaft (Mel. v. 
3. OH.) 884. 

ſ. ud Chauſſeen Mr. 11. 

Sornurühlen in Holftein, Aufhebung des Zwangsrechts 
derſelben (G. v. 17. März 66. 7. 16.29. 30. 43.) 261. 

Konfiftorien, Bereinigung der Konfiftorien in Kaffel, 
Ractburg und Hanau zu eimem gemeinſchaftlichen Konfifto- 
tom im Marburg (U, €, v. 13, juni) 683-584, 
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Kuufolidationsfachen in den neuen Landedtheiler, Gr- 
‘ bebung ber Gebühren (®. v. 27, Febr. F. 3. Nr. 7.) 178, 


Konzeffion, Aufhebung der Gebühren und Tagen für 
Konzejjionen in ben neuen Lanbestheilen (6. v. 27. Gebr, 
6. 1.) 177. 

Stempel zu Konzefjignen in den Regierungsbezirken 
Kaſſel und Wiesbaden (6. v. 5. März Tarif Nr. 72.) 189. 
f. auch Gewerbe-Ronzeffionen. 


Koften des Entihädigungsverfahrens der Berwaltungsbe: 
börben bei Aufhebung oder Ablöfung der Gewerbeberech⸗ 
tigungen in den neuen Landestheilen (G. v. 17. März 
§. 71.) 268. 

Koften in Hypothelenfachen in Neuvorpommern unb 
Rügen (6. v. 21. Mär; 6$. 22. 41. 156.) 298. — 
Koftentarif (ebend.) 327. 

ſ. auh Gebühren. 


Köthel (Solftein), Einführung de8 Zollgeſetzes, der Soll- 
ordnung, des Zolltarifd 2c. in dem Dorfe Köthel (V. v. 
1, Ott.) 957—964. 


Kreditbanten, |. Banken. 


Kredit: Zuftitute, 1) Aenberung des Statuts für bas 
Ritterſchaftliche Kredit-Inftitut des Fürſtenthums Lüne- 
burg (U. E. v. 8. Aug.) 800. 

2) Kur. und Neumärkiſches ritterſchaftliches Kredit: 
Inſtitut, f. LCandfhaften. 


Kreditvereine, Abänderung der Statuten des Bremen- 
hen ritterſchaftlichen Kreditvereins (U. E. v. 22, Febr.) 
208. 

Kreisgericht in Arolfen, Errichtung, Beſetzung md Kom 
petenz deſſelben (V. v. 6. DE. 66.1. 7 — 13. 24. 32.) 
897. 


Kreis-⸗Obligationen, ſ. Allenſtein, Angerburg, | 


Berent, Braunsberg, Calau, Calbe, Eottbuß, 
Darfehmen, Pr Eylau, Falkenberg, Fried- 
land, Fürſtenthum, Gerdauen, Glogau, Gol- 
dap, Greifeubagen, Heiligenbeil, Heilsberg, 
Königsberg (Landkreis), Löbau, Lyck, Neuftadt 
i. Weftpr., Niederung, Oletzko, Oſterode, Ragnit, 
Redlinghaufen, Rofenberg, Rügen, Sensburg, 
Strasburg, Stuhm, Teltow, Waldenburg, 
Wehlau. 


Krieblowitz (Schleſien), ſ. Chauſſeen Nr. 38. 


Krieg, Todeserflärung der vermißten Perſonen, welche an 
den Kriegen von 1864 und 1866 Theil genommen haben 
(8. v. 24. Zebr.) 198, 


Kronfideifommiß, Erhöhung der Krondotation um eine 
jährlide Rente von einer Million Thaler (®. v. 27. 


Janr.) 61. 
Kupfer: 


r 1 
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Kupferfchiefer, Genehmigung des revidirten Statuts ber 
 Mansfeldfhen Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft in 
Eisleben (Bel. v. 23. März) 268. 


Kurmark, Feſtſtellung des ritterſchaftlichen Taxwerthes 
der Kur⸗ und Neumärkiſchen Güter, und Beleihung der⸗ 
ſelben mit Pfandbriefen (Regul. u. A. €. v. 3. Oft.) 
894 -896. 


. Küftenfhiffabrt, Ermäßigung der in den Oſtſeehäfen 
zu entrichtenden Hafenabgaben für die Küſtenſchiffahrt (M. 
€, v. 10. Febr.) 83—84. 

Zulaſſung Daniſcher Schiffe zur Küſtenfrachtfahrt von 
einem Preußiſchen Hafen nach einen andern inlandiſchen 
Dlage (U. €. v. 9. März) 220. 


L, 


Lägerdorf Golſtein), Pferde - Eiſenbahn nach Itzehoe, 
ſ. Eiſenbahnen Nr. 27. 


Lahn (Fluß), Aufhebung des Schleuſengeldes an ber Lahn 
(A. €. v. 7. Miu) 219. 


Sandesvermeffung im Fäürſtenthum Hohenzollern 
Sehingen, Koſten berfelben (G. v. 6. Febr.) 70. 

Sandgrabenthal im Sorauer Kreife, Bildung einer 
Genoſſenſchaft zur Entwäflerung defjelben (Stat. v. 4. Wär) 
236 — 242, 


Landmeſſungsbeamte, Gebühren berfelben in ben 
neuen Landestheilen (G. v. 27. Febr. G. 3. Nr. 4.) 178. 


Landsberg a. d. W., ſ. Chauſſeen Nr. 26. 
Landsberg (Provinz Preußen), ſ. Chauſſeen Nr. 21. 


LZaudſchaften. 1) Beſchluß ber Weſtpreußiſchen 
Landſchaft wegen Emiſſion 45 prozentiger Pfaudbriefe 
(A. €, v. 8. Mai) 475. — Regulativ über die Be- 
leidung der zur Weftpreußifchen Landihaft gehörigen 
Güter auf das fechste Behntheil bes Taxwerthes (U. €, 
v. 15. Mai) 495—503. | 

2) Genehmigung ber Befchlüffe der Oſtpreußiſchen 
Landſchaft über die Beleihung der zu berfelben gehören. 
den Grundftüde (4. E. v. 13. Juli) 762— 764. 


. 3) Kur- und Neumarkt, Seftftellung bed ritter- 


ſchaftlchen Taxwerthes der Güter und Beleihung ber- 
felben mit Pfandbriefen (Regul. u. U. €. v. 3. Of.) 
894—896. 


Sadhregiſter. 
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Laudſchaften, (Fortſ.) 

4) Schleſien, Nachtrag zu dem Regulativ vom 
22. November 1858 über die Beleihung der zur Schle- 
fifhen Landſchaft gehörigen Güter und über bie Emiffion 
von Pfanddriefen Ut.C. M. €. v. 6. Ok.) 916-919. 

Verwaltung des Eigenthümlichen Fonds der Schle⸗ 
ſiſchen Landſchaft (U. E. v. 6. Okt.) 920. 

Nachtrag zu dem Regulativ für die Schlefiſche land⸗ 
ſchaftliche Darlehnskaſſe vom 13. November 1848 (A. E. 

6. Ott.) 921-924. 


Landſtraßen, Mbänderung des Gefeges vom 28. Jali 


1851 über Gemeindewege und Landſtraßen in Sannover 
(G. v. 12. Mär;) 225. 
Landtag, Einberufung deſſelben (V. v. 15. Oft.) 893. 
Lauenburg (Gerzogthum), Saftung beffelben für die von’ 
ben Elbherzogthümern au Dänemark zu entrichtende 


Staatsfhuld von 21,750,000 Thalern (8. v. 23. März) 
397—398. 


Zauteuburg (Provinz Preußen), f. Ehanf feen Rr. 10. 


"Lauterbach (Neuvorpommen), f. Chauffeen Nr. 33. 


Lanth (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr 11.- 
Lebach (RHeinprovinz), f. Chauffeen Nr. 58. 


Lebens: Berficherungsgefellfchaften, Abänderung 
der Verfaffungsartifel ber Berlinifchen Lebens: Verſi che⸗ 
rungsgeſellſchaft (Bek. v. 17. Juni) 619. 

Lebrabruch im Kreiſe Laueuburg, Meliorationkverband 
bed oberen Lebrabruchs (Stat. v. 31. Juli) 774—788. 


Legalifation von Urkunden in ben Regierungsbezirken 
Kaffel und Wiesbaden,. Stempel zu derſelben (G. v. 
5. März Tarif Nr. 85.) 190. — f. auf Beglan- 
bigung. | 

Lehnbriefe, Stempel zu Lehnbriefen in den Regierungs- 
Bezirken Kaffel und Wiesbaden (6. v. 5. März Tarif 
Nr. 86.) 190. 


Leichenpäffe, Stempel zu denfelben in den Regierungs- 
ae Kaffel und Wiesbaden (©. v. 5. März Tarif 
Nr. 91.) 191. 


Seinefelbe, Eiſenbahn nad Gotha, f. Eifenbahnen 
Nr. 


Beinen, Abänderungen des Statut des Herforber Leinen- 
Vereins (Bek. v. 7. Janr.) 27. 


Lenzen (Provinz Brandenburg), f. Ehauffeen Nr. 26. 
Lichtenfeld (Provinz Preußen), ſ. Chauffeen Rr. 8.21. 
Liebenau (Provinz Preußen), f. Ehauffeen Nr. 21. 


Liebenow (Provinz Pommern), |. Chauffeen Nr. 34. 
Lieb; 
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Liebſtadt (Provinz Preußen), f. Ehauffeen Nr. 14. 


Liegaigz (Schlefien), Bau einer Eifenbahn von Liegnid 
ühe Brünberg nad Rotenburg, f. Eifenbahnen Rr. 7. 


Inberg (Weſtphalen), Errichtung ber Limburger Ban 
Miengefellfchaft (Bel. v. 23. Jant.) 81. 


uburg (Raffau), Eifenbahn von Limburg nah Hada⸗ 
sat, |. Eijenbahnen Rr. 28. 


&indenam (Provinz Preußen), ſ. Ehauffeen Nr. 4. 

kipnica (Provinz Poſen), ſ. Chauffeen Nr. 43. 

Lippe (Hürftenthum), Ausdehnung des mit ber Lippeſchen 
Regierung gefchloffenen Jurisdiktiondvertraged vom 
18. März 1857 auf die neu erworbenen Landestheile 
(Rinif. Exfl. v. 28. Oft.) 1018-1019. 

&ban (Provinz Preußen), Ausfertigung Löbauer Kreis. 
Obligationen im Betrage von 20,000 Thalern zu 5 Pro⸗ 
mt (Priv. v. 17. Uug.) 843—846. — ſ. auch Chauſ⸗ 
ſeen Nr. 10. 

Lootſen, Gebühren ber Stromlootſen für das Verholen 
der Schiffe und Stromfahrzeuge im Hafen zu Nemel 
(A. E. u. Tarif v. 30. Mai) 594696. 

Löſchung im Hypothekenbuch, Beſtimmungen für Neu- 
vorpommern und Rügen (G. v. 21. März 66. 90—107, 
1%0—124; ferner 66. 8. 11. 12. 20. 28. 29.) 310. 


Lotterie, ſ. Ausfpielungen. 

Lögen (Provinz Preußeh), ſ. Ehauffeen Nr. 2. 

Lübbecke (Weftphalen), |. Chauffeen Nr. 55, 

Luckan (Kreis), ſ. EhHauffeen Nr. 29. 

Lüneburg (Fürſtenthum), Aenderung des Statuts für 
bob Mitterfaftlihe Kredit -Inflitut des Kürftentfums 
Lüneburg (A. €. v. 8. Yung.) 800. 

Lick (Provinz Preußen), Ausfertigung Lycker Kreisobli⸗ 
gationen II. Emiſſion im Betrage von 100,000 Thalern 
a5 Prozent (Priv. v. 14. Aug.) 815—818. — ſ. auch 
Chauſſeen Nr. 12. 


M. 


Magdeburg (Herzogthum), Genehmigung eines Zuſatzes 
ja 6. 41. bes Reglements für die —— Lund» 
deuerfozietät vom 28. April 1843. (U. €. v. 28. Nov.) 
1047. 

Magdeburg (Stadt), Nachtrag zu dem Statut ber Kor⸗ 
poration der Kaufmannfhaft vom 9. April 1825. (Bel. 
dv. 26. Mat) 504. 
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Magdeburg s Rothenfee « Wolmirftebter Deichverband, 
Abänderung zu $. 13. des Statuts (A. ©. v. 18. Janr) 68, 
Magdeburger, Elbenauer und Chle- Deichverband 
(Stat. v. 24. Juli) 789 - 800. 
Mahlzwang, Aufhebung und Abloͤſung deſſelben it ber 
neuen Landestheilen (G. v. 17. Mär ©. 2. Mm. 2. Ey) 
86. 6. 7. 16. 29. 30.43.) 250. 


Main (Fluß), Errichtung einer Aktiengeſellſchaft zur Er⸗ 
banung eines eiſernen Steges Aber den Dam: in Frank 
furt (Wet, v. 30. Juli) 756. 

Main-⸗Weſer Eiſenbahn, |. Eifenbahnen Nr. 29. 

Mallwitzz (Provinz; Brandenburg), Statut für ben Ent. 
wäfferungsverband der Mallwitz ⸗ Hermswalder Niederung 
(v. 11. Mai) 490-495. 

Maudatsprozef, Suläffigkeit deſſelben wegen hypothe⸗ 
farifher Forderungen in Neuvorpommern und Rügen 
(6. v. 21. März $$. 131-134.) 321.. 


Mansfeldfche Kupferſchiefer bauende Gewerkſchaft in 
Eisleben, Genehmigung des revidirten Statut (Bel. v. 
23. März) 268. 


Marburg (Kurheſſen), Vereinigung ber ‚Konfi prien in 
Kaffel, Marburg und Hanau zu einem gemein|haftlichen 
Konfiftorium in Marburg (U. E. v. 13. Juni) 583—584. 


Marine, Wahl und Beftätigung der evangelifchen Beift- 
lichen der Marine (U. €. v. 19. De. 67.) 47. 
Einſetzung einer Königlichen. Marine Sofenbam- Dir 
tion für die Kieler Bucht (U, E. v. 23. Janr.) 197. - 
Beihaffung des außerordentlichen Geldbedarfs für 
die Marineverwaltung (G. v. 6. Mär) 221. 


Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn, ſ. Eiſenbahnen Nr. 30. 


Medizinalbeamte, Gebühren. dexſelben in den neuen 
Landestheilen (G. v. 27. Febr. & 3. Nr, 11) 178, 


Mehlſack (Provinz Preußen), [.Chauffeen Nr. A. 13, 21. 


Meiderich (Rheinprovinz), Eifenbahn von Dortmund nad) 
Meiderich, f. Eifenbahnen Nr. 8. | 


Meliorationen: 

Bildung einer Genofjenfhaft für die Melioration bes 
Samica-Thaled bei Stenfchemo , Krelß Dofen (Stat. v. 
14. Deu. 67.) 22-27. 

Statut für die Wiefen-Meliorationsgenoffenfchaft an 
ber oberen Welna zwifchen dem Wierzbiczanyer See und 
der Orcholmühle (v. 4. März) 227—231. 

Berband zur Entwäflerung des Landgrabenthales Im 
Sorauer Kreife (Stat. v. 4. März) 236 - 242. 

Verband zut Entwäſſerung des Altwaſſerbruchs im 
Sorauer und Croſſener Kreiſe (Stat. v. 4. März) 242 
bis 248. | 

Ver⸗ 
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Meliorstionen, (Hort) 

Verband zur Entwäflerung des Zedmar ⸗Bruches im 
Kreife Darkehmen (Stat. v. 25. März) 346—355. 

Braundbderger Wiejenverband (Stat. v. 4. April) 
357 —362. . 

Verband zur Melioration der Grundftüde am Friſchen 
Haff bei Balga (Stat. v. 11. April) 435 —440. 

Entwäfferungsverband der Mullwig « Hermswalder 
Niederung (Stat. v. 11. Mai) 490— 495. 

Verband zur Melioration des oberen Drewenz-Thales 
im Kreife Ofterode (Stat. v. 15. Mai) 514—519. 

Briefenhorfter Entwäfferungsverband im Landsberger 
Kreife (Stat. v. 8. Mai) 548-555. 

Genoſſenſchaft für die Melioration ber Grunbfiüde 
am Zbechyer See und an.den oberhalb defjelben in ben 
Kreifen Kofen und Schrimm belegenen Seen (Stat. v. 
6. Juni) 597—602. 

MWiefengenofjenfhaft bes Argendorfer Thales im Kreife 
Neuwied (Stat. v. 29. Juni) 679--683. 

Genoſſenſchaft zur Melioration der Walſchwieſen bei 
Dlauten im Kreiſe Braunsberg (Stat. v. 29. Juni) 
683— 688, 

Miefengenoffenfhaft bes Perchthales zu Lanfersweiler 
im Kreife Simmern (Stat. v. 1. Juli) 699—702, 

Meliorationsverband des oberen Lebrabrudhs im 
Kreife Lauenburg (Stat. v. 31. Juli) 774—783, 

Wiefengenofienfhaft zu Sotzweiler im Kreife Dit- 
weiler (Stat. v. 28. Aug.) 823—827. 

Melioratiousverband der Bialla-Brüher im Kreife 
Johannisburg (Stat. v. 22. Sept.) 862—871. 

Verband zur Reyulitung der Schaaksvitter Bank im 
Laubfreife Königsberg (Stat. v. 26. Sept.) 877—881. 


Meliungen (Kaflel), Aufpebung des Schleufengeldes an 
der Fulda zu Melfungen (U. €. v. 8. Mai) 488. 


Memel (Provinz Preußen), Ermäßigung der Safenabgaben 
(A. E. v. 10. Febr.) 83-84. 
Gebühren der Stromlootjen für das Verholen der 
Schiffe und Stromfahrzeuge im Hafen zu Memel (U. €. 
v. 30. Mai u. Tarif) 594—595. 


Menow (Groß), Erhebung einer Nachſteuer von den bort 
vorhandenen Beltänden ausländifher Waaren (V. v. 
31. Juli) 721—737. 


Merfeburg (Provinz Sachſen), der General Kommiffion 
in Merfeburg wird die Leitung der Grundftüd-Qufammen- 
legungen und Hut - Üblöfungen in Sachſen - Meiningen 
übertragen (Vertr. v. 18, Juni Art. 1.) 873. 


Meßdorf (Provinz Sadhfen), |. Chauffeen Rr. 45. 


Sadregifter. 


1868. 
Miescisto (Dofen), ſ. Chauffeen Nr. 44. 


Militairgeiftliche, Wahl, Beflätigung und Qualififation 
der evangelifhen Geiftlihen de8 Landheeres, der Marine 
und der Militair-Inftitute (WU. E. v 19. De. 67.) 47. 


Militair: Kirchenordnung (v. 12. Februar 1832,), 
Abänderung derjelben Hinfihtlih der Wahl der evan- 
gelifhen Militairgeiftlihen (U. E. v. 19. Dez. 67.) 47. — 
desgl. hinfichtlih der Führung der Militair-Kichenbüder 
(4. €. v. 30. Mai) 694. 


Militairverwaltung, Belhaffung des außerordentlichen 
Geldbedarfs für die Militairverwaltung (©. v. 6. März) 
221. 


Minden (Weftphalen), Vermehrung der Mitgliederzapl 
ber Handelskammer zu Minden (U. E. v. 27. Dez. 67.) 12. 
Tarif für die Benugung der Safenanlagen bei Min- 

ben an der Wefer (U. E. v. 9. Non.) 1042—1045. 


Minifterium für Sandel und Gewerbe, Zuftändigfeit 
befielben zur Entjheidung über die Höhe der Entſchädi⸗ 
gung für die WUufhebung oder Wblöfung von Gewerbe- 
beretigungen in den neuen Lanbestheilen (©. v. 17. März 
6$. 67—69. 76.) 265. 


Minifterium des Innern, Ermähtigung des Mini- 
ſters des Innern, die Genehmigung zu Öffentlihen Aus⸗ 
fpielungen zu ertheilen (U. E. v. 2. Rev.) 991, 


Mohrungen (Provinz Preußen), f. Chauſſeen Nr. 14. 
Miühlenzwang, |. Mahlzwang. 
Müblhofen (Rheinprovinz), Herftellung einer Eifenbahn 


von dem Mühlhofener Hüttenwerke nad dem Bahnhofe 
zu Engers (U. €. v. 10. Ott.) 950. 


Meünfter (Weftphalen), Verbindung der Grafſchaft Schaum- 
burg mit dem Verwaltungsbezirk des Provinzial Steuer- 
direftord zu Münfter (U. E. v. 21. Nov.) 1054. 


Mrünzfcheine, Stempel zu Münzfheinen über Bold und 
Silber in den Regierungsbezirken Kaffel und Wiesbaden 
(8. v. 5. März Tarif Nr. 87.) 190. 


Münzwefen, Deklaration der Verordnung vom 24. Auguft 
1867. über das Müuzweſen in ben neuen Landestheilen 
(®. v. 13. März) 235. 


Mürlenbach (Rheinprovinz), f. Chanjfeen Nr. 61. 


Muthſcheine, Stempel zu Muthſcheinen in Lehns- und 
Bergbau-Angelegenheiten in ben Regierungsbezirlen Kaffel 
und Wiesbaden (©. v. 5. März Tarif Nr. 88.) 190. 
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Kohfleuer, ſ. Steuer. 


Leſſan (chemaliges Herzogthum). 

Regelung des Etats und Rechnungsweſens für das 
Jahr 1867 (©. v. 4. Janr.) 5—6. 

Rangverhältniffe der Juftizbeamten (AM. E. v. 27. 
aut.) 64, 

. Einführung ber Pharınacopoea Borussica (U. €. 
d. > Janr.) 86. 

Beftreitung ber dem Herzog Mbolph zu Naffau g ge» 
währten WUusgleihungsfumme (©. v. 28. Febr.) 165. 

Uebemahme der Naffauifhen Staatsfchulden und 
Emiefung der von der Landesbank in Wiesbaden aus⸗ 
gegebenen Banknoten (G. v. 29. Febr. 66. 1— 4 
6-10.) 169. 

Beſchränkung der in Verwaltungsangelegenheiten zur 
Erhebung fommenden Bebühren und Sporteln (©. v. 
V. Febr.) 177178, 

Verwaltung der geſchloſſenen Beamten⸗Wittwen⸗ 
und Waiſen⸗Kaſſen und Verwenduig ihres Vermögens 
(G. v. 6. März) 195 - 196. 

Verwendung der Jagdſcheiugebühren und Gültigkeit 
ber ausgeſtellten Jagdſcheine im ganzen Umfange der 
Nonarchie (G. v. 9. März) 207. 

Beſtimmungen über die Wahlen zum Hauſe der Ab⸗ 
geordneten (G. v. 9. März) 217. 

Einführung der monatlichen und außerordentlichen 
Kaffen- Revifionen (U. E. v. 7. März) 232. 

Deklgration der Verordnung vom 24. Auguſt 1867 
über da8 Münzwefen (G. v. 13. Mär) 235. 

Aufgebung und Wblöfung gewerblicher Berech⸗ 
tigungen (8. v. 17. März-6$. 1. fi., SS. 6. 1) 249, 

Refjortverhältniffe deB Lehnsweſens (A. €. v. 11. 
April) 399. 

Vereinigung der Regierungsbegirte Kaflel und Wies- 
baben zu einer Provinz »Heflen-Naffaue (U. €, v. 7. 
Tg.) 1056. 

Ausdehnung der zwiſchen Preußen und den einzelnen 
Deutſchen Staaten abgefchloffenen Verträge über die 
gegenfeitigen Gerichtsbarkeitsverhältniſſe auf Naſſau, f. 
Gerichtsbarkeitsverhältniſſe. 

Naſſauiſche Eiſenbahn, f. Eiſenbahnen Nr. 31. 


Nenemühle (Kaſſel), Aufhebung des Schleuſengeldes an 
der Fulda zu Neuemühle (U. €. v. 8. Mai) 488. 
Renfabrwaffer (Provinz Preußen), Ermäßigung der 
Hafen - Abgaben ıc. (U. E. v. 10. Febr.) 82. 

Jahe gang 1868. 
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Neukrug⸗Schönecker Kreis-Chauffee, ſ. Chauffeen Nr. 15. 


Neumark, Feſtſtellung des ritterfhaftlihen Taxwerthes der 
Kur- und Neumärkifchen Güter, und Beleihung derfelben 
mit Pfandbriefen (Regul. u. U. E. v. 3. Okt.) 894 
bis 896. 


Neuſtadt a. d. Doffe, ſ. Chanffeen Nr. 27. 


Neuſtadt (Weftpreußen), Ausfertigung Neuftädter Kreis- 
Dbligationen II. Emiffion im Betrage vcn.70,000 Tha- 
lern zu 5 Prozent (Priv. v. 13. Juni) 705—709. 


Nenvorpommern, Einführung von Grund- und Hy- 
pothefen-Bücern, und Verpfändung von Seeſchiffen in 
Neuvorpommern und Rügen (G. v. 21, März) 293-329. 

f. auch Ehauffeen Nr. 33. 


Niederlande (Königreich), Uebereinkunft zwiſchen Preu- 
fen und den Niederlanden, betr. bie Herftellung einer 
Eifenbahn von Venlo nad) Osnabrück (v. 28. Nov. 67.) 
13—21. 


Niederrhein, Genehmigung des revidirten Statuts bes 
Rüdverfiherungs-Vereins der Niederrheinifchen Güter⸗Aſſe⸗ 
kuranzgeſellſchaft zu Wefel (Bel. v. 13. Jaur.) 28. 


Niederunger Kreis (Provinz Preußen), Ausfertigung 
von Obligationen des Niederunger Kreiſes II. Emiffion 
im Betrage von 70,000 Thalern zu 5 Progent (Priv. 
v. 27. April) 509—513. 


Nordbahn (Seffiide), f. Eifenbahnen Nr. 26. 


Norddeutſche Grundkreditbank in Berlin, Genehmigung 
zur Errichtung berfelden (Bel. v. 23. Dez.) 1068. 


Kordhanfen (Provinz Sachſen), Eifenbahn von Norb- 
baufen nad Northeim, ſ. Eifenbabnen Nr. 32. 


Nordwalde (Weftphalen), ſ. Chauffeen Nr. 53. 


Northeim (Hannover), Eifenbahn nad Norbhaufen, f. 
Eifenbahnen Nr. 32. 


Noßdorf (Brandenburg), ſ. Chauſſeen Nr. 28. 


Notar, Aufhebung der Gebühren für die Sulaffung zur 
Praxis als Notar in den neuen Landestheilen (G. v. 
27. Febr. S. 1.) 177. 

Ernennung und Befugniffe der Notare in den Fürften- 
thümern Waldeck und Pyrmont (8. v. 6. Oft. 66. 22 
32.) 904. 


Notariats⸗Inſtrumente, Stempel zu bdenfelben in 
den Regierungsbezirken Kafjel und Wiesbaden (G. v. 
5. März Tarif Nr. 90.) 190. 


Nothſtand, Verſtärkung ber Gelbmittel zur Abhülfe des 
Notbftandes in den Regierungsbezirten Königsberg und 
Gumbinnen (G. v. 3. März) 174—175. 

b D. 
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D. 


Dberamtsrichter in deu nenen Landestheilen, Ernennung 
und Rangverbältnifje derfelben (U. €. v. 27. Janr.) 64. 
Dber: Appellationsgericht in Berlin, Rangverhält- 
niffe der Präfidenten und Räthe deſſelben (U. €. v. 
27. Janr. Nr. 1.) 64. 
Das Ober ˖ Appellationsgericht ift der oberfte Gerichts. 

bof für die Fürſtenthümer Walded und Pyrmont (V. v. 
6. Oft. 66. 1. 19.) 897. 

Oberbergamt in Clausthal, Feſtſtellung des Bezirks 
deffelben (V. v. 3. Febr.) 69. 

Dber-Berg: und Salzwerks⸗Direktion in Kaſſel, 
Aufhebung derſelben (V. v. 3. Febr.) 69. 

Obergerichte in Hannover, Rangverhältniſſe der Di- 
rektoren, Räthe und Aſſeſſoren (A. E. v. 27. Janr. 
Nr. 3.) 64. 


Obergerichtsräthe in Hannover, Rang und Uniform 


derſelben (A. E. v. 27. Janr. Nr. 3.) 64. 

Oberlaufitz, Genehmigung zur Ausfertigung von Obli- 
gationen der Konimunalftände des Markgrafthums Ober- 
laufiß im Betrage von einer Million Thaler (Priv. v. 
12. Htt.) 951—955. 


Dber: Präfidenten, Ermächtigung der Ober-Präfidenten, 
die Genehmigung zu öffentlihen Ausjpielungen in ihrem 
Verwaltungsbezirk zu ertheilen (U. E. v. 2. Nov.) 991. 

Wirkungskreis des Ober-Präfidenten der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein (U. E. v. 20. Juni) 620. 

Dberfchlefifche Eiſenbahn, ſ. Eifenbahnen Nr. 33, 

Dbertribunal, Kompetenz befjelben zur Entfcheidung 
von Streitigkeiten Binfihtlih der Grundftäd- Zufammen- 
legungen und Hut-Ablöfungen in Sachſen ˖ Meiningen (Vertr. 
v. 18. Juni Urt. 1.) 873, 

Obligationen, f. Kreis⸗, Stadt-Obligationen, desgl. 
Drovinzial » Sülfslaffe, Rommunalftände, 
Eifenbahnen ıc. 

Odenkirchen (Rheinprovinz), Eiſenbahn nah München⸗ 
Gladbach, ſ. Eiſenbahnen Nr. 5. 

Oder, Deichverbände gegen Ueberſchwemmungen der Ober, 
ſ. Deichverbände Nr. II. 


Oderbrücken, Tarif für die Erhebung des Brückengeldes 
bei Schwedt (U. E. u. Tarif v. 29. Juni) 741—744. 

Delde (Weftphalen), f. Chauffeen Nr. 54. 

Dldenburg (Großherzogthum), Uebereintunft zwifchen 
Dreußen und Oldenburg zur wechfelfeitigen Beförderung 
ber Strafrechtspflege (Minift. Erf. v. 25. März) 288 bis 
292. — f. au Eifenbahnen Nr. 24. 
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Diego (Provinz Preußen), Ausfertigung von Kreis 
Obligationen bes Kreiſes Oletzko III. Emiffion im Betrage 
von 14,000 Thalen zu 5 Prozent (Priv. v. 4. Mai) 
613—618. 

Dmmibus, Errihtung der Berliner Omnibus. Aktiengefell- 
Ihaft (Be. v. 15. Aug.) 784. 

DppelusTarmowiger Eifenbahn, f. Eifenbahnen Nr. 34. 

Dfchersleben (Provinz Sachſen), Ausfertigung von 
Obligationen der Stadt Ofchersleben im Betrage von 
40,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 2. Des. 67.) 
42—46. 

Osnabrück (Hannover), Eifendbahn von Venlo nad) DIna- 
brüd, deögl. von Osnabrüd nah Bremen und Hamburg, 
f. Eifenbabnen Wr. 46. 

Dftbahn, |. Eifenbahbnen Nr. 36. 

Dfterburg (Provinz Sadfen), ſ. Chauffeen Nr. 45. 

Dfterode (Provinz Preußen), Ausfertigung von Kreis. 
Dbligationen des Kreijes Ofterode II. Emiffion im Be- 
trage von 25,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 
16. April) 533—536, 

Dfterode (Hannover) , Eifenbahn von Herzberg nad) 
Dfterode, ſ. Eifenbahnen Nr. 25. 

Dftpreußen, Verftärtung der Geldmittel zur Abhülfe 
des Nothſtandes in Dftpreußen (G. v. 3. März) 174 
bie 175. 

Genehmigung ber Befhlüffe der Oftpreußifchen Land⸗ 
fhaft, betr. die Beleihung der zu derfelben gehörenden 
Grundftüde (A. E. v. 13. Juli) 762—764. 

Ditfee, Ermäßigung ber in den DOftfeehäfen zu entrich⸗ 
tenden Hafenabgaben für bie ſu ſtenſchiffahrt x. m €, 
v. 10. Febr.) 83—84. 

Dttweiler (Rheinprovinz), f. Chauffeen Nr. 58. 

Overhacken (Elbinſel), Einführung des Zollgefehes, der 
SZollordnung, des Zollſtrafgeſetzes, des Zolltarifs 2c. (8. 
v. 1. Dt.) 957-964. . | 


P. 


Wacht, Anſprüche des Pächters bei Aufhebung oder Ab- 
(öfung von Gewerbeberechtigungen in den neuen Landes- 
theilen (G. v. 17. März 66. 21. 25. 26. 53.) 254. 

Paleſchken (Drovinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 15. 

Parzellirung von Grundftüden in Neuvorpommern und 
Rügen, Verfahren der Hypothekenbehörden (G. v. 21. März 
$$. 13. 125130.) 296. 

Päſſe, 
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Päſfſe, |. Reifepäffe, Leihenpäffe. 

Satria, Seuerverfiherungd - Aktiengefellfehaft in Berlin 
(Bel. v. 2. Oft.) 883. 

Pedellen⸗Gebũhren, Aufhebung derſelben in den neuen 
Landestheilen (&. v. 27. Febr. S. 1.) 177. 

Benfion, Aufhebung ber Gebühren für die Bewilligung 
oder Erhöhung von Penfionen in ben neuen Landes ˖ 
teilen (8. v. 27. Febr. G. 1.) 177. 

Perchthal (Rheinprovinz), Bildung einer Wiefengenoffen- 
Schaft des Perchthales zu Lauferöweiler im Kreife Sim- 
mern (Stat. v. 1. Juli) 699— 702, 


Bertinenzien von Srunbftüden, hypothekariſche Eintra- 
gung und Verhaftung berfelden in Neuvorpommern (©. 
v. 21. März 68. 6. 14.) 29. 


Bfandbriefe. 1) Genehmigung des Statutß für das 
Berliner Pfandbrief - Inftitut (U. E. v. 8. Mai m. 
Statut) 450 — 472. 

2) Beſchluß der Weſtpreußiſchen Laudfchaft wegen 
Emiffion Akprogentiger Pfandbriefe (U. E. v. 3. Mai) 
475. — Beleihung der zur Weftpreugifhen Landſchaft 
gehörigen Güter auf das jechäte Zehntheil des Tagwerthes 
mit Pfandbriefen zweiter Serie zu 5 Prozent Regul. 
a. 9. €. v. 15. Mai) 496—503. 

3) Befeitigung ded Aufgebot und der Mortififation 
verlorener Zinskupons von Schlefifhen altlandigaft- 
Ligen Pfaudbriefen (U. €. v. 4. Juli) 704. 

Nachtrag zu dem Regulativ vom 22. November 1858 
über die Emiffion Schlefifcher Pfandbriefe lit. C. (U. €. 
v. 6. Dt.) 916—919. 

Verwendung des Eigenthümlihen Fonds der Schle⸗ 
fiſchen Landſchaft zur Wiederanfhaffung von Pfandbriefen 
(U. €, v. 6. Dt.) 920. 

4) Gemehmigung der Befchlüffe der Oſt preußiſchen 
Landfchaft wegen Musfertigung und Beglaubigung neuer 
Dfandbriefe (A. €. v. 13. Juli) 762 - 764. 

5) Beleihung ber im Bereih bed Kur- und Neu- 
märkiſchen ritterfchaftlihen Kredit - Inftituts belegenen 
Güter mit Pfandbriefen (Regul. u. U. €. v. 3. Oft.) 
894 —896. 


Pharmacopoea Borussica (7. Ausgabe), Einführung ber- 
felben in den neuen Landestheilen (U. €. v. 22. Janr.) 86. 


Pietrowo (Provinz Pofen), f. Chauffeen Nr. 43. 

Pillau (Provinz Preußen), Ermäßigung ber Hafenabgaben 
(A. €. v. 10. Febr.) 8384. 

Biuue (Provinz Pofen), f. Chauffeen Nr. 43. 


Biuuow (Pommern), Erhebung einer Nachſteuer von ben 
dort vorhandenen Beitänden ausländiiher Waaren (V. 
v. 31. Juli) 721-737, 
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Pittehnen (Provinz Preußen), |. Chauffeen Nr. 14. 
Plaßwich (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 4. 
Pleſſow (Provinz Brandenburg), f. Chauffeen Nr. 24. 


Plotha : Ammelgoftiwiger Deihverband, Serftellung 
eines Deiches zwiſchen Ammelgoßwitz unb ber Belgern- 
ſchen Höhe (A. €. v. 17. Juni) 640, 


Pluto, Bergban-Ultiengefelfchaft zu Effen, Abänderung 
ber 86. 20. und 24. des Statuts (Bel. v. 14. Sept.) 
847. 

Polizeidirektion, Aufhebung der Königlichen Polizeidi- 
teftion zu Stade (U. E. v. 8. Febr.) 81. 

Polizei » Ordnung für Emden (vom 25..Mai 1859), 
Aufhebung derfelben (U. E. v. 30. Dez. 67.) 4. 


Porep (Dftpriegnig), Erhebung einer Nachfteuer von den 
dort vorhandenen Beftänden ausländifher Waaren (8. v. 
31. Juli) 721-737. 


Pörſchken (Provinz Preußen), ſ. Chauffeen Nr. 8. 


Poſen (Stadt), Eifenbahn nah Thorn und Bromberg, f. 
Eifenbahnen Nr. 37. 


Preußen (Provinz), Befugniß der Provinzial-GHülfskaffe 
für die Provinz Preußen zur QAusftellung verzinslicher 
Obligationen (Regul. u. U. E. v. 26. Sept.) 909—915. 

Prierow (Brandenburg), f. Chauffeen Nr. 29. 

PBroteftation, Eintragung und Löfhung hypothekariſcher 
Proteftationen in Neuvorpommern und Rügen (©.'v. 21. 
März $6. 52. 94. 108—111.) 303. 


Protokolle, Stempel zu amtlihen Protokollen in ben 
Regierungsbezirken Kaffel und Wiesbaden (©. v. 5. März 
Zatif Nr. 92.) 191. | 


Provinzen, Vereinigung der Regierungsbezirke Kaſſel und 
Wiesbaden zu einer Provinz »Heflen-Naffau« (U. €. v. 
7. De.) 1056. 


ProvinzialHülfstaffe für die Provinz Preußen, Be- 
fugniß derjelben zur Ausſtellung verzinsliher Obligationen 
(Regul. u. U. E. v. 26. Sept.) 909—915. 


Provinzial: Staatsfchulden in den neuen Landes- 
theilen, Feſtſetzung derfelben (©. v. 29. Febr. G. 10.) 172. 

Provinzialſtände, Ueberweifung einer jährlihen Summe 
von 500,000 Thalern an den provinzialftändifhen Ver- 
band von Sannover (©. v. 7. März) 223. — Regulativ 
für die Organifation der Verwaltung des provinzialftän- 
bifchen Vermögens und der provinzialftändifchen Unftalten 
(A. €. v. 1. Nov.) 979—984. - 


Provinzial-Steuerdireftoren, Verbindung der Graf- 
Ihaft Schaumburg mit dem Verwaltungsbezirke bes Pro- 
vinzial-Steuerbireftors zu Münfter (U. E. v. 21. Nov.) 1054. 


h* Pros 
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Brozegvollmachten, Stempelfreiheit ber Beglaubigung 
von Prozeßvollmachten in den Negierungsbezixten Kaffel 
und Wiesbaden (©. v. 5. März $. 2. Nr. 9.) 186. 

Prüfungen, Beftimmungen über die theologiſchen Prü- 
fungen in ber evangelifch - Intherifhen Kicche der Provinz 
Hannover (B. v. 4. Mai) 473—475. 

Prüfnugsgebühren in den neuen Landestheilen, fer- 
nere Erhebung derfelben (8. v. 27. Febr. F. 3. Nr. 12.) 178. 


Pyrmont (Fürſtenthum), ſ. Walded. 


D. 


Omedlinburg (Provinz Sadjfen), f. Chauffeen Nr. 51. 


N. 


Nagnit (Kreis), Ausfertigung Ragniter Kreis-Obligationen 
II. Emiffion im Betrage von 40,000 Thalern zu 5 Pro- 
zent (Priv. v. 26. Febr.) 341—345. — desgl. IV. Emif- 
fion im ®Betrage von 111,800 Thalern zu 5 Prozent 
(Briv. v. 14. Rov.) 1059—1062. — f. au Chauffeen 
Nr. 17. 

Hahden (Weftphalen), f. Ehanffeen Nr. 55. 

Haudow (Pommern), f. Chauſſeen Nr. 35. 

Hang der Strafanftalts-Direltoren (A. E. v. 25. Rov.) 1067. 

Rangverhältniffe der Juftizbeamten in ben neuen Lan⸗ 
bestgeilen (U. €. v. 27. Tanr.) 64. 

Haftenburg (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 18. 

Naveusberger Bolksbant in Bielefeld, Genehmigung 
zur Errichtung berfelben (Bel. v. 16. Dez.) 1068. 


Nealberechtigte, Zuziehung und Entfhäbigung derfelben 
für die Aufhebung und Ablöfung ber Gewerbeberedti- 
gungen in den neuen Panbestheilen (6. v. 17. März 
6$. 18—20. 57—59.) 253. 

Achnuugstommiffion für Schleswig-Holftein, Errid) 
tung berfelben in Schleswig (U. €. v. 14. Aug.) 812. 

Nechunugsweſen in den neuen Canbestheilen, Regelung 
deſſelben für das Jahr 1867. (G. v. 4. Jan.) 5-6. 

Hecht (Rheinprovinz), f. Chanffeen Rr. 59. 

Nechtsanwalte in ben Fürſtenthümern Waldeck und 
Pyrmont, Emennung und Befugnifie derjelben (V. v. 6. 
DE. 66. 18. 22. 31. 32.) 902, 
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Nechtöweg, Zuläſſigkeit des Nechtsweges bei Stoeklig- 
keiten über Gewerbeberedtigungen in den neuen Laubes- 
theilen (G. v. 17. Mär F. 49.) 261. 

Nedlinghaufen (Weſtphalen), Ausfertigung von Kreis. 
Obligationen bes Redlinghaufener Kreijes im Betrage von 
100,000 Thalern zu 4 Progent (Priv. v. 11. Mai) 
585—589, 

Keddenau (Provinz Preußen), ſ. Chauffeen Rr. 21. 

Heferendarien, Ernennung und Befhäftigung berfelben 
in den FürftenthHümern Walded und Pyrmont (V. v. 6. 
Okt. 66. 30. 31.) 906. 

Negierungen, Zuſtändigkeit berfelben bei Feftftellung ber 
Entſchädigung für die Aufhebung oder Ablöfung von &e- 
werbeberehtigungen in ben neuen Lanbestheilen (©. v. 
17. März 66. 51-53. 62. 67. 72-74.) 262. 

Aufhebung der Regierung in Kiel, Einrichtung ber 
Regierung in Schleswig (U. €. v. 20. Juni) 620, 

Neifepäfte (Reifepapiere), Gebühren für die Uusfertigung 
berjelben in ben neuen Landestheilen (G. v. 27. Febr. 
$. 3. Nr. 13.) 178. 

Stempelfreiheit der Geſuche um Ertbeilung von 
Reifepäflen in den Regierungäbgzirten Kafjel und Wies- 
baden (6. v. 5. März $. 2. Nr. 6.) 186. — Stanpel 
zu Reifepäffen (ebend. Tarif Nr. 91.) 190. 


Nekognitionsatteſte (Nelognitionsprototolle), Stem- 
pel zu denfelben in den Regierungsbezirten Kaſſel umd 
Wiesbaden (G. v. 5. März Tarif Nr. 93.) 191. 

Menten, Entſchädigungsrenten für die Aufhebung umb 
Ablöfung der Gewerbeberehtigungen in den neuen Lan- 
destheilen (©. v. 17. März 66. 32. ff.) 257. . 

Repofiturgebühren, Aufhebung: berfelben in den neuen 
Landestheilen (G. v. 27. Febr. F. 1.) 177. 

Hequifitiouen, Stempel zu beufelben in den Regie 
rungsbezirken Kaffel und Wiesbaden (G. v. 5. März Ta- 
uf Nr. 94.) 191. 

Neuß, jüngere Linie, Vertrag zwifchen Preußen, Sachſen⸗ 
Weimar, Reuß jüngere Linie wegen Herflellung einer 
Eifenbahn von Gera über Saalfeld nah Eichicht (v. 18. 
März) 568-579. — Ratifilation des Vertrages (Bel. v. 
10. Juli) 672. — |. Eifeubahnen Nr. 45. 


Kevifioustollegiume für Landeskulturfahen, Zuftär 
digkeit deſſelben bei Streitigkeiten über Gewerbeberedhti- 
gungen in den nenen Landestheilen (G. v. 17. März 
$. 50.) 261. 

Kompetenz des Revifionskollegiums bei Streitigkeiten 
binfihtlih ber Grundſtück Zufammenlegungen und Hut- 
Abldfungen in Sachſen⸗Meiningen (Bertr. v. 18. uni 
Urt. 1.) 873. 

Abein: 





nbrüden, Bau einer feften Nheinbräde Bei 
Weſel duch die Edin- Mindener Eiſenbahngeſellſchaft 
(Konz. u. Beftät. Url. v. 20. Juni Nachtrag 66. 8. 
». 9.) 606. 


Aheinprovinz, Abänderung bes $. 54. des revidirten 
Reglementd für bie Provinzial. Feuerfozietät der Rhein⸗ 
provinz vom 1. September J852. (U. E. v. 4. Mai) 448. 

Zuſatz zum F. 16. der Kirchenordnung für die Rhein⸗ 
provinz vom 5. März 1835. (A. €. v. 4. Mai) 460. 
Rheinische Eifenbahn, ſ. Eifenbahnen Nr. 38. 


RNheydt (Rheinprovinz), f. Chauffeen Nr. 60. 

Aofenberg (Drovinz Preußen), Ausfertigung Rofenberger 
Kreis-Dbligationen III. Emiffion im Betrage von 72,500 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 27. Upril) 479—483. 
— Ausfertigang Rofenberger Kreis-Obligationen UL Serie 
im Betrage von 16,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. 
v. 16. April) 521-524, — Statt »britte Serie« follen 
biefe Obligationen die Bezeichnung »IV. Emiffion« er- 
alten (U. €. v. 17. Uug.) 821. — f. auh Chauſ⸗ 
feen Nr. 5. 


Koffitten (Brovinz Preußen), |. Chauſſeen Rr. 21. 


Rotenburg (Schlefien), Bau einer Eifenbahn von Lieg- 
nig über Grünberg nad Rotenburg, |. Eifenbahnen 
Rr. 7. 


Rotenburg (Kaſſel), Aufhebung des Schleufengelbes an 
ber Fulda zu Rotenburg (A. €. v. 8. Mai) 488. 


Rottmanndbagen (Pommern), Erhebung einer Nach⸗ 
feuer von ben dort vorhandenen Beftänden ausländiſcher 
Waaren (8. v. 31. Juli) 721-737. 


Nübenzuder, Einführung der Verordnung vom 7. Auguft 
1846. über bie Befteuerung des NRübenzuderd auf ben 
Elbinfeln Dverhaden und Finkenwärder⸗Blumenſand, fo- 
wie in dem Preußiſchen Untbeil ber Landſchaft Kirch 
wärder, unb in ben Holſteinſchen Dörfern Hohenfelde, 
Hamfelbe und Köthel (V. v. 1. Oft.) 957—964. 


Küctverficherungsgefellfchaften, Rüdverfiherungs- 
Berein der Niederrheinifhen Güter - Affekuranzgefelfchaft 
zu Weſel, Genehmigung des revidirten Statut (Bel. v. 
13. Jany.) 28, 

Aufen (Provinz Brandenburg), |. Chauffeen Nr. 30. 

Nügen (Kreis), Ausfertigung von Kreis-Obligationen bed 
Rügenihen Kreifed im Betrage von 215,250. Thalern zu 


44 Drozent (Priv. v. 8. Juli) 758 — 762. — |. aud 
Chauſſeen Nr. 33. 


Nügenwalde (Pommern), Ermäßigung ber Hafen⸗ 
Abgaben (U. €, v. 10, Febr.) 83-84. 
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Nuhbank (Schlefien), Eifenbahn von Ruhbank über 
Landedhut und Liebau nah Shwabowig, f. Eifen- 
babnen Nr. 41. 

Huhrort (Rheinprovinz), Ausfertigung Ruhrorter Stabt- 
Obligationen im Betrage von 120,000 Thalern zu 5 
Prozent (Priv. v. 13. Juni) 674-679. 

Nuppin (Provinz Brandenburg), f. Chauffeen Nr. 27. 

Rügenfelde (Pommern), Erhebung einer Nachfteuer von 


den dort vorhandenen Beitänden ausländiſcher Waaren 
(8. v. 31. Juli) 721—737. 


©. 


Saalfeld (Provinz Preußen), Tarif zur Erhebung ber 
Hafen. und Lagergelber für die Benupung der Hafen- 
anlage zu Saalfeld am Ewing⸗See (U. E. v. 8. Oft.) 
977—979. — f. auh Chauſſeen Nr. 14. 


Saalfeld (Thüringen), Eifenbahn von Gera Aber Saal. 
feld nad Eichicht, ſ. Eifenbahnen Nr. 45, 
Saarbrüden (Rheinprovinz), ſ. Eifenbahuen Nr. 40. 


Sacfen (Provinz), Abänderung ber 66. 57. a. und 97. 
des Reglements für die Sähfifhe Provinzial» Stäbte- 
Feuerſozietät vom 5. Auguſt 1838. (U. €. v. 15. 
Jul) 711. 

Sachfen (Gerzogthum), Ergänzung bes revidirten Negle- 
ments für die Feuerſozietät bed platten Landes des 
Herzogthums Sadjfen (A. €. v. 25. Mai) 520. 


Sachſen (Königreih), Vertrag zwifchen Preußen und 
Sachſen wegen Herftelung einer Eifenbahn von Cottbus 
nad Großenhain (v. 15. Aug.) 885889. 

Ausdehnung der mit ber Sächfiſchen Regierung ab- 
gefchloffenen Uebereinkunft zur Beförderung der Rechts. 
pflege von 1839. auf bie neu erworbenen Landestheile 
(Minift. Erll. v. 23. Nov.) 1026— 1027. 


Sachfen: Meiningen, Ausdehnung des mit Sachſen⸗ 
Meiningen über die gegenfeitigen Gerichtsbarkeitsverhält ˖ 
niffe gefchleffenen Vertrages vom 2. Mai 1859. auf die 
neu erworbenen Landestheile (Minift. Erkl. v. 18. Upril) 
363— 364. 

Vertrag zwiſchen Preußen, Suhfen-Weimar, Sadhfen- 
Meiningen 21. wegen Serftellung einer Eifenbahn von 
Gera über Saalfeld nah Eihiht (v. 18. März) 568 
bis 579. — Ratifilation des Vertrages (Bel. v. 10. Juli) 
672. — ſ. Eifenbahnen Nr. 45. 

Vertrag zwifhen Preußen und Sadfen - Meiningen 
wegen Uebertragung der Leitung ber Grundftüd. Zufam- 
menlegungen und Hut - Ubldfungen auf die Preußiſchen 
Auseinanderfegungsbehörden (v. 18. Juni) 873—875. 

Sach⸗ 
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Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Vertrag zwifhen Preu- 


ben, Sadhfen-Weimar ıc. wegen SHerftellung einer Eifen- 
bahn von Gera über Saalfeld nad Eihicht (v. 18. März) 
568-579. — NRatifilation bed Vertrages (Bel. v. 
10. Juli) 672. — f. Eifenbahnen Nr. 45. 

Uebereinfunft mit dem Großherzogthum Sachſen 
wegen Ausdehnung der zur Beförberung der Rechtspflege 
gefchloffenen Konvention vom 23. März 1852. auf die 
neu erworbenen Landestheile (Minift. Erkl. v. 
25. Juli) 719. 


Sagard (Renvorpommern), f. Chauffeen Nr. 33. 
Salz Abgabe, Einführung des Geſetzes vom 12. Dftober 


1867. auf den Elbinfeln Overhaden und fintenwärder · 


Blumenfand, fowie in dem Preußifhen Antheil der 
Landſchaft Kirhwärber, und in den Holfteinfhen Dörfern 
Hohenfelde, Hamfelde und Köthel (V. v. 1. Oft.) 957 
bis 964. 


Salzwebel (Kreis), |. Chauffeen Nr. 45. 48, 


Samica - Thal bei Stenfhewo (Kreis Pofen), Bildung 
einer Genoflenfhaft zur Melioration beffelben (Stat. v. 
14. De. 67.) 22—27. 


Samter (Provinz Dofen), Ausfertigung von Kreis - Obli- 
gationen de8 Samterfchen Kreifes im Betrage von 200,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 30. Mai) 590-593. 
— f. auch Ehauffeen Nr. 43. 


Sangerbaufen (Provinz Sachſen), Errihtung ber »St. 
Georgen - Ultienbrauereie in Seegerhauſen (Bel. v. 19. 
Ott.) 956. 


Schaaken (Oſtpreußen), |. Chauffeen Nr. 11. 
Schaaksvitte (Dftpreußen), ſ. Chauffeen Nr. 11. 


Schaaksvitter Bauk im Landkreife Königsberg, Statut 
für den Verband zur Regulirung berfelben (v. 26. Sept.) 
877-881. 


Schankwirthſchaft (Schantftätte), Stempelfreiheit ber 
polizeilichen Erlaubnißſcheine zum Betriebe ber Schant- 
wirthſchaft in den Regierungsbezirken Kafjel und Wies- 
baben (G. v. 5. Mär 6. 2. Nr. 7.) 186. 

Aufhebung des Getränkezwanges für Schanfftätten 
in den neuen Landestheilen (G. v. 17. Mir; G.8.) 251. 


Schagauweifungen, Ausgabe verzinsliher Schap- 
anweilnngen im Betrage von drei Millionen Thaler zur 
Abhũlfe des Nothſtandes in Oftpreußen (®. v. 3. März 
6$. 5-9.) 175. — Ausgabe von Schapanmweifungen im 
Betrage von 13 Millionen Thaler (U. €. v. 11. 
März) 208. - 
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Schaganweifungen, (Hortſ.) 
Ausgabe verzinsliher Schaganweifungen bis auf 
Höhe von fünf Millionen Thaler zur Beihaffung bed 
außerordentlihen Geldbedarfs für die Militair- und 
Marine-Berwaltung (G. v. 6. März) 221. 


Schaumburg (Graffhaft), Verbindung berfelben mit 
dem Verwaltungsbezirk des Provinzial ⸗Steuerdirektors zu 
Münſter (U. €. v. 21. Nov.) 1054. 


Schifföregifter in Neuvorpommern und Rügen, Ein- 
tragung der Verpfändungen in daffelbe (&. v. 21. März 
68. 33. 157.) 299. 


Schlachtbäufer, Beftimmungen über die Errichtung 
Öffentliher Schladthäufer (©. v. 18. März) 277-280. 


Schlefien (Provinz), Befeitigung des Aufgebots und ber 
Mortifitation verlorener Sinsfupons von Schlefiſchen 
altlandſchaftlichen Dfandbriefen (A. E. v. 4. Juli) 704. 

Nachtrag zu dem NRegulativ nom 22. November 
1858. über die Beleihung der dem Schleſiſchen Iand- 
fhaftlihen Kreditverbande inforporirten Güter und über 
die Emiffion von Pfandbriefen lit. C. (U. €. v. 6. Dit.) 
916—919. 

Verwaltung bed Eigentbümlichen Fonds der Schle- 
ſiſchen Landfhaft (U. €. v. 6. Dft.) 920. 

Nachtrag zu dem Regulativ für die Schlefilhe land- 
ſchaftliche Darlehnskafe vom 13. November 1848. (U. 
€. v. 6. Ott.) 921— 924. 

Schleſiſche Gebirgsbahn, f. Eifenbahnen Nr. 41. 


Schleswig (Stadt), Einrihtung und Wirkungskreis der 
Regierung in Schleswig (U. E v. 20. Juni) 620. 

Die Rechnungs Kommiffion für Schleswig -Holftein 
foU nit in Kiel, ſondern in Schleswig ihren Sig haben 
(U. €. v. 14. Uug.) 812. 

SchleswigSHolftein (Provinz). 

Regelung des Etatd- und Redinungsmefens für das 
Jahr 1867. (G. v. 4. Janr.) 5—6. 

Rangverhältniffe der Tuftizbeamten (U. €. v. 27. 
Sant.) 64. 

Einführung ber Pharmacopoea Borussica (4. €. 
v. 22. Janr.) 86, 

Uebernahme ber Schleswig -SHolfteinfhen Staats- 
Ihulden (G. v. 29. Febr. 66. 1-4. 10.) 169. 

Beſchränkung der in Verwaltungsangelegenheiten zur 
Erhebung fommenden Gebühren und Sporteln (©. v. 27. 
Sebr.) 177— 178, 

Verwendung der Jagdſcheingebũhren und Gültigkeit 
der ausgeftellten Jagbfcheine im ganzen Umfange ber 
Monardie (©. v. 9. März) 207. 

Beftimmungen über die Wahlen zum Saufe ber Ab⸗ 
geordneten (G. v. 9. März) 217. 

Ein 


Sachregiſter. 


Schleswig⸗Holſtein [Nrovin], (Hot) 

Einführung der monatlihen und außerordentlichen 
Kaffen-Revifionen (U. E. v. 7. Märj) 232. 

Deklaration der Verordnung vom 24, Auguft 1867. 
über das Münzwefen (©. v. 13. März) 235. 

Aufhebung und Abloͤſung gewerblicher Berechti⸗ 
gungen (G. v. 17. März) 249—267. 

Uebernahme der von den Elbherzogthüͤmern Schles- 
wig, Sofftein und Lauenburg an Dänemark zu entrid- 
tenden Staatsſchuld (G. v. 23. März) 397—398. 

Wirkungstreis bed Ober- Präfidenten der Provinz 
Schlewig-Holftein, Einrihtung der Regierung in Schles- 
wig (U. €. v. 20. Juni) 620. 

Errihtung dee Rechnungs ˖ Kommiſſion in Schleswig 
UM €. v. 14. Aug.) 812. 

Ausdehnung ber zwifhen Preußen und den einzelnen 
Deutſchen Staaten abgefchloffenen Verträge über bie 
gegenfeitigen Gerichtöbarfeits-Verhältniffe auf Schleswig. 
Holfein, f. Berihtsbarfeits-Verhältniffe. 


Schleufengeld, Aufhebung des Schleufengeldes an ber 
Lahn (U. E. v. 7. März) 219. — desgl. an der Fulda, 
Werra und Weſer (U. €. v. 8. Mai) 488. 

Underweitige Regulitung des Schleujfengeldes für 
bie Schlenfe bei Hackenberg in ber Gchiffahrtsitraße 
vom Ruppiner Kanal nah Fehrbellin (U. E. v. 20. Mai) 
538539. 


Shmölan (Provinz Sadfen), f. Chauſſeen Nr. 48. 


Shneidemühl (Pofen), Eifenbahn von Schneibemühl 
über Eonig nah Dirfhau, f. Eifenbahnen Nr. 42, 


Schönecken (Rheinprovin;), f. Chauffeen Nr. 61. 


Schuldverfchreibungen, Ausfertigung vierprogentiger 
Schuldverſchreibungen im Gefammtbetrage von 21,750,000 
Ihalern zur Abtragung der von ben Elbherzogthümern 
an das Königreih Dänemark zu entrihtenden Schuld 
(U, €. v. 29. April) 449. 


Shwarzburg:Nudolftadt, Vertrag zwifchen Preußen 
and Sahfen-Weimar, Schwarzburg -Rudolftadt 2c. wegen 
Serftellung eimer Eifenbahn von Gera über Saalfelb nad 
Eichicht (v. 18. März) 568-579. — Ratifitation des 
Vertrages (Bel. v. 10. Juli) 672. — f. Eiſenbahnen 
Nr. 46, 

Bertrag zwifhen Preußen und Schwarzburg-Rubol- 
ſtadt wegen Uebertragung der Grund- und Bebäubdeftener- 
Veranlagung auf Preußische Behörden und Beamte 
(Bertr. v. 14. Juni) 849— 851. 
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Schwarzburg: Sonderöhaufen, Vertrag mit ber 
dortigen Regierung wegen Uebertragung der Grund- unb 
Gebäubefteuer - Veranlagung auf Preußifhe Behörden 
und Beamte (v. 10. uni) 733—740. 


Schwedt a. d. Oder, Tarif für die Benutzung ber Oder⸗ 
brüde bei Schwedt (U. E. und Tarif v. 29. Juni) 741 
bis 744. 


Schwerin (Provinz Pofen), f. Chauffeen Nr. 25. 


Schwiebus (Provinz Brandenburg), Wusfertigung von 
Obligationen der Stadt Schwiebus im Betrage von 
60,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. v..17. Juni) 714 
bis 718. 

Schwiefau (Provinz Sadfen), f. Ehauffeen Nr. 47. 


Schwurgerichte in den Fürftenthümern Waldeck und 
Pyrmont (V. v. 6. Dt. G. 13.) 901. 
Seeheſten (Drovinz Dreußen), f. Ehauffeen Nr. 18. 


Seeſchiffe, Beftimmungen über die Verpfändung vou See 
ſchiffen in Neuvorpommern und Rügen (©. v. 21. März 
6$. 33. 157.) 299. 


Senkowo (Provinz Pofen), ſ. Chauffeen Nr. 43. 


Sendburg (Provinz Preußen), Ausfertigung Sensburger 
Kreis - Obligationen II. Emiffion im Betrage von 42,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 28. März) 420-423. 
— beögl. III. Emiffion im Betrage von 26,000 Thalern 
zu 5 Prozent (Priv. v. 21. Nov.) 1063 — 1066. — 
ſ. auch Chauffeen Nr. 18. 

Sentken (Provinz Preußen), f. EChauffeen Nr. 12. 

Sielkeim (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 19. 

Soldin (Provinz Brandenburg), ſ. Chauffeen Nr. 30. 


Solms : Braunfelöfche Rentlammer, ſ. Chauffeen 
Nr, 63. 


Sommerfeld (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 9. 


Sopran (Provinz Brandenburg), Eifenbahn von Halle nad 
Soran, f. Eifenbahnen Wr. 21. 


Sogweiler (Rheinprovinz), Bildung einer Wiefengenoffen- 
haft zu Sogmeiler im Kreife Ottweiler (Stat. v. 28. Aug.) 
823-827. 

Spielbanken in Wiesbaden, Ems und Homburg, Be 


flimmungen über die Schließung derſelben (G. v. 5. 
März) 209. 


Spinnerei, Abänderung des Statutd der Gladbacher 
AUltiengefellfhaft für Spinnerei und Weberei (Bel: v. 8. 
Juli) 671. 

Sporteln, f. Gebühren. 

Spree 


Spree (Huf), Erhebung der Schiffahrtsabgabe bei ber 
Spreeſchlenſe zu Eofienblart (U €. v. 26. Sept.) WS. 


Etaatdanleibe von 40 Rillionen Thaler zu Eiſenbahn 
Anlagen (8. v. 17. Zebr) 71-73. (U E. v. 27. 
Apriſ) 1005. 

Staatſanleihe bis auf Höhe von fünf Rilliosen 
Thaler zur Beſchaffung des amferordentlihen Geld- 
bedarfd für die Militaiv- und Rarine-Berwaltung (®. ». 
6. Riu) 221. 

Staatdauwaltichaft in den Zärfientbümern Balded 
und Teyrmont (B. v. 6. Dft. SS. 20. 21. 24. 31. 32.) 904. 
Staatdgarantie, Crweiterung ber Zinsgatantie des 
Staats für das Uinlagelapital der Eifenbahe von Trier 
duch die Eifel nad Call (©. v. 11. Mär) 233— 235, 

Bewilligung einer bedingten ZJindgarantie für das 
Unlagelapital der Eifenbahn von Poſen nah Thom und 
Bromberg ( G. ». 11. März) 270. 


Staatöbansbalts:&tat für 1868. (8. v. 24. Fehr.) 
93—159. 


Staatöfcpulden der neuen Lanbestheile, Aebernahme 
berfelben als Staatsfchulden der Preufifhen Monardjie 
(G. v. 39. Febr.) 169-173. 

Uebernahme und Berwaltung der von ben Elbherzog · 
thüämern an TDümemart ;n entrihtenden Schuld von 
21,750,000 Ihalern als Preußiſche Staatsſchuld (©. v. 
23. Riu) 397 — 398 


Staatöfchuldfeheine, Uusfichung von Staatsfchuld- 
verfhreibungen zu 4 Prozent über bie vom den Eibherzog- 
thämern an Dänemark zu entrihtende und von Preußen 
übernommene Staattfhuld von 21,750,000 Thalem (©. 
v. 3. Mär, SE 25.) 397. 

Stade (Guunover), Aufhebung der Königlichen Vofizei- 
bireftion in Stabe (U. €. v. 8. Fehr.) 81. 

Stadt: Dbligatinumen, ſ. Uahen, Aſcherſsleben, 
Berlin, Eulm, Däffeldorf, Duisburg, Eis 
(eben, Grabow a. d. D., Kaſſel. Diaersleben, 
Rudrort, Schwiebus. 


Stampellen (Dreufen), ſ. Chauffeen Rr. 19. 
Steinbeck Ofivrasen), ij. Chanſſeen Rr. 11. 
Steinſtraß (Rheinvrovinz), f. Chaufjeen Rt. 62. 
Stempel, Ubänderung der Stempelfteuer von Kalendern 
(6. v. 10, Jast.) 41. 
Hemere Erhebung von Stempel-Abgaben in ben neuen 
Landestheilen (8. v. 27. Zebr. $. 3. Rr. 15.) 178. 
Uenderung der Stempelfteuer in den Regierungs- 
bezitlen Raffel und Wiesbaden (G. v. 5. Miu) 185192, 
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Etempelfreibeit , anderweitige Geltimmungen über 
Stempelbefreiungen in deu Regierungäbezirien Kaffel und 
Biesbaden (6. v. 5. März G. 2.) 186. 

Stempelfreiheit der Berhaudlungen über die Ent- 
ſchädigung für die Aufhebung und Ablöſung ter Ge⸗ 
werbeberechtigungen in den nenen Landestheilen (6. v. 
17. Ritz 5. 71.) 265. 

Stempelfteiheit für die Eintragungen in die neuen 
Hppothefenbüher in Reuvorpemmern und Rügen (©. v. 
21. März G. 156.) 326. 


Stettim, Urnderung des 5. 8. der Poligei-Drbaung vom 
22 Uugufi 1833. für die Häfen uud Bi 
von Stettin und Swineuände (U €. v. 20. April) 447. 
ſ. auch Chauſſeen Rr. 35. 


Stener, Erhebung einer Nachſteuer von den vorhandenen 
Beſtaͤnden ansländif—er Waaren in den Ortſchaften Zet. 
temin, Tudow, Rottmaunthagen, Röpenfelde x (VB. v. 
31. Jah) 721-737. 


Stiftungen, Verwaltung ber Somuafal- und Etifrungs- 
fonds in Coin (W. €. v. 25. Mai) 539544. 


Stolberg (Rheinprovin;), Eiſenbahn nad} den Kohlenzechen 
bei Alsdorf, ſ. Eifenbahnen Nr 38. — Eiſenbahn 
von Jũlich ı4 das Stelberger Thal, f. Eiſen bahnen 
Rr. 5. 


Stslpmände (Pommern), Ermäßigung der Hafen 
Abgaben (WM. €. ». 10. Fehr) 8384. 


Strafanftaltd:Direfteren, Rang verfelbden (U €. v. 
3. Rop.) 1067. 


Strafbefimmungen, Beſtrafung detjenigen, welcher 
außerhalb des Schlachthauſes Vieh ſchlachtet G. v. 
18. März ©. 14.) 280. 


Straffeftfeguug, Stemrelfteiheit * Berhanblungen 
über die vorläufige Straffeftfegung wey 
in den Reyierungsbejirten Kaſſel und —— (G. v. 
5. Ric 52 XI. 5.) 186. 


Strafgefegbudh | 269., betrefend dem wechſelſeitigen 
Schug der Baarenbezeihnungen in den Stauten des Zoll 
vereins (Bel. n. 26. Sept.) 882. 


Strafrecdhtöpflege, Uchereintunft zwiſchen Preußen und 
Didenburg zur wechſelſeitigen Beförderung der Straf- 
rechtspflege (Minift. Erfl. v. 3. Mär) 238 — 292, 


Strafreſolute der Finan;- und Polieibehörben in den 
Regierungsbegixten Kaſſel und MWickbaden, Stempel zu 
denjelben (S. v. 5. März Tarif Wr. 96) 191. 
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Etrasburg (Provinz Beenßen, Ausfertigung Straßburger 
Kreis-Obligationen IV. Emiffion im Betrage von 15,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 6. juni) 636—639. — 
f. au Chauſſeen Nr. 10, 


Stuhm (Provinz Preußen), Ausfertigung von Stuhmer 
Kreis-Obligationen IH. Emiffion im Betrage von 20,000 
Ihalern zu 5 Prozent (Priv. v. 27. April) 505—509. — 
beögl. IV. Emiffion im Betrage von 30,000 Thalern zu 
5 Prozent (Priv. v. 27. Juli) 807- 810. 


Subbaftation, Verfahren der Hypothekenbehörden in 
Neuvorpommern bei Subhaftation von Grundftüden (©. v. 
21. März 66. 57. 186—140.) 304. 


Süchteln (Rheinprovinz), Bau einer Eijenbahn von Süd- 
teln nad) Kempen zc., |. Eifenbabnen Nr. 10. 


Suckow (Priegnig), Erhebung einer Nachſteuer von den 
bort vorhandenen Beftänden ausländifher Waaren (V. v. 
31. Juli) 721737, 


Swinemünde (Pommern), Ermäßigung der Safenabgaben 
(4. €. v. 10. Febr.) 83—84. 
Aenderung bed $. 8. der Hafen. Polizeiordnung für 
Etettin und Swinemünde vom 22. Uuguft 1833. (U. €. 
2. 20. April) 447. 


Syhba (Provinz Preußen), ſ. Chauſſeen Mr. 12. 


T. 


Tarn owitzz, Eiſenbahn nad Oppeln, ſ. Eiſenbahnen 
Nr. 34. 

Fatterjall: Altiengefelfhaft in Berlin, Genehmigung des 
Etatutd (Bel. v. 27. Upril) 416. 

Zanffchein, Stempel zu Tauffcheinen in den Regierungs- 
begirken Kaffel und Wießbaden (G. v. 5. Mär, Tarif 
Nr. 97.) 191. 

Zauund= Bahn, f. Eifenbahnen Nr. 43. 


Tage vou Grundſtücken, Stempel zu berfelben in ben Re- 
gierungsbezicken Kafjel und Wiesbaden (G. v. 5. März 
Tarif Rr. 98.) 191. 

Teltow (Kreid), Ausfertigung Teitower Kreis-Obligationen 
im Betrage von 14,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 
32, Sept.) 986—989. — ſ. auch Chauſſeen Nr. 31. 

Zeunftädt (Provinz Sachſen), f. Chauſſeen Nr. 50. 


Theologen, Beftimmungen über die theologifhen Prü- 
fungen in der evahgelifch-Iutherifchen Kirche der Provinz 
DSannover (B. v. 4. Mai) 473—475. 

Jahegang 1868. 
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Thorn (Provinz Preußen), Eifenbahn von Thorn nad 
Inſterburg, ſ. Eifenbabnen Nr. 44. — Eifenbahn von 
Poſen nah Thorn, f. Eifenbahnen Nr. 37. 


Thüringifehe Eifenbahn, f. Eifenbahnen Nr. 45. 
Zillendorf (Scälefien), f. Chauffeen Nr. 41. 

Titz (Rheinprovinz), ſ. Chauffeen Nr. 62. 
Todeserflärung der vermißten Perfonen, welde an ben 


Kriegen von 1864. und 1866. Theil genommen haben 
(G. v. 24. Febr.) 193. 


Todtenfchein, Stempel zu Todtenfcheinen in ben Regie: 
rungsbezirken Kaffel und Wiesbaden (G. v. 5. März 
Zarif Nr. 99.) 192. 


Traufchein, Stempel zu Trauſcheinen in ben Regierungs- 
Bezirken Kaffel und Wiesbaden (G. v. 5. März Tarif 
Nr. 100.) 192. 


Trennftüde, |. Darzellirung. 

Trier (Rheinprovinz), Eifenbahn von Trier nah Call, f. 
Eifenbahnen Nr. 38, 

Trojanowo (Pofen), f. Ehauffeen Nr. 44. 


u. 


Uebertretungen, Stempelfreiheit der Verhandlungen 
über die vorläufige Straffeftfegung wegen Uebertretungen 
in ben Regierungsbezirten Kafjel und Wiesbaden (®. v. 
5. März $. 2. Nr. 5.) 186. 


Nerdiugen (Rheinprovinz), gehört zum Bezirk der Han⸗ 
delskammer in Crefeld (A. E. v. 31. Aug.) 828. 


Ulmbach⸗Straße (Rheinprovinz), ſ. Chanffeen Nr. 63. 


Umherziehen, Entſchädigung für die Aufhebung oder 
Ablöſung des Gewerbebetriebes im Umherziehen in den 
neuen Landestheilen (G. v. 17. März 86. 32. 36.) 257. 


Uniform der Obergerichtsräthe in Hannover (U. €. v. 
27. Janr. Nr. 3.) 64. 


Univerfitäten, Erhebung der Gebühren bei ben Uni« 
verjitäten in den neuen Landeötheilen (G. v. 27. debr. 
$. 3. Nr. 2.) 177. 


Unterthanen, Aufhebung der Gebühren für die Ent 
laſſung aus dem Unterthanenverbande in ben neuen 
Landestheilen (©. v. 27. Febr. 6. 1.) 177, 

Urlaub, Stempel zu Urlaubsertheilungen in den Regie- 
zungsbezirten Kaſſel und Wiesbaden (G. v. > März 
Tarif Nr. 101.) 192. 


e V. 
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V. 


Venlo (Niederlande), Eiſenbahn von Venlo nach Osna 
brück, ſ. Eiſenbahnen Nr. 46. 


Verfügnngen, Stempel zu amtlichen Verfügungen in 
ben Regierungsbezixten Kafjel und Wierbaden (©. v 5. 
März Tarif Nr. 102) 192. 


Verjährung ber Sinjen der von ben neuen Landes⸗ 
theilen übernommenen Staatsfhulden (©. v. 29. Febr. 
$. 4.) 170. — desgl. der von den Elbherzogthümern 
an Dänemark zu entrihtenden und von Preußen über- 
nommenen Staatöfhuld von 21,750,000 Thalem (©. v. 
23. März $. 4.) 398. 

Verjährung der zur Abhülfe des Nothftandes im 
Oſtpreußen emittitten Schapanweifungen und deren Sinfen 
(8. v. 3. März G. 8.) 175. 

Verjährung der hypothekariſch eingetragenen Rechte 
in. Neunorpommern und Rügen (©. v. 21. Mir 
$. 30.) 299, 


Berfoppelungsfachen in den neuen Lanbestheilen, 
Erhebung ber Gebühren (©. v. 27. Febr. G. 3. 
Nr. 7.) 178. 


Verpfändung von Seeihiffen in Neuporpommern und 
Rügen (©. v. 21. März 66. 33. 157.) 299. 


VBerficherungsgelder, Anſprüche der SHypothefen- 
gläubiger in Neuvorpommern und Rügen auf bie Ber- 
ſicherungsgelder (G. v. 21. Mär; $. 15.) 297. 


Berficherungsgefellfchaften: 

1) Fortuna, allgemeine Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft 
in Berlin, Genehmigung des Statuts (Bek. v. 27. 
Janr.) 164. 

2) Sypothekenverſicherungs ⸗Aktiengeſellſchaft in Ber⸗ 
lin, Errichtung derſelben (Bek. v. 23. Dez.) 1068. 

3) Preußiſche Hypothekenverſicherungs - Aktiengeſell 
ſchaft in Berlin, Genehmigung des revidirten Statuts 
(Bef. v. 19. Mär) 332. 


Berwaltungsangelegenheiten, Beihränfung ber in 
ben neuen Tanbestheilen in VBerwaltungsangelegenheiten 
zur Erhebung kommenden Gebühren und Sporteln (©. 
v. 27. Febr.) 177—178. 


Vokation, Stempel zu Volationen der Geiftlichen und 
Schullehrer in den Regierungsbezirken Kaffel und Wieb- 
baden (©. v. 5. März Tarif Nr. 103.) 192, 


Volksbauk, ſ. Banken. 


Sachregiſter. 1868. 
Vormundſchaftsſachen, in welchen Fällen Sterupel 


freiheit für dieſelben in ben Regierungsbejirten Kaſſel 
und Wiesbaden ſtattfindet (©. v. 5. Riun SG. 2. 
Nr. 4.) 186. ' 


Borftellungen, ſ. Geſuche. 


W. 


Waarenbezeichnungen, Bekanntmachung über ben 
wechſelſeitigen Schutz derſelben in den Sollvereins-Staaten 
(v. 26. Sept.) 882. 

Waffeupäfle, ſ. Jagdſcheiwe. 

Wahl, Beſtimmungen über die Wahlen zum Haufe ber 
Ubgeordneten in den neuen Landestheilen (®. v. 9. 
März) 217. 


Waiſenkaſſen, Verwaltung der in ben neuen Landet- 
theilen gefchloffenen Beamten Waifenkaffen und Verwen- 
dung ihres Vermögens (©. v. 6. März) 195—1%. 


Walde und Pyrmont (Fuͤrſtenthümer), Uebertragung 
der Verwaltung berfelben an Preußen Vertt. v. 18. 
Juli 67.) 1-3. 
Drganifation der Juftizbehörden in den Fürſten⸗ vet 
thümern Walded und Pyrmont (V. v. 6. Oft.) 897908. 
Ausdehnung des zwilhen Preußen und: Walded 
unterm 11. Oftober 1861. abgefchloffenen Vertrages über x 
die gegenfeitigen Gerichtöbarleitsverhältniffe auf die neu .: 
erworbenen Landestheile (Minift. Erf. v. 8. Febr.) 198. :; 


Waldenburg (Scälefien), Ausfertigung Waldenburger dj 
Kreis-Obligationen II. Emifjion im Betrage von 100,000 x, 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 9. Nov.) 1032— 1036. ST 

Wallerfangen (Rheinprovin;), f. Ehauf feen Nr. 64. ® 


Walſchwieſen bei Plauten im Kreife Braundberg, iq 
Bildung einer Genofjenfhaft zur Melioration berfelben 


(Stat. v. 29. Juni) 683—688, X 
Wanderpäſſe, ſ. Reiſepäſſe. 
Warendorf (Weſtphalen), ſ. Chauſſeen Nr. 84. 


Waſſerleitung, Verleihung bes Expropriationsrechts N 
an die Stadt Eſſen zur Erhaltung und Erweiterung der 
von ihr angelegten Wafjerleitung (U. €. v. 10. Ott.) 976. \ 


Weberei, Abänderung bed Statut ber Blabbader ' 
Aktiengeſellſchaft für Spinnerei und Weberei (Bel. v. 8, N 
Juli) 671. 

Wes ; 


Bw; 





Sadregifter. 





ge, Abänderung bed Befehed vom 28. Juli 1851. über 

indbewege und Lanbfiraßen in Samnover (®. v. 12. 
Mir) 285. 

Wehlau (Preußen), Ausfertigung von . Obligationen des 
Beblauer Kreifes II. Emiffion im Betrage von 54,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 8. ehr.) 282285. — 
f. auch Chauſſeen Rr. 19. 


Wehrmaun (Wirkliher Beheimer Ober-Regierungsrath), 
Ernennung deffelben zum Mitgliede des Kuratoriums ber 
Preußiſchen Bank (U. €. v. 4. Nov.) 992. 


Welna (Fluß), Bildung einer Meliorations - Genoffen- 
ſchaft für die Wieſen an der oberen Welna (Stat. v. 4. 
Mär) 227-231. ° 


Werra (Fuß), Aufhebung des Schlehfengeldes an der 
Werra zu Eihwege und Allendorf (A. E. v. 8. Mai) 488 


Weſel (Rheinprovinz), Genehmigung bes revidirten Sta- 
tnts des NRüdverfiherungdvereins der Niederrheiniſchen 
Guͤter⸗Aſſekuranzgeſellſchaft zu Wefel (Bel. v. 13. Janr.) 28, 

Bau einer feften Rheinbrücke bei. Weſel durch bie 
Edtn - Mindener Eifenbahngejelfhaft (Konz. u. Beftät. 
Ur. v. 20. Juni Nadhtrag 66.8. u. 9.) 606. 


Weſer (Fluß), Aufhebung des Schleufengelbes au ber 
Weſer zu Earlöhafen (U. E. v. 8. Mai) 488, 


Weſt⸗Havelland (Kreis), |. Chanffeen Nr. 22. 
Weitheim (Weftphalen), |. Chauffeen Nr. 52. 


Weſtphalen (Provinz), Zufag zum $. 16. der Kicchen- 
Ordnung für Weftphalen und die Rheinprovinz vom 5. 
Mär, 3835. (U. €. v. 4. Mai) 450. 


Weſtpreußen, Beſchluß ber Landfhaft wegen Emiffion 
43prozentiger Pfanbbriefe (U. €. v. 8. Mai) 475. — 
Beleihung der zur Weftpreußifchen Landſchaft gehörigen 
Süter auf das ſechſte Sehntheil des Taxwerthes mit 
> progentigen Pfandbriefen zweiter Serie (Regul u. U. 
€. v. 15. Mai) 496—503. 


Beglar (Rheinprovinz), f. Ehauffeen Nr. 63. 

Wiener Friedensvertrag vom 30. Dtober 1864., Ueber. 
nahme der nah Urt. VII. u. IX. von Schleswig 
Holſtein und Lauenburg an Dänemark zu entridhtenden 
Staatsſchuld (G. v. 23. März) 397— 398. 


Btepfe (Provinz Sadhfen), ſ. Chauffeen Nr. 47. 
Wiesbaden (Regierungsbezirk) , Uenderung ber Stem- 
yelfteuer (©. v. 5. Mär) 185—192. 
Bereinigung der Regierungsbezirte Wiesbaben und 
Kaſſel zu einer Provinz Heſſen · Raflan« (U. € v. 7. 
da) 1056. 
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Wiesbaden (Stadt), Einziehung ber von der Landes 
bank in Wießbaden ausgegebenen Banknoten (®. v. 29. 
Febr. 66. 6—9.) 170. 

Beftimmungen über bie Schließung der öffentlichen 
Spielbank in Wiesbaden (G. v. 5. März) 209. 


MWiejengenoffenfchaften, f. Melivrationen. 
Wittenberg (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 21. 


Wittwenkaſſen, Verwaltung der in den neuen Landes⸗ 
theilen gefchlofienen Beamten-Wittwenkaffen und Berwen- 
dung ihres Vermögens (G. v. 6. März) 195-196. 


Wittwen : VBerpflegungdanftalt, Befugniß der 
Preußifhen Civilbeamten des Norddeutfhen Bundes zum 
Eintritt in bie Ullgemeine Wittwen « Verpflegungsanftalt 
(©. v. 6. März) 195. 


Wolfskrug (Provinz Preußen), ſ. Chauſſ een Nr. 21. 


Wongrowiec (Kreis), f. Chauffeen Nr. 44. 
Wormditt (Provinz Preußen), f. Chauffeen Nr. 4. 
Wronke (Provinz Pofen), ſ. Chauffe en Nr. 48. 


Wyſocken (Provinz Preußen), |. Ehauffeen Nr. 12. 


3 


Zauch⸗Belzig (Kreis), |. CHauffeen Nr. 24. 


Zbechyer See (Provinz Pofen), Bildung einer Benoffen- 
haft zur Melioration der an und oberhalb deffelben be- 
legenen Grundftüde (Stat. v. 6. Juni) 597— 602, 


Zblewo (Provinz Preußen), f. CHauffeen Nr. 15. 


Zedmar : Bruch im Kreiſe Darkehmen, Verband zur 


Entwäfferung bdefielben (Stat. v. 25. März) 346355. 
Sertheilung von Grundftüden, f. Parzellirung. 


Settemin (Pommern), Erhebung einer Nachſteuer von 
den dorhandenen Beftänden ausländifher Waaren in 
Settemin (8. v. 31. Juli) 721737. 


Bichtau (Provinz Sachſen), f. Chauſſ een Nr. 47. 


Zinuskuponus, Beſeitigung bes Aufgebots und der Mor- 
tififation verlorener Kupons von Schleſiſchen altlandſchaft⸗ 
lichen Pfandbriefen (U. €. v. 4. Juli) 704. 


Zinten (Provinz Preußen), ſ. Chaujfeen Nr. 8. 13. 
Zoll⸗ 
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Sollgefek (v. 23. Janr. 1838.), Einführung defjelben auf 
den Elbinfeln Overhacken und $intenwärder-Blumenfand, 
fowie in dem Preußiſchen Untheil der Landſchaft Kirch⸗ 
wärder und in den SHolfteinihen Dörfern Sohenfelbe, 
Hamfelde und Köthel (B. v. 1. Ott.) 957— 964. 


Zollordnung (v. 23. Janr. 1838.), Einführung derjelben 
auf den Elbinfeln DOverhaden und Finkenwärder ˖Blumen⸗ 
fand, fowie in dem Preußifchen Antheil der Landfhaft 
Kichwärder und in den Holfteinfhen Dörfern Hohen- 
felbe, Samfelde und Köthel (VB. v. 1. Oft.) 957 — 964. 


Zollſtrafgeſetz (v. 23. Jant. 1838.), Einführung defjelben 
anf den Elbinfeln Dverhaden und Finkenwärder ˖ Blumen⸗ 
fand, fowie in dem Preußiſchen Antheil der Landſchaft 
Kirchwärder und in den Solfteinihen Dörfern Hoben- 
felde, Samfelde und Köthel (V. v. 1. Oft.) 957—964. 


Bolltarif (von 1865.), Einführung befjelben auf den Elb⸗ 
infeln Overhaden und Finkenwärder- Blumenfand, fowie 
in dem Preußifhen Untheil der Landſchaft Kirchwärder 
und in den Holfteinfhen Dörfern Hohenfelde, Hamfelde 
und Köthel (B. v. 1. Dft.) 957— 964. 


Zollverein, Erhebung jährliher Uperfionalbeiträge in 
den vom Zollverein ausgeſchloſſenen Gebietötheilen (®. v. 


Sachregiſter. 


1868. 


Zollverein, (Fortſ.) ’ 
5. März) 205. — Beitimmungen über die Höhe und 
die Urt der Erhebung (B. v. 30. Mai) 673. 

Erhebung einer Nachſteuer von deu vorhandenen 
Beftänden ausländifher Waaren in den an Medlenburg 
grenzenden Preufifhen Ortſchaften Zettemin, Dudom ırc. 
(V. v. 31. Juli) 721—737. 

Belanntmahung über den wechfeljeitigen Schuß ber 
Waarenbezeihnungen in den Staaten bes Soflvereind 
(v. 26. Sept.) 882. 


Zollvergeben, Einführung des Strafverfahrens bei Soll- 
defraudationen auf den Eldinfeln Overhaden und Sinten- 
wärder. Blumenfand, fomwie in dem Preußifchen Antheil 
der Landihaft Kirchwärder und in den SHolfteinfchen 
Dörfern Hohenfelde, Hamfelde und Köthel (B. v. 1. OR.) 
957 - 964. 


Züllichau⸗ Grünberg - Sorauer Chauſſeebauverein, Beneh- 
migung eines, zweiten Nachtrages zu bem Statut (Bel. 
v. 17. Nov.) 1016. 


Zwangs⸗ und Bannrechte, Aufhebung und Ablö- 
fung derjelben in den neuen Landestheilen (G. v. 17. März 
(6. 2. 6—10. 23. ff. 42. 46-47. 72.) 249. 


Rebigirt im Büreau bed Staats -Miniftertums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober - Gofbuhbruderei 
(R. v. Deder). 
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Sejeh - Sammlung 
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Königliden Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 6955.) Vertrag zwiſchen Preußen und Waldeck-Pyrmont, betreffend die Uebertragung 
der Verwaltung der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont an Preußen. 
Vom 18. Auli 1867. 


Dane Majeftät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürft 
von Walded und Wyrmont, von dem WWunfche geleitet, den Uebergang der 
Fürftentbümer Waldek und Pyrmont in den Norddeutfchen Bund erleichtert zu 
ſehen, Haben beſchloſſen, zu diefem Behufe einen Vertrag abzufchließen und dem- 
gemäß bevollmädhtigt: 
Seine Majeftät der König von Preußen: 
Allerhöchftihren Geheimen Legationsrath Bernhard König, 
Seine Durchlaudt der Fürft von Waldeck und Pyrmont: 
Höchſtihren Geheimeratb Carl Wilhelm von Stodhaufen und 
Höchftihren Geheimen Negierungsrath Ludwig Klapp, 
welche nad) Austausch ihrer gut und richtig befundenen Vollmachten jich über 
nachitehende Artikel geeinigt haben. Ä 


Artikel l. 


Preußen übernimmt die innere Verwaltung der Fürftenthümer Walded und 


tmont. 
Ausgeſchloſſen und fomit Seiner Durdlaudt dem Fürften vorbehalten 


’ . 


bleibt nur diejenige Verwaltung, weldye dem Fürſtlichen Konfiftorium in feiner 
Eigenſchaft als Oberkicchenbehörde zufteht, fowie die Verwaltung des Stifte Schaafen. 


Artikel 2. 


Die Verwaltung wird Namens Seiner Durchlaucht des Fürften in Ueberein- 
flimmung mit der Verfaffung und den Gefegen der Fürftenthümer geführt. 


Artikel 3. 


Preußen bezieht die geſammten Landeseinnahmen der Fürſtenthümer und 
Jahrgang 1868. (Nr. 6955.) 1 be⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Januar 1868, 


— 2 — 


beſtreitet die ſämmtlichen Landesausgaben mit Ausſchluß der Ausgaben für das 
Konſiſtorium in ſeiner Eigenſchaft als Oberkirchenbehörde. 


Artikel 4. 


Seine Majeſtät der König von Preußen übt bezüglich der inneren Ver—⸗ 
waltung der Fürftenthümer die volle Staatögewalt, wie fie Seiner Durchlaucht 
dem Fürſten —— zuſteht. Letzterem bleibt jedoch das Vegngdiginge— 
recht in den verfaſſungsmäßigen und geſetzmäßigen Grenzen, ſowie das Recht der 
Zuſtimmung zu Verfaſſungsänderungen und Geſetzen, inſoweit fie nicht die Orga— 
niſation der Juſtiz- und Verwaltungsbehörden (Art. 6.) betreffen, vorbehalten. 


Artikel 5. 


An die Spitze der Verwaltung der Fürſtenthümer tritt ein von Seiner 
Majeſtät dem Könige zu ernennender Landesdirektor, welcher die verfaſſungsmäßig 
der Landesregierung obliegende Verantwortlichkeit ühernimmt. 


Artikel 6. 


Preußen iſt berechtigt, die Juſtiz- und Verwaltungsbehörden nad) eigenem 
Ermeſſen anderweitig zu organiſiren. Die Befugniſſe der Behörden hoͤherer 
Inſtanzen können Preußiſchen Behörden übertragen werden. 


Artikel 7. 


. „Die ſämmtlichen Staatsdiener werden von Preußen ernannt, fie find 
Preußische Unterthanen und leiften Seiner Majeftät dem Könige den Dienfteid. 
Diefelben, einfchließlid) des Landesdirektors, haben die Verfaftung der Fürſten⸗ 
Ihimer gewillenhaft zu beobachten und deren genaue Einhaltung ausdrüdlich zu 

eloben. | 
s In den Dienfteid des Landesdireftord wird dad Gelöbniß aufgenommen, 
in Bezug auf die, Seiner Durchlaucht dem Fürſten in den Xrtifeln 4. und 9. 
diefes Vertrages vorbehaltenen Rechte Höchftdemfelben treu und gehorfam zu fein. 


Artikel 8. 


Die gegenwärtig in Funktion ſtehenden Fürſtlichen Staatdiener werden, 
joweit ihre Dienfte in den Fürſtenthümern in Folge der neuen Organifation 
entbehrlich werden, oder foweit fie nicht bei der Furſtuchn Domanialverwaltung 
.(Art. 10.) Anſtellung finden, unter Beibehaltung ihres Ranges und Einkommens 
und unter Berüdfichtigung ihres Dienftalterd in Preußen angeftellt. Diejenigen, 
welche fich nicht in diefer Weiſe verwenden lafjen wollen oder folchergeftalt nicht 
verwendet werden fönnen, werden in Gemäßheit des Waldeckſchen Staatsdienft- 
geſetzes —A— beziehungsweiſe auf Wartegeld geſetzt. 

ei Anſtellung und Penſionirung ꝛc. dieſer Staatsdiener wird Preußen 
auf die beſtehenden Verhältniſſe möglicht Rüdficht nehmen. 


Ar⸗ 
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Artikel 9. 


Seine Durchlaucht der Surf übt die Ihm verbleibende Vertretung des 
Staat8 nad) Außen durch den Yandeödireftor und unter deffen Verantwortlichkeit. 
Die entftebenden Koften werden, wie biöher, aus der Landeskaſſe beftritten. 


Artikel 10. 


Die Verwaltung des in dem Rezeſſe von 16. juli 1853. 2c. bezeichneten 
Domanialvermögend wird durch den gegenwärtigen DBertrag nicht berührt und 
verbleibt Seiner Durdylaucht dem Fürſten. Es findet ebenfowenig einerjeitd ein 
Loelbbeittag des Domaniumd zu den Landesausgaben wie andererfeitd eine Mit- 
benutzung der Landesdienftitellen durch die Domanialverwaltung ftatt. 


Artikel 11. 


Gegenwärtige Uebereinkunft tritt vom 1. Januar 1868. ab auf die Dauer 
von zehn Jahren in Kraft und wird nad Ablauf diefer Friſt auf anderweite 
zehn Jahre verlängert angefehen, wenn nicht mindeftend Ein Jahr vorher von 
dem einen oder dem anderen Theile eine Kündigung erfolgt. 

Artikel 12. 


Gegenwärtige Uebereinkunft foll ratifizirt und der Austauſch der Ratifi- 
fationd Urkunden innerhalb vier Wochen in Berlin bewirkt werden, vorbehaltlich 
der Zuftimmung der beiderfeitigen Landesvertretungen. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten diefen Vertrag unterzeichnet 
und unterfiegelt. 


Berlin, den 18. Juli 1867. 


Bernhard König. Karl Wilhelm v. Stodhaufen. Ludwig Klapp. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 


Vorftehender Vertrag iſt vatifizirt worden und e8 hat der Austaufch d 
Ratififationg- Urkunden en h ſch der 


⸗ 





(Nr. 6955 6957.) (Nr. 6956.) 
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Sachregiſter. 


1868. 


Spree (Fluß), Erhebung ber Sciffahrtsahgabe bei der Stempelfreiheit, anderweitige Beſtimmungen über 


Spreefchleufe zu Eofjenblatt (A. E. v. 26. Sept.) 908. 


Staatsanleihe von 40 Millionen Thaler zu Eifenbahn- 
Anlagen (6. v. 17. Febr.) 71-73. (U. €. v. 27. 
April) 1005. 

Stantsanleihe bis auf Höhe von fünf Millionen 
Thaler zur Beihaffung ded außerordentlichen Geld⸗ 
bedarf3 für die Militair- und Marine-Verwaltung (©. v. 
6. Maärz) 221. 


Staatdanwaltichaft in den Fürftenthümern Walded 
und Pyrmont (8. v. 6. Dit. 56. 20.21.24. 31. 32.) 904. 


Staatögarantie, Erweiterung der Zindgarantie des 
Staats für dad Unlagelapital der Eifendahn yon Trier 
duch die Eifel nah Call (G. v. 11. Mär) 233-235. 

Bewilligung einer bedingten Sinsgarantie für das 
Anlagekapital der Eifenbahn von Pofen nad Thorn und 
Bromberg (6. v. 11. März) 270. 


Staatshaushalts:Etat für 1868. (G. v. 24. Febr.) 
93—159. 


Staatsſchulden der neuen Lanbestheile, Uebernahme 
derfelben als Staatsſchulden der Preußifhen Monarchie 
(G. v. 29. Febr.) 169— 173. 

Uebernahme und Verwaltung der von den Elbherzog- 
thämern an Dänemark zu entritenden Schuld von 
21,750,000 Thalern als Preußiſche Staatsfhuld (©. v. 
23. Mär) 397— 398, 


Stantsfchuldfcheine, Ausfielung von Btaatsſchuld⸗ 
verfchreibungen zu 4 Prozent über die von ben Elbherzog- 
thümern an Dänemark zu entrihtende und von Preußen 
übernommene Staatsſchuld von 21,750,000 Thalern (8. 
v. 23, Mär; 6. 2-5.) 397. 


Stade (Hannover), Aufhebung der Königlichen Polizei- 
biretion in Stade (U. €. v. 8. Febr.) 81. 


Stadt: Dbligationen, ſ. Nahen, Ufherdleben, 
Berlin, Culm, Düffeldorf, Duisburg, Ei®- 
leben, Grabow a. d. O., Kaffel, Ofchersleben, 
Rubrort, Shwiebuß. n 


Stampelfen (Preußen), |. Chauffeen Nr. 19. 
Steinbeck (Oftpreugen), |. Chauffeen Nr. 11. 
Steinftraß (Rheinprovinz), f. Chauffeen Nr. 62. 
Stempel, Abänderung der Stempelfteuer von Kalendern 
(8, v. 10. Sant.) 41, 
Fernere Erhebung von Stempel-AUbgaben in ben neuen 
Lanbestheilen (©. v. 27. Febr. 8. 3. Nr. 15.) 178. 


Aenderung der Stempelfteuer in den NRegierungd- 
bezirken Kaffel und Wiesbaden (G. v. 5. März) 185 — 192, 


Stempelbefreiungen in ben Negierungdbezirten Kaffel und 


Wiesbaden (G. v. 5. März $. 2.) 186. 

Stempelfreiheit der Verhandlungen über die Ent- 
[hädigung für die Aufhebung und Ablöſung der Ge- 
werbeberedhtigungen in den neuen Landedtheilen (©. v. 
17. Mär; G. 71.) 265. 

Stempelfreiheit für bie Eintragungen in bie neuen 
Sppothefenbücher in Neuvorpommern und Rügen (©. v. 
21. März $. 156.) 326. 


Stettin, Uenderung bes F. 8. der Polizei-Ordnung vom 
22. Uuguft 1833. für die Häfen und Binnengemäfler 
von Stettin und Swinemände (U. E. v. 20. April) 447. 

f. auh Chauſſeen Nr. 35. 


Stener, Erhebung einer Nahfteuer von den vorhandenen 
Beftänden ausländifher Waaren in den Ortſchaften Zet- 
temin, Dudow, Rottmannshagen, Räügenfelde ıc. (V. v. 
31. Juli) 721—737. 


Stiftungen, Verwaltung der Gnmnafial- und Stiftunge- 
fonds in Cöln (U. E. v. 25. Mai) 539— 544, 


Stolberg (Rheinprovin;), Eifenbahn nad) ben Kohlenzechen 
bei Alsdorf, ſ. Eiſenbahnen Nr. 38. — Eifenbahn 
von Jülich in das Stolberger Thal, f. Eiſenbahnen 
Ne. 5. 


Stolpmünde (Pommern), Ermäßigung der SHafen- 
Abgaben (U. E. v. 10, Fehr.) 83—84. 


Strafanftalts:Direftoren, Rang derſelben (U. €. v. 
25. Nov.) 1067. 


Strafbeftimmungen, Beſtrafung beöjenigen ı welder 
außerhalb des Schlachthauſes Vieh ſchlachtet (G. v. 
18. Mär; $. 14.) 280. 


Straffeftfegung, Stempelfreiheit der Verhandlungen 
über die vorläufige Straffeftfegung wegen Uebertretungen 
in den Regierungdbezirten Kaffel und Wiesbaden (®.v. 
5. März 6.2. Nr. 5.) 186, 


Strafgefegbuch $. 269., betreffend den mechfelfeitigen 
Schutz der Waarenbezeihnungen in den Staaten des Zoll- 
vereins (Bel. v. 26. Sept.) 882. 


Strafrechtöpflege, Uebereinkunft zwifchen Preußen und 
Oldenburg zur wedfelfeitigen Beförderung ber Straf. 
rechtspflege (Minift. Erkl. v. 25. März) 288292, 


Strafrefolnte der Finanz- und Poligeibehörden in den 
Regierungsbezicten Kaſſel und Wiesbaden, Stempel zu 
denſelben (G. v. 5. März Tarif Nr. 96.) 191. 

Stras⸗ 


‘ 
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Strasburg (Provinz Preußen), Ausfertigung Straßburger 
Kreis-Obligationen IV. Emiffion im Betrage von 15,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 6. Juni) 636—639. — 
f. auh Ehauffeen Nr. 10, 


Stuhm (Provinz Preußen), Ausfertigung von Stuhmer 
Kreis-Obligationen IH. Emiffion im Betrage von 20,000 
TIhalern zu 5 Prozent (Priv. v. 27. April) 505—509. — 
beögl. IV. Emifjion im Betrage von 30,000 Thalern zu 
5 Prozent (Driv. v. 27. Juli) 807— 810. 


Subhaftation, Verfahren der Hypothekenbehörden in 
Neuvorpommern bei Subhaftation von Grundftüden (G. v. 
21. März 86. 57. 186— 140.) 304 


Süchteln (Rheinprovinz), Bau einer Eifenbahn von Süd- 
teln nad Kempen :c., j. Eifenbabnen Nr. 10. 


Suckow (Priegnig), Erhebung einer Nachſtener von ben 
dort vorhandenen Beftänden auslänbifher Waaren (V. v. 
31. Juli) 721737. 


Swinentünde (Pommern), Ermäßigung der Safenabgaben 
(A. E. v. 10. Febr.) 83—84. 
Wenderung des $. 8. der Hafen- Polizeiorbnung für 
Stettin und Smwinemünde vom 22. Uuguft 1833. (U. €. 
v. 20. April) 447. 


Sybba (Provinz Preußen), |. Ebauffeen Nr. 12. 


T. 


Tarnowitz, Eiſenbahn nach Oppeln, ſ. Eiſenbahnen 
Mr. 34. 

Tatterſall⸗Aktiengeſellſchaft in Berlin, Genehmigung bes 
Statuts (Bel. v. 27. Upril) 416. 

Zauffchein, Stempel zu Taufſcheinen in den Regierungs- 
bezirten Kaſſel und Wiesbaden (6. v. 5. März Tarif 
Nr. 97.) 191. 

Taunus-⸗Bahn, f. Eifenbahnen Nr. 43. 


Tage von Grundſtücken, Stempel zu berfelben in ben Re- 
gierungsbezixten Kafjel und Wiesbaden (G. v. 5. März 
Tarif Nr. 98.) 191. 

Teltom (Kreis), Ausfertigung Teitower Kreis-Obligationen 
im Betrage von 14,000 Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 
22, Sept.) 986 - 989. — f. auf Chauſſeen Nr. 31. 

Tennftädt (Provinz Sachſen), f. Chauſſeen Nr. 50. 

Theologen, Beitimmungen über die theologifhen Prü- 
fungen in der ewahgelifch-lutherifhen Kirche der Provinz 
Hannover (B. v. 4. Mai) 473—475. 
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Thorn (Provinz Preußen), Eifenbahn von Thom nad 
Infterburg, f. Eifenbahnen Nr. 44, — Eifenbahn von 
Dofen nah Thorn, f. Eifenbahnen Nr. 37. 


Thüringiſche Eifenbahn, f. Eifenbahnen Nr. 45. 
Zillendorf (Schlefien), ſ. Chauffeen Nr. 41. 

Tig (Rheinprovinz), f. Chauffeen Nr. 62. 
Zodeserflärung der vermißten Perfonen, welche an den 


Kriegen von 1864. und 1866. Theil genommen haben 
(G. v. 24. Febr.) 193. 


Tobdtenfchein, Stempel zu Todtenfcheinen in ben Regie: 
rungsbezirken Kafjel und Wiesbaden (GB. v. 5. März 
Zarif Nr. 99.) 192, 


Traufchein, Stempel zu Traufheinen in den Regierungs- 
Bezirken Kaſſel und Wiesbaden (&. v. 5. März Tarif 
Nr. 100.) 192. 


Trenuftücke, |. Parzellirung. 

Trier (Rheinprovinz), Eifenbahn von Tier nah Call, f. 
Eifenbahnen Mr. 38. 

Trojauowo (Poſen), ſ. Ehauffeen Nr. 44. 


u. 


Vebertretungen, Stempelfteiheit ber Verhandlungen 
über die vorläufige Straffeftfegung wegen Uebertretungen 
in den Regierungsbezirfen Kafjel und Wiesbaden (®. v. 
5. März $. 2. Nr. 5.) 186. 


Nerdingen (Rheinprovin), gehört zum Bezirk der Han⸗ 
delskammer in Crefeld (A. E. v. 31. Aug.) 828. 


Ulmbach⸗Straße (Rheinprovinz), ſ. Chauſſeen Nr. 63. 


Umherziehen, Entſchädigung für die Aufhebung oder 
Ablöſung des Gewerbebetriebes im Umherziehen in den 
neuen Landestheilen (G. v. 17. März 66. 32. 36.) 257. 


Uniform der Obergerichtsräthe in Hannover (A. E. v. 
27. Janr. Nr. 3.) 64. 


Univerfitäten, Erhebung ber Gebühren bei den Unis 
verfitäten in den neuen Landestheilen (G. v. 27. üehr. 
$. 3. Nr. 2.) 177. 


Unterthanen, Aufhebung ber Gebühren für die Ent⸗ 
laffung aus dem Unterthanenverbande in den neuen 
Vandestheilen (8. v. 27. Febr. 6. 1.) 177. 

Urlaub, Stempel zu Urlaubsertheilungen in den Regie 
rungsbezirken Kaffel und Wiesbaden (G. v. > März 
Tarif Nr. 101.) 192. 


€ V. 
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V. 


Venlo (Niederlande), Eiſenbahn von Venlo nad Osna 
brüd, f. Eifenbahbnen Nr. 46. 


Verfügungen, Stempel zu amtlichen Verfügungen in 
den Regierungdbezirten Kaffel und Wierbaden (G. v 5. 
März Tarif Nr. 102.) 192. 


Verjährung ber Sinfen der von ben neuen Landes⸗ 
theilen übernommenen Staatsfhulden (©. v. 29. Febr. 
$. 4.) 170. — beögl. der von den Elbherzogthümern 
an Dänemark zu entrihtenden und von Preußen über- 
nommenen Staatsfhuld von 21,750,000 Thalern (©. v. 
23. März $. 4.) 398. 

Verjährung ber zur Abhülfe des Notäftandes in 
Oftpreußen emittitten Schatzanweiſungen und deren Yinfen 
(8. v. 3. März . 8.) 175. 

Verjährung der hypothekariſch eingetragenen Rechte 
in. Neuporpommern und Rügen (©. v. 21, März 
$. 30.) 299. 


Berfoppelungsfachen in den neuen Landestheilen, 
Erhebung ber Gebühren (©. v. 27. ehr. G. 3. 
Nr. 7.) 178. 


VBerpfändung von Seeidiffen in Neuvorpommern und 
Rügen (G. v. 21. März 66. 33. 157.) 299. 


VBerficherungsgelder, Anſprüche ber Hypotheken⸗ 
gläubiger iu Neuporpommern und Rügen auf die Ber- 
fiherungsgelber (8. v. 21. Mär; G. 15.) 297. 


Berficherungsgefellfchaften: 

1) Fortuna, allgemeine Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft 
in Berlin, Genehmigung bed Statutß (Bel, v. 27. 
Janr.) 164, 

2) Hnpothefenverfiherungs-Altiengefellfchaft in Ber⸗ 
lin, Errichtung derjelben (Bel. v. 23. Dez.) 1068. 

3) Preußiſche Sppothefenverfiherungs - Ultiengefell- 
Ihaft in Berlin, Genehmigung des revidirten Statuts 
(Bel. v. 19. Mär) 332. 


Berwaltungsangelegeuheiten, Beſchränkung ber in 
den neuen Tanbestheilen in Berwaltungsangelegenheiten 
wur Erhebung kommenden Gebühren und Sporteln (G. 
v. 27. Febr.) 177—178. | 


Vokation, Stempel zu Volationen ber Geiftlihen und 
Schullehrer in den Regierungsbezirten Kaffel und Wies- 
baden (G. v. 5. März Tarif Nr. 103.) 192, 


Volksbank, f. Banken. 


1868. 


Bormundfchaftöfachen, in welchen Fällen Stenpel- 
freiheit für dieſelben in ben Regierungsbezirken Kaffel 
und Wiesbaden ſtattfindet (©. v. 5. Miu $. 2. 
Nr. 4.) 186. 


Borftellungen, ſ. Geſuche. 


W. | 


MWaarenbezeichnungen, Belanntmahung über den 


weclelfeitigen Schug derfelben in ben Sollvereind-GStaaten - 


(v. 26. Sept.) 882. 
WBaffeupäfle, ſ. Jagdſcheiwe. 


Wahl, Beſtimmungen über die Wahlen zum Hauſe ber 
Ubgeordneten in den neuen Lanbdestbeilen (©. v. 9. 
März) 217, 


Waiſenkaſſen, Verwaltung der in ben neuen Landes 
theilen geſchloſſenen Beamten - Baifenfaffen und Verwen ⸗ 
dung ihres Vermögens (©. v. 6. März) 195—196. 


Waldeck und Pyrmont (Fuͤrſtenthümer), Uebertragang 
der Verwaltung berfelben an Preußen (Beer. v. 18, 
Juli 67.) 1-3. 


Drganifation der Juſtizbehörden in den Fürſten⸗ 


thümern Walded und Pyrmont (B. v. 6. OR.) 897-908. 


Ausdehnung des zwifhen Preußen und: Walded 
unterm 11. Oftober 1861. abgefchloffenen Vertrages über 
die gegenfeitigen Gericht8barkeitöverhältuiffe auf die neu 
erworbenen Landestheile (Minift. Erkl. v. 8. Febr.) 198. 


Waldenburg (Schlefien), Ausfertigung Waldenburger 


Kreiß-Obligationen Il. Emijjion im Betrage von 100,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 9. Nov.) 1032 — 1036. 


Wallerfangen (RHeinprovinz), ſ. Chauffeen Nr, 64. 


Walfchwiefen bei Plauten im Kreiſe Braunsberg, 
Bildung einer Genoffenfhaft zur Melioration berfelben 
(Stat. v. 29. uni) 683—688. 


Wanderpäffe, f. Reiſepäſſe. 
Warendorf (Wefiphalen), f. Cha uſſeen Nr. 54. 
Wafferleitung, Verleihung des Expropriationsrechts 


an die Stadt Effen zur Erhaltung und Erweiterung ber 
von ihr angelegten Wafferleitung (U. €. v. 10.Dtt.) 976. 


Weberei, Abänderung bed Statut ber Gladbacher 
Ultiengefellihaft für Spinnerei und Weberei (Bel. v. 8. 
Juli) 671. 

Wes 














un ei 


Wiege, Ubänderung bed Geſetzes vom 28. Juli 1851. über 
Gemeindewege und Landſtraßen in Hannover (©. v. 12. 
März) 225. 


Wehlau (Preußen), Ausfertigung von . Obligationen bes 
Wehlauer Kreifes II. Emiffion im Betrage von 54,000 
Thalern zu 5 Prozent (Priv. v. 8. Fehr.) 282—285. — 
ſ. auch Chauſſeen Nr. 19. 


Wehrmann (Wirklicher Geheimer Ober-Regierungsrath), 
Ernennung deffelben zum Mitgliede des Kuratoriums der 
Preußiſchen Bank (U. €. v. 4. Nov.) 992. 


Welna (Fluß), Bildung einer Meliorations « Genoffen- 
ſchaft für die Wieſen an der oberen Welna (Stat. v. 4. 
Mär) 227-231. 


Werra (Fluß), Aufhebung des Schleufengelbes an der 
Werra zu Ejchwege und Allendorf (U. E. v. 8. Mai) 488. 


Weſel (Rheinprovinz), Genehmigung des revidirten Sta- 
tuts des Nüdverfiherungsvereind der Nieberrheinifchen 
Büter-Affeuranggefellihaft zu Wefel (Bel. v. 13. Janr.) 28. 

Bau einer feiten Rheinbrücke bei Weſel durch bie 
Eöln - Mindener Eifenbahugefelfhaft (Konz. u. Beftät. 
Url. v. 20. Juni Nachtrag SS. 8. u. 9.) 606. 


Weſer (Fluß), Aufhebung des Schleuſengeldes an der 
Weſer zu Carlshafen (U. E. v. 8. Mai) 488. 


Weſt⸗Havelland (Kreis), ſ. Chauffeen Nr. 23. 
Weſtheim (Weftphalen), ſ. Chauffeen Rr. 52. 


Weſtphalen (Provinz), Zufag zum $. 16. der Kirchen⸗ 
Drdnung für Weftphalen und die Rheinprovinz vom 5. 
Mär, 1835. (U. €. v. 4. Mai) 450. 


Weſtprenßen, Beſchluß der Landſchaft wegen Emiffion 
43prozentiger Pfandbriefe (U. E. v. 8. Mai) 475. — 
Beleihung der zur Weftpreußijchen Landfhaft gehörigen 
Güter auf daB fechste Zehntheil des Taxwerthes mit 
5 progentigen Pfandbriefen zweiter Serie (Regul. u. 9. 
€. v. 15. Mai) 496-503. 


Wetzlar (Rheinprovinz), ſ. Chauffeen Nr. 63. 


Wiener Friedensvertrag vom 30. Oktober 1864., Ueber- 
nahme ber nah Urt. VIH. u. IX. von Schleswig. 
Holſtein und Lauenburg an Dänemark zu entrichtenden 
Staatsſchuld (G. v. 23. März) 397— 398. 


Wiepke (Provinz Sachſen), ſ. Chauffeen Nr. 47. 


Wiesbaden: (Regierungsbezirk), Uenderung der Stem- 
pelfteuer (G. v. 5. März) 185 —192. 
Vereinigung ber Regierungsbezirte Wiesbaden und 
Kaſſel zu einer Provinz »Heilen - Raffau« (U. €. v. 7. 
Dez.) 1056. . 
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Wiesbaden (Stadt), Einziehung ber von der Lanbes- 
bank in Wiesbaden ausgegebenen Banknoten G. v. 29. 
Febr. 66. 6—9.) 170. 

Beftimmungen über bie Schließung ber öffentlichen 
Spielbank in Wiesbaden (G. v. 5. Mürz) 209. 


Wiefengenoffenfchaften, f. Meliorationen. 
Wittenberg (Provinz Preußen), |. Chauffeen Nr. 21. 


Wittwenfaffen, Verwaltung der in ben neuen Qandes- 
theilen gefchloffenen Beamten-Wittwenlaffen und Verwen⸗ 
dung ihres Vermögens (©. v. 6. März) 195—196. 


Wittwen : VBerpflegungsanftalt, Befugniß ber 
Preugifhen Civilbeamten des Norddeutihen Bundes zum 
Eintritt in die Allgemeine Wittwen - Verpflegungsanftalt 
(®. v. 6. März) 195. 


Wolfskrug (Provinz Preußen), f. Chaufjeen Nr. 21. 


Wongrowiee (Kreis), |. Chauffeen Nr. 44. 
Wormditt (Provinz Preußen), f. Chanffeen Nr. 4. 
Wronke (Provinz Pofen), f. Chauffeen Wr. 43. 
Wyſocken (Provinz Preußen), |. Chauffeen Nr. 12. 


3 


Zauch⸗Belzig (Kreis), f. Chauffeen Nr. 4. 


Zbechyer See (Provinz Pofen), Bilbung einer Genoffen- 
(haft zur Melioration der an und oberhalb defjelben be- 
legenen Grundftüde (Stat. v. 6. Juni) 597— 602. 


Zblewo (Provinz Preußen), ſ. Chauffeen Nr. 15. 


Zedmar : Bruch im Kreiſe Tarfehmen ,\ Verband zur 
Entwäſſerung befielben (Stat. v. 25. März) 346— 355. 


Sertheilung von Grundftäden, |. Parzellirung. 


Bettemin (Pommern), Erhebung einer Nachfteuer von 
den vorhandenen Beſtänden ausländiſcher Waaren in 
Settemin (V. v. 31. Juli) 721 — 737. 


Zichtau (Provinz Sadfen), ſ. Ehanf een Nr. 47. 


Zinskupons, Beleitigung des Aufgebot? und der Mor- 
tififation verlorener Kupons von Schlefifhen altlandſchaft ˖ 
lichen Pfandbriefen (U. E. v. 4. Juli) 704. 


Zinten (Brovinz Preußen), ſ. Chauſſeen Nr. 8. 13. 
Zoll 
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Zollgeſetz (v. 23. Janr. 1838.), Einführung deffelben auf 
den Elbinfeln Overhaden und Finkenwärder ⸗Blumenſand, 
fowie in dem Preußiſchen Untheil der Landſchaft Kirch⸗ 
wärder und in den SHolfteinfhen Dörfern Hohenfelde, 
Samfelde und Köthel (B. v. 1. Oft.) 957— 964. 


Zollorduung (v. 23. Janr. 1838.), Einführung derjelben 
auf den Elbinfeln DOverhaden und Finkenwärder-Blumen- 
fand, fowie in dem Preußifchen Antheil der Landſchaft 
Kichmwärder und in den Holfteinihen Dörfern Hoben- 
felde, Samfelde und Köthel (V. v. 1. Okt.) 957 — 964. 


Zollſtrafgeſetz (v. 23. Janr. 1838.), Einführung deſſelben 
auf den Elbinfeln DOverhaden und Finkenwärder⸗Blumen⸗ 
fand, fowie in dem Preußifhen Antheil der Landſchaft 
Kichmwärder und in den SHolfteinfhen Dörfern Hoben- 
felde, Samfelde und Köthel (VB. v. 1. Oft.) 957—964. 


Solltarif (von 1865.), Einführung befielben auf den Elb⸗ 
infeln Overhaden und Sinkenwärder- Blumenfand, fowie 
in dem Preußiſchen Untheil der Landſchaft Kirchwärder 
und in den Holfteinfhen Dörfern Hohenfelde, Samfelde 
und Köthel (V. v. 1. Oft.) 957—964. 


Zollverein, Erhebung jährliher Averſionalbeiträge in 
den vom Sollverein ausgefchloffenen Gebietstheilen (G. v. 


Zollverein, (Hortf.) ! 
5. März) 205. — Beſtimmungen über bie Höhe und 
die Urt der Erhebung (V. v. 30. Mai) 673. 

Erhebung einer Nachſteuer von den vorhandenen 
Beltänden ausländifger Wuaren in den an Medlenburg 
grenzenden Preußiſchen Ortſchaften Zettemin, Duckow ıc. 
(V. ». 31. Juli) 721—737. 

Belanntmahung über den wechſelſeitigen Schuß ber 
Waarenbezeihnungen in den Staaten des Sollvereind 
(v. 26. Sept.) 882, 


Zollvergeben, Einführung des Strafverfahren bei Soll- 
defraudationen auf den Elbinfeln Overhaden und Finten- 
wärder- Blumenfand, fowie in dem Preußifchen Antheil 
der Landſchaft Kichwärder und in den Solfleinfchen 
Dörfern Hohenfelde, Hamfelde und Köthel (V. v. 1. Oft.) 
957— 964. 


Züllichau : Srünberg - Sorauer Ehauffeebauverein, Geneh- 
migung eines zweiten Nachtrages zu dem Statut (Bel. 
v. 17. Nov.) 1016. 


Zwangs⸗ und Bannrechte, Aufhebung und Ablö- 
jung berjelben in den neuen Landestheilen (G. v. 17. März 
68. 2. 6—10. 23. fi. 42. 45—47. 72.) 249. 


Rebigirt im Büreau bes Staats: Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober - Gofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 
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(Nr. 6955.) Vertrag zwiſchen Preußen und Waldeck⸗-Pyrmont, betreffend die Uebertragung 
der Verwaltung der Frürftentbümer Waldeck und Pyrmont an Preußen. 
Vom 18. Juli 1867. 


Dane Majeftät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürſt 
von Waldeck und Pyrmont, von dem Wunſche geleitet, den Uebergang der 
Fürſtenthümer Waldel und Pyrmont in den Norddeutfchen Bund erleichtert zu 
jeben, Haben befchloffen, zu diefan Behufe einen Vertrag abzufchließen und dem- 
gemäß bevollmädhtigt: | 
Seine Majeftät der König von Preußen: 
Allerhöchftihren Geheimen Legationsratd Bernhard König, 
Seine Durchlaucht der Fürft von Walde und Byrmont: 
Höchitihren Geheimeratb Carl Wilhelm von Stodhaufen und 
Höchftihren Geheimen Regierungsrat Ludwig Klapp, 
welche nad) Austaufch ihrer gut und richtig befundenen Vollmachten jich über 
nachſtehende Artikel geeinigt haben. Ä 


Artikel l. 
Preußen übernimmt die innere Verwaltung der Fürftenthümer Walde und 


tmont. 
Ausgefchloffen und fomit Seiner Durchlaucht dem Fürſten vorbehalten 
bleibt nur diejenige Verwaltung, welche dem sürftlichen Konfiftorium in feiner 
Eigenſchaft als Oberficchenbehörde zuſteht, jowie bie Verwaltung des Stifte Schaafen. 


Artikel 2. 


Die Verwaltung wird Namens Seiner Durchlaucht des Fürften in Ueberein- 
ftimmung mit der Verfaffung und den Gefegen der Fürſtenthümer geführt. 


Artikel 3. 


Preußen bezieht die gefammten Landeseinnahmen der Fürſtenthümer und 
Jahrgang 1868. (Nr. 6955.) l bes 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Januar 1868, 
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beſtreitet die fämmtlichen Landesausgaben mit Ausſchluß der Ausgaben für das 
Konfiftorium in feiner Eigenfchaft als Oberkirchenbehörde. 


Artikel 4. 


Seine Majeftät der König von Preußen übt bezüglich der inneren Ber- 
waltung der Fürſtenthümer die volle Staatögewalt, wie He Seiner Durchlaucht 
dem Fürſten verfaffungdmäßig zufteht. Letzterem bleibt jedoch das Begnadigung3- 
recht in den verfaflungsmäßigen und geſermaßigen Grenzen, ſowie das Recht der 
Zuſtimmung zu Verfaſſungsänderungen und Geſetzen, inſoweit ſie nicht die Orga— 
niſation der Juſtiz- und Verwaltungsbehörden (Art. 6.) betreffen, vorbehalten. 


Artikel 5. 


An die Spitze der Verwaltung der Fürſtenthümer tritt ein von Seiner 
Majeſtät dem Könige zu ernennender Landesdirektor, welcher die verfaſſungsmäßig 
der Landesregierung obliegende Verantwortlichkeit ühernimmt. 


Artikel 6. 


Preußen iſt berechtigt, die Juſtiz- und Verwaltungsbehörden nad) eigenem 
Ermeſſen anderweitig zu organiſiren. Die Befugniſſe der Behörden hoͤherer 
Inſtanzen können Preußiſchen Behörden übertragen werden. 


Artikel 7. 


Die ſämmtlichen Staatsdiener werden von Preußen ernannt, fie find 
Preußiſche Untertbanen und leiften Seiner Majeftät dem Könige den Dienfteid. 
Diefelben, einfchlieglich de8 Landesdirektors, haben die Berfaffung der Fürſten⸗ 
ihrer gewifjenhaft zu beobachten und deren genaue Einhaltung ausdrüdlich zu 

eloben. | 
g In den Dienſteid des Landesdirektors wird das Gelöbniß aufgenommen, 
in Bezug auf die, Seiner Durchlaucht dem Fürſten in den Artikeln 4. und 9. 
dieſes Vertrages vorbehaltenen Rechte Höchftdemfelben treu und gehorfam zu fein. 


Artikel 8. 


Die gegenwärtig in Funktion ftehenden Fürftlichen Staatödiener werden, 
fomeit ihre Dienfte in den Fürftenthümern in Folge der neuen Orgmifation 
entbehrlich werden, oder foweit fie nicht bei der Fürftli en Domanialverwaltung 
- (Art. 10.) Anftellung finden, unter Beibehaltung ihres Ranges und Einfommend 
und unter Berüdfichtigung ihres Dienftalters in Preußen angeftellt. Diejenigen, 
welche fich nicht in diefer Weiſe verwenden lafjen wollen oder folchergeftalt nicht 
verwendet werden können, werden in Gemäßheit des Waldeckſchen Staatsdienft- 
gefehes —A beziehungsweiſe auf Wartegeld geſetzt. 

ei Anſtellung und Penſionirung 2c. dieſer Staatsdiener wird Preußen 
auf die beftehenden Verhältniffe möglichjt Rüdficht nehmen. 


Ar⸗ 
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Artikel 9. 


Seine Ducchlaucht der Fürt übt die Ihm verbleibende Vertretung des 
Staats nach Außen durch den Landesdirektor und unter deſſen Verantwortlichkeit. 
Die entſtehenden Koſten werden, wie bisher, aus der Landeskaſſe beſtritten. 


Artikel 10. 


Die Verwaltung des in dem Rezeſſe vom 16. Juli 1853. 2c. bezeichneten 
Domanialvermögend wird durch den gegenwärtigen Vertrag nicht beruͤhrt und 
verbleibt Seiner Durchlaucht dem Fürften. Es findet ebenfowenig einerſeits ein 
Geldbeitrag des Domaniumd zu den Landedausgaben wie andererjeitö eine Mit- 
benutung der Landesdienftitellen durch die Domanialverwaltung flatt. 


Artikel 11. 


Gegenwärtige Uebereinfunft tritt vom 1. Januar 1868. ab auf die Dauer 
von zehn Jahren in Kraft und wird nad) Ablauf diefer Friſt auf anderweite 
zehn Jahre verlängert angefehen, wenn nicht mindeltend Ein jahr vorher von 
dem einen oder dem anderen Theile eine Kündigung erfolgt. 

Artikel 12. 


Gegenwärtige Uebereinkunft foll vatifizirt und der Austaufch der Ratifi- 
fationd= Urkunden innerhalb vier Wochen in Berlin bewirkt werden, vorbehaltlich 
der Zuftimmung der beiderfeitigen Landesvertretungen. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten diefen Vertrag unterzeichnet 
und unterfiegelt. 


Berlin, den 18. Juli 1867. 


Bernhard König. Carl Wilhelm v. Stodhaufen. Ludwig Klapp. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) 


Vorſtehender Vertrag ift ratifizirt worden und es hat der Austauſch d 
Ratifitationd- Urkunden ftattgefunden. b ſch ber 





(Nr. 6955 6957.) (Nr. 6956.) 
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(Nr. 6956.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Dezember 1867., betreffend die Aufhebung der 
Königlichen Polizei -Direktion zu Emden. 


Auf den Bericht vom 27. Dezember d. J. will Ich die Polizei-Ordnung für 
die Stadt Emden vom 25. Mai 1859. (Gefe-Samml. für das vormalige 
Königreich Hannover ©. 648. ff.) hiermit außer Kraft ſetzen und Sie ermächtigen, 
die Ortöpoligei in der genannten Stadt der dortigen Stadtgemeinde zur eigenen 
Verwaltung nad) Maaßgabe der beftehenden allgemeinen Vorfchriften, und ind- 
- befondere unter Vorbehalt der, der Staatöregierung nach $. 78. der Nevidirten 
Städte-Ordnung für Hannover vom 24. uni 1858. und nad) $. 2. der Ver: 
ordnung über die Wolizei- Verwaltung in den neu erworbenen Yandestheilen vom 
20. September 1867. zuftehenden Befugniffe zu überlafjen. 


Gegenwärtiger Erlaß ift durch die Gefeß - Sammlung befannt zu machen. 
Berlin, den 30. Dezember 1867. 
Milhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. | 


—  . _...... 


(Nr. 6957.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der von der Berg- 
bau-Aktiengefellihaft Gelrin zu Altendorf im Kreife Bochum befchloffenen 
Aenderungen der $$. 2. und 19, des Gefellichaftsftatuts. Dom 30. De- 
zember 1867. 


Na Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchiten Erlaſſes vom 21. Dezember 
1867. die von der Bergbau-Aftiengefellfehaft Gelria zu Altendorf, im Kreife 
Bochum, in der Generalverfammlung vom 18. Juni 1867. befchlofjenen Aen⸗ 
derungen der $$. 2. und 19. des Geſellſchaftsſtatuts zu genehmigen geruht. 


‚Der Allerhöchfte Erlaß nebft den Statutänderungen wird durch dad 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Arnsberg befannt gemacht werden. 


Berlin, den 30. Dezember 1867. 


Der Minijter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Herzog. 





Nebigirt im Büreau des Staats. Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Ober» Sofbuchdruderei 
(R. v. Deder). 
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Gele - Sammlung 
für die 


Rönigliden Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 6958.) Geſetz, betreffend die Regelung des Etats- und Rechnungsweſens in den neu 
erworbenen Landestheilen, mit Ausschluß des Gebiets der vormals freien 
Stadt Frankfurt, für das Jahr 1867. Vom 4. “Januar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnnen, mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


8. 1. 
Der Rechnungslegung über den Staatshaushalt in den durch die Geſetze 
vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit der Monarchie vereinigten 
Landestheilen, mit Ausfchluß des Gebiets der vormals freien Stadt Frankfurt, 
find audy für den Zeitraum vom 1. Dftober biß 31. Dezember 1867. die Finanz- 
Etat3 zu Grunde zu legen, welche 
für da8 Gebiet des ehemaligen Königreich Hannover durch die Verord— 
nung vom 10. Januar 1867. Seieh- amml. ©. 33.), | 
für das Gebiet des ehemaligen Kurfürftentbumd Heffen durch die Ver: 
ordnung vom 17. Januar 1867. (Gefek-Samml. ©. 81.), 
für da8 Gebiet der ehemaligen Landgrafichaft Heffen- Homburg durch die 
Verordnung vom 17. Januar 1867. (Gefeß- Samml. ö. 100), 
für die Herzogthümer Schleöwig und Holftein durch die Verordnun 
vom 17. Januar 1867. (Gefek- Samml. ©. 108.), 9 
für da8 Gebiet des ehemaligen Herzogthumd Naffau durch die Verord⸗ 
nung vom 24. Januar 1867. (Geſetz⸗ Samml. ©. 145.), 
für die ehemals Bayerifchen Gebietötheile durch die Verordnung vom 
11. Mai 1867. (Gefeß-Samml. ©. 705.), 
für die ehemals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietötheile durch die Ver— 
ordnung vom 28. Dar 186% (Geſetz⸗Samml. ©. 785.) 


feftgeftellt find. 


Jahrgang 1868. (Nr. 6958.) 2 $. 2, 
Ausgegeben zu Berlin den 13. Januar 1868, 


$. 2. 
Die Prufun und Dechargirung der Rechnungen über den — 
in den im. 1. genannten Canbestdeilen erfolgt für da8 Jahr 1867., ee 2 
Det enden nehle der —— ee ber Dee 
wegen echnungen den Zeitraum vom 1. Oftober 
7., durch die Behörden und in den Formen, welche bie —5* 
dom 31, Auguft 1867., betreffend das Rechnungsweſen in den neuen Landestheilen 
(Sefet -Samml. ©. 1442 .), beftimmt find. 


8. 3. 
Der Finanzminifter ift mit der Ausführung diefes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhämdigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. Januar 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. - 
Sr. v. Itzenpliiz. v. Mühler. v. Seldow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 





(Nr. 6959.) 
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(Nr. 6959.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Culm, Regierungsbezirks Marienwerder, zum Betrage von 
50,000 Thalern. Vom 30. November 1867, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


Nachdem der Magiftrat der Stadt Culm im Einverfländniß mit der Stadt- 
verordneten-Berfammlung darauf angetragen hat, zu gemeinnüßigen Anlagen, na⸗ 
mentlih zur Errichtung einer ftädtiichen Gadanftalt und. zur Erweiterung der 
ſtädtiſchen Wafferleitung, eine Anleihe von 50,000 Thalern aufnehmen und zu 
diefen Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsfupond verjehene Stadt. 
Obligationen audgeben zu dürfen, erteilen Wir in Gemäßheit des $. 2. des 
Geſetzes vom 17. juni 1833. wegen Außftellung von Papieren, welche eine 
Zahlungdverpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durd) gegenwärt ed Privi⸗ 
legtum zur Ausftellung von funfzigtaufend Thalern Culmer Stadt-Obligationen, 
welche nach dem anliegenden Schema in 260 Apoints, und zwar: 


⸗ 240 Stück & 200 Thaler, 
20 - 3100 - 


auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinfen und, von Seiten der 
Gläubiger unfündbar, vom 1. Januar 1869. ab nad) dem feftgeftellten Tilgungs- 
plane durch Ausloofung mit zwei Prozent der Kapitalfihuld unter Hinzurechnung 
der durch die wügung etiparten Zinfen und des fünftigen Reinertraged der Gas—⸗ 
anftalt, fomweit folcher die zur planmäßigen Verzinfung und Tilgung des in der- 
felben angelegten Kapitals erforderlichen Beträge etwa überfteigt, alljährlich zu 
amortifiren find, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere Iandesherrliche Geneh. 
migung, obne jedocdy dadurch den Inhabern der Obligationen in Anfehung ihrer _ 
Befriedigung eine Gewährleiftung Seitend des Staat3 zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift uud beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 30. November 1867. 
(LS) Wilhelm, 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz Gr. zu Eulenburg. 


Gr. 6959.) 2*® Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Kegierungsbezirk Marienwerder. 
Obligation 
der Stadt Culm 


(Trockener Stempel.) (Stadtfiegel.) 
über ..... Thaler Preußiſch Kurant. 


— — — 


Auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom ........................... 
zur Aufnahme einer Anleihe von 50,000 Thalern ermächtigt, bekennt ſich der 
unterzeichnete Magiftrat Namens der Stadt Culm durch diefe, für jeden Inhaber 
ültige, Seitens de3 Gläubigers unfündbare Verſchreibung zu einer Darlehns- 
huld von.........- Thalern Preußisch Kurant, weldyer Betrag als ein Theil 
der obigen Anleihe an die Stadt gezahlt worden und mit fünf Prozent jährlich 
zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 50,000 Thalern geſchieht vom 
1. Januar 1869. ab a er: in Gemäßheit des feflgeftellten Tilgungsplanes aus 
einem zu dieſem Behuf gebildeten Tilgungsfonds von zwei Prozent jährlich, unter 
Zunach der erfparten Zinfen von den getilgten Schuldverichreibungen; auch ver- 
pie fi) die Stadtgemeinde, zur Tilgung des Anleihefapitald den Fünftigen 

einertrag der Sasanfialt , foweit folder die zur planmäßigen Berzinfung und 
Zilgung des in derjelben angelehten Kapitals erforderlichen Beträge etwa über: 
fteigt, zu verwenden. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfcehreibungen wird durch 
das Loos beftimmt. Die Ausloofung erfolgt im Monate Juni jedes der Einlö- 
fung vorhergehenden Jahres und beginnt im Juni 1868. Die Stadtgemeinde 
behält fid) jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch größere Ausloofungen 
zu verftärten, fowie fänmtliche umlaufende Schuldverfchreibungen zu Fündigen. 

Die ausgelooſten, fowie die gefündigten Schuldverfchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchflaben, Nummern und Beträge, fowie des Termins, 
an welchem die Nüdzahlung erfolgen foll, öffentlich befannt gemacht. Diefe 
Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei und Einen Monat vor den Zahlungsterminen, 
alfo in den Monaten Juli, Oftober und Dezember im öffentlichen neigen des 
Koͤniglich Preußiſchen StaatSanzeigers im Amtöblatte der Königlichen Regierung 
u rienwerder, in der Berliner Börfenzeitung und im Culmer Kreiöblatte. 

ollte eined diefer Blätter eingehen, fo wird vom Magiftrat mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung ein anderes fubftituirt. Bis zu dem Tage, wo folcher- 
ge: 








geftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es in halbjährigen Terminen, anı 2. Ja⸗ 
nuar und 1. Juli, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in Preußiſch 
Kurant verzinfet. Mit dem Fälligkeitstermin hört die Verzinfung der außgelooften 
und gefündigten Obligationen auf. 

Die Auszahlung der Zinfen und deB Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweife dieſer Ehruldverfchreibung, 
ei der Kämmereikafje zu Culm oder an anderen befannt zu machenden Orten, 
in der nach dem Eintritte des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präaͤſentirten Schuldverfchreibum 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitstermine zurü 
zu teichen. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital abgeogen. 

Die gefündigten Rapitaldbeträge, welche innerhalb reg Jahren nad) dem 
Rüdzablungdtermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem fie fällig geworden, nicht abgehobenen 
Zinfen, verjähren zu Gunften der Stadtgemeinde. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener und vernichteter Schuld» 
verfchreibungen erfolgt nach Voſſhet der Allgemeinen Gericht8- Ordnung Thl. I. 
Titel 51. 120. ff. bei dem Söniglichen Kreiögerichte zu Culm. Zins. 
kupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll demjenigen, 
welcher den Verluft von Zinskupons vor al der vierjährigen Berjährn 8» 

If bei und anmeldet und den ftattgehabten J der Kupons in g aubhn ter 
eife darthut, nady Ablauf der Verjährungäfrift der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgelommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find halbjahrige Zinskupons bis ult. De- 
zember des Jahre 1869. ausgegeben, für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjäbrige Nerioden außgegeben werden. Die Ausgabe jeder neuen Zins: 
fupond-Serie erfolgt bei der Kämmereikaſſe zu Culm gegen Ablieferung des der 
älteren Serie beigediudten Talond. Beim Verluſt des Talons erfolgt die Auß- 
bändigung der neuen Zindfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, 
jofern deren Dorgeigung rechtzeitig geſchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Berpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Culm mit ihrem gefammten Vermögen und Einkommen. 

Defien zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
und Siegel ertheilt. 

Culm, den .. tm .......... 18... 

(Siegel.) 


Der Magiitrat. 
(Unterfchrift des Magiftratödirigenten und eines anderen MagiftratSmitgliede8 unter Beifügung 
der Amtstitel.) 


Eingetragen Lagerbuch Hierzu find Kupons pre 
Seite..... >) —— ausgereicht. 


(Nr. 6959.) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Zins-Kupon 


über ..... Thaler ..... Silbergroſchen 
Obligation der Stadt Culm 
Littr. ..... A über ..... Thaler. 
(Trockenes Stadffiegel.) 
E83 
8 
Der Inhaber diefes Zinskupons empfängt egen deſſen Rückgabe 
—F am ..ten ............. die fünfprozen tigen Sinfen der vorbenannten 
a“ Stant.Obligatin für bus ‚gulbiche vom .. > .. .......... bis zum 
2 ẽ ............. —8 uno. Thalern u... Si ber» 
2» sofehen bei der Känmerei. Kaffe zu C 
Eu Culm, den tm u nn 
= $ Der Magiftrat. 
EEE 
288 le der Unt des Ragtftrats dirigente d 8 d t8« 
328 (Saffimite ber Un liches unter Beifügung ber Ynntsitel) anderen Ragiſtra 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn 
beiten Geldbetra F nicht innerhalb vier Jahren, 

u Ablauf ded Kalenderjahres, in welchem 
er fällig geworden, erhoben wird. 





zu — 1 — | 


Provinz Preußen, Kegietungsbesiet Marienwerder. 


Valon. 
J zur 
Obligation der Stadt Culm 
Littr. u. Moon über... Thaler. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt egen deſſen Rückgabe die,.. t 
Serie Zinskupons für die fünf Jahre vom 1. —5* 18.. bis ult. Deember 
18.. Wird biergegen rechtzeitig bei und Widerſpruch erhoben, fo erfolgt die 
—— der neuen Kupons an den Beſitzer der obengedachten Schuldver- 
ſchreibulig gegen befondere Quittung. | | 


Culm, den .. tm ............. 18.. 
| Der Magiitrat. 


(Fakfimile der Unterfchrift des Magiftratsdirigenten unb eine anderen Magiftratdmitgliedes 
unter Beifügung der Amtstitel.) 


‚Nr, 6959-6060.) (Nr. 6960 ) 





(Nr. 6960.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. Dezember 1867., betreffend die Vermehrung der 
Mitgliederzahl der Handeldfammer zu Minden. 


Auf den Bericht vom 20. Dezember 1867. beſtimme Ich, daß die Handels— 
kammer für die Kreiſe Minden und Lübbecke und für die Stadt Vlotho zu Min- 
den fernerhin ftatt aus acht, aus vierzehn Mitgliedern, für welche vierzehn Stell. 
vertreter gewählt werden, beftehen ſoll. Acht Mitglieder und acht Stellvertreter 
find aus dem Kreife Minden, drei Mitglieder und drei Stellvertreter aus dem 
Kreife Lübbecke und drei Mitglieder und drei Stellvertreter au der Stadt Vlotho 
zu wählen. 

Diefer Mein Erlaß ift durch die Gefek - Sammlung zur öffentlichen Kennt- 
niß zu bringen. | 

Berlin, den 27. Dezember 1867. 


Milbelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für, Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





Rebigirt im Büreau bes Staats -Minifteriums, 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober - Hofbuchbruderel 
(R. v. Deder). 
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Sejeh- Sammlung 


für die 





(No. 6961.) Convention entre la Prusse et 
les Pays-Bas concernant leta- 
blissement d’un chemin de fer 
de Venlo a Osnabrück. Du 
28 Novembre 1867. 


Sa Majeste le Roi de Prusse et Sa 
Majeste le Roi des Pays-Bas, animes 
du desir de procurer au commerce 
et aux relations entre Leurs Etats 
les avantages qui peuvent resulter 
de la construction d’un chemin de 
fer de Venlo a Osnabrück, ont nomme 
des plenipotentiaires pour conelure 
une convention à cet eflet, savoir: 


Sa Majeste le Roi de Prusse: 


le sieur Louis Auguste (ruil- 
 laume Heise, Son Conseiller 
intime superieur de regence, 
et 


le sieur Paul Louis Guillaume 
Jordan, Son Gonseiller actuel 
de legation; 


Sa Majeste leRoi des Pays-Bas: 


lesieur Pierre Joseph Auguste 
Marie van der Does de Wil- 


Jahrgang 1868. (Nr. 6961.) 





Köſniglichen Dreußifben Staaten. 





(Nr. 6961.) (Ueberſetzung.) Uebereinkunft zwi⸗ 
schen Preußen und den Nieder 
landen, betreffend die Herftellung 
einer Eifenbabn von Benlo nad 
Osnabrück. Bom 28. November 
1867. 


Deine Majeftät der König von Preußen 
und Seine Majeftät der König der 
Niederlande, von dem Wunſche ber 
feelt, dem Handel und dem Werfehre 
zwiſchen Ihren Staaten die Bortheile zu 
verfchaffen, welche aus der Herftellung 
einer Eifenbahn von Venlo nach Osna⸗ 
brück hervorgehen fünnen, haben Bevoll- 
mächtigte ernannt, um zu diefem Zwecke 
eine Uebereinfunft abzufchließen, nämlich: 


Seine Majeftät der König von 
Preußen: 
cnen Geheimen, Ober 
egierungdrath Yudwig Augu 
Wilhelm Heife, 
und 
Allerhöchſtihren Wirklichen Yega- 
tionsrath Paul Ludwig Wil: 
belm Jordan; 


Seine Drajeftät der König der 
Niederlande: 
Allerhöchſtihren Kommiffarius im 
Herzogthum Limburg Peter Jo— 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Januar 1868. 
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toute la ligne de Venlo & Osnabrück 
par une seule administration. 


Pour le cas où a une Epoque quel- 
conque et pour une partie quelconque 
de cette ligne le droit d’exploitation 
passerait de la societe a laquelle il 
a ete concede par chacun des deux 
Gouvernements pour son territoire, 
soit au Gouvernement du territoire 
respectif, soit a .quelque nouveau 
concessionnaire, les deux (zouverne- 
ments se reservent de s’entendre 
ulterieurement à Teffet W’obtenir 

uune seule adıninistration soit 
chargee de l’exploitation de ce chemin 
de fer sur tout son parcours. 


Artiele IV. 


Chacun des deux Gouvernements 
approuvera et arretera les projets 
our la construction du chemin de 
er sur son territoire. 

La largeur de la voie, ınesuree entre 
les rails, sera de quatre pieds huit 
pouces et demi anglais. 


Article V. 


L’administration qui construira ou 
exploitera le chemin de fer de Venlo 
a Ösnabrück sera tenue de designer 
dans les deux Etats, pour autant 
quelle n’y aura pas son siege effectif. 
un agent special et un domicile 
d’election, ou devront etre adresses 
les ordres, les comınunieations et les 
requisitions que le Gouvernement 
respectif et les autorites competentes 
auront & faire parvenir & cette ad- 
ministration relativement a la con- 
struction ou à l’exploitation de ce 
chemin de fer. 


Article VI. 
Les deux Gouvernements auront 


en Bahnitrede von Venlo bi8 Osnabrüd 
ucch eine und dieſelbe Verwaltung er- 
fordert. | 

Für den Fall, daß zu irgend einer Zeit 
und für irgend eine Strede diefer Bahn 
da8 echt des Betriebe von der Gefell: 
(dar welcdyer daffelbe von jeder der bei- 
en Regierungen für Ihr Gebiet extheilt 
worden ru entweder auf die Regierung 
des betreffenden Gebiets oder auf einen 
neuen Konzeffionair übergeben follte, be 
halten beide Regierungen Sid) die wei. 
tere Berftändigung zu dem Zwecke vor, 
zu erreichen, daß der Betrieb auf der 
Bahn für die ganze Ausdehnung berfel- 
ben „einer Verwaltung allein übertragen 
werde. 


Artikel 4. 


Jede von beiden tegierungen wird 
innerhalb Ihres Gebiets die Bauprojekte 
der Eifenbahn genehmigen und feftftellen. 

Die Spurweite der Bahn foll 4 Fuß 
83 Zoll Englifchen Maaßes im Lichten 
der Schienen betragen. 


Artikel 5. 


Diejenige Verwaltung, welche die Bahn 
von Venlo nad) Osnabrück bauen oder 
betreiben wird, foll gehalten fein, in bei- 
den Staaten, infoweit jie darin nicht ihren 
wirklichen Sig bat, einen Geſchäftsführer 
und ein Domizil zu bezeichnen, wo die 
Erlaſſe, Mittheilungen und Requifitionen 
behändigt werden fünnen, welche die be- 


treffende Regierung und die zuftändigen 
Behörden an die gedachte Verwaltung 
hinſichtlich des Baues oder Betriebed der 


Eifenbahn zu richten haben werben. 


Artikel 6. 
Beide Regierungen werden e8 Sid 





soin de faire rediger les reglements 
de police pour le chemin de fer de 
Venlo a Osnabrück autant que pos- 
sible d’apres les m&mes principes, et 
de faire organiser l’exploitation autant 
que faire se pourra d’une maniere 
uniforme. 


Artiele VII. 


Les deux Gouvernements aviseront 
de commun accord, afın d’obtenir 
autant que possible aux differentes 
stations de ce chemin de fer une 
eorrespondance directe dans les deux 
directions avec les departs et les 
arrivees des convois les plus directs 
des deux pays. 

Il se reservent de determiner le 
minimum de trains convenables pour 
voyageurs, et sont tombes d’accord, 
que ce minimum ne pourra en aucun 
cas etre de moins (de trois convois 
par jour dans chaque direction et 
que, de ces trois convois, deux au 
moins etabliront une correspondance 
directe entre Venlo et Osnabrück. 


Article VII. 


Les Hautes Parties contractantes 
donneront leurs soins, a ce que sur 
ce chemin de fer, pour tout transport, 
depassant la frontiere, il soit adopte 
un tarif aussi modique et aussi uni- 
forme que possible. 

Sur tout le parcoyrs de ce chemin 
de fer il ne sera pas fait de difference 
entre les sujets des deux Etats, quant 
au mode et aux prix du transport 
et au temps Je l’expedition. Les 
voyageurs et les marchandises, pas- 
sant de lun des deux Etats dans 
l’autre, ne seront pas traites moins 
favorablement que ceux qui sortent 
des Etats respectifs ou y eirculent 
a l’interiepr, tant en ce qui regarde 
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ſchen 
oll 


angelegen ſein laſſen, die Polizeireglements 
für die Eiſenbahn von Venlo nach Osna⸗ 
brüd foweit ald möglich nach überem- 
ſtimmenden Grundfäßen feititellen und 
den Betrieb fo viel als thunlich in gleich 
förmiger Weife einrichten zu laflen. 


Artikel 7. 


Beide Negierungen werden gemeinfam 
darauf Bedacht nehmen, auf den verfchie- 
denen Stationen der Bahn nach beiden 
Richtungen bin möglichft unmittelbare 
Anfhlüfe an die anfommenden und ab- 
gehenden direfteften Züge der beiden Län⸗ 

er herbeizuführen. 


Sie behalten Sich die Beflimmung 
der geringften Anzahl der zur Beförde- 
rung von Perfonen dienenden Züge vor, 
und find darüber einig, daß täglich in 
feinem alle weniger ald drei folcher 
Züge in jeder Richtung ftattfinden follen, 
und Daß von diefen drei Zügen min- 
deſtens Ran eine direkte Beförderung zwi⸗ 

enlo und Osnabrück herftellen‘ 


Artikel 8. 


Die Hohen vertragenden Theile wer- 
den dahin wirken, daß auf diefer Eifen- 
bahn für alle die Grenze überfchreitenden 
Transporte ein möglichft niedriger und 
möglichft gleichförmiger Tarif zur Gel: 
kung elange. 

uf der ganzen Ausdehnung der Bahn 
fol zwifchen den Untertbanen der- beiden 
Staaten binfichtlid) der Art und Weife 
und der reife der Beförderung und 
bil der Zeit der Abfertigung fein 
Unterfchied gemacht werden. Die auß 
dem einen e" beiden Staaten in den 


follen. 


anderen übergehenden Perſonen und Waa⸗ 
ren follen binfichtlih der Beförderungs- 
preife jowohl als der Zeit der Abferti- 
gung nicht weniger günftig behandelt 


— 


les prix de transport que le temps 
de l’expedition, 


Artiele IX. 


Les deux Gouvernements con- 
viennent que les formalites & remplir 
pour la revision des passeports et 
pour la police concernant les voya- 

eurs, seront reglees de la maniere 
& plus favorable, admise dans les 
deux Etats. 


Article X. 


Pour favoriser autant que possible 
Vexploitation de ce chemin de fer, 
les deux Gouvernements accorderont 
aux voyageurs, à leurs bagages et 
aux marchandises transportees sur 
ce chemin, en ce qui concerne les 
formalites d’expedition en douane, 
toutes les facilites compatibles avec 
les lois douanieres et les reglements 
"generaux des deux Etats, et specia- 
lement celles qui sont deja ou qui 
seront accordees par la suite, par 
rapport aux formalites de l’expedition 
en douane pour tout autre chemin 
de fer traversant la frontiere de !’un 
des deux Etats. 

Les marchandises et bagages trans- 
portes de l’un dans l’autre des deux 
pays en destination de stations autres 
que celles situees & la frontiere, seront 
admis à passer outre, jusqu’au lieu 
de leur destination sans &tre soumis 
aux visites de la douane dans les 
bureaux de la frontiere, pourvu qu’a 
ce lieu de destination se trouve etabli 
un bureau de douane, et qu'il soit 
satisfait aux lois et aux reglements 
generaux, et sauf le droit legal de 
la douane des deux Etats de visiter 
au besoin, dans des cas exception- 
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werden, als die aus den betreffenden 
Otnaten audgehenden oder darin verblei: 
enden. 


Artikel 9. - 


Beide Regierungen kommen überein, 
daß die Förmlichkeiten wegen der Paß—⸗ 
tevifion und überhaupt der ?Fremden- 
polizei in der in jedem der beiden Staa- 
ten zuläffigen günftigften Weife geregelt 
werden jollen. 


Artikel 10. 


Um den Betrieb auf diefer Eifenbahn 
joviel al3 möglich zu begünftigen, wer- 
den beide „regierungen den Reiſenden 
und ihren I ten und den auf der Bahn 
beförderten Waaren Hinfichtlich der Förm⸗ 
lichfeiten der zollamtlichen Abfertigung 
alle Erleichterungen gewähren, welche mit 
der Zollgefeßgebung und den allgemeinen 
Meglementd der beiden Staaten verein 
bar find, insbeſondere alle diejenigen Er- 
leichterungen, welche für irgend eine an- 
dere die Grenze des einen der beiden 
Staaten überfchreitende Eifenbahn bin- 
fichtlic) der Förmlichkeiten der Zollabfer- 
tigung bereits gewährt find oder in der 
Folge gewährt werden. 

ie aus dem einen der beiden Länder 
in dad andere eingehenden Waaren und 
Gepädftüde, welche nach anderen Sta- 
tionen ald nach den an der Grenze be- 
Iegenen beftimmt find, werden, ohne einer 
zollamtlichen Revifion auf den Grenz. 
ämtern unterworfen zu werden, zur Durd): 
führung bis nach, ihren Beitimmungd- 
orten unter der Vorausſetzung verftattet 
werden, daß fich an dem Beltimmum 8- 
orte ein Sollamt befindet, und daß die 
Gefege und allgemeinen Reglements beob- 
achtet find, jedoch Wer des gejek- 
lichen Rechts der Zollbehörden beider 


. 














nels, les marchandises et bagages 
ailleurs qu’au lieu de leur destination. 


Artiele XI 


L’administration chargee de l’ex- 
ploitation de ce chemin de fer sera 
tenue, en ce qui concerne le service 
des postes entre et dans les stations 
frontieres, de satisfaire aux stipula- 
tions suivantes: 


1°. de transporter gratuitement par 
chaque convgi pour voyageurs, 
les voitures de la poste des deux 
Gouvernements avec leur mate- 
riel de service, les lettres et les 
employes charges du service; 


2°. de transporter gratuitäinent, tant 
que les deux Gouvernements ne 
font pas usage de la faculte 
reservee au precedent numero 
de cet article, les malles de la 
poste et les courriers, qui con- 
voient les malles, dans un com- 
partiment bien ferme d’une voi- 
ture ordinaire du chemin de fer, 
arrange à cet effet d’apres les 
ordres du Gouvernement qui 
requiert le transport; 


3°. d’accorder aux employes de l’ad- 
ministration postale la libre 
entree des voitures destinees au 
service de la poste et de leur 
laisser la faculte de prendre et 


de remettre les lettres et les 


paquets; 
4°. de mettre & la disposition des 
administrations postales des deux 
ts, & raison d’un loyer & 
convenir, un local convenable 
pour le service de la poste; 


5°. d’etablir, autant que faire se 
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Staaten, in Ausnahmefällen die Waaren 
und Gepäditüde wenn nöthig auch an- 
— als am Beſtimmungsorte zu re⸗ 
vidiren. 


Artikel 11. 


Die den Betrieb dieſer Bahn führende 
Verwaltung ſoll angehalten werden, hin⸗ 
ichtlich des Podünße wien und auf 
en Örenzitationen folgende Bedingungen 
zu erfüllen: | 

1) mit jedem Zuge für Reifende die 

Poftwagen beider Regierungen mit 
den dazu gehörigen Utenfilien, den 
Briefen und den mit dem Dienfte 
beauftragten Beamten foftenfrei zu 
befördern; 


2) die Woftfelleifen umd die diefelben 
begleitenden Beamten in einem wohl: 
verfchloffenen und zu diefem Zwecke 
nad) den Anweifungen der Regie 
tung, welche die Beförderung ver- 
langt, eingerichteten Koupe eines ge 
wöhnlichen Eiſenbahnwagens Eoften- 
frei zu befördern, fo lange die beiden 
Regierungen von der Ihnen unter 
der vorhergehenden Nummer diefes 
Artifeld vorbebaltenen Befugniß 
feinen Gebrauch machen; 


3) den Woftbeamten den freien Zutritt 
in die zum Poſtdienſte beftimmten 
Magen zu geftatten und denfelben 
die Möglichkeit zu gewähren, die 
Briefe und Padete herauszunehmen 
und mitzugeben; 


4) gegen eine zu vereinbarende Vergü- 
fung ein für den Poſtdienſt geeig- 
netes Lofal den Doftverwaltungen 
beider Staaten zur Verfügung zu 
ftellen; 


9) den Eifenbahnbetrieb mit dem Brief- 


pourra, la conformite entre l’ex- 
loitation du chemin de fer et 

‚ leservice du transportdes lettres, 
telle qu’elle sera jugee necessaire 
par les deux Gouvernements, 
pour obtenir un transport aussi 


regülier et aussi prompt que 


possible. 


Du reste les obligations, que le 
$. 36 de la loi Prussienne du 3 No- 
vembre 1838 impose aux societes 
. de chemin de fer, seront maintenues 
pour la partie du chemin de fer qui 
est sur le territoire Prussien. 


Les administrations des postes des 
deux Etats s’entendront relativement 
a l’emploi de ce chemin de fer pour 
le service postal entre les stations 
frontieres. 


Artiele X. 


Les deux Gouvernements consen- 
tent & ce qu’il soit etabli de Venlo 
a Osnabrück un telegraphe electro- 
magnetique pour le service du chemin 
de fer. 

Un telegraphe electro-magnetique 
pour le service international et public 

ourra egalement £tre etabli le long 
de ce chemin de fer par les soins 
des deux Gouvernements, 
sur Son territoire. 


chacun 


e 


Article XI. 


La presente convention sera rati- 
fie et les ratifications en seront 
echangees a Berlin dans l’espace de 
six seinaines, à compter du jour de 
la signature, ou plus töt si faire se 
peut. 


En foi de quoi les plenipotentiaires 
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beförderungsdienſte ſoweit als thun⸗ 
lich in diejenige Uebereinſtimmung 
u bringen, welche von den beiden 
SRegierungen für nothwendig erachtet 
werden wird, um eine möglichft 
regelmäßige und möglichſt fchleunige 
Briefbeförderung herbeizuführen. 


Im Uebrigen werden die Berpflichtun- 
en, welche der $. 36. des Preußiſchen 

eſetzes vom 3. November 1838. den 
Sifenbabngelefehaften auferlegt, für die 
im Preußifchen Gebiete belegene Strede 
diefer Bahn in Geltung verbleiben. 

Ueber die Benukung diefer Bahn für 
den Poſtdienſt zwifchen den Grenzſtatio⸗ 
nen werden die Woftverwaltungen beider 
Staaten ſich verftändigen. 


Artifel 12, 


Beide Regierungen genehmigen die 
Anlegung eined für den Eifenbahndienft 
beftimmten eleftto » magnetifchen Tele— 
graphen von Benlo nad) Osnabrück. 


Auch Tann ein elektro » magnetifcher 
Zelegraph für den internationalen und 
öffentlichen Derteht neben diefer Bahn 
durch die beiden ge und zwar 
Dur eine jede für Ihr Gebiet, hergeſtellt 
werden. 


Artikel 13. 


Die gegenmärtige Uebereinfunft joll ra- 
tifzirt, umd die Ratifikationen derfelben 
follen in Berlin binnen ſechs Wochen, 
vom Tage der Unterzeichnung an gerech⸗ 
net, oder wenn thunlich —28* ausge⸗ 
wechſelt werden. 


Deſſen zu Urkunde haben die Bevoll- 





— 1 — 


ont signe la presente convention et mädhtigten Die gegenwärtige LUeberein- 

y ont appose.le sceau de leurs armes. funft unterfchrieben und mit ihren In— 
fiegeln verfehen. | 

Fait à Berlin, le 28 Novembre 1867. So gefchehen Berlin, den 28. No- 


vember 1867. 
(L. S) Heise. (L. S.) Seife. 
(L.S) Jordan. (L. S) Jordan. 
(L. S) van der Does (L. 8) van det Does 
de Willebois. de Willeboiß. 
(L.S) G.J. G. Klerck. (LS) ©. J. ©. Klerd. 





Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Jahrgang 1860. (Nr. 6961 -6062. 4 (Nr. 6962.) 
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(Nr. 6962.) Statut der Genoſſenſchaft für die Mekisration des Samica⸗Thales bei Sten⸗ 
ſchewo, Kreis Vofen. Vom 14. Dezember 1867. | 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Vreußen ꝛc. 


verordnien, nad Anhörung der Betheiligten, auf Grund des Artifeld 2. des 
Geſetzes vom 11. Mai 1853. und der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Fe- 
bruar 1843., was folgt: | 


1. 


Die Befiger der im Samica-Thale unterhalb der Tomice-Mübhle bis zur 
Wytobel⸗-Mühle — bei Stenfchemo, Kreis Poſen — zu naß belegenen Wiejen 
und Bruchgrumdftüde werden zu einer Genofjenfchaft vereinigt, um den Ertrag 
ihrer Grundftüde durch Aufhebung des Ssalferftaues der MWptobel- Mühle und 
Senkung des MWafferfpiegeld, ferner durch Regulirung ded Samica - Flußlaufes 
und Anlage von Bewäfferungs- Stauanlagert zu verbeffern. 

Der Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtöftand bei dem 
Kreisgerichte zu ofen. 


$. 2. 


Dem Verbande liegt ob, den vom Kreisbaumeifter Rofe unterm 15. Auguft 
1867. entworfenen Meliorationsplan mit denjenigen Modifikationen zur Ausfüh- 
N zung zu bringen, welche bei der Prüfung durch die Abtheilung für da8 Bau- 
weien im Mimifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten für noth- 
wendig erachtet werden. 

Die künftige Unterhaltung des nad) dem Plane zu räumenden und zu 
regulivenden Samica - Flußlaufed von der Tomice- Mühle bis zur Einmündung in 
den Wytobel⸗See, fowie die Unterhaltung der auf Koften des Verbandes anzu- 
legenden Schleufen und Brüden, ift Sache des Verbandes. 

Erhebliche Veränderungen des Meliorationsplaned, welche im Laufe der 
Zufübrung nothwendig erfcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Minifte- 
riums für landwirthichaftliche Angelegenheiten vorgenommen werden. 


$. 3. 


Dem Verbande wird zur Ausführung der beabfichtigten Melioration das 
Recht zur Sopropriation verliehen, indbefondere auch zur Erwerbung de8 Mühlen- 
—8 und der dazu gehörigen Stauanlagen der Wytobel⸗-Mühle. 

Die Feſtſtellung der entadbigungen erfolgt im Mangel einer Einigung 
Berta SS. 45. bis 51. des Gefehed vom 28. Februar 1843. bezeichneten 

ren. 


$. 4. 


Die Koften zur Ausführung des Meliorationsplane8 und der Unter: 
haltung der gemeinfchaftlichen Anlagen werden von den Genofjen des Br 
ut 
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durch Geldbeiträge nad) Maaßgabe des Kataſters aufgebracht. In dem Katafter 
find die betheiligten Grundftüde nach Verhältniß des durch die Melioration ab» 
juiwenbenben Schadens und herbeizuführenden Vortheils in drei Klaffen zu thei- 
en, von denen ein Preußiſcher Morgen 
j der erſten Klafje zu drei heiten, 
‚der weiten Klaffe zu zwei Theilm, 
der dritten Klafje zu einem Theile 
heramugiehen tft. | 
ie Aufftellung des Katafterd erfolgt durch zwei von der Regierung er- 
nannte Boniteure unter Leitung des Königlichen Kommiſſarius, welcher rd bei 
dem Anfhätungögeihäßt zeitweife Durch einen Feldmeſſer vertreten lafjen Tann. 
Das Kataſter ift den Nittergutöbefigern und den Borftänden der Gemeinden, 
welchen die übrigen Bethetligten angehören, egtraktweife mitzutheilen und bei dem 
Zandrathe des Wiofener Kreifed vier Wochen lang offen zu legen. 
“Nur binnen diefer Friſt können Beſchwerden gegen das Ratafter erhoben 


en. 

Diefelben find bei dem Landrathe des Wofener Kreiſes anzubringen. 

Die Zeit der Offenlegung ift vor deren Beginn durd) dad Amtsblatt und 
außerdem in ortsüblicher Weiſe bekannt zu madhen.. 

Der Landrath des Pofener Kreifed hat die Beſchwerden unter Suziehung 
des Befchwerdeführerd, eined Mitglieded des Vorſtandes und geeigneter Sad. 
verftändigen zu unterfuchen. | 

Die Sacverftändigen find von der Regierung & ofen zu ernennen. 

Mit dem Refultate der Unterfuchung werden die Befehwerdeführer und 
das Borftandsmitglied befannt gemacht; find beide Theile mit dem Refultate 
einnerftawden, fo wird das Ratafter demgemäß berichtigt, andernfalld werden die 
Akten der Regierung zu Pofen zur Enticheidung eingereicht. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Regierungs⸗ 
Entfcheidung ift Rekurs dagegen an den Miniſter für die ——— 
Angelegenheiten zuläſſig. ird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten 
derielben den Beichwerdeführer. Ä 

Daß feftgeftellte Katafter wird von der Regierung zu Poſen ausgefertigt 
und dem Landrathe des Wofener Kreifed zugefendet. Auf Grund des Katafters 
werden die Heberollen aufgeitellt. 

Sao lange das Katafter in der oben vorgefchriebenen Weiſe nicht auf: 
geftellt ift, fönnen nady Maaßgabe der im Beſitzſtandsregiſter — zufammen- 
gelten durch Feldmeffer Biedermann im November 1865. — al8 betheiligt bei 
er Melioration aufgenommenen Flächen, jedoch mit Ausfchluß der Seeflächen, 
Beiträge auögefehrieben und eingezogen werben, vorbehaltlich fpäterer Aus. 


leichung. 
gleihung 5 


Die Flächen der Seen, durch welche der Samicabah von Tomice⸗Mühle 
bis Wytobel⸗Müuͤhle bindurchfließt, fowie die Fläche des ſeitwärts belegenen Groß: 
dorfer Sees bleiben ald zur Zeit nicht beitragäpflichtig in dem nad S. 4. auf- 
geftellten Katafter außer Anſatz. 
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Werden bisherige Seeflächen in Folge der Senkung des Waſſerſpiegels 
waſſerfrei, \ bat der Genoſſenſchaftsvorſtand den Umfang der diesfälligen Flächen 
nad) Ablauf eined Jahres nach Ausführung der Seejenkung feftitellen zu laflen. 

Nach Ablauf von vier Sahıen nad) Ausführung der Seefenfung find die 
wafferfrei gewordenen früheren Seeflächen nach dem in $. 4. geordneten Ver— 
fahren einzufchägen und nach Feſtſtellung der Beitragspflichtigfeit und Einſchätzung 
nachträ Nic in das Katafter aufzunehmen. 

Sach erfolgter Aufnahme in das Katafter haben die Beſitzer der dies— 
fälligen Flächen an Neubaufoften, d. i. an Koften der Ausführung des Melio- 
rationsplanes, pro Morgen den gleichen Betrag, welcher pro Morgen der gleichen 
Klaffe von den übrigen Berbandsmitgliedern aufgebracht worden tft, nachträglich 
zur VBerbandöfaffe zu zahlen, welche eingehende Summe nad Bedürfniß des Ver: 
bandes zu verwenden ift. Von dem nach erfolgter Aufnahme in das Katafter 
tommenden 1. Sjanuar ab nehmen die Beliger der aufgenommenen früheren 
Seeflächen an der Unterhaltung der Verbandsanlagen Antbeil, und zwar in 
demſelben Verhältniſſe, wie die Beſitzer der übrigen beitragspflichtigen Flächen 
der gleichen Kataſterklaſſen. 


$. 6. 


An der Spike der Genoſſenſchaft ftebt der Sozietätsdirektor. Der Land- 
vatb des Poſener Kreifes fol zugleib Sozietätsdireftor fein. Derfelbe fübrt die 
Verwaltung nad den Beſtimmungen dieſes Statuts umd den Beſchlüſſen des 
Rorftandes und vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenheiten, auch dritten 
Perſonen und Behörden gegenüber, in umd außer Gericht, wenn es nöthig werden 
ſollte. Cr bat insbeſondere 


a) die Ausführung der gemeinjcartlihen Anlagen nah den feftgeftellten 
Planen zu veranlafien und diefelben zu beaufiichtigen; 


b) die Hebeliſten anqulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Süu- 
migen event. — gleichwie bei allm übrigen auf Grundftüden haftenden 
öffentlichen Vaften — dur adminiitrative Exekution zur Krei3:Konummual: 
kaſſe einzuziehen, die Sablungen auf die Kalte anzuweiſen und die Kaflen- 
vermultung zu reoidiren; 

c) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und tie Urkunden 
derielben zu unterzeichnen. 

Dem Sozietätsdirektor wird cin Vorſtand von zwei durd die Genoffen- 
ſchaft gewadlten Mitgliedern beigeordnet, welcher unter tem Vorige des So⸗ 
geraränreftore nach Stummenmebrbeit verbindende Neichlüfle für Die Sozietät zu 
tarfen. den Direktor in feiner Geidhüftsfübrung zu unterftügen und tus Belle 
NT Sozietät unerall wubramehmen hit. 

In Vchintenmegtfüllen wirt jetes Norflandsmitalie® durch je einen Stell. 

verineten. 


Sur Verbindlichkeit des Beichlumſes gehört die Theilnabme dreier Perſonen, 
des Sotetaͤtsdirekters ind der beiden Vornandemitalieder. oder eines oder beider 
Avpertretert 


gr 
De 


Die Ausführung der Beichlüffe fteht dem Sozietätsdirektor zu. In Bes 
binderungsfällen läßt der Yandrath die „ngelegenieiten der Genoffenfchaft durch 
einen von ihm aus der Zahl der Vorftandsmitglieder zu ernennenden Stellver- 
treter leiten. 

Sowohl der Direktor ald die beiden Borftandsmitglieder und deren 
Vertreter verwalten ihr Amt ald ein Ehrenamt. 


$. 7. 
Es baben zu wählen: 


a) das Rittergut Stenfchewo ein Vorftandsınitglied und deffen Stellvertreter, 


b) die übrigen Mitglieder der Genoffenfchaft ein Vorftandsmitglied und deffen 
Stellvertreter. | 


Bei der Wahl ad b. haben die Wahlberechtigten und zwar jeder Befiker 
eined neibeiligten Rittergutes, ferner der jedesmalige Beſitzer des Ingenamnfen 
Freigutes zu Kramplewo, fowie der jedegmalige Bejiger der Wytobel-Mübhle und 
jeder Se der betheiligten Dörfer für je zehn volle, auf Normalboden 
(erfte Beitragsklaffe) veduzirte Morgen de8 zum Rittergute, reigute und Wy—⸗ 
tobel- Mühle oder des übrigen zur Gemeinde gehörigen betbeiligten Belititandes 
Eine Stimme. 

Sp Lunge dad Katafter nicht nach $. 4. definitiv feftgeftellt worden, ift 
lediglidy) die Morgenzahl des im Befigftandäregifter des Feldmeſſers Biedermann 
als betheiligt aufgenommene Fläche — jedoch mit Ausfchluß der Seeflächen — 
für die Berechnung der zuftehenden Stimmenzahl maaßgebend. 

Die bezeichneten Wähler wählen entweder perfönlich oder duch Bevoll⸗ 
mächtigte reſp. durch ihre gefehlichen Vertreter. 

Abfolute Stimmenmehrheit entfcheidet, bei Stimmiengleichheit das Loos. 
Wird nad zweimaliger Wahlabftimmung eine ia ide ie nicht erzielt, 
fo find für jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, welche 
in der vorbhergegangenen Abftimmung die relativ meiften Stimmen erhalten 
hatten, auf die engere Wahl zu bringen. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre; Die Ausfcheidenden find wieder wählbar. 
Der Sozietätödireftor ift Wahlkommiſſarius und ftellt die Wahlliften feſt. Die 
Prüfung der Wahlen gebührt dem DVorftande. Bei dem Wahlverfahren, fowie 
für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl, gelten analog die Vorfchriften 
über Gemeindewahlen. 

§. 8. 


Streitigkeiten, welche zwifchen den Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundftüden, über die Zuftändigfeit oder den Umfang von 
Srundgerechtigkeiten und anderen Nußungsrechten, und über befondere, auf 
fpeziellen Rechtötiteln beruhende Rechte oder Verbindlichfeiten entftehen, gehören 
zur Entjcheidung der ordentlichen Gerichte; dagegen werden alle anderen, die 
gemeinfamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung 
eined oder des anderen Genofjen betreffende Beichwerden von dem Worftande 

(Nr. 6962.) | untere 
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unterſucht und entſchieden, ſoweit nicht in Betreff des Entſchädigungsverfahrens 
um $. 2. etwas Anderes vorgeſchrieben iſt. 

Gegen die Entiheitung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein —— frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietätsdirektor angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nad) 
Stimmenmehrheit. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
waͤgt die Koſten. 

Das Schiedsgericht wird in jedem Falle fo gebildet, daß der Verbands- 
vorftand einen Schiedsrichter, ver oder die mehreren gleihbetbeiligten Rekurrenten 
einen Schiedsrichter wählen und daß die Regierung den Obmann beitimmt, 
welcher den Voriig fübrt. 

Su Mitgliedern des Schiedägericht? können nur großjährige verfügung: 
fübtge, "unbejcholtene Männer, die nicht zum Verbande gebören, gewählt werden 

Wenn von dem oder den gleichbetbeiligten Rekurrenten nicht Sinnen vie vier 
Wochen, vom Tage des Abgangs der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes, 
dieſem ein gerianeter Schiedsrichter nambaft gemacht wird, jo erfolgt die Wahl 
deſſelden durch die Regierung 

Wenn von mehbreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne ſich der Wahl 
enthalten. je find ſie am die Wabl der übrigen gebunden. 


$ 9. 


Rab beendeter Ausführung dei Melierationsplanes findet alkjübrlich 
weiiten Saat · und Erntezen eine Hauptichau und, ſo oft es erforderlich iſt, im 
—— NXacichau der Anlagen Seilens des Vorſtandes ftatt 

Der, — Er legt 
dabei an 8 k der Schaugegenfãnde mit ibrer Berchreibung zu Grunde 
wur Fehr der Tetieiluen, jeden fe ſich melden, oder er es für nöibig bält, zu. 

Der Tora gt teuunichtt teil, was zur Unterbultung ter verbundenen 
erheben el 


At 
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T um Obex· Am ichtsrechte des Started uterrotien Die 
te Regieruna zu Tornn als Vandes-Goltzcibeberde und in 
Serum; den Kierler für die Imdseirtbihurniden Anyiayenbeiten 
nun Marıpıer ui: Zuanuts. um? im Uedrigen im dem Umifange 
wo we fe Ferner melde geicqlich den Aufiibeänderien der Gymeinden 
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§. 11. | 
Abänderungen diefe8 Statutd können nur unter Iandeöherrlicher Genehmi- 
gung erfolgen. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 14. Dezember 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 





(Nr. 6963.) Bekanntmachung, betreffend die Allerböhfte Genehmigung von Abänderungen 
des Statut8 des Herforder Vereins für Leinen aus reinem Handgefpinnft. 
Vom 7. Januar 1868. 


D es Königs Majeſtät haben mittelſt Aleehöchten Erlaſſes vom 27. Dezember 
1867. die von der Generalverfammlung der Aktiengeſellſchaft „Herforder Verein 
für Leinen aus Handgefpinnft’ zu Sertord ‚, die nad) dem notariellen Protokolle 
vom 18. November v. J. bejchloffenen weiteren Aenderungen ihres Gejellfchafts- 
Statut8 vom 21. Juli 1852. und ded Nachfrage zu demfelben vom 17. a: 
nuar 1859., inäbefondere die Danach fich ergebende WUenderung der Firma des 
Vereins in „Herforder Leinen -DVerein!! zu genehmigen geruht. 

Der Allerböchfte Erlaß nebft dem Statute wird durdy das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Minden bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 7. Januar 1868. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Mofer. 





(Nr. 6962—6965.) (Nr. 6964.) 


(Nr. 6%4.) Bekanntmachung, betreffend die Allerböchite Genehmigung des Nachtrages zu 
dem Statut der Korporation der Kaufmannihaft zu Königsberg vom 
25. April 1823. Vom 11. Januar 1868, 


De Königs Majeſtät haben mittelft Allerhöchſten Erlafje8 vom 6. d. M. den 
von der Generalverfammlung der Korporation der Kaufmannſchaft zu Königöberg 
am 4. November v. J. beichloffenen Nachtrag zu dem Statut vom 25. April 
1823. (Geſetz Samml. ©. 92.) mit der Maafgabe, daß derfelbe mit dem 1. Fe⸗ 
bruar d. J. in Kraft tritt, zu genehmigen geruht. 


Der Allerhöchfte Erlaß nebft dem Rachtrage zu dem Statut wird durch 
das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Königsberg befannt gemacht werden. 


Berlin, den 11. Januar 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 





(Nr. 6965.) Bekanntmachung, betreffend dre Üllerhöchfte Genehmigung des revidirten Statut8 
des Rüdverfiherungävereins der Niederrheiniihen Güter-Affefuranzgefell- 
Ihaft zu Weſel. Vom 13. Januar 1868. 


Na Könige Majeftät haben mittelſt Allerböchften Erlaffes vom 4. Januar 
1868. das zur notariellen Berbandlung vom 10. Dezember 1867. verlautbarte 
revidirte Statut des Rüdverficherungsvereind der Niederrbeinijchen Güter - Affe- 
furanzgefellihaft zu Weſel zu genehmigen gerubt. 


Der Allerböchfte Erlaß nebft dem revidirten Statute wird durch das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Düffeldorf befannt gemacht werden. 


Berlin, den 13. Januar 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten: 
Gr. v. Itzenplitz. 





Retiyirt im Bürean bes Staats. Minikeriumd. 
Berlin , gebradt in ter Königlichen Gebeimen Über: Hofbachdruckerei 
N.» Teder‘. 
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(Nr. 6966.) Beitätigungs Urkunde, betreffend den Erften und Zweiten Nachtrag zum Sta— 
tut der Berlin- Görliker Eifenbahngefellihaft. Vom 13. Januar 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Verwaltungdrath der Berlin: Görliger Eifenbahngefellfchaft 
auf Grund der in der (eneralverfammlung der Aktionaire vom 21. November 
1889 . gefaßten Beſchlüſſe die beiden anliegenden Nachträge zu dem unterm 
713. Mai 1864. (Gefeß-Samml. S. 485.) von Uns beftätigten Gefellichafts- 
flatute aufgeftellt und auf deren Genehmigung angetragen hat, wollen Wir die- 
fen Nachträgen die landesherrliche Beftätigung hierdurch ertheilen. 
Die gegenwärtige Urkunde ift mit den beiden Statutnachträgen dureh die 
Gefet - Sammlung zu veröffentlichen. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. Januar 1868. 


(L.S) Wilhelm. 
Fih. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Jahrgang 1868. (Nr. 6966.) 5 € r— 
Ausgegeben zu Berlin den 23. Januar 1868. 
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Eriter Nadıtrag 
zum 


Statut der Berlin: Görliker Eiſenbahngeſellſchaft. 


1) Im $. 8. find an Stelle des Paſſus 1. c. folgende Worte zu ſetzen: 
„e) die Beftätigung der Wahl des oberften adminifttativen und des 
oberften teönifhen Direftionsmitgliedes, wie auch des Ober-Be- 
trieböinfpeftord, welche beide letztere die formelle Dualifitation zum 
Bauinſpektor befigen müffen, fowie endlich die Genehmigung der 
der Direktion und dem Ober: Betrieböinfpektor zu ertheilenden Ge- 
häftsinftruftion. Auch die Qualifikation des die Bauausführun tung 

leitenden Sjngenieurs unterliegt der Prüfung des Handeldminifterd. 


2) Im $. 9. ift als Schluß des Paragraphen hinzuzufügen: 
„sowie 4) durch die Direktion.’ 
3) Im $. 33. Alinea 2. ift an Stelle der Worte „vom Syndikus der 
efe ſchaft / zu ſetzen „vom juriſtiſchen Direktionsmitgliede.“ 


Im $. 37. sub d. iſt an Stelle der Worte „des Syndilus”’ zu ſetzen 
„de juriftifchen Direktionsmitgliedes. ' 


5) Im Abfchnitt IV. des Statutes ift Hinter der Ueberfchrift „Won den 
Repräſentanten und Beamten der Gefellihaft‘ zu ftreichen ‚A. Verwal⸗ 
tungsrath.“ 

6) $. 39. iſt im folgender Weiſe zu faſſen: 

Zweck. 

„Der Verwaltungsrath und die Direktion bilden den Vorſtand 
‘der. Gefellichaft; ne —— und vertreten die Geſellſchaft in 
ihren inneren und äußeren Rechten, ſoweit das nicht —— 
der Generalverſammlung vorbehalten iſt.“ 

7) Rach $. 39. iſt die Ueberſchrift einzuſchalten: 

A. 
Verwaltungsrath.“ 


8 A 40. find die beiden legten Alinea des bisherigen $. 39. mit der 
ch chrift „Umfang, Sig,” “ 


9) als $. 41. der biäberige $. 40., 


10) al3 $. 42. der bisherige 6. 41. anzujehen. 11) us 
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11) Als $. 43. gelten die fünf erſten Alinea des bisherigen $. 42., dagegen 
ift Alinea 6. zu ftreichen und an Stelle derfelben zu feßen: „Gelangen 
Vorlagen der Direktion zur Sejorußfaffun ‚ bei deren Berathung in der 


Direktionsfitung ein Mitglied 


es Verwaltungsrathes ald Stellvertreter 


betheiligt gewejen ift, jo muß dafjelbe fich in dieſen Sachen der Abftim- 
mung enthalten. Ueber die Beichlüffe des Verwaltungsrathes wird ein 
Vrotofoll geführt.’ 


12) as biöherige $. 43. iſt zu freichen, und an deſſen Stelle zu feßen, 
als Y. 44.: 


(Nr. 6906.) 


„Der Verwaltungsrath ift ein Organ der Aktionaire, dur) 
welches diefe möglichft genaue Kenntniß vom gefammten Betriebe 
der Angelegenheiten der Gefellfchaft nehmen, und in den General: 
verfamimlungen die ihnen nöthig feheinenden Auffchlüffe erlangen 
önnen. 

Der Verwaltungsrath kann deshalb auch von der Direktion 
jeder Zeit Bericht über ihre Thätigkeit im Allgemeinen und über 
ſpezielle Stage indbefondere erfordern. 

Zur Berathung und Beichlußnahme des Verwaltungsrathes 
gehören indbefondere: 

1) die Beftimmung der Einzahlungen auf die Aktien ($. 16.), 
Ausfertigung der Aktien, Dividendenfcheine, Kupons und 

along; 

2) die Wahl der Direktiondmitglieder, Feftftellung der mit den- 
felben abzufchließenden Verträge, und der ihnen zu ertheilen- 
den Sinftruftionen; 

3) die Anlage eines zweiten Bahngeleifes, ſowie alle im $. 31. 
unter 1. bis 8. genannten, demnächſt noch zum Beſchluſſe 
der Generalverfammlung zu bringenden Gegenftände; 

4) die Keititellung der Inventur und Bilanz; 

5) die Beftimmung über die RA der jährlichen Dividende; 
& die Normirung der Prozentjäße, welche aus der Betrieböfaffe 
um CErneuerungsfonds zu zahlen find ($. 7.); 

7) bie Genehmigung der — für die Perſonen⸗, Gepäd- und 
Güterbeförderung ; 

8) die Feſtſtellung des von der Direktion alljährlic) worzulegen- 
den Einnahme- und Ausgabe-Etat3; 

9) die Genehmigung der Verträge, welche Sehne der Unter: 
baltung und zum Betriebe der Eifenbahn abgefchloffen wer- 
den, fofern deren Objekte die Summe von 10,000 Thalern 
überfteigen, fowie die Genehmigung des Verkaufs von Ma—⸗ 
terialien, Mafchinen und anderen zum Betriebe nicht mehr 

e erforderlichen abgängigen oder dur denfelben erzeugten Ge- 

—52 wenn der Verkaufswerth mehr als 10,000 Thaler 

ausmacht; 
10) die Bewilligung von Remunerationen, ober Tantiemen an 
ie 
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die Mitglieder der Direktion. Alle Erklärungen, Urkunden, 
Verhandlungen und Verträge, die der Verwaltungsrath 
Namens der Geſellſchaft ausſtellt, reſp. vollzieht, ſind verbind⸗ 
lich für die Geſellſchaft, wenn ſie von dem Vorſitzenden oder 
deſſen Stellvertreter und mindeſtens noch zwei Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes unterſchrieben find. 


13) Der bisherige $. 44. iſt als $. 45. mit der Abänderung zu bezeichnen 
daß die im diefem Paragraphen auägefprocyene Bezugnahme auf $. 43. in 
$. 44. verändert werden muß. 

14) Der bisherige $. 45. ift ald $. 46. zu bezeichnen. 

15) Der bisherige $. 46. ift als $. 47. zu bezeichnen. 

16) Der bisherige $. 47. ift als $. 48. zu bezeichnen mit der Abänderung, 
daß die in diefem Paragraphen erfolgte Bezugnahme auf $. 40. in $. 41. 
unyuänden if. 

17) Der biöherige $. 48. ift als $. 49. zu bezeichnen. 


18) Nach $. 49. ift als Ueberfchrift einzufchalten: 
B. die Direftion. 


19) Dem folgenden $. 50. ift folgende Faſſung zu geben: 
Umfang, Zweck. 
Die Leitung ſämmtlicher Angelegenheiten der Geiellichaft, 
jowett fie nicht nad) Maaßgabe des tatuts der Generalverfamm- 
und dem Verwaltungsrathe vorbehalten find, ift einer folles 
gialiſch organifitten Eifenbahndireftion übertragen, die aus drei 
ordentlihen Mitgliedern, einem adminiflrativen, einem techniſchen 
und einem juriftiichen, ſowie aus drei flellvertretenden Mitgliedern 
befteht, welche drei legternm aus und von dem Berwaltungsrathe 
alljährlidy und zwar jebeömal ummittelbar im der auf die ordentliche 
Generalverfammlung zunädhft folgenden Verwaltungsraths⸗Sitzung 
ewäblt werden. Die Wahl des adminiftrativen, wie des technifchen 
‚onömitgliedes bedarf der Seätigung der Königlichen Staats- 
jeaierung ($. 8. c.). Das juriſtiſche Direftionsmitglied muß aus 
der Zabl der zum Richterſtande qualifizicten Perſonen gemählt 
werden 


Die ſtellvertretenden Direktoren fünnen von dem Dorfien 
den der Direktion oder feinem Stellvertreter in Fällen längerer 
wefenbeit oder Krankheit eines oder mebrerer ordentlicher Mitglieder 
der Direktion zur Wahmebmung der Direltiondgefchäfte einberu- 
werden. | 
I Die Direktion brinat ihre eigenen, fowie die Beichlüfle des 
Berwaltun in Ausführung, emennt und entläßt die Beam- 
ten. Sie venwaltet die eingebenden Babn- und Transportgelder 
jowie alle fonftigen Einnahmen und Ausgaben ber Geſellſchanen 
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Maaßgabe der vom Verwaltungsrathe genehmigten Etats und der 
Raffen- und Gefchäftsinftruftion, bewirkt die vollftändige Erbauung 
dev Bahn nad dem genehmigten DBauplane, fowie deren Unter- 
haltung, deögleichen die Aufführung, Anfchaffung und Unterhaltung 
der erforderlichen Gebäude, Materialien und Transportmittel, ſchließt 
alle im Intereſſe der Gefellfchaft erforderlichen Kauf-, Werfauf-, 
Tauſch-, Pacht-, Miethd-, Engagements und fonftigen Verträge, - 
foweit diefelben Objekte biß zu 10,000 Thalern umfaflen, Namens 
der Gefellfchaft definitiv ab und unterbreitet derartige Verträge, 
welche über diefe Summe hinausgehen, dem Berwaltungdrathe zur 
Genehmigung 
Nad) Außen repräfentirt die Direktion die Gefellfchaft in allen 
Verhältniffen auf das Wollftändigfte mit allen Befugniffen und 
Verpflichtungen, welche die Geſetze dem Vorftande einer Aftien- 
efelljchaft beilegen (Artikel 227. bis 241. des Handelsgeſetzbuches). 
Snäbefondere ift die Direktion legitimirt, die Geſellſchaft in allen 
gerichtlichen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in 
die Hypothefenbücher und Löfchungen in dentelben zu bewilligen, 
Miederveräußerungen vorzunehmen, Bergleiche zu fehließen umd 
Streitigfeiten jchiedörichterlicher Entfcheidung zu unterwerfen. 
uch kann der Direktion durch befondere vom Verwaltungs: 
rathe zu ertheilende General: oder Spezialvollmadht die felbitftändige 
Ausübung der nach $. 44. dem Vermaltungsrathe obliegenden Ver- 
pflichtungen oder zuftehenden Befugniffe ganz oder theilmeife über- 
tragen werden. Zur Ausübung aller der Direktion ertheilten Be— 
fugniffe bedarf diefelbe gegen dritte Perfonen und Behörden feiner 
weiteren Legitimation ald eined von dem Berwaltungsrathe aus- 
geftellten Atteſtes über die Perfonen ihrer jededmaligen Mitglieder. _ 


20) Nach dem $. 50. die Ueberfchrift: 

C. Reviforen. 
folgen zu lafjen, 

21) als $. 51. den biöherigen $. 49., 

22) als $. 52. den biöherigen $. 50. einzufchalten, 

23) die bisherige Ueberfchrift: 

C. Beamte der Gefellfchaft, 

fowie die bißherigen N dl. und 52. zu ftreihen und an Stelle der 
bisherigen Ueberfchrift C. zu jeßen: 

„D. Sonftige Beftimmungen.” 

24) Im $. 55. ift die in Alinea 1. befindliche Bezugnahme auf $. 39. in 
$.40., die in Alinea 2. diefed Paragraphen befindliche Bezugnahme auf 
$.46. in $.47. und die in Alinea 3. befindliche Bezugnahme auf $. 40. 
in $. 41. zu verändern. 


— — 


(Nr. 6966.) Zwei— 


pr. 





Sweiter Nadtrag 


zum 


Statut der Berlin- Görliter Eifenbabngefellichaft. 


$.1. 


Der Gefellihaftsfonde wird um die Summe von Einer Million zweimal- 
hundert funfjig Taufend Thalern Preußifh Kurant vermehrt, die verwendet 
werden follen: 


1) in Höhe von achtmalhundert funfzig Taufend Thalern zur Herftellung 
ie vollftändigen betrieböfähigen Zuſtandes der Berlin. Görliger Eifen- 
n; 


2) in Höhe von viermalhundert Taufend Thalern zur Beſchaffung ber 
Betrieb3mittel, welche durch die Bewältigung der vermittelft der Sale. 
fiiden Gebirgsbahn zugeführten Kohlen: und Maflentransporte über den 
urfprünglich feftgeftellten Beftand hinaus nothwendig werden. 


$. 2 

Die im ir erwähnte Bedarfsſumme von 1,250,000 Thalern wird durch 
Kreinung von fünfprogentigen Prioritäts - Obligationen aufgebracht. Die Be- 
dingungen, unter denen die Kreitung und Emiffton, ſowie Verzinfung und Amor: 
tijation dieſer Obligationen erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhöchftes 
Privilegium feftgefeßt. 


(Nr. 6967.) 





(Nr. 6967.) Privilegium wegen Emiffion auf den Inhaber lautender PBrioritäts-Obligationen 
der Berlin-Gdrliger Eifenbahngefellihaft von Einer Million zweimal- 
hundert funfzig Taufend Thalern. Vom 13. Januar 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preugen X. 


Nachdem von Seiten der Berlin Görliger Eifenbahngefellfchaft auf Grund 
de8 in der Generalverfammlung vom 21. November 1867. gefaßten Beſchluſſes 
darauf angetragen worden ift, derfelben Behufs Herftellung des vollftändigen 
betriebsfähigen S uftandes der Balin Sörliper Eifenbahn, welcher mit dem im 
Gefellfchaftsftatute vorgefehenen Aftienkapitale von eilf Millionen Thalern nicht 

bewirkt werden fünnen, und jur Beihaffung von Betriebömitteln, welche 
über den urfprünglich feitgeftellten Beftand hinaus nothwendig werden, die Auf: 
nahme eined Darlehnd von Einer Million zweimalhundert funfzig Taufend 
Thalern gegen Ausftellung auf den Inhaber lautender und mit Sindfceinen Der» 
fehener Vriorität8-Obligationen zu geftatten, fo wollen Wir in Berüdfichtigung‘ 
der vornebtngenen Verhältniffe durch gegenwärtiges Privilegium zur Ausgabe der 
dachten Obligationen unter nachftebenden Bedingungen Unſere landesherrliche 
ehmigung ertheilen. 
6. 1. 
Die zu emittirenden Prioritätd- Obligationen werden in 

12,500 Apoint8 von Einhundert Thalen von Nr. 1 bi8 Nr. 12,500 
nad) dem anliegenden Schema (I.) flempelfrei auögefertigt. Jeder Obligation 
werden Sindfupond auf zehn Jahre und en Talon zur Erhebung fernerer Rupong 
nach den anliegenden Schemas (II. und III.) beigegeben, Diefe Kupons, fowie 
rer Talon werden alle zehn Jahre zufolge befonderer Bekanntmachung erneuert. 
Die Prioritäts-Obligationen werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes, 
zwei Mitgliedern der Silenbahndireition und dem Haupt-Rendanten, die Zinskupons 
und Talond von zwei Mitgliedern der Eifenbahndirektion und dem Haupt-Rendanten- 
unterfchrieben. Auf der Rüdfeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedrudt. 


8. 2. | 
Die Priorität » Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinfet 
und die Zinfen in halbjährigen Terminen am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres 
in Berlin und Görlig berichtigt. Zinfen von Priorität: Obligationen, deren Er 
hebung innerhalb vier Jahren, von dem in dem betreffenden Kupon bezeichneten 
Zahlungdtage an, nicht geſchehen ift, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


$. 3. 

Die Privrität8-Obligationen unterliegen der Amortifation, wozu alljährlich), 
vom Jahre 1869. ab, die Summe von ſechs Taufend joeihundert funfzig 
Thalern, unter Zuſchlag der durch die eingelöſten Prioritäts-Obligationen erfparten 
Zinſen, aus dem Ertrage des EiſenbahnUnternehmens verwendet wird. Di 

(Nr. 64.) ' IE 
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Die Zurückzahlung der zu amortiſirenden Obligationen erfolgt am 1. Juli 
jeden Jahres, ner im Jahre 1870. 

Es bleibt jedoch der Generalverfammlung der Eifenbahngefellichaft vor- 
bebalten, den Amortifationsfonds zu verſtärken und fo die Tilgung der Prioritäts⸗ 
Obligationen zu befchleunigen. Auch fteht der Eifenbahn delltchaft da8 Recht 
u, außerhalb des Amortifationd-Verfahrens ſämmtliche, alddann noch vorhandene 

riorität8- Obligationen durch die öffentlichen Blätter zu fündigen und durch Zah- 
lung des Nennwerthes einzulöfen. 

In beiden Fällen bedarf e3 nicht nur der Genehmigung des Staats, fon- 
dern ed wird auch der Beftimmung defjelben die Art der Kündigung, Feftftellung 
der Kimdigungäfrift und der Rüdzahlungstermin überlafjen. Ueber die geſchehene 
Amortifation wird dem für das Eifenbahn - Unternehmen beftellten Koniglichen 
Kommiſſariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


$. 4. 

Die Inhaber der Priorität3-Obligationen find auf die Höhe der darin ver- 
fchriebenen Kapitalbeträge und der dafur nady $. 2. zu zahlenden Zinfen Gläu- 
biger der Berlin » Görliger Eifenbahngefellfehaft und haben in diefer Eigenfchaft 
an dem Gefellfhaftsvermögen ein unbedingte8 Vorzugsrecht vor den Stamm- 
und Stamm⸗Prioritätsaktien, nebft deren Zinfen und Dividenden. 


$. 5. 
Die Inhaber der Priorität » Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verfchriebenen Kapitalbeträge anders, ald nach Maafgabe des im $. 3. 
gedachten Amortifationspland zu fordern, außgenonmnen: 
a) wenn ein Zindzahlungstermin länger ald drei Monate unberichtigt bleibt; 


b) wenn der Trandportbetrieb auf der Eifenbahn länger als ſechs Monate 
ganz aufhört; 


c) wenn die im $. 3. feftgejeßte Amortifation nicht innegebalten wird. 


In den Fällen zu a. und b. bedarf e8 einer Kündigungsfrift nicht, fondern 
das Kapital farm von den Tage ab, an welchem einer diefer Fälle eintritt, zus 
rüdgefordert werden, und zwar: 


zu a. bi8 zur Zahlung de3 betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederherftellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 


In dem sub. e. vorgedachten Falle ift jedoch eine dreimonatliche Kündi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Priorität8-Obligation von 
diefem Kündigungdrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Ge- 
brauch machen, wo die Zahlung des Amortifationsgquantums hätte ft en 
foln. Bei Geltendmachung des vorilebenden Rüdforderungsrechtd die 
Inhaber der Priorität3-Obligationen fih an das gefammte bewegliche und 
unbewegliche Vermögen der Geſellſchaft zu halten befugt. 6 
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$. 6. 

So lange nicht die gegenwärtig freirten Prioritäts - Obligationen eingelöft 
oder der Einlöjfungsgeldbetrag gerichtlich deponirt tft, darf die Gefellfchaft Teines 
ihrer Grundftüde, welches zum Bahnförper oder zu den Bahnhöfen gehört, ver- 
äußern, auch eine weitere Aftien- Emittirung oder ein Anleihegefchäft nur dann 
unternehmen, wenn diefen Wriorität3-Obligationen für Kapital und Zinſen das 
Vorrecht vor den ferner audzugebenden Aktien oder der aufzunehmenden Anleihe 
vorbehalten und gefichert ift. 


$. 7. 


Die Nummern der nach der Beſtimmung des $. 3. zu amortifirenden 
Obligationen werden jährlih im April durch das Loos beflimmt und fofort 
öffentlich bekannt gemadht. 


$. 8. 

Die Verloofung gefchieht durch die Eifenbahndirektion in Gegenwart zweier 
vereideter Notare im einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu 
bringenden Termine, zu welchem den Indabern der Prioritäts- Obligationen der 
Zutritt geftattet wird. 


$. 9. 

Die Auszahlung der audgelooften Obligationen erfolgt an dem im $. 3. 
dazu beftimmten Tage in Berlin und Görlig von der Gefellichaftstaffe nach dem 
Nominalwerthe an die Vorzeiger der Obligationen, gegen Auslieferung derfelben. 
Mit diefem Tage hört die Verzinfung der ausgelooften Prioritäts - Obligationen 
auf. De letteren find zugleich die audgereichten, noch nicht fälligen Zinskupons 
einzuliefern. 

Gefchieht dies nicht, fo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von 
dem Kapitale gefürzt und zur Einlöfung der Kupond verwendet. 

Die im Wege der Amortifation eingelöften Obligationen follen in Gegen- 
wart zweier vereideter Notare verbrannt und, daß Died gefchehen, durch die öffent. 
lichen Blätter befannt gemacht werden. 

Die Obligationen aber, welche in Folge der Rüdforderung ($. 5.) oder 
Kündigung ($. 3.) außerhalb der Amortifation eingelöft werden, Tann die Gefell- 
fchaft wieder ausgeben. 


$. 10. 


Diejenigen Priorität - Obligationen, welche ausgelooft oder gefündigt, und, 
der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht binnen vier 
Jahren nach dem Zahlungstermin zur Einlöfung präfentirt find, werden im Wege 
des gerichtlichen V aprend mottifizirt. 

Es follen aber bei jeder alljährlichen Amortifetion nicht nur die Nummern 
der alddarm audgelooften, fondern auch diejenigen der ſchon früher ausgelooften 

„Jahrgang 1868. (Nr. 6967.) 6 noch 
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noch nicht abgehobenen und noch nicht gerichtlich mortifizirten Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen bekannt gemacht werden. | 


g.11. 


Die in den N 3. 7.8.9, vorgefchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch den Preußiſchen Staatdanzeiger, die Berliner Börfenpeitung die 
Berliner Bunt» und Handelözeitung und die Schlefifche Zeitung zu Bredlau. 

Zu Urkund diefes haben Wir dad gegenwärtige Iandeöherrliche Privilegium 
AUllerhöchfteigenhändig vollzogen und mit Unferem Königlichen Inſiegel ausfertigen 
laffen, ohne jedoch ben Jrb ern der Obligationen in Anfehung ihrer Befriedigung 
eine Serährleiftung von Seiten des Staatd zu geben oder Rechten Dritter zu 
praͤjudiziren. 

Das gegenwärtige Privilegium iſt durch die Geſetz⸗Sammlung bekannt 
zu machen. 


Gegeben Berlin, den 13. Januar 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Hevydt. Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Ede: 
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Schema J. 


Prioritaͤts⸗Obligation 
der 
Berlin-Goͤrlitzer Eiſenbahngeſellſchaft 


Jeder Obligation find 20 Kupons auf Megen Erneuerung der Kupons nad) 
zehn Jahre und ein Talon zur Er M..... dem Ablauf von zehn Jahren erfolgen 
bebung fernerer Kupons beigegeben. jedesmal befondere Bekanntmachungen. 


über 
100 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber diefer Obligation hat auf Höhe des obigen Betrages von Er 
undert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemäßheit des Aller erhöch- 
en Privilegiumd vom ..tM ...8 18.. emittirten Kapitale von: Einer 
Million zweimalhundertfunfzig Taufend Thalern Preußifh Kurant Prioritäts- 
Obligationen der Berlin - Gorliger kiſenhahngeſeltſchaft 


Görlitz, den . tu ............... 


Der Berwaltungsrath der Berlin. Görliger Eijenbabngefellichaft. 


N. N. N. N. 
Die Direktion der Berlin-Goͤrlitzer Eingetragen Fol... 
Eifenbahn. Der Haupt-Rendant. 
N. N. N. 


(Nr. 6967.) She, 
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Schema I. 
Eriter Zins-Kupon 
der 


Berlin: Görliker Eifenbahn - Brioritäts - Obligation 
A... 
| ‚zahlbar am 1. Juli 18.. 
Inhaber dieſes empfängt am 1. Juli 18.. die balbjährigen Zinfen der 
halben hal Priorität3-Obligation über Einhundert Thaler mit zwei und einem 
en Thaler. 


Görlitz, den „tm ............ 18.. 
Die Direktion der Berlin: Görliger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N.N. N.N. 
Der Haupt-Rendant. 
N. 
Sinfen, deren Erhebung innerhalb vier 
Pacihnzten Bahlngetage anı nicht gefhehen 
ezei 
if verfallen zum Wort eil der Geſellſchaft. 
Schema III. 
TZalon 
zu der 
Berlin: Görliker Eifenbahn - Prioritäts-Obligation 
| M' ..... 


Der Produzent dieſes Talons erhält ohne weitere Prüfung feiner Legiti- 
mation die für die vorftehend bezeichnete Priorität3 -Obligation neu anzufertigenden 
Zinskupons für die nächſten zehn Jahre. | 


Görlitz, den „tu ............... 18. . 
Die Direktion der Berlin: Görliger Eiſenbahngeſellſchaft. 
N. N. N.N. 
Der Haupt. Rendant. 


N. 





Rebdigirt im Büreau bes Staats. Minifteriumb. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober - Sofbuchbruderei 
(R. v. Deder), - 
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Sejeg- Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 


— Nr. 5. — 
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(Nr. 6968.) Geſetz, betreffend die Abänderung der Stempelſteuer von Kalendern. Vom 
10. Januar 1868, 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Dreußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Sanbtages, für den Umfang Unferer 
Monarchie, mit Ausnahme der Hobenzollernfchen Yande und des Jadegebiets, 
was folgt: 

§. 1. 


Die Stempelfteuer von den für da8 Jahr 1869. und die folgenden Jahre 
erfcheinenden Kalendern ift ohne Unterfchied zwifchen inländifchen und ausländifchen 
und zwifchen Volf8- und Yurus-Ralendern nad) folgenden Steuerfäßen zu entrichten: 


für Kalender in Duart, Oftav und Duodez, ingleichen Schreib- 
kalender ................................ P..... ......... 2 Sgr., 
für Kalender in kleineren Formaten, wie auch Tafellalender.. 1 - 


8. 2. 
Unfer inanzminifter wird mit der Ausführung diefer Verordnung beauftragt. 


| Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrudten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 10. Januar 1868. 


(L.S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Br. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


— — — 





Jahrgong 1868. (Nr. 6968--6969,) & 7 (Nr, 6969) 
Ausgegeben zu Berlin den 30. Januar 1868, 
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(Nr. 6969.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt DOrcersiehen, Regierungsbezirks Magdeburg, zum Betrage von 
10,000 Thalern. Vom 2. Dezember 1867. 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Rachdem von dem Magifttat zu Ojcherdleben im Einverftändniß mit der 
Stadtverordneten- Verſammlung darauf angettagen worden ift, zur Erbauung einer 
Bürgerihule und eines Krankenhauſes, ſowie zur Ausführung mehrerer anderer 
gemetinnügiger Unternebmumgen eine Anleihe zum Bettage von 40,000 Thalern 
aufnehmen und zu dieſem Bebufe auf auf jeden Inhaber lautende, mit Zindfupons 
veriehene Stadt: Obligationen a zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit 
des 6. 2. des Geiekes vom 17. a 1833. Kr uaflelung con — 
welche eine Zablungsverbindlichkeit gegen jeden Inhaber urch gegen 
wärtiges Privilegium zur Austellung von ‚vierzig —2 —* Pd 
Swmödt- Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema, und zwar 

⸗ 30,000 Thaler in Apomis zu 100 Thaler, 
10,000» 50 





auszufertigen, mit fünf vom Sunte, jährlich zu verzinfen und, von Seiten der 
Gläubiger unfüindbur, mac Sem fe aut ber Dit Tilgungsplane vom 1. Januar 1869. 
ab durch Berloofung eh hen mit jährlich mindeſtens drei 
Prozent der —e— unter & inzurechmung der durch die Tilgung erfparten 
Zinjen zu amortiſiren fmd, mit Borbehalt der Rechte Dritter, Unſere landes⸗ 
berrlide Gen ‚ ebne —— dadurch den Inhabern der Obligationen in 
Anſehung ibrer igimg eine Gewährleiſtung Seitens des Staates zu 
bewilligen 

Urkundlich unter Unjerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen nitegel. 

Gegeben Berlin, den 2. Dezember 1867. 


(L. S.) Milbelm. 
Jh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Irco- 





— 3 — 


Provinz Sachſen, KRegierungsbesirt Magdeburg. 


Stadt- 
wappen. 


Ofcherslebener Stadt -Obligation 


2... über ..... Thaler. 


(Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Brivilegiums vom .................... 
Geſetz -Samml. von ..... ..... ) 


Wir Magiſtrat der Stadt Oſchersleben, im Regierungsbezirk Magdeburg, be- 
fennen hierdurch), daß der Inhaber dieſes Schuldfcheind der biefigen Stadt ein 
Darlehn von..... Thalern, fchreibe ............... Thalern Kurant gegeben 
bat, defien Empfang wir hiermit befcheinigen. 

iefe Schuldfunmme bildet einen Theil des in — des Allerhöchſten 
Privilegiums vom .......... ...... aufzunehmenden Darlehns von 40,000 Tha- 
lern. Zur Tilgung der Schuld werden vom 1. Sjanuar 1869. ab jährlich nad) 
dem feftgeftellten Tilgungsplane wenigſtens drei Prozent von dem Kapitalbetrag 
der ganzen Obligationenfchuld nebit den Zinfen der eingelöften Obligationen ugr- 
wendet, fo daß die Tilgung binnen längftend 20 Jahren ſich vollendet. Zu diefem 
Zwede erfolgt alljährli) im Monat Juli, zuerft im Jahre 1868., die durch amt: 
liche Protofoll zu beurfundende Ausloofung der im Monat Januar ded naächſt— 
folgenden Jahres duch Baarzahlung zu tilgenden Obligationen. 

Der Stadtgemeinde Ofcherdleben bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungs- 
fonds mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Magdeburg zu verftät en 
und dadurch die Abtragung der Schuld iu befchleunigen, fowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverfchreibungen Pr fündigen. | | 

Den Släubigern fteht fein ündigungöredht u. 

Die auögelooften, fowie die gefündigten Schuldverfchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Nummern und Beträge, fowie des Termind, an welchem 
die Rüdzahlung erfolgen foll, öffentlich befannt gemacht; diefe Bekanntmachung 
erfolgt drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem Kreißblatte der Kreife 
Dfchersleben und Wanzleben, dem Amtöblatte der Königlichen Regierung zu 
Magdeburg und im Staatdangeiger. Jedesmal, fobald eines dieſer Blätter oder 
der ihnen künftig etwa fubftituirten eingehen follte, wird vom eanhtrate mit 
Genehmigung der Königlichen Regierung ein entjprechendeß anderes Blatt gewählt 

en. | 


(Nr. 6969.) 7 Bis 
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Bis zu den Tage, an welchem folchergeftalt das Kapital zurüdzugeben ift, 
wird daffelbe in balbiährlichen Terniinen, am 2. Januar und 1. Juli, mit fünf 
Prozent jährlich) verzinft. Die Auszahlung der Zinjen und des Kapitals erfo'gt 
gegen bloße Nüdgabe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe Diefer Schuld- 
verfchreibung, bei deu Kämmereikaſſe zu Oſchersleben in der auf den Eintritt der 
Fälligkeit folgenden Zeit. Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten 
Sculdverichreibung find auch die dazu gebörigen Zinsfupons der fpäteren Fällig— 
keitstermine abzuliefern. Für die fehlenden Kupons wird der Betrag vom Kapi- 
tale abgezogen. 

Die gekündigten Rapitalbeträge, welche inmenhalb dreißig Jahren nach dent 
Nüdzablungstermine nicht erboben werden, jowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit nicht erhobenen Zinjen, verjähren zu 
Gunſten der Stadtgemeinde Ofcherdleben. In Anjebung der verlorenen oder 
vernichteten Obligationen finden die Borjchriften der Verordnung vom 16. Juni 
1819, wegen des Aufgebot? und der Amortifation verlorener oder vernidhteter 
Staatöpapiere $$ 1. bis 12. mit nachftebenden näheren Beitimmungen Anwendung: 


a) die im $. 1. jener Verordnung vorgefehriebene Anzeige muß dem Ma: 
giftrat gemacht werden, welchem alle diejenigen Sefchäfte und Befugnifle 
zuſtehen, welche nach der angeführten Verordnung dem Schagminiftertum 
zukommen; gegen Die Derfügungen des Mugiftrats findet der Rekurs 
an die Königliche Regierung zu Magdeburg itutt; 

b) dad im S 3. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem König: 
lichen eisgerichte zu Halberſtadt; 

e) die in den $$. 6. 9 und 12 jener Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch diegmigen Blätter geicheben, durch welche die 
ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; 

@ 1) an die Stelle der un $ «. jener Verodnung ermübnten ichs Zinszahlungs⸗ 
terımme jollen vier, an die Stelle det im $. 8. ermäbnten achten Zablungs⸗ 
termins foll der fünfte treten ' 

Mit diefer Schuldvrrichreibung ſind zehn balbjäbriae Sunsfupens ausgegeben; 
die ferneren Zinskupons werden für Aunfzabrige Vertoden ausgegeben werden. Die 
Ausgabe einer neuen Zuskupons · Serie erfelat bei der Künnnereifafle zu Dfchers- 
teben gegen Ablieferung des Der älteren Zinskupons - Serie beigetrudten Talons. 
Beim Nertufte des Talons erfolgt die Ausbindigung der neuen Sinstupens » Serie 
a den Indaber der Sbuldveribreibung. ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig 

Sur Sicherdeut Der dierdurch eingegangenen Verpilichtungen baftet die 
Stadtgemeinde ODſchersleben mit ibrem Vermoögen und ibrer Steuerktaft 

Su Urkund deſſen buben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertdeilt. 

Dfeberäleten, u .. = ........ 1 


Der Mauiftrat. 
‚dic Der Unteribrnt dee Wayıtortättzcnten unt cırca amieren Wayrtrutswrirlieie:." 
Giaxtrayen Fol..... W..... 


. * 


Yıro- 
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Provinz Sachſen, Regierungsbesirt Magdeburg. 


Zins-Kupon K..... 
über..... Thaler ... Silber groſchen Zinſen. 


der 
.. Dicherslebener Stadt -Obligation 
Mn. über ...... Thaler. 

Inhaber dieſes Kupons empfängt am .. en ............. 18.. die 
balbjährigen fünfprozentigen Zinfen der Stadt-Obligation M ... mit ..... 
aus der Kämmerei-Kaffe zu Dfchersleben. 

Dfcheröleben, den ..tn ............... 18... 


Der Dlagiftrat. 


(Fakſimile der Unterfchrift tes Magiftratödirigenten und eines andern MagiftratSmitgliedes.) 






Dieſer Kupon wird ungiktig, wenn defjen 
Betrag nit innerhalb vier Ighren,en 
lauf deö Kalenderjahres der Filligkeit, abge⸗ 
hoben wird. 





(Nr. 6969.) - Pro⸗ 
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Provinz Sachſen, Kegierungsbesirt Magdeburg. 


Zalon 
ber 
Ofcherdlebener Stadt-Obligation 
M ..... über ..... Thaler 


a fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons ängt gegen deſſen Rückgabe zu der vorbezeich- 
neten —28 die ..* Serie Ir für die fünf —* 18.. bis — * 
bei der Kämmereikaſſe in Oſchersleben, ſofern nicht von dem Inhaber der Obli⸗ 
gation gegen dieſe Ausreichung rechtzeitig proteflirt if. 


Dfchersleben, den ..ten ............ 18.. 


Der Magiſtrat. 
(3 kſimile der Unterſchrift des Magiftratsdirigenten und eines anderen Magiftratsmitgliedes.) 





| (Nr. 6970.) 





Ach, zugleich die entgegenftehenben Beftimmungen der | 
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(Nr. 6970.) Mlechöcfter Exlaß vom 19. Dezernber 1867., betreffend die Abaͤnderung der 
Militair- Kichenordriung vom 12. Febrüär 1832. Hinfichtlic der Wahl 
der evangeliſchen Militairgeiftlichen de8 Ländheeres, der Marine und ber 
Militair -Inftitute. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 6. d. M. genehmige Ich, daß in 
gleicher eife, wie in Gemaͤßheit des $. 10. der Nilitar » Kirchenordnung vom 
2. Februar 1832. die Wahl der evangeliichen Divifions- und Lazare peebige, 
bei den mobilen Truppen während des Kriege durch den evangelifchen Feldpropſt 
der Armee erfolgt, demfelben auch für die Friedenszeit die Berufung jammtlicher 
evangelifchen Militairgeiftlichen des Landheered, der Marine und aller Militair: 
Snftitute, mit Ausnahme des Garnifonpredigers in Berlin, deifen Wahl ch bei 
eintretenden Vakanzen Meiner Beftimmung vorbehalte, peigeiegt werde, indem 
ilitait» Kicchenordnung 
hierdurch aufhebe. Die Vorfchriften derfelben dagegen, welche die Qualifikation 
der in ein ® re re u berufenden Geiftlihen, die Mitwirktung der 
Militairbefehlöhaber reſp. des Marineminifteriumd und die Beftätigung der er- 
folgten Sa von Seiten des Minifterd der geiftlichen Angelegenheiten beziehungs⸗ 
weiſe des Evangelifchen Ober-Kirchenräths innerhalb feined Reſſorts betreffen, 
bleiben auch ferner in Kraft. | | 
Sie, der Minifter der geiftlichen ıc. Angelegenheiten, haben das zur Aus- 
führung diefer Einrichtung Erforderliche zu veranlaffen. 


Berlin, den 19. Dezember 1867. 
Wilhelm. 


v. Roon. v. Mühler. 


An die Minifter des Krieges und der geiftlihen ꝛc. 
-  Angelegenbeiten. 





(Nr. 6970-6971.) | (Nr. 6871.) 
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(Nr. 6971.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen des 
Fürſtenthumer Kreije8 im Betrage von 30,000 Thalern IV. Emiffion. 
Bon 8. Januar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des FürſtenthumerkKreiſes, im Regierungd- 
bezirk Eöslin, auf den Kreistagen vom 8. Oftober 1862. und 6. Dezember 1864. 
beiähloffen worden, die zur Erwerbung des Grund und Bodens für den Eifen- 
bahnbau von Cöslin über Stolp nad) Danzig erforderlichen Geldinittel im Wege 
einer Anleihe zu beichaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: 
zu diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zindfupons verfebene, Seitens 
der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
30,000 Thalern ausftellen zu dürfen, da fich hiergegen weder im Intereſſe der 
Släubiget noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden bat, in Gemäßheit 
des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausftellung von Obligationen 
im Betrage von 30,000 Thalern, in Buchftaben: dreißigtaufend Thalern, melche 
in folgenden Apoints: 


36 Stüd zu 500 Thaler...... 18,000 Thaler, 
900» 10 5 vr. 9,00 s 
30 50 ..... 1,500 

60 ⸗ ⸗ 25 er — 1,500 


== 30,100 Thaler, 

nach anliegendem Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit fünf 
Prozent jährlid) iu verzinjen und nach der durch das Loos zu beitimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jährlih Einem Prozent 
des Kapitals zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unſere landesherr— 
lihe Genehmigung mit der rechtlichen Bidng ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kennmiß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. Januar 1868. 


(L.S) Wilhelm. 
sch. v. d. Heydt. Gr v. Itzenplitz. 


Pro⸗ 
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Provinz Pommern, Regierungsbezirk Cöslin. 


Obligation des Fürftentbumer Kreijes 
IV. Emiffion 


tiber 


Auf Grund der unterm ................. beſtätigten Rreistagsbefchlüffe von 
8. Oftober 1862. und 6. Dezember 1864. wegen Aufnahme einer Schuld von 
30,000 Thalern bekennt fich die ftändifche Kommiffion für den Eifenbahnbau im 

thumer Kreife Namens ded Kreifed durch dieſe, für jeden Inhaber gül- 
tige, Seitens des Gläubigers unfündbare Verſchreibung zu einer Schuld von 
. ............ Thalern Preußiſch Kurant, nach dem beſtehenden Münzfuße, 
welche für den Kreis kontrahirt worden und mit fünf Prozent jährlich zu ver— 
zinſen iſt. Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 30,000 Thalern geſchieht 
vom Jahre 1869. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs— 
fonds von wenigſtens Einem —** jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den 
getilgten Schuldverſchreibungen. Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuld— 
—— wird durch das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erſog vom 
Jahre 1868. ab in dem Monate Juli jeden Jahres. Der Kreis behält ſich 
jedoch da8 Recht vor, den Tilgungsfonds durch größere Ausloofungen zu ver- 
ſtärken, fowie ſämmtliche noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. 
Die auögelooften, fowie die gefündigten Schuldverichreibungen werden unter 
Bezeichnung ihrer Buchftaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termind, an 
welchen die Rüdzabhlung erfolgen foll, öffentlich befannt gemacht. 

Diefe Bekanntmachung erfolgt jech8, drei, zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Kreisblatte des Fürſtenthumer Kreiſes, dem Amtsblatte 
der Königlichen Regierung zu Cöslin, fowie in dem Königlich Preußifchen Staats: 
anzeiger. 
zeig Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 1. Januar und am 1. Juli, von heute an gerech— 
net, mit fünf Prozent jährlidy in gleiher Münzforte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rück— 

abe der audgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diefer Schuldverfchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Cöslin, und zwar auch in der nach dem Emtritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Jahrgang 1868. (Nr. 6971.) "8 Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitalß präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die Bag gehörigen Zindfupond der fpäteren Fälligfeitätermine zum s 
zuliefern. Für die fehlenden Zinsfupons wird der Betrag vom Kapitale ab: 
gezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb vreibig Jahren nad) dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nicht 
erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunften des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verjchreibimgen erfolgt nah Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Thl. 1. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Cöslin. Zinskupons 
fönnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll demjenigen, welcher 
den Verluſt von Zinsfupond vor Ablauf der vierjährigen Verjährungsfriſt bei 
der Kreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz der Zinskupons durch 
Vorz gung der Sehulbverfehreibung oder * in glaubhafter Weiſe darthut, 
nad Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der angemeldeten und bis dahin 
nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ſechs halbjährige Zinskupons bis zum 
Schlufje de Jahres 1870. auögegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf funfjührige Perioden ausgegeben. Die Ausgabe einer neuen Zindfupons- 
Serie erfolgt bei der Kreid-Kommunalfaffe zu Cöslin gegen Ablieferung des der 
älteren Zinskupons⸗ Serie beigedrudten Talons. Beim Berlufte des Talons erfolgt 
die Aushändigung der neuen Zindfupond- Serie un den Inhaber der Schuldver- 
jchreibung , ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig gefchehen iſt. 

Zur Sicherheit der bierdurch eingegangenen Verpflichtungen baftet der 
Kreis mit jeinem Vermögen. 


Deſſen zu Urkund buben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter⸗ 
ſchrift ertbeilt. 


Cöslin, den tn nn. 18... 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für den Eiſenbahnbau im Fuͤrſtenthumer 
Kreiſe 


Pro» 
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Provinz Pommern, Regierungsbezirk Cöslin. 
Zinskupon 
zu der 


Kreis » Obligation des Fuͤrſtenthumer Kreiſes 
IV. Emiſſion 


Littr. ..... I ..... 
über ....... Thaler zu ..... Prozent Sinfen 
über 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 


|—. — .. — — 


Der Inhaber dieſes 3insfupond empfängt gegen defien Rückgabe in ber 


Zeit VOM ................ DB oo nennen ann reſp. VOM ................ 
bis · ............... und —*— die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
Dir da8 Halbjahr vom ................ bis ................ mit (in Buch- 
ben) .......... Thalern .......... Silbergrofchen bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
fafje zu Cöslin. | 
Söslin, Den een 18.. 


Die ftändifche Kreistommilfion für den Eijenbahnbau 
im Fuͤrſtenthumer Kreife. 
Diefer Zinstupon ift ungültig, wenn 
deffen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren 


nad) der Fälligkeit, vom Schluß des betreffen‘ 
den Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


— — —— ——— 


(Nr. 6971.) Pro⸗ 
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Provinz Pommern, Regierungsbezirk Cöslm. 


Zalon 
zur 
Kreis: Obligation des Fuͤrſtenthumer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Fürſtenthiumer Kreiſes IV Emiffion 


Littr. ..... MR ..... über ...... Thaler a fünf Prozent Zinfen 


bie ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis. 
Rommunaltaffe zu Cöslm, ſofern von Seiten beB Inhabers der Obligation fein 
MWiderfpruch dagegen erhoben wird. 


Cöslin, den ..ten ............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für den Eifenbahnbau 
im Fuͤrſtenthumer Kreife. 


LE Zu SE Ze 





Rebigirt im Bürean bes Staats: Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Koͤniglichen Geheimen Über nofbuchbruderei 
(NR. v. Deder). 








8 
Sejeb- Sammlung 
für die 


KRönigliben Preußiſchen Staaten 
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(Nr. 6972.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Dezember 1867., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
lifchen Borrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde. 
Chauffee von Drove an der Düren» Nideggen- Gemünder Bezirksſtraße 
über Thum nah Berg, im Kreife Düren des Regierungsbezirtd Aachen. 


Noadem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Drove an der Düren⸗Nideggen-Gemünder Bezirksſtraße über Thum 
nach Berg, im Kreiſe Düren ded Regierungsbezirks Aachen, genehmigt habe, 
verleihe Ich bierdurch den Gemeinden Drove, Thum und Berg, einer jeden hin⸗ 
fichtlih der von ihr zu bauenden Strede, das Erpropriationsrecht für die zu diefer 
Chauſſee erforderlichen. Srundftüde, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs -Materialien, nach Maaßgabe der für die Staatd- 
Chauſſeen beftehenden Borfehriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Jch 
den genannten Gemeinden gegen Uebernahme der fünftigen chauffeemäßigen Unter: 
haltung der Straße dad Recht zur Erhebung des Shauffeegelbes nach den Beftim- 
mungen des für die Stantd-Chauffeen jedesmal geltenden Shaufleegeld Sarifs, 
einfchlieglich der in demſelben enthaltenen Beitimmungen über die Befteiungen, 
fowie der fonftigen die rhetung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe 
Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. an- 
gehängten Beſtimmungen wegen der Chaufleepolizei-Vergeben auf die gedachte 
traße zur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 30. Dezember 1867. 


Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzemplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. il 





Jahtgang 1868. (Nr. 6972—6973.) 9 (Nr. 6973.) 
Ausgegeben zu Berlin den 5. Februar 1868. 
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(Nr. 6973.) Konzeſſions · Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer Pferde- Eifenbahn 


von Lägerdorf nad Itzehoe durch die Fabrikanten DO. F. Alfen & Sohn 
in Spehoe. Vom 4, Januar 1868. 


Wire Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


Nachdem von den Fabrikanten O. F. Alfen & Sohn in Itzehoe darauf 
angetragen worden ift, ihnen den Bau und Betrieb einer Pferde Eifenbahn von 
Lägerdorf nad Itzehoe zu geftatten, wollen Wir den gedachten Fabrikanten zum 
Bau und Betrieb bdiefer de-Eifenbahn Unfere landesherrlihe Genehmigung 
hiermit unter nüchftehenden Bedingungen ertheilen: 


1) 


Die Erlaubniß zur Benutzung der Itzehoe Elmshorner Chauſſee, und 
zwar des Materialbankets derſelben, von dem Punkte ab, wo nördlich 
von Nordoe der für die Eiſenbahn herzuſtellende Damm auf die gedachte 
Chauffee trifft, bis zum Delfthore von Itzehoe ift eine nad) dem 
meſſen der Chaufieeverwaltung jederzeit widerrufliche. 


2) Die Eifenbahn ift in ihrer ganzen Yänge innerhalb Jahresfriſt, vom 


Tage der Komeffionsertbeilung ab gerechnet, zu vollenden. 

Die Legung der Schimen auf der Chauffee bat folchergeftalt zu erfolgen, 
daß die Bewegung des Straßenverkehrs über die Bahn durch Divfelbe in 
feiner Meife beeinträchtigt wird. 


4) Den Untemebtrern der Eifenbabn fteht gegen die Benugung des Raumes 


auf der Ebauffee zwiſchen den Schienen ein Widerſpruchsrecht nicht zu. 


5) Den Raum zwiſchen den Schienen haben die Unternebmer ordnungswmäßig 


6) 


im bisberigen Stande zu erbulten. 


Die Ausführung der Eifenbabnanlage erfolgt planmäßig unter der Auf: 
ficht des Eiſenbabnkommiſſariats, deſſen Anweifungen unmeigerlich zu be» 
achten jmd. Hinfichtlich des Baues umd der Unterhaltung der Bahn 
auf dein Rlanum der Ebauftee iſt auch den Anforderungen der Chauſſee⸗ 
bebörde nachzukommen 


Sollten die Unternebmer bezüglich der Unterbaltung der Eiſenbahn ſich 
einer Saͤunmiß ſchuldig machen, jo iſt das Eiſenbahnkommiſſariat reſp. 
tie Chaufſeebedörde befugt, die nötbigen Unterbaltumgsarbeiten für Rech 
nung der Untemebmer in Ausfübrung bringen zu laflen. 


' Werden in Folge von Aenderungen der Chaufſee im Niveau, Breite x. 


Serindenungen Der Siienbabn nerbwenkig, io ftebt ſolcherbalb den Un- 
ternehmen ſpruch ſchãdi w. eben fo ig, wenn 
ec de8 Betriebes 


in zielge ter Unterbaltung ter Chauſſce eine Eittinung 


Nr eumatabn cter eine zeitweilige Verlegung derjelben erferberlic wer- . 
I Dem 
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9) Beim Eingehen der Eifenbahn- ift von den Unternehmern unter Weg. 
nahme der Schienen der frühere Zuftand der Chauffee vollftändig wieder 
berzuftellen. Für die Erfüllung diefer Verpflichtung haften die Unter: 
nehmer inäbefondere mit dem in die Chauffee eingebrachten Materiale. 

10) Die Unternehmer haben für die Benugung der Chauffee und an Chaufjee- 


geld alljährlich) eine noch näher zu vereinbarende Averfionalfumme an die 
ihnen zu bezeichnende Staatskaſſe zu zahlen. 


11) Den Unternehmern ftebt gegen den Anfchluß von Smweigbahnen em 
MWiderfpruchsrecht nicht zu; auch find diefelben verpflichtet, die Mit: 
benugung ihrer Bahn Anderen gegen Entrichtung einer Vergütung zu 
eftatten, fowie den Transport fremder Güter zu übernehmen. Die 
Öenehmigung tefp. Feſtſetzung der Tarife für diefen Transport, fowie, 
in Ermangelung gütlicher Vereinbarung, die Feftftellung der Vergütung 
für Mitbenugung der Bahn durch Andere, bleibt Unferem Minifter für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vorbehalten. 

12) Zur Sicherung des Betriebes haben fich die Unternehmer den deshalb 
von dem Eiſenbahnkommiſſariate zu treffenden Anordnungen zu unter: 
werfen und zur Sanbhabung ber Aufjicht einen nach dem Ermeflen des 
Kommiſſariats qualifizitten Beamten zu beftellen. 


Zugleih wollen Wir dem in Rede ftehenden Eifenbahn - Unternehmen das 
Recht zur Erpropriation und zur vorübergehenden Benutung fremder Grund- 
ſtücke nach Maaßgabe der in dem betreffenden Landestheile geltenden Vorfchriften 
hierdurch ertheilen. | Ä 

Die gegenwärtige Konzeffions » Urkunde ift durch die Gefeh - Sammlung 
befannt zu machen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. Januar 1868. 


(1. S.) Milbelm. 


Gr. dv. Itzenplitz. 





(Nr. 6973-6975.) 9° Gr. 6974.) 
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(Nr. 6974.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Januar 1868., betreffend die Genehmigung des 
Kreistagsbefchluffes des Kreifes Allenftein, im Regierungsbezirk Königs: 
berg, vom 8. April 1867. wegen Aufbringung der noch erforderlichen 
Mittel zur Vollendung der vom Kreife übernommenen Chauffeebauten. 


Auf Ihren Bericht vom 31. Dezember v. J. ertheile Ich dem nebſt Propo— 
ſition zurückfolgenden Kreistagsbeſchluſſe des Kreiſes Allenſtein, im Regierungs⸗ 
bezirk Königsberg, vom 8. April v. J. wegen Aufbringung der noch erforderlichen 
Mittel zur Vollendung der vom Kreife übernommenen Chauffeebauten Meine 
Genehmigung und fende da8 von Mir vollzogene Privilegium zur Ausfertigung 
von auf den Inhaber lautenden Kreis- Obligationen des Kreiſes Allenftein im 

Betrage von 83,000 Thalern nebſt Anlagen zurüd. 


Berlin, den 4. Sjanuar 1868. 
Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den Minifter des Innern. 





(Nr. 6975.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Krei8-Obligationen 
des Allenfteiner Kreijed im Betrage von 83,000 Thalern. Bom 4. Ja- 
nuar 1868.. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Allenſteiner Kreiſes auf dem Kreistage 
vom .S. April 1867. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauffeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe 
zu beichaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: zu diefem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens der Gläu- 
biger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 83,000 Tha- 
lem auöftellen zu dürfen, da fich biergegen weder im Intereſſe der Gläubiger 
noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßbeit des $. 2. des 
Sefehes vom 17. Juni 1833. zur Auöftellung von Obligationen zum Betrage 
von 83,000 Thalern, in Buchftaben: dreiundachtzig Taufend Thalern, welche m 
folgenden Apoints: 

11,000 Tha⸗ 
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11,000 Thaler & 1000 Thaler..... 11 Stüd, 
30,00 = a 500 =... 0 = 
28,00» a 100 =... 280. 
1000 0° a On. 200 - 
a0 aD ro. 160 - 


nach dem anliegenden Schema außzufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 

_ fünf Prozent jährlic) zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftinnmenden 
Folgeordnung jährlid) vom Jahre 1868. ab mit wenigftend jährlih Einen Prozent 
des Kapitals unter Zuwachs der Zinfen von den amortifirten Schuldverfchreibungen 
zu tilgen find, durch gegenwärtiged Privilegium Unfere landesherrlihe Geneh- 
migung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obli- 
gattonen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
tyumd nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir Beat der Rechte Dritter 
ertbeilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Semwährleiftung Seitens des Staat8 nicht übernommen wird, ift durch die Gefeh- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigedrudten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. Januar 1868. 


(LS) Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6975.) Pro» 
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Provinz Preußen, Regierungsbeirf Königsberg. 
Obligation 
des 


Allenfteiner Kreiſes 
Littr. ..... MR ..... 
über 
.......... Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterm .. " ......... 18.. genehmigten Kreistagsbeſchluſſes 
vom 8. April 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 83,000 Thalern be- 
fennt fich die fländifche Kommiſſion für den Chaufjeebau des Allenfteiner Kreifes 
Namens des Kreifed Durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu- 
bigerd unfündbare Verfchreibung zu einer Darlehnsfhuld von ......... Ihalern 
Preußiſch Kurant, welche für den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Pro- 
zent jührlich zu verzinfen iſt. 

Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 83,000 Thalern geichieht vom 
Sabre 1868. ab allmälig innerhalb eines Zeitraumes von 37 Jahren aus 
einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigftend Einem Prozent 
des Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten Schuldverfchtei- 
bungen, nach Maaßgabe ded genehmigten Tilgungsplanee. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durch 
das Loos beitimmt. ie Ausloofung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate „22.222222... jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht 
vor, den Tilgungsfonds durch größere Ausloofungen zu verftärfen, fowie ſämmt⸗ 
lihe noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die ausgelooften, 
[pie ‚die gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter —— ihrer 

uchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rück— 
zablung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt 
ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatie 
der Königliben Regierung zu Künigöberg i. Pr., ſowie in zwei zu Königsberg 
erſcheinenden Zeitungen. 

Bis u dem Tage, wo feldyergeftalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in balbjäbrlihen Terminen, am . tr ............ UNd am „tm euren. ‚ 
von beute am gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem 
verinfet. 

Die Auszablung der Zinjen und des Kapital erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der egebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diejer Schulbverfchreibung, 
bei der Kreis. Soummum alfafje in Allenſtein, zwar auch in der nad) dem Ein- 
tritt des Fälligkeitötermind folgenden Zeit. Ri 
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Mit der zur Empfangna me des Kapitals präfentirten Schuidverfchreibun 
find auch die bay gehörigen Zinsfupond der fpäteren Fälligkeitstermine zurüd- 
wuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag von Kapitale ab- 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der "genieinen Gerichtsordnung Thl. 1. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Allenftein. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei det Rreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder On in glaub» 
hafter Weip darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 
beten und bis dahin nicht vorgefommenen Zindfupond gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons big zum 
Schluſſe des a ..... ausgegeben. Für die weitere Seit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zindfupond-Serie erfolgt bei der Kreis-Rommu- 
nalfaffe zu Allenftein gegen Ablieferung deö der älteren Zinskupons-Serie bei- 
gedrudten Talond. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zindfupond -Serie an den Inhaber der Schuldwerfchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem DBermögen. 

Deſſen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. - 

Allenftein, den . tn ............... 18... 


Die ftändifche Kommiffion für den Chauffeebau im Allenfteiner Kreife. 
(L. S,) | 


(Nr. 6975.) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungobezirk Rönigsberg. 


Zinskupon 
..... Serie 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Allenfteiner Kreiſes; 
Littr...... R...... 
über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
.... Thaler ..... @ilbergrofchen. 

Der Inhaber biefed Zinstupons empfängt gegen deſſen Nüdgabe | in der Zeit 
vom ..ten .......... bis .......... reſp. vom . U .......... DE .......... 
und fpäterhin die Sf der vorbenannten Kreis. Obligation für das Serbjabr 
VOM ............ bis ............ mit (in Buchſtaben) ........... balern 
.......... —ã bei der Kreis: Rommunalfaffe zu Allenftein. 

Alenftein , BEN ..E Lernen. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauffeeban im Allenſteiner Kreife. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deffen 
Örlbbetrag nicht_ innerhalb Wer Jahr nad) der 
Fälligkeit, vom Schluß deö betreffenden Kalen⸗ 
derjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbeirt Königsberg. 
Talon 
zur 
Kreis⸗Obligation des Allenfleiner Kreifes. 
Der Inhaber dieſes Talond empfängt gegen deſſen Rüdgabe zu der Obliga- 
tion des Allenfteiner Kreifes g 
Littr. ..... Rn... über ..... Thaler & fünf Prozent Zinfen 


die . .x Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreiß- 
Kommunalfaffe zu varkeufien 


Allenſtein, den . ten ......... 18.. 
Die Händishe Kommiſſion für den Chauſſeebau im Allenjteiner Kreife. 
(L. S.) 





Serlin, gebrudt in ber Köwiglichen Geheimen Uber - Gefbuchbenderei 
Ra Teder\ 
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Gele: Sammlung 
für die 
KRönigliden Preußiſchen Staaten 


— NT. 7. — 


— 





(Nr. 6976.) Geſetz, betreffend die Erhöhung der Krondotation. Vom 27. Januar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
derordnen, mit Zuſtimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


$.1. 


An den Kronfideilommiß-Fonds wird, außer der durch Artikel III. der 
Verordnung wegen Behandlung des Staatsfchuldenwefens vom 17. Januar 1820. 
GGeſetz⸗Samml. ©. 9.) auf die Einkünfte der Domainen und Forſten angewiefenen 
Rente von 2,573,0983 Thalern und der nad) $. 1. des Geſetzes vom 30. April 
1859. (Gefeß-Samml. S. 204.) zu entrichtenden Rente von 500,000 Thalern, 
vom 1. Januar 1868. ab eine weitere jührliche Rente von Einer Million baler 
aus der Staatöfaffe gezahlt. 2 


Außerdem werden die in der anliegenden Nachweifung verzeichneten Schlöffer 
nebft Särten und Parks der ausfchlieglichen Benugung des Königs, unter Ueber- 
nahme der Unterhaltungslaft auf den Kronfideilommiß- Fonds, vorbehalten. 


“+ 


$. 3. 
Der Finanzminifter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Januar 1868. 


(LS) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühle. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


Jahrgang 1868. (Nr. 6976.) 10 Ver— 
Ausgegeben zu Berlin den 10. Februar 1868. 
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Verzeichniß 
I derjenigen u den Stantsdomainen gehörigen Schloͤſſer nebſt 
Zubehoͤr, welche zur Benutzung Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs ge— 
widmet und der reſſortmaͤßigen Verwaltung des Miniſteriums des 
Koͤniglichen Hauſes uͤberwieſen werden: | 


1) da8 Schloß nebit vorhandenen Inventarium an Mobilien zu Hom- 
burg mit den erſteres umgebenden Gärten und Parks, jedoch unter 
Ausfchluß des zur Militair-Montirungsfanmer dienenden fogenannten 
Maffenfanles uber den Marftall, ferner mit dem kleinen Tannen- 
wald und der darin befindlichen Meierei, fowie mit dem im großen 
Tannenwald belegenen gothifchen Haufe, vorbehaltlich der dortigen 
Dienftwohnung des Förſters, neh dem das Gebäude unmittelbar 
Iungebenden, zu deſſen Benutzung erforderlichen Areal nebit Stall: 
gebäude; 

2) dad Schloß nebft dem zu demſelben gezogenen Calbſchen Haufe und 
dem vorhandenen Mobiliar-nventartum zu Wiesbaden; 

3) das Schloß zu Hannover, mit Ausfchluß der zur Dienftwohnung 
des —æ beſtimmten Räume nebſt dem Bauhofe mit 
den darauf befindlichen Gebäuden, jedoch unter dem Vorbehalt, zu 
den Hof des Konſiſtorialgebäudes auch das von ihm umfchloffene 
Terrain des Pferdeſtalles bei deffen Abbruche I ziehen, und ferner 
vorbehaltlich der Mitbenukung des Dferdeftalles durch den Ober- 
präfidenten; | 


4) dag Schloß zu Celle; 


5) in dem Schloffe zu Osnabrück die Bel-Etage mit den darüber befind- 
lichen Manfarden und den unteren Räumen im linken Schloßflügel; 


6) das Palais am der Leinflraße zu Hannover, foweit e8 vertrags⸗ 
mäßig der Krone Preußen zuftebt; 
7) das Schloß zu Glücksburg; 


II. derjenigen Schloͤſſer nebſt Zubehoͤr, welche unbeſchadet der Rechte 
Dritter der Benutzung Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs uͤberlaſſen 
bleiben: ' 

1) das Schloß nebft vorhandenem Inventarium an Mobilin am 
Friedrichsplatze, mit Einfchluß des dazu gehörigen Iheild des Ge- 
bäudes Nr. 26. und Hoftheild an der unteren Karlsſtraße zu Kaffe 

) 
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2) der fogenannte Fürftenhof mit Hof- und Hintergebäuden dafelbft; 


3) der Theil des Marſtalls dafelbft, welcher ‘von der Strafe bis zur 
Mitte defjelben reicht, nebſt einem entfprechenden Theil der Remifen; 


4) die Befigung Wilhelmshöhe nebft Zubehör und vorhandenem Mo- 
bilien-Inventarium bei Kaſſel. | Sa 





(Nr. 6977.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. Januar 1868,, betreffend eine Abänderung de 
Statut? de8 Magdeburg: NRothenfee - Wolmirftedter Deichverbandes von 
l. März 1808. 


Auf den Antrag der betheiligten Grundbeſitzer und nad) Anhörung des -Deid)- 
amtes des Magdeburg-Rothenſee-Wolmirſtedter Deichverbandes genehmige Ich, 
daß das —8 vom 1. März 1858. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1858. 
©. 49. ff.), wie folgt, geändert wird: | ae 


Zu $. 13. Behufs der Wahl der Repräfentanten im Deichamte wird die 
zum Deichverbande gehörende Niederung nad Ausbau des. Ohre-Rüdftaudeiches 
ftatt in neum nunmehr in eilf Bezirke getheilt. Den zehnten Bezirk bildet die 
Ortſchaft Elbey, den eilften Bezirk die Ortfchaft Loitfche. 
| Es ift diefe Uenderung des Statut3 durch die Gefeh- Sammlung zu ver- 
- öffentlichen. 

Berlin, den 18. Januar 1868. 


Milhelm. 
v. Selhow. Leonhardt. 


An die Minifter für die Iandwirthfchaftlichen 
Angelegenheiten und der Juſtiz. 


(Nr. 6976—6978.) 10* (Nr. 6978,) 
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(Nr. 6978.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. Januar 1868., betreffend die Rangverhältniffe der 
Auftizbeamten für die neu erworbenen Landestheile. 


Auf Ihre Berichte vom 19. Dezember v. J. und 24. Januar d. J. beſtimme 
Ich über die Rangverhältniffe der Juſtizbeamten für die neu erworbenen Landes⸗ 
theile, was folgt: 

1) Der Präfident, der Vizepräfident und die Räthe des Ober- Appellationd- 
gerichts in Berlin haben den Rang des Erſten Präfidenten, beziehungs⸗ 
weife der Vizepräfidenten und der Räthe des Obertribunals. 

2) Die Oberamtsrichter haben den Rang der Stadt- und Kreidgerichtd- 
räthe; die Amtsrichter, in Frankfurt a. M. aud) die Mitglieder des 
Stadt- und Land Juftizamts, des Rügegerichts, der Transfkriptions- 
und Hppothefenbehörde, fowie des Fiskalats den Rang der Stadt: und 
Kreisrichter. 

3) In der Provinz Hannover haben die Obergerichtd - Direktoren den Rang 
der Appellationsgerichts- Vizepräfidenten, die Obergerichts-Vizedirektoren 
den der Appellationögerichtörathe, die Dbergerichtäräthe den unmittelbar 
nach den Alppellationdgerichtsräthen,, die Obergericht8 » Affefforen den der 
Amtsrichter. Die Obergerichtäräthe follen jedoch in Anfehung der Uni- 
formabftufung zur fünften Uniformklaſſe gerechnet werden, 

Zugleich ernächtige Ich Sie, für einen Theil der im Bezirke der Appella- 

tiondgerichte AN Kiel, Kaffel und Wiesbaden angeftellten Amtsrichter nach Maaf- 

abe ihrer Wirdigfeit die Verleihung des Karafters als „Oberamtörichter/ bei 
ir in Antrag zu bringen. 


Sie haben diefen Erlaß durch die Geſetz-Sammlung befannt zu machen. 
‚Berlin, den 27. Januar 1868. 


Wilhelm. 


Leonhardt. 
An den Juſtizminiſter. 


(Nr. 697 9.) 
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(Nr. 6979.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
de8 Goldaper Kreifed im Betrage von 80,000 Thalern II. Emiffion. ° 
Von 4. Februar 1868. 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des Goldaper Kreifed auf dem Kreißtage 
vom 20. Dezember 1867. befchloffen worden, die zur vollftändigen Durchführung 
der vom Kreife unternommenen Chauffeebauten nach Ausgabe der durch das Pri— 
vilegium vom 16. April 1866. (Gefeß-Samml. für 1866. ©. 250.) genehmigten 
lee von 80,000 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer ferneren 
Anleihe zu_befchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreiöftände: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens 
der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen VBetrage von 
80,000 Thalern ausftellen zu dürfen, da fich biergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßbeit des 
$. 2. des Gefeßed vom 17. Juni 1833. ur Ausftellung von Obligationen zum Be- 
trage von 80,000 Thalern, in Buchftaben: achtzig Taufend Thalern, welche in 


folgenden Apoints: 
40,000 Thaler a 1000 Thaler, 
24,00 +» & 500 + 
12,00 » & 10 —⸗ 
40 -: A 50». 
= 80,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 
fünf Prozent sährich zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftimmen- 
den Folgeordnung jährlich vom Jahre 1869. ab mit wenigftens jährlich Einem Pro⸗ 
zent des Kapitald unter Zuwachs der Zinfen ber pelilgien Schuldverfchreibungen 
zu filgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unſere Iandesherrliche Genehmi- 
gung mit der rechtlichen Wirkung erteilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obli- 
gationen die daraus hervorgehenden echte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
thums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlid der Nechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine Ge- 
währleiftung Seitend ded Staats nicht übernommen wird, ift duch die Geſetz— 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. Ä | 

Gegeben Berlin, den 4. Februar 1868. 


(L. S.) Milhelm. 
Sch. v.d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


{Nr. 6979.) Pro⸗ 
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Provms Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Dbligation 
des 


Goldaper Kreije3 


Litir. ..... AR ..... 
I Emiſſion 
über 


Lanenununnnunee Tbheler Preußiſch Kuramt. 


Auf Gmb der unterm .....--.--.u0... genehmigten en Kreistagsbeichlüfie vom 
20. Dezember 1801. —— — einer S von 80,000 Thalern be- 
kennt füch die ſtãndiiche ten fur den Chauſſeebau des _Goldaper Kreiſes 
Ramens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inbaber gültige, Seitens des Gläu- 
bigers unkũndbate Verſchreibumg zu einer Darlehnsſchuld von .......... Tha⸗ 
lem Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt werden und mit fünf 
Prozent ;äbrlib zu verrimen 1. 

Die 3 Rüchzablumng der gamzen Schuld von 50,000 Thalern geſchieht 
vom Jabre 1569. ab allmilig au: einem zu dieſem Behufe gebildeten älgunge- 
fonds ven wenigtiens Einem Vrozent des gelamunten Kapital jährlich, unter 
Ziwachs der Zimen von ten gerilgten Schuldverichreibungen. 

Die Selgerrtuumg ter Einlẽ ſung der Schuldverſ reibungen wird durch 
das Wood beitimmnt. Ti „ueleciung erfolgt vom Jabre 1869. ab in dem 
Monate Imuar jeden Ihre. Der Kreis behält fib jedoch dus Net vor, 
den Tilgmystmis Nur 4 grötrre Ausleojungen zu verftürten, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umLure!e Stuldvertzikungen zu fündigen. Die ausgelooſten, jowie n 
aefundigien Schwitzerkbreitungen werden unter Bereichnumg ibrer Buchſtaben 
Nummern ur: Reriiz, icæie des Termins, an welchem die Rückzahl Be 
fell, ẽfentlich befsımt gen:tt Dieſe Bekanntmachung erfelgt —— 
un? Einen Fiona rer dem Schlumgstermine in dem Amtsblatte der 


m buit- am 2. und am l. Suli ieden Jahres, von 
beute m eredwet. mit rum Prozent jübrlich in gleicher Münzſorte mit jenem 


Die 





Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 

gabe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreid-Rommunalfaffe in Goldap, und zwar auch in der nad) dem Ein- 
tritt des Fälligfeitätermind folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüd- 
zuliefen. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab» 
gezogen. | | 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nad) Vorſchrift der lgemeinen Gerichtsordnung Theill. 
Titel 51. Rs 120. sequ. bei dem Königlichen Kreidgerichte zu Goldap. | 

Zindfupons fonnen weder aufgeboten, noch amortilirt werden. Doc, foll 
demjenigen,. welcher den Berluft von Zinsfupond vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungäftift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durd) Sorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
bafter Weife dartäut, nach Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der angemel- 
deten und bis dahin nicht vorgefommenen Ainsfupons gegen Quittung ausgezahlt 


werden. 
Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluffe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Set werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. | 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreid-Rommunal: 
faffe zu Goldap gegen Ablieferung des der älteren Sindfupond-Serie beigedrudten 
Talons. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zins 
fupond-Serie an, den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren Borzeigung 
rechtzeitig geſchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurd) eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem Vermögen. 

„en zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung "unter unferer Unterfchrift 

ertheilt. | 


Goldap, den..." ............ 18.. 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im 
Goldaper Kreiſe. 


(Nr. 6979.) Pro⸗ 


.0- — 





Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zinskupon 


zu der 


Kreis-Obligation des Goldaper Kreiſes 
II. Emiſſion 


Littr. ..... M ..... 
über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
........ Thaler ........ Silbergroſchen. 
Der Inhaber diefed Zinskupons ns gegen deſſen Nüdgabe in der 
Seit vom . tn ......... bis .......... ‚vom ..ten .......... bis ....... 
und ſpaterhin die Zinſen der vocbenannte reis. "Stigation für das Salbjabr 
VOM ............ bis ........... . mit (in Buchſtaben) .......... Thalern 
.......... Silbergroſchen bei der Sei Sommmunalaf zu Goldap. 
Goldap, den . tu ............... 18.. 


Die ftändifche Finanztommiffion fir den Chauffeebau im 
Goldaper Kreife. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreifenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, XRegierungsbeirf Gumbinnen. 


Zalon 
zur 
Kreis: Obligation des Goldaper Kreifes 
II. Emiſſion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deflen Rüdgabe zu der. 
Obligation des Goldaper Kreifed 


Littr. ..... Mo über ..... Thaler & fünf Prozent Zinfen 
die ..te Serie Zinskupons für die fünf jahre 18.. bis 18.. bei der Kreiß- 
Kommmumalfafe 1 u Goldap, jofern nicht rechtzenig dagegen Widerſpruch erhoben iſt. 
Goldap, ..ten ............... 
Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion ir den Chauffeebau im 
Goldaper Kreife. 





Nedigirt im Büreau des Staats. Minifteriums. 
Serlin, gebrudt in der Koͤniglichen Geheimen Ober Hofbuchdruderei 
(R. v. Deder). 
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Sejeb - Sammlung 
für die 


KRönigliben Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 6980.) Verordnung, betreffend die Aufhebung der Ober-Berg- und Salzwerks⸗Direktion 
zu Kafjel und die Feititellung des Bezirks des Oberbergamts zu Clausthal. 
Vom 3. Februar 1868. 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen hierdurch in Ausführung des $. 188. des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. uni 1865. (Gefeg-Samml. für 1865. ©. 705.), was folgt: 


Artikel J. 
Die Ober-Berg- und Salzwerks-Oirektion zu Kaffel ift mit dem 1. März 
1868. aufgehoben und der Bezirk derfelben mit dem Bezirke des Oberbergamts 
zu Clausthal vereinigt. 
Artikel U. 


Der Bezirk des Oberbergamt3 zu Clausthal umfaßt vom 1. März 1868. ab: 
1) das mit Unferer Monarchie vereinigte Gebiet de3 vormaligen Königreichs 
Hannover, mit Ausfchluß der Yanddroftei-Bezirfe Osnabrück und Auridy; 
2) da8 Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heffen und der vormald 
Königlich Bayerifchen Landestheile, mit Ausfchluß der Enflave Kaulödorf; 
3) die Provinz Schleäwig- Holitein. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift mit der 
Ausführung diefer Verordnung beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. Februar 1868. 


(LS) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 





Jahrgang 1868. (Nr. 6980-6981.) 11 (Sr =) 
Ausgegeben zu Berlin den 21. Februar 1868, 
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(Nr. 6981.) Geſetz, betreffend die Abänderung des 6.2. des Geſetes über die Ausführung 
der Qandesvermeffung in den Fürſtenthum Hohenzollern + Hedingen vom 
11. Avril 1859. (Geſetz Samml. für 1859. S. 190.). Bon 6. Februar 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
a mit Zuflimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: 


$. 1. 
Die Vorfchrift des $. 2. des Geſetzes vom 11. April 1859., betreffend 
die Ausführung der Sanbeöermeflung in dem Fürſtenthum Hohenzollern⸗Hechin⸗ 
gen (Geſetz Samml. für 1859. ©. 190.), wird hierdurch aufgehoben. 


| $. 2. 

Die durch die Ausführung der Landesvermeflung in dem SFürftenthum 
Hobenzollein-Hechingen nad) der gedachten Gefekeövorfchrift entftandenen Koiten, 
jedoch mit Ausfchluß derer, welche durch die. Zugiehung von Uxrkundöperfonen 
u dem DVermeflungdgefchäfte und durch fonftige Hülfsleiftungen bei demfelben, 
* durch die Feſtſtellung und ——— der Eigenthums- und fonftigen 
Grenzen erwachfen und von den betheiligten Gemeinden, beziehungsmweife Grund- 
befitern zu tragen- find, werden auf die Hohenzollernfche Ran 


Ä $. 3. 
Der Finanzminifter wird nit der Ausführung dieſes Gefeßes beauftragt. 
hen anf unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 6. Februar 1868. 


(L. S.) Wilhelm 
Frh. v. d. Heydt. 


eskaſſe übernommen. 


(Nr. 6982.) 


— 








(Nr, 6982.) Gejeb, betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 40 Millionen Thaler zur 
Dedung von Vorſchüſſen für Eifenbabnanlagen, zur Beſchaffung von 
Betriebsmitteln für bereit$ beftehende Eifenbahnen und. zur Erweiterung 
des Eiſenbahnnetzes. Vom 17. Februar 1868. 


| ir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


nen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: | 


s.1. 
Es ift eine Anleihe aufzunehmen, welche die Mittel gewährt: 


1) für die Vollendung der Eifenbahn von Göttingen nad) Ahrenshaufen 
Behufd Einmündung in die von der Magdeburg Leipziger Eifenbahn- 
gie iatt von Halle über Witenhaufen und Münden nah Kaflel P 
auende Eifenbahn, mit .......... ............... 259,000 Thlr 


2) für den Weiterbau der Eifenbahn von Northeim bis 
Se ehemaligen Landeögrenze in der Richtung auf 
ordhaufen nebjt Zweigbahn von Herzberg nad) 
Dfterode und weiter bis zur Braunfchweigifchen - 
Grenze, mit . ................................. 2,751,000 - 


3) für die Vermehrung des Betriebsmaterials der Han- 
noverfchen Sifenbahnen ‚, für den Umbau und die 
Erweiterung des Bahnhofed zu Hannover, für: fon- 
ftige Ergänzungsbauten auf den Bahnhöfen, für 
Märter- und Beamtenwohnhäufer, Telegrapben- | 
einrichtungen u. ſ. w., fowie zur Vervollftändigung 
des zweiten Bahngeleifeß, mit ................... 3,309,000 +» 


4) zur Vollendung der Bebra- Hanauer Eifenbahn ein- 
Wich des Erſatzes für Herſtellung des zweiten 
Geleiſes auf der Main-Wefer -Eifenbahn mit...... 3,000,000 + 


3,000,000 


6) zur Deckung der zu Ergänzungsbauten und zur Ver—⸗ 
mebrung des Betriebömateriald Der Raffauifchen 
Eifenbahn jchon früher verwandten 1,518,240 Thle. 
und des gleichfalls zum Theil verausgabten Bedarfes 


von 1867. mit 715,833. Thalern, zufammen rund mit- 2,234,000 + 
7) für den Bau einer Sweigbahn von Limburg nad) 
adamar mit .................................. 380,000 + 
| Latus oo... 14,933,000 Thlr. 
1 


(Air. 6982.) 
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Uebertrag ..... 14,933,000 Thlr. 


8) deögleichen einer Zweigbahn von Diet nad) Hahn: 
ftätten (Rüderöhaufen) mit................. runs 500,000 ⸗ 


9) jur Anlage einer Zmeigbahn der Schlefiichen Gebirgs⸗ 
ahn von der Station Ruhbank über Landeshut und 
Liebau bis zur Böhmifchen Grenze in der Richtung 
auf Schwadowiß mit. ... ....................... 1,017,000 +... 


10) zum Bau einer Eifenbahn von Schneidemühl über 
Conitz nach Dirſchau De ar Bar ar ur ur Er Er Er Er EEE rer Er 7,800,000 ’ 


11) zum Bau einer Eifenbahn von Thorn nad, Inſter⸗ 
burg mit fefter Weichfelbrüde bei Thorn.......... 15,750,000 + 


in Summa ..... 40,000,000 Thlr. 


$. 2. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ift ermächtigt, 
die vorgenannten Bahnanlagen, foweit deren Ausführung nicht bereit3 ftattgefun- 
den hat, für Rechnung des Staates herzuftellen, beziehungsweife dad Betrieb3- 
material zu befchaffen. 

$. 3. 


Der zu diefen Anlagen und Beichaffungen erforderliche Geldbedarf ift bis 
zur Höhe der veranfchlagten Summe von 40 Millionen Thaler durch eine ver- 
indliche Anleihe u beichaffen, welche vom Jahre 1868. an, nad) Maafgabe der 
Kr die einzelnen Baujahre erforderlichen Geldmittel, allmälig zu realifiten ift. 


$. 4. 
Von dem auf die Eröffnung des Betriebes auf der Thorn nfterburger 


Eifenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung folgenden Jahre ab ift die Anleihe jähr- 
ih mit mindeſtens Einem Prozente zu tilgen. 


$. 5. 
Die zur Verzinfung und Tilgung der Anleihe erforderlichen Beträge find 
aus den etatsmäßigen Mitteln der Eiienbahnverwaltung zu entmebmen. 


§. 6. 

Die Verwaltung der aufzimebmenden Anleibe wird der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden übertragen. 

Wegen Verwendung der durch allmälige Abtragung des Schuldfapitald 
erfparten Zinfen, wegen VBerjäbrung der Zinfen, wegen Abfibrung der zur Ber- 
zinſung und Tilgung erforderlichen Beträge an die Haupt-VBerwaltung der Staats- 
ſchulden, ſowie wegen des Verfahrens Behufs der Tilgung finden die Beftim- f 
mungen der 66. 3. 4. und 5. des Geſetzes vom 23. März 1852., betreffen nie 
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Uebermweifung ber in Gemäßheit des Gefehe8 vom 7. Dezember 1849. auf 
zunehmenden Anleihe an die Hauptverwaltung der Staatöfchulden, fowie die ' 
Silgung biefer Anleihe (Geſetz⸗ Samml. für 1852. ©. 75.), Anwendung. 
er nach vorftehenden Beftimmungen zu berechnende Tilgungsfonds darf 
niemal3 verringert werden; doch bleibt dem Staate das Recht vorbehalten, An: 
leihen, welche demnächſt im Laufe der jahre 1868., 1869. und 1870. bewilligt 
werden möchten,. mit der durch das gegenwärtige Geſetz bewilligten Anleihe Be⸗ 
hufs der Verzinſung und Tilgung zu emer und derfelben Anleihe zu vereinigen, 
jofern für die neuen Anleihen derfelbe Zinsfuß gewählt und‘ die Höhe des Til- 
fonds nach denfelben Beitimmungen feftgefegt wird. Auch ift der Staat 
fugt, fowohl den Tilgungsfonds zu verftärken, als auch die ſämmtlichen Schuld- 
verfchreibungen auf einmal zu fündigen. 


$. 7. 

Jede Verfügung der aatsregierung über die im $. 1. Nr. 1. 6i8 11. 
bezeichneten Eifenbahnen refp. Eifenbahntheile durch Veräußerung bedarf zu ihrer 
Rechtögültigkeit der Zuſtimmung beider Häufer des Landtages. 

$. 8. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird dem Finanzminifter und dem Minifter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten übertragen. | 

hen ou unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. Februar 1868. 


(L. S.) Milbelm. 


Sr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mübler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg Leonhardt. 





(Nr. 6982.) (Nr. 6963.) 
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(Nr. 6983.) Privilegium wegen fernerer Emiſſion von 1,000,000 Thalern fünfprogentiger 
Prioritäts-Obligationen U. Emiffion der Altona-Sieler Eiſenbahngeſellſchaft. 
Dom 18, Januar 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


| Nachdem die Altona: Kieler Cifenbahngefellichaft befchlofjen bat, Behufs 
Eweiterung der Anlagen und Vermehrung der Betriebsmittel im Anfoluß an 
die durch Erlaß des Oberpräfidiums für Sdyleöwig-Holftein vom 21. November 
1866. genehmigte Prioritätsanleihe II. Emifjion .von der in den Bedingungen 
diefer Anleihe, welche durch den ferneren Erlaß des Oberprafidiums für Schleöwig- 
Holiten vom 15. Januar 1867. genehmigt find, ihr vorbehaltenen Befugnih, 
ihr Anlagefapital zu dem sezeichneten Zwecke um eine fernere Summe von 
1,000,000 Thaler durch Ausgabe von fünfprozentigen WPrioritäts - Obligationen 
II. Emiffion zu vermehren, Gebrauch zu machen, wollen Wir in Gemäßheit des 
. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Gefet-Samml. für 1833. ©. 75. ff.) 
urch gegenmwärtiged Privilegium die Emiflion der erwähnten Obligationen unter 
den nachitehbenden Bedingungen genehmigen. 


§. J. 


Die Emiſſion der Obligationen erfolgt unter den in den vorgedachten, durch 
Erlaß des Oberpräſidiums für Schleswig-Holſtein vom 15. Januar 1867. ge: 
nehmigten Bedingungen zur Emittirung von 2,500,000 Thalern fünfprozentiger 
Altona⸗Kieler Prioritäts⸗Obligationen II. Emiſſion enthaltenen Beſtimmungen, 
welche, ſoweit nicht im Nachſtehenden eine A enderumg fehgeſteut wird, auf die 
nach gegenwärtigem Privilegium zu emittirenden 1,000,000 Thaler fünfprozentiger 
gleichnamiger O igatienen ergeſtalt vollſtändige Anwendung finden, daß die neu 
zu emittirenden Obligationen mit den bereits emittirten völlig gleiche Rechte haben. 


$. 2. 


Die zu emittirenden Obligationen werden im Anfchluß an die nach den 
mebrerwähnten, unterm 15. Januar 1867. genehmigten Bedingungen audgefertig- 
ten. Obligationen in Apoints zu 100 und 500 Thalern unter den fortlaufenden 
Nummern, und zwar: 

500,000 Thaler in Apoints von 100 Thalern unter den Nummern 15,001 — 20,000. 
50000: ⸗ : 500 « W 20,001— 21,000. 

_ fempelftei nach dem anliegenden Echema A. außgefertigt und mit Zindfupong, 
fowie mit Empfangsanweiſung für die folgende Serie derjelben (Talon) nad) den 

_teiter beiliegenden Schemas B. und C. verjehen. 

— Auf der Rüdjeite der Obligationen werden ſowohl dieſes Privilegium, als 
die von dem Oberpräiidium für Schleöwig-Holftein durch Erlaß vom 15. Januar 
1867. genehmigten Bedingungen zur Emittirung von 2,500,000 Thalern fünf: 
prozentiger Altona-Kieler Prioritätd: Obligationen U. Emijfion abgedrudt. 

e 
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Die erfte Serie der Zinskupons wird, zur Erzielung eines übereinftimmen- 
den Ausreichungstermind für die auf Grund der Bedingungen vom 15. Januar 
1867. bereit8 emittirten und die noch zu emittirenden Obligationen, für die. 
Jahre 1868. bis 1876. audgefertigt; die folgenden Serien werden für je zehn 
Jahre den Obligationen bDeigegeben. 


$. 3. 

Die Prioritäts-Obligationen unterliegen der Amortifation, welche mit dem 
Fahre 1871. beginnt und wozu alljährlidy der Betrag von 5000 Thalern nebft 
den erfparten Zinfen von den ausgelooſten Obligationen verwendet wird. 

I Urkund diefes haben Wir dad gegenwärtige landesherrliche Privilegium 
Allerböchfteigenhändig vollzogen und unter Unferem Königlichen Inſiegel aus- 
fertigen lafjen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anfehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiftung von Seiten des Staat? zu geben oder 
Rechten Dritter zu präjudiziren. 

Gegeben Berlin, den 18. Januar 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Graf v. Itzenplitz. 


Bedingungen 
| zur 
Emittirung von 2,500,000 Thalern fuͤnfprozentiger Altona-Kieler Prio— 
ritaͤts- Obligationen I. Emiſſion, genehmigt durch Erlaß des Ober— 
praͤſidiums fir Schleswig-Holſtein vom 15. Januar 1867. 


§. 1. 


Die zu emittirenden Prioritäts-Obligationen zweiter Emiſſion werden unter 
fortlaufenden Nummern ſtempelfrei ausgefertigt und zerfallen in 
12,500 Stück zu 100 Thaler im > Ihalerfuß auf grünem Papier mit 
ſchwarzem Druck von Nr. 1—12,500., zufammen 1,250,000 Thaler, 
2,500 Stüd zu 500 Thaler im 30» Thalerfuß auf 
violettem Papier mit fchwarzem Driud von Nr. 
12,501—15,000., zufammen.......... een 1,250,00 - 
| Thaler im 30: Thalerfuß 2,500,000. 
(Nr. 6983.) Mit 


— 76 — 


| Mit den Prioritäts » Obligationen werden Zinskupons für 10 Jahre und 
ein Talon zur Empfangnahme der folgenden Zinskupons ausgegeben. 


§. 2. 


Der Nominalbetrag der Priorität3-Obligationen zweiter Emiffion wird mit 
5 Prozent p. a. verzinfet, die Sinfen werden in balbjährigen Raten postnume- 
rando in der Zeit vom 2. bi8 31. Januar und vom 1. bis 31. Juli eines je- 
den Jahres in Altona bei der Hauptfaffe der Gefellfchaft und in Kiel durch den 
Geſchäftsführer. dajelbft, fowie in den Städten, welche etwa fonft noch von der 
Direktion hierzu beſtimmt werden follten, gezahlt, jedoch nad) Ablauf der erwähn- 
ten Termine nur bei der Hauptfaffe in Altona. Zinſen von Prioritäts -Obliga- 
tionen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren von den in den betreffenden — 
beſtimmten Zahlungstagen an nicht geſchehen iſt, verfallen der Geſellſchaftskaſſe. 


§. 3. 


Dieſe Prioritätsanleihe zweiter Emiſſion wird vom Jahre 1872. anfangend 
nach Maaßgabe des beigefügten Tilgungsplanes mit 4 Prozent und jährlicher 
Send, der aus dem amortifirten Kapital gewonnenen —5 — mittelſt all⸗ 
jährlicher Verlooſungen al pari zurückgezahlt. Die Verlooſungen ſollen alljähr⸗ 
lic in Juli, zum erſten Mal 1871., und die Zahlungen am darauf folgenden 
2. Januar ftattfinden. Der Gefellfhaft bleibt vorbehalten, nah Ablauf von 
zehn Jahren, mithin vom Jahre 1877. an, ftärfere ald die planmäßigen Ver- 
loofungen vorzunehmen. 

Die Rummern der audgelooften Obligationen werden in den in $. 8. 
bezeichneten öffentlichen Blättern fofort nad) erfolgter Ausloofung dreimal befannt 
gemacht, zulegt irmerhalb 14 Tagen vor dem Zahlungdtermine. Für die aus— 
gelooften Friontäts Obligationen werden bie Zinfen nur bis zum 31. Dezember 
desjenigen Jahres, in welchem fie auögelooft find, bezahlt. Sollten Zinstupons 
bereit3 auögeloofter, aber nicht erhobener Prioritat3 Obligationen präfentirt und 
bezahlt werden, jo wird dieſer zuviel bezahlte Zinsbetrag bei der Erhebung des 
Kapitals gefürzt. Ueber die erfolgte Amortifation wird dem Eiſenbahnkommiſſariate 
alljaͤhrlich ein Nachweis eingereicht. Die Ausloofung — — in Altona in 
Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines protokollführenden Notars 
in einem 14 Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu 
welhem den Inhabern von Priorität3:Obligationen der Zutritt geftattet ift. 

Der Altona-FKieler Eifenbahngefellihaft ift das Recht vorbehalten, fänmt- 
libe PBrioritäts- Obligationen oder einen Theil derjelben durch die öffentlichen 
Blätter ($. 8.) mit ſechsmonatlicher Friſt zu fündigen und durch Zahlung des 
Nenmwertbes einzulöjen. Die Kündigung darf jedody nicht vor dem 1. Januar 
1877. gejcheben. 

| $. 4. 
Die Inhaber der Priorität:Obligationen zweiter Emiffton find auf Höhe 


der darin verjchriebenen Kapitalbeträge und der dafür nad $. 2. zu zahlenden 
Zinfen Pfandgläubiger der Altona Kieler Eifenbahngefellfchaft, und find daher 
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beugt, wegen ihrer Kapitalien und Zinfen fi) an da8 gefammte Vermögen der 
Befellihaft und defien Erträge, vor den Inhabern der Stammaftien und der zu 
di gehörigen Kupons, jedoch nady den Inhabern der Prioritätsanleihe erfter 
Emiffion d. d. 1. Juli 1864. im Betrage von 3,000,000 Thalern im 30-.Thaler- 
fuß, zu balten. Die Gefellichaft behält ſich indeflen das Recht vor, falls ſpäter 
eine Vergrößerung der Prioritätsanleihe ftatutarifch befchloffen und Tegierungs- 
jeitig genehmigt werden follte, den Inhabern foldyer etwa zu kreirenden Prioritäts- 
Obligationen bi8 zum Betrage von Einer Million Thaler im 30: Thalerfuß 
oleice griorität und Rechte mit den Inhabern diefer Prioritäts - Obligationen 
ion zu verleihen. 


zweiter Emi 

Eine Veräußerung der „pm Bahnkörper oder zu den Bahnhöfen erforder: 
lihen, der Gefellfchaft gehörenden Grundſtücke ift unftatthaft, fo lange die Prio— 
ritat3- Obligationen der erften ſowohl wie der zweiten Emifjion nicht eingelöft find. 
Diefe Veräußerungsbefchränfung bezieht In jedoch nicht auf die außerhalb der 

tbahn, der Zmweigbahnen und der Ba nhöfe befindlichen Grundftüde, auch 
nicht auf folche geringfügige Veräußerungen, welche im Intereſſe eines befferen 
Betriebes oder verbeflerter Kommunikation mit oder neben den Bahnhöfen für 
erforderlich erachtet und Seitens der Regierung geftattet werden. 


$. 5. 
Die Inhaber der Prioritäts - Obligationen jind nicht befugt, die Zahlung 
der darin verfchriebenen Kapitalbeträge anders, ald nah Maaßgabe des in $. 3. 
gedachten Amortifationsplaned zu fordern, ausgenommen: 
a) wenn ein Zinszahlungs⸗Termin länger ald drei Monate unberichtigt bleibt; 


> fänpen ober Suhhaftaien vollfest wird: Sn durch 
e) wenn die in $. 3. feftgefeßte Amortifation nicht inne gehalten wird. 

In den Fällen sub a. und b. fann das Kapital von dem Tage an, an 
welchem einer derjelben eintritt, mit Zinfen zurüsfgefordert werden, und zwar 
ad a) bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, und im Falle 
sub b) bis zur Aufhebung der Exekution. 


In dem 


sub ce) gedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beob- 
achten, aud) kann der Inhaber einer Priorität - Obligatton von dieſem 
Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von denn Tage ab Ge: 
braud) madjen, wo die Zahlung des Amortifationsquantums hätte ftatt- 
finden follen. 
; $. 6. 

Die Auszahlung der ausgelooften oder von der Direktion gekündigten 
Prioritäts-Obligationen erfolgt in Altona im Hauptbüreau an die Vorzeiger der 
betveffenden Prioritäts - Obligationen gegen Auslieferung derfelben und der dazu 
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ehörigen, nicht fälligen Zinskuponsd. Werden die Kupons nicht mit abgeliefert, 
r wird der Betrag der fehlenden von dem Kapitalbetrage der Prioritätd - Obli- 
ationen gekürzt und zur Einlöfung der Kupons verwendet, fobald Diefelben zur 
Sablung prafentirt werden. 

Die im Wege der Amortifation oder gindizung eingelöften Prioritäts⸗ 
Obligationen werden in Gegenwart zweier Mitglieder der Direktion und eines 
Notars verbrannt und, daß dies gefchehen, durch die öffentlichen Blätter bekannt 
emadht. 

i ie in Folge der Rüdforderung von Seiten de8 Inhabers ($. 5.) ein 
elöften Prioritäts-Obligationen hingegen iſt die Gefellfchaft wieder auszugeben 
efugt. Ä 

8. 7. 


Diejenigen Priorität3-Obligationen, welche ausgelooft oder gekündigt md, 
und, der Bekanntmachung in den Blättern ungeachtet, nicht rechtzeitig zur Rea⸗ 
lifation eingehen, werden während der nächften zehn Jahre von der Direktion 
der Altona Kieler Eifenbahngefellihaft alljährlich einmal öffentlich aufgerufen; 
gehen fie aber defjenungeachtet nicht fpäteltend binnen Jahresfriſt nad) dem letten 
öffentlichen Aufruf zur Realifation ein, fo exlifcht ein jeder Anfpruch aus den- 
felben an das Gefellfchaftsvermögen, welche unter Angabe der Nummer der 
werthlo8 gewordenen Priorität3-Obligationen von der Direktion öffentlidy befannt 
zu machen ift. Die Gefellichaft hat aus folchen audgelooften und nicht innerhalb 
der bezeichneten Friſt erhobenen Priorität - Obligationen Feinerlei Verpflichtun 
mehr; doch fteht ed der Generalverfammlung frei, die gänzliche oder theilweife 
Realifirung derjelben aus Billigfeitsgründen zu beichließen. 


$. 8. 


Alle nach diefen Bedingungen erforderlichen öffentlichen Befanntmachungen 
erfolgen in nachftehenden Zeitungen: _ 


in dem Altonaer Merkur, 

in der Kieler Zeitung, ° 

in den Itzehoer Nachrichten, 

in den Schleswig. Holfteinifchen Anzeigen, 
in den Hamburger Nachrichten, 

in der einiger Eifenbabnzeitung, 

in der Berliner Börfenzeitung. 


Für den all, daß im Laufe der Zeit die eine oder die andere diefer Zei- 
tungen eingehen follte, wird es in den übrigen Blättern bekannt gemacht werben, 
welche andere in demfelben Territorio erfcheinende Zeitung der eingehenden Zei- 
tung fubftituirt werden wird. | 
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Schema B. 
Altona - Kieler Eifenbahngefellfchaft. 
Serie I. Zins-Kupon AM (3.) 


zu der 
Brioritäts3-Obligation I Emiffion 


........... 2. Me Kupon en den m 
an .......... 8.. bis. tm. rennen. 


oma} ben Dim. .......... 8 


- Die Direftion. 


PAR HN von Brioritäts-Obligationen, deren 
innerhalb vier Jabren, von dem n 
kp vorftehenden Kupon beftimmten en Zah 
termine an er net, nicht geicheben iſt, hr 
fallen zum Bortheil der Geſellſchaft. 


Schema C. 
Altona - Kieler Eifenbahngefellfchaft. 
Talon 


zu der 


NrioritätsS-Obligation IL Emiffion 


Inhaber es — en Rückgabe dieſes Talons an den durch öffentliche Be- 


kanntmachun ‚Stellen die Al ende Serie Zinskupons vorbezeich⸗ 
neten ts Obi Obligatio i stupond zur 
Altona, den Go onen nene 18.. 
Die Direktion. 


Ausgefertigt: 
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(Nr. 6984.) Bekanntmaqcung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma 
„Limburger Bau⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Limburg, Regie 
rungsbezirk Arnsberg, errichteten Altiengefellichaft. Vom 23. Januar 1868. 


D es Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 8. Januar 
1868. die Errichtung einer Aktiengefellichaft unter der Firma „Limburger Bau- 
Aktiengeſellſchaft/ mit dem Sitze m Limburg, fowie deren Statut vom 30. Ok—⸗ 
tober 1867. zu genehmigen gerubt. 

Der Allerböchfte Erlaß nebft dem Statute wird durch das Amtsblatt der‘ 
Königlichen Regierung zu Arnsberg befannt gemacht werden. 


Berlin, den 23. Januar 1868. 


Der Minifter fir Handel, Gewerbe Der 
und Öffentliche Arbeiten. Minilter des Innern. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 





(Nr. 6985.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. Februar 1868., betreffend die Aufhebung der König- 
lihen Polizeidirektion zu Stade. 


Wr den Bericht von 6. Februar d. J. will Ich die Polizei⸗Ordnung für die 
Stadt Stade vom 21. Juni 1859. (Gefeg-Samml. für das vormalige König. 
reih Hannover ©. 686. ff.) vom 1. April d. I. ab hiermit außer Kraft fehen 
und Sie ermächtigen, die Ortöpolizei in der genannten Stadt der dortigen Stadt 
emeinde zur eigenen DBerwaltung nad Mranbgabe der befitehenden allgemeinen 
orjepriften, und insbeſondere unter Vorbehalt der, der Staatsregierung nach 
$. 78. der Revidirten Städte- Ordnung für Hannover vom 24. Juni 1858. und 
$. 2. der Verordnung über die Woligeiverwaltung in den neu erworbenen 
Sandestheilen vom 20. September v. J. zuftehenden Befugniffe, zu überlaffen. 


Gegenwärtiger Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 8. Februar 1868. 


Milhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. 
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(Nr. 6986.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Februar 1868., betreffend die Ermäßigung der in 
dem Hafen von Danzig und Neufahrwaſſer zu entrichtenden Hafenabgaben. 


Auf Ihren Bericht vom 6. Februar d. J. beſtimme Ich, was folgt: 


1) das in dem Hafen von Danzig und Neufahrwaſſet nach dem Tarife 
vom 18. Oktober 1838. (Geſetz Samml. ©. 518.) und nad) der Be— 
ſtimmung unter 1. Meines Erlaſſes vom 25. Juni 1863. (Gefeß-Samml. 
©. 442.) zu entrichtende Hafengeld wird vom 1. März d. J. ab von 
allen ſeewärts ein» und auögehenden Schiffen und Fahrzeugen 


beim Eingange mit 4 Sgr. 
beim Ausgange mit 4 Sgr. 
beim Eingange mit 2 Sr. 
beim Audgange mit 2 Sur. 


a) wenn fie beladen find: | 


b) wenn fie Ballaft führen oder leer find: 
für die Laft Tragfähigkeit erhoben; 

2) dad nad) den Beftimmungen unter I. und II. de8 Anhang IL zu dem 
unter 1. erwähnten ‚Tarife (Geſetz⸗ Samml. ©. 522.) zu entrichtende 
Brüdenaufzugd- und Stromgeld wird vom 1. März d. J. ab auf die 
Hälfte der bisher vorgefchriebenen Säpe ermäßigt. Won demfelben Zeit- 
punfte ab ift von den zum Transport von Verfonen und zum Zugliten 
zwifchen Danzig und Neufahrmafler oder anderen an der Weichſel ge- 
legenen Nunften benußten Dampfichiffen das Stromgeld nach den Säten 
für beladene Stromfahrzeuge, oder, nad) der Wahl des Abgabepflichtigen, 
ſtatt deffen eine jährliche Abfindung von 2 Thlr. 15 Sgr. für die Saft 
Tragfähigkeit, zu entrichten. Im Uebrigen bleiben die beftehenden DVor- 
fhriften unverändert. 


Diefer Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
Berlin, den 10. Februar 1868. 


Milhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Mrbeiten. il 





(Nr. 6987.) 
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(Nr. 6987.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Februar 1868., betreffend die Ermäßigung der in 


den Oftfechäfen zu entrichtenden Hafenabgaben für die Küſtenſchiffahrt u. f. w. 


Einverſtanden mit den in Ihrem Berichte vom 6. Februar d. J. gemachten 
Vorſchlägen beſtimme Ich, was folgt: | | 


J. 


III. 


Von den in den Häfen von Swinemünde, Colbergermünde, Stolpmünde, 
Rügenwalde, Danzig und Neufahrwaſſer nach den Tarifen vom 24. Of: 
tober 1840. (Gefeg-Samml. ©. 324. 350. 355. 360.) und vom 18. Ofto- 
ber 1838. (Gefeg-Samml. ©. 518.) und nad) den Beftimmungen unter 1. 
Meiner Erlaffe vom 25. Juni 1863. (Geſetz-Samml. ©. 442.), vom 
22. November 1867. (Gefet-Samml. ©. al und vom heutigen Tage, 
ferner in dein Hafen von Pillau nad) dem Tarife vom 18. Oktober 1838. 
(Sefeg-Samml. ©. 524.) und Meinen Erlaſſen vom 10. April 1865. 
(Geſetz Samml. ©. 276.) und vom 13. Mai 1867. (Geſetz⸗Samml. 
&.703.), endlich in dem Hafen von Memel nach dem Tarife vom 19. April 
1844. (Gefet-Samml. ©. 120.) und nach der Beftimmung unter 1. 
Meines Erxlaffes vom 29. Juli 1867. (Gefet-Samml. ©. 1343.) zu 
entrichtenden Hafengeldern bleiben fowohl für den Eingang als für den 
Ausgang befreit: | 
a) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen, um 
Fracht zu fuchen, und den Hafen ohne Ladung wieder verlaffen; 
b) alle Fahrzeuge, welche nur um Erkundigungen einzuziehen oder 
Ordres in Empfang zu nehmen, in den Hafen einlaufen und den- 
jelben, ohne Ladung gelöfcht oder eingenommen und ohne die Ladung 
ganz oder theilweife veräußert zu haben, wieder verlaffen; 


ec) Fahrzeuge von 40 Laften oder weniger Tragfähigkeit, wenn fie au 
der Kabıt nach einem Wreußifchen Hafen in nm uber Ro 
lediglicdy zu dem Zwecke einlaufen, un dafelbft eine den zehnten Theil 
ihrer Tragfähigkeit nicht Überfteigende Beiladung zu löfchen oder 
einzunehmen. Dorftehende Beltimmung (zu c.) findet jedoch feine 
Anwendung auf die in den Häfen von Swinemünde und Billau 
zu entrichtenden Abgaben. 


. Von allen Schiffen und Fahrzeugen, deren Tragfähigkeit 40 Laften nicht 


” 


überfteigt, ift in den vorftehend unter I. genannten 
nur zu entrichten: 


wenn fie beladen find: | 


fen an Hafengeld 
beim Eingange 2 Sgr. 

beim Audgange 2 Sgr. 

" .) beim Eingange 1 Sar. 

wenn fie Ballaſt führen oder leer find: | beim Ausgang 1 Sr. 

für die Laft Tragfähigkeit. 


Schiffe von mehr ald 40 Laſten Tragfähigleit, welche eine Fahrt zwifchen 
den unter I. genannten Häfen machen, find von Der Entrichtung des 
Hafengeldes für den Eingang in den Beſtimmungshafen befreit, 
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wenn ſie in denſelben einlaufen, ohne in einem außerpreußiſchen Hafen 
Ladung gelöſcht oder eingenommen, oder ihre Papiere gewechſelt zu haben. 

In gleicher Weiſe auch die Abgabenerhöhung bei Fahrten nach 
und von anderen, als den unter J. genannten Preußiſchen Häfen zu 
regeln, bleibt Ihnen überlaſſen. 


IV. Schiffe, deren Ladung ausſchließlich in Dachpfannen, Dachſchiefer, Bruch⸗, 
Cement⸗, Granit⸗, Gyps-, Kalk⸗, Mauer-, Pflaſter⸗ oder Ziegelſteinen 
aller Art, Kreide, Thon⸗ oder Pfeifenerde, Seegras, Seeſand, Torf, 
Steinkohlen, Koaks, Rodſchpefet oder Salz beſteht, entrichten das Hafen⸗ 
Bei in den unter I. gedachten Häfen nur nad) dem Sate für Ballaft- 

iffe. 
Ich ermächtige Sie, den vorſtehend benannten Artikeln, wenn ſich 
ein Bedürfniß dazu ergeben ſollte, noch andere Gegenſtände gleichzuſtellen. 


V. Der gegenwärtige Erlaß tritt mit dem 1. März dieſes Jahres in Kraft. 
Bon demfelben Tage ab tommen die Erlafje vom 30. Mai 1843. (Gefeß- 
Samml. ©. 268.), vom 9. September 1854. Geſet Sam. ©. 545.) 
und vom 13. April 1863. (Gefeß - Samml. ©. 168.) nicht mehr zur 
Anwendung. Wo in irgend einer Verordnung auf Beſtimmungen der 
eben erwähnten Erlafje verwiefen wird, treten die Vorfchriften des gegen- 
wärtigen Erlaſſes an deren Stelle. Ä 


VI. Im Uebrigen bleiben die mit den vorftehenden Worfchriften nicht im 


Widerſpruch ftehenden Beftimmungen in den unter I. gedachten Tarifen 
und den dazu ergangenen fpäteren Anordnungen in Kraft. 


Berlin, den 10. Februar 1868. 


Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





Rebigirt im Büreau des Staats. Minifteriums. 


Werlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder,, 
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(Nr. 6988.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Januar 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
lichen Vorrechte in Bezug auf die Unterhaltung der Aktien - Chauffee von 
Halberftadt nah Quedlinburg an die zum Zweck ihrer Uebernahme zu- 
jammengetretene Sozietät. 


Masten der Kreis Afcheröleben, die Städte Halberftadt und Quedlinburg und 
die Dorfgemeinde Harsleben zum Zweck der Uebernahme der von einer Akticn—⸗ 
seien erbauten Ehauffee von Halberftadt nach Quedlinburg, im Regierung?- 
bezirt Magdeburg, zu einer Sozietät zufammengetreten find, verleihe Ich hierdurch 
diefer Sozietät da8 Necht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Materia- 
lien, nad) Maaßgabe der für die Staat3-Chaufjeen beitehenden Vorfchriften, in 
Bezug auf diefe Straße. zugleich will Sch der gedachten Sozietät gegen Uebernabme 
der funftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße da8 Recht zur Erhebung 
des Shauffeegelbes nad) den Beftimmungen des für die Staatd- Chauffeen jedes- 
mal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einfchließlich der in demfelben enthaltenen 
Beitimmungen über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden 
fäglichen Vorſchriften, wie die Beitimmungen nut den Staat? Qualen von 
nen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem EChaufjeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftimmungen wegen der Chaufjee- 
polizei- Vergeben auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. g ß 


Berlin, den 4. Januar 1868. 
Wilhelm. 
sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 6989.) Allerbödfter Erlaß vom 22. Januar 1868., betreffend die Einführung der fie- 
benten Ausgabe der Pharmacopoea Borussica :c. in die durch die Geſetze 
vom 20. September und 24. Dezember 1866, mit der Monarchie vereinigten 
Landestheile. 


A.; Ihren Bericht vom 28. v. M. beſtimme Ich hierdurch, daß der die Ein- 
führung der fiebenten abe der Pharmacopoea Borussica betreffende Erlaß 
vom 10. November 1862. (Geſetz⸗Samml. 1863. ©. 41.) nebft den dazu gehörigen 
Tabellen A. B. C. vom 1. Juli 1868. ab audy in den durch die Geſetze vom 
20. September und 24. Dezember 1866. (Gefeh-Samml. ©. 555. 875. 876.) 
mit der Monarchie vereinigten Landestheilen in Kraft tritt. 

Diefer Erlaß ift Durch die Geſetz- Sammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 22. Januar 1868. 


Milbelm. 
v. Mühler. 


An den Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 





(Nr. 6990.) 





(Nr. 6990.) Allerhöchfter Erlaß vom 27. Januar 1868., betreffend die Verleihung der fiöfn- 
lichen Vorrechte an den Kreis Darkehmen, im Regierungsbezirt Gumbinnen, 
für den Bau und die Unterhaltung mehrerer Kreis - Chauffeen. 


Nasen Ah durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Dar 
fehmen, im Regierungsbezirke Gumbinnen, beabfichtigten chaufjeemäßigen Ausbau 
der Straßen: 1) von Launingfen über Trempen und Jurgaitichen bis zur Inſter— 
burger Kreiögrenze in der Richtung auf Jäniſchken, an der Nordenburg-Inſter— 
burger Staatöftraße, 2) von Kowarren, an der Straße zu 1. über Kunigfehlen 
und Gudwallen nach Darkehmen, 3) von Bidszuhnen, an der Kraupifchkehmen- 
Lyder Staatsſtraße über Angerapp bis zur Angerapp-Antmeſchker Grenze, 4) von 
Eszerninken bis jur Gumbinner Kreisgrenze in der Richtung auf Buglien, 
5) von Warnafcheln nach Carlshof zum Anſchluß an die Nordenburg-nfterburger 
Staatsſtraße, genehmigt habe, verleihe Ich hierducch den: Kreife Darkehmen das 
Erpropriationsrecht für die zu diefen Chauſſeen erforderlichen Grundftüde, ingleichen 
dad Necht zur Entnahme der Chaufjeebau: und Unterhaltungs Materialien, nad) 
Maaßgabe der für die Staatd-Chauffeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf 
diefe Straßen. Zugleich will Ich dem genannten Kreife gegen Uebernahme der 
künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des 
Chaufjeegelde8 nach den Beltimmungen des für die Staats -Chaufjeen jedesmal 
geltenden Chauffeegeld- Tarifs, einfthlieglich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zu- 
fäglichen Vorfchriften, wie diefe Beltimmungen auf den Staats-Chaufjeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beitimmungen wegen der Chauffee- 
polizei- Vergehen auf die gedachten Shrapen zur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 27. Sjanuar 1868. 


Milbelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Sinanzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 6991.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender KreisObligationen 
des Darkehmer Kreiſes im Betrage von 184,000 Thalern. Vom 
27. Januar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


Nachdem von den Kreisftänden des Darkehmer Kreifed auf dem Kreidtage 
vom 22. November 1867. befchloffen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreife unternommenen Chauffeebauten erforderlichen Öeldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreiöftände: 
u diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zindfupons verfebene, Seitens 

er Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
184,000 Thalern außftellen zu dürfen, da ſich biergegen weder im Sjntereffe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnem gefunden bat, in Gemäßheit 
des $. 2. des Geſetzes vom 17. uni 1833. zur Ausftelhing von Obligationen 
zum Betrage von 184,000 Thalern, in Buchflaben:, 
Einhundert vierundachtzig Taufend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: 
120,000 Thaler a 500 ale 
54,000 Thaler a 100 Thir. 
10,000 Thaler a "50 Thlr. 
— 184,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
/ fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigftens jährlich Einem Prozent 
des Kapitals unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten Schuldraten zu amorti- 
firen find, duch) gegenwärtige? Privilegium Unſere landeöherrlihe Genehmigung 
mit der rechtlichen Wirfung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obligationen 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nad)- 
weifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurd für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Sewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, ift durch die Gefeh- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Januar 1868. 


(L. S) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation des Darkehmer Kreiſes 


über 
............... Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterm ................. beftätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
22. November 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 184,000 Thalern befennt 
1% die Ntänbijche Rommirfion für den Chaufjeebau des Darfehmer Kreifed Namens 

Kreiſes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigerd 
unfündbare Verfchreibung zu einer Schuld von ............... Thalern Preu- 
ßiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent 
jaͤhrlich zu verzinfen iſt. Ä 

Die Rüdzablung der ganzen Schuld von 184,000 Thalern geichieht vom 
Jahre 1870. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigftend Einem Prozent jährlih, unter Zuwachs der Zinfen von den 
getilgten Schuldverfchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird duch 
das 2008 beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem Monate 
Januar jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch das Necht vor, den Tilgungs⸗ 
fonds Durch größere Ausloofungen zu verftärten, ſowie ſämmtliche noch umlaufende 
Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die auögelooften, fowie die gefündigten 
Schuldverfchteibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchladen, Nummern 
und Beträge, fowie des Termins, an welchem die Rüdzablung erfolgen foll, 
| bg befannt gemacht. Diefe Befanntmachung erjoigt jech8, Drei, zwei und 

Einen Monat vor dem Zahlungdtermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regie- 
zu Gumbinnen, dem Kreisblatte des Darkehmer Kreifes, der Preußilch- 
Citthauifchen Zeitung, fowie in der Königsberger Hartungfchen Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in balbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von 
— an gerechnet, mit fünf Prozent jährlih in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 
verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd- 
abe der audgegebenen Zinskupons, begiehungäiweile dieſer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis-Rommunaltaffe in Darkehmen, und zwar auch in der nach dem Eintritt 

des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 
(Nr. 6991.) Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurüd» 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab» 
gezogen. 

Die gefündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb breibiß Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren nicht 
erhobenen Zinfen, verjähren zu Gunften des Kreifee. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld: 
verfchreibungen erfolgt nad) Vorſchrift der gemeinen Gerichtöordnung Thl. I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Darfehmen. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreiövermaltung anmeldet und den ftattgehabten Befit 
der Zindfupond dur Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
hafter Weife dartbut, nach Ablauf der Berjährungsfritt der Betrag der an- 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zindfupond gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden auögegeben. Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗ 
Serie erfolgt bei der Kreis-KRommunalfaffe zu Darfehmen gegen Ablieferung des 
der älteren Zinskupons-Serie beigedrudten Talond. Beim Verlufte des Talons 
erfolgt die Aushändigung der neuen Zindfupond Serie .an den Inhaber der 
Schuldverfchreibung, fofern deren WVorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Berpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 

Defien zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter: 
ſchrift ertheilt. 

Darkehmen, den „tn .............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Finanzlommilfion für den Chauffeebau im Darkehmer 


Kreiſe. 


Pro⸗ 





| 
| 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Bumbinnen. 


Ssinsfupon 
zu der 
Kreis-Obligation de8 Darkehmer Kreiſes 
Littr. ..... RR 
Über ............ Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 


* Der Inhaber dieſes Zinet wonẽ empfängt Bee deſſen Radhabe in der 
eit vom „tn ren DB ............ 
............ und häterhe hi Zinfen der vorhmannten Kreis - ‚Obligation 


u. nt: 8 000 0 


fir das Halbjahr vom .........-.-- bis ............ mit (in Buchſtaben) 
nee. » —5— .......... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe 
zu Darkehmen. 

Darkehmen, den tn ............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Finanz-Kommiſſion für den Chauſſeebau 
im Darkehmer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
Der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


(Nr. 6991.) . | ro» 





— nn _ 
Provins Preufen, Kegierumgsbait Gumbinnen 
Talon 


zu 
Kreis⸗Obligation Des Darfehmer Kreijes. 
Der diefed Talons empfã deſſen der 
—— ängt gegen deſen Rüdgabe zu 
Littr....... Re ..... über un Thaler a fünf Prozent Zinien 


Die ..* Serie Zmöhmpond für Me fimf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreiß⸗ 
—— m Dann, (ofen naht echeyitig. Dagegen Lölterfprai ei 


Darkehmen, den ...........0.... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Finanz-Kommiſſion für den Chauſſeebau 
im Darkehmer Kreiſe 





Rebigirt im Bürean des Etasit- Rinifieriums. . 


Ober 
Belin, gebrudt in ber Rlnigfdhen Ocheimen Sefbachbenderei 
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Sejeß- Sammlung 
für die 
Königliden Preußiſchen Staaten 


(Ei 


— Nr. 10. —— 


— | — — — — — 
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(Nr. 6992.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung des Staatshaubhalts · Etats für 1868. Vom 
24. Februar 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 
Fr mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was 


6. 1. 
Der diefem Geſetze als Anlage beigefügte Staats alts- Etat für das 
Jahr 1868. * ‚ ge beigefügte Stactshauch * 
in Einnahme 
auf 159,757,064 Thaler, und 
in Ausgabe 
auf 159,757,064 Thaler, nämlich 
auf 153,674,064 Thaler an fortdauernden, und 
auf 6,083,000 Thaler an einmaligen und außerorbentlichen 
Ausgaben N 
feftgeftellt. 
6. 2. 


An Stelle der im Laufe de Jahres 1867. amdgegrebenen Schakanweifungen 
im Betrage von zehn Millionen Thaler können im Jahre 1868. neue verzind- 
lihe Schafanmeifungen, längftend auf Ein Jahr; Iavitend, in gleichem Betrage 
ausgegeben werden. Ä 


oo. 6. 3. 
Auf die neu auszugebenden Schapan weifun gen finden die Beſtimmungen 


in den 4. und 6. des Geſetzes vom 28. Septe mber 1866. (Geſetz⸗Samml. 
©. 607) wendung. a Septe moer (Dei 


Jahrgang 1868. (Nr. 6992.) 14 6. 4. 
Ausgegeben zu Berlin den 3. März 1868, s: 


$. 4. 


Die bis zur gefeglichen Feftftellung des Staatshaushalts⸗Etats ($. 1.) inner- 
halb der Grenzen defjelben geleifteten Ausgaben werden hiermit nachträglich ge- 
nehmigt. | 

$. 5. 


Der Finanzminifter ift mit der Ausführung diefes Sc etzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Februar 1868. 
(L. S.) Milbelm. 


Gr. v. Bismard- Schönhaufen. Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mübler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Stantd , 
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Staatshaushalts- Etat 
für 


das Jahr 1868 





(Nr. 6992.) 





-— 1 — 
Betrag 
3]. Cinnahbme Riei 
| 
J. Finanz: Minifterium. 
l. Domainen. 
1.1 Grundherrliche Hebungen und Hebungen von veräußerten | 
Domainen- Objekten ............ .................. 2,084,470 
2.| Domainen-Amortifationd- Renten ................... ..| 2,013,291 
3.1 Ertrag von Domainengrundftüden, Kapitalien und dem 
Bernfteinregal ............................... 5,438,979 
4. Öeltungörevenuin .................................... 32,265 
9.1 Sonftige vermifchte Einnahmen. ................. .... 21,845 
Summe Kapitel 1....:.| 9,590,850 
2 Forſten 
1. Sob euaussenensssnsnsnsssssenssnsssesssenesnsennnn 12,062,660 
2.1 Nebennutzungen ..................... ....... ....... 957,150 
3. agb... Leneussnsusssensssessestsstsesnnsessnennen 93,870 
4. enbetrieb8 »Anftalten .............................. 437,028 
| 15. Sonitige permifchte Einnahmen ...................... 120,967 
6. | Forft-Kehranftalten.. .nereseceneeneneneeeeseneenennnn 3,325 
Sunme Rapitel 2......| 13,675,000 
Dau . oo... 9,590,850 
Sunme Kapitel 1. md 2...... 23,265,850 


Davon geht ab: | 
Die dem a Ferde durdy dad Gefeh vom 
17. Januar 1820. auf die Einkünfte der Domainen 
und Forſten an ervielene Rente von 2,500,000 Thalern, 


einfchlieflich 548,240 Thaler Gold ....u2uununaneee. 2,573,099 
Bleiben ..... 20,692,751 
3. Ablöfungen von Domainen-Gefällen und 
Berfäufe von Domainen- und Forft- 
Grundſtücken. . . . .. ... .................... 860,000 


Summe Kapitel 3. für ſich. 
(Nr. 6%) 


Kapitel. 


* 


a 


19. 


11. 





E€inuzaıme 
Örsserien 
LI SE eu Serie [--- ------------ ------ 2.2000 
2. | Ceuüge Emmabmem _._.---------------------20000n- 
Zum Aral ._....- 
Scchantluns:- Jeiirai .....---------------- 
Zum Rırarl 5 für Si 
Grenjiibe Bıuk | 
h i⸗Accheül Dei Sims... .------.--...- eanneannn 
3 
1. 
2. 
3. 
4 
Allgemeine Kaifenverwaltung. 
2. andere — 
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* Einnahme. 
2 
6 
* 
wu. Minifterium für Haudel, Gewerbe 
und üffentliche Mrbeiten. 
13, Porzellan-Manufaktur in Berlin ........ . 150,000 
Summe Kapitel 13. für ſich. 
14. Verwaltung für Handel, Gewerbe und 
Bauten. | 
Verfchiedene Einnahmen .............................. 248,106 
Summe Kapitel 14. für ſich. 
15. Verwaltung für Berg-, Hütten- und Sa— 
linenweſen. 
Bergwerke. 
1.1 Produkte ... .. . . . . . . . . . . ........................... 14,755,489 
2.Oekonomiſche Nutzungen und Erlös aus verkauften Ma— 
terialien und Imventarien ... ..... . . . . . . . . .......... 468,591 
qüttenwerke. 
3. Drobufie ...... .... ....... ........................ 5,828,330 
4. | Oekonomiſche Nutzungen und Erlös aus verkauften Ma— 
terialien und Inventarien .......................... 48,117 
Salzwerke. 
d. | Produkte .......................................... 1,533,342 
6. | Defonomifche Nupungen und Erlös aus verlauften Ma—⸗ 
terialien und Inventarien .......................... 42,694 
Andere Einnahmen. 
7. Bergwerks-Abgaben und Steuern .................... 636,788 
8. Gebühren und Sporteln ............................. 17,058 
9.] Sonſtige Einnahmen . . ... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. . . . ... 235,971 
Summe Kapitel 15...... 23,566,380 
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Kapitel. 


Titel. 


17. 


18. 


19. 


20. 


u 


we 


ww. —R 


2 


Betrag 
Einnahme. für 
1868. 
Verwaltung der Eifenbabn: Angelegenbeiten. 
Niederfchlefifh-Märktifhe Eifenbahn. 
rfonenverkeht ..................................... 2,363,300 
üterverkehr .............................. ....... 5,428,700 
Berfchiedene Einnahmen ............................. 408,000 
Summe Kapitel 16...... 8,200,000 
VBerbindungsbahn zwifchen den Bahnhöfen 
in Berlin. 
rjonenverfehr (findet zur Zeit nicht flatt). 
erteht..C. . . ............ 114,800 
Verſchiedene Einnahmen........-----2-.---er0r nennen: 200 
Summe Kapitel 17...... 115,000 
Oſtbahn. 
Perſonenverkehr ................................... 3,052,000 
Güterverfeht ..oucuceaesannnnnnnsnnnnnnnnnnnnnnnnnnn 3,562,000 
Verſchiedene Eimahmen........................... 386,000 
Summe Kapitel 18...... 7,000,000 
Weſtphäliſche Eifenbabn. 
erfonenverfebt ........... .......................... 674,400 
ũtervecteht! 1,666,300 
Berfchiedene Einnahmen. ......-.--------eseseneneenne 159,300 
Summe Rapitel 19...... 2,500,000 
Saarbrüder Eifenbahn. 
Derfonennerfeht . .......... .......................... 313,353 
Güterverkeht 2220.0aennunnnnunuunnnnnunnnsnsnnen "| 1,282,921 
Verſchiedene Einnahmen.............................. 283,726 


Summe Kapitel 20...... 1,880,000 








22. 


23. 


25. 


26. 
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Betrag 
Cinnabme für 
1868. 
Hannoverſche Eifenbabnen. | 
1. Derfonenverkeht ..................................... 2,617,500 
2. —— . .. . . ..  4,458,000 
3.1 Verſchiedene Einnahmen............................. 324,500 
Summe Kapitel 21...... 7,400,000 
Bebra-Hanauer Eifenbabn. | 
1. onenverfeht ..................................... 209,100 
2.| Güterverkehr ....................................... 276,900 
3.| Verſchiedene Einnahmen.............................. 14,000 
Summe Kapitel 22...... 500,000 
Naffauifhe Eifenbabnen. 
1. —— .................................... 359,300 
2. | Gulerverkehrccc!!!! !!! ! !! !!:: 657,000 
3.| Verfchiedene Einnahmen............................. 83,700. 
Summe Kapitel 23...... 1,100,000 
Main-Meferbahn. 
Antheil an dem Reinertrage.......................... 500,494 
| Summe Kapitel 24. für fi). 
Main-Nedarbahn. 
Antheil an dem Reinertrage ..................... .... 152,701 
Summe Kapitel 25. für fich. 
Frankfurt-⸗Offenbacher Eifenbabn. 
Antheil an dem Reinertrage.......................... 17,634 
Summe Kapitel 26. für fich. 
Verbindungd- und Hafenbahn zu Frank. 
furt a. M. 
1. onenverkehr .................................... 630 
2.| Guterverkehr..... seen 8,570 
3.1 Berfchiedene Einnahmen. ............................. 200 








Summe Kapitel 27...... 9,400 
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— „all 


— — —— 





| Cinnabme füt 
1868. 
5 | 
28. Privat— Siſephahnen, bei welchen der Staat 
betheiligt iſt. 
J. Oberſchleſiſche Eiſenbahn... .......................... 746,119 
2.1 Eöln- Mindener Eiſenbahn ........................... 1 ‚134,008 
3.1] Stargard» Pofener Eiſenbahn ................ 2.0200... 67,343 
4.| Bergifch-Märkifche Eifenbahn......................... 90,080 
Summe Kapitel 28...... 2,037,550 
29. Sonflige Einnahmen. 
Refognitionen von der Schleöwigfchen und der Kloſterkrug. 
Schleswigſchen Eifenbahngefellihaft................. 3,900 
Summe Kapitel 29...... 3,900 
Summe Kapitel 16. bis 29...... 31,416,679 
Summe IL. ..... 55,381,165 
HEN. Staats: Minifterium. 
30. Gefegfanımlungs-Debitd-Romtoir in Berlin. 
1.| Debit der Geſetzſammlung ........................... 41,800 
2.| Vermifchte Einnahmen .............................. 40 
Summe Kapitel 30...... 41,840 
31. Landesverwaltung ded Jadegebiets. 
Berfchiedene Einnahmen.............................. 17,717 
Summe Kapitel 31. für fich. 
Summe I...... 59,557 
| EV. Suftiz: Minifterium. 
32.1 1. —— einſchließlich der Stempel und baaren 
Auslagen . . . . ..................................... 11,400,500 
2. Giauggen welche als Emolumente der Beamten zur 
Verwendung kommen ............................. 813,911 


Seite ..... 12,214,411 















3 1868. 
5 
— _ * 
Uebertrag ..... 12,214,411 
3.1 Strafen ............................................. 328,670 
4.| Verſchiedene Einnahmen.........- .................... 152,919 
5. Juſtiz⸗Offizianten⸗Wittwenkaſſe ....................... 18,800 
Summe IV...... 12,714,800 
V. Minifterium Des Intern. 
33.| 1.| Verwaltung des Innern ............................. 86,311 
2.| Volizeiverwaltung .......................... .. .. ..... 117,003 
3.1 Verwaltung der Straf:, Beflerungd- und Gefangenen: 
inſtalten. .. . . .c.. C. 624,822 
4.| Verwaltung der Regierungs-Amtsblätter.............. 89,960 
Summe V...... 918,096 
VI. wintterhun für die landwirthſchaft—⸗ 
lichen Augelegenbeiten. 
34. Landwirtbfhaftlihde Verwaltung. - 
1. | KRoften- Einnahmen ber Auseinanderſehungs- Behörden .. 621,765 
2.1 Sonftige Einnahmen .: ........................... 2,347 
Summe Rapitel 34. ..... 624,112 
35. Gejtüt-VBerwaltung. 
1. | Hauptgeflüte ........................................ .. 144,290 
2. — —— !.. .... . ... 178,700 
3.7 Eentral-Berwaltung ................................. 3,665 
Summe Kapitel 35...... 326,655 
. Summe VI..... 950,767 
(Nr. 6992.) 


[4 


für 












Betrag 
* Einnahme. fit 
318 1868, 
FE 
VII. Minifterium Der geiftlichen, Unterrichts: 
und Medizinal: 1: Üugelegenbeiten. 
36.11. SE Kultus .............. ................ 12,136 
2.1 Katholiſcher Kultus.................................. 2,489 
3. den er Unterricht ............................... 85,343 
4. und Unterri ‘ gemeinſam ..................... 14,002 
5. —— .................................... 3,570 
6. | Eentral-Berwaltung........... ....................... 2,384 
Summe VI...... 119,924 
VIII. Minifterium der answärtigen 
Angelegenheiten. 
37. Konſulats. und Paßgebühren und ſonſtige Einnahmen... 8,550 
Summe VII. für ſich. Ä 
Dazu Summe VIL Minifterium der geiftlichen ıc. An- 
elegenheiten. ..........0....... 119,924 
⸗ ⸗ VI. iniſterium für die landwirihſchaft⸗ 
üde Angelegenheiten ........... 950,767 
. . Minifterium ded Innern ........ 918,096 
. . W. In Sf Miniſterium ............. 12,714,800 
. s ta gi berium ........... 59,557 
. . Fri Minifterium für Handel x....... 55,381,165 
. . J. Finanz⸗Mini erium ............. — 
Summe ..... 159,597,636 
38, Hohenzollernſche Lande nah dem anliegenden 


befonderen Etat 279,000 Fl.. .............. 159,428 


Summe Kapitel 38. für ſich. 
Haupt» Summe der Einnahme ...... 159,757,064 





N PB RD 
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| Vermeflungen 


Sortdauernde Ausgaben. 





A. Betriebs⸗ Erhebungs- und Verwaltungs: 
foften und Laften der einzelnen Einnahme- 
zweige. 


I. Fiuanz: Minifterium. 


Momainen. 


en, Dienflaufwands - Entihädigungen und fon- 
"ae „ofen der Demamen, an und Volizeiver- 


—E und Unt 
Koſten der Fa . 8 « eigen und Schul: 
verwaltung...... ............ ..... .............. 


m... . ..... ...”.C”COe—e.:"C"äh ee , oe oo 82 0 0 81 0 9 8 —0 98 


.... 1. er > 1 nr 8 000 88 E90 01 rer er ehe 


i 

me Beltände am Schluffe des Jahres bleiben 
zur epwendung in den folgenden Jahren dis⸗ 

ponibel 
Unterhaltun er Domainengebäude, Wege-, Brüden- 
Ufer und Wafferbauten eeaerenann nenn 
gen Bonitirungen ...................... 
—— in — Angelegenheiten und Pro⸗ 


—*2— ...................... .......... 
Ausgaben der und Revenüenkaſſen ..............- 


Summe Kapitel 1...... 


508,767 
13,698 


164,654 


70,698 
226,964 
1,466 


678,432 
20,981 


29,761 
428,194 
2,155 


 2,145,770 





9,152 
100 


1,962 


480 
30,087 
200 


324 


42,305 












fünftig 





3 Ausgabe. 
3 g wegfallend. 
& 
Pr 
2. Forſten. 
J. J Beſeldungen, Dienſtaufwands- und Mieths-Entſchädi⸗ 
gungen der Forſtverwaltungs⸗ und Forftfchußbeamten. | 2,075,935 94,000 
2.| Beloldungen und Dienftaufwands » Entfhädtgungen der 
gsorftfaflen- Beamten ... .......................... 230,000 144 
3.1 Sratifitationen, Remunerationen und Unterftüßungen. .. 55,270 — 
4.1 Penfionen und Unterftügungen für Wittwen und Waifen 
der Forſtbeamten ............-.. .................. 44,130 — 
Zu Titel 3. und 4. (Etwaige Erſparniſſe können 
ur Verwendung für das nächftfolgende Jahr re- 
Vervirt werden.) 
5. | Koften für Werbung und Transport von Forftproduften] 1,709,000 — 
6.1 Baflivrenten und Abgaben .P.......................... 315,720 — 
7. | Unterhaltung und Neubau der Sorfibienithäufer, der duch 
die FForften führenden Wege und Waflerbauten ...... 566,268 177,400 
8. J Forſtkulturen, Vermeſſungen und Forfteinrichtungen..... 786,340 — 
(Etwaige Beſtände am Jahresſchluſſe bleiben zur Ver- 
wendung in den folgenden Jahren disponibel. 
9.1 Koften in Nuseinanderfegungd - Angelegenheiten und Pro- | 
zeſſen ............. ................. ............ 69,270 — 
IO. J Jagd⸗Verwaltungskoſten ............................. 18,224 — 
11. | Nebenbetriebs-Anſtalten .......................... on. 313,051 — 
12.5 Vermiſchte Ausgaben ................................ 313,092 — 
13. | Forſt⸗-Lebrzwecke ......... .......................... 22,000 — 
(Etwaige Beſtände am Schluſſe des Jahres können 
für die folgenden Jahre reſervirt werden.) 
Summe Kapitel 2...... 6,518,300 171,544 
3. Direkte Steuern. 
GSrundſtener. 
1.5 Elementar⸗-Erhebungskoſten ......... ............. 166,209 — 
Ecbuudeflcuer. 
2.1 Veranlagungs: und Erhebungskoſten.................. 115,672 — 
Seite ..... 281,881 — 








— 19 — 






Darunter 


m 








8 künftig 
3 wegfallend. 
Pe 
Uebertrag .... 281,881 — 
Alaſſiſizirte Einkommenſtener. 
3.| Veranlagungs⸗ und Erhebungskoſten.................. 78,714 — 
Alaſſenſteuer. 
4.| Veranlagungs⸗ und Erhebungskoſten................ 511,784 — 
Gewerbeſteuer. 
5.| Veranlagungs⸗- und Erhebungskoften................ 167,871 — 
Kataſter- und Kaſſenverwaltung. 
6.| Befoldungen .....3 ............ 603,089 21,869 
7. 1 Remunerirung der Hülfsarbeiter in den Kataſter-⸗Büreaus 28,500 — 
8.| Belohnungen und Unterſtützungen für Beamte und deren 
Hinterbliebene ................................ 28,000 — 
9.| Sächliche und vermiſchte Ausgaben ................. 276,361 6,832 
Summe Kapitel 3...... 1,976,200 28,701 
4. Indirekte Steuern. 
Roften der Provinzial-Stenerverwaltungen. | 
1. | Befoldungen ...................................... 348,925 2,375 
2.| Andere perfünlihe Ausgaben ....................... 27,450 _ 
3.1 Sächliche Ausgaben ............ .................... 66,577 — 
Koſten der Zoll- und Steuererhebung und Kontrole. 
4.| Befoldungen der Beamten bei den Zoll- und Steuer: 
ämtern, der Chaufjeegeld- Erhebung und der Erhebung 
der fonftigen Kommunikations - Abgaben ........... 4,551,924 67,065 
5. | Hypothefenbewahrer und Gerichtöfchreiber in der Rhein⸗ 
Pr ... ... ............. .................. 77,790 — 
6.| Pferde⸗Unterhaltungsgelder der Beamten bei den Zoll- 
und Steuerämtern............................ 307,295 425 
T.| Sächlihe Ausgaben ............................. 338,323 52 
8. | Beauffichtigung der Rübenzuder-Steuer ............. 280,820 — 
9.] Erhebung und Kontrolirung der Salzſteuer auf den Sal 
2 ....... MCCXEI. CC. . 51,546 510 
10. | Aus den Zollvereind- Verhältniffen .................... 55,280 — 
| Seite..... 6,105,930 70,427 
Jahegang 1868. (Nr. 6992:) 16 


Kemune Konen Verwaltun⸗ 
ratifikationen und Unterſtütz 

iſt auch für die Büreaubeamten der 
elfisfalate in der Rheinprovinz beftimmt.) 


Eentral- — RE u 
epataturen der Zoll» und Steuer 
Et a und Ausrüftung der Zoll: 
Averfum fir — nr ie 5. Se 4. in Ein 
nahme geftellte Branntweinfteuer 0. ................ 


Summe Kapitel 4. ..... 
Salzverkaufs-Verwaltung. 


n2 sprunm 





Andere yerfönlice Ausgaben . 
Se Ausgaben 





PoDH 


Summe Kapitel 6 
Seehandlungs-nftitut. 
Die Beate en im Betrage von 55,695 Rthlt. 
beftritten. 


6,105,930 
2,430 
285,300 
98,835 
31,050 


120,000 
119,145 


1 6,763,690 


53,695 





70,427 


250 


119,145 


189,822 


rl 


3,628 
23,704 
23613 


29,985 
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(Nr. 6992.) 


De 


ar 


Na 
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Ausgabe. 


Landesbank in Wiesbaden. 


Die Verwaltungskoſten im Betrage von 16,010 Rthlr. 
ank beitritten. 


werden aus den Fonds der La 


Münzen. 
Derwaltungskoften. 
Befoldungen ....................................... 
Andere perfönliche Ausgaben P....................... 
Sächliche und vermifchte Ausgaben... ................. 


u artehshoften. 


Derfönlihe Ausgaben .. .................... 
Sächliche und — 5 — Ausgaben ................... 


Sonſtige Ausgaben. 


s 0, 860 08 9 0 0 0111 01 000 — 0 — 8 0 U OH UT CT TFT LT ET — 0 — 0 


Summe Sapitel 9...... 


Staatsdruderei. 


Befoldungen der Beamten ........................... 
Gehalt und Remunerationen der beftändigen Werkleute . 
Lö Sebi I die zeitweife anzunehmenden Werfleute und 
ehülfen ...................................... 
Remunerationen für außergewöhnliche Dienftleiftungen 
———— 
Sächliche Ausgaben ................................. 
Unterhaltung der Gebäude und Maſchinen ............ 


Summe Rapitel 10...... 
Summe I. ..... 


Betrag 
für 
1868. 
* 


28,707 
2,799 
10,053 


65,861 
54,484 


55,550 
48,106 


265,560 


5,000 
9,900 


61,600 
1,300 


93,400 
8,000 


179,200 
17,991,945 


16* 





mn nn nn nn 


Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


1,000 


1,100 


1,100 


464,417 
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Betrag | Darunter 








= Ausgabe für kuͤnftig 
3 3 | 1868. | wegfallend. 
eg! 
— Ye 
Mu. Minifterium für Handel, Gewerbe und 
Öffentliche Arbeiten. 
11. Porzellan-Manufaktur in Berlin. 
1.1 Befoldungen und Remunerationen ...... ........ ...... 14,500 — 
2.| Sächliche Ausgaben ................................. 100,000 — 
3. | Unterhaltung der Gebäude, Werkſtätten und Maſchinen ıc. 6,600 — 
4.1 Vermiſchte Ausgaben ................................ 13,900 — 
Summe Kapitel 11...... - 135,000 _— 
Berwaltung für Berg:, Sütten: und Salinenwefen. 
Betriebskoften. 
12.] - Bergwerfe. 
1. s, Joldungen ........................................ 129,114 7,774 
2, ere perfünlihe Ausgaben ......................... 15,159 — 
3.] Sächliche Verwaltungs⸗Ausgaben .................... 43,815 — 
4.| Betriebslöhne.... . ......... 7,349,05686. — 
5. Betriebs⸗Materialien und Utenfilin .................. 2,135,443 — 
6.| Debitskoſten......................................... 451,643 — 
7. Bauten, Betriebs⸗-Anlagen und deren Unterhaltung....| 1,259,875 — 
8.] Abgaben und Grund-Entfchädigungen ............... 222,483 — 
9. Zuſchüſſe zu Knappſchaftskaſſen ...................... . 174,225 — 
Summe Kapitel 12...... 11,780,815 1,774 
13, Hüttenwerte. | 
1.1 Befoldungen .................. ...................... 80,366 1,806 
2. | Andere perlönliche Ausgaben .P........................ 7,414 — 
3. Sächliche Verwaltungs⸗Ausgaben..................... 15,539 — 
4. a iebötöhne ............... ........................ 963,397 — 
5.Betriebs⸗Materialien und Utenfilien ................. „|  3,895,538 — 
6. Debitskoſten ........................................ 61,173 — 
7. Bauten, Betriebs⸗Anlagen und deren Unterhaltung.... 434,156 — 
8. Sun und Grund: Entfhädigungen ..........-..... 16,891 — 
I.| Zuſchüſſe zu Knappſchaftskaſſen ..................... 23,487 — 


Summe Kapitel 13...... 5,497,961 1,806 








Betrag | Darunter 





* Ausgabe. für kuͤnftig 
313 | 1868. | wegfallend. 
IR 
Fe Gr 
14, Salzwerte. 
1. Defolbungen ........................................ 43,4513 326 
2.| Andere perſönliche Ausgaben ....... .................. 4,188 — 
3.] Sächliche Verwaltungs⸗Ausgaben .................... 6,559 — 
4.| Betriebslöhne .......O............................. 321,337 — 
5. | Betriebs⸗Materialien und Utenfilin .................. 323,081 — 
6.| Debitskoſten......................................... 222,268 — 
7.1 Bauten, Betriebs⸗Anlagen und deren Unterhaltung .... 188,081 — 
8.1 Abgaben und Orb enifehäbigungen. ............... 23,067 — 
9. Sufchüffe zu Knappſchaftskaſſen ..................... 21,905 — 
Summe Kapitel 14. ..... 1,153,937 "326 
(Die in den Kapiteln 12. 13. und 14. unter Tit. 1. | 
ausgebrachten Befoldungsfonds refp. die daſelbſt 
unter Tit. 2. zu Remumerationen Unterftübun- 
gen der Beamten und zu Gratififationen für tech- 
nf e Beamte audgef Beträge find übertrag- 
ar. | 
Derwaltungskoften. 
15. Minifterial-Abtheilung für das Bergweſen. 
1. ; jolbungen ....................................... 34,400 1,600 
2.| Andere perfönlihe Ausgaben ......................... 6,100 _ 
3.1 Sächliche Verwaltungd- Ausgaben... ...............0... 9,270 — 
4.| Unterhaltung der Gebäude.......................... 650 — 
Summe Kapitel 15...... 50,420 , 1,600 
16. Ober-Bergämter. 
1.  Jolbungen ......................... ............. 180,851 3,551 
2, | Andere perfünlihe Ausgaben ...................... 55,203 6,473 
3.| Sächliche Verwaltungs - Ausgaben .................. 78,404 — 
4. Unterhaltung der Gebäude ....................... 8,639 — 
Summe Kapitel 16...... 323,097 10,024 


(Nr, 6992.) \ 





Kapitel. 


18. 


19. 


l. 


Tite 


— 


- 


——— 


— ua — J— 


Betrag | Darunter 


Ausgabe. für künftig 
1868. | wegfallend. 


Sonftige Verwaltungs- und Betrieb3-Au8- 
gaben. 


Unterftügimgen für penfionirte Beamte und invalide Ar- 

beiter, jowie für Wittwen und Waiſen verftorbener 

Beamten ............................. up nenn 14,042 4,642 
Ausbildung von Beamten und Arbeitern... ....: ®..... 1026 — 
Auldus für Die Berg- Akademien in Berlin und Clausthal 17 138 — 
Zuſchuß für Die Knappſchaftskaſſe der ein geitenien und 

——— Staatswerke im Bezirk des O ber-Bergamts 19.936 

...... ..........e...,...er--........9%0:0,.,.0e l — 

Außeronbentli e Betriebs⸗ und Bau⸗Ausgaben, außer 

ordentliche Grund-Entfchädigungen und Cand-Anfäufe x. 60,000 — 


Außerordentliche Verwaltungs⸗Ausgaben .............. 50,000 — 
Summe Kapitel 17...... 3,712 4,642 
Summe Kapitel 12. bi8 17...... 18,969,942 26,172 
Verwaltung der Cifenbabn: Angelegenbeiten. 
Niederſchleſiſch— Märkiſche Eiſenbahn. 
Beſoldungen .................................. gerne 898,949 1,860 
Andere perfönliche Ausgaben ......................... 749,800 — 
Sächliche Verwaltungskoſten.......................... 206 900 510 
Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage ........ 1,117 ‚500 — 
Koſten des Bahntransports ........................ 1,327 ‚300 — 
Sonſtige Ausgaben ................................. 486,551 — 
Summe Kapitel 18...... ‚787,000 2,370 
Berbindungs- Sijenbahn zwifchen den Bahn- 
böfen in Berlin. 
S joroungen ........................................ 22,020 120 
Andere önliche Ausgaben ........................ 12,849 _ 
Sählihe Verwaltungskoſten...“...................... 1,841 _ 
Unterhaltım g und Erneuerung der Bahnanlage .......- 28,000 _ 
Koſten des ahntransports ....................... 23,500 _ 
Sonftige Ausgaben ................................ 1 7 90 _ 


Summe Rapitel 19...... 90,000 120 
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(Nr. 6992.) 


B g 
Andere p 
Sächliche 


önliche Ausgaben 


.... . .„-"..”"LA 2, ee 8 82 1 98 0o 00 08 00 0 


115 


jAusgabe. 


60o 0 0 0000088000 01012000 0 0 0 U 8 ee 


önlidye Ausgaben 


Unterhaltung und Emeuerung der Bahnanlage 
Koften des 
Sonftige Ausgaben 


. 0 8 0 880 1 8 Tr re 060 0 


Summe Kapitel 20...... 


Weſtphäliſche Eifenbahn. 
Befoldungen 
Andere p 
Sädhliche 
Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage 
Koften des tt 
Sonftige Ausgaben 


⸗—8 1001 0020001018 0 0 80 0 ee 


.... ..2 .-»„-. se 8 2 0 98 9001 »- 8 1 8 co oo. 


Summe Rapitel 21...... 


Saarbrüder Eifenbahn. 
Befoldungen 


Andere perfönliche Ausgaben 
Sächliche Verwaltungskoſten 
Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage 
Koſten des 
Sonſtige Ausgaben 


[u ur mE vr er ———— er rer 


oo... 0 0080088 9 8 Tr U Tr Tee 


Summe Kapitel 22...... 


Hannoverſche Eifenbabnen. 


Bejoldung 
Andere p 


».eo 00 0 0 0 9 2 8 81 8 0 02 9, 01 98 Tr 8 9 TE TB HT OP Te 


en 
erfönliche Ausgaben 
Sächliche Verwaltungskoſten 
Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage 
Koſten des 
Sonftige Ausgaben 


s SEE ZELL BEE Zur Zur Eur Zur Zur Zur Zur ur Kur Zur ur ur Br vr BE Sur ur ver — ö0 


Summe Kapitel 23...... 


Ge 


716,346 
406,457 
124,540 
891,772 


1,172,991 


309,894 


—3,622,000 


361,850 
189,200 


52,900| 


391,000 
571,300 
130,550 


1,696,800 


228,346 
115,084 

38,561 
284,918 
300,368 
153,723 


1,121,000 


804,986 
573,270 
106,797 
931,410 


1,133,880 


998,957 


4549,30 


22,886 
13,000 


1,440 


37,326 


apitel. 


K 
Titel. 


ud 
N 


18. 


19. 


Psm 


PNPWDM 


SPDDM 


Betrag 


Ausgabe. für 
1868. 


Fe 


Sonftige Verwaltungs: und Betriebs-Aus— 
gaben. 


Unterftüßungen für penfionirte Beamte und invalide Ar- 

beiter, fowie für MWittwen und Waifen verftorbener 

Beamten ................................. 14,042 
Ausbildung von Beamten und Arbeitern... ....: ®.... 10,296 
Zuſchuß für die Berg- Akademien in Berlin und Clausthal 17,138 
Zuſchuß für Die Knappſcha Harstalle der eingefte ten und 

oil Staatswerke im Bezirk des Ober-Bergamtsd 19.936 

..... .. ..... ee... ..„—...e.........e.e......es l 

Auperorbentii e Betriebd- und Bau- Ausgaben, außer- 


ordentliche Grund-Entfchädigungen und Land⸗Ankäufe ıc. 60,000 
Außerordentliche Verwaltungd-Ausgaben .............. 50,000 
Summe Kapitel 17...... 163,712 
Summe Kapitel 12. bis 17...... 18,969,942 
Verwaltung der Eifenbabn: Angelegenheiten. 
Niederſchleſiſch— Märkiſche Eiſenbahn. 
Beſoldungen .................................. ...... 898,949 
Andere verfönliche Ausgaben ......................... 749,800 
Sächliche Verwaltungskoſten.......................... 206, 900 
Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage ........ l, 117, 500 
Koften des Bahntransports ....................... 1327300 
Sonſtige Ausgaben ................................. 486,551 
Summe Kapitel 18...... ‚787,000 
DBerbindung8-Eifenbahn zwiſchen den Bahn- 
böfen in Berlin. 
3 jebbung GEN ............................ ............ 22,020 
Andere perlonliche Ausgaben ................... 12,849 
Sächliche 2 erwaltungsloſten......................... 1,841 
Unterha hung umb Erneuerung der Bahnanlage......... 28,000 
— bes ahntransports ........................ 23,500 
Sonftige Ausgaben ................................ 1 7 90 


Summe Rapitel 19...... 90,000 


Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


4,642 


4,642 
26,172 


1,860 
510 


2,370 


120 


lılıı 


120 
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Betrag | Darımter 
3 Ausgabe ° für künftig 
>|8 | 1865. | wegfallend. 
| 
* Dr 
20. Oſtbahn. | 
1. sr ejolbungen ........................................ 716,346 1,075 
2.1 Andere perfünlihe Ausgaben ....... ................. 406,457 — 
3.1 Sächliche Verwaltungskoſten.......................... 124,540 122 
4.| Unterhaltung und Emeuerung der Bahnanlage ........ 891,772 
5. | Roften de8 Bahntransports ......................... .1,172,991 - 
6.1 Sonſtige Ausgaben.................................. 309,894 — 
Summe Kapitel .20...... 3,622,000 1,197 
21. Weſtphäliſche Eifenbahn. 
LI Befoldungen .P...................... ................ 361,850 1,270 
2.| Andere perfönlihe Ausgaben ......................... 1892001 — 
3.1 Sächliche Verwaltungskoſten.......................... 52,900 3,024 
4. Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage ........ 391,000 
9. | Koften de8 Bahntransports ......................... 571,300 — 
6.| Sonftige Ausgaben ................................. 130,550 — 
Summe Kapitel 21...... 1,696,800 4,294 
22, Saarbrüder Eifenbahn. 
1.1 Befoldungen .P....................................... 228,346 — 
2.| Andere perſonliche Ausgaben ......................... 115,084 — 
3.1 Sächliche Verwaltungskoſten.......................... 38,561 25 
4. Unterballung und Erneuerung der Bahnanlage........ 284,918 — 
5.| Koſten des Bahntransports ....................... 300,368 — 
6. Sonſtige Ausgaben.............................. 153,723 — 
Summe Kapitel 22...... 1,121,000 25 
23. Hannoverſche Eifenbahnen. 
1.| Befoldungen ...................................... 804,986 22,886 
2.| Andere perfönliche Ausgaben ...................... 573,270 13,000 
3.1 Sächliche Berwaltungskoften ...................... 106,797 — 
4. | Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage........ 931,410 — 
5.1 Koſten des Bahntransports ................. ....... 1,133,880 — 
6.| Sonſtige Ausgaben ................................. 998,957 1,440 
Summe Kapitel 23...... 4,549,300 37,326 


(Nr. 6992.) 


25. 


26. 


237. 


28. 


PAPODM 


PSPDDM 


1, 
2. 


Bebra-Hanauer Eijenbahn. _ 
Befoldimgen ................ ..................... 
Andere perſönliche Ausgaben ...... .................. 
Sächliche Verwaltungskoften ................ ........ 
Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage ....... 
Koften des Bahntransports..................... 
Sonftige Ausgaben.............................. 

Summe Kapitel 24...... 


Naffauifhe Eifenbahnen. 
2 jolbungen ..... ........................ .......... 
Andere perſönliche Ausgaben ......................... 
Sächliche Verwaltungskoſten ....... 5........... 
Unterhaltung und Erneuerung der Bahnanlage ........ 
Koften de8 Bahntransportd ........................ 
Sonftige Ausgaben................................. 


Sunmme Kapitel 25....... 

Main: Wefer Eifenbahn. | 
Befoldungszulagen eined Beamten in Kafſel und der von 
der vormals freien Stadt Frankfurt angeftellten Beamten 


Summe Kapitel 26. für fich. 
Main⸗Neckar Eifenbahn. 


Be olbumgegulagen der von der vormald freien Stadtl- 6.049 
/ 


ankfurt angeftellten Beamten ......-.......-......- 

. Summe Rapitel 27. für fich. 
Stankfurt-Offenbadher Eifenbahn. 

Befoldimgäzulagen der von der vormals freien Stadt 

Stankfurt angeftellten Beamten... .................- 

Summe Rapitel 28. für fich. 

Verbindungs- und Hafenbahn zu Frank— 

furt a. M. 


5 ejobungen ........................................ 
Andere perfünlihe Ausgaben ......................... 


123,798 
61,600 
15,900 
64,000 
76,600 
26,102 


508,000 


193,979 
69,900 
23,000 
61,500 

117,600 
29,021 


"495,000 


8,034 


1,571 


2,257 
1,049 


773,306 





5,414 
112 


} 


5,526 


178 


178 








Darunter 








. künftig 
3 * 1868. | weafallend. 
G | | 
Uebertrag ..... 3,306 178 
3. Sächliche Verwaltungskoſten......................... 280 . 124 
4.| Unterhaltung und Emeuerung der Bahnanlage ........ 4,514 — 
Summe Kapitel 29. ..... 8,100 302 
30. Vrivat- Siienbabnen, bei welchen der Staat 
betheiligt iſt. 
1.| Oberſchleſiſche Eiſenbahn.............................. 24,709 
2. Comm Mindener Cena ........................... 294,122 — 
3.] Stargard⸗Poſener —8 ......................... 67,342 
4.| Zinszuſchüſſe für Privat-Eiſenbahnen, für welche Die 
Zindgarantie unmittelbar auf die: Staatöfaffe über: 
nommen iſt ...................................... 1,013,867 — 
Sunme Sapitel 30...... 1,400,040 — 
31. Central-Berwaltung und Eiſenbahn-⸗Kom— 
miffariate. 
1. B oldungen - a ar a a Er “onen ne 22,500 — 
2.1 Andere berfönliche Ausgaben .P........................ 8,600 — 
3.1 Sächliche und vermiſchte Ausgaben ................... 31,300 — 
4.| Koſten der Vorarbeiten zu neuen Eifenbahnen.......... 42,000 — 
5.| Kommunikations⸗Anlagen, welche dem öl Mindener 
Eifenbahn- Unternehmen Verkehr bringen ............ 7,142 — 
Summe Kapitel 31...... 111,542 — 


Außerdem zur Verzinſung und Tilgung der Eiſenbahn⸗ 
chulden, in den Etats 
.. a) der Staatsſchulden „Bermaltung 


Nil. Rihlr. 
reſp. — — 2 315.448 zuf.8,735,364 


b) des Finanz 
Düinifter 
tiumd.. s 125,072» 62,175 = 187,247 


— 6,544,988 u. 2,377,623 zuſ. 8,922,611 
Summe Say. 18. bis 31...... 27,187,047| 18,264,436 51,160 
Summe D......| 37,369,378 77,332 
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34, 


35. 
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III. Staats: Minifterium. 
Sefehfammlungs- Debitd-Komtoir. 


Selolbungen ........................................ | 


Andere perfönlie Ausgaben ........................ 
Sächliche und vermifchte Ausgaben... ................ 


Summe Rapitel 32...... 
Landesverwaltung des Jadegebiets. 


ge erjönliche A aben ................................ | 


ächlihe Ausgaben ................................. 


Summe IL ..... 
Dau — D...... 


Summe A. Betriebs⸗Ausgaben ..... 
B. Dotationen. 


8 Su zur Rente des Kronfideitommiß-| 
1,500,000 


eo... .. .:..."“6GCoOo eo 0 on 18 0 81 81 0 0 eo —0 


Sunme Kapitel 34. für ſich. 
Deffentlihe Schuld. 
Ver Be, ee 6,419,916, St fü ea 


a 2090 1 vo 9 1 vv ı 0 8 8 0 8 9 8 8 8 Tr Tr TH TV LT 5 oe 
m... . ....u."r,..20,..0.:0 e2»- 0 oe oe 0 0 1 ee a 8 8 0 0 0 8 0 0 0 


METER EENEKENKEZEEKENEREREEWERK 0 0o —4—4 — 0 —— wWEG 


Zeſedungen ..... ................................. 
Andere perſönliche Ausgaben ......................... 
— und vermiſchte Ausgaben ................... 
Unterhaltung des s Dienfigebä es ..................... 
Summe Kapitel 35...... 





—IWMdõſ 
37,369,378 
17,991,945 


"55,421,219 


73,400 
4,200 
16,500 


" 24,956,000 


550 
550 
550 
77,332 
464,417 


— 755 


⏑— 





Kapitel. 


36. 
37. 


38. 


40, 


41. 





Sn mum- 


Dem 


P>wwe 


* 


Betrag | Darunter 
Ausgabe für künftig 
1868. | wegfellend. 
Be ah ..... —B — 200 
aus der Abgeordneten .......................... I 
Summe Kapitel 36. und .37...... 292,130 500 
Summe.B. BDotationen ..... 26,748,130 500 
C. Staats-Verwaltungs⸗Ausgaben. 
I. Staats⸗Miuiſterium. 
vr des Staatd-Minifteriums. 
Beſoldungen .P....................................... ‚45,050 2,600 
Andere — Ausgaben ......................... 1,450 — 
Sächliche A ußgaben ..... . . . . . ....................... 2,700 — 
bien es Dienftgebäudes, des Gartens und der 1,000 
Sonfti ge Mudgaben — 27500 _ 
—2 — —— für ‚allgemeine politiſche Zwede...... __31,000 — 
| Summe Kapitel 38......| 83,700) 2,600 
Staats⸗Axchive. 
Beſoldungen ........................................ 26,725 600 
— und vermifchte Ausgaben ................. 7, 300 — 
Summe Lapitel 39. ..... A 1600 
. Öenerals Ordens-⸗Kommiſſion.“ 
geimide Ausgaben ................................ 9,900 — 
ächliche Ausgaben ................................. 2,000 — 
Ordens⸗Inſignien.................................... 24, 000 _ 
Ehrenſold den Inhaber des Eifernen Kanes .......... 80,000 — 
Summe Kapitel 40..... TiIIAſo — 


Verwaltung des Staatsſchatzes. 


Die, Außgabefonbs. bieer, Bermalkung finb in dem Etat 
für das Büreau des Staat! -Minifteriumd (Kap. 38.) 
‚nachgewiefen. 


(Nr. 6%.) 17° 





- 120 — 
| Betrag | Darunter 
sl. Ausgabe für künftig 
= 1868. I wegfallend. 
N 
* * 
42. Geheimes Civil-Kabinet. 
1. Befodungen .P....................................... 17,200 — 
2. Andere perſönliche Ausgaben ......................... 4,000 — 
3.) Sächliche und vermiſchte Ausgaben .................. 1,300 — 
4.| Unterhaltung der Dienftgebäude ...................... 700 — 
Summe Kapitel 42...... 23,200 — 
43. Ober-Rechnungs⸗Kammer. | 
1.1 Befoldungen .P....................................... 117,900 — 
2.| Andere perſönliche Ausgaben ......................... 4,900 — 
3. Sächliche und vermiſchte Ausgaben ................... 6,060 — 
4.] Unterhaltung der Dienftgebäude ...................... 980 — 
oo. Sunme Kapitel 43...... 129,840 — 
44. Ober-Examinations-Kommiſſion für 
die Prüfung zu höheren Verwaltungs— 
Yemtern...... ............................ 970 — 
Summe Kapitel 44. für ſich. 
45. Disziplinarhof .............................. 1,240 — 
Summe Kapitel 45. für ſich. 
46. Gerichtshof zur Entfcheidung der Kompe- | 
teng- Ronflifte ......................... Pe 2,400 —2* 
Supme Kapitel 46. für ſich. — 
Summe 1...... 391,275 3,200 
ZI. Minifterium Der auswärtigen Ange: 
legenbeiten. 
Kiniflerium. 
47.11. 0; ‚oldungen ............ ........................... 109,450 — 
2.1 Andere perſönliche Ausgaben ......................... 6,300 — 
3. Amtsbedunfnie ........ ............................ 10,800 — 
4. | Kurier⸗- und Reiſekoſten, Poſtgeld und ähnliche Ausgaben 37,000 — 
5. Unterhaltung der Dienftgebäude, des Gartens und der 
Mobilien .......... .. .C. .. ... 4500,1 — 
Seite ..... 168,050 Fuss 











Kapitel. 


— 21 — 


NZ — — — — — — nn — ———— — m Po — — — — — — — — — —— — mn 


Titel. 


m 2 ID m 


Sonftige Ausgaben 


Uebertrag ..... 
Gefandtfchaften und Konfulate. 


Befoldungen des Gefandtichafts- Perfonals 
Sejoldungen und Dienftaufmands - Entfchädigungen der 
onfulatöbeamten ................................. 
Amtsbedürfniffe, Porto und ähnliche Ausgaben ....... 
Reiſekoſten und Diäten ................. ............ 
Unterhaltung der Dienſtwohnungen und Amtslokalien, 
ſowie der Mobiliar⸗Inventarienſtücke und zu Miethen 
Vermiſchte Ausgaben .............................. . 


Extraordinaria. 
Gommiftiongfoften .................................. 
Entſchädigungen für Kursverluſte und Kanzleigeſchenke.. 
Anberorbentliche Remunerationen und Unterjtügungen für 
eamte ........................................ 


Unterſtützungen für penſionirte Beamte, ſowie Penſionen 
und Unterſtü | 


. 0... 0 0 0 08 0 09% 


erftügungen für Wittwen und Waifen von| 


Beamten 
Geheime Ausgaben.................................. 


m. ..... ...n..EOeCO—n..eem.e.e. mees— ea se eo neo 000 0 


......e..e..ee.e.—aoöea„m„m. ss oa 0 Ho 08 4 © 


III. Finanz: Minifterium. 


Central-Finanz-Berwaltung, General-Ber- 
waltung der Steuern und General: 
Staatsfaffe. 


Befoldungen ........................................ 
Andere perfönlihe Ausgaben ......................... 
Sädliche und vermifchte Ausgaben .................-- 


Unterhaltung des Dienftgebäudes, des Gartens und ber 


Mobilien ......................................... 
Summe Kapitel 48. ..... 


(Nr. 6992.) 


Betrag 


für 


1868. 


Ye 
168,050 


528,870 


130,400 
42,000 
22,000 


11,000 
34,000 


9,000 
4,460 


3,000 
950 


6,000 
38,000 


997,730 


279,540 


14,000|' 


39,500 
2,560 


335,600 


Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Ye 


4,460 


4,460 


400 


400 











A 8 


MWittwen- und Waifen-Berpflegungs- An. 


ftalten .............................. 884,785 
Summe -Rapitel 49. für ſich | 
Apanagen . . . . . .......................... 430,338 

+ Summe Kapitel 50. für ſich. 

Daffiva der General-Staatstaffe. | 

Renten und Entjhädigungen für aufgehobene Rechte und | 
Nutzungen .................................. 1,506,814 

Zuſchuß zur Verzinſung und Tilgung verſchiedener, vom 

Staate nicht übernommener- —— und Köm- 
munale Schulden. . . .. ..5. 9,581 


ch 
Verzinſung und wi ung ber Schulden der vormals freien 
Aal Fra nkfurt ... ........................... 


580,100 
Vertragsmäßige Zahlun en aus - der EN Abgabe Ä 


und dem Eifenbahn -Aktien- Amortifationsfonds ..... 
Summe Kapitel 51...... 
Beiträge zu den Ausgaben des Norddeut- 


[hen Bundes ......................... 
Summe Kapitel 52. für ſich. 


16,910,406 


Penſionen und Kompetenzen. 


Penſionen für Civilbeamte (Eivilbeamten-Penfionsfonde)| 3,050,000 
Unterſtützungen für penſionirte Beamte und Penſionen | 

und Unterftügungen : für: Wittwen und: Waifen von 
Beamten ........... ....................... 62,000 

Gnaden⸗Quartalsbezüge für Wittwen und Waiſen von 
Beamten in der Provinz Hannover .............. 9,600 
Gnaden⸗Penſionsfonds .......................... 100,000 
Karenz-Unterſtützungen ........................... 38,000 
Wartegelder .................................... 342,296 
Penſions⸗Ausſterbefonds ......................... 430,000 
Summe Rapitel 53. ...... 4,031,896 


103,375 


430,338 


961,885 


— 0 


971,466 


9,600 
38,000 


342,296 
430,000 


819,896 


18 — 







Darunter 












* Ausgabe. künftig 
= wegfallend. 
6 
* * 
54. Dber-Präfidien und Regierungen: 
| Ober - Präfidien. 
LI Befodungen ................................... ‚77,000 — 
2.| Dispoſitionsfondb ................................... | 12,000 — 
Regierungen. 
3. Befoldung gen ......... ........... .............. 1,421,075 1,200 
4. | Andere perfünlihe Ausgaben ...................... 319,900 — 
5.1 Sächliche Ausgaben ....................... ......... 370,000 — 
6. Sonftige Ausgaben ............... .................. 50,000 — 
Summe Kapitel 54. ..... 2,249,975 1,200 
0. Provinzial: Finanz-Direftion und Bezirks: | 
Hauptfaffen in Hannover. 
Provinzial - Finanz -Bircktion. | 
1.] Befodungen ..................................... 47,850 — 
2.| Andere perfönliche Ausgaben ......................... 10,800 — 
3. | Sächliche Ausgaben ............................... 14,000 — 
4.Sonſtige Ausgaben ................................. 6,300 — 
Bezirks - Hauptkaffen. ' 
5. Jeh dunge .............. ........................ 26,650 — 
6.1 Andere perſönliche Ausgaben ......................... 2,100 — 
7.1 Sächliche Ausgaben ................................ 2,000 — 
Summe Kapitel 55...... 109,700 — 
56. Rechnungs-Kommiſſionen. 
1.| Beſoldungen........................................ 66,270 66,270 
2.| Andere perfönliche Ausgaben ......................... 12,720 12,720 
3. Sãchliche und vermiſchte Ausgaben ................. .. 6,400 61400 
Summe Kepitel 56. ..... —AA 85,390 
57. Rentenbanken. 
1. deſeung GEM ........................................ 39,925 
2. a exe verfönliche Audgaben. en ennie 51,210 — 
3. ächliche —— uagabe N FR vhiden un 16, 541 
4.1 Ti verjchrei ungen er Eichöfe fchen und | 
der Saberbornichen Tilgungskaſſe ................ 31,809 — 
Summe Kapitel 57...... 139,485 — 
‚Nr. 6992.) 
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99. 


60, 


De 


Puv» 


ne 


nn Pu DM 





Depofitenfaife für den Deniet des Appel- 
lationsgerichtshofes zu 


-.. m. u 0 0 00 8 08 8 8 8 8 90 0 0 0 08 U 5 re 5 oe 9 0 


Allgemeine Fonds. 


Ablöfung von und anderen „enflihkungen 
— —— aupt⸗ —5* : 
nvorber e ao 

Dee , -Berbe A Subaltern - Beamte bei 


IV. Minifterium für Grheise Gewerbe und 
——— 


Beſoldungen ................................... 
Andere perfönliche kan ...................... 


Sächliche Ausgaben ............................ 
Unterhaltung Da & Dienftgebaudes und der Mobilien.. 


gandels⸗, Gewerbe⸗ und Bau-Derwaltung in den Provinzen. 
Befoldungen und Dienflaufwands - Entichädigungen der 
egierumgs- und Bauräthe, der Ober: Bauinfpeftoren, 









20,000 
4,000 









der Bauinfpeftoren und der Bawmeifter ........... 706,483 , 
Andere perfönlihe Ausgaben derjelben................ 126,408 450 
lm Ausgaben für fonftige Beamte der Bau- Ver- 

..CA.ICC.CCVC. C.CC..FC. 251,911 7 
Seite ..... 1,328,952 8,637 





3 
6 


61. 


Jahrgang 1868. (Nr. 6992.) 





Titel. 


PD 


Betrag I Darunter 


Ausgabe für künftig 
1868. I wegfallend. 
| Ya 






Uebertrag ..... 8,637 
Sächliche Ausgaben derfelben Berwaltimg ............ — 
Perſönliche Ausgaben für Beamte der Handeld- und Ge- 
mwerbe- Verwaltung ................... ......... 1,404 
Sächliche Ausgaben derfelben Verwaltung... ........... 315 


Stellvertretungd:, Verfegungd- und Umzugskoſten ...... 


Unterftügungen für Wittwen und Waifen von Beamten 
und für penfionirte Beamte........................ 
Unterbaltung undaufjirter Wege, der Wafferwerke, 


Brüden, Fähren ıc., jomie der Dienftgebäude....... 
Strom -Regulirungen und Hafenbauten ...... ......... 
Unterhaltung der Staats⸗Chauſſeen .................. 


Belohnungen und Unterſtützungen für Chauſſee-Auf— 
eher 2c., Unterftüßungen für Hinterbliebene der Chauffee- 
uffeber und Wärter .................... ......... 
Chauſſee⸗Neubauten ........ ........................ 
Zuſchuß für die Bau⸗-Akademie in Berlin ....... .... 


Förderung des Handels und Der Gewerbe. 
Allgemeine Handeld- und gewerbliche Zwecke .......... 
Unterhaltung der Gewerbe - Akademie in Berlin........ 


Unter Itung der technifchen Lehranftalten in den Pro⸗ 
vinzen. . . .. . . . . . .. .... ............. en ....... 


b 
Zum Beten der inländifhen Rhederei ...... ........ 
Summe IV. ..... 


V. Suftiz: Minifterium. 

Miniſterium. 
Beſoldungen................................... ...... 
Andere perſönliche Ausgaben ......................... 
Sächliche Ausgaben ................................ 
Unterhaltung des Dienſtgebäudes, des Gartens und der 

Mobilien ................................... an 


— 126 — 


für 













= wegfallend. 
G 
De De 
Uebertrag ..... 131,100 — 
Ober-Tribunal. . 
5. Peſedungen ................ ................ ........ 185,900 2,100 
6.| Andere perſönliche Ausgaben ......................... 6,980 — 
7.| Sächliche Ausgaben ................................ 6,950 — 
Ober-Appellationsgericht bis zu deſſen Vereinigung mit dem 
Ober - Tribunal. 
8.| Befoldungen........ ................................ 51,200 500 
9.| Andere perſönliche Ausgaben ................... ..... 1,850 _ 
10.] Sächliche Ausgaben .................. ... ......... 1,950 — 
Immediat /Juſtiz /Examinations - Kommiffion. 
11.| Perſönliche Ausgaben ............................ 5,650 850 
Gerichte zweiter Inſtanz in den Landestheilen, in denen die 
Verordnung vom 2. Januar 1849. Sefebeskraft hat. 
12, Veſe dungen .................................. 829,745 4,220 
13. | Andere perfünlihe Ausgaben ...................... 93,250 — 
14. | Sächliche Ausgaben ............................. 67,495 — 
Appellationsgerichtshof in Cöln und die Kheiniſchen £and- 
gerichte. 
15.| Befoldungen .P.................................. 281,700 150 
16. | Andere perfönliche Ausgaben ......................... 15,705 — 
17.| Sächliche Ausgaben ................................. 16,190 — 
Appellations gericht in Celle und die Obergerichte des dortigen 
Departements. 
18. Veſedungen rennen ............................. 322,520 7,420 
19. | Andere perfünlihe Ausgaben ................ ........ 20,820 _ 
20.1 Sächlihe Ausgaben ................................ 23,170 _ 
Appellationsgerichte in den Landestheilen, in denen die Der- 
ordnungen vom 26. Juni 1867. (GSeſeh⸗Samml. $. 1073. ff.) 
Geſtheskraſt haben. 
21. o jolbungen ....... ..PP..P......................... 132,011 22,261 
22.1 Andere perſönliche Ausgaben ......................... 11,150 — 
23.1 Sächliche Ausgaben ..P.............................. 10,131 — 
| Seite ..... 2,215,467 37,901 


Kapitel. 
Titel. 


(Nr. 6992.) 


24. 
25. 
26. 


27. 
29. 


30. 
32. 


33. 
35. 


36. 
38. 


39. 
40. 
41. 


— 127 — 





Ausgabe. 


Uebertrag ..... 

Appellationsgericht in Srankfurt a. M. 
Befoldungen ........................................ 
Andere perfünlihe Ausgaben ......................... 
Sächliche Ausgaben ..P.............................. 


Gerichte erſter Inſtanz in den Landestheilen, in denen die 
Verordnung vom 2. Januar 1849. Geſeteskraſt hat. 


Befoldungen ........................................ 
Andere perfünlide Ausgaben ......................... 
Sächlihe Ausgaben ................................. 
Sriedens- und Handelsgerichte des Departements Cöln. 
Befoldungen ........................................ 
Andere perfünlihe Ausgaben ......................... 
Sächliche Ausgaben ... ............................. 
Amtsgerichte im Departement des Appellationsgerichts 
in Celle. 
Beloldungen .P....................................... 
Andere perfönlihe Ausgaben ......................... 
Sächliche Ausgaben ..P. ............................. 


Areis⸗ und Amitsgerichte in den Candestheilen, in denen Die 
Verordnungen vom 26. Juni 1867. Geſcheskraft haben. 


Befoldungen 
Andere perfünliche Ausgaben ......................... 
Sädhlihe Ausgaben ........ .. ...... ................. 


Stadtgericht und ſonſtige Gerichtsbehörden erſter Inſtanz 
in Srankſurt a. M. 
Veſe dungn ................................... 


Andere perſönliche Ausgaben ...................... 
Sächliche Ausgaben 


. ..... —2 0 — 0 — 2... 2... oem... 0 ee ee ee 00 8 9 1 98 0— — —0 


. ....."a”. rn... "0", 1, 0 8 8 BB 8 8 8 Cr eo — —0 


Betrag 
für 
1868. 


* 
2,215,467 


23,164 
200 
2,226 


5,925 763 
947.820 


240,647 
670 
15,178 


646,119 
30,920 
28,451 


997,996 
55,120 
72,549 


53,900 
4,600 
7,100 


12,891,640 


Darunter 
fünftig 


wegfallend. 


Ye 
37,501 


171 


16,893 
4,860 


957 


3,074 


101,771 


257 


165,484 


Kapitel. 


Titel. 


42, 
43. 


45. 
46. 


PoDm 


nam 


mn 


10. 
11. 


12, 





Betrag 
Ausgabe für 
1868. 
Uebertrag ..... 12,891,640 
Allgemeine Ausgaben. 
Kriminalkoſten .................................. 1,543,000 
Baare Auelagen und andere Ausgaben in Parteiſachen. 912, 360 
Sonftige Ausgaben.............................. 67,700 
Unterhaltung er Juſtizgebäude ........ ............ 84,400 
Juſtiz⸗Offizianten⸗Wittwenkaſſe .................... 18,800 
Summe V...... -15,517,900 
VI. Minifterium des Innern. 
Minifterium. 
Befoldum .... ............................... 100,650 
Andere verfönliche Ausgaben ....................3. 19,00 
Sächliche und vermifchte Audgaben.................. 9,300 
Unterhaltung der Dienftgebäude, des Gartend und ber 
Mobilien .......... .. ..................... 2,000 
Statiflifches Büreau 
Befoldungen .................................... 18,525 
Andere berfönliche Ausgaben .P........................ 1,10 
Sächliche und vermifchte Ausgaben ................... 10,900 
Metcorologifches Inflitut. 
Befoldungen und Remunerationen ................... 5,500 
Sädhliche und vermifchte Audgaben............... .... 1,700 
Candräthliche Behörden und Acmter. 
Eat en i5 ai: nn . i ii .. lic 1,171,779 
ienſtaufwands⸗ ä gungen und ſonſtige ſächliche 
und vermiſchte Ausgaben .......... ............. 548,569 
Andere perſönliche Ausgaben ......................... 18,500 


1,907,523 


.»oo00 


Darımter 
fünftig 
wegfallend. 


Ge 


165,484 


 — 
— 
— 
— 


165,484 


3,000 


1,000 


84,072 


nn 8 


9,100 


397,172 
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Provinzial-Verwaltung der Provinz Hannover. 


1 Baufchquantum 


Polizei - Derwaltung. 


Lotkalbehörden. Defoldungen .......... ............. 
Lokalbehörden. Andere perſönliche Ausgaben .........- 
Lokalbehörden. Sächliche und vermiſchte Ausgaben. . 


zur enfneiligen Fortführung der Polizei— erwaltung 


oo... 0080 80100 —8 0o —0o — — 68 — 0o — 0o —o — a 6 — —60 — 0— — —8 0 —8—0 


Tele Difitie. Kormmiffarien in der Provinz Pofen .. 
gemeine ande. Zwecke ................ .... nen: 

Dispoſitionsfonds......................... ........... 

Geheime Ausgaben im Intereſſe der Polizei........... 


Landgendarmeric. 


Befoldungen , einfchließlih Remontegelder ............. 
Andere perſ nlihde Ausgaben ............ 2202202000... 
Koutagefoflen. ....... . ......8 3 
Montirungs⸗, Leder⸗ und Reitzeuggelder und für Waffen 
Sonftige usgaben .. .. .......P.. . . . . . . ............. 
Penſionen .......................................... 


Straf⸗, Beſſerungs⸗ und Geſangenen-Anſtalten. 
5 — Ausgaben ............................... 
ächliche Ausgaben ................................. 
Unterhaltung der Gebäude ......................... 
Sonftige Ausgaben ........ ........................ 


Sür Wohlthätigkeitszwecke. 


Unterſtützung hülföbeblieftiger ehemaliger Krieger aus den 
Jahren 1806. bis 1815... . . . . . . . . . . ... ......... 


(Etwaige Beſtände onen aus einem jahre in das 
andere übertragen werden.) 


118,750 


951,047 
76,833 
84,054 


3,822 
70,480 
92,933 
40,000 
40,000 


1,102,240 


197,004 
76,923 
20,446 

327,290 


634,528 
1,179,190 

53,102 
397,140 


374,430 


7,657,634 





Ih 


| 


134,354 






Darunter 


* künftig 
2 wegfallend. 
© . 
Pe * 
Uebertrag ..... 7,657,634 134,354 
31. | Almofen und Unterftüßungen .. .. ..............P...... 46,706 — 
32.1 Zuſchüſſe für Armen- und Wohlthätigkeits-Anſtalten ... 137,718 — 
33. Penſionen und Unterſtützungen ......: ............... 93,690 — 
(Etwaige Beſtände können aus einem Jahre in das 
andere übertragen werden.) 
Allgemeine Ausgaben. 
34. | Verſchiedene Bedürfniſſe der Verwaltung des Innern .. 57,346 13,840 
35.1 Diepojitiondfonds für die Verwaltung des nnern..... 8,500 — 
36.| Regierungs⸗Amtsblätter ............P................. 104,900 — 
Summe VI. ..... 8,106,494| 148,194 
VII. Miniſterium für Die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten. | 
63. Landwirthſchaftliche Verwaltung. 
Aliniflerium. 
1. | Befoldungen ........................................ 57,750 — | 
2.| Andere perfünlihe Ausgaben ........................ 5,700 — 
3.1 Sächliche Ausgaben ..P.............................. 9,400 — 
4.| Unterhaltung des Dienſtgebäudes, des Gartens und der 
Mobilien .......... . . . . .....C... 1,2000 — 
Reviſionskollegium für Landes -Aulturfachen. 
5. Befolbungen .P....................................... 23,4000 — 
6.1 Andere perſönliche Ausgaben ......................... 4710 — 
7.| Sächliche Ausgaben .. P. . . . . . ................ ........ 1,830 
Auscinanderfebungsbehörden. 
8. J] Beſoldungen . . . . . . . . . . . . . . ......................... 200,165 1725 
9. | Fixirte Diäten der Spezialkommiſſarien und fixirtes Dienft- 
einfommen der Lande3-Dekonomie-Beamten........... 94,808 — 


Seite ..... 398963) 725 
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Kapitel 
Titel. 


(Nr, 6992.) 


Ausgabe. 


Uebertrag ..... 


Andere perſönliche Ausgaben ..................... 
Sächliche Ausgaben ..................... .... ........ 
Durchlaufende Beträge an temporairen Diäten, Fuhr— 

foften und baaren Auslagen der Spezialkommiſſarien ꝛc. 


Zur Sörderung der Landkultur. 


Allgemeine wifjenfchaftliche und gemeinnütige Imwede... 
Landwirtdichaftliche Akademien ... ................... 
Niedere landwirtbfchaftliche Lehranftalten..............- 
Landes» Defonomie- Kollegium... .................... 


(Zu Tit. 13. bis 16. Etwaige Erfvarniffe können 

in das nächftfolgende Jahr übertragen werden.) 
Spezielle Zwecke ..................................... 
Größere Landesmeliorationen und Deichbauten einſchließlich 
der Verwaltungskoſten............................. 


(Hieraus können höchſtens 1000 Rthlr. zu extraordi⸗ 
nairen Remunerationen und Unterſtützungen ver— 
wendet werden. Etwaige Erſparniſſe können in 
das nächſtfolgende Jahr übertragen werden. Auch 
verbleiben die Rückzahlungen auf die aus dieſem 
Titel zu gewährenden Darlehne der landwirth— 
ſchaftlichen Verwaltung.) | 


Förderung der Pferdesudt. 


Feed bei Pferderennen und andere dahin gehörige 
wecke .................. .... ... .......... ..... 
Prämien für die Züchtung guter Mutterſtuten ........ 
(Die Erfparniffe bei dem Tit. 19. dienen zur Ver— 
ftärfung des Tit. 20. und dürfen zu diefem Behuf 

auch in folgende Jahre übertragen werden.) 
Fohlenweiden ........................................ 


Betrag 
für 
1868. 
De 


398,963 
56,098 


34,124 


524,219 


98,619 
43,348 
35,343 

5,000 


16,171 
183,848 


51,000 
9,550 


1,054 


1,457,337 


Darunter 
fünftig 
wegfallend. 
* 


725 
660 


600 


114 


2,099 


Kapitel. 


Titel. 


64. 


23. 


24. 


— 


Betrag 
Ausgabe. für 
1868. 
* 
Uebertrag ..... 1,457,337 
Deichweſen. 
Perſonliche Ausgaben.............................. .. 13,573 
Unterhaltung der Deichanlagen ....................... 47,774 
Penfionen und Mnterflubungen. 
Penſionen und Unterftügungen für Wittwen und Waifen 
von Beamten, gorie außerorventlihe Unterflüßungen 
für penfionitte Beamte ........................... 3,472 
Summe ap. 63...... 1,522,156 
Geftütverwaltung. 
Hauptgeflüte. 
Beſoldungen ............... .......................... 21,742 
(Tit. 1. und Tit. 8. übertragen ſich gegenfeitia.) 
“öhnungen und Emolumente der Geftütwärter und Dienft- 
eute .......................... ....... ......... 35,308 
Andere perfönlihe Ausgaben ............... ......... 1,660 
Sächliche Verwaltungskoſten.................. ........ 11,378 
Fourage- und Wirthſchaftskoſten...................... 129,458 
Unterhaltung der Gebäude ........................... . 19,391 
Nächte, Laften und Abgaben ......................... 9,393 
Candgeſtüte. | 
Befoldungen .P....................................... 31,087 
(Tit. 1. und 8. übertragen ſich gegenfeitig.) 
Löhnungen und Emolumente der Geftütwärter und 
Dienſtleute ........................................ 73,437 
Andere perfünlihe Ausgaben ......................... 8,188 
Sächliche Verwaltungskoſten ......................... 15,014 
Fourage⸗ und — ..................... 192,872 
Unterhaltung der Gebäude ........ .. . ............... 7,077 
Pächte, Laſten und Abgaben ......................... 2,905 


Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Ye 
2,099 


— 


— 


111111 IN 











— 13 — 
| Betrag 
3. Ausgabe | für 
3 7 1868. 
5 |" " 
Uebertrag ..... 558,910 
Moften der Central-Derwaltung und fonftige Ansgaben. 
15. | Anlauf von Pferden und Pferdetransporte .. u 82,870 
(Etwaige Exrfparniffe Eönnen in das nächftfolgende 
Jahr übertragen werden.) ' 
16. | Neubauien und größere Reparaturen... ..........-....- 20,000 
17.| Remunerationen und Unterftügungen für Beamte und 
Ortsarme ....................................... 8,626 
18. | Sonftige Ausgaben ................................ 7,570 
Summe Kapitel 64...... 677,975 
Summe VIL..... 2,200,131 
VIVI. Minifteriun der geiftlichen Unterrichts: 
and Medisinol: Angelegenheiten. 
Miniflerium. | 
I 1.| Befoldungen ....................................... 121,400 
2.| Andere verfönliche Ausgaben ...................... 5,350 
3.| Saͤchliche Ausgaben............................. 18,510 
4.| Unterhaltung 8 Dienftgebäubes und der Mobilien. 4000 
Evangeliſcher Aultus. 
Edangeliſcher Ober⸗Kirchenrath. | 
5. B ofdun Dr re e —o 0.0010. .0°. 215001 
6. Andere —2*— Ausgaben ........................ 1,480 
TI Saͤchliche Ausgaben ........................ ........ 2,200 
8.| Unterhaltung ir Dienfigebäudes ..................... 4001 
Seite ..... 174,840| 
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Darunter 
fünftig 
wegfallend. 

Ye 


ln 


[U } 


2,099 


| | | 
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12, 


13. 
14. 


15. 
17. 


18. 


19. 
20. 
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mn Un — nn m nn — ——— — — — — — — — ——— — — 
— — — —— 


2 ejolbungen ........................ .............. 
Andere perſönliche Ausgaben ....................... . 
Sählihe Ausgaben ................................. 


Geiſtliche und Kirchen. 


Beſoldungen und Zuſchüſſe ........................... T 


Ratholifcher Kultus. 
Ausstattung der Bisthümer und der zu denfelben gehö— 


tenden 


.o...„..... em m... .:..„.ne eo 0", 2, so a 2 9 9001 V 0 0 © 


Geiſtliche ech Befoldungen und Zuſchüſſe ..... | 


Oeſſentlicher Unterricht. 
Provinzial ⸗Schulkollegien. 
Befoldungen ......................... 


Andere perſönliche Ausgaben ......................... 
Saͤchliche Ausgaben ................................ 


wiſſenſchaftliche prifungs -Kommiffionen. 
Perſönliche Ausgaben ................................ 
Univerfitäten. | 
fer für die Univerfitäten ı und für die Akademie in 


oo. m..:2. . oe ee 9 U Tr rer 0o 0 Tr re re re ro ff ey 


. 0 00 02 008 08 88 0 rer rer rer or oe 


Elementar - Unterrictswefen. 
Schullehrer⸗Seminarien .............................. 
Elementarſchulen .P................................... 
Turnunterricht ...................................... 
Taubſtummen⸗ und Blinden⸗Anſtalten ................ 
Waiſenhäuſer und Wohlthätigkeits⸗Anſtalten ........... 


Betrag 


für 


1868. 


158,222 
6,045 
29,352 


375,105 


397,535 
428,704 


57,940 
3,280 
14,100 


12,820 


837,966 
15,772 


555,068 


338,536 
725, 109 
12, 160 
26 614 


75,833]. 
4,245,001 


Darunter 
fünftig 
wegfallend. 


6,851 
5,183 


400 


28,323 


6,785 


14,308. 
86,990 


148,842 





37. 
39. 
40, 


41. 
42, 


43, 
45. 
47. 


Aunſt und Wiffenfchaft. 
Akademie der Künfte in Berlin8* 
re in Königsberg, Düffeldorf, ware und 
Kunſtmuſeen in Berlin.................. nen ......... 
Akademie der Wiffenfhaften in Berlin ...............- 
Königliche Sibliotbef in Berlin ..................... 
Sonttige Kunft- und wifjenjchaftliche Swede ........... 


Kultus und Unterricht gemeinſam. 


Geiſtliche und Schul-Räthe bei den Regierungen ....... 
Vatronats-Baufond8 ............. .............. 
Verbeſſerung der äußeren Lage der Geiſtlichen und Lehrer 
Sonftige hierher gehörige Ausgaben ................ 


Medizinalwefen. 
Provinzial » Behörden. 


Befoldungen der Provinzial Medizinal- Kollegien ...... 
Andere perfönliche Aus uogaben ..................... 
Regierungs⸗Medizinal⸗Räthe 


. ... ... .". "ee. ..".."Oeua„m—”“Cc“"an.e—_.. eo —0 © 


Rreis- Medizinal - Beamte. 


Kreis. Phyſiker .................................. 
Kreis⸗Wundärzte .................................... 
Departements⸗ und Kreis⸗Thierärzte .................. 


Unterridts-, Heil- und Wohlthätigkeits - Anftalten. 


Charite- Krankenhaus in Berlin ...................... 
Andere Krankenhäufer, Hofpitäler und Irren-Anſtalten. 
Gebammen »Lehr- Inftitute und damit verbundene Zwecke 
hierarzneifchulen in Berlin und Hannover ............ 
Sonftige Außgaben für medizinalpoligeiliche Zwede ..... 


(No. 6992.) 


111,639 


88,064 
510,266 
176,176 
157,047 


5,981,371 


19* 





148,842 


850 


900 
2,400 
12,340 


1,400 
3,520 
3,771 


1,000 
3,708 
234 


2, 000 
85 


625 


184,275 
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| Betrag 
| Ausgabe, Air 
3 " 1868. 
Ge 
| Uebertrag ..... 5,981,371 
Allgemeiner Bispofitionsfonds. 

48. | Unvorhergefehene und Mehr⸗Ausgaben ............ .... 25,000 

Summe VIII. Mini gekgenbeiten der geiftlichen ꝛc. An⸗ 
.. . .c. 8,008,371 

m + VII. Miniſterium für die landwirthſchaft⸗ 

> lichen Angelegenheiten .......... 2 ‚200,131 
. ML en des nnem.........- 8, 106,494 
Minifterlum 2222222000... 15,517,900 
. IV: Biden ‚Handel x. ....... 8,965,822 
e Miniſterium . 29,102,478 

. Mm erium ber er aubiwärtigen Ange: 
egenbeiten . CAXI..T. 997,730 
I. Staats-Minifterium ...........-- 391,275| 
Summe C. Staatsverwaltungs-Yusgaben ....- 71,288,201 
Day ⸗ B. Dotationen Deore regnen ne 26,748,130 
- A. Betriebs- x. Audgaben ........... H5,421,219 


Summe ..... 153,457,550 


90 engollernice, andre nad) dem anliegenden 
beforheren Ein 8,900 BU................. 216,514 


Summe Stapitel 66. für fi. 
Summe der fortdauernden Ausgaben ..... 153,674,064 





Allgemeine Bemertun ſaͤmmtlichen Bau- 
fonnen bie — Elfe vos res ver- 
fände zur Bern eabumg in den fol.]| « 
genden Jahren tejecvirt werden. 


3,930,133 


3,472,93 





Darunter 
Künftig 
wegfallend. 

— 


184,275 








184,275 
2,099 


10,356 
2,412,065 


4,460 
3,200 





500. 
542,299 





14,616 
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Betrag 
für 
1868. 
Ge 
Einmalige und außerordentliche 
Ausgaben. 
I. Minifterium der auswärtigen Ange: 
legenheiten. 
Zuſchuß zu dem Fonds für geheime Ausgaben ..... ... 10,000 
Summe L.....| 10,000 
II. Finanz: Minifterium. 
Domainen-VBerwaltung. 
Meliorationen auf Domainen⸗-Grundſtücken ..........- 25,000 
Sufhuß zu dem Domainen- Baufondd ...............- 30,000 
Summe Kapitel 2.22... 55,000 
Forſt— —— 
Ablöſung von Forſtſervitut ......................... 477,000 
Antanf von Grunbftüen un Eutlaftung ber 
und Sorten? P namentlic) duch Ablöfung w af: 195 000 
Yo ni Snftanbfefung a. ber durch bie Stantsforfien| 
nmmifatiomöivene ....... ............ 10,000 
Prämien zu Chauſſeen, ge von dem weſent⸗ 
lichſten —* e für ji "Forftvermalkung Me ........ 12,000 
Forſtkulturen ............. . ........... ............ 60,000 
Melioration eined Wiefenterraind in der Oberförfterei 
Grünfelde ....................................... 2,660 


- Summe Kapitel 3...... 684,660 








Berwaltung der direkten Steuern. 


Ausführung der anderweiten Regelung der Grundſteuer 
in den neu erworbenen Landestheilen ............... 


Summe Kapitel 4. für fich. 
; Allgemeine Kaffenverwaltung. 


Ausführung des an über das Pünzweien vom 
4. Mai 1857. (Geſetz⸗ Samml. S. 305.) und der 
Verordnung vom 24. Auguft 1867. (Gefeß- Samml. 
©. 1427.), betreffend dad Münzweſen in den neu er 
worbenen Candestheilen .......... . ........... ...... 

Erweiterung der Geſchäftsräume des Finanz⸗Miniſteriums 

Ausführung der großen Landes-Triangulation .......- 


Summe Rapitel 5...... 


Summe IL..... 


HaE. Miniſterium für gende, Gewerbe 
und Öffentliche Arbeiten. 
Porzellan-Manufaktur in Berlin. 
Erſte Rate des für die Verlegung der Manufaktur erfor- 
derlihen Bedarfs .......... .. . . . . ... .. . . . . .... 
Summe Kapitel 6. für ſich. 


Verwaltung für Handel, Gewerbe und 
Bauwefen. 

Lund» und Wafjer-Neubauten und öffentliche Arbeiten. . 

Zufhuß zum Chaufjee-Reubaufonde .................- 


Summe Kapitel 7...... 


250,000 


100,000 
70,000 
51,800 


221,800 
1,213,460 


100,000 


1,800,000 
400,000 


2,200,000 








Titel. 





8. 


ms m 


> 


N? NPODM 


(Nr. 6992.) 


Verwaltung für Berg-, Hütten- und Sa- 
linenwefen. 


Bauprämien für Bergleute, weldhe in der Nähe der 
Saarbrüder Steinfohlengruben fih für eigene Ned 
nung Wohnhäufge bauen ........-.unuceenn nennen 

Bauprämien für Verg- und Hüttenleute, welche in der 
Nähe der „Königin Louife Grube, der „Königs⸗“ 
Grube und der /,,Königshütte! in Oberſchleſien ſich für 
eigene Rednund Wohnhäufer bauen...............- 

Bohrverfuhhe .......... ... .................... ... 

Herſtellung einge Verbindung zwifchen dem Bahnhof 
Chorzow der Rechts - Oderufer - Bahn mit dem vom 
Krug: Schayhte der wönigegrube , fowie der Verbindung 
diefer Zweigbahn mit den Eifenbahngeleifen bei der 
Königshij ſtfe................... .............. 


Summe Kapitel 8...... 


— ifenbabn-Berwaltung. 
ee -Märkifche Eifenbahn.................... 


n 

Weftphälifche Eifenbahn...............- une neenee 

Beihülfe für die Oftpreußifche Südbahngefellichaft...... 

Beihülfe für die Oppeln- Tamowiter Eifenbahngefellichaft 
zum Bau der rechten Oderufer- Bahn... ........... 

Erpropriationdkoften für die Nordfchleswigichen Bahnen 

Dispofitionsfonds zu unvorhergefehenen außerordentlichen 
Ausgaben für die Staatd- Eifenbahnen, über deſſen 
Verwendung jedes Jahr nach dem Finalabſchluſſe des 
Etatsjahres der Landeövertretung Rechenfchaft zu geben ift 


Summe Rapitel 9...... 


Summe I. ..... 


Betrag 


1868. 


80,000 


7,500 
38,000 


47,000 


172,500 


10,600 
42,754 
160,000 
130,000 


216,000 
20,600 


150,000 


729,954 


3,202,454 


Rapitel. 


Titel. 
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10. 
1. 


12. 
13. 
14. 


Ausgabe. 


IV. Juſtiz⸗Miniſterium. 


ottführung der Baulichkeiten Behufs der Herſtellung von 
ß Büreaulofalien im Denfihaufe” u uns Miniſteriums 


* der Baulichkeiten Behufs Vergrößerung des 
ö Sau —— ir FE a des 
Berlin .......................... 

Ran ee efaͤngniſſes zur Vollſtr von 
em Stadtgericht Ind dem — Berlin 
erfannten nefängnißftrafen ........P.... ....... .... 
Fortführung des Neubaues eines @eihäftspaufes für das 
Kreiögericht 3 Frankfurt a. 8. ©. ..........0...... 
Neubau gene efängniffes ein daß Kreisgericht zu Friede⸗ 
Erweiterung der Gehhäftsiotalien und Reubau eines Ge 
fängniſſes für das Kreiögericht zu Landsberg a. d. W. 
Vollendung des Neubaued eines —28 ſes und 


G das Kr 
Er nee En eerniffes bes —— y zu 


. m... ..n...0 8,0 0 0 oe ne ee 90,1 0 1 0 0 8 a de 2 21 0 a40440 40 0 4— 4 


Fo des Neubaues eines Geſchäftshauſes und 
eines —E für das ——— Ortelsburg 
Sorifühnmn des Neubaues eines Geſchä e8 und 
3 Sehingnife fü für daß Kreisgericht zu Tilft .... 
Vollendung des Neubaues eined Geſchäftshauſes der Ab» 


heil bes Rrrißaeri 
Thorn rd eines —— bafelbft Laune Kr 
Fo des Neubaues eines Geſchä es 


eined 
Hortfühtung des Neubaues hauſes unb 
eines —* iſſes für die Gerichtsdeputation zu Tuchel 
——— —— 


eines — — für das — zu or. 
Seite ..... 


Betrag 


1868. 


46,500 
18,030 


100,000 
30,000 
14,000 

8,000 
13,600 
6,000 
35,500 
40,000 


3,060 
4,000 
15,000 


10,000 
343,690 











15. 
16. 
17. 


18. 
19. 
20. 
21. 
22, 
23. 
24. 
25. 
26. 
27. 
28. 
29. 
30. 


Uebertrag ..... 


Fortführung des Neubaued eined Gefchäftshaufed und 
eined Gefängnifjes für das »Kreisgericht zu Schroda.. 
Neubau eines Gefchäftshaufes für das Kreisgericht zu 
Samter . . . . . . . .. .. ... . . . . . . . . . . . . . . . . . .. ... .... 
Fortführung des Erweiterungsbaues des Gefängniſſes 
und des Neubaues eines —— für das Kreis⸗ 
gericht zu Bromberg . . . . . ...................P..... 
Vollendung des Neubaues eines Gefängniſſes für das 
Kreisgericht zu Salzwedel.............. ... ........ 
Vollendung des Neubaues eines Geſchäftshauſes für das 
Kreidgericht zu Nordhauſen... . . . . . ............... 
Fortführung des Neubaues eines Gefängniſſes für das 
Kreisgericht zu Liebenwerda ..........P. ............ 
Neubau eines Gefängniſſes für das Kreisgericht zu 
Münſter . . . . . . . . . . . . ... . . . .............. ........ 
Fortführung des Neubaues eines Geſchäftshauſes für das 


.Kreisgericht zu Bielefeld... .. . . ................... 


Fortführung des Neubaues eines Geſchäftshauſes und 
eines für das Kreisgericht zu Iſerlohn.. 
Neubau eines Geſchäftshauſes und eines Gefängniſſes für 
das Kreisgericht zu Weſel...... ...... .... ....... 
Fortführung des Neubaues eines Geſchäftshauſes für die 
Juſtizbehörden zu Düſſeldorf . . . . . . . . . . ... ......... 
Vollendung des im Bau begriffenen Amtsgerichts⸗Gefäng⸗ 


nijles im Steinthorfelde zu Hannover nen ..... 
Neubau der Geſchäftslokale und eines Gefängniſſes für 
das Amtsgericht zu Harburg. ..............“ ..... 


Neu- und Erweiterungsbauten und Hauptreparaturen im 
Departement ded Appellationsgericht3 zu Kaffel...... 
Einlöfung der Hardeövogtd-Dienftwohnungen in Hohn 
E und si Be ..... 5 .......... . . . .... .... 
traordinaire Bedürfniſſe im Departement des Appella⸗ 
tlondgerichte zu Kiel......................... Ap un 


Summe IV...... 


Jahrgang 1868. (No. 6992.) 20 





343,690 


8,000 
8,000 


30,000 
7,526 
7,630 
4,000 

10,000 

14,400 


18,200 | 


15,000 


26,554 


35,000 


30,000 


10,000 
9,150 
5,000 


572,150 
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V. Minifterium des Innern. 


Statiftifches Büreau 
Volizeiverwaltun 
Strafanftalt3- Verwaltung 


ss} [ro 10 9 8 8 8 rer re 0 


. 001 0 0 0 1 9 8 8 8 8 Tr Tr a —8⏑ — ao 


.2..... . .„"—.—. 2 0 0 


v1 Miuiſterium für Die landwirthicheft- 


lichen Angelegenheiten. 


Landwirthſchaftliche Verwaltung. 
Größere TYandesmeliorationen und Deichbauten ald 


tra⸗ 


ordinairer Zuſchuß zu Tit. 18. des ordentlichen Etats 


örderung der Wald- und 


Wieſenkulturen in der Eifel. 
örderung der Waldkultur in den gebirgigen Theilen des] .. 
Regierungsbezirks Arnsber 


Förderung der Obſtkultur, insbeſondere zur Anlegung von 
Hlutlergerien und zur Einrichtung 


von pomologiſchen Lehranſtalten 


bſt-, Muſter⸗ und 


Einrichtung einer neuen rewohpun 
Fabrikgebäude der landwirthſchaftli 
OU: . . . . . . . . . . . . . .. .... .. . . . . .. . . . . . . . . . . . ... 
Ausführung der Nebenbaulichkeiten Behufs Vollendung des 
Baues des anatomifch-phyfiologifchen Inſtituts bei der 


ftaat3- und landwi 


Bau eines Schuppens für den botanifchen 
da8 Akademiegebaude der Akademie zu Eldena 


 v..:. 8:00 0 © 


in dem ehemaligen 
hen Akademie zu 


ſchaftlichen Akademie zu Eldena. 


arten und 


Herftellung einer neuen Deicydofjirung Behufs Verftärkung 
des Sockerkoogs ——— im Regierungs⸗ 


b 


Beihülf 
esgl. RER 


d 


ezirk Schleswi 
e zur Fo 


.. 21 0 10000 1,000 000 Tr — To > 


Betrag 


für 


1968. 


100,000 
10,000 
500 
15,000 


2,120 


653 
2,820 


8,000 
19,200 


“158,293 
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Ausgabe. 






Uebertrag ..... 158,298 


10. Vollendung des Neubaues eines Hauſes im pomologiſchen 
Garten in Kaſſel ........................... nenn 2,700 

11.| Zuſchuß zur Ausführung der bei der Konſolidation der]. 
Gemarfungen Hachenburg, Nifter und Korb im Re- 
gierungsbezirf Wiesbaden nöthig gewordenen Regulirung 











des Niſterbaches .. . . . . . . . .. ..P. . ................. | . 2,571 

12. | Unverzinslicher Vorfhuß an die Gemeinde Mandeln im 

Regierungsbezirk Wiesbaden zur Beftreitung der Kon- 
folidationsfoften, I. Rate....... ........ ......... 286 
Summe Kapitel 12...... 163,850 

13. Geftütvermaltung. 
1. | Ankauf von Beichälern Behufs Erweiterung des Schles- | 

wig-Holfteinfchen Landgeſtüts .............. ........ 20,000 

2.1 Errichtung eines Wohnhauſes für Geſtütwärter⸗Familien 
in Trakehnen, Aeitbetra ........... .............. 1,568 
3. | Umbau des Stutenftalles in Guddin, Hauptgeftüt Trakehnen 5,000 

4.1 Neubau einer Brüde über den Roduppflug zwifchen den 

Vorwerken Guddin und Jonasthal, Hauptgejtüt Tra- 
fehnen ................... ....................... 2,150 

5.1 Umbau des Beamtenwohnhauſes auf dem Vorwerk 
Döblen, Hauptgeſtüt Gradig, Reft................. 6,180 

6.| Neubau von Paddocks und Umfriedigung derfelben, bei 
dem Hauptgeflüt Graditz........................ 7,000 

7.| Erneuerung der Dede über der weftlichen Hälfte des 
großen Koblenftalles in abi .. ............ ....... 4,400 

8.1 Umdeckung ded nordöftlichen Pavillons bei dem Pofenfchen 
Candgeftüt .. ... .......... ........................ 1,200 
Summe Kapitel 13...... 47,498 
Summe VL..... 211,348 


° (Nr. 6992.) | 20” 


Kapitel. 
Titel 


14. 1. 


10. 
11. 


ze en 


— 14 — 





Ausgabe. 


VII. Miniſterium der ge eiftlichen, Unterrichts: 


und Medizinal: ngelegenheiten. 


A. Für das Minifterium. 


Einrichtung der zu erweiternden Dienftlofale des Mi- 
niſteriums ....... . .... ....... ..................... 


B. Katholiſcher. Kultus. 


etetung des Dombaues in Cöln .. . . . . . . . . . . . .. 
eubau von zwei Domherrnkurien bei dem Metropolitan⸗ 
kapitel in Poſen ......... . 
Hegſtelung einer Stützmauer am Friedhofe zu Weilburg, 
egierungsbezirks Wiesbaden ..........P.........5. 


ur Deffentlicher Interricht, Kunſt und 
Wiſſenſchaft. 


Bau von Univerſitätsgebäuden. 


Neubau des chemiſchen Laboratoriums in Berlin, IV. Rate 
Reparaturen an den Gebäuden der Univerſität Bonn, Reſt 
Neubau eines Gebäudes für die geburtshülfliche Klinik 
der Univerſität Bonn, II. Rate ................... 
Innere Einrichtung und Ausſtattung des chemifchen La— 
boratortumd der Univerfität Bonn ................. 
Erbauung eined neuen Gebäudes für die Anatomie der 
Univerfität Bonn, IL Rate . .. ...................... 
Abputz der Seiten und Hoffronten des Univerfitätöge- 
bäudes zu Berlin .....P................ .......... 
Um» und Erweiterungsbau der 1 geburtähülflichen Klinik 
der Univerfität in Breslau, I 
Neubau eined Univerfitätgebäubes i in Kiel = 54,000 Rthlr. 


Seite ..... 


Betrag 
für 
1868. 


5,000 


50,000 
13,000 
297 


80,000 
20,102 


10,000 


10,000 
10,000 

5,600 
10,000 


213,999 





Bau und Reparatur von Opmnofialgebauden. 


"Neubau eined Gymnafialgebäudes in Schleufingen, I. Rate 


Einfriedigung de8 Gartens bei der neuen Domjchule in 
chleswig ......... ........ ...................... 
* des Fynmoſialgebãudes in MWiesbaden.........- 
egung einer neuen Brunnenleitung vom fo enannien 
Nonnenborn nad) dem Hofgut zu Klofter Thron. 


Bau von Seminargebäuden und andere Seminarzwecke. 


Bau der Seminargebaͤude in Reichenbach, Reft........ 
Seminarbau in Angerbag IV. Rate................. 
Desgl. in Mörs, IV. Rate .......................... 
Desgl. in Friedland, IL. Rate .. .. 
Erweiterungsbau bes evangelifhen Schullehrer - Seminars 

in Bromberg, II. Rate........... ................. 
eparabur un Emeiterungsbau nee fatholifchen Schul. 

ehrer- Seminars 8 u Paradies, I. Rate ............. 
Bau eined neuen Seminargebäudes zu Ober - Glogau, 
—*8* ber Schullehrer-Seminargebäude zu Kyrig, I. Rate 
Verſchiedene lokale „Anrichtungen beim Schullehrer-Se- 

minar in Cammin . . . . . . . . . . . . . . . . . . ...... ....... 
Verſchuden Bedürfniffe für das Schullebter- Seminar 


..—.... .. .. .-_.. .. —......- m... .. ... 2... .......e.. 


n Pyritz Ä 
Vermehrung der Lehr-Apparate bei dem Schullehrer-Se- 


minar in Kyritz .................................. 
Vervollftändigung des Inventars umd ber Vehr-Apparate 
für den Seminarkurſus in Hilhenbad) ............. 
Seminarbauten in der „Drooing annover, I. Rate..... 
An affung einer Uebumgdorgel für das Schullehrer- Se- 
minar in Montabaur ....................... ....... 


(Nr. 6992.) | 





213,999 


15,000 


800 
346 


684 


850° 
500 
35,000 
400 


zT 


Kapitel. 


Titel, 


38. 
39. 
40. 


41. 
42. 


Ausgabe 


Uebertrag ..... 
Erweiterungsbau der Banbesbibtiote in Düfjeldorf, Reſt 
Erneuerung des Mauerpußed und des Daches des älteren 


Mufeengebäudes in Berlin, IL Rate................|- 


u nn Gebäudes für die Rationlgallerie in Berlin, 


.». 08 2 8 99V 98 9090 9 8 re rer ri rer oe ee 


oo vv 00H 08 82 9. 0 Tr rer er ra ren ee 


gi vi ” miteliropäifge Gradmeflung ...............- 
nfhaffung eined neuen Meridian: Inftrument3 für die 
ternwarte in Berlin... ..... .................... 
Entſchädigung für die Rüdgabe eines bisher zu fünft- 
lerifchen Sweden benukten Haufes 


D. Medizinalwefen. 


.e - 898 90 90 9 21 ve 9 08 0 — 0 


Errichtung 
Inftitut in Stettin, R 
Um⸗ und Erweiterun aba des Gebäudes des Hebammen- 


Lehr Inftituts in Poſen, TI. Rate ................. 
Send der "Gebäude des Hebammen-Lehr-Inftituts 
Zu ufhuß ir daB Charite. Krankenhaus in Berlin nn 

au einer Beſchlagſchmiede bei der Thierarzneiſchule in 

Hannover............ ......................... 


Summe VII. Pneu ber geiftlichen 2c. Ange⸗ 


Pau  - 


VI Minifterium für die landwirthichaft- 

lichen Angelegenheiten .......... 

. v Miniſterium des Innem .........- 

. uftiz: Minifterium ............... 

. In inifterium für Handel x. ......- 
. OD. Finanz: Minifterium .............. 


I. Minifterium der auswärtigen Ange- 
legenheiten ........ aris nanse 


eines Zebande für das Hebammen » Lehr- | 


Betrag 
für 
1868, 
Ze 


381,898 
11,535 


. 20,000 
150,000 


35,976 
23,480 


8,500 
20,000 


16,450 
4,200 


2,265 
15,000 


9,900 . 


699,204 


211,348 
153, 410 
572, 150 
3,202, 454 
1,213,460 














Uebertrag ..... 6,062,086 
15. Hohenzollernſche Lande nad) dem anliegenden 
befonderen Etat 36,600 Fl. 2.2.2. ......... 20,914 
Summe der einmaligen und auferorbentlichen Aus⸗ 
gaben ........P.................... ....... 6,083,000 
Abſchluß. 
Es betragen: 
die Einnahmen ................................... 159,757,064 
die dauernden Audgaben........ 153,674,064 Rthlr. 
die einmaligen und außerordent- 
lichen Ausgaben............... 6,083,000 + 
= 1159,757,064 
Balancirt. 


Berlin, den 24. Februar 1868. | 


(L. S.) Milhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Er. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
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Etat 
Hohenzollernſchen Yande 
für 


Das Jahr 1868. 
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Cinnabme 


Grundftod. 
Rüdzahlungen auf früher gewährte Vorfchüffe, welche 
zut i Tilgung der YLandeöfchulden mit verwendet 
werden ... . .. . . . . . ....... ...................... 


Summe Kapitel 1. für ſich. 
Ertrag aus dem Landesvermögen. 


Pacht von Grundſtücken ........................... 
Summe Kapitel 2. für ſich. 


Direkte Steuern. 


Grund⸗ und Gefälleſteuer .......................... 
Kapitalienſteuer................................... 
Dienſtertragsſteuer .... ............................ 
Patentſteuer und Konzeſſionsgelder ................. 
Gewerbeſteuer .............................. .... 
Hundstaxen ...................................... 
Schatzung von der Stadt Hechingen ...............- 
Althergebrachte fixirte Steuern ..........-..22rr 220. 
Strafgelder aus Vergehen gegen die Gefete über die 

Erhebung der direkten Steuem .......-.......-.. 
Außerordentlihe Einnahmen ....... ............... 


Summe Kapitel 3...... 


AIndirefte Steuern. 


Erhebungd- und Aufiichtsfoften der zur Bundeskaſſe 
fließenden Steuern für inländifches Salz.......... 
Dergleichen der zu derfelben Kafje fließenden Brannt- 
weinfteuer und Aebergangsabgabe von Branntwein 
en Kafje fließenden Braumal;- 

fleuer und Uebergangsabgabe von Bier..... ..... 
Kontrolegebühr für Salz .......................... 


350. — 


206. — 


91,319. 114 
20,300. - 
6,800. — 
859. 30 
9,893. 40 
5,600. — 
285. 40 
308. 24 


86. 4% 
17. 30 


971. 15 
345. — 


6,201. — 
2,340. — 


"9,857. 15 














Rapitel. 
Titel 


— 
S2XOND 


mm m 


(Nr. 6992.) 


Betrag 
Cinnabme für 
1868. 
SL &£r 
— ..... 9,857. 15 
Sporteln, Strafen und Steinpel bei ben De tung3- 
behörden ....................................... 7,280. — 
Zeitungsſteuer.................................. 1,690. — 
Brüdengelder .................................... 348. — 
Wirtficaftgabgaben ..... .... ... .. . . . .............. 15,800. — 
Gewerks⸗Acciſe aus dem Fürſtenthum Hechingen .. 236. — 
Außerordentliche Einnahmen ................ ....... 38. 45 
Summe Rapitel 4...... 35,250. — 
Regalien. 
Waſſerzins ........................................ 124. 24 
Summe Kapitel 5. für ſich. 
Salzwerk bei Stetten. 
Für Produkte ................................ 23,060. — 
Oekonomiſche Nubungen ........................... 274. — 
Summe Kapitel 6...... 23,334. — 
Sigirte und unbejtimmte Beiträge zu den . 
traßenbaukoſten . . . . . . . . . . . . . ...... 9,660. — 
Summe Kapitel 7. für ſich. 
Gerichtsverwaltung. 
Gerichtskoſten aller Art, mit Einſchluß der darunter 
enthaltenen Stempelbeträge ...................... 65,000. — 
Ralkulaturgebühren .......P. . ...................... 900. — 
Strafen .......................................... 2,600. — 
Verfchiedene Einnahmen ........................... 1,150. — 
Summe Kapitel 8...... 69,650. — 


Verfchiedene Einnahmen. 


Gebühren für die Ausfertigung von Reifepäffen und 
Paßkarten.............P..P.. .. . ................ 








Miethe für überlaffene Dienftwohnungen und fonftige 
unbeftimmte Einnahmen nad) dem Etat für die Ver- 
waltung des Innern ............................ 292. — 


Eigene Einnahmen: 


a) 


der Straf- und Beſſerungsanſtalt zu —— 


b) der Korrektionsanſtalt zu Habsthal.. 310 — 


c) 


von dem: Amtsaefänanıfle zu Wald. . 10 - 
gefängniffe 3 1.490. — 


Verwaltung des Regierungd: Amtöblatted ........... j 1,770. — 


Sonftige verfchiedene Einnahmen: 
a) nuiethöentjchäbigung für Dienftwohnungen und 


b) 


c) 


R Dergitung für Brennmaterial von Unterbeamten 
et 


egierung in Sigmaringen ........ ...... 79. 52% 
Ertrag aus den Gradnußungen in den Straßen- 

täben und auf den Bölfhungen.............- 580. — 
—— Einnahmen ..P................. 200. 43% 
Summe Kopitel 9. ..... 4,955. 36 

Dau > . BB... 69,650. — 

. 7...... 9,660. — 

6. ..... 23,334. — 

5. ..... 124. 24 

4. ..... 35,250. — 

* ⸗ 3 ...4 135,470. — 

2...... 206. — 

. 1...... 350. — 

Summe der Einnahme ..... 279,000. — 

oder in Thalern...... 159,428 Rthlr. 


17 Sgr. 2 Pf. 











Rapitel. 


SON PODT 


Sortdauernde Ausgaben. 


A. Betriebö-, Erhebungs- und Verwaltungskoſten 
und Laſten der einzelnen Einnahmezweige. 


Direkte Steuern. 


Koften der Veranlagung und Erhebung ...........- 
Kojten für die LYandeövermeflung.................... 


Summe Sapitel 1...... 


Andirefte Steuern. 


Perfönliche Ausgaben an Befoldungen, Remunerationen 
und Tantièemen. . . . . . . ........................ 
Sädliche und vermiſchte Ausgaben ...... ........... 


Summe Kapitel 2...... 


Regalien. . ............................ 


Summe Kapitel 3. für Ar 


Salzwerf bei Stetten. 
Befoldungen ................................. 
Andere perfönliche Ausgaben .................... 
Amtsbedürfniſſe, — 5— e Verwaltungs⸗-Ausgaben ... 
Betriebslöhne. ............................... 
Betriebsmaterialien und Utenſilien ................ 
Debitskoſten ................................. 
Bauten und Reparaturen .......................... 


Agee und Grundentſchädigungen ................ | 


Zuſchüſſe zu Knappfchaftöfafien...................... 
Summe Kapitel 4...... 


(Nr. 6992.) 


3,695. 
2,225. 


5,920. 


wegfallend. 


Kr. 


24 





StraßenbaukoſtenBeiträge. 
Erhebungsgebühren ................................ 296. 
Summe Kapitel 5. für ſich. 

Summe A...... 35,024. 


B. Dotationen. 
Deffeutliche Schuld. 


C. Verwaltungs Ausgaben. 
1. Staats: Miuifterium. 


Einkommen des zur Bearbeitung der Angelegenheiten 
ber Hobenzollernſchen Lande dem Etaat- Miniſte⸗ 


rium zugewieſenen Süulfsarbeiterd ................ 3,500. 


Ranıneration des mit Ver Verwaltung des Vandes⸗ 
Archivs beauftragten Regierungs · Sekretariatsbeam· 
..c.c e . T. 200 SL 

und Koften Der etwaigen Stellvertretung dei 


felben, ſowie ſonſtige Ausyuben.......... 20 - 100 
Eumme L..... 3,900. 


au. „inenz: Minifterium. 


Raten und Entichädigungen für aufgebebene Rechte. 6,027. 


Eumme Kapitel 3. für ſich. 





— nn 


Darunter 
künftig 
wegfallend. 


Fl. 


tr. 











Kapitel. 


= 


12, 





> De 


nme 


wmvpm 


1. 
2. 


Ausgabe. 


Penſionen · an emeritirte Staatödiener ............... 
sungen für Witwen und Erziehumgägelder für 

aiſen ... ... ..... . . . . . . . . . ..“... .. . ........ 
Sonſtige Penſionen und Unterſtützungen ............ 
Ruhegehalt für ausgediente und entlaſſene Lehrer.... 


Summe Kapitel 9...... 


Martegelder für disponible und übernommene Beamte 
Summe Kapitel 10. für fi. 


Befoldungd- Ausgaben der Regierung in Sigmaringen 
Andere perfönliche Ausgaben perjeiben .. ..... ...... 
Diäten, Fuhrkoſten und Büreaubedürfniſſe .......... 
Verfchiedene Ausgaben .............P..P... . ........ 
Remunerationen für die zur Bearbeitung der Aus- 
einanderfegungd« und Rentenbank-⸗Geſchäfte bei ber 
Megierung zu Sigmaringen erforderlichen Hülfs- 
arbeiter.............. ............... . ...... 
Summe Kapitel 11...... 


Allgemeine Fond. 


Unvorhergefehene Audgaben und zur Abrundung..... 
a a! der Sanbeägrengen ....... ... . . ..... 


Zur Verbeſſerung der Beſoldungen der Subaltern- 
beamten in. den Hohenzollernſchen Landen ........ 
Summe Rapitel 12...... 

Summe II. ..... 


III. Minifterium für Saudel ‚ Gewerbe 
und Öffentliche Arbeiten. 


Bautechnifche8 Beamtenperfonal .......... ......... 


Unterhaltung der öffentlichen Gebäude............... 


(fr. 6992.) 


fünftig 

wegfallend. 

sl. Er. 

9,011, 411) — — 
10,975. 92| 9,975. 93 
1,643. 58 | 1,643. 58 
3230.—| — — 
"34,860. 483[11,819. 73 
9,417. 33 | 9,417. 33 
2125.— | — — 
530.— | — — 
4,650. — —— m 
300. — — — 
800. — — — 
"35275.— | — — 
1,451. 54% — — 
2.—-| — — 
1,750. | — — 
3,421. 5 —_ _ 
79,003. — |21,036. 40% 
5,430. — | — — 
1,70. | — — 
7,180. — | —_ —_ 





Darunter 





14. 


15. 


16. 


NPRRDE 


ON NPRDM 


| Uebertrag ..... 

Koften für Beauffihtigung, Neubauten und Unterhal- 
fung der Staatsſtraßen ......................... 
Vermiſchte Ausgaben ............................ u. 
Gewerbliche Zwecke ............................... 
Summe IIL. ..... 


EV. Juſtiz⸗Miniſterium. 


Beſoldungs⸗Ausgaben des Kreisgerichts zu Hechingen. 
Andere perſönliche Ausgaben deſſelben ............... 
Sächliche Ausgaben ... ........................... 
Kriminalkoſten .................................... 
Baare Auslagen und andere Ausgaben in Parteiſachen 


Summe IV...... 


V. Minifteriun des Innern. 


Dberämter, perfünlihde Ausgaben................... 
Diefelben, fächlihe Ausgaben .............. ........ 
Polizeiverwaltung ..... ........................... 
Landgendarmerie ................................. 
Straf⸗, Beſſerungs- und Gefangenen⸗Anſtalten ..... 
Wohlthätigkeitszwecke ........ ................... 
Verſchiedene Ausgaben der Verwaltung des Innern.. 
Regierungs-Amtöblatt .............. . . .. ........ 


VI. Minifterium für die landwirthſchaft⸗ 
licheu Angelegenbeiten. 


Unterftügung des Vereins zur Beförderung der Land» 
wirthſchaft und der Gewerbe in den Hohenzollern⸗ 
[hen Landen, Zuſchuß 


7,180. 


40,160. 
1,530. 
2,000. 


50,870. 


12,855. 
10,318. 
7,695. 
1,343. 
790. 


52,950. — 


3,000. 
3,000. 


11111111 
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nn — „Hi 
Betrag Darunter 
|. Ausgabe für künftig 
318 1868. wegfallend. 
En 
BI: Xr. SL &r 
Uebertrag ....- 3,000. — — — 
2.| Förderung der Landkultur und Verwendung im land: Ä 
wirtbichaftlichen Intereſſe überhaupt... ..........- 1,500. — _ — 
3.| Remmmeration eined Wiefenbaumeifterd und, Büreau- 
foften - Entfchädigung für denfelben................ 1,015. — — — 
4. zu uß zur Unterhaltung einer Aderbaufchule....... 1,600. — — — 
5.1 Remunerationen für die als Mitglieder des Spruch 
kollegiums für Auseinanderfegungsfachen fungirenden 
Beamten und für einen Spezial⸗Kommiſſarius, fo- 
wie Reifediäten, Reife- und Bureaufoften des Spezial- 
Kommifjarius, Diäten eines Feldmeſſers, ſowie an- 
derer Beamten und Sachverfländigen...,.......-- 4,325. — _ — 
b. Hebegebühren für Einziehung der jährlichen Renten 
und der Ablöſungskapitalien, ſowie Gebühren [ir 
die Fortfchreibungs Tabellen, die Eintragung der 
Mentenpflicht in die Befit- und Steuerhefte....... 3,710. — — — 
Summe VI...... 15,150, — — 
Die Beſtände der Fonds zu 1., 2. und 4. können 
aus dem einen in das andere Jahr übertragen 
werden. 
« 
VII Minifterium der geiftlichen, Unter⸗ 
richt: und Medizinal: Angelegenheiten. 
| 1. ] Evangeliſcher Kultus ...... ................... 1,480. — VER 
2.1 Katholifcher Kultus................................ ‚970. — 3. — 
3. | Deffentlicher Unterricht ....................2.. 20,942. 30 660. —- 
4.1 Medizinalweſen .................................... 8,270. 30 2,323. — 
| Summe VIL..... 31,663 — 4, 160. - 


Sahyıng 1868, (Nr. 6992.) 






Ausgabe. 















wegfallend 
Ho Xr Ho =. 
Miederholung. 

Summe L..... 3,900. — — — 

. U..... 79,003. — |21,036. 40% 

. I..... 50870. —| — — 

. .W...... 81,320. | — — 

⸗ V. ....0 52,950. — 380 58 

VWVI.... 15,150. — | — — 

. VU..... 31,663. — | 4,160. — 

: VIO...... _ — — — 

Summe C. An Verwaltungd-Ausgaben...... 314,856. — [25,577. 383 
Hierzu + B. An Dotationen ................ 29,020. — — — 
« A. An Betriebskoſten ...... ....... 35,024. — — — 
Summe der ſortdauernden Ausgaben ..... 378,900. — 25,577. 38% 
oder in Thalern ..... 216,514 Rthlr. 14,615 Atfıe. | 


8 Sgr. 7 Pf.123 Sgr. 11 Pf 


Einmalige und außerordentliche 
Ausgaben. 


I. Finanz: Miuifterium. 


1. | Sur Beitreitung der durch die Ausführung des Ver: 

trages über da8 Münzwefen des Süddeutſchen Münz- 
vereind vom 7. Auguſt 1858. entftehenden Koften . 800. — — 

2.1 Zur Berichtigung der Koſten, welche durch die Aus- 

führung des Gefeßed vom 22. Februar 1867., be 

treffend die Regelung der direften Beſteuerung in 
dem Fürſtenthume Hohenzollern: Hechingen, entftehen] 8,800. — — — 


Summe I. ..... 9,600. — — — 
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_— — — — — — —— —— — — Aare 


— — — — — —— — — — 


Betrag Darunter 
Ausgabe. für künftig 
1868. wegfallend. 
| 
Fl. &r. Fl. &r. 
I. Minifterium für Handel, Gewerbe 
und Öffentliche Arbeiten. 
3.] Zum Neubau von Chauſſeen....................... 18,000. — — — 
Summe II. für ſich. 
| NIE Miniſterium Der geiftlichen, Unter⸗ 
richte: und Medizinal: Angelegenheiten. 
4. | Zuſchuß zum Neubau eines befonderen, zur Aufnahme 
von Geiftesfranfen ‚beftimmten Haufe bei dem Lan— 
deshospital zu Sigmaringen ..................... 9,000. — — — 
Summe III. für ſich. | 
Haupt- Summe ..... 36,600. — _ — 
oder in Thalern...... 20,914 Rthlr. — — 
8Sgr. 7Pf. 
Abſchluß. 
| SL. nihlr. fer. pf. 
Die Einnahmen betragen... 279,000: 159,428. 17. 2 
Die Ausgaben betragen, und 
zwar: 
die fortdauernden 
378,900 Fl. 


die einmaligen 36,600 - 


415,500 = 237,428. 17. 2 
Mithin ift ein Zufchuß er: 


forderlih von.......... 136,500 = 78,000. —. — 


— — — — 
(Nr. 8992-6993.) 


22° (Nr. 6993.) 
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(Nr. 6993.) Privilegiüm wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Aſchersleben, Regierungsbezirks Magdeburg, zum Betrage . von 
55,000 Thalern. Vom 18. Januar 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Magiftrat der Stadt Aſchersleben im Einverftändniffe mit 
der dortigen Stadtverordneten -Verfammlung darauf angetragen bat, zum Bau 
des St. Elifabeth-Hopitales und zur Ausführung mehrerer ſtädtiſchen Bauten, 
Pflafterungen ıc. eine Anleihe von 55,000 chalern aufnehmen und zu diefem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene und Seitens der 
Gläubiger unfündbare Stadt-Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir 
in Gemäßheit des $. 2. des Gefetes vom 17. juni 1833. (Geſetz⸗Samml. für 
1833. ©. 75.) durch gegenwärtige Privilegium zur Ausftellung und Veraus— 
gabung von fünfundfunfzig Tauſend Thalern Afcherslebener Stadt - Obligationen, 

' welche nach dem anliegenden Schema in 110 Apoints a 500 Rthlr. audzufertigen, 
⸗ mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und vom 1. Januar 1870. ab nach 
dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung oder auch durch Ankauf mit 
mindeſtens drei Prozent der Kapitalſchuld unter Sinurechnung der Durch die 
Tilgung erfparten Zinfen alljährlich zu amortifiten find, mit Vorbehalt der Rechte 
Dritter, Unjere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern 
. der Obligationen in Anfehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiftung Seiten? 

des Staated zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infegel 

Gegeben Berlin, den 18. Januar 1868. 


(L.$S) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provmz Sachſen, KRegierungsbsirt Magdeburg. 
(Alcherslebener Stadtwappen.) 


Obligation 


über 


Züufbundert Thaler Breufifch Kuraut. 


Ausgefertigt in Gemäßheit des Iandeöherrli—ien Privilegiums vom ............. 
am AR. vom 


Der Magiftrat der Stadt Aſchersleben beurfundet und befennt hiermit, daß ber 
Indaber Diefer Obligation fünffundent Thaler Prrufikh Kuzat, deren Emplan 
hier 
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—— zocſheinigt wird, von der hieſigen Stadtgemeinde als ein Darlehn zu 
ordern 


Diefe 500 Thaler bilden einen Theil des zu Kommunalzweden auf Grund 
des Allerhöchften Privilegumd vom ................. aufgenommenen Dar: 
lehns von 55,000 Thalern. 

Die Rückzahlung dieſes Geſammtdarlehns von 55,000 Thalern gejchieht 
vom 2. Januar 1870. ab allmälig in Gemäßheit des feitgeftellten Tilgung? 
plan aus einem zu diefem Behufe zu bildenden Zilgungstonds, welchem all- 
jährlich mindeftend drei Prozent der gefammten Kapitalihuld und die erfparten 
Sinfen von den getilgten Schuldverfchreibungen zuzuführen find, bis fpäteftend 
um Schluffe des Jahres 1889. Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuld- 
verfreibungen wird durch da8 Loos beitimmt. 

Die Ausloofung erfolgt in öffentlicher Sitzung des Magiftratd, und zwar 
im Juli des der jedesmaligen Einlöfung vorhergehenden Jahres, zuerft im Juli 
1869. Der Stadtgemeinde Afcherdleben bleibt Kboch da8 Recht vorbehalten, 
nicht nur den Tilgungsfonds, Behufs fehnellerer Abtragung der Schuld, jederzeit 
zu verftärken, ſowie fammtliche umlaufende Obligationen auf einmal zu kündigen, 
jondern auch an Stelle des Ausloofungsverfahrens, Jebod) unbefchadet der plan- 
mäßigen Sigung , den freihändigen Ankauf der Obligationen treten gu laffen. 
Den Inhabern der Schuldverfchreibungen ſeht ein Künbigungärecht nicht zu. 

Die audgelooften, beziehfungsweife die gefündigten Obligationen werden 
unter Bezeichnung ihrer Nummer, fowie des ind, an welchem die Rüd- 
zahlung der Darlehndvaluta erfolgen foll, öffentlich befannt gemacht. 

Diefe Bekanntmachung erfolgt fünf und drei Monate vor dem Zahlungs⸗ 
termine je einmal in dem Staatdanzeiger, in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Magdeburg und in dem hiefigen Hallerfchen Anzeiger. jedesmal, 
jobald eins diefer Blätter oder der ihmen künftig etwa fubftituirten eingeben follte, 
beftimmt der Magiftrat mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Magde- 
burg ein entfprechendes andered Blatt. 

Als Zahlungstermin wird rüdfichtlich der ausgelooften Obligationen jeder- 

it der auf die Auslooſung zunächſt folgende 2. Tamuar feitgehalten werden; 
ic er etwa außerdem gefündigten Obligationen aber wird je nach ber 
it der Kündigung der auf diefe lettere, bei Einhaltung der im vorhergehenden 
bſatze bezeichneten Belanntmachungsfriften, unmittelbar folgende 2. Januar oder 
1. Juli der Rüdzahlungstag fein. Bis zu dem Tage, mo jolchergefialt daß 
Kapital zurüdzugeben ift, wird es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar 
und 1. Juli jeden Jahres, vom 1. Juli 1868. an, mit fünf Prozent jäbrli verginel. 
ie Auszahlung der Sinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Nüd 

abe der auögegebenen Zinskupons, beziehungdweife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Stadt: Hauptfaffe zu Aſchersleben, und zwar nicht nur mit Emtritt des 
Aalligfeitötermind, fondern auch in der darauf folgenden Zeit, fo lange nicht die 
erjaͤhrung eingetreten ifl. Bis zur Verjährung der Zinfen werben auch die 
fälligen Kupons jederzeit von der Stadt-Hauptlaffe an Saplumgöftatt angenommen 
werden. Mit der zur fangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverjchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitätermine zurüdzu- 
liefern. Für die fehlenden Kupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. Die 
(Nr. 6993.) aus⸗ 
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ausgelooſten, begiehun sweiſe gefündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb breibiß 
Jahren nach dem Rüdzahlungstermine nicht erhoben worden, fowie die innerhal 
der näctten vier Kalenderjahre nach Ablauf des Falligfeitjahres nicht erhobenen 
rüdftändigen Zinfen, verjähren jr Gunften der Stadt Afcheräleben. 

Die im Wege der Ausloofung getilgten, fowie die etwa Behufs plan- . 
mäßiger Tilgung freihändig angelauften Obligationen werden in Gegenwart de3 
Magiftratd in einer zu diefem wede alljährlicy abzuhaltenden Situng vernichtet 
und darüber, daß und wie folches gefchehen, wird jedesmal eine befondere Ver— 
handlung aufgenommen und zu den Alten gebracht werden. 

In Anfehung der verlorenen oder vor ihrer Einlöfung vernichteten Obli- 
ationen finden die auf das Aufgebot und die Amortifation von Staatsfchuld: 
a Daug babenden Vorschriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. 

. 1. bi8 12. mit nachftehenden näheren Beftimmungen Anwendung: — 
a) die im F. 1. jener Verordnung vorgeichriebene Anzeige muß den Magi- 
ftrate in Aicheräleben emacht werden. Diefem ftehen alle Diejenigen 
Geichäfte und Befugniffe zu, weldye nach der angeführten Verordnung 
dem Schafminifterium zufommen; gegen die Verfügungen des Magiftratd 
det jedoch der Rekurs an die Königliche Regierung zu Magdeburg ftatt; 

b) das im $. 5. jener Verordnung gedachte 2 gebot erfolgt bei der König: 
lichen Kreidgericht3: Deputation in Afchersleben; 

e) die in den 6$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgefchriebenen Belannt- 
machungen follen durch diejenigen Blätter gefchehen, durch welche die 
auögelooften Obligationen veroffentlicht werden. Zinsfupond können 
weder aufgeboten, noch amortijirt werden. Doc foll demjenigen, 
welcher den Verluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver- 
jährungsfriſt bei dem unterzeichneten Magiftrate anmeldet und den ftatt- 

gehabten Befig der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung 
oder fonft in glaubhafter Weije darthut, nach Ablauf der Verjährungs- 

ift der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgefommenen 
inskupons Duittungfausgezahlt werden. 

Mit Hai Schu verfchreibung find dreizehn halbjährige, bis zum 1. Juli 
1874. einfchlieglic, reichende Zinskupons audgegeben. Für Die weitere Zeit wer- 
den Zindfupond auf fünfjährige Werioden ausgereicht werden. Die jededmalige 
Ausgabe einer neuen Zindfupond-Serie erfolgt bei der Stadt-Hauptkaffe zu Aſchers⸗ 
leben gegen Abliefcgun des der älteren Serie beigedruckten Talons. 

Beim Verlufte des legteren erfolgt Die Aushändigung der neuen Zins: 

kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren Worzeigung 
rechtzeitig gelhehen iſt. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die Stadt 
Aſchersleben mit ihrem geſammten Vermögen. 
zrift il zu Urkund haben wir diete Ausfertigung unter unferer Unter: 
ſchrift ertheilt. 

Afchersieben, den .. en .......... 18.. 

Der Magiftrat. 
(Unterfchrift des Magiftratsdirigenten und einesfanderen Magiftratsmitgliede6.) 
Eingetragen pag....... AB... der Kaſſenkontrole. 


Pro⸗ 





mu 
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Provinz Sachſen, Regierungsbeirt Magdeburg. 
Setie..... MR ..... 
12 Rthlr. 15 Sur. 


Zinskupon 
zur 
Obligation der Stadt Aſchersleben 
9* 


lautend | Ä 
über Fünfbundert Thaler zu fünf Prozent verziuslich. 


Inhaber dieſes Kupons empfängt de en deflen Rüdgabe am ..tm....... 
18.. und fpäterhin an fälligen halbjahr ichen Sinfen der vorbenannten Stadt⸗ 


Obligation 
Zwölf Thaler fünfzehn Silbergrofchen 
aus der Stadt- Hauptkaffe zu Afcheröleben. 
Afchersleben, den ..tn ............ 18.. 
(Trockener Stempel.) 
Der Magiftrat. 
Fakſimile der Unterjchrift des Magiftratsdirigenten und eines anderen Magiſtratémitgliedes.) 
Diefer Zindkupon wird ungültig, wenn 
deſſen chelbbetrag nicht innerhalb vier Jahren 


nad Ablauf des alenderjabree, in welchem er 
fällig geworden, erhoben wird. 


Provinz Sachſen, Kegierungsbesirf Magdeburg. 
Zalon 


lauiend 
über Fünfhundert Thaler zu fünf Prozent verzinslich. 
Inhaber diefes Talons empfängt gegen defjen Rüdgabe iu der vorbenannten 
Ihligation die .. !* Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. Bei 
der Stadt-Hauptkaffe in Afcherdleben, fofern nicht von dem Inhaber der Obligatien 
gegen diefe Ausreichung proteftirt worden ift. 
Afchersleben, den . tn ............... 1 
(Trockener Stempel.) 
Der Magiſtrat. | 
(Fakfimile der Unterfchrift des Magiftratsdirigenten und eines anderen MagiftratSmitgliehes.) 


(Nr, 6993—6994.) | (Nr. 0994.) 
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| (Nr. 6994.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung der unter der Firma: 
| »Fortuna, Allgemeine Berfiherungs- Aktiengefellfehafte, mit dem Sike zu 
Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 27. Januar 1868. 


Na Könige Majeftät haben mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 18. Januar 
1868. die Errichtung einer Aftiengefellihaft unter der Firma: ‚Fortuna, Al: 
gemeine Berficherungs -Aftiengefellichaft”‘, mit dem Sitze zu Berlin, fowie deren 
Statut vom 2. Oftober 1867. zu genehmigen gerubt. 


Der. Allerhöchfte Erlaß nebft dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
werden. | 


Berlin, den 27. Januar 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und üffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Mofer. 


Medigirt im Bürean des Gtaats- Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober - Sofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 
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(Nr. 6995.) Geſetz, betreffend die Beftreitung der dem König Georg und dem Herzog Adolph 
zu Naffau gewährten Ausgleihungsfummen. Vom 28. Februar 1868, 


| Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landiage der Monarchie, 
was folgt: | | 


Die Beftreitung der an den König Georg mit 16 Millionen Thalern und 
an den Herzog Adolph zu Naffau mit 8,892,110 Thalem 1 Ser. 6 Wf. ge 
währten eichungsfummen aus dem durch das Dee vom 28. September 
1866., betreffend den auferordentlichen Geldbedarf der Militair- und Marine- 
Penltung und die Dotirung des Staatsſchatzes Geſch Sammı! ©. 607.), 
Ä en Kredit wird auf Grund der Verträge vom 18. und vom 29. September 
1867. genehmigt, vorbehaltlich der Suffimmung des Landtages zu den m $. 4. 
des mit dem König Georg abgefchloffenen Vertrages vorgefehenen eren 
Myiöndiigen und definitiven Vereinbarungen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfleigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 


x 


Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, ben 28. Februar 1868, 


(L.S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v.d. Heydt. Gr. v. Itzen plitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





Jehrgang 1868. (Nr. 6995—6996,) 23 (Nr. 6996) 
Ausgegeben zu Berlin den 3. März 1868. 
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(Nr. 6996.) - Berorbnung, betreffend die Beihlagnahme ded Vermögens des Königs Georg. 
Bom 2. März 1868. 


Wir Wilhelm ‚ von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


verordnen, auf den Antrag Unferes S taatsminifteriums, auf Grund des Artikels 63. 
der Berfaffungs- Urkunde vom 31. Januar 1850., was folgt: 


§. 1. 

Sämmtlicye, nit dem Staate Preußen verbliebene Werth-Objefte teldhe 
der Vertrag über die Vermögensverhältmiffe bes Könige Georg vom 29. € 
tember 1867. zum Gegenftande bat, nebft den nody in Händen der —* 
Staatsregierung befindlichen Auffünften davon, insbeſondere den fälligen, bisher 
nicht berich , fowie den fünftig fällig werdenden Zinfen, werden hierdurch mit 
Beſchlag belegt; Ingleihen das Gierumter nicht mitbegriffene, innerhalb de 
Preußiſchen haats geb iets befindliche Vermögen des Königs Georg, und zwar 
ohne chied, ob über die hier bezeichneten Objekte ſeit dem 29. September 
1867. bereits Verfügungen des Königs Georg, namentlich Veräußerungen ober 
Ceſſionen an Dritte flattgefunden Baben, oder nicht. 


§. 2. 

edachten Gegenftände der Beichlagnahme, foweit fie ſich 
nicht —* af Sglin des Vertrages vom 29. September 186 1867. in Preußifcher 
Verwaltung befinden, find von den damit zu beauftragenden Behörden in Befik 

und Verwaltung zu nehmen. 
n Ausübung der Eigenthumsrechte an diefen Objekten wird der König 
Georg durch die verwaltenden Behörden mit voller rechtlicher Wirkung vertreten. 
Ausſtehende bene find bei Eintritt der Fälligkeit durch die verwaltenden 

Behoördn cingnie hen 

Beſdg ne Objekten und deren Revenüen find, 
mit — der hmm an den König Georg, die Koften der 
Beſchlagn und der Verwa a owie der Maafregeln zur Ueberwachung 
und Abwehr ber gegen Preußen F erichteten Unternehmungen des Königs Georg 
und feiner führen. zu beftreiten. Verbleibende Ueberjchüffe find dem Vermögens⸗ 


6. 3. 


Verfügungen ded Königs Georg über bie der Beichlagnahme unterfigenben 
— / inäbefonbere Veräußerungen und Ceffionen —* ohne rechtliche 


en —— welche der Beſchlagnahme zuwider erfolgen, ſind als nicht ge⸗ 


ß Hehe ationsrechte Grund ſolcher en ‚ welde nad 
likation dieſer —** vorgenommen werden, cht entſtanden zu — 
ade 
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achten. Die Ablieferung von Gegenftänden, weldye der Beichlagnahme unter- 
worfen find, an den König Georg oder nach deſſen Anweiſung zieht die Verbind- 
lichkeit zur vollen Erſatzleiſtung nad) fich. 


| $. 4. 
Die Wiederaufhebung der Befchlagnahme bleibt Königlicher Verordnung 
vorbehalten. ) 
$. 5. 


Die Ausführımg der gegenwärtigen Verordnung, welche mit dem heutigen 
Tage in Kraft tritt, wird dem Finanzminifter übertragen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterichrift und beigedrudtem 
Königlichen Jufegel Hoͤchſteigenhandigen Anterſch g 


Gegeben Berlin, den 2. März 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





(Nr. 6996-6997.) | (Nr. 6997.) 
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(Nr. 6997.) Konzeffions - „Urkunde für die Bayeriſche Aktietigefellickaft Der Pfälziſchen Nord⸗ 
bahnen zum Baue und Betriebe der ſogenannten Alfenzbahn innerhalb 
des Preußischen Staatsgebiets. Vom 12, Februar 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem des Königd von Bayern jeflät ber Bayer perifcpen, Mftiegeiel- 
ſchaft der Pfälzifchen Nordbahnen die een zum Baue Betriebe einer 
Sifene bahn von Hochfpeyer duch das Alfenzthal an die —— bei Münſter 
Str, bem a Uns gefelten Arttrage entfprechend, 

der —* Bayerifchen Geſellſchaft den Weiterbau der eben erwähnten 
bahn innerhalb des dieffeitigen Staatögebiet3 von der Landesgrenze zum Anfchluffe 
an die Rhein-Nahe Eif bei Munfter am Stein, ſowie dem ‚permächftigen 
Betrieb diefer Strede nad) Maafgabe des Staatövertrages 1 geilen Preußen und 
Bayern vom 28. Oftober 1865. (Sec- Sammıl. fir 142.) und des 
bau begiiglichen Schlußprotofoll3 vom gleichen au ? fowie des Geſetzes über 
die Eifenbahn-Unternehmungen vom 3. Nov 1838. (Gefet-Sammil. a) 
hiermit geftatten, indern Wir zugleidy beſtimmen, daß die im | re ehe 
ergangenen Vorſchriften über * Exprop riation und das R vorüber⸗ 
| Benukun entung fremder Srmbitüde auf die in das bien Sebi fallende 

Bahnftrede Anwendung finden follen. 

Die gegenwärtige Urkunde ift durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. Februar 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 





Redigirt im Bürean des Staats Minifteriums. 
im ber Ober. 
Berlin, gebrudt Rinigfihen Ocheimen Sofbuhbrnderei 
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(Nr. 6998.) Geſetz, betreffend die künftige Behandlung der auf mehreren der neu erwor- 
benen Zandestheile laftenden Staatsſchulden und die Ausgabe von Kafjen- 
anweifungen zum Betrage von 2,407,653 Thalern. Vom 29. Februar 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


g.1. 


Die in der anliegenden Zuſammenſtellung verzeichneten Baffiv - Kapitalien 
de8 vormaligen Königreich8 Hannover, des vormaligen Kurfüritentbums Heffen- 
Kaffel, des vormaligen Herzogtums Naffau, des vorınaligen Landgrafentpums 
n en» Homburg und der Herzogthümer Schleswig und Holftein werden zu den 

eträgen, auf welche fidy Die einzelnen Schuldpoften am 1. Januar 1868. nad) 
den bis dahin erfo genden Tilgungen und Umfchreibungen belaufen haben, als 
Staatsfchulden der Monarchie übernommen und der Hauptverwaltung der Staats: 
dulden zur Verwaltung überwieſen. 


$. 2. 

Für die Verwaltung dev im $. 1. gedachten Paſſiv-Kapitalien ‚gelten, fo- 
weit nicht das gegenwärtige Geſetz Abweichungen bejtimmt, lediglich die in den 
älteren Provinzen über die Verwaltung der Preußiſchen Staatöfchulden beftehen- 
den Vorfchriften, namentlich auch die Vorfchriften über 

a) die Außerkursſetzung und Wiederinfursfegung und Umſchreibung der 
Preußiſchen Stautspaptere, 
b) das Aufgebot, die Amortifation und den Erfaß verlorener oder vernich— 
teter Preußiſcher Staatöpapiere, | 
e) die Vernichtung eingelöfter Staatöpapiere und 
d) den Wegfall ihrer ferneren Verzinfung nad) erfolgter Ausloofung. 
Jahrgang 1868. (Nr. 6998.) 24 Eine 


Ausgegeben zu Berlin den 8. März 1868, 
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Eine Einkbreibung der auf Inhaber lautenden Staats ſchuld ·Verſchreiben 
gen auf den Namen bes Beſmers, ſowie Me bisber in Harmover ;ulitna ar 
meiene Umſchreibung zum Iwede Der Zuſammenlegung oder Tbelung yon * 
gationen, finder nicht weiter nau 


$. 3. 

In den Rechten ber betreffenden Staatsgläubiger bezüglich des Kımmal- 
betrages ihrer Korderungen, des Zinsfußes, zu welchem ifmen dieſelben zu ver 
zinten find, und der Rückzahlung ihrer Kapialforderungen wird dur das gegen⸗ 
wärtige Geſetz nichts geändert 

Tas Bedürfniß wur Verzinſung und Algung wird für jedes Anna 
durch den Ziaatsbaushaliz-Liar befüimmi. Die sur llen Veding des Tina: 
niffes erforderlihen Summen find auf die bereiteiien Ztaztäcnküntte anʒveien 


95.4 

Nicht erhobene Zinſen der im 5. 1. gedachten Pain -Karizalten verjãbren 
binnen vier Jahren nad dem Cintrin des Fälligkeitstermins. 

Gegen ſolche Sinſenforderungen, welche ızı dem 1. Januar 1368. tallig 
gavorden md, wird die vierjäbrige Friſt erſt von dieſem Tage beredinet, werm 
die Verjäbrungsfriſt nach den älteren "Bellimmunamn nicht fruber abläuft. 

Hinſichtlich ſolcher bereit3 auögegebenen Zinskuwons, in denen eine andere 


rungäfrift vermerft ift, bat es hei der legteren für dief ebenen Ku⸗ 
—— Bewenden. In neu ne Zins kupons ——— 
über die Verjãhrungsfriſt jedesmal aufsunchnen 
Die durch Verjährung präfludirien Zinfen fallen dem Tilgungsfonds zu. 
$. 5. 
Im Falle der Geltendmadung von Anſprüchen bezüglich des zu den Han⸗ 
noverfchen Schulden gehörigen Rejervequantums (Zuiammenftellung ıD .), welches 
a) den von Hannover im Echlußprotofoll zum Etaatövertrage vom 16. Oftober 
1839. übernommenen illiquiden Reft der vormals Rũnſ trichen Schuld, 
die fogenannte Meppen: und Emsbührenſche Schuld, und 
b) die für den Kapitalienfonds der Generalfafje gefimdigten, biäher nicht 
abgehobenen Schuldfapitalien 
begreift, gebührt ſowohl die Feftftellung jenes Luquiben Schuldreſtes al3 
w diefer noch nicht abgehobenen itali tvermwaltun 
bie > —— bg Kapitalien der Haup g 
& 6. 


Die im vormaligen en Kurfürſtenthum en auf Grund der G 
26.4 1848. und 24. ol 1849. atmen Kaflenicheine vum Setre * 
von 1,000,000 Thalern und die im vormaligen Herzogthum au auf Grund 
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des 6. 24. des Geſetzes vom 22. Januar 1840. über Errichtung einer Landes. 
kreditkaſſe, des F. 23. des Gefehes vom 16. Februar 1849. über Errichtung der 
Landesbank und der die weitere Emiffion von Banfnoten betreffenden Geſetze 
vom 7. juni 1856. und 4. Auguſt 1858. ausgegebenen Noten der Landesbank 
Gefammtbetrage von 2,500,000 Fl. treten der unverzinslichen Staatsſchuld 
t Monarchie hinzu. Diefelben werden jedoch nach Maaßgabe der nachfolgenden 
Sellimmungen 8: 7. bis 9.) gegen Ausgabe von Kaffenanweifungen zum Be- 
trage von 2,407,653 Thalern und im Uebrigen auf Rechnung der Landesbanf 
zu Wiesbaden eingezogen. ' 
6.7. 


Die Hauptverwaltung der Staatöfchulden hat die im $. 6. erwähnten 
Kaffenanmeifungen zum Trage von 2,407,653 Thalern nach derjelben Faſſung 
Form, unter demfelben Datum und mit denfelben Unterfchriften, wie die 
nach dem Gefege vom 7. Mai 1856. (Gefeß-Samml. ©. 334.) auögegebenen 
Kaffenanweifungen audzufertigen, und zwar 2,400,000 Thaler in Apoints zu 
d Thalern und 7653 haler in Apoints zu 1 Thaler. 

Die unverzinslihe Staatsſchuld der Monarchie, welche fich jetzt auf 
8,000,000 Thaler in Apoints zu 5 Thalern und 7,842,347 Thaler in Apoints ji 
1 Thaler, zufammen auf 15,842,347 Thaler beläuft, wird danach 10,400,000 Thaler 
in Apointd zu 5 Thalern und 7,850,000 Thaler in Apoints zu 1 Thaler, zu- 
ſammen 18,250,000 Thaler betragen. Alle wegen der Preußischen Kaffenanwei- 
jungen ergangenen gelenlichen Vorfchriften finden auf die nach Vorſtehendem 
auszufertigenden 2,407,653 Thaler Kaffenanmweifungen Anwendung, desgleichen 
auf die im $. 6. dieſes Geſetzes bezeichneten Kaflenfcheine und Banfnoten. 

Es finden ferner auf Ermittelung, Seftitellung, Verfolgung und Beftrafung 
von Verfälfchungen oder Nachahmungen jener Rafenanmeitun en, Kaſſenſcheine 
und Banfnoten die bisher ergungenen gejeglichen Vorfchriften über Verfälfchungen 
oder Nachahmungen Preußiſcher Kafjenanweifungen Anmendung. 


$. 8. 


Die Ausgabe der 2,407,653 Thaler Kaffenanweifungen ift durch die Haupt- 
verwaltung der Staatöfchulden Pr gegen Einziehung eined gleichen Geld- 
veitaged A den im $. 6. gedachten cheffifchen und Naflauifchen Geldzeichen 
zu bewirken. 


8. 9. 


Die Kurbeffifchen Kaffenfcheine und die Noten der Landesbank zu Wies- 
baden werden vom 1. Januar 1869. ab nicht mehr bei ffentlicen Kaſſen als 
Sahlung ‚, fondern nur noch zur Einlöfung bei denjenigen Kaſſen angenommen, 
welche der Finanzminiſter beftimmen wird. 

Die Bekanntmachung wer Kaffen mit der Aufforderung zur Einlieferung 
der im Umlauf verbliebenen Geldzeichen, jedod vorläufig ohne ftimmung eines 
Präkluſivtermins, ift durch die Amtsblätter und andere öffentliche Blätter in 

(Nr. 6998.) 24° ſämmt⸗ 
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fämnitlihen Provinzen, jowie durdy mehrere auswärtige Deutfche Zeitungen zu 
erlaffen und in angemefjenen Zeitfriften zu wiederholen. 
Die eingezogenen Geldzeichen werden nad) Vorfchrift des $. 17. des Ge- 


jeße8 vom 24. Februar 1850. (Geſetz⸗ Samml. ©. 57.) vernichtet und die ver- 
nichteten Beträge öffentlid) befannt gemacht. ' 


$. 10. 


Soweit die Provinzial: Staatsfehulden der im $. 1. gedachten neuen Lan- 
Destheile noch einer Feſtſetzung bedürfen, erfolgt diefelbe durch die Hauptverwal- 
tung der Staatöfchulden in denjenigen Formen und mit denjenigen Veſugniſſen 
welche durch die Kabinetsorder vom 2. November 1822. (Geſetz⸗-Samml. ©. 229.) 
bezüglich der Feſtſetzung der auf den älteren Landestheilen laſtenden Provinzial 
Staatsfchulden vorgefchrieben find. Ä 

§. 11. 
Alle dieſem Geſetze entgegenftehenden Vorfchriften werden aufgehoben. 
Der Finanzminifter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


- Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtern 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 29. Februar 1868. 


(L.S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühle. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg Leonhardt. 


Zu 
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Sujfammenftellung 
| der 
mit den nachbenannten neu erworbenen Landestheilen auf Vreußen 
überfommenen, der Sauptverwaltung der Staatsſchulden zu übermweifenden 
Nafjiv - Rapitalien, | 


— a —— ee — — 













I. Hannover. Ye Ge 2 Ye: Gr 4 
A. Schulden der vormaligen General: 
Steuerkaſſe ..................... 14,198,697|25| 5 
B. Schulden der vormaligen General: | 
kaſſe ................P... . ....... 1,691,542 27 1 
C. Eiſenbahnſchulden ................ 25,256,060| . |. 
D. Refervequantum ............2.... 14,203[23] 2 
Summa adl...... | 41,160,504115| 8] 41,160,504115| 8 
DH. Kurheſſen. 
A. Allgemeine Staatsfhulden ....... | 935,250] . 
B. Eifenbahnfchulden ................ 16,000,000| . | . 
Summa all. ..... 16,535,250| . |. | 16,535,250| . 
II. Naſſau. | | 


. A. Landes - Steuerkaffenfchulden: 
1) Konfolidirte Anleihen: 
a) allgemeine Staatöfchulden .. 
b) Eijenbahnfchulden .......... 
2) Diverfe nicht Eonfolidirte Schulden 
B. Domanialfchulden ................ 


Sunma al II. . . . .. 


IV. Heſſen⸗Homburg. 
Aus diverſen Anleihen ............... 


V. Schleswig: Holftein. 
Die nach dem Wiener Friedensvertrage 
in Laften der Herzogthümer verblie- 
enen Waffivfapitalien............... 


Summa ad I. bi8 V...... 


820,419| 1 5 
16,589,657| 4 4 
407,264|12110 
2,699,580|28| 7 


| 20,516,921 17| 2| 20,516,921)17] 2 


161,142)25] 8 






391,657 . |. 
78,765,475128| 6 


(Nr. 6998-6999.) (Nr. 6999.) 





- 14 — 


(Nr. 6999.) Gefeb, betreffend die Verflärfung der, Geldmittel zur Abhülfe des in den 
Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen herrſchenden Rothſtandes. 
Bom 3. März 1868. 


Mir Milheln, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


BA mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages der Monardjie, 
was folgt: 
$. 1. 


Zur Beichaffung von Saatfrüchten für die nächite zFeldbeftellung in den 
Regierungsbezirfen Königsberg und Gumbinnen fönnen in Fällen des nad)- 
gewiejenen Bedürfniſſes verzinsliche Darlehne aus der Staatskaſſe gewährt 
werden. 2 


In Fällen eines dringenden Bedürfniſſes können aug anderweite, zur 
Abhülfe des m den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen berr- 
chenden Nothftandes erforderliche Ausgaben aus der Staatöfaffe geleiftet werden. 


§. 3. 


Die gerichtlichen Akte, welche die gewährten Vorfchüffe und Darlehne cr- 
forderlid machen, mit Einfchluß der hypothekariſchen Eintragungen, Umfkchrei- 
bungen und Löfchungen, erfolgen foftenfrei. Für die aufsunehmenben Urkunden 
und Gefuche wird ein Stempel nicht erhoben. 


$. 4. 


Die Vertheilung der Geldmittel an die einzelnen Kreife und die Verwen⸗ 
dung derfelben in den einzelnen Kreiſen erfolgen unter Mitwirkung einer 
Nrovinziallommiffion, deren Mitglieder von dem Drovinziallandtage der rovin; 
Vreußen, und von Kreidfommifftonen, deren Mitglieder von dem Kreißtage jedes 
betreffenden Kreifes zu wählen find. Den Vorſiß in jeder diefer Kommiffionen 
führt ein von der Staatöregierung zu beftellender Kommifjarius. 

Das Nähere hierüber beftimmt die von dem Finanzminifter und dem 
Minifter des Innern zu erlaffende SInftruftion. 


$. 5. 

Der Finanzminifter wird ermächtigt, zur Dedung der in den 65.1. und 2. 
dieſes Geſetzes bezeichneten Ausgaben verzindliche Schakanweifungen, längftens 
auf ein Jahr lautend, im Betrage von drei Millionen Thaler auszugeben. 

$. 6. 


Die Ausfertigung der Schafanweifungen ift durch die Hauptverwaltung 
der Staatsjchulden zu bewirken. O6 
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Ob und in welchem Betrage neue Schafanweiungen an Stelle der ein- 
gelöften ausgegeben werden dürfen, bleibt der Beltimmung dur) dad Staats- 
haushalts⸗Geſetz für das Jahr 1869. vorbehalten. | 


$. 7. 
Die zur Verzinfung und Einlöfung der Schaganmweifungen erforderlichen 
Beträge find aus den bereiteften Staatseinfünften an die Staatsfchulden-Tilgung®- 
faffe abzuführen. 





$. 8. 
Die Zinfen auf Schafanweifungen verjähren binnen vier Sjahren, die 
verfchriebenen Kapitalebeträge Binnen dreißig Jahren nad) Eintritt des in jeder 
Schatzanweiſung auszudrüdenden Fälligkeitsterming. 


$. 9. 


Die Ausführung diefed Gejeßes, tiber welche den Landtage bei der näd)- 
fin regelmäßigen Zufammenfunft defjelben Rechenſchaft zu geben ift, wird den 
Miniftern der Finanzen und des Innern übertragen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändtgen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


| Gegeben Berlin, den 3. März 1868. 
(L. S.) Milbelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. Leonbardt. 


(Nr, 69997000.) (Nr. 7000.) 
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(Nr. 7000.; Allerhöditer Etiafſ̃ẽ vom 1. Februar 1868., betreffend die Verleihung der fi8. 
faliiben Vertechte an den Kreis Mobrungen, Regierungsbezirk Königs- 
berg, ın Bau aur den Bau und die Unterhaltung der Chaufjeen von 
Rehrungen nah Liebſtadt und von Saalfeld dur die Feldmark Kuppen 
sum Anſchlußj an die Güſdenboden ⸗ Saalfelder Chauffee. 


Madden Ih durch Meinen Erlaß vom heutigen Lage den Bau der Chauſſeen 
im Kreiſe Mobrungen, Regierumgäberirt Königsberg, 1) von Mobrungen nad 
Liebſtadt und 2) von Saalfeld durch die Feldmark pen zum Anſchluß an die 
Guüldenboden⸗Saalfelder Chauſſee genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem 
Kreiſe Mohrungen tus Erpropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforder: 
lichen Grundflüde, imgleichen dus Recht zur Enmahne der Chauſſeebau⸗ und 
Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen beftebenden 
Vorſchriften, in Berug auf dieie Sttaßen Zugleich will Ich dem genannten 
Kreije gegen Uebemubme der künftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen 
das Recht zur Erhebung des Chuufjeegeldes nach ten Beftimmungen des für die 
Staat3-Chaufleen jedesmal geltaiden Chuufleegeld-Tarifs, einſchließlich der in dem: 
jelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befteiungen, ſowie der jonftigen die 
Erhebung betreifenten zufügliben Vorſchriften, wie dieje Beitimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch jollen 
die dem Chaufjeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beitimmungen 
wegen der © eepolizei- Vergeben auf die gedachten Straßen zur Anwendung 
fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durdy die Gejeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 

Berlin, den 1. Februar 1868. 


Milhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzzeenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





Redigirt im Sarıaa des Staats · Miniteriumb. 
Berlin, gedrudt in ter Königlichen Gebeimen Cber- Hofbuhdruderr: 
RR» Deder, 
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Seleß - Sammlung 


für die 


Königliden Preußiſchen Staaten. 


m m nn U, 
— — ——— , üñ , —— nn — — 
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(Nr. 7001.) Geſetz, betreffend die Beſchränkung der in den neuen Yandestheilen in Verwaltungs⸗ 
Angelegenheiten zur Erbebung fommenden Gebühren und Sporteln. Vom 
27. Februar 1868. | 


\ j . u 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für den Umfang der durch die Gefehe vom 20. September umd 
24. Dezember 1866. (Gefeß-Samml. ©. 555. 875. und 876.) mit der Monardjie 
vereinigten Landestheile, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, was folgt: 


$. 1. 

In Berwaltungs-Angelegenheiten werden Ausfertigung» und Verhandlungs⸗ 
Gebühren und Sporteln Nevofiture, KRanzlei- und Debellen- Gebühren. Infinun. 
tion8-Gebühren, Bedienungs-Eiporteln, Gebühren, Rekognitionen oder Taren für 
Beitallungen oder Beftätigungen, für Bewilligung oder Erhöhung von Belol- 
dimgen oder Penſionen, fur Sulafumg, zur Praxis als Arzt, Advofat oder Notar, 
für Konzeſſionen, Dispenfationen, Entlafjung aus dem Unterthanenverbande, . 
und dergleichen) für Rechnung der Staatskaſſe oder unmittelbarer Staatsbeamten 
vom 1. April 1868. ab nicht weiter erhoben. 


$. 2. | 
Andere in Verwaltun 9-Aingelegenbeiten für die Staatöfaffe oder für un- 
mittelbare Staatsbeamte nody zur Erhebung kommende Gebühren und Sporteln 
können durch Königliche Anordrumg in Wegfall gebracht werden, infoweit gleich 
artige Gebühren oder Sporteln in den alten Provinzen nicht erhoben werden. 
$. 3. 
Die Vorfchrift des $. 1. findet feine Anwendung auf: 
1) Gebühren und Abgaben aus privatrechtlihen Titeln; 
2) die Gebühren bei den Univerfitäten; 
Jahrgang 1868. (Nr. 7001.) 
Ausgegeben zu Berlin den 9. März 1868, 


3) die 
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3) die Gebühren der Kitchenbeamten; 

4) die Gebühren der Landmeffungs Beamten; 

5) Auftionsd- Gebühren; 

6) Aich- Gebühren; 

7) die Gebühren in Gemeinheitstheilungs⸗, Verkoppelungs⸗, Konfolidations- 
und Ablöfungs - Sadyen; | 

8) die Exefutiond- Gebühren der Unterbeamten; 


9) die Gebühren der Fortfchreibungs- Behörden und Beamten, insbeſondere 
die Gebühren für Erlheilimg von Abfchriften, Auszügen und Bejcheini- 
gungen aus den zum Zwede der Befteuerung geführten Kataftern, Büchern 
und Regiftern; 


10) die Gebühren für Ausfertigungen über Civilſtands⸗Akte; 

11) die Gebühren der Medizinal-Benmten; 

12) die bei Ablegung von Prüfungen zum Anſatz tommenden Gebühren; 
13) die Gebühren für Ausfertigung von Päffen und fonftigen Reifepapieren; 
14) die Abgaben für Jagdſcheine (Waffenpäffe); 


15) die Abgaben, welche nad) den in Geltung ftehenden Beftimmungen über 
die Stempelabgaben zu entrichten find. 


Für die Gebühren zu 13. kommen von dem im $. 1. beftimmten Zeitpunkt 
an die in den alten Provinzen geltenden Säge zur Anwendung. 


5. 4. 


Für den Wegfall bisher bezogener Gebühren und Sporteln woird den 
Beamten ($. 1.), inſoweit fie ſich micht lediglich in widerruflichen Dienftfkellungen 
befinden, m Höhe des nachweislichen Durchſchnittsertrages diefer Einnahmen 
während der drei Jahre 1865., 1866. und 1867., nach Abrechnung der daraus 
zu beſtreitenden Ausgaben für Dienſtaufwand, Erſatz gewährt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigefrudtem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. Februar 1868. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzemplit. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





(Nr. 7002. ) 
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(Nr. 7002.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. Januar 1868. betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
Iifhen Vorrechte an den Landkreis Königsberg im gleihnamigen Regic- 
rungöbezirfe, in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung der Kreis. 
Chauffeen: 1) von Lauth, an der Königsberg -Tapiauer Staats⸗Chauſſee, 
bis zur Labiauer Kreisgrenze bei Legden; 2) von Königäberg über 
Samitten nad der Fiſchhauſer Kreisgrenze; 3) vom Kirchdorfe Schaafen 
nah Schaaksvitte und 4) von Erauffen an der Königsberg -Uderwanger 
Chauffee nah Steinbed. " 


N achdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau folgender Kreis⸗ 
Chauffeen im Landkreiſe Königsberg im gleichnamigen Regierungsbezirke: 1) von 
Lauth, an der Königsberg Tapiauer Staats Chauffee, bis zur Cabiauer Kreis: 
enze bei Legden; 2) von Königöberg über Samitten nad der Fiichhaufer 
eisgrenze; 3) vom Kirhdorfe Schaafen nad) Schaafövitte und A) von 
Stauffen an ber Königäberg-UÜdermanger Chauffee nad) Steinbed genehmigt habe, 
verleipe Ich hierdurch dem Landkreiſe Königsberg das Erpropriationsrecht für 
die zu dieſen Chaufjeen erforderlihen Grundftüde, imgleichen das Recht zur Ent- 
nahme der Chaufjeebau» und Unterhaltungs- Materialien, nad) Maaßgabe der für 
die Staat3-Chauffeen beftehbenden Vorſchriften, in Bezug auf diefe Straßen. 
Zugleih will Ich dem genannten Kreife gegen Uebernahme der fünftigen 
hauffeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des Chaufjee- 
eldes nach den Beftimmungen des für die Staat8-Chauffeen jedesmal geltenden 
hauffeegeld -Tarif3, einfchlieglich der in demfelben enthaltenen Beftimmungen über 
die Befreiungen, fowie der fonftigen Die Erhebung betreffenden zufätlichen Vor: 
fhriften, wie diefe Beftimmungen auf den Staatd-Chauffeen von Ihnen ange- 
wandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beflimmungen wegen der Chauffeepolizei- Vers 
gehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß ift Durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 27. Januar 1868, 
Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7002-7003.) 25* (Nr. 7003.) 
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Die Auszahlung der Zinfen und des Kapıtald erfolgt gegen bloße Rüd: 
abe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Königsberg, und zwar auch in der nach dem 

Eintritt des Fälligkeitstermind folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitätermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab» 

ezogen. 

gezog Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 

Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 

Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen 

verjähren zu Gunften des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter: Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Worfchrift der Allgemeinen Gerichtöordnung Thl. 1. 
Titel 51. $$..120. sequ. bei dem röniglichen eiögerichte zu Königsberg. 

Zinskupons Fönnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc, foll 
demjenigen, welcher den Verluft von Zindfupond vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei der reiöverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz 
der Zindfupond durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder jonft in glaub- 
bafter Weife darthut, nach kauf der Verjährungäfrift der Betrag der angemel- 
deten und bis dahin nicht vorgefonmenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 


erden. 
Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Seit werden Sindfupond 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zindfupond-Serie erfolgt bei der Kreis-Kommu- 
nalfafje zu Königsberg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons-Serie bei- 
gedrudten Talond. Beim Berlufte ded Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zindfupond Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem Vermögen. 

al Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ilt. 


Königsberg i. Pr., den ..ten ...... ......... 18.. 


Die ftändifche Kommiffion für den Bau der Chauffeen im 
Königsberger Landfreife. 


Pro⸗ 














- 18 — 
Provinz Preußen, Regierungsbesirk Königsberg. 
Zinskupon 


zu der 


kreis— ‚Obligation des Koͤnigsberger Landkreiſes 
II. Emiſſion 


un Thaler .....  Sitbergrofcben. 

Der Inhaber diefeß Zinskupons empfängt gegen deflen Nüdgabe i in der Zeit 
vom . tm .......... bis .......... reſp. U nennen DB .......... 
nd fpäterhin die Sinfen der vorßenannten Kreis. Obligation für das gerbjabr 

............ bis ............ mit (in Buchſtaben) ........... Thalern 
........ . Silbergrofchen bei der Kreis. Kommunalkaſſe zu Konigsberg. 

Königsberg, den ..ten .......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Bau der Chauſſeen im 
Koͤnigsberger Landkreiſe. 


Dieſer Zinskupon ſ ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier —* nach der 
Fälli keit, vom Schluß des betreffenden Kalen⸗ 
derjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Kegierungsbezirk Rönigsberg. 
zalon 


zur 
KRreis-Obligation ded Königsberger Landkreiſes 
IH. Emifjion. 
Der Inhaber diefed Talond empfängt gegen deffen Rückgabe zu der Obliga- 
tion des Königsberger Landkreiſes II. Emifjion 
Littr....... M' ..... über ..... Thaler a fünf Prozent Sinfen 
die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis» 
Kommunalkaffe zu Königsberg. 
Königäberg, den „tin ........... 18.. 
Die ftändiihe Kommiſſion für den Bau der Chauffeen im 
Königsberger Landfreife. 





(Nr. 7003 —7004.) (Nr. 7004.) 
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(Nr. 7004.) Allerhöcdhfter Erlaß vom 8. Februar 1868., betreffend die Verleihung des Rechts 
zur Erhebung des Chauffeegeldes auf der Chauffee von Wallerfangen über 
St. Barbe bis zur Banngrenze von Guifingen, nad) den doppelten Säben . 
des für die Staatd-Chauffeen jedesmal geltenden Chauffeegeld-Tarifd, an 
die Gemeinden Wallerfangen und St. Barbe. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 4. Februar d. J. will ch den Ge 
meinden Wallerfangen und St. Barbe, im Regierungsbezirk Trier, ges Ueber: 
nahme der hauſſeemaßi en Unterhaltung der von ihnen gebauten Chauſſee von 
Wallerfangen über St. Barbe bis zur Banngrenze von Guiſingen das Recht zur 
Erhebung des Chauſſeegeldes nad) den doppelten Sätzen des für die Staats⸗ 
Chauffeen jedesmal geltenden Shauffeegelb - Tarif, einfchließlich der in demfelben 
enthaltenen Beitimmungen über die Befreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung 
betreffenden WBorfchriften, wie diefe Beftimmungen auf den Staat8-Chauffeen von 
Ihnen angewandt werden, jedoch vorbehaltlich der Herabfeßung auf die einfachen 
Sätze des Tarifd nach Verlauf von je fünf Jahren, hierdurch verleihen. 


+»  Diefer Erlaß ift durch die Gefeß-Sammlung befannt zu machen. 
Berlin, den 8. Februar 1868. 


Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentlidhe Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats. Minifteriums. 
Berlin, gedrudt in ber Königlihen Geheimen Ober + Hofbuchbruderei 
. MR v. Dede. v 
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Seleh - Sammlung 
für die 


Xönigliden Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 14. — 
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(Nr. 7005.) Geſetz wegen Aenderung der Stempelſteuer iin den Regierungsbezirken Kaſſel 
und Wiesbaden mit YAusnahme |der Stadt Frantfurt a. M. Vom 
5. März 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen , mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: ı | 

$. . 


n den Regierungsbezirken Kaffel und Wiesbaden, mit Ausnahme der . 

Stadt Frankfurt a. M., find die in der anliegenden, von Uns volljogenen zweiten 

/ Ahtheilung des Stempeitarfes beftimmten Stempelabgaben nach Vorfchrift der 

Verordnung vom 19. Juli 1867. (Gejeß-Samml. 1191.), mit Ausſchluß 

ieh Beſtimmung im zweiten Abſatze des $. 36. der gedachten Verordnung, zu 
eben. 

Die Vorfchriften im $. 1. der Verordnung vom 19. Juli 1867., welche 
fih auf die fernere Erhebung der nad) den biöherigen Beſtimmungen zu ent- 
tichtenden Stempelfteuern beziehen, werden in den be eichneten Landestheilen außer 
Kraft geſetzt. Deögleichen tritt der Schlußfag im ‘ 21. der vorgedachten Ver- 
ordnung, die Beziehung von ——— betreffend, außer Wirkſamkeit. 


$. 2. 
Insbeſondere finden audy die im $. 3. und $. 4. der Verordnung vom 
19. juli 1867. enthaltenen Seflimmungen wegen ber Befreiungen von der 
Stempelfteuer auf die nad) der anliegenden weiten Abtheilung des Tarifes zu 
entrichtenden Stempelabgaben Anwendung. 
Ferner find von der Stempelfteuer befreit: 

1) Gefuche, welche Gläubiger des Staates, öffentlicher Anftalten und Ge— 
meinden an Behörden den , um zu ihrer Befriedigung zu gelangen, 
und die darauf —2 efcheide; 

2) ar konfenfe Derhandlungen und Geſuche in Bauangelegenheiten und 


3) —— — „welche ſich auf die Beaufſichtigung der Eingehung von 
Verficherungen bei in⸗ oder ausländiſchen Öeuerverficherungs- efellf Ai 
Jahrgang 1868. (Nr. 7005.) 


Ausgegeben zu Berlin den 13. März 1868, 


— 156 — 
duch die Wolizeiobrigfeit des Wohnortes des Verficherungfuchenden be- 


ieben; 

4) — in Vormundſchaftsſachen, ſofern der Bevormundete aus 
eigenen Einkünften unterhalten werden muß und dieſe nach Abzug der 
Verpflegungs⸗- und Erziehungskoſten feinen Ueberſchuß gewähren; 

5) Verhandlungen in dem auf Grund des Geſetzes vom 14. Mai 1852 
m * vorläufige Straffeſtſetzung wegen Uebertretungen ſtattfindenden 

erfahren; | | 

7 Geſuche um Ertheilung von Reifepäffen; 

7) Volizeiliche Erlaubnißfcheine zum Betriebe der Baft- oder Schantwirth: 

ichaft und zum Kleinhandel mit Getränfen; 

8) Verhandlungen, wofür die Stempelfteiheit Armuthöhalber zu bewilligen ift; 
9) Beglaubigungen von Prozeßvollmachten, in foldyen Fällen, in denen es 
nach den altländifchen Vorſchriften einer Beglaubigung nicht bedarf. 

| 8. 3. 

In Betreff der Erhebung der Stempelabgaben bei den Gerichten beendet 
e8 bei den in den Gerichtöfoften-Gefeten für die im $. 1. bezeichneten Qandes- 
theile enthaltenen Borfchriften. 

Mo in diefen oder in anderen Gefeken auf die biöher nicht aufgehobenen 
Kurheſſiſchen oder Naflauifchen Stempelgefege verwiefen ift, find fortan die ent- 
fprechenden Beftimmungen dieſes Gefeged und der anliegenden zweiten Abtheilung 
des Tarifes, beziehungsweife der Verordnung und ded Tarifes vom 19. Juli 
1867. maaßgebend. 


$. 4. 

Alle in den im $. 1. bezeichneten Landestheilen noch in Kraft gebliebenen 
Vorfchriften der Stempelgefege des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und des 
pormaligen Herzogtums Naffau, fowie der Erlaß vom 17. September 1867., 
betreffend die Stempelabgabe von Konzeffionen u. |. w. (Gefef-Samml. ©. 1651.), 
werden aufgehoben. 


6. 3. 
In allen fortan diefem Geſetze und der beigefügten zweiten Abtheilung bed 
Tarifes unterliegenden Fällen, welche vor dem 1. pri 1868. vorgekommen 
find, fommen nody die biäherigen Gefete zur Anmendung. 
$. 6. 

Diefed Geſetz tritt mit dem 1. April 1868. in Kraft. 

Unfer Finanzminiſter ift mit der Ausführung defjelben beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. März 1868. 


(L.S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Stem⸗ 
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Stempel-Tarif 


Zweite Abtheilung. 





KM 
59. JAbſchiede der Oberoffiziere und befoldeten Militair-, Civil, 
eiftlichen und Kommunal: Beamten... ................ 
bichiede der unbefoldeten Beamten .................... 
60. JAbſchriften, beglaubigte ............................... 


ft jedoch zu der ſtempelpflichtigen Verhandlung ſelbſt 
nur ein geringerer Stempel nöthig geweſen, jo bedarf es 
defjen auch nur zur be laubigten Abſchrift (vergl. $. 10. 
der Verordnung vom 19. Juli 1867.). | 
6l. JAtteſte, amtliche, in Privatſachen ....................... 
Zeugniffe, welche, von wem ed auch fei, nur allein 
zu dem Zweck ausgeftellt werden, um auf Grund derfelben 
ein amtliches Atteft ausfertigen zu lafjen, find nicht ftempel- 


pihtig, | 
Ile amtlichen Attefte, welche nur deshalb ausgefertigt 
werden, damit der Inhaber feine Berechtigung zum Ge: 
nuffe von Wohlthaten, Stiftungen und anderen Dispo- 
elf für Dürftige dadurch nachmweifen könne, find 
elfrei. 
le Attefte, welche die Pfarrer von Amtswegen in 
Bezug auf kirchliche Handlungen ertheilen, mit alleiniger 
Ausnahme der Geburtd- oder Tauf-, Trauungd- und 
Todten» oder Beerdigungsfcheine, bedürfen feine Stempelß. 
Diejenigen Atteſte, welche bei öffentlichen Kaflen als 
Rechnungsbelag, wegen Zahlung der Wartegelder und 
Fra ei von den Empfängern eingereicht werden müflen, 
ind ftempelftei. | 
62. |Ausfertigungen, amtliche, infofern fie im gegenwärtigen 
Tarif nicht befonderd taxirt worden, nad) dem Ermeſſen 
dev Behörde. .. ........................ .............. 
Oder auch MUT ........................................ 
Der Stempel von 15 Sgr. ift für Ausfertigungen 
in der Regel zu gebrauchen. Der niedrigere Stempel 
findet nur ftatt, wo die Verhältniſſe de8 Empfängers 
oder die Geringfügigfeit eines nicht nad) Gelde zu (ähen- 
| den Gegenftandes die Ausnahme befonderd begründen. 
(Nr. 7005.) 26* 


15 


. frei. 


13 


15 





63. 


64. 
63. 


66. 
67. 
68, 


Bloße Benachrichtigungen der Behörden an die Bitt- 
fteller, wodurch ihnen nur vorläufig befannt gemacht wird, 
‚daß ihr Gefuch eingegangen fei, und fie darauf Beſcheid 
zu gemwärtigen haben, find ohne Stempel zu erlaffen. 
Beſcheide derjenigen Staats » und Kommunal-Behörden 
und Beamten, welchen eine richterliche oder polizeiliche Ge- 
walt, oder die Verwaltung allgemeiner Abgaben anvertraut 
ift, auf in ihrer amtlichen Eigenfchaft an fie gerichtete Ge- 
fuche, Anfragen und Anträge in Privatangelegenheiten, 
find in der Regel für ftempelpflichtige Ausfertigungen 
ju achten, wenn fie eine Entfcheidung oder Belehrung in 
er Sache felbft enthalten, weldye dem Bittfteller darauf 
zugefertigt wird, fie mögen nun in Form eined Antwort: 
jchreibeng, einer Verfügung oder Defretabfchrift, oder eines 
auf die zurüdgehende —* ſelbſt geſetzten Dekrets er: 
laſſen werden. 
Inwieweit beſondere Gründe eine Ausnahme von 
dieſer Hegel rechtfertigen und eine ftempelfteie Befcheidung 
audy in den vorgedacdhten Füllen veranlaffen können, bleibt 
dem billigen Ermefjen der Behörden anheimgeftellt. 
Anmerkung Der Gebrauch des Stempelpapiers ift nur da- 
von abhängig gemacht, daß die Dehörbe, vor welder cin an 
ſich — Gegenſtand des Privatintereſſes ver⸗ 
handelt wird, die amtliche Eigenſchaft einer richterlichen, einer 
polizeilichen oder einer Abgaben verwaltenden Behörde be⸗ 
ſitze, nicht aber davon, daß ſie auch in der Eigenſchaft einer 
ſolchen Behörde auf Das vor ihr verhandelte Geſchäft amt- 
li eingewirkt babe. 
Auszüge aus den Alten, öffentlichen Verhandlungen, amt: 
lich geführten Büchern, Regiftern und Rechnungen, wenn 
fie fire Privatperfonen auf ihr Anſuchen ausgefertigt werden 
Beilbriefe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 


Berichte, welche von gerichtlichen und Verwaltungs⸗Behörden 
an ihre Vorgeſetzten erftattet werden, ſind auch dann, wenn 
ſie Privatangelegenheiten betreffen, von Stempelgebühren 
Beſcheide, ſchriftliche, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 
Beſchwerdeſchriften, ſ. Geſuche. 
Beſtätigungen, ſofern für beſondere Gattungen derſelben 
nicht ein — Tarifſatz ſtattfindet, wie Ausfertigungen, 
ſ. dieſe (ſ. auch Poſition 10. des Tarifes vom 19. Juli 1867.). 





15 
15 














69. 
70. 
71. 


72. 
73. 


74, 
75. 


76. 
77. 
78. 
79. 
80. 


8l. 


(Nr. 7005.) 


der tarifmäßige Stempel von 5 


Bittfchriften, f. Geſuche. 
Bürgerbriefe ......................................... 


Chartepartien, wenn ſie bei einem Handelsgerichte, oder 
einer andern gerichtlichen, Polizei- oder Kommunal⸗Behörde 
ausgefertigt werden, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 


Conzeſſionen, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 


Dekrete, wenn fie ſtatt Ausfertigungen dienen, wie Diefe, | 


j. Ausfertigungen. 

Dienftentlaffungen der Beamten, ſ. Abfchiede. 

ichti en, wie be 
ON rbigte Abfeeifien f elbfetten 1 
Ehe- und Traufcheine, wie amtliche Attefte, |. diefe. 
Eingaben, f. Gefuche. 
Examinations-Protokolle . . . . . . . . ... ................ 
Extrakte, ſ. Auszüge. 


a eine und Taufſcheine, wie amtliche Attefte, 

. diefe. 

Geſuche, Beichwerdefchriften, Bittfchriften, Eingaben, welche 
ein Privatintereffe zum Gegenftande haben, und bei folchen 
Staatd- und Kommunal-Bebörden oder Beamten eingereicht 
werden, welchen die Ausübung einer richterlichen oder po- 
lizeilichen Gewalt übertragen ift, oder welchen die Der: 
waltung öffentlicher allgemeiner Abgaben obliegt........ 

Bloße Baſcheunigungsgeſutge welche keine zur Sache 
ſelbſt gehörige Erörterungen oder Anträge enthalten, bedürfen 
keines Stempels. Die Beftimmung in der Anmerkung zu 
Poſition 62. findet auch in Betreff der Gefuche Anwendung. 

Iſt zu ftenpelpflichtigen Defucen und Bittfchriften 

tr. nicht gebraucht, fo 

joll die Nachbringung defjelben nicht verlangt, auch die 
ordentliche Stempelftrafe deshalb nicht eingegogen, fondern 
dies Verfahren nur dadurdy beahndet werden, daß der 

Stempel des Befcheides auf ein ſolches Gefuch um 15 Ser. 

erhöhet, oder, wenn die Befcheidung außerdem ftempelfrei 

gewejen wäre, ein Stempelbogen von 15 Sgr. verbraucht 
wird. Kann nicht ſogleich Beſcheid erfolgen, fo ift dem 





frei. 





82, 


83. 
84. 


85. 


86. 
87. 


89. 
90. 


91. 


Bittfteller ein folder Stempelbogen faffirt ftatt Straf: 
eben, zu überfenden und der Betrag von ihm einzu- 
ziehen. 


Gutachten der Sachverftändigen, wenn fie bei ftempel-. 


pflicdtigen Verhandlungen gebraudht werden ............ 
Heiraths-Konſenſe für Beamte ............... ......... 
Inventarien, welche zum Gebrauche bei ſtempelpflichtigen 
Verhandlungen dienen .P...........................5.. 
Werden dieſelben jedoch bloß deshalb aufgenommen, 
um den Betrag einer Abgabe auszumitteln, ſo iſt die im 
$. 3.b. der Verordnung vom 19. Juli 1867. ausgeſprochene 
Befreiung auf fie anzuwenden. 


Legalifation von Urkunden, fofern fie nicht auf der Urkunde 
ER ftattfindet ...................................... 
ſonſt ................................................ 

Lehnbriefe, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 

Münz- und Probirſcheine über Gold und Silber, welches 


zur Verarbeitung in der Königlichen Münze von Privat— 
perſonen eingeliefert worden .. .. . . . . ..... ... .......... 


Muthſcheine, ſowohl wenn dadurch die Muthung eines 
Lehens bekundet wird, als auch wenn dieſelben zum Be— 
weiſe der eingelegten Muthung auf einen Bergbau dienen . 


Notariats-Atteſte, wie amtliche Attefte, |. Attefte. 

Rotariats-Inſtrumente, fofern nad) deren Inhalt nicht ein 
höherer Stempel (ſ. Tof. 38. des Tarifed vom 19. Juli 
867.) eintritt .................... ................. 


Die den Notariats-Inſtrumenten unmittelbar beige— 
fügten Regiftraturen und Attefte über die Errichtung und 


Unterzeichnung derfelben find als ein Theil der Inſtrumente 


jelbft anzufehen und bedürfen daher feines befonderen 
Stempel3. 


Päſſe zu Reifen, in der Regel ......................... 
Für Handwerksburſchen, Dienftboten, Tagelöhner und 

andere Perſonen ähnlichen Standes jedody nur.......... 
Für Stantd- und Kommunalbeamte in Dienftgefchäften 





15 
frei. 


15 


15 
frei. 


frei. 


15 


15 


15 


5 
frei. 




















Päſſe zum Transport von Leichen, wegen deren Beerdi- 
gung außer dem Kitchfprengel, worin der Todesfall ich 
ereignet hat ................. .............. 2 Rthlr. 


92. Protokolle, welche in Privatangelegenheiten vor einem 
Notar oder einem mit richterlichen oder polizeilichen Ver— 
richtungen, oder mit Verwaltung öffentlicher allgemeiner 
Abgaben beauftragten Staatd- oder Kommunalbeamten oder 
einer dergleichen Behörde aufgenommen werden: 


a) wenn fie die Stelle einer Befchwerdefchrift, Bittfchrift, 
Eingabe oder eined Gefuches vertreten ...........- 


b) wenn diejenigen Perſonen, mit welchen da8 Protokoll 
aufgenommen wird, auf Erfordern eine Auskunft geben, 
oder eine Ausſage ald Zeugen ablegen, oder eme 
Verbindlichkeit zu einer Leiſtung oder Unterlaffung 
Dadurch übernehmen, infofern nicht die Pofition 46. 
2 Tarifed vom 19. Juli 1867. zur Anwendung 

mmt . . .......... ... .. ......................... 


93. Reko gnitiond -Prototolle , wenn fie die Stelle der Atteſte 
vertreten ............................ ................ 
wenn auf deren Grund Rekognitions-Atteſte ausgefertigt 
WEIDEN . . . . . . ................................. nn 

94. [Requifitionen, wie Auöfertigungen, f. diefe. 

95. Reſolutionen, fchriftliche, wie Ausfertigungen, f. diefe. 

96. |Strafrefolute der Finanzbehörden, fowie auch der Polizei— 
behörden, fofern die Strafe, den Werth des Konfisfates 
mit einbegriffen, mehr ald fünf Thaler in Gelde oder ver: 
hältnißmäßiges Gefängniß beträgt ...........-....:.... 

97. Taufſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. Attefte. 

98. Tagen von Grundftüden find infofern ftempelpflichtig, als 
fe wegen eined Privatintereffes unter Aufjicht einer öffent» 
lichen Behörde aufgenommen werden, und erfordern al8- 
dann einen Stempel von . . . . . . . . . . . . . . .. .. ............ 

Der Stempel wird jedoch nicht angewandt, wenn die 
Taxe zum Gebrauche bei einer Subhaſtation oder Erb— 
theilung aufgenommen und in Folge deſſen von dem tarir- 
ten Gegenflande ein Kaufſtempel oder eine Erbfchafts- 
abgabe entrichtet wird. 


(Nr. 7005.) 





15 


15 
frei. 


15 


15 
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99. |Fodtenfcheine, wie amtliche Attefte, ſ. Attefte. 

100. Trauſcheine, deögleichen. 

101. [Urlaubsertheilungen, wie Ausfertigungen, f. diefe. 

102. IBerfügungen, amtliche, in Angelegenheiten de Empfän- 
gers oder überhaupt an Privatperfonen in Privatangele- 
genheiten, wie- Ausfertigungen, |. diefe. 

108. IBofationen der Geiftlichen und Schullehrer, wie Beſtal⸗ 
lungen, ſ. PVofition 9. de8 Tarifes vom 19. Dezember 


104. Vorſtellungen, wie Gefuche, f. diefe. 
105. IWanderpäffe, |. Päſſe. 


Gegeben Berlin, den 5. März 1868. 


(L. S.) Milbhelm. 


Gr.v. Bismard-Schönhaufen Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





Redigirt im Bäreau bes Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in der Stöniglichen Geheimen Ober Hofbuchhbruderei 
(NR. v. Deder). 
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Sefeß - Sammlung 
für die 


Königliden Preußifhen Staaten 


— \r 15. — 





(Nr. 7006.) Geſetz, betreffend die Todeserklärung von Perſonen, welche an den in den 
Jahren 1864. und 1866. geführten Kriegen Theil genommen haben. 
Bom 24, Februar 1868. | 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer ded Landtages für den ganzen Umfang 
Unferer Monarchie, mit Einfchluß der Jadegebiete, was folgt: 


1. 


Diejenigen, welche an einem der von Preußen in den Jahren 1864. und 
1866. geführten Kriege Theil genommen haben, fünmen, ohne daß es eine? 
weiteren Zeitablaufes bedarf für todt erflärt werden, wenn fie in dem betreffen- 
den Kriege vermißt worden find und feit dem Friedensſchluß von ihrem Leben 
eine Nachricht nicht eingegangen ift. 

Es macht feinen Unterfchied, vb der Vermißte auf Seiten der Preußifchen 
Truppen oder J Seiten der Truppen eines anderen Staats an dem Kriege 
Theil genommen hat. 
§. 2. 


Für die Todeserklärung iſt das Gericht zuſtändig, bei welchem der Ver— 
mißte während des Krieges zuletzt ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand gehabt hat 
oder gehabt haben würde, wenn die gegenwärtige Gerichtsverfaſſung bereits 
beftanden hätte. , 

8. 3. 


Der Nachweis, daß der Vermißte an dem Kriege Theil genommen bat, 
daß er in demfelben vermißt worden und feit dem Friedensſchluß von feinem 
Leben eine Nachricht nicht eingegangen ift, kann auf jede, nad) den allgemeinen 
Gefegen zuläffige Art, insbefondere auch durch fehriftliche, auf Grund amtlicher 
Nachrichten audgeftellte Zeugnifje einer Militair- oder Eivilbehörde geführt werben. 


$. 4. 

Hinfichtlid) de8 Beweiſes, daß feit dem Friedensſchluß von dem Leben des 
Jahrgang 1868. (Nr. 7006.) 27 Der: 
Ausgegeben zu Berlin den 16.5Wtärz 1868, 


— 14 — —— 


Vermißten eine Nachricht nicht eingegangen iſt, hat der Extrahent der Todes— 
erflärung außerdem eidlich zu befräftigen, 
daß er von dem Leben des Vermißten feine Nachrichten, beziehungsweiſe 
feine anderen als die angezeigten Nachrichten erhalten babe. 


$. 5. 

Auf Grund der geführten Beweiſe ($$. 3. und 4.) hat das Gericht die 
Todederflärung des Vermißten durch Erkenniniß auszufprechen, ohne daß es einer 
öffentlichen Borladung defjelben und fonftiger Förmlichkeiten des Verfahrens bedarf. 

-6. 6. 

Für das Verfahren einfchlieglich des Erfenntniffes kommen Gerichtögebühren 

und Stempel nicht zum Anſatz. ' 


Fand 


.7. 

Iſt der Vermißte durch Erkenntniß für todt erklärt, ſo gilt als ſein 
Todestag: 

1) wem er in dem Kriege von 1864. vermißt worden iſt, der letzte Dezember 
des Jahres 1864.; 

2) wenn er in dem Kriege von 1866. vermißt worden iſt, der letzte Dezember 
des Jahres 1866. 

In dem Erkenntniß, durch welches die Todeserklärung ausgeſprochen wird, 
iſt der als der Todestag anzuſehende Tag ausdrücklich anzugeben. 

6. 8. 

Im Bazirk des Apellationägerichtähnfes u Cöln wird dad die Todes- 
erklärung ausfprechende Erfenntniß in öffentlicher Sigung verkündet. Der Tag 
der Verfündung wird ald der Tag der definitiven Einwerfung der Erben in den 
Beſitz des Nachlafjes des Vermißten angefehen. Die Exbfolge regelt fich jedoch 
nad) dem in dem Erfenntnifje ($. 7.) angegebenen Tage. 

Der ehegatie des Vermißten ıft befugt) auf Grund des Erkenntniſſes die 
Trennung der Ehe durch den Beamten des Kivilftandes ausfprechen zu laſſen. 


$. 9. 
Den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterliegen nicht allein die zum fech— 
tenden Stande gehörenden Militairperfonen, fondern auch alle diejenigen, welche 
in einem Amts. oder Dienftverhältniß fich bei den Truppen befunden baben. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 24. Februar 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Sch. v. d, Heydt. Gr. v. Igenplig. v. Mühler. v. Selchow. 
Sr. zu Eulenburg. Leonhardt. 














(Sr. 7007.) 
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(Nr. 7007.) Geſetz, betreffend das Recht der im Preußischen Unterthanen - Verbältnig fie ' 
benden Civilbeamten des Norddeutihen Bundes zum Eintritt in die All 
gemeine MWittwen-Berpflegungsanftalt. Vom 6. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnien, mit Zuftinmmung beider Häufer des Landtages der Monardyie, was folgt: 


Bid zum Erlaffe eines Bundesgeſetzes über die Penſionsverhältniſſe der 
MWittwen der Bundesbeamten follen diejenigen Civilbeamten des Norddeutfchen 
Bundes, deren Ernennung dem Bundesprafidium zufteht, foweit fie Wreußifche 
Unterthanen find, in Bezug auf die Berechtigung, der greubifchen Allgemeinen 
—— t beizutreten, den —B ivilbeamten gleichſtehen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. März 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





(Nr. 7008.) Geſetz, betreffend die Verwaltung der durch die Verordnung vom 15. Sep- 
tember 1867. (Geſetz Samml. S. 1646.) geichlofjenen Beamten⸗Wittwen⸗ und 
Waiſen⸗Kaſſen und die Verwendung ihred Vermögens. Vom 6.März 1868, 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


$. 1. 

Die Verwaltung der durd) die Verordnung vom 15. September 1867. 
(Gefeh - Samml. ©. 1646.) gejchlofjenen Beamten» Wittwen- und Waifen-Kaffen 
ebt auf den Staat über. Die Wittwen- und Waifen-Penfionen, welche aus die- 
* Kaſſen zu entrichten ſein würden, werden fortan aus der Staatskaſſe gezahlt 
und -bagegen die Beiträge der Mitglieder zu derjelben eingeno en. 
mhei as Vermögen der geſchloſſenen Kaſſen fällt der hing des Staats 

eim. 


(Nr. 7007—7008,) 27% ‘82, 
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. 2. 


Hinfichtlih der Venfionen und der Beiträge bleiben die für die einzelnen 
Kaflen gegenwärtig beftehenden Vorfchriften manfgebend. Die von den Mit- 
gliedern der vormals Kurheſſiſchen Eivil-Wittwen- und Waifen-Gefellfchaft zu ent- 
richtenden Sfahreöbeiträge werden für immer auf vier Prozent des Dienftein- 
kommens feitgefeßt. | 

Bei emefung der Mittwen- und Waifen-Penfionen, welche in Gemäßheit 
des $. 10. des Naffauifchen Gefeged vom 2. Juni 1860. aus. der Staatskaſſe 
zu gewähren find, bleibt die Beltimmung im eriten Abſatz des $. 5. der Ver- 
ordnung vom 6. Mai 1867. (Gefeg-Samml. ©. 713.) außer Anwendung. Da- 
gegen And aud) die Beiträge, ſoweit diefelben fich nach der Höhe der Penfionen 
der betbeiligten Beamten richten, nach demjenigen Betrage N bemefjen, auf wel- 
chen fich die Denfionen belaufen haben würden, wenn der Beamte nach den bi 
zur Verordnung vom 6. Mai 1867. gültig gewejenen Beftimmungen penfionirt 
worden wäre. 

In allen auf die Höhe der Beiträge oder der Penfionen bezüglichen Streit- 
füllen fteht den Intereſſenten der gefchloffenen Kafjen der Rechtsweg offen. 


$. 3. 
Der Finanzminifter wird mit der Ausführung diefed Geſetzes beauftragt, 


mit welcher die biäherigen auf die Verwaltung der gefchloffenen Kaffen bezüglichen 
Vorfehriften außer Kraft treten. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. März 1868. 
(L. S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mübler. v. Selhow. Gr. zu Eulendburg. Leonhardt. 





(Nr. 7009.) 
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(Nr. 7009.) Allerhöhfter Erlaß vom 23. Januar 1868., betreffend die Einfehung einer 
Königlihen Marine - Hafenbau- Direktion für die Kieler Bud. 


Auf den Mir gehaltenen Vortrag genehmige ch, daß zur Leitung der Hafen- 
bauten in der Kieler Bucht bei Ellerbed eine befondere, dem Marineminifterium 
unmittelbar untergeordnete Behörde nach den Mir vorgelegten Vorſchlägen ge- 
bildet werde, indem Ich über die Einrichtung und den Wirkungskreis diefer 
Behörde indbefondere {Folgendes beftimme: 

1) Diefe Behörde foll in Kiel in möglichfter Nähe des anzulegenden Marine: 
etablillements ihren Sit haben und die Firma ‚Königliche Marine 
Hafenbau- Direktion für die Kieler Bucht‘! führen. 

2) Diefe Hafenbau Direktion führt die Gefchäfte in den ihr zugemiefenen 
Angelegenheiten felbftftändig nad) Maaßgabe der ihr von den Marine- 
minifterium zu ertbeilenden Inſtruktion. Namentlich iſt diefelbe zum 
Abſchluß von Verträgen aller Art, fowie zu fonftigen Verhandlungen 
mit dritten Perfonen und Behörden und zur Führung von Prozeſſen 
innerhalb ihres Wirfungsfreifes legitimitt. 

3) Zur Rechtögültigfeit von wichtigen Dokumenten, wie Berträgen, ®oll- 
machten ꝛc., dritten Perſonen gegenüber, genügt die Unterichrift des 
Hafenbau: Direftord oder deffen Stellvertreter. 


Das Marineminifterium bat hiernady dad Weitere wegen Einfeßung der 
Marine Hafenbau » Direktion in Kiel zu veranlaffen und feiner Zeit ſowohl die 
gegenwärtige Order ald auch den Dirigenten der Safenbau- Diteftion durch die 
Sefeß- Sammlung und durdy die Amt3blätter der Regierungen von Schleswig 
Holftein befannt zu machen. 


Berlin, den 23. Januar 1868, 


Milbelm. 


v. Roon. 
An dad Marineminifterium. 


Mit Bezug auf vorftehenden Allerhöchften Erlaß wird bierdurdy zur öffent 
lichen Kenntnik gebracht, daß der Königliche Marine-Hafenbau-Direftor Martiny 
a Dir igenten der Königlichen Hafenbau⸗Direktion für die Kieler Bucht ernannt 
worden i 


Berlin, den 6. März 1868. 


Marineminiſterium. 
Jachmann. 





(Nr. 7009—7010,) (Nr. 7010.) 
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(Nr. 7010.) Bekanntmachung der Minifterial- Erklärung vom 8. Februar 1868., betreffend 
die Ausdehnung des über die gegenjeitigen Gerichtsbarkeitsverhältniſſe 
unterm 11. Oftober 1861. zwifchen Preußen und Waldeck abgefihloffenen 
Vertrages auf die neu erworbenen Landestheile. Vom 27, Februar 1868, 


N. Königlih Preußifche und die Fürſtlich Waldedifche Regierung find über- 
eingefommen, daß der zwijchen ihnen unter dem 11. Dftober 1861. abgeſchloſſene 
Vertrag wegen Regelung der gegenfeitigen Gerichtsbarfeitsverhältnifie für die 
Dauer feiner Gültigkeit (Artikel 49.) auch Wirkſamkeit haben foll für die durch 
das Preußiſche Gefeß vom 20. September 1566. und durch die beiden Breußifchen 
Gefege vom 24. Dezember 1866. mit der Preußifchen Monarchie verginigten 
Landestheile, jedoch mit der Einfchränfung, daß in Beziehung auf die Provin 
Hannover nur die Artikel 34. bis 42. inkl. und die Beftimmungen der Artitel 
1. 43. bis 46. infl. und 48. infoweit, als fich diefe Beftimmungen auf die 
Strafgerichtöbarfeit beziehen, in Geltung treten. Dabei wird es als ſelbſtver— 
ſtändlich erachtet, daß an Stelle der im Artikel 43. erwähnten Beftimmung der 
in den gedachten Yandestheilen nicht eingeführten Königlich Preußischen Verord—⸗ 
nung vom 1. uni 1833. die entfpredyenden, in den einzelnen Königlich Breußifchen 
Zandestheilen geltenden prozegrechtlichen Beftimmungen treten. 

Alle älteren Verträge, weldye von der Fürſtlich Waldedifchen Regierung 
über Gegenftände der vorliegenden Uebereinkunft mit den ehemaligen Regierungen 
der bezeichneten, mit der Preufiifcyen Monarchie vereinigten Landestheile abge 
fchloffen worden find, inöbefondere die im Jahre 1846. mit dern vormaligen 
Königreich Hannover wegen der gegenfeitigen Auslieferung der Verbrecher u. f. w. 
abgeichlofjene Uebereinkunft, werden als erlofchen angefehen. Jedoch foll e8 in 
Bezug auf das Gebiet des vormaligen Kurfürftentbums Heſſen bei der Konven- 
tion, welche binfichtlich der Forſt⸗, Sagde, eld- und Fiſchereifrevel in den gegen 
feitigen Waldungen, Fluren und Fiſchwaſſern unter den 2. April 1828. abge: 
ichloffen und im Jahre 1835. verlängert worden ift, deögleichen bei dem Ueber: 
einfommen vom Jahre 1854., wodurch die gedachte Konvention auf Frevel an 
Straßen, Land: und Gemeindewegen, Brüdens, Ufer: und Wafferbauten ausgedehnt 
worden ift, auch ferner fein Bewenden behalten. 

Zu Urkund deſſen ift die gegenwärtige Minifterial Erklärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entjprechende Erklärung des Landesdireftors der Fürſten— 
thümer Walded und Pyrmont ausgewechſelt zu werden. 


Berlin, den 8. Februar 1868. 


Der Koͤniglich Preußiſche Miniſter der auswärtigen Angelegenbeiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 


Vor⸗ 
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Vorſtehende Erklärung wird, nachdem fie gegen eine entfprechende Erklä— 
rung des Landesdireftord der Fürftenthümer Waldeck und Pyrmont ausgetauſcht 
worden ift, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. ‘ 


Berlin, den 27. Februar 1868. 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 





(Nr. 7011.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Februar 1868., betreffend die Verleihung der fifa 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chaufjec 
von Falkenberg über Bahnhof Dambrau zum Anflug an die Breslau- 
Oppelner Staatd-Chauffee, im Kreife Falkenberg, Negierungsbezirf Oppeln. 


Noaadem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen 
Ausbau der Wegeſtrecke von Falkenberg über Bahnhof —*— zum Anſchluß 
an die Breslau⸗Oppelner Staats-Chauſſee, in Kreiſe Falkenberg, Regierungs— 
bezirk Oppeln, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Falkenberg, 
im Regierungsbezirk Oppeln, das Expropriationsrecht für die zu dieſem Chauſſee— 
bau erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee— 
bau- und Unterhaltung3-Materialien, nach Maaßgabe der für die Staatd-Chaufjeen 
beftehenden Worichriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem 
genannten Kreife gegen Uebernahme der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung 
der Strafe das Recht zuc Erhebung des Chaufjeegeldes nach den Beltimmungen 
des für die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Shauffee eld-Tarifg, einfchlichtich 
der in vdemfelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, fowie der 
fonftigen die Erhebung betreffenden zufüglichen Vorſchriften, wie diefe Beſtim— 
mungen auf den Staats-Chauffen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beitimmungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durdy die Gejeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 8. Februar 1868. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Deinilter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7010-7012.) (Nr. 7012.) 
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(Nr. 7012.) PBrivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Krei8-Obligationen 
. des Falkenberger Kreiſes I. Emiffion im Betrage von 43,000 Tbalern. 
Bom 8. Februar 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Ragdem von den Kreisſtänden des Falkenberger Kreiſes auf dem Kreiötage 
vom 17. Mai 1867. befchloffen worden, die zur Ausführung der vom Kreife 
unternommenen Chauffeebauten fernerhin erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
weiteren Anleihe, neben der durch das Deivilegium vom 26. Auguft 1854. ge 
nehmigten, zu befchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: 
u dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens 
er Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
43,000 Thalern auöftellen zu dürfen, da fich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger nody der Schuldner etwas zu erinnern ‚gefunden bat, in Gemäßbeit des 
$. 2. des Gefeged vom 17. Juni 1833. zur Ausftellung von Obligationen zum Be 
trage von 43,000 Thalern, in Buchftaben: dreiundvierzig Taufend Thalern, welche 
in folgenden Apoints: 
10,000 Thaler a 1000 Thaler, 
5,00 =: & 500 











e a s 
2000 - 2 10 - 
5.00: 2 50. 
30 > RB. 


= 43,000 Thaler, | 
nad) dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 
Va vier Prozent jährlich zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beflimmen- 
den Folgeordnung jährlic vom Jahre 1869. ab mit wenigftend jährlih Einem 
Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die flattfindende Amortifation 
erfparten Zinfen zu tilgen fmd, durch gegenwärtige Privilegium Unfere landes: 
berrlihe Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
diefer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachmweifen zu dürfen, geltend zu machen beugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbebaltlidy der Rechte Dritt 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Sp ligatienen eine Ge 
währleiftung Seitend des Staat? nicht übernommen wird, ift durch die Geſetz— 
Sammlung zur allgemeinen Kenntnif zu bringen. 

Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedru 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. Februar 1868. 


(L. S) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplit. Gr. zu Eulenbur 


Pre 
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Provinz Schlefien, Kegierungsbesirt Oppeln. 
Obligation 


Des 


Falkenberger Rreifes 






| 
; IL. Emiſſion 
Littr. ......M..... 
über 
GE .. ..... . . . . ... Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der unterm . . . . . . . . . . . ... genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe von 


27. Mai 1867. wegen Aufnahme einer Darlehnsſchuld von 43,000 Thalern bekennt 
die ſtändiſche Kommifjion für den Chauffeebau des Falkenberger Kreifes Namens 
8 Kreiſes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers 
icundbare Berfchreibung zu einer Darlehnsfchuld von .......... Thalern Preu⸗ 
Gh Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit vier Prozent 
rich zu verzinfen ift. 

B Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 43,000 Thalern gefchieht vom 
Ste 1869. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 24 Jahren auß einem 
a riefen Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigftens Einem Prozent jährlich, 

Ft Zuwachs der Zinjen von den getilgten Schuldverfchreibungen, nach Maap- 
tt! Be des Tilgungsplanes. 

ner Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durd) 
dit J Loos beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem Monate 
Setember jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungs- 
ige cIs durch größere Ausloofungen zu verftärken, fowie ſämmtliche noch umlaufende 
uldverfchreibungen zu fündigen. Die audgelooften, fowie die gefündigten 
ldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchftaben, Nummern 
Beträge, fowie des Termins, an welchem die Rüdzahlung erfolgen foll, ' 
ich befannt gemacht. Diefe Bekanntmachung erfolgt fech®, drei, zwei und 
m Monat vor dem Zahlungdtermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regie: 
in zu Oppeln, im Staatsanzeiger, ſowie in der zu Breslau ericheinenden 

u uer und Schlefifchen Zeitung. 
Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
jeng 1868. (Nr. 7012.) 28 in 












vr. ss — 
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(Nr. 7012.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
. des Falkenberger Kreiſes II. Emiffion im Betrage von 43,000 Thalern. 
Dom 8. Februar 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisftänden des Salfenberger Kreifed auf dem Kreistage 
vom 17. Mai 1867. beichloffen worden, die zur Ausführung der vom Kreife 
unternommenen Chauffeebauten fernerhin erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
weiteren Anleihe, neben der durch das Vrivilegium vom 26. Auguft 1854. ger 
an zu beichaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: 
u diejem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens 
er Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
43,000 Thalern außftellen zu dürfen, da fi) hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern ‚gefunden bat, in Gemäßbeit des 
$. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Außftellung von Obligationen zum Be- 
trage von 43,000 Thalern, in Buchftaben: dreiundvierzig Taufend Thalern, welche 
in Folgenden Apoints: 

10,000 Thaler à 1000 Thaler, 

a 5 


5,000 5 a s 
2000 - & 10 .» 
5,00» a 50 - 
30: a BB - 


= 43,000 Thaler, 
nad) dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 
Va vier Prozent jährlid) zu verzinfen und nach ber durch das Loos zu beftimmen- 
den Folgeordnung jährlidy vom “jahre 1869. ab mit wenigftens jährlich Einem 
Prozent des Kapıtald und dem Betrage der durch die ftattfindende Amortifation 
erfparten Zinfen zu tilgen find, durch gegen tätiges Privilegium Unfere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dDiefer Obligationen die daraus hervorgebenben Rechte, ohne die Uebertragung bed 
Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlidy der Rechte Dritter 
ertbeilen und wodurch für die Befriedi ung der Inhaber der Obligationen eine Ge- 
währleiftung Seitend des Staats nicht übernommen wird, ift durch die Gefet- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfleigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Königlichen nfiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. Februar 1868. 


(L. S) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 
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Provinz Schlefien, Kegierungsbesirt Oppeln. 
Obligation 


des 


Falkenberger Rreifes 
DO. Emiffion 


über 
.. . ... . . . . . . ... Thaler Preußiſch Kuraut. 


Auf Grund der unterm ................ genehmigten Kreistagsbefchlüffe von 
17. Mai 1867. wegen Aufnahme einer Darlehnsſchuld von 43,000 Thalern bekennt 
fich die Händifche Kommiffion für den Chauffeebau des Faltenberger Kreifes Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitend des Gläubigerd 
unfündbare Berfchreibung zu einer Darlebnsfhuld von .......... Thalern DBreu- 
iſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit vier Prozent 
jährlich zu verzinfen ift. 

Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 43,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1869. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 24 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent jährlich, 
unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten Schuldverfchreibungen, nah Maaß— 
gabe des Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durd) 
das Loos beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1869. ab m dem Monate 
September jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch das Hecht vor, den Tilgungs- 
fonds durch größere Ausloofungen zu verſtärken, fowie ſämmtliche noch umlaufende 
Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die audgelooften, fowie die gefündigten 
Scutbnerieireibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchftaben, Nummern 
und Beträge, fowie ded Termind, an welchen die Nüdzablung erfolgen fol, 
öffentlich befannt gemacht. Diefe Bekanntmachung erfolgt ſechs, Drei, zwei und 
Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtöhlatte der Königlichen Regie: 
zung zu Oppeln, im Staatsanzeiger, fowie in der zu Breslau erfcheinenden 
Breslauer und Schlefifchen Zeitung. 

Bid zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
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in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. juli, von heute an ge- 
rechnet, mit.vier Prozent jährlich in gleiher Münzforte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd: 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweife diefer Schuldverfchreibung, 
bei der Kreis-Kommunalkaſſe in Falkenberg, und zwar auch in der nach dem Eintritt 
dea Fälligkeitsſtermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme ded Kapitals präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitstermine zurüd: 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. | 

Die gekündigten Kapitalbeträge, weldye innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften ded Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorene oder vernichteter Schuld: 
verfchreibungen erfolgt nach Vorfchrift der 2 genteinen Gerichtsordnung Thl. 1. 
Titel 51..6$. 120. sequ. bei den Königlichen Kreisgerichte zu Falkenberg. 

Zinskupons fünnen weder aufgeboten, nod) amortifirt werden. Doc, foll 
demjenigen, welcher den Berluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjähtigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schulbveriöreibung oder fonft in glaub: 
bafter Weife darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an- 
gemeldeten und bie dahin nicht vorgefommenen Zinsfupond gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverfchreibung find acht halbjührige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1872. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zindfupond-Serie erfolgt bei der Kreis-Chaufiee- 
baukaſſe zu Fal pberg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons· Serie bei- 
gedrudten Talond. Beim Berlufte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zindfupong Serie an den Inhaber der Schuldverichreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Berpflichtungen baftet der 
Kreis mit feinem Bermögen. 

Defien zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unjerer Unter⸗ 
ſchrift ertbeilt. 

Falkenberg, den „wu ............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Cbauffeebau im Falkenberger Kreije, 
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Provinz Schlefin, Regierungsbezirk Oppeln. 


Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Falkenberger Kreiſes 
II. Emiſſion | 
Littr....... MR... 
Über ............ Thaler zu vier Prozent Zinfen 


über 


.......... Thaler .......... Silbergrofchen. 


m — — — — — — 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit vom 2. bis 15. Januar, reſp. vom 1. bis 15. Juli und ſpäterhin die Zinſen 


der vorbenannten Krei8-Obligation für da8 Halbjahr vom ............. bis 
............ mit (in Buchftaben) .......... Thalern ..... Silbergroſchen bei 
der Kreis: Chaufjeebaufaffe zu Falkenberg. 

Falkenberg, den . tu ............... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiffion für den Chauffeebau im Falkenberger Kreije. 


Diefer Zindkupon ift ungültig, wenn defjen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, von 
Ablaufe des Kalenderjahres der Fauigkein ab 
gerechnet, erhoben wird. 
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Provinz Schlefin, Regierungsbezirk Oppeln. 
Zalon 


zur 
Kreid. Obligation des Falkenberger Kreiſes 
II. Emiſſion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Falkenberger Kreiſes II. Emiffion 


Littr. ..... M ..... über ..... Thaler a vier Prozent Zinfen 


die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis: 
Chauffeebaufafje zu Falkenberg, falld der Inhaber der Obligation nicht rechtzeitig 
MWiderfpruch erhoben bat. 


Falkenberg, den . tm ............... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommilfion für den Chauffeebau im Falkenberger Kreife. 


Nedigirt im Büreau bes Staats Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Ober Hofbuchdruderei 
(R, v. Deder). 
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(Nr. 7013.) Geſetz, betreffend die Erhebung jährliher Averfional-Beiträge in den von dem 
Sollvereine audgefchloffenen Gebietstheilen. Vom 5. März 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages, was folgt: 


$. 1. 

In denjenigen Preußifchen Gebietötheilen, welche nicht dem Zollvereine 
angehören, find ala u der zu den Ausgaben des Norddeutichen Bundes zu 
zahlenden Averfen für Zölle und DVerbrauchsfteuern vom 1. Januar 1868. ab 
außer den beftehenden Staatöfteuern befondere jährliche Beiträge für Rechnung 
der Staatskaſſe zu erheben. 

Die Höhe diefer Beiträge und die Art der Erhebung Dderjelben wird für 
das Jahr 1868. für die einzelnen Gebietötheile unter Beachtung der nachfolgen- 
den allgemeinen Beitimmungen und der örtlichen Verhältniffe durch Königliche 
Merordnung feitgefekt. | | 

$. 2. 


Der einzuziehende jährliche Beitrag darf in feinem Falle die Höhe des für 
den betreffenden Gebietätheil zu den Ausgaben des Norddeutichen Bundes zu 
leiftenden Averſums für Zölle und Verbrauchsfteuern überfteigen. 

Der Betrag, um welchen der jährliche Beitrag niedriger feftgefegt ift, ale 
das aus der Staatöfaffe für den betreffenden Gebietötheil zu zahlende Averfum, 
ft künftig, und zwar zuerft für das Jahr 1869., durch den Staatdhaushalts- 
Etat feftzuftellen. 

$. 3. 


Den Kommunen in den im $. 1. bezeichneten Gebietötheilen fteht frei, 
mittelft Kommunalbefchluffes die Verpflichtung —* Abführung des auf die Kom⸗ 
mune fallenden Beitraged im Ganzen an die Staatskaſſe zu übernehmen und in 
dieſem Falle die Bertheilung auf die Steuerpflichtigen nach den Hinfichtlich der 
Kommimnalbefteuerung beftehenden Vorſchriften zu regeln. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7013—7014.) .29 $. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 16. März 1868, 
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$. 4. 
Soweit nicht der im $. 3. vorgefehene Fall eintritt, werden die jährlichen 
Beiträge als Zufchläge zu direkten Staatöfteuern erhoben. 


$. 5. 
Unfer Sinanzminifter ift mit der Ausführung diefer Verordnung beauftragt. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 5. März 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 








(Nr. 7014.) Geſetz, betreffend die Ergänzung der $$. 45. bis 47. und 8. 59. Titel I. der | 
Depofital- Ordnung vom 15. September 1783. Vom 6. März 1868. 


tr y ’ jo € ° 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛ 


verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: 
$. 1. 


Den $$. 45. bis 47. und $. 59. Titel I. der Depofital- Ordnung vom 
15. September 1783. tritt folgende Beſtimmung bie: 
Menn fid) au dem Behufs Stegelung und Untervertheilung der Grund: 
fteuer nach Maaßgabe des Gefehes vom 21. Mai 1861. (Gefeh-Samml. S. 253.), 
der Verordnungen vom 12. Dezember 1864. (Geſetz⸗-Samml. ©. 673. und 683.) 
und des Geſetzes vom 8. Februar 1867. (Gefek-Samml. S 185.) endgültig er- 
mittelten jährlichen Neinertrage einer Liegenfchaft ergiebt, daß das auöauleibende 
Kapital, unter —— der auf der Liegenfchaft kraft privatrechtlichen 
Titels haftenden Abgaben, unge und Dienftbarfeiten, innerhalb des funfzehn- 
fachen Betrages diefed jährlichen Keinertrages zu ftehen kommt, fo ift da8 Gericht 
zu einer anderweiten eifun der Sicherheit nicht verpflichtet. 
Ueber da8 Vorh enfein dieſer Vorausſetzungen muß jedoch auf die im 
$. 47. Titel I. der Depofital-Drdnung vorgefchriebene Weife abgeftimmt werden. 


$. 2. 
Auf diejenigen Gebietötheile des vormaligen Königreih8 Harmover, in 
‚wel. 
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welchen die Depoſital⸗Ordnun vom 15. September 1783. Geſetzeskraft hat, findet 
Die — bes 6. 1. feine Anwendung. ' hat ſi 
—— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 6. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulendburg. Leonhardt. 





(Nr. 7015.) Gejeb, betreffend die Verwendung der Sjagdicheingebühren in den durd) die 
Gefehe vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit der Monardie 
vereinigten Landestheilen und die Gültigkeit der TJagdfcheine im ganzen, 
Nreußifhen Staatsgebiet. Vom 9. März 1868. 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen :r. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: . 

1 


1 

Diejenigen Abgaben, welche in den durdy die Gefeße vom 20. September 
und 24. Dezember 1866. (Gefeß-Samml. ©. 555. 875. und 876.) mit Unferer 
Monarchie vereinigten Landestheilen für die te ung von SJagdfcheinen, Jagd⸗ 
farten, Jagdpäſſen, Jagdwaffenpäſſen und Gemehrerlaubnißfcheinen zu erheben 
find, werden ohne Rückſicht auf die Kaffe, zu welcher fie bisher vereinnahmt find, 
vom 1. April d. J. ab den zu bildenden Kreid- Kommunalfonds übermwiefen 
und nach den Beſchlüſſen der Kreiövertretung verwendet. 

‚2. 

Die in den altländifchen Provinzen und die in den neu erworbenen Lan- 
deötheilen vorſchriftsmäßig ausgeftellten Jagdfcheine u. ſ. w. ($. 1.) find für den 
Umfang des ganzen Staatögebietes gültig. 


8. 3. 
| Der Minifter des Innern wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes 


beauftt at rn 
rkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. . 
Gegeben Berlin, den 9. März 1868. 
. (L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. BismarckSchönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





(Nr. 7014—7017.) (Nr. 7016.) 


Milbelm 
Gr. ;u Eulenburg. Neonbardt. 


An den Misrier des Janern un? ten uiiizminifier. 


— — 


Nr 1017, Wlehebiter Erls$ rom 1i. Win .08.. beireitend die Ausgabe verzinslicher 
EZibupzumenzayn um Settage von 13 Millicnen Ibuler. 


Ms As Bericht vom 3.2. MR genebmige Ich, daß m Gemäßbeit des 
Gehege: vom 24. Jermur d 3. benreffend die Feſtnellung des Staatshaushalts⸗ 
Eats fur das Jaht Iwein. Ya: Zummi. S. 3), und dei Geiehes vom 
3. Wird. J. detrenend Die Verizrfung der Geldinittei zur Arbülfe des in 
den Rapemıngsbeirten Komigebers und Gumbinmen berribenen Rotbilimdes 
(Sia- Zum. €. 174. vermmeiche Schipmmeiiungen im Betrage von drei- 
zehn Millirnn Thaler, und zwur m Acıkbmin von je funfzig Thalern, Cm: 
bumderr Tbulem und fimibunden Thalern, nach Bedarf ausgegeben werden. 
Zugleich ermaͤchtige Ich Sie, den Zinsiaß dieſer Schatanweiſungen und die 
Dauer ihrer Umlaufexit, welde den Zeitraum eines Jahres nicht überkcreiten 
Auf, ten Berbilmiiien entſrrechend, nach Ihrem Ermeſſen zu beitimmen und 
jresrml pur Öfemlichen Kenia hingen 
uberliite Ihnen, die Suite der Staatstchulden hiernach 
mit niberer Amveiiung zu verieben und diejen Meinen Eriaß durch die Geſetz⸗ 
befanm zu machen 
Berlin, den 11. Mär; 153. 


MWilbelm. 


Sch. v. d. Hepodt. 
Nebigirt m Bareız >03 Eiaati- Rızitzrramd 
Del, gebrudt im ber Maigliches Geheimen Über - Gerbuchtrnderei 
u Rn» Tekı. u 
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Geſetz-Sammlung;. 
für die | 


Rönigliden Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 17. — 





(Nr. 7018.) Geſetz, betreffend die Schließung der öffentlihen Spielbanken zu Wiesbaden, Ems 
und Homburg. Vom 5.Marz 1868, 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarıhie, was folgt: 
$. 1. 

Die öffentlichen Spielbanten zu Wiesbaden, Ems und Somburg werden 
jpäteftene am 31. Dezember 1872. gefchloffen; eine frühere Sriefung fan 

urch Königliche Verordnung, entweder allgemein oder nur in Beziehung auf 
eingeine der gedachten Spielbanken, auögefprochen werden. Bis dahin ift jeden- 
fall da8 Spiel an allen Sonn» und Feiertagen verboten. 

$. 2. 

Mit dem Tage der Schließung treten für die betreffende Spielbanf die 
Beftimmungen des Art. V. der Verordnung, betreffend das Strafrecht ꝛc. in den 
mit der Monarchie vereinigten Yandestheilen, vom 25. Juni 1867. detep-Samml. | 
©. 921. ff.) außer Anwendung, und die $$. 266. 267. und 340. Nr. 11. des 
Strafgeſetzbuchs in Kraft. X 


Mit dem Tage der Schließung verlieren Die betreffenden Spielpacht-Verträge 
und Konzeffionen ihre Gültigkeit, eine Entichädigung wegen des entgehenden 
Gewinnes aus den Hazurdipiel- Betriebe findet nicht Matt, 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 

Gegeben Berlin, den 5. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mübler. v. Selchow. 'Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





Jahtgang 1868. (Nr. 7018-7019.) 30 (Nr. 7019.) 
Ausgegeben zu Berlin den 16. Mär, 1868, 
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(Nr. 7019.) auerhẽaaer Exi:E vom 1. gebruar 1868, betreffend tie Verleihung der f8- 
Eıliden Berrekte an den rris Yudım für der Bau un? Pie Unterhaltung 
eine Krabat: von Tmiercw am der Berim-Lübben-Krtiturt Etaats- 
fu mh den Bakaborr Brad am der Beriin-Gorlifer Eiſenbahn 


Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis: 
Chauffee im Kreife Luckau, " teftahe sach Vom Kuhnbof D., von Drierow an der 


pristionstecht für Die zu dieſer — —— Grundftücke, im⸗ 
gleichen dus Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs: Materialien, 
nah 9 der für die Staats⸗Chaufſeen beiiebenden Borfchritten, in Berg 
auf diefe a Zugleich will Ich tem genannten Kreiſe gegen Uebernahme 
ber Kinftigen chaufſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße dus Recht zur Erhebung 
des eegeldes nad den ® des fũr die Staats. Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauff eid-Tarifs, emihlieglich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen ũber die eiungen, ſowie der ſenſtigen die Erhebung betreffenden zu⸗ 
mgliden Vorſchriften, wie dieſe Beitumummgen auf den Staats. Chaufſeen von 
zn angeanbt erben, Atur rerleiben. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
je vom Februar 9. angebãngten Serlimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
poligei-Bergehen auf die gedachte Sttaße zur Anwendung fommen. 
Der gegenwärtige Erlaß if durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen 


Berlin, den 10. Februar 1868. 
Wilhelm. 


‚Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7020.) 
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(Nr. 7020.) Allerhöchſter Erlaf vom 24. Februar 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung mehrerer Sreiß- 
Chauffeen im Kreife Friedland, Regierungsbezirts Königsberg. 


Noghdem Ich duch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der nach— 
e ftehend bezeichneten Chauffeen im Kreife Friedland, Regierungsbezirks Königsberg: 
2 von Dommau bis zur Pr.-Eylauer Kreiögrenze in der Richtung auf Pr.-Eylau; 
2) von Schippenbeil nad) Bahnhof Wöterkeim der Oftpreußifhen Südbahn; 
3) von Friedland bis zur Gerdauer Kreidgrenze in der Richtung auf Gerdauen; 
4) von Bartenftein über Schönbruch nach Deutih-Wilten an der Friedland: 

omnauer Kreid-Chauffee und 5) von der Königöberg-Warjchauer Staatsſtraße 
bei Bartenftein bis zur Pr.» Eylauer Kreidgrenze in der Richtung auf Reddenau 
genehmigt habe, verleihe Ich bierduch dem Kreiſe Friedland das Expropria⸗ 
tionsrecht für die zu dieſen ch een erforderlichen Grundftüde, imgleichen das 
Recht zur Entnahme der Chaufjeebau- und Unterhaltungs- Materialien, nad) 
Maaßgabe der für die Staut3-Chauffeen beftehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
diefe Straßen. Zugleich will Ich dem genannten Kreife gegen Iebermabme der 
fünftigen pauffeemähigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung des 
Chaufjeegelded nach den Beſtimmungen des für die Stants . Chauffeen jedesmal 
geltenden Chauffeegeld- Tarifs, einfchlieglich der in demfelben enthaltenen Beftim- 
mungen über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zu- 
faglihen WVorfchriften, wie dieſe Beftimmungen auf den Staats: Chauffeen von 
Ahnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftimmungen wegen der Chauffee- 
polizeis- Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 24. Februar 1868. 
| Milbelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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Ir. WEL) Gemeegen zer Iıertsgemg auf Den Jababer lautender Kreii-Dbligationen 
des Kreis redet cr Weine vom 12070 Ivan Bon 24. Fe⸗ 
ten IR 


Wr Wilbhelm -:; Sons Gnaden König von Preußen ı j 


Nachdem ven ten Kresittinden des Kreites Friedland auf dem Kreistage 
vom 2°. Roramber I. rikizften werden. die zur Ausführung der vom Kreiſe 
uniernommmen Sbuuflechrucen zu Per den Farch die Prielegien vom ı. Oktober 1864. 
Ge Zummi. S. 55 Fr > Mai 155. Ga Summi S. 634. ff.) 
um? vom 13. Ami In ie - Samml &. 143. genebmigten Anleihen 

ron Teiv. iW in Ibalern, 3% Hr) Ibelern und 30.000 Thalem amnoch erfor- 
berlichen Geltmittel im Wege einer weiseren Anleibe ‚u beſchaffen, wollen Wir 
auf den Antraz der gedachten Streieiiimte: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
lautende mit Ainsturens veriebene. Seitens der Gläubiger unfũndbare Obligatio- 
nen zu dem angenemmenen Bet: ge ton 120,0 Thalern auäitellen zu dürfen, 
du fh biergegen weder ım nterefie ter Gläubiger noch ter Schuldner etwas 
zu erumern gefmen bat in Bemühen des $. 2. des Gelege: vom 11. Jumi 1833. 
au Austelima von Delz:nzem Betrage von 121,000 Tbalern, in Bud) 
Haben: Einbundertaramig zarme Thalern. "Delehe in folgenden points: 
r. * Thaler & 1000 Thaler, 
1 I = a 500 — 
17.0 a 1% 
5 u) 1) „) BEE SE Ge || Be 
— J> (0 Thaler, 
nach dem anliegenden Ztema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
x int Vrozem jabrlich zu zeriinien und nach der durch das Voos zu beſtimmenden 
—— jibrlib ven Jabte 3355. ab mit wenigftens jübrlih Einem Prozent 
unter Zumsts ter Zinien von den amortifirten Schuldverſchreibungen 
u nu Hlgen —* buch gegemmnitiiges Pririlegium Unfere landesberrlie Geneh⸗ 
migung mit der rechtlichen Wirkung ertbeilen, dab ein jeder Inbaber diefer Obli- 
gatimen Piz daraus berz:rgebenten Rechte, ohne die ‚1ebertragung des Eigen- 
tbums nachmeiien u ddr geltend zu machen 

Das vorñebende Vrivil gium⸗ welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertbeilen und wedurch fur die Berriedigung der Inbaber der Obligationen eine 
Gewãhrleiung Seitens des Staais nicht übernommen wird, ift durch die Geſetz— 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Sẽchneigenhandigen Unterjcbrift und beigedrudtem 


Gegeben Berlin, den 24. Februar 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 


- » 
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Provinz Preußen, Kegierungsbezirk ‚Königsberg. 


Obligation des Kreiſes Friedland 


Littr, ..... MM ..... 
IV. Serie 
| über 
.. . . . . . . . . ..... Thaler Vreußiſch Kurant. 
Au Grund des unterm ................ enehmigten Kreistagsbeſchluſſes von 
28. November 1867. und des Allerhöchften Privilegiums vom ..tm ...... ...... 


wegen Aufnahme einer Schuld von 120,000 Thalern bekennt ſich die ſtändiſche 
Kommiſſion des Kreiſes Friedland Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden 
Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer 
—— VON ........... Thalern, in Buchſtaben ................. 
Thalern Preußiſch Kurant, nach dem geſetzlich beſtehenden Münzfuße, welcher 
Betra a den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jährlich zu 
verzinjen iſt. | 
Die Rüdzablung der ganzen Schuld von 120,000 Thalern_gefchieht von 
Jahre 1885. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonde 
von wenigſtens Eintaufend weihundert Thalern jährlih, unter Zuwachs der 
Auldverfchreibungen , nad) Maafgabe des Tilgung?» 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Sdulboerichreibungen wird durch 
das 2oo8_beftimmt. Die Ausloofung erfolgt von Jahre 1885. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch da8 Hecht vor, den 
Til ungöfonde durch größere Ausloofungen zu verftärten, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende hun teibungen zu fündigen. Die audgelooften, fowie Die 
efündigten Schuldverichreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchitaben, 

ummern und Beträge, fowie des Termind, an welchem die Rüdzablung erfol: 
gen foll, Tenttic befannt gemacht. Diefe Befanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Preußifchen: Staats» 
anzeiger, dem Amtöblatte der Königlichen Regierung zu Königäberg und in dem 
Friedländer Kreidblatte. 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt dad Kapital zu entrichten ift, wird e8 
in balbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 2. Juli, von heute ab geredh- 
net, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem verziniel 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diefer sh 

(Nr. 7021.) Ä 


Zinfen von den getilgten S 
planes 


uldverfchreibung, 
bei 
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bei der Rreis-Rommmallırfte m Dommau, jomwie bei einem von der fländifchen 
iſſion des Kıriies — * zu bereichnenden Bankier m —— und 

zwar auch m der nach tan Eimtitt des Fälligkeitstermins folgenden 3 

nd Mi Emr 


9 


a 


in 
it Der zur —— des Kapitals prãſentirten Shuldverichreibung 
auch die dazu gehörigen Zinskwons der jpiteren Faãlligkeitstermine zurüd- 
zuliefern Für die fehlenden Zinstuwens wird der Beirag vom Kapitale ab- 
sogen. 
i Die gekũndigten Kamitaldetrige. welche innerhalb dreißig Jahren nad) dem 
Rüdzablungstermine nicht erboben werden, jowie die innerb.lb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjabres ter Kuigfeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinien, ver» 
jahren zu Gunſten des Kreiſes 
Das Aufgebot und die Amorriation verlorener oder vernichteter Schuld: 
verichreibimgen erfelgt nad Berihrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. 1. 
Titel 51. 6}. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Bartenftein. 
Sinsfupens formen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher ten Verluft ven Zinskupons vor Ablauf der vierjäbrigen 
Serjährungstrin kei der Kreisverwalumg anmeldet und den ſtattgebabten Belık 
der Sinäfupens tur Berreimmg der Schuitverichreibung oder ſonſt in glaub: 
bafter Weite darthun, nab Ablauf der Verjübrunasfriit der Betrag der unge. 
meldeten und bis dabin nicht vorgekommenen Zinsfupons gegen Quittung aus 
gezahlt werden. 


Mit diefer Sdpltverkbreibung fm. ..... halbjãhrige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1872. ausgen Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjã €, Derioben ausgegeben. 

Die einer neuen Zinskupons - Serie erfolgt bei der Kreid-Kom- 
anmaltaf —* ſowie bei einem von der ſtändiſchen Kommiſſion zu 
begeichnenden "Banfier in Konigsberg gegen Ablieferung des der älterm Zins⸗ 
fuvond- Serie beigetrudten Talens. Beim Berlufte des alone erfolgt die Aus: 
hãndigung der neuen Zindfupons- Zerie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, 
jofern deren Borzeigung rechtzeitig gefchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch ein enen Verpflichtungen baftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. gegeng a 

_ Teen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter- 
ſchrift ertheilt. 

Domnau, den . .............. 18.. 

| (Stempel.) 


Die ſtaͤndiſche Kommiljion des Friedlaͤnder Kreifes. 


Anmertung Die Unterſchriften find eigenbändig zu unterzeichnen. 


. Pro- 
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Drovinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Eriter (bi8 .....) Zinskupon 


zu der 
Rreis-Obligation des Friedlaͤnder Kreiſes 
Littr. ..... Mn. 
_Ww. Serie 
Über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinsfupond empfängt gegen defien Rüdgabe am 


............ und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis-Obligation 
für das Halbjahr vom ..... ........... bis ................ mit (in Buch- 
ftaben) .......... Thalern .......... Silbergrojchen bei der Kreis-Kommunal⸗ 
fafje zu Domnau. 

Domnau, den „tm ............... 18.. 

(Stempel.) 
Die ftandifhe Kommilfion des Friedlaͤnder Kreiſes. 
(Namen.) | 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn 
deilen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren 
nad der Fälligkeit, vom Schluß des betreffen- 
den Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Anmerkiyng. Die Namensunterfchriften der Mitglieder der Kommiffion können mit Lettern oder 


Taffimileftempeln gedrudt werden, dody muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen 
Ramensunterfchrift eines Kontrolbeamten verfehen werden. . 
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Provinz Preußen, Kegierungsbairf Königsberg. 
TZalon 


zur 
Kreis-Obligation des ;Friedländer Kreiſes IV. Serie. 


Der Inbaber dieſes Talons empfängt egen en Rückgabe zu der 
Obligation Des Friedlãnder Kreiſes at gegen be gabe z 


Liter...... e*®..... uber ..... Thaler a fünf Prozent Zinfen 
De ..“ Serie Zinsturons für die fünf fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Semmmalfafle zu Dommau, fofern dagegen Seitens des als ſoichen legitimirten 
Inbabers der Obligation fein Widerſpruch ergangen iſt 


Domnau, den ien ............ 18.. 
(Stempel) 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion des Friedlaͤnder Kreijes. 


Anmerlung 
1. Die Raımentunterifriften der Mitglieder der Kommiſſion fönnen mit Leitern oder 
‚safrınnletenmeln gedrudt werden, jedoch muß jeder Talon mit der eigenbändigen 
Namens unterichtift eined Kontrolbeamten verſeben werden. 
2 Der Talon ik zum Unterſchiede auf Der ganzen Blattfeite unter den beiden leßten 
sinstupond mit daven abweichenden Lettern in nachjichender Art abzudruden: 


I0ter Zins - Kupen. 





Rebigirt im Büreaı bes Staats - Niniſteriums 


Berlin, gehrwät in ber Königlichen Ocheimen Ober · Gofbuchbrudee 
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Sejeh - Sammlung 
für die 
Königliden Preußiſchen Staaten. 


— Nr 18 — 
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— — — — 


(Nr. 7022.) Geſetz, betreffend die Beſtimmungen wegen der Wahlen zum Haufe der Ab⸗ 
geordneten in den durd die Gejehe vom 20. September und 24. De- 
zember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Qandestbeilen. 
Vom 9. März 1868. 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
ns Holt mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: 

Artikel 1. 


j Der im Artikel 4. des Geſetzes vom 17. Mai 1867., betreffend die Ab- 
Iderung des Artikels 69. der Verfaſſungs⸗Urkunde u. ſ. w. (Geſetz⸗Samml. 
S. 1481.), vorbehaltene Geſetz-Entwurf über die Bildung der Wahlbezirke für 
da8 Haus der Abgeordneten, ſowie über die definitive Einführung der Verordnung 
vom 30. Mai 1849. in den neu erworbenen Lanbestheilen, foll dem Landtage 
der Monarchie erft bei deffen nächter regelmäßiger Zuſammenkunft (Art. 76. der 
Verfaffungs-Urkunde) vorgelegt werden. 


Artikel 2. 
Sofern die im Artifel 1. worgefebene gelealiche Regelung nicht früher ev- 
folgt, bleiben 6bi8 zum 1. April 1869. für die Wahlen, zum Haufe der Abge- 
ordneten in den neu erworbenen LVandestheilen die Beftimmungen des Gefehes 


vom 17. Mai und der Verordnung vom 14. September 1867. (Geſetz⸗Samml. 
©. 1481— 1495.) in Kraft. 


‚Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. März 1868. | 
(L. S.) Milhelm. 
Br. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühlen, v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. Leonbardt. 





Jahrgang 1868. (Nr. 7022—7023.) j al (Nr. 7023.) 
Ausgegeben zu Berlin den 20. März 1868. 
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(Nr. 7023.) Allechöchfter Erlaß vom 17. Februar 1868., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Landäberg a. d. W. für den Bau 
und die Unterhaltung einer Kreis-Chauffee von Landsberg a. d. W. bis 
zur Grenze des Kreiſes Birnbaum in der Richtung auf Schwerin. 


Naghdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreid- 
Chauffee von Landsberg a. d. W. bis zur Grenze des Kreiſes Birnbaum in der 
Richtung auf Schwerin, im Kreife Landsberg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O., 
genehmigt babe, verleihe Ich Hierdurch) dem Kreife Landsberg das Exrpropriatione- 
recht für die zu dieſer Chauffee erforderlichen Grundftüde, imgleichen das Recht 
ur Entnahme der Sm und Unterhaltungs Materialien, nad Maaßgabe 
er für die Staatd.Chaufjeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. 
Sugleich will Ich dem vorgenannten Kreife gegen Uebernahme der fünftigen 
chaufjeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung de Shauffee 
gelde3 nach den Beftimmungen des für die Staatd-Chaufjeen jedesmal geltenden 
hauſſeegeld⸗Tarifs, einfchlieglich der in demfelben enthaltenen Bellimmungen 
über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung En zuſätzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beflimmungen wegen der Chauffeepolizei- 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 17. Februar 1868. 


Milhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7024.) 
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(Nr. 7024.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. März 1868., betreffend die Aufhebung des für 
Benubung der Schleufen an der Lahn zu entrichtenden Schleufengeldes. 


Auf uf Ihren Bericht vom 4. d. M. beſtimme Ich, daß das für Benutzung der 

Schleuſen an der Lahn na dem Tarife vom 1. März 1860. (Verordnungsblatt 

bes Herzogthums Naffau 2) zu entrichtende Schleufengeld vom 1. April 
d. I. ab nicht weiter erhoben werde. 


Diefer Erlaß ift durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 7. März 1868. | 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finangminifter und den Dinifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7024-7025.) | (Nr. 7025.) 
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(Nr. 7025.) Allerhöchſter Erlaß vom 9. März 1868., betreffend die Zulaſſung dee Daͤniſchen 
Schiffe zur Küftenfradtfahrt von einem Preußiſchen Hafen nah einem 
anderen inländifchen Platze. 


Auf Ihren Bericht vom 5. März d. J. beſtimme Ich, daß in Orm aßheit 
des Geſetzes vom 5. Febtuar 1855. (Gefeg-Samml. ©. 217.) das unter Nr. 1. 
der Order vom 20. Juni 1822. wegen Begunſtigung der inländiſchen Rheberei 
(Geſetz- Samml. ©. 177.) erlafjene Verbot der Küftenfrachtfahtt von einem 
Preußifchen Daten nah einem anderen inländijchen Diake (cabotage) durd) 
ausländische Seeichiffer gegen Dänifche fe vom 1. April d. J. an nicht 
mehr in Anwendung gebracht werden foll. 


Diefer Erlaß iſt durch die Gefeh - Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 9. März 1868. 
Milbelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 


Medigirt im Büreau bes Staats. Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober ⸗ Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 

















-a- 
Geſetz-Sammlung 


für die 








(Nr. 7026.) Geſetz, betreffend eine Erweiterung des durch die SG. 2. und 3. des Geſetzes 
vom 28. September 1866. über den auferordentlihen Geldbedarf der 
Militair- und Marineverwaltung und die Dotirung des Staatsſchatzes 
(Gefeb-Sanıml. S. 607.) eröffneten Kreditd. Vom 6. März 1868. 


Mr Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


onen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: | 


* 


§. I. | 


Der dur) $. 2. des Geſetzes vom 28. September 1866., betreffend den | 
außerordentlichen Geldbedarf der Militair- und Marineverwaltung und die Doti- 
tung des Staatsſchatzes (Gefek -Samml. ©. 607.), bis zur Son von fechäzig 
Millionen Thaler eröffnete Kredit bleibt in Höhe von fünf Millionen Thaler 
in Kraft. | 

$. 2. Ä 

Zur Aufbringung der Summe von fünf Millionen Thaler können: 

1) bis zur aanzen Höhe derfelben verzindliche Schakanweifungen, längitend 
auf ein Jahr lautend, ausgegeben werden; jedoch fann die Aufbringung 
2) auch bis zum gleichen Betrage durch Begehung einer verzinslichen Stants- 


anleibe, deren Betrag vom Jahre 1869. ab jährlich mit mindeftend 
Einem Prozent zu tilgen ift, erfolgen. 


- Um den Betrag der auf Grund diefer Ermächtigung sub 2. ausgegebenen 
verzindlichen Anleihe vermindert fich der Betrag der auszugebenden Schak- 
anmeifungen. 


$. 3. 
Auf den durch das gegenmoärlige Geſetz erweiterten Kredit finden die Be- 


flimmungen der $$. 4. bis 6. des Geſetzes vom 28. September 1866. Anwendung. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7026.) ' 32 $. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 26, März 1868. 
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(Nr. 7021.) ‚Brivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Kreifed Friedland im Betrage von 120,000 Thalern. Bon 24. Fe⸗ 
bruar 1868. oo 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc j 


Nachdem von den Kreisftänden: des Kreijes Friedland auf dem Kreidtage 
vom 28. November 1867. befchloffen worden, die zur Ausführung der vom Kreife 
unternommenen Chauffeebauten außer den durch die Sitivilegien vom 7. Oktober 1864. 
(Geſetz Samml. ©. 657. ff.), vom 8. Mai 1865. (Geſetz⸗Samml. ©. 634. ff.) 
und vom 13. uni 1866. (Geſetz⸗ Samml. ©. 443. 1) genehmigten Anleihen 
von reſp. 120,000 Thalern, 30,000 Thalern und 30,000 Thalern annoch erfor- 
derlichen Geldmittel im Wege einer weiteren Anleihe zu befchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisftände: zu diefen Zwecke auf jeden Inhaber 
Lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligatio- 
nen zu dem angenoınmenen Betrage von 120,000 Thalern ausftellen zu durfen, 
da fich Hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger nody der Schuldner etwas 
zu erinnern gefunden bat, in Gemäßheit des $. 2. des Gefeßed vom 17. Juni 1833. 
zur Austellung von Obligationen zum Betrage von 120,000 Thalern, in Bud) 
ſtaben: Einhundertzwanzig Taufend Thalern, welche in folgenden points: 

Ä 60,000 Thaler à 1000 Thaler, 
45,00» a 500 57 
10,000 +»  & 100 
5,000 » A 50 ⸗ 


= 120,000 Thaler, 


nad) dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 

⸗ fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1885. ab mit wenigſtens re Einem Prozent 
des Kapitals unter Zuwachs der Zinfen von den amortifirten Scyuldverfchreibungen 
zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unſere Iandesherrlihe Geneh— 
migung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obli⸗ 
gationen die daraus hervorgehenden Nechte, ohne die Lebertragung des Eigen- 
thums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Nechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens des Staat nicht übernommen wird, ift durch die Gefeh- 
Sammlung jur allgemeinen Kenntniß zu bringen. . 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. | | 

Gegeben Berlin, den 24. Februar 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


% 








Pro⸗ 


Eu 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Obligation des Kreiſes Friedland 


Littr, ..... MM... 
IV. Serie 
über | 
............ ... Thaler Preußiſch Kuraut. 
Au Grund des unterm ................ enehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
28. November 1867. und des Allerhöchſten ———— vom ..tm...... ...... 


wegen Aufnahme einer Schuld von 120,000 Thalern bekennt ſich die ſtändiſche 
Kommiſſion des Kreiſes Friedland Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden 
—5 — ültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer 
arlehnsſchuld von ........... TIhalern, in Buchftaben ... .............. 
Thalern Preußifh Kurant, nach dem geſetzlich beitehenden Münzfuße, welcher 
— er den Kreid baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jührlich zu 
verzinfen  ift. | 
Die Rüdzahlun der ganzen Schuld von 120,000 Thalern gefchieht vonn 
Jahre 1885. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Eintaufend zweihundert Thalern jährlich, unter Zuwachs der 
Sinfen von den getilgten Schuldverfchreibungen, nad) Maaßgabe ded Tilgungs- 
planes 


Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverfi reibungen wird durch 
das 2oo8_beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom jahre 1885. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis bebalt ſich jedoch das Hecht vor, den 
Til ungöfond? durch größere Ausloofungen zu verftärken, fowie ſämmtliche noch 
umlaufende ungen zu fündigen. Die außgeloojten, fowie die 
gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchftaben, 

ummern und Beträge, ſowie de8 Termind, an weldjem die Rückzahlung erfol: 
gen foll, dato befannt gemacht. Diefe Befanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Preußiſchen Staat3- 
anzeiger, dem Amtöblatte der Königlichen Regierung zu Königsberg und m dem 
Friedländer Kreisblatte. 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in balbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 2. Juli, von heute ab geredh- 
net, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem verzinfe! 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der audgegebenen Zinskupons, beziehungsweife dieſer Schuldverfi reibung 
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bei der Kreis-Kommunalkaſſe in Domnau, ſowie bei einem von der ſtändiſchen 
Kommiffion des Kreiſes Friedland zu bezeichnenden Bankier in Königsberg, und 
zwar auch in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

- Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find aud) die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine urüg. 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab» 
gezogen. | 
Die gekündigten KRapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nad) dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Sinfen, ver: 
jähren zu Gunften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld— 
verfchreibungen erfolgt nad) Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Thl. I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreißgerichte zu Bartenftein. 

Zinskupons fünnen weder aufgeboten, noch amortijirt werden. Dod) fol 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
bafter Weife darthut, nad Ablauf der Verjährungäftift der Betrag der ange: 
— und bi8 dahin nicht vorgefonmmenen Zinsfupond gegen Quittung aus» 
gezahlt werden. | 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... halbjährige Zindfupond bis zum 
Schluffe ded Jahres 1872. auögegeben. Für die weitere Ep werden Zindfupond 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreis -Kom- 
munalfaffe zu Domnau, fowie bei einem von der ftändifchen Kommiſſion zu 
bezeichnenden Banfier in Königsberg gegen Ablieferung des der älteren Zins» 
fupond» Serie beigedrudten Talons. Beim Verlufte des Talond erfolgt die Aus» 
bändigung der neuen Zindfupond- Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, 
fofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen ift. 

Sur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 


Deſſen zu Urkund baben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter⸗ 
ſchrift ertbeilt. | 


Domnau, den Hm ............. 18.. 
| (Stempel.) 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion des Friedlaͤnder Kreiſes. 


Anmerkung. Die Unterſchriften ſind eigenhändig zu unterzeichnen. 


Pro⸗ 








J. a - 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Eriter (bi8 .....) Zinskupon 


zu der 
KRreis-Obligation des Friedlaͤnder Kreiſes 
Littr. ..... M' ..... 
IV. Serie 
Über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen defjen Rüdgabe am 


en ........... und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr vom . . ... ........... bis ................ mit (in Buch— 
ben) .......... Thalern .......... Silbergrofchen bei der Kreis-Kommunal⸗ 
affe zu Domnau. 
Domnau, den „tn ............... 18.. 
(Stempel.) 
Die ftandifhe Kommiſſion des Friedlaͤnder Kreiſes. 
(Namen.) 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn 
deifen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren 
nad der Fälligkeit, vom Schluß des betreffen- 
den Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Anmerkung. Die Ramendunterfchriften der Mitglieder der Kommiffion können mit Lettern oder 


Fakſimileſtempeln gedrudt werden, dody muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen 
Namensunterfchrift eines Kontrolbeamten verfehen werden. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Salon 


zur 


Kreis- Obligation des Friedlaͤnder Kreiſes IV. Serie. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Friedländer Kreiſes 


Littr...... MR... über ..... Thaler a fünf Prozent Zinfen 


die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis- 
Konmunalkaſſe zu Domnau, fofern dagegen Seitens des als foldhen legitimirten 
Inhabers der Obligation fein Widerſpruch ergangen it. 


Domnau, den . tm .............. 18.. 
Stempel.) 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion des Friedlaͤnder Kreiſes. 
Anmerkung. 


1. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion fönnen mit Lettern oder 
Fakſimileſtempeln gedruckt werden, jedoch muß jeder Talon mit der eigenbändigen 
Namendunterfchrift eined Kontrolbeamten verfehen werden. 

2. Der Talon ift zum Unterfehiede auf der ganzen Blattfeite unter den beiden lepten 
Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in nachftchender Art abzudruden: 


Hter Zins-Kupon. 10ter Zins - Kupon. 


Talon 





Redigirt im Buͤreau bes Staats-Minifteriumsd. 


Berlin, gedrudt in ber Gesine Ober» Sofbuchbruderei 
v. Deder). 
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Sejek- Sammlung 
für die 


Konigliden Preußiſchen Staaten 
—— \tr 18. 
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(Nr. 7022.) Geſetz, betreffend die Beitimmungen wegen der Wahlen zum Haufe der Ab- 
geordneten in den durd die Gefebe vom 20. September und 24. De- 
zember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen. 
Dom 9. März 1868. 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
mas folgt mit Suftimmung der beiden Häufer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: 

Artikel. 


. Der im Artikel 4. des Geſetzes vom 17. Mai 1867., betreffend die Ab— 
Iderung des Artikels 69. der ae 8. Urkunde u. ſ. w. (Gefeß- Samnıl. 
©. 1481.), vorbehaltene Gefeß-Entwurf über die Bildung der Wahlbezirfe für 

Haus der Abgeordneten, fowie über die definitive Einführung der Verordnung 
vom 30. Mai 1849. in den neu erworbenen Landestheilen, fol dem Landtage 
der Monarchie erft bei deſſen nädhfter regelmäßiger Zuſammenkunft (Art. 76. der 
Verfaffungs-Urkunde) vorgelegt werden. 


Artikel 2. 


Sofern die im Xrtifel 1. vorgefehene geiehliche Regelung nicht früher er- 
folgt, bleiben bis zum 1. April 1869. für die Wahlen, zum Haufe der Abge- 
ordneten in den neu erworbenen Landestheilen die Beftimmungen des Gefehes 
vom 17. Mai und der Verordnung vom 14. September 1867. (Gefeh-Sanıml. 
©. 1481-1495.) in Kraft. 


‚. Urkundlich unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. März 1868. 
(L. S.) Milhelm. 
Br. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mübler, v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





Jahrgang 1868. (Nr. 70227023.) 31 (Nr. 7023.) 
Ausaeneben au Berlin den 20. März 1868. 
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(Nr. 7023.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Februar 1868., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Landsberg a. d. W. für den Bau 
und die Unterhaltung einer Kreis-Chaufjec von Landsberg a. d. W. bis 
zur Grenze des Kreiſes Birnbaum in der Richtung auf Schwerin. 


Noaghdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen sage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauffee von Landsberg a. d. W. bis zur Grenze des Kreiſes Birnbaum in der 
Richtung auf Schwerin, im Kreife Yandöberg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O., 
genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dein Kreife Landsberg das Expropriationd- 
recht für die zu diefer Chauffee erforderlichen Grundftüde, imgleichen das Recht 
jur Entnahme der sa und Unterhaltungs Materialien, nach, Maafgabe 
er für die Staats-Chauffeen beftehenden —— in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich dem vorgenannten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Strafe das Recht zur Erhebung des Chauffee- 
gelde3 nach den Beftimmungen ded für die Staat3-Chauffeen jedesmal geltenden 
bauffeegeld- Tarifd, einfchlieglich der in demielben enthaltenen Beitimmungen 
über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zufählichen 
Vorfchriften, wie diefe Beitimmungen auf den Staatd-Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chaufjeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beltimmungen wegen der Chaufjeepolizei- 
Vergeben auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. . 


Berlin, den 17. Februar 1868. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 7024.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 7. März 1868., betreffend die Aufhebung des für 
Benutzung der Scleufen an der Lahn zu entrichtenden Schleufengeldes. 


Au Ihren Bericht vom 4. d. M. beftimme Ich, daß dad für Benußung der 
Schleufen an der Lahn nag dem Tarife vom 1. März 1860. (Verordnungsblatt 
des Herzogthums Naſſau S. 53.) zu entrichtende Schleuſengeld vom 1. April 
d. J. ab nicht weiter erhoben werde. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 7. März 1868. | 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den inanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 7025.) Allerhöchſter Erlaß vom 9. März 1868., betreffend Die Sulaffung der Dänifchen 
Schiffe zur Küftenfradhtfahrt von einem Preußiſchen Hafen nad einen 
anderen inländifhen Platze. 


Auf Ihren Dericht vom 5. März d. J. beflimme Ic, daB in Gemäßbeit 
des Geſetzes vom 5. Februar 1855. (Gefeg-Samml. ©. 217.) da8 unter Rr. 1. 
der Order vom 20. Juni 1822. wegen a — der ana vo Nhederei 
(Sefeß - Samml. ©. 177.) erlaffene Verbot der chtfahrt von einem 
Preußiſchen 8363 nach einem anderen inländiſchen Bay (cabotage) durch 
ausländiſche Seefchiffer gegen Dänifche Schiffe vom 1. April d. I. an nicht 
mehr in Anwendung gebracht werden foll. 


Diefer Erlaß iſt durch die Gefeh- »- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu „bringen. 


Berlin, den 9. März 1868. 
Milhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büren des Staats -Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlihen Geheimen Ober - Hofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 


m. 
Bejeh - Sammlung 
für die | 
Königliben Preußiſchen Staaten. 


— — — — — — —— — — — — 
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(Nr. 7026.) Geſetz, betreffend cine Erweiterung des durch die FF. 2. und 3. des Geſetzes 
vom 28. September 1866. über den auferordentlihen Geldbedarf der - 
Militair- und Marineverwaltung und die Dotirung des Staatsſchatzes 
(Gefeh-Sanıml. S. 607.) eröffneten Kredits. Vom 6. März 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


Far mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: | 


D 


§. J. | 


Der dur $. 2. des Geſetzes vom 28. September 1866., betreffend den 
außerordentlichen Geldbedarf der Militair- und Marineverwaltung und die Doti- 
rung des Staatsſchatzes (Gefeh -Samml. S. 607.), bi8 zur Höhe von ſechszig 
Mi a Thaler eröffnete Kredit bleibt in Höhe von fünf Millionen Thaler 
in Kraft. 


$. 2. | 

Zur. Aufbeingung der Summe von fünf Millionen Thaler können: 
1) bis zur ganzen Höhe derfelben verzinsliche Schatzanweiſungen, längitens 
auf ein Sahır lautend, ausgegeben werden; jedoch fann die Aufbringung 
2) audy bi8 gum gleichen Betrage durch Begebung einer verzindlichen Staate- 


anleibe, deren Betrag vom Jahre 1869. ab jährlid) mit mindeftend 
Einem Prozent zu tilgen ift, erfolgen. 


- Um den Betrag der auf Grund diefer Ermächtigung sub 2. ausgegebenen 
verzindlichen Anleihe vermindert ſich der Betrag der audzugebenden Schap- 
anmeifungen. 
$. 3. 
Auf den durch dag gegenwärtige Geſetz erweiterten Kredit finden die Be- 
ftimmungen der $$. 4. bis 6. des Gefeges vom 28. September 1866. Anwendung. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7026.) ' 32 $. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 26, März 1868, 


m. 


$. 4. 


Dem Landtage ift bei der nächlten rei elmäßigen Sufammenfunft deffelben 
(Artikel 76. der —— über die Ausführung dieſes Geſetzes Rechenſchaft 
zu geben. Soweit die Ausführung dann noch nicht erfolgt iſt, bleibt hinſichtlich 
der Fortdauer der im Vorſtehenden der Staatsregierung ertheilten Ermächtigung 
($$. 1. und 2.) geſetzliche Anordnung vorbehalten. 

en a unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigedrudten 
Königlichen Inſiegel. \ 

Gegeben Berlin, den 6. März 1868. 


(L. S.) Milhelm. 


Sr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg Leonhardt. 
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(Nr. 7027.) Geſetz, betreffend die Ueberweiſung einer Summe von jährlich 500,000 Tha- 
lern an den provinzialftändifchen Verband der Provinz Hannover. Dom 
7. Mär; 1868, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
FA ‚ mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was 


| $. 1. 
Zur Verwendung für folgende Zwecke: 


1) Beitreitung der Koften des Provinziallandtages und der einzelnen Land» 
ſchaften in der Provinz, 


2) Unterhaltung und Ergänzung der Landesbibliotheten, Leiftung von 
Zuſchüſſen ehr öffentlihe Sammlungen, weldye der Kunft und Wiffen- 
ſchaft dienen, 

3) Unterhaltung, beziehungsweife Unterftüßung der SIrrenanftalten, der mil- 
den Stiftungen, der Blindenanftalt, der Taubſtummen⸗, Rettungs-, 
Idioten⸗ und Landarmenanftalten, fowie des jüdifchen Schul» und Syna- 
gogenwefend der Provinz, | 

4) Beitreitung der Koften, beziehungsweije Unterftügung des chauffeemäßigen 
Ausbaued von Candftrafen und der Sinftandfegung von Gemeindemwegen, 

5) Bildung eines Fonds für Zufchüffe zu Landesmeliorationen, fowie für 
ähnliche im Wege der Gefeßgebung feftzuftellende Zwecke, 

wird dem provinzialftändifchen Verbande der Provinz Hannover zu eigener Ber- 
waltung die Summe von jährlich 500,000 Thaleın aus den Staat3haushalts- Ein- 
nahmen eigenthümlid) überwiefen, und ift diefe Summe daher fortan auf das 
Drdinarium des Etats zu fehen. 


$. 2. 
Soweit die überwiefene Summe nicht ausreicht, find die Koften der im 
. 1. Nr. 1. bi8 4. bezeichneten Einrichtungen und Anlagen von dem propinzial- 
andijchen Verband der Provinz Hannover nad) aabgabe der Verordnung 
vom 22. Auguft 1867., betreffend die provinzialftändifche Verfaffung im Gebiete 
des vormaligen Königreihd Hannover, aufzubringen. | 


$. 3. 


Der Tinanzminifter und der Minifter ded Innern find mit der Ausfüh- 
rung diefed Geſetzes beauftragt. 
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—— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigebrudtem 
Königlichen nfiegel. 


Gegeben Berlin, den 7. März 1868. 
(L.S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
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(Nr. 7028.) Geſetz, betreffend die Abänderung des für das vormalige Königreich Hannover 
zur Anwendung kommenden Geſetzes über Gemeindewege und Landſtraßen 
vom 28. Juli 1851. Vom 12. März 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


verordnen, unter Zuftimmung beider Häufer des Landtaged Unferer Monardjie, 
für ee mit derfelben vereinigte Gebiet des vormaligen Königreih8 Hannover, 
was folgt: 


$.1. 


Der Betrag der Umlage, ſowohl zur Wegeverbandgleiftung nad) $. 35. 
ald zum Gemeindevoraud nad) $. 37. des Geſetzes über Gemeindewege und 
Landftraßen vom 28. Juli 1851., wird ermittelt unter Zugrundelegung 


a) der nad) $. 3. der Verordnung vom 28. April 1867. im Gebiete des: 
vormaligen Königreich? Hannover bi8 auf Weitered zu erhebenden Grund- 
fteuer von den Liegenschaften mit Einjchluß der auf den Hausgärten bie 
zur Größe eined Preußischen Morgens haftenden Steuerbeträge in der 
dort beftimmten Höhe von "'/. der früheren Steuern; 


Daneben 
b) de3 ganzen Betrages der Gebäudefteuer ($. 2. Nr. 1. der Verordnung 
vom 28. April 1867.) | 
und 
ce) von zwei sünfteln der Klaffen- und Eaffifizirten Einfommenfteuer; 
ſowie 


d) von zwei Fünfteln der Gewerbeſteuer mit Ausnahme der vom Gewerbe—⸗ 
betriebe im Umherziehen zu entrichtenden Steuer ($. 2. Nr. 2. und 3. 
derfelben Serordnung). Dabei foll jedoch für ſolche Gewerbetreibende, 
welche die Wege in befonders erheblicher Weije benugen, auf Antrag des 
Megeverbandes von der Obrigfeit bei der Ermittelung des Betrages 
der Umlage aud) eine größere Quote ald zwei Fünftel der Gewerbefteuer 
bi8 ‘zu deren vollem Betrage zu Grunde gelegt werden können. 


$. 2. 

Die Obrigfeit hat in denjenigen Fällen, in welchen auf Grund des $. 21. 
des Gefeged vom 19. juli 1861., betreffend einige Abänderungen des Geſetzes 
wegen Entrichtung der Gewerbefteuer vom 30. Mai 1820., die Gewerbefteuer 
vom SFinanzminifter herabgeſetzt oder exrlaffen ift, die Verbands. oder. Boraus. 
leiftung für das Jahr nad) Verhältnig, unbeſchadet der nöthigen Abrundung, zu 
ermäßigen. Ä 
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Bekanntmachung anzumeldenden Rekurs dem Königlichen Minifterium für die land» 
wirthfchaftlichen Angelegenheiten zu. 


$. 4. 


Der nächſte Zwed der Genoffenfchaft ift die Entwäſſerung der. betheiligten 
Grundſtücke, melde durdy Fortichaffung des Orcholmühlenſtaues und Regulirung 
des MWelnafluffes und feiner Zuflüffe nad) dem vom Bauinfpeftor Schulemann 
aufgeftellten und von der Regierung genehmigten Plane auszuführen ift. 

sur denfelben gilt ald Regel, daß nur diejenigen Anlagen auf Koften der 
Genoſſenſchaft gemacht werden, welche erforderlich find, den einzelnen Intereſſenten 
die fpezielle Entwäfjerung und weitere Kultur ihrer Grundftüde möglich zu machen. 


$. 5. 


Erft nach vollftändig ausgeführter Entwäfjerung bat der Vorftand nad 
Anhörung der betheiligten Grundbeftter zu prüfen, wo und in welchem Umfange 
Bewäflerungsanlagen einzurichten und wie die Koften dafür aufzubringen find, 
auch diefe Einrichtungen nöthigen Falls von Amtswegen zu betreiben. 
Der Bewäflerungsplan wie dad Beitragäverhältnig zu den Koften unter: 
liegt der Genehmigung der Regierung in Bromberg und wird in Streitfällen 
nach Anhörung de Vorftandes und der Betheiligten in den durch $.3. für Das 
Kataſter vorgejchriebenen Verfahren feftgeftellt. 


$. 6. 


Die von einzelnen Mitgliedern der Genofjenfchaft refp. von Behörden 
unter Zuflimmung der Regierung gemachten Ausgaben für die Ausführung der 
Anlagen und den Ankauf der Orcholmühle find won der Genoffenfchaft zu erjeken 
und die unter Zuftimmung der Regierung deshalb Fontrahirten Schulden gehen 
auf die Genofienfchaft über. 

Ausgenommen von der Erftattung bleiben diejenigen Koften für Vor: 
arbeiten und Aufftellung des Meliorationsprojekts, welche aus der Staatskaſſe 


bezahlt find. 
$. 7. 


Die Melivrationdntereffenten geben der Regel nad) das für die Haupt 
gräben erforderliche Terrain unentgeltlih ber, befchaffen fich auch die über Die- 
jelben nothwendigen Zugänge innerhalb ihrer Pläne allein greichviel, ob die 

läne in dem Meliorationdterrain —9 liegen oder nicht. Sollte der aus dieſer 
eſtimmung dem Einzelnen erwachſende Nachtheil nicht durch die ihm verbleibende 
Grasnutzung an den Grabenrändern und durch die ſonſtigen aus dem Bau 
erwachſenden Vortheile genügend aufgewogen werden, fo ift Entichädigung zu 
ra und diefe Entfchädigung in Streitfällen ſchiedsrichterlich Feffauftellen 


). | 
Für die etwanige Entfhädigung der Nichtintereffenten bleibt da8 Vorfluths⸗ 
Edikt vom 15. November 1811. maaßgebend. ss 
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$. 8. | 
Soweit die Unlage auf gemeinfchaftliche Koften bergeftellt wird, foll fie. 
ebenfo unterhalten werden, gemeinſchaſtliche of . | 


$. 9. 


An der Spite der Genoflenfchaft fteht der Landrath des Onefener Kreiſes 
als Sozietätsdireftor. Derfelbe führt die Verwaltung nad) den Sellimmungen 
diefed Statut8 und nach den Befchlüffen des Vorſtandes und vertritt die Ge⸗ 
noffenfchaft in allen Angelegenheiten, dritten Perfonen und Behörden gegenüber, 
in und außer Gericht, wenn es nöthig werden follte. 


Cr bat insbefondere: 


« a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nach den feitgejegten 
Plänen zu veranlaffen und diejelben zu beauffichtigen; 


b) die Hebeliften anzulegen, die Beiträge audzufchreiben und von den 
Säumigen event. durch adminiftrative Exefution zur Kreiskommunalkaſſe 
einuugieben, die Zahlung auf die Kaffe anzuweifen und die Kaffenverwal- 
tung zu revidiren; 


e) den Schriftwechfel für die Genofjenfchaft zu führen und die Urkunden 
derfelben zu unterzeichnen. " 


$. 10. 


Dem Sozietätödireftor wird ein Vorftand von drei Mitgliedern Beigeordnet, 
welcher unter den Vorfige des Sozietätsdireftord nach Stimmenmehrheit bindende 
Beſchlüſſe für die Sozietät zu faſſen, den Direktor in feiner Gefchäftsführung zu 
unterftügen und das Befte der Sozietät überall wahrzunehmen bat. 

Zur Faſſung gültiger Befchlüffe genügt die Anweſenheit von zwei Vor: 
fandömitgliedern außer dem Direktor. 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Sozietätsdirektors Den 
Ausſchlag. | 


g. 11. 


Eins der Mitglieder des Vorftandes ift der jedesmalige Beſitzer des Ritter: 
guts Jankowo. Die beiden anderen werden von den übrigen Intereſſenten aus 
ihrer Mitte auf jeb8 Jahre gewählt. 

Die Wahlen werden von dem Landrathe geleitet. Bei der Wahl bat 
jedes Sozietätämitglied, welches 1 bis 10 Morgen im Meliorationdterrain 
befigt, Eine Stimme, wer 10 bis 20 Morgen befit, zwei Stimmen, von 20 bis 
30 Morgen drei Stimmen u. |. w. Wer unter Einen Morgen befigt, ferner 
wer mit feinen Beiträgen im Rückſtande ift, und endlich wen die Ausübun 
der bürgerlichen Ehrenrechte durch richterliches Erkenntniß unterfagt worden, it 
nicht flinmmberechtigt. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7029.) 33 $. 12, 
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$. 12. 


Für jedes gewählte Vorftandsmitglied wird nad) den Beitimmungen des 
$. 10. ein Stellvertreter gewählt, welcyer in Behinderungsfällen des Vorſtands— 
mitgliede8 einzutreten bat. 

Der Beliker von Jankowo fann fi) ein für alle Mal oder auch für 
einzelne Gefchäfte einen Vertreter zur Ausübung feiner Funktionen ala Vorftands- 
mitglied beftellen. 


$. 13. 


Der Direktor und die Vorftandämitglieder, ſowie deren Stellvertreter, 
verwalten ihr Amt unentgeltlich; der erftere Bat nur auf Erfaß der baaren Aus⸗ 
lagen Anfprud). 

jedes Sozietätömitglied ift verpflichtet, die auf daffelbe fallende Wahl 
anzunehmen. 

Der Vorftand verfammelt fi) jährlich mindeftens zwei Mal, im Frühjahr 
und im SHerbite. 


$. 14. 


Die Streitigkeiten, welche zwifchen Mitgliedern der Genofjenfchaft über das 
Eigentum von Grundftüden, über die Zuftändigfeit oder den Umfang von Grund» 
erechtigfeiten oder anderen Nutm gorecuen und über beſondere, auf beſonderen 
Sechtöttteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entftehen, gehören - . 
zur Entjcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen, die 
gemeinſamen Angelegenheiten der Genofjenfchaft, oder die vorgebliche Beeinträch— 
tigung eine8 oder des anderen Genoſſen betreffende Befchwerden von dem Sozie⸗ 
tätsdireftor in Gemeinfchaft mit dem Worfiande unterfucht und nach Mehrzahl - 
‚der Stimmen entfchieden. 

Gegen die Entfcheidung fteht jedem Theile der Refurd an ein Schied8- 
gericht frei, weldyer binnen zehn Tagen, von Bekanntmachung des Beſcheides 
ab gerechnet, bei dem Landrathe angemeldet werden muß. in weiteres Rechts: 
mittel findet nicht ftatt. 

Der unterliegende Theil trägt die Koften. 

Das Schiedögericht befteht aus zwei vom Worftande auf drei Jahre ge- 
wählten, bei der Melioration unbetheiligten Schiedörichtern und einem von der 
Regierung zu Bromberg beftellten Obmann. 


$. 15. 


Die Genofjenfchaft ift der Oberaufſicht des Staates unterworfen und wird 
da8 Oberauffichtörecht von der Negierung zu Bromberg und von dem Miniflerium 
für die landwirtdfchaftlichen Angelegenheiten ausgeübt nad) Maaßgabe diejes 
Statutes, übrigend in dem Umfange und mit den Befugniffen, welche den Auf 
fichtöbehörden der Gemeinden zuftehen. sis 
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8.16. 


Ohne landesherrliche Genehmigung darf keine Abanderung des Statutes 
vorgenommen werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchüift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 





(Nr. 7029-7030.) (Nr. 7030,) 
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(Nr. 7030.) Allerhöchſter Erlaß vom 7. März 1868., betreffend die Einführung der in den 
älteren Provinzen geltenden allgemeinen Vorſchriften über die Revifion 
der Staatskaſſen ꝛc. in die neuen Qandestbeile. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 6. d. M. beſtimme Ich, daß 
die Vorſchriften der Allerhöchſten Kabinetsorder vom 19. Auguſt 1823. wegen 
der allmonatlich und außergewöhnlich vorzunehmenden Kaſſenreviſionen Getehe 
Samml. ©. 159.), mit Ausfchluß der darin unter Nr. 1.a. getroffenen Anordnung, 
auch in den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. (Ge- 
ſetz Samml. ©. 555. 876.) mit der Monarchie vereinigten Yandeötbeilen zur An⸗ 
wendung zu bringen find. Die Befugniffe und Obliegenheiten, welche durch diefe 
Vorfchriften den Chefs der Provinzialfollegien beigelegt find, werden auf die Vor- 
fteher derjenigen Provinzialbehörden ausgedehnt, melche feine Eollegialifche Ein- 
richtung haben. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch Die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. " ‘ 


Berlin, den 7. März 1868, 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Sch. v.d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühle. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg Leonhardt. 


An das Staatsminifterium, 


Redigirt im Büreau bed Staats -Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober + Sofbuchdruderei 
(R. v. Deder). 


& 
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Geſetz-Sammlung 
für die | 


Röonigliden Preußifden Staaten 


“ 





— Nr 20. — 





(Nr. 7031.) Gefeh, betreffend die Erweiterung der Zinsgarantie des Staats für das An- 
lagefapital einer Eifenbahn von Trier durch die Eifel nad Cal. Vom 
11. März 1868. Ä 


Mir Milhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen u - 


en unter Suftimmung beider Häufer ded Landtaged der Monarchie, was 
olgt: 


$. 1. 

Die der Rheinischen Eifenbahngefellichaft Behufs Uebernahme des Baues 

und Betriebes einer Eifenbahn von Trier durch die Eifel nach Call durd) das 
See vom 7. Juli 1866. (Gefeg-Samml. für 1866. ©. 448.) bewilligte Zins» 
ferne wird nach näherer Maafgabe des beigehrudien mit der Rheinischen 
iſenbahngeſellſchaft unterm 12./14. November 1867. abgefchloffenen Vertrages 
auh auf denjenigen Betrag ausgedehnt, um welchen das in dein Gefeh vom 
7. Juli 1866. vorgefehene Anlagekapital von 11 Millionen Thaler in Folge 
der Mehrauögaben Hr den Grunderwerb und in Folge der Begebung der Aktien 
Littr. B. unter dem Nominalwerthe ſich zur Dedung der Koften der Babnanlage 
unzureichend erweiſen möchte. 


$. 2. 


Sobald die Baurechnung für die Call: Trierer Bahn abgefchloffen ift, wird 
der nach Manfgabe des $. 1. über die Summe von 11 Millionen Thaler zur 
dertigftellung der Bahn etwa erforderliche Betrag unter Mitwirkung eines Kom— 
miſſars des Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feitgeftellt 
und ducch landeöherrliche Verordnung befannt gemadt. 


$. 3. | | 
Unſer inanzminifter und Unfer Minifter für Handel, Gewerbe und öffent- 
lihe Arbeiten find mit der Ausführung diefes Geſetzes beauftragt. | 
Jahrgang 1868. (Nr. 7031) 34 Ur: 


Ausgegeben zu Berlin den 30. März 1868, 





— - 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 11. März 1868. 


(LS) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard- Schönhaufen Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


— — — — —— — —— ne 


Iwiſchen dem Königlichen Eiſenbahn-Kommiſſariate zu Cöln, hierzu ermächtigt 
—F Reſtript des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 
5. November 1867., einerſeits, und der Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zu Cöln andererſeits, iſt unter Vorbehalt der landesherrlichen Ge— 
nehmigung und unter Vorbehalt der Genehmigung der Generalverſammlung der 
Aktionaire der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag in Ergänzung. 
negiehungömeiie in Abänderung des unterm 10. April 1866. zwiſchen der König: 
lichen Staateregierung und der Rheinischen Eifenbahngefellichaft abgefchloffenen, 
am 7. Suli 1566., 12. November 1866. und 18. März 1867. Allerhöchſt ge 
nebmigten Vertrages abgejchloffen worden. 


g.1. 


Soweit die Grunderwerbötoften für die Eifelbabn dur die Bewilligungen 
der intereflenten, Gemeinden und Kreiſe, fowie durch die von der Rheiniſchen 
Eiſendahngeſellſchaft aus eigenen Fonds zugeficherte Beibülfe von «4,127 Rthlr. 
15 Sgr. nicht gededt werden, ift Die Nheinifche Eiſenbahngeſellſchaft in Ab» 
änderung des $. 4. des Vertrages vom 10. April 1866. berechtigt und verpflichtet, 
die noͤthige Mehrausgabe auf Rechnung des Baufonds zu übernehmen. 

m Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird die 
Befugniß vorbebalten, das ganze Grunderwerbungsgeichäft für das Unternehmen 
garı oder tbeilweife in die Hand zu nehmen und durch von ibm zu beitellende 

mmiffare Namens und für Rechnung der Gelellihaft ausführen zu laffen. 


§. 2. 

Der $. 7. des Vertrages vom 10. April 1866. wird dahin abgeändert, 
daß die Rbeinifche Eiſenbahngeſellſchaft un Einvernehmen mit der Staatsregierung 
die für den Bau der Call-Trier Babn kreirten Aktien Littr. B. aud unter dem 
Parikurſe emittiren wird, ſofern die Lage des Geldmarktes dieſes geboten erſchei⸗ 
nen laſſen ſollte. 6: 





⸗ + 
- 
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§. 3. 

Dem im $. 10. des Vertrages vom 10. April 1866. auf 11 Millionen 
Thaler feitgefebten Baufapitale wachfen diejenigen Ausgaben für den Grund: 
erwerb zu, welshe nicht durch die Leiſtangen der Sntereftenten Gemeinden und 
Kreife, refp. nicht duch den von der Rheinischen Eifenbahngefellfchaft übernom- 
menen Zufchuß von 74,127 Rthlr. 15 Sur. gededt werden ($. 1. dieſes Ver— 
teäges) , in gleicher Weife der Betrag der Kursverlufte, welche bei der Ausgabe 
der Altien Littr. B. fich ergeben werden. 

Soweit durch diefe Mehrauagaben für den Grunderwerb und die Kurs— 
verlufte eine Ueberfchreitung des urjprünglich in Ausficht genommenen Anlage: 
fapitald von 11 Millionen Thaler herbeigeführt wird, foll diefer Mehrbedarf 
in gleicher Weife wie das urfprüngliche Anlagefapital von 11 Millionen Thaler 
durch vom Staate garantirte Aktien Littr. B. befchafft werden. 


Cöln, den 12./14. November 1867. 


— —— | + 


(Nr. 7032.) Gefeh, betreffend die Deklaration der Verordnung vom 24. Auguſt 1867., be- 
treffend das Münzweſen in den neu erworbenen Qandestheilen. Vom 
13. März 1868. | 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 
verordnnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Einziger Artikel 


Die Beftimmung des $. 2. zu 4. der Verordnung vom 24. Auguft 1867., 
betreffend dag Münzwefen in den neu erworbenen Qandestheilen, berührt nicht das 
and bejtehenden Privat-NRechtöverhältniffen erwachfene Recht, Zahlung in einer 
beitimmten Münzforte zu fordern. 

Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 

Gegeben Berlin, den 13. März 1868. 


(L.S) Wilhelm. 


Sr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhomw. Leonhardt. 


* 





(Nr. 7031-7083.) 34 (Nr. 703%.) 
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(Nr. 7033.) Statut für den Verband zur Entwäſſerung des Landgrabenthales im Soxauer 
Kreife. Vom 4. März 1868. | 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic 
verordnen, auf Grund der $$. 56. ff. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


(Geſetz Samml. ©. 41.) und des Artikels 2. des Gefekes vom 11. Maui 1863. 
(GeſetzSamml. ©. 182.), nad) Anhörung der Betheiligten, was. folgt: 


$. 1. Be 
Die Beliger der Grunditüde im Landgrabenthale, einem Seitenthale d 


vubbesfluſſes oberhalb Sommerfeld, werden zu einer Genoffenfchaft unter der 
Benennung: Ä | 


„DBerband zur Entwäfferung des Landgrabenthales“ 
veremigt. 


Der Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtäftand bei dem 
Kreidgerichte zu Sorau. j | 
$. 2. 


Das Meliorationdgebiet ift auf der von dem Deichinfpektor Schulke im 
Jahre 1854. zufammengeftellten Karte des Landgrabenthules von Sablath bis 
Bellfau verzeichnet und gehören nad) dem von demfelben aufgeftellten Beitrags» 
fatafter davon: 


1) dem Königlihen Domainen⸗Fiskus (Sablatd)... 392,0 Morgen, 
a 


2) zur Dorfihaft Sablath.... .............. .... 815,7 = 
3) zum Rittergute Tauchel .P...................... 326,0 = 
5 zur Dorfihaft Tauchel......................... 333,46 j 
5 ß ⸗ uſchau ....................... 290,50 2 
7 ⸗ ⸗ Kin EEE 216,98 ⸗ 
7) dem Königlichen Domainen⸗Fiskus (Meyersdorf) 42143— 
8) zur Dorfſchaft Meyersdorf ..................... Te « 


zufammen = 2874,21 Morgen. 


$. 3. 


Der Verband bat die vorbezeichneten Flächen zu entwäflern, auch, foweit 
ed ſich ald nothwendig und ausführbar darftellen wird, zu Bewäflern und zu dem 
Zwecke nach dem vom Deichinſpektor Schulge in den Jahren 1855. und 1859. 
entworfenen Meliorationsplane nebft Nachtrag vom Mai 1866., fo wie derfelbe bei 
der Superrevifion refigeitelt ift, den fogenannten Yandgraben, foweit derfelbe 
nicht bereit8 im Jahre 1856. regulirt ift, und die fonft erforderlichen Gräben und 
Anlagen ausgufübnen und zu unterhalten. 

Erhebliche Abänderungen des Negulitungsplanes, welche im Laufe ‚Der 
Ausführung nöthig erfcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Minifters für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. u 

ußer⸗ 
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Außerdem liegt dem Verbande ob, Seitenentwäfferumgs- oder Bewäſſerungs⸗ 
lagen, welche nur duch Zuſammenwirken mehrerer Ouundhejiker ausführbar 

‚ zu vermittein und nöthigen Falls auf Koften der fpeziell Dabei Betheiligten 
rehzuführen, nachdem der Plan dazu von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. 
Zac Anhörung der. Betheiligten. feitgejtellt worden ift. 

Jeeder Genofjje bat da8 Recht, die Aufnahıne des Waſſers, deſſen er -fich 
entledigen will, in die Dauptentwälierungspüge su verlangen. 

innerhalb des gefammten twählerung&gebiet8 darf das Waffer aus den 

Sauptabugögräben nur mit Genehmigung des Berbandsvorftandes zeitweife auf- 
geſtaut oder abgeleitet werden. 


Ze $. 4. 


Der zur Ausführung des Meliorationsplaned erforderlihe Grund und 
Boden wird mit alleiniger Ausnahme des nad) dem Nachtragsplane vom 
Mai 1866. nothwendigen Terraind zur Verlegung des Landgrabend unterhalb 
der Einmündung des Abſchlagsgrabens oberhalb der Bellfauer Mühle von den 
Verbandsgenoſſen unentgeltlich bergegeben, wogegen ihnen innerhalb ihrer Grenzen 
die Grasnugung auf den Uferrändern verbleibt und die eingehenden Fließ⸗ und 
Grabenſtrecken zufallen. 

Im Uebrigen erfolgt die Erwerbung der für den Zweck der Genoffenfchaft 
nöthigen Grundſtücke nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Benubung der 
Brivatflüffe vom 28. Februar 1843. 

Hinfichtlih der Auszahlung und Verwendung der Geldvergütigungen, 
welcye der Verband für Grundftüde, welche er erwirbt, zu leiſten hat, finden die 
für den Chauffeebau der Provinz Brandenburg gültigen Beitimmungen Anwendung. 


$. 5. 


Die Ausführungs- und Unterhaltungskoften der Meliorationsanlagen wer- 
den von den fümmtlichen Grundftüddbefigern unter Berüdfichtigung des den ein- 
zelnen Grundftüden aus der Entwäfferung erwachfenden Vortheild nah Maaf- 
gabe des im $. 2. gedachten Katafters aufgeht 

n Im lehteren find die betheiligten Grundſtücke in drei Klafjen gefchieden, 
non denen 


die Klaſſe H für den Morgen 3 Theile, 


⸗ ⸗ III. ⸗ ⸗ 3 1 Theil 
beiträgt. | 
Nach diefem Katafter werden vorbehaltlich der fünftigen Ausgleihung in 
Gemäßheit de3 definitiven Kataſters ($. 6.) von den Verbandögenofjen nieht allein 
die noch entftehenden Koften der Ausführung des Melorationsplaned entrichtet, 
fonderın auch namentlidy Behufs Ausgleichung beziehungsweiſe Rückzahlung der 
durch die theilweis ausgeführte Regulirung des Landgrabens ($. 3.) von dem 
Königlichen Domainenfiskus, dem Beſitzer des Rittergutes Tauchel und einigen 
Gemeinden vorſchußweiſe gezahlten Koſten die erforderlichen Beiträge geleiſtet. 
(Nr, 7033.) $. 6. 


« 


_ a _ 


$. 6. — 

Behufs Feſtſtellung des Kataſters findet, ſobald die Ausführung des 
Meliorationsplanes vollſtaͤndig erfolgt iſt, eine Repiſion der der Kataſter-Auf— 
ſtellung zum Grunde gelegten Einſchätzumg der betheiligten Grundſtücke durch 
zwei von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. zu ernennende Sachverſtändige 
unter Geltung bes Regierungskommiſſars ftatt. Bei dieſer Nevifion fönnen auf 
Antrag der Suchverftändigen die Klaffen und. deren Werthsſätze vun der Regie: 
zung zu Frankfurt a. d. D. anderweit feftgefeßt werden. 

Das nad) den Nefultaten der Nevifion berichtigte Katafter wird dem 
Borftande vollftändig, den einzelnen Gemeindenorftänden, dem Beſitzer des Ritter: 
quted Tauchel und dem Vertreter ded Fiskus auszugsweiſe mitgetheilt und ift 
gugteic im Amtsblatte der Frankfurter Regierung eine viermöchentliche Frift bes 
annt zu machen, innerhalb melcher daS Katafter bei den Gememdevorftänden, 
auf den Landrathsamte des Kreifes und bei dem Regierungskommiſſar einge: 
fehen und Bejchwerde dagegen bei den lehteren angebracht werden fann. 

Der Kommiſſarius bat die angebrachten Befchwerden unter Zuziehung ber 
Befchwerdeführer, eines Deputirten des Vorftandes und der erforderlichen ad 
verſtändigen zu unterfuchen. 

Bezüglidy der ökonomiſchen Fragen gaben die zur Einſchätzungsreviſion des 
Kataſters beitellten Sachverftändigen ein Gutachten abzugeben. 

Außerdem ernennt die Regierung zu Frankfurt a. d. DO. binfichtlich der Ver- 
meffung und des Nivellements einen vereideten Feldmeſſer oder nöthigenfalld einen 
Bermeifungsrevifor, und bei vorfommenden Streitigteiten wegen der Wafferverhält- 
niffe einen Wafferbautechnifer. 

Mit dem Refultate der Unterfuchung werden die Befchwerdeführer und 
der Vorftandsdeputirte befannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Nefultate 
einverfianden, fo wird dag Ratatter demgemäß berichtigt, andernfalls werden die 
Akten der vorgenannten Regierung zur entjeitung über die Befchwerde eingereicht. 
Mird die Beichwerde verworfen, jo treffen die Koften derfelben den Beſchwerde⸗ 
führer. Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
ift Nefurd dagegen an den Minifter für die Iandwirtbichaftlihen Angelegenheiten 
uläffig. 
’ Na feftgeftellte Katafter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Verbandsvorftande übermittelt. Auf Grund des Katufterd werden die Heberollen 


aufgeftellt. 


, 
ri 
74 ’ 
D Ile 


. 7. 


Die Verbindlichkeit jun Entrihtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht unablöslih auf den zum Verbande gehörigen Grundſtücken 
und bedarf feiner hypothekariſchen Eintragung. Ihre illung fann im Wege 
der adminiftrativen Erefution erzwungen werden. Diefe findet auch ftatt gegen 
Vächter, Nupnießer, oder andere Beliger der verpflichteten Grundftüde, vor- 

bebaltlicy ibres Regreſſes an die eigentlich Verpflichteten. 
Bei Beiigverimderungen kann jib der Verband aud) an den im Kataſter 
genannten Eigenthümer fo lange balten, bis dem Vorſtande die Befigveränderung 
jur 
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zut Berichtigung des Katafterd angezeigt und fo nachgewiefen ift, daß auf Grund 
diefed Nachweiſes die Berichtigung erfolgen fann. 

Bei vorfommenden Parzellirungen müffen die Leiftungen an den Verband 
anf, die Trennftüde verhältniginäßig vertheilt werden. Auch die Eleinfte Parzelle 
hit mindeſtens Einen Pfennig jährlich. 


$. 8. 0 | 
" Die Angelegenheiten des Verbandes werden von einem Vorfiande geleitet. 


Diieſer befteht aus 

3) dem Direktor, welchen, fowie deffen Stellvertreter, die Regierung zu 

— Se a. d. O. aus den nachbeannten Repräfentanten jedesmal auf —* 
Jahre ernennt; 


2) den Repräſentanten der Verbandsgenoſſen: 
a) dem Vertreter des Königlichen Domainenfiskus, welchen die Regie⸗ 
rung zu Frankfurt a. d. DO. zu ernennen hat; 


b) dem jedesmaligen Befiger des Nittergut® Tauchel oder defjen gejeß- 
lichen Vertreter oder Bevollmächtigten; 


c) den Ortsvorſtehern der Dorfkhaften Sablatd, Tauchel und Gufchau; 


d) einem Repräfentanten, welcher von der Dorffchaft Wigen mit 
4 Wahlftimmen und von der Dorffchaft Meyerddorf mit 1 Wahl- 
ſtimme gewählt wird. 


Die Wahl dieſes gemeinthaftlichen Nepräfentanten und feine Stellver— 
treters erfolgt durch die Vorſtaͤnde der betheiligten Ortſchaften nad) der angege- 
enen Zahl von Wahlftinunen und zwar nach Stimmenmehrheit. 

Bei Gleichheit der Wahlſtimmen entfcheidet unter den Gewählten das 2008. 

Die Wahlperiode ift eine fechsjährige. Im Uebrigen find bei dem Wahl: 
verfahren, ſowie in Betreff der Verpflichtung zur Annahme unbefoldeter Stellen 
die Borfchriften über Gemeindewahlen analogijc) anzuwenden. 

Die Vertreter der übrigen Itepräfentanten werden von diefen jelbft ernannt. 

Der Vertreter des Königlichen Domainenfiöfus hat im Vorftande drei und 
der Ortövorfteher von Sablath geri Stimmen zu führen, die übrigen Repräfen- 
lanten Dagegen jeder nur Eine Stimme. 

Die Vorjtandsmitglieder ſowie deren Stellvertreter werden durch den Di- 
teftor des Verbandes mitteljt Handſchlags an Eidesftatt verpflichtet. 

Der Direktor und die Vorftandömitglieder befleiden ein Ehrenamt. Er- 
F erhält eine Entſchädigung für Büreauaufwand, welche die Regierung zu 

furt a.d. DO. nad) Anhören des Vorftandes feftjekt. 


$. 9. 

Der Vorftand hat über alle Angelegenheiten der Genoſſenſchaft na 
Stimmenmehrheit zu befchliegen. Derfelbe ift befchlußfähig, wenn außer hen 
Direktor mindeftend noch drei Mitglieder anmwefend find. Bei Stimmengleichheit 

(Nr, 7033.) ent⸗ 
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entſcheidet die Stimme des Worfitenden. - Die Beſchlüſſe des Sorftandes ver» 
pflichten die Genoffenfchaft. Die Ausführung een fowie überhaupt die 

erwaltung der Berbandsangelegenheiten nad) den Beſtimmungen dieſes Statuts, 
erfolgt durch den Direktor. 


Der lehtere bat insbeſondere 
1) nah Wollendung der gemeinfchaftlichen Anlagen für die Inſtandhaltun 
und Benufjichtigung derfelben Sorge zu tragen; 


2) die eiträge nad) den Bef fen des Vorſtandes auszuſchreiben und im 
Su der Säumniß durch Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf die 
affe anzumeifen und die Kaffenverwaltung zu revidiren; 


3) den Schriftwechjel für den Verband zu führen und die Urkunden zu 
unterzeichnen; jedoch ift zur Abfchliegung von Verträgen und Vergleichen 
die Genehmigung des Vorſtandes erforderlich; 


4) Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Berletung 
dieſes Statutd und der etwa beſonders zu erlaffenden Reglements bis 


zur Höhe von fünf Thalern feilzufegen und zur Kaffe einzuziehen. 


$. 10. 


Der Vorftand verſammelt fi auf Berufung des Vorfienden in jedem 
Jahre mindeftend zweimal zur Frühjahrs- und Herbitgrabenihau im Mai und 
Dftober, um den Eat feftzuftellen, die Jahresrechnung abzunehmen und die fonft 
nöthigen Beichlüffe zu faflen. 

Die Zufammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ver: 
handlung; mit Ausnahme dringender Fälle ınuß die Berufung mwenigftens ſieben 
freie Tage vorher ftattfinden. 

Wer am Erfcheinen behindert ift, muß die Vorladung feinem Stellver- 
treter cite Verzug mittheilen. 

ie Befchlüffe des Vorſtandes und die Namen der dabei anmwefend gewe- 
jenen Mitglieder find in ein befondered Buch einzutragen. Sie werden von dem 
Vorjigenden und wenigftens zwei Mitgliedern unterzeichnet. 


g. 11. 


Zur Vewaltung der Kaſſe ded Verbandes wählt der Vorſtand emen Ren- 
danten, welcher durch Handſchlag an Eidesftatt vom Vorfikenden in einer Ber: 
ſammlung des Borftandes verpflichtet wird. 


§. 12. 


An den vom Werbande zu erbaltenden Entwäfferungszügen müffen drei 

Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerehnet , unbeadert und mit dem 
Meidevich verfchont bleiben. Bäume ımd Heden dürfen auf eine Entfernung 
von ſechs Fuß nicht geduldet werden. 3 
ei 
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2. det, der Räumung müſſen bie Eigenthümer der angr Grundſtüchke 
den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen Gehen zufällt, aufnehmen und binnen 


en Zagen nach der Räumung — wenn aber die Räumung vor der Ernte 
[hieht, binnen vierzehn Tagen nach der Ernte — bis auf Eine Ruthe Ent- 
* von dem Borde wegſchaffen. Aus beſonderen Gründen kann der Direktor 
ieſe Friſt verlängern. — 

Da ee 


$. 13, 


, „ Die Streitigfeiten, welche zwifchen den Mitgliedern der Genofjenichaft 
über DAB Eigenthum von Grundftüden, über die Zuftändigfeit oder den Umfanc 
von Örundgerechtigfeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über befonbere, au 
einem fpeziellen Nechtötitel beruhende Rechte oder BVerbindlichkeiten der Parteien 
enffichen,. gehören zur Entfcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinfamen Sngeegenbeiten der Ges 
noflenfchaft oder die vworgebliche Beeinträchtigung eines Genoffen betreffenden 
Beichmerden von dem Verbandsvorflande unterfucht und entfchieden. 


LGegen die Entfcheidung des Vorſtandes fteht jedem Theile der Refurd an 
ein Schiedögericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Befcheided an gerechnet, bei dem Genoffenfchaftsdireftor angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beiteht aus dem Kreislandrathe ald Vorfigenden und 
zwei Beifitern. Dattelbe entfcheidet nach Stimmenmehrheit. Ein weiteres Rechts» 
mittel findet nicht flatt. Der unterliegende Theil trägt die Koften. 


Die Beiſitzer nebft einem Stellvertreter für jeden werden vom Borftande 
auf ſechs Jahre gewählt. Ä 

.... Wählbar find nur foldye Werfonen, welche die Eigenfchaften eines Gemeinde: 
wählerd haben und nicht —— des Verbandes ſind. 


$. 14. 


Bis Fi Vollendung der projektirten Anlagen werden die Bauten von dem 
Regierungskommiſſar mit er e eined vonder Negierung zu ernennenden Bau: 
technikers geleitet. Der Vorftand unterftüßt ihn dabei und nimmt die Rechte 
de8 Verbandes wahr. Für die laufenden Gefchäfte während der Bauzeit ift von 
dem Borftande ein Ausfhuß zu wählen und mit Vollmacht zu verjehen. 

Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs- 
kommiſſarius dem Verbandövorftande übergeben mit der Baurechnung und einem 

weife der auögeführten Anlagen und der nventarienftüde. Streitigkeiten, 
welche dabei entftehen möchten, werden von der Regierung zu Tranffurt, in 
höherer Sinftanz von dem Minifterium für die landwirtbichaftlichen Angelegenheiten 
entichieden, ohne daß der Rechtsweg uräffig ift. 

Die Ausführung der Meliorationsanlagen ift duch einen Baubeamten der 
negierung zu revidiren; die Baurechnung wird nad) Anhörung des Vorftandes 
von der Regierung dechargirt. | | | 

. Die Remuneration des Regierungsfommiffarius und des Bautechnikers 
wird aus der Staatskaſſe beftritten. | 9. 15. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7033—7034.) 39 
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$. 15. 


‚ Der Verband ſteht. unter der Oberaufſicht des Staates, welche von der 
Regierung zu Frankfurt a. d. O. und von dem Minifter. für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten nad Maaßgabe diefed Statuts und fonjt in dem Umfange und 
ai hen Befusniſſen, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen, 
ausgeübt wird. 


$. 16. | 
Dies Statut kann nur mit Inndeöherrliher Genehmigung abgeändert werben. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhänbigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4, März 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Seldow. Leonhardt. 





(Nr. 7034.) Statut für den Verband zur Entwäflerung des Altwafferbruds im Sprauer 
und Eroffener Kreife. Rom 4. März; 1868. 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund der $$. 56. ff. des Gefekes vom 28. Februar 1843. (Gefeß- 
Samml. S. 41.) und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz 
Samml. ©. 182.), nad) Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


$.1. 


Die Befiker der Grundftüde im Altwafferbrud), einem Seitenthale des 
Lubbesfluffes oberhalb Sommerfeld, werden Behufs Entwäfferung ihrer Grund» 
ftüde zu einer Genoffenfchaft unter der Benennung: 


„DVBerband zur Entwäfferung des Altwafjerbrucd 8’ 
vereinigt. 


Der Berband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand beim Kreis- 
gerichte Sorau. 
$. 2. 


Das Meliorationsgebiet ift auf der im Sabre 1855. von dem Deich— 
infpeftor Schulge zufammengeftellten Karte verzeichnet und umfaßt nach dem 
aufgeftellten Beittagäfatafter 688,05 Morgen. 

§. 3. 
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$. 3. 

Dem’ Verbande liegt es ob, nach dem vom Deichinſpektor Schulte ent- 
worfenen Meliorattondplame jur Regulirung der Lubbes, und ihrer Seitenthäler 
on NRovember 1859. und dem die felbftftändige Entwäflerung des Altwafjer- 
Bruch betreffenden Nachtrage vom Mat 1866. — fowie das Melivrationsprojeft 
bei der höheren Prüfung feitgeftellt ift — die erforderlichen Gräben und fonftigen 
Anlagen zur Ausführung zu bringen und zu unterhalten, namentlih auch zur 
Ab abrung des Waſſers nad) der Freilubbed unterhalb der Neumühle bei Sommer— 
felb unter dem Bette der Mahllubbes eine Unterführung (Drumme) anzulegen. 
... Wußerdem liegt dem Verbande ob: Seiten Entwäfferungsanlagen, welche 
nur durch Zufammenwirfen mehrerer Grundbefiger ausführbar jind, zu vermitteln 
und nöthigenfalld auf Koften der fpeziell dabei Seiheiligten durchzuführen, nad) 
dem der Plan dazu von der Regierung zu Frankfurt a.d. O. nad) Anhörung der 
Betheiligten feitgeftellt worden it. 

jeder Genoffe hat das Recht, die Aufnahme des Waſſers, defjen er fich 
entledigen will, in die Haupt-Entwäfjerungdgräben zu verlangen. 


$. 4. 


Der Grund und Boden zur Anlage der Haupt-Entwäfferungdgräben wird 
innerhalb des Meliorationdgebietd von den Befigern der angrenzenden Grundftüde 
unentgeltlich bergegeben. 

Außerdem wird der Genofjenfchaft für fonftige zur Ausführung des 
Meliorationsplanes erforderliche Anlagen das Recht zur Expropriation verliehen. 

Das Erpropriationsverfahren, weldyes erſt dann eintritt, wenn eine güt- 
lihe Einigung nicht erreicht wird, leitet die Regierung zu Frankfurt a.d. O. nach 
den Borkepri en des Geſetzes über die Benukung der Privatflüſſe vom 
28. Februar 1843. 

Hinfichtlih der Auszahlung und Verwendung der Geldvergütigungen für 
die der Expropriation unterworfenen Grundftüde und Gerechtigfeiten fommen die 
für den Chauffeebau der Provinz Brandenburg beftehenden gefetlichen Beftiin- 
mungen zur Anwendung. | 

8. 5. 


Die Ausführungd- und Unterhaltungsfoften der Meliorationsanlagen 
werden von ben Berbandögenoffen unter Berüdfichtigung des den einzelnen 
Grundftüden erwachſenden Vortheild nad Maaßgabe des im $. 2. gedachten 
Katafters aufgebradtt. 

In legteren find die betheiligten Grundflüde in vier Klaffen gefchieden, 


von denen 
die Klaſſe 1 für den Morgen 4 Theile, 
3 ⸗ ⸗ ⸗ ⸗ 3 s 
⸗ ⸗ III. ⸗ ⸗ ⸗ 2 ⸗ 
⸗ ⸗ IV. W ⸗ 1 Theil 
beiträgt. 


(Nr. 7034.) 39° Nach 
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Nach dieſem Kataſter werden vorbehaltlich der künftigen — in 
Gemäßheit des definitiven Kataſters die Ausführungskoſten des Meliorations⸗ 
planes entrichtet. Be re 


r ” 
ı 


S- 6. 0 Dur TIERDUE 
- Behufs Feſtſtellung des Kataſters findet, ſobald die Ausführung” des 
Meliorationsplanes vollftändig erfolgt iſt, eine Reviſion der der Kataſteraufftellumg 
zum Grunde gelegten Einſchätzung der beiheiligten Grundſtücke durch : zwei von 
der Regierung hu Frankfurt 0.8.9. zu ernennende Sachveriiändige unter Leitung 
des Regierungskommiſſars ftatt. Bei diefer Neviiton können auf: Antrag der 
Sadyveritändigen die Klaffen und deren Werthfäge von der Regierung zu Frank— 
furt a. d. O. anderweit feftgefeßt werden. 

Das nach den Refultaten der Reviſion berichtigte Katafter wird dem Vor— 
ſtande vwollftändig, den einzelnen Gemeindevorftänden, ſowie dem Beſitzer des 
Nitterguts Tauchel, auszugsweiſe mitgeteilt und ift zugleich im Amtsblatte der 
Stankturter Regierung eine vierwöchentliche Friſt befannt zu machen, innerhalb 
welcher das Katajter bei den Gemeindevoritänden, auf dem Vandratbsamte des 
Kreiſes und bei dem Re jermgetommi ſſar eingeſehen und Beſchwerde dagegen 
bei dem letzteren angebracht werden kann. 

Der Kommiſſarins hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen 84 


verſtändigen zu unterſuchen. 

Bezüglich der ökonomiſchen Fragen haben die zur Einſchätzungsreviſion 
des Katafters beſtellten Sucyoerftändigen ein Gutachten abzugeben. Mußerdem 
ernennt die Regierung zu Frankfurt a. d. DO. hinſichtlich der Wermeffung und des 
Nivellements einen vereideten Feldmeſſer oder nüthigen Falls einen Vermeſſungs— 
tevifor, und bei vorkommenden Streitigkeiten wegen der Wafferverhältniffe einen 
Waſſerbautechniker. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer und 

der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Re 
einverſtanden, ſo wird das Ratatter demgemäß berichtigt, andernfalld werden Die 
—* der vorgenannten Regierung zur Entſcheidung über die Beſchwerde ein 
ereicht. 
g Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be— 
ſchwerdeführer. Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der 
Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zuläſſig. 

Das feſtgeſtellte Katafter wird von der Regierung ausgefertigt umd dem 
Berbandevorftande übermittelt. Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen 


aufgeftellt. 
6. 7. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht unablöslih auf den zum Verbande gehörigen Grundſtücken 
und bedarf feiner Anypothefariichen Eintragung. Ihre Erfüllung kann im Wege 
dev atminiftrativen Exefution erzwungen werden. | 

| Diefe 











ur w_ 


Dieſe findet auch ftatt gegen Wächter, Nutznießer, oder andere Defipet 
F en Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigentlich 
erpflichteten. 

Bei Befikveränderungen kann ſich der Verband auch an den im Katafter 
gmannten Eigenthümer fo lange halten, bis dem Vorftande die Befigveränderun 
am Berichtigung des Katafterd angezeigt und fo nachgewiefen ift, daß auf Grun 
deejed Nachweifes die Berichtigung erfolgen Eann: 

Bei vorkommenden Darzellirungen müfjen die Leiftungen an den Verband 
anf die Trennſtücke verhältnigmäßig vertheilt werden. Auch die Eleinfte Parzelle 
ahlt mindeſtens Einen Pfennig —8 


$. 8. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werden von einem Vorſtande geleitet. 
Dieſer beſteht aus vier Mitgliedern: 


a) aud dem jededmaligen Beſitzer des Nittergutes Altwafjer oder deſſen 
— geſetzlichen Stellvertreter oder Bevollmächtigten, 
b) aus drei Mitgliedern oder deren Stellvertretern, welche von den Verbands: 
genofjen gewählt werden. 
Die Wahl der letzteren (ad b.) erfolgt auf ſechs Jahre. Die Aus: 
iheidenden fönnen wieder — werden. ß 
Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- oder Behinderungsfällen des 
Vorſtandsmitgliedes deſſen Stelle ein. Außerdem tritt, wenn ein Vorſtands—⸗ 
mitglied während feiner Wahlzeit ftirbt, oder feinen Wohnfig in der Gegend auf- 
giebt, deffen Stellvertreter für die Dauer der Wahlperiode ein. 


$. 9. 


Die Wahl der Ichtermäbnten Vorftandsmitglieder und Stellvertreter erfolgt 
unmittelbar durch die Verbandsgenoſſen und zwar hat ein jeder, welcher zwei 
bis zehn Normalmorgen (d. 5. auf die höchſte Beitragsklaſſe des Katafters rebu- 
nie Fläche) befigt, Eine Stimme, wer mehr ald zehn Normalmorgen beſitzt, für 
je zehn Normalmorgen und den Ueberfhuß Eine Stimme. 

Das Stimmrecht von moralifchen Perfonen, Frauen oder Minderjährigen 
fan durch deren gefehliche Wertreter oder Bevollmächtigte ausgeübt werden. 
Auh andere Wahlberechtigte können zur Ausübung ihres Stimmrechts ihre 
Pächter oder Verwalter oder einen anderen ftimmfähigen Genoffen bevollmächtigen. 

Gehört ein Grundftüd mehreren Beſitzern gemeinfchaftlich, fo kann nur 
Einer derfelben im Auftrage der Uebrigen das Stimmrecht ausüben. 

Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver- 
pflichung zur Annahme unbefoldeter Stellen die Vorfchriften über Gemeinde: 
wahlen analogifch anzuwenden. 

Die Wahlverfammlung wird während der Bauzeit von dem Regierungs- 
kommiſſar, fpäter von dem Landrathe des Sorauer Kreifes berufen und geleitet; 
es kann jedoch auch der Genoſſenſchaftsdirektor oder ein Mitglied des Norftandes 
damit beauftragt werden. Ä 

(Nr. 7034.) MWählbar 
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$. 16. 


Bis zur Vollendung der projektirten Anlagen werden die Bauten von dem 
Regierungskommiſſar mit Hülfe eines von der Regierung zu ernennenden Bau— 
technikers geleitet. | 

Der Vorstand unterftükt Pi dabei und nimmt die Rechte des Verbandes 
wahr. Für die laufenden Gefcdjäfte während der Bauzeit ift von dem Worftande 
ein Ausſchuß zu wählen und mit Vollmacht zu verfehen. 

Nah erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierunge ' 
fommiffar dem Berbandsvoritande übergeben mit der Baurechnung und einem 
Nachweiſe der ausgeführten Anlagen und der Sinventarienftüde. Streitigkeiten, 
welche dabei entftehen "möchten, toerden-son ber Regierung zu Frankfurt a. d. O., 
in höherer Inſtanz von dem Minifterium für die kandroirtbijaftlichen Angelegen- 
heiten entjchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläffig. ift. 

Die Ausführung‘ der Meliorationdarbeiten iſt durch einen Baubenmten 
der Negierung zu revidiren; die Baurechnung wird nad) Anhörung des Bor: 
ftande8 von der Regierung dechargirt. 

Die Remuneration des Regierungskommiſſars und des Bautechnifers 
wird aus der Staatöfaffe beftritten. Ä 


$. 17. 


Der Verband fteht unter der Oberaufficht des Staates, welche von ber 
Regierung zu Frankfurt a. d. O. und von dem Minifter für die landiwirthichaft: 
lichen Angelegenheiten nad) Maaßgabe Diefes Statut und fonft in dem Um 
fange und mit den Befugniffen, welche den Auffichtöbehörden der Gemeinden 
zuftehen, ausgeübt wird. 


$. 18. 


Abänderungen des vorftehenden Statut8 können nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. März 1868. 


(L.S) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


—— 





Mebigirt im Bären bed Staats. Minifteriums,. 
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Air, 2035, Geſetz, betreffend die Aufhebung. und Ablöfung gewerblicher Berechtigungen in 
| den durch die Gefehe vom 20. September und 24. Dezember 1866. mut 
| der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen, mit Ausnahme der vor- 
mals Königlih Bayeriſchen Enklave Kaulsdorf und de8 vormals Heſſen⸗ 
Homburgifchen Oberamtes Meiſenheim. Vom 17. März 1868. 


We Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig bon Preußen ır. 


vergränen, mit Zuflimmung beider Häufer des Yandtages Unferer Monarchie, für 
durch die Gefege vom 20. September und 24. Dezember 1866..mit der 
eußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme der vormals 
Königlich Bayerifchen Enklave aulaborf und des vormals de en- Homburgifchen 
Dberamtes Meifenheim, was folgt: 


Titel 1. 
Aufgehobene und ablösbare Berechtigungen. 


$. 1. 
Die noch beftehenden außfchlieglichen Sewerbeberehtigun en, das heißt Die 1. Mufgeho 
mit dem Gewerbebetrieb verbundenen — gungen, Anderen den Betrieb eines dene Berechti⸗ 
Gewerbes zu unterfagen oder fie Darin zu befchränfen, werden hierdurch aufgehoben, He" 


$. 2. 
Mit den ausſchließlichen Gewerbeberechtigungen fallen zugleich die damit 
verbundenen Zwangs- und Bannrechte fort. 8 


Bon den fonftigen noch beftehenden Zwangs- und Bannrechten werden 
hierdurch aufgehoben: 


1) alle Zwangs- und Bannrechte, weldye dem Fiskus, einer Kammerei oder 
Gemeinde innerhalb des emeindebezitls oder einer Korporation von 
Jahrgang 1868. (Nr. 7035.) 36 Ge⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1868, 
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Gewerbetreibenden zuftehen, oder welche von einem diefer Berechtigten 
erft nach dem 30. Juni 1867, auf einen Anderen übergegangen find; 


2) alle Zwangd und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte der 
Verleihungs - Urkunde ohne Entfdhädigung zuläflig ift; 
3) fofern die Aufhebung nicht fhon in Folge diefer Beſtimmungen eintritt: 

a) das mit dem Befite einer Mühle, einer Brennerei oder Brenn» 

erechtigkeit, einer Brauerei oder Braugerechtigfeit, oder emer Schank⸗ 

Hätte verbundene Necht, die Konfumenten zu zwingen, daß fie bei 
dem Berechtigten ihren Bedarf mahlen oder fchroten laffen oder das 
Getränk ausfchließlich von demfelben beziehen (der Mablzwang, der 
Branntweingwang und der Brauzwang); 

b) das ftädtifchen Bädern und Fleiſchern zuftehende Recht, die Einwohner 
der Stadt, der Vor itädte oder der fogenannten Banmmeile zu zwingen, 
daß fie ihren Bedarf an Gebäd oder Fleiſch ganz oder theilmeife 
von jenen außfchlieglich entnehmen. 


Zwangs- und Bannrechte, deren Befik zwifchen einem der unter 1. genann- 
ten Berechtigten und anderen Berechtigten getheilt ift, bleiben, ſofern die Auf—⸗ 
bebung nicht nach den Beſtimmungen ımter 2. und 3. erfolgt, bis zu ihrer Ah⸗ 
löfung ($. 8.) beftehen. Mit der Ablöfung derfelben fällt der Antheil der unter 1. 
genannten Berechtigten ohne Entſchädigung fort. 

In den unter 3. gedachten Fällen findet die Aufhebung der dafelbft ge- 
nannten Rechte nur dann ſtatt, wenn diefelben nicht auf einem Bertrage zwifchen 
Berechtigten und Berpflichteten beruhen. 


| $. 3. 
Es werden ferner aufgehoben alle Berechtigungen, Konzeffionen zu gewerb: 
lichen Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen, welche dem Fiskus, 
KRorporationen, Juſtituten oder einzelnen Berechtigten zuftehen. 


$. 4. 


Vorbehaltlich der an den Staat zu entrichtenden Gemwerbefteuern werden 
alle Abgaben aufgehoben, welche für den Betrieb eined Gewerbes entrichtet 
werden, fowie die Berechtigungen, Nr Abgaben aufzulegen. Iſt jedo 
mit dem Betriebe ded Gewerbes eine ausfchliegliche Gewerbeberechtigung ($. 1. 
verbunden, fo muß die darauf ruhende ganze Abgabe bis zu dem Tage geleiftet 
werden, an welchen der Betrieb des Gewerbes von einer Perfon begonnen wird, 
welche durch jene Berechtigung davon ausgejchloffen oder darin beſchränkt war. 


$. 5. 
In gleicher Weiſe ($. 4.) fallen diejenigen Abgaben und Leiftungen fort 
zu welchen Die Berechtigten in Beziehung auf die aufgehobenen Berechtigungen 
verpflichtet find. 6 


x 
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| 86. . 

Bet den bamnberechtigten Erbleihmühlen des Herzogthums Raffau, welche 

me befondere Bannpacht nicht zu entrichten haben, foll derjenige Betrag des von 

denſelben entrichteten Erbleihfanons als Bannpacht angejehen werden und in 

Folge der Aufhebung der Bannrechte in Wegfall kommen, welcher drei Vier— 

len des jährlichen Neinertvages aus dem Bannrechte der einzelnen Mühlen 
gleichkommt. X 


Die Beſchränkungen, welche in dem Herzogthum Holſtein die konzeſſionir⸗ 
tm und vormals mit feinem Zwangsrechte verfehenen Kornmühlen den vormald 
zwangsberechtigten Kornmühlen gegenüber in ihrem Betriebe bisher noch unter- . 
worfen waren, füllen fort. u 

Die Vorſchrift des Geſetzes für das Herzogthum Holftein, betre end Die 
Aufhebung des Mühlenzwanges f. w. d. a., vom 10. Mat 1854. $. 36. Almen 3. 
wird aufgehoben. ss 


Diejenigen Zwangs⸗ und Bannrechte, welche durd) die vorftehenden Be- 2. Ablde 
ſtinmungen nicht aufgehoben find, können abgelöft werben, wenn die Verpflic- —— 
tung auf Grundbeſitz haftet, die Mitglieder einer Korporation als ſolche betrifft 
oder Bewohnern eines Ortes oder Diftrifted vermöge ihred Wohnſitzes obliegt. 

Der Ablöfung unterliegt auch das Recht, den Inhaber einer Schanfftätte 
zu zwingen, daß er für feinen Wirthſchaftsbedarf das Getränk aus einer beftimm: 
ten Fabrikationsſtätte entnehme. 

Gleichzeitig mit diefen Nechten müffen die von deren Inhabern in Bezie- 
dung auf diefelben zu entrichtenden Abgaben und Leitungen abgelöft werden. 


§. 9. 


Die Ablöſung dieſer Rechte (8. 8.) findet nur auf den Antrag der Zwangs⸗ 
und Bannpflichtigen ſtatt. Der Staat und die Gemeinden fünnen jedoch für die 
AP die Ablöfung beantragen, wenn fie die Entfchädigung der Berechtigten 

ernehmen. ' 

Der Antrag auf Ablöfung fann nicht zurüdgenommen werden. 


$. 10. 


Sind den Zwangd- und Bannrechte die Mitglieder einer Korporation als 
ne unterworfen, jo it nur die Korporation in ihrer Geſammtheit zur Ablö- 
ung befugt. 
enn die Zwangs- und Bannpflicht auf Grundbefiß Haftet, jedoch nicht 
alle zu einer Gemeinde oder zu einem Gutsbezirke gehörigen Beſitzungen umfaßt, 
jo jteht die Befugniß zur Ablöfung einem jeden einzelnen Verpflichteten zu. 
Nubt die Verpflichtung in der Axt auf Grundbejik, daß fie alle zu einer 
Gemeinde oder zu einem Gufäbezirfe gehörigen Beligungen umfaßt, fo fann nur 
die Gemeinde oder der Beſitzer des Gutes auf Abloſung antragen. 
36 


(Nr. 7085.) Sind 
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Sind Bewohner eines Ortes oder Diſtriktes vermöge ihres ¶ Wohnſitzes 
dem Zwangs⸗ und Bannrechte unterworfen, fo ſteht nicht den einjelnen Pflich⸗ 


tigen, ſondern nur den Gemeinden und Beſitzern der Güter, von dieſen jedoch 
jeder Gemeinde und jedem Beſitzer eines Gutes für fich, der Antrag auf Ab- 


nthält der Zwangs- und Bannbezirk Grundftüde, welche nicht zu ‚Rem 


Verbande einer Gemeinde oder eines Gutes gehören, fo find die einzelnen Bes. 
figer diefer Grundflüde zu dem Antrage auf Ablöfung befugt. j m 


$. II. Der} 
8. Ausnahmen. Die zur Zeit. in den einzelnen Qanbeßtheilen wegen der Befugniß zum 


Halten öffentlicher Fähren und über das Abdeckereiweſen beſtehenden Borfchuiften. 


bleiben in Kraft. 
Titel U. 
Entſchaͤdigung für: die aufgehobenen und abgelöften Berechtigungen. 


§. 12. | . 


1. Bebingun. Fiür den Verluft der aufgehobenen Berechtigungen findet eine Entfehädigung, 
gen ber Ent-flatt, wenn die Berechtigungen zur. Zeit der Berfindung dieſes Geſetzes in rechte: 
ſchadigung. gültiger MWeife für immer oder auf Zeit unwiderruflich beftanden. | 

Unter gleicher Vorausfegung wird eine Entſchädigung für Diejenigen Ab— 
gaben und Leiftungen gewährt, zu welchen die Berechtigten in Beziehung auf die 
aufgehobenen Berechtigungen verpflichtet waren. | 


| $. 13. | 
Bis zum Beweiſe des Gegentheild joll angenonmien werden, daß Bered)- 


tigungen, welche bis zum Exfaß dieſes Geſetzes ſeit unvordenklicyer Zeit unbean- 
ftandet ausgeübt worden''find, techtögültiger Weife befanden haben. 


$. 14. 
ah Eine Entſchädigung wird für die aufgehobenen Berechtigungen nicht 
ewährt: 


a) wenn dieſelben dem Fiskus zuſtanden oder einer Kämmerei oder Ges 

meinde innerhalb des Gemeindebezirfed oder einer Korporation von 
(Gewerbetreibenden, e8 mag foldye gefchloffen oder ungefchloffen fein; 

b) wenn biefelben van einen diefer Berechtigten erft nad) dem 30. Juni 

1867. auf einen Anderen übergegangen find. | 

Für die in Beziehung auf die aufgehobenen Berechtigungen entrichteten 

und mit den lehteren aufgehobenen Abgaben und Leiftungen wird eine Entjchädt- 

gung nicht gewährt, wenn diejelben an den Fiskus entrichtet wurden, oder an 

| | eine 


* 
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eine: Korporation von Gewerbetreibenden oder an eine Kämmerei oder Gemeinde 
für eine innerhalb ihres Gemeindebezirks ausgeühte Berechtigung. 


8. 15. 


In den in $. 14. unter b. bezeichneten Fällen kann jeder ſpätere Inhaber 
der Berechtigung die Aufhebung des zwifchen ihm und dem früßeren Berechtigten 
beitehenden Vertragsverhältniffes ‚verlangen. Cr muß aber diefed Verlangen vor 
Ablauf des Jahre 1868. gegen denfelben ſchriftlich erklären. Seſhig diefes 
nicht, fo hat er die für Ueberlaſſung der Berechtigung übernommenen Verpflich— 
tungen auch fernerhin ohne Abzug zu erfüllen. . 

"Die rechtlichen Folgen der Aufdebung bed Bertragäverhältniffes find nad) 
den allgemeinen gefeglichen Vorſchriften zu bemtheilm: :. °. 2... 0 


$. 16. 


Den Beligern vormald zwangsberechtigter Kornmühlen im Herzogthum 

— ein, deren Zwangsrechte durch das Geſetz, betreffend die Aufhebung des 
lenjwanges ſ. w. d. a. von 10. Mai 1854. beſeitigt worden fd, ſoll außer 

der durch das genannte Geſetz ihnen zugefprochenen Entſchädigung noch eine fer- 
nere ntihäbigung infoweit zu Theil werden, als bei der Seitfte ung der ihnen 
erh Entſchädigungen das orhanbenein fonzeffionirter und vormald mit 
einem Zwangsrechte verfehener Mühlen ($. 35. des Befeges vom 10. Mai 1854.) 
unberüdjichtigt gelafjen ift. . 


" - 
J 


$. 17. 


Die Anfprühe auf Entfchädigung für den Verluſt der aufgehobenen Be- 
rechtigungen müffen bis zum Schluffe de3 Jahres 1869. bei der Regierung fchrift- 
lich angemeldet werden. 

An Unfehung derjenigen Abgaben und Leiftungen, weldye auf dem mit 
einer ausfchlieglichen Gewerbeberechtigung verbundenen Gewerbebetriebe ruhen 
und vorerft noch fort zu entrichten find ($$. +. 5.), ift der Anfprud auf Ent: 
1häbigung binnen Jahresfriſt nach dem, Wegfall der Abgaben in gleicher Weite 
anzumelden. 


$. 18. 


Werden die Entihädigungsanfprüche in der vorgefchriebenen Weiſe und 
binnen der selaien Friſt ($. 17.) nicht angemeldet, fo geben die Berechtigten 
derfelben verluftig. Es können jedoch Obereigenthünner, Gehnäherren, Lehns⸗ und 
Fideifommißfolger, Wiederfaufsberechtigte, Hypothekengläubiger und andere Real: 
berechtigte die verfallenen Entihädigungsanfprüche noch während einer ander: 
weiten Friſt von drei Monaten nad) dem Verfall durch fchriftliche Anmeldung 
bei der Regierung geltend machen. | u 

Auf den nach Befriedigung diefer Berechtigten etwa verbleibenden Ueber: 
ſchuß Tann der Ent Madigungsberechtigte welcher die Anmeldung verſäumt hat, 
keinen Auſpruch erheben. ur | 

(Nr. 7035.) | " $. 19. 
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$. 19. 
2. Natur der Mücfichtlich aller Eigenthums ımd Nutzungsanſprüche, ſowie aller fon 
Entſchadigung. ſtigen Realanſprüche treten die Entſchädigungen an die Stelle der aufgehobenen 
oder abgelöften Berechtigungen. aren die Berechtigungen Zubehör eines in 
das Hypothefenbuc, eingetragenen Grundſtückes oder jelbftftändig in das Hypo⸗ 
thekenbuch eingetragen, ſo muß in dieſem von Amtswegen und koſtenfrei vermerkt 
werden, welche Entſchädigung an die Stelle der Berechtigungen getreten iſt. 


$. 20. 


‚Die Realberechtigten können bis zur endgültigen Seftitellung der Entfchä- 
Digungäbeträge ($$. 57. 68.) verlangen daß Rapitalabfindungen, follten diefelben 
auch erſt in Zukunft erfolgen ($$. 35. 44. 48.), zur Herftellung ihrer Sicherheit 
oder zur Befciedigung der vorgehenden Hppothefengläubiger verwendet werden. 

Einigen fich diefelben mit den Entfchädigungäberechtigten über die Aus- 
zahlung vder Verwendung der Entfehädigungen nicht, fo find biefe zu deponiren. 


§. 21. 


Mar die aufgehobene oder abgelöfte Berechtigung verpachtet, fo muß ber 
Verpächter dem Wächter während der Dauer der Vacht die Nutzung der für die 
Berechtigung gewährten Entfchädigung überlaffen. ft der WVerpächter mit dem 
Fortfalle der Berechtigung zugleich von Gegenleiftungen befreit, welche der Päch— 
ter nicht zu tragen hatte, fo muß er diefem außerdem den für diefe Gegenleiftungen 
von der Entjchädigung abgefeßten Betrag ($. 31.) nad) feinem Jahreswerthe Fr 
die Dauer der Pacht vergüten. 

Wird für eine au a Berechtigung eine Entfchädigung - überhaupt 
nicht gewährt, fo fann der Pächter für den Wegfall der Berechtigung einen Er- 
fat nicht in Anfpruch nehmen. 

In allen Fällen fteht dem Wächter frei, fofort die Aufhebung der Pacht 
zu verlangen. Er muß died Verlangen jedody, falls ed fi) um eine aufgehobene 
Berechtigung bandelt, vor dem Ablaufe des Jahres 1868., und im Falle Der 
Ablöfung einer Berechtigung binnen ſechs Monaten nad dem Wegfall der Be 
rechtigung ($. 46.) gegen den Berechtigten fehriftlich erflären. 

Gefchieht diefes nicht, fo bat der Wächter feine Verpflichtungen ohne Ab- 
zug auch fernerhin zu erfüllen. 

Die rechtlichen Folgen ber Aufhebung der Pacht find nach den allgemeinen 
gefehlichen Vorſchriften zu beurtheilen. | 


$. 22. 


3. Entſchaͤdi⸗ Ueber die Entſchädigungen für die aufgehobenen oder abgelöften Berech— 
gungs · Aner- tigungen follen den Berechtigten auf ihren Antrag von der Regierung Entſchä— 
tenntniffe. digungs⸗Anerkenntniſſe auögeftellt werden. Die Anerfenntniffe find auf den Namen 

der echten auszufertigen ımd müſſen die Bezeichnung der Berechtigung, für 

welche die Entſchädigung beftimmt ift, den Betrag der Entfchädigung, ſowie Zeit, 

Ort und Art der. Zahlung derfelben. enthalten. War die Berechtigung Subeher 
ein 
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eines in das Denn eingetragenen Grundftüds oder felbftftändig in das 
Hypothekenbuch eingetragen, fo ift m dem Entſchädigungs⸗Anerkenntniſſe zu: 
gleich zu vermerken, daß die Befugnif des Beſitzers, über die Entichädigung zu 
perfügen, fh nach Dem Hypothekenbuche beftimmit. 

.  # Beränderungen in dem Eigenthum eines Entichädigungs -Anerfenntniffes 
werden, ſobald fie der Regierung, weldye da8 Anerfenntniß ausgeftellt hat, nad): 
gewiefen find, von diefer in das Anerfenntniß eingetragen. 


Titel IH. 
Ermittelung der Entſchaͤdigungen. 


$. 23. Ä 


Als Maaßſtab der Entfhädigung für die aufgehobmen außfchlieflichen 1. Bei aus- 
Gewerbeberechtigungen, fowie für die aufgehobenen oder abzulöfenden Zwangs—- ſcließlichen Ge⸗ 
und Bannrechte gilt derjenige Werth, welchen diefe Rechte zur Zeit ihres Weg— ehe 
fall8 gehabt haben. Derfelbe wird durch den Neinertrag dargeftellt, welchen der —* 
—5*— in nothwendiger und unmittelbarer Folge des Wegfalls feines Rechts Bannrechten 

iert. | 

Iſt mit ausfchließlichen Gewerbeberechtigungen ein Zwangs- und Bann 
recht verbunden, jo wird die Entfchädigung für beide Berechtigungen zuſammen 

ermittelt. 


$. 24. 


Kann der Nachweis erbracht werden, welcher reine Ertrag den Berechtigten 
lediglich durch die aufgehobenen oder abzulöfenden Berechtigungen während der 
letten zehn Jahre vor deren foebung oder Ablöfung zu Theil geworden ift, 
fo wird der Ermittelung des Werthed der Berechtigungen der Durchſchnitt des 
reinen Ertraged aus dieſer Zeit zu Grunde gelegt. | 


$. 25. 


Wenn eine nufgehobene oder abzulöfende Berechtigung während der letzten 
zehn Jahre vor ihrer Aufhebung oder Ablöfung für ſich allein oder in VBerbin- 
dung mit anderen Gegenftänden dergeftalt verpachtet geweſen ift, daß das für 
diefelbe berechnete Pachtgeld getrennt erfehen werden kann, oder wenn während 
diefer Zeit die Ausübung der Berechtigung gegen eine von den Pflichtigen felbft 
übernommene Abgabe oder Leiftung (Reluition) unterlaffen ift, fo wird auf An« 
trag eined der Betheiligten die Entſchädigung nach dem Betrage der Wacht oder 
—R beſtimmt und hierbei der Durchſchnitt dieſer Leiſtungen während der 
letzten zehn Jahre zu Grunde gelegt. 

Ein jeder der übrigen Betheiligten ift jedoch befugt, ſtatt deffen die Feſt— 
ftellung der gefammten Entfchädigung ducch eine anderweitige Ermittelung des 
Werthes der Berechtigung zu verlangen. 

(Nr, 7035.) 6. 26, 
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$. 26. 

Wenn der. Werth der Berechtigungen in der worbezeichneten Weife ($$. 24. 
und 25.) nicht zu beftimmen ift, fo muß derfelbe in anderer geeigneten Weiſe 
und nach Maafgabe der in jedem einzelnen Falle ſich darbietenden befonderen 
Hülfsmittel ausgemittelt werden. | 

Zum Anbalte dient hierbei indbejondere der Durchfchnitt der Preife, welche 
bei Veräußerungen gegahlt, bei Erxbtheilungen angenommen, fowie bei Ber 
een den Pachtbetrag nach Abzug der Laſten zu Kapital berechnet, erlangt 
worden find. 


$. 27. 


Bei diefer Ermittelung des Werthes der Berechtigungen ($. 26.) iſt der- 
jenige Ertrag des Gewerbebetriebed audzufondern, welcher nach wohlbegründeten 
nnabmen, in Berüdfichtigung der örtlichen Verhältniffe, audy für die Zukunft 
durch den Fortbetrieb des ehemals bevorrechteten Gewerbes ohne Aufwendun 
befonderer Mittel und Anftrengungen erzielt werden kann. Ebenſo ift der W 
der Grundftüde, Daulichfeiten, Geräthfchaften und fjonftigen Gegenftände, welche 
- bei der Ausübung der Berechtigung benußt, bei deren Ueberlaſſung an Andere 
mit überlaffen worden find, oder welche anderweit mit der Berechtigung in Ver: 
bindung geftanden haben, bei der Ermittelung des Werthes außer info zu 
laſſen oder in Abzug zu bringen. 


$. 28. 


2. Bei ben Die Entſchädigung für die Aufhebung der Berechtigungen, Konzeffionen 
übrigen Bere zu gewerblichen Anlagen oder zum Betriebe von Gewerben zu ertheilen, fowie die 
tigungen. hädigung für die Aufhebung der Berechtigungen, Abgaben vom Gewerbe, 

betriebe zu erheben oder dergleichen Abgaben — iſt nach dem Betrage 
der reinen Nutzungen feſtzuſtellen, welche der Berechtigte davon erweislich während 
der zwanzig “Jahre von 1846. bis 1865. bezogen hat. Hierbei fommen jedoch 
Rapitalbeträge, welche dem Berechtigten für Die Verleihung vererblicher und ver 
äuferlicher Gewerbeberechtigungen bezahlt worden find, nicht in Betracht. 


§. 29. 


3. Bei den vor- Die den Beſitzern vormals zwangsberechtigter Kommühlen im Herzogthum 
mals zwangs- Holſtein nach $. 16. zu ‚gernährende Nachentichädigung wird durch den Reinertrag be- 
Sehen fimmt, welchen diefe Mühlen nach woblbegründeter Annahme in notwendiger und 
Solfteine unmittelbarer Folge des Umftandes verlieren, daß die, bei dem Erlaß des Ge- 
fees für da8 Herzogthum Holſtein, betreffend die Aufhebung des Mühlenzwanges 
ſ. w. d. a, vom 10. Mai 1854. bereit3 vorhanden gewefenen, fonzeffionirten und 
mit feinem Zwangsrechte verfebenen Kommühlen fortan einer Beſchränkung in 
ihrem Betriebe nicht mehr unterliegen werden. " | 


$. 30; 
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$. 30, 


Die,hiernach ($. 29.) feftzuftellende Entfchäbigung darf aber, unter Hinzu- 
rechnung der den vormald- a berechtigten Muͤhlenbeſitzern auf — des 
Geſetzes vom 10. Mai 1854. zugebilligten Entſchädigung, Die höchiten Entſchädi⸗ 
gungsſätze nicht überfteigen, welche durch die Verordnung vom 30. juni 1856., 
enthaltend. einige Abänderumgen des Geſetzes vom 10. Mai 1854. Hinfichtlich der 
den früher Zwangäberechtigten für den Wegfall ded Zwangsrechts zuzubilligenden 
—— — beſtimmt worden find. Soweit dies der Fall iſt, muß die er- 
mittelte Nachentfchädigung herabgeſetzt werden. 


$. 31. 

Bon dem ermittelten Werthe der Berechtigungen find in allen Fällen Dies 4 Berehuung 
jemigen Abgaben und Leiftungen in Abzug zu —* zu welchen die Berechtigten Gegen | 
m Beziehung auf ihre Berechtigungen flichtet waren. Der Werth diefer Ab: * ungen. | 
gaben und Leiſtungen ift nach Vorſchrift $. 28. zu ermitteln. | 


Titel IV. 
Aufbringung der Entichädigungen. 


$. 32. 


Für foldhe ausfchliegliche Gemerbeberechtigungen, welche nur auf eine ge⸗ 1. Str aus 
wifje Seit verliehen find, fowie für alle diejenigen. ausfchlieglichen &emerbebe- ſchließliche Ge⸗ 
zechtigungen, welche den Gewerbebetrieb im Umberziehen betreffen, wird die Ent. beberechti 
—5 nad Maaßgabe des ermittelten Werthe in einer jährlichen Rente be⸗ "9" 


$. 33. 


Die Entfhädigung für den Verluft aller übrigen ausfchließlicyen Gewerbe⸗ 
Berechtigungen ift in Kapital zu beftimmen. Bon dem Kapital find die Zinſen 
zu berechnen, welche dafjelbe, bei einer Anlegung zu drei und einem halben Prozent, 
von dem Zeitpuntte der Aufhebung der Berechtigung an bis zu der Feſtſtellung 
der Entichädigung gewährt hätte. Der Betrag diefer Zinfen tritt dem ermittelten 
Kapital Hinzu. Die Gefammtfumme bildet die dem Berechtigten zuftehende Ent- 
ſchädigung. 

$. 34. . 


Bei dieſen Berechnungen ($$. 32. und 33.) ſoll der Werth einer Berech- 
tigung oder Leiltung ſtets zu dem zwanzigfachen Betrage ihres reinen Ertrages 
angenommen werden. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7035.) 37 6. 35. 
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$. 35. 


Der Lauf der feftgeftellten Entfchädigungsrenten ($. 32.) beginnt mit 
dem Anfange des Jahre, in welchen die eftitellung derfelben erfolgt ift. Waren 
Die Berechtigungen nur auf eine gewiffe Zeit verliehen, fo endet er mit dem Ab: 
laufe diefer Zeit. 

Die Renten, werden am Schluffe jeden Jahres gezahlt. Sie können durch 
Sablung des zwanzigfachen Betrages jeder Zeit abgelöft werben. 

= ei der Serfftellung der Höhe der Nenten foll zugleidy) derjenige Renten- 
betrag berechnet werden, welcher auf die Zwifchenzeit von der Aufhebung der Be- 
rechtigungen bis zum Beginn des Laufes der Nenten gefallen fein würde. Dieſer 
Defrag iſt in Form eined Zufchlages auf die Nentenzahlungen der nächften 
‘Jahre zu vertheilen. Der gefammte Betrag dieſes Zufchlages fann jeder Zeit 
in der noch rüdftändigen Höhe vollftändig an den Berechtigten auögezahlt werden. 


$. 36. 


Die Entfchädigungsrente für ausfchliegliche Berechtigungen, welche den Ge- 
werbebetrieb im Umbejehe betreffen, werden aus * Stantataffe gewährt. 

Die übrigen Renten find gememfam aufzubringen von der Gemeinde oder 
dem Diftrifte, wo die aufgehobene Berechtigung beftand und von denjenigen Ge- 
werbetreibenden innerhalb der Gemeinde oder des Diftriftes, welche durch Die 
Berechtigungen in dem Betriebe ihres Gewerbes befchränft oder davon auß- 
geichloffen waren. 

. Die Gewerbetreibenden zahlen ‚drei Viertheile, die Gemeinde oder der 
Diftrift ein WViertheil der Nenten. Die Renten fmd zu Anfang jeden Jahres 
auf die Pflichtigen umzulegen. 

Menn. bei den Beginn ‘eines Jahres ein zur Theilnahbme an der Ent: 
ſchädigung vVerpflichteter Gewerbetreibender nicht vorhanden ift, jo fällt für dieſes 
Jahr die Zahlung der Entſchädigung aus. | 

$. 37. . 
. Die Entichädigungsfapitalien für ausfchliegliche Berechtigungen ($. 33.) 
werden allmälig getilgt. Die Tilgung derfelben liegt der Gemein e oder dem 
Diftrifte ob, wo die Berechtigungen beftanden und denjenigen Gemerbetreibenden 


innerhalb der Gemeinde oder des Diftriftes, welche durch die Berechtigungen in 
dem Betriebe ihres Gewerbes beſchränkt oder Davon ausgeſchloſſen waren. 


$. 38, 


Für ausſchließliche Gewerbeberechtigungen gleicher Art in denfelben Ge- 
weindebezirfen ‘oder Diftrikten tritt eine gemeinfame Tilgung der Entfchädigungs- 
Kapitalien ein. | | 

Von der beitragspflichtigen Gemeinde oder dem beitragspflichtigen Diſtrikte 

. tr Ein Prozent, von dem beitragspflichtigen Gewerbetreibenden find zwei Prozent 
+ des Gefammtbetrages diefer Entichädigungsfapitalien alljährlich aufzubringen, 
er 
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Der Beitrag des einzelnen Gewerbetreibenden foll die Höhe der von ihm 
entrichteten Gewerbefteuer nicht überfteigen; foweit died der Fall ift, muß fein 
Beitrag herabgefeßt und der gefammte Tilgungsbeittag der Gemerbetreibenden | 
permind ert werden. Eine Ermäßigung ded Beitraged der Gerneinde oder ded 
Diftriktes ift nur aus erheblichen Gründen geftatte. | 


$. 39... 


Die Beiträge zur Tilgung der Entjchädigungsfapitalien ($. 37.) fließen 
zur Staatskaſſe. Die Staatskaſſe wird vom Beginn des Jahres N 6 ab den 
Berechtigten auf deren Antrag den Betrag der Entſchädigungskapitalien vor- 
fchufmeite zahlen. Die Kapitalien find von Tage ihrer Feftftellung an bi8 zum 
Tage ihrer Zahlung mit drei und einem halben Prozent aus der Staatöfaffe zu 
verzinfen. Ihrerſeits ift die Staatskaſſe berechtigt, jederzeit die Zahlung der Ka— 
pitalien an die Berechtigten zu bewirken. | 


$. 40. 


Die Entſchädigung für ſolche Abgaben und Leiftungen, welche in Beziehung 
auf die gegen Entf bigung aufgehobenen, außjchlieglichen Berechtigungen ent- 
richtet worden find (9. 5.), ſoll in gleicher Weife, wie Die Entihadigung für 
leßtere, und in Gemeinfchaft mit diefer berechnet und aufgebracht werden. - 

Sind die ausſchließlichen Berechtigungen, in Beziehung auf welche die Ab: 
gaben und Leitungen entrichtet worden find, ohne Entichädigung aufgehoben, fo 
wird die Entfchädigung für diefe Abgaben und Leiftungen had Vorfchrift der 
65. 32. 34. 35. in einer jährlichen Rente beflimmt und aus der Staatsfaffe 


gezahlt. 
$. 41. 


Alle Beiträge, welche von Gewerbetreibenden zu den Entfchädigungen zu 
leiften find, werden nad) Maaßgabe der von ihnen entrichteten Gewerbeſteuer ver- 
theilt. In folden Fällen, in welchen mehrere Gemeinden oder Guisbezirke zu 
den Entichädigungen Seiputtngen haben, wird deren Beitragsverhältniß unter Be- 
rüdfichtigung der größeren oder geringeren Wortheile feſtgeſtellt, welche für fie 
aus dem Wegfall der Berechtigungen erwachien. 


$. 22. Ä 


Für den Verluft der aufgehobenen Zwangd- und Bannrechte, für die Auf 2. gür ale 
hebung der Berechtigung, Konzeffionen zu gewerblichen Anlagen oder zum Bes übrigen aufge 
triebe von Gewerben zu ertheilen, fowie für die Au ung der Berechtigung, Jobenen Verech⸗ 
Abgaben vom Gewerbebetriebe zu erheben oder dergleichen Abgaben aufzulegen tigungen. 
werben die Entfhädigungen nach Maaßgabe des ermittelten Werthes in jahr: 
lichen Renten berechnet. 

In gleicher Weife ift die Entichädigung für folche Abgaben und Keiftun- 

en zu berechnen, zu welchen die Berechtigten in Beziehung auf die aufgehobenen 
erechtigungen verpflichtet waren. | — 
(Nr. 7036) 3783 $. 43, 
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$. 43. | 


Auch die Entfchädigungen, welche den vormals zwangäberechtigten Kom- 
mühlen im Herzogthum Holſtein nachträglidy noch gewährt werden ſollen ($$. 29. 
und 30.), werden in jährlichen Renten berechnet. 


. 44. 


. Der Lauf diefer Renten ($$. 42. und 43.) beginnt mit dem Anfange des 

Jahres, in welchen die Feftftellung derſelben erfolgt if. Bei Berechtigungen, 

weldye nur auf eine gewifje Zeit verliehen waren, fowie bei Abgaben und eiftun. 
en, welche die Bere lau nur für eine gewifje Zeit zu entrichten hatten, enden 
ie Renten mit dem e dieſer Zeit. 

Die Renten find an jedem Jahresſchluſſe fällig. Sie fünnen durch Zah- 
lung des zwanzigfachen Betrages jeder Zeit abgelöft werden. Sie werden aus 
der Staatöfafje gewährt. 

Für die Zeit von dem Fortfall der Berechtigungen, für welche die Ent. 
fhädigungen gewährt werden, bi8 zu dem Tage, wo: der Lauf der Renten be- 
ginnt, find die Renten bei Feſtſtellung ihrer Höhe nachträglich zu berechnen und 
nad) dem rüdftändigen Betrage aldbald aus der Staatskaſſe zu zahlen. 


$. 45. 

Wenn mit einer ausfchließlichen Gewerbeberechtigung ein Zwangs⸗ und 
Bannrecht verbunden war, fo ift die dafür ermittelte Gefammtentfchädigung 
($. 23.) zu theilen. Die eine Hälfte derfelben ift wie die Entſchädigung für aus. 
ſchließliche Gewerbeberechtigungen nach VBorfchrift der NS 32. bis 41., die andere 
Hälfte nach Vorfchrift der $$. 42. und 44. gleich der Entfchädigung für die auf- 
gehobenen Zwangd- und Bannrechte zu berechnen und aufzubringen. 


$. 46. | 
Die Entfchädigung für den Verluft eines zur Ablöfung gebrachten Zwangs— 


Löfte Berehti- und Banntechtes wird ebenfalld in einer jährlichen Rente berechnet. In gleicher 


gungen. 


Weiſe und gemeinfchaftlih mit ihr ift Die Entſchädigung für foldye Abgaben und 
Leiftungen zu berechnen, welche in Beziehung auf die abgelöften Rechte von deren 
Inhabern zu entrichten find. Bu 

Sechs Wochen nach endgültiger Feftftellung der Renten find die abge- 
löſten echte erlofchen, wenn unter den Betheiligten ein Anderes nicht verein 
bart wird. 


$. 47. 


Don dem Zeitpunfte des Erlöfchens der Rechte ab beginnen die Renten 
zu laufen. Sie werden am Jahresſchluß gezahlt. Die Renten find von den- 
jenigen aufzubringen, auf deren Antrag die Ablöfung erfolgt ift. fiber An- 
trag von mehreren, felbftftändig zur Ablöfung befugten Zwangs- und Bann- 
pflichfigen ausgegangen, fo wird das Beitragsverhältniß unter ihnen nach Draap- 

gabe 
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gabe der Vortheile feitgejekt, welche ihnen aus dem. Fortfall de8 Zwangs⸗ und 
nrechte8 erwachfen. | 
$. 48. 


Die Renten können von den Verpflichteten durch Zahlung des zwanzig⸗ 
fachen Betrages zu jeder Zeit abgelöſt werden. Der Berechtigte muß ſich die 


ra auch in Stüdzahlungen, jedoch nicht unter 100 Thaler, gefallen 
en. 


Titel V. 
Entſchaͤdigungsverfahren. 


$. 49. 


Streitigkeiten darüber, ob eine Berechtigung zu den durch dieſes Gefek 
für aufgehoben oder für ablösbar erklärten Berechtigungen gehört, find im NRedhts- 
wege gi entſcheiden. Vor der rechtöfräftigen Entſcheidung über diefelben Tann 
das Verfahren in Betreff der Entſchädigung für die ftreitige Berechtigung nicht 
eingeleitet werden. Schwebt dies erfahren bereit8, wenn derartige Shreitig 
—* ſich erheben, ſo iſt daſſelbe bis zu ihrem endgültigen Austrag einzu— 

en. 


g. 50. 


Wird die Frage ſtreitig, ob eine auf einem Grundſtücke haftende Abgabe 
eine undabtabe iſt, oder für den Betrieb des Gewerbes entrichtet werden 
muß ($. 4.), jo tritt die Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungs⸗-Behörde für dieſe 
Frage ein. 

Sind die darüber obwaltenden Streitigkeiten nicht gütlich zu befeitigen, 
fo überreicht die Augeinanberjegung. Behörhe die fpruchreif infiruirten Verhand- 
Jungen mit ihrem Gutachten dem Revifiond- Kollegium für Landeskulturfachen 
zur Entſcheidung. Soweit nad) den beigebrachten Beweiſen nicht als feftgeftellt 
erachtet werden fann, daß die Abgabe ausfchlieglicy eine Grundabgabe tft, oder 
daß fie ausfchlieglich für den Betrieb des Gewerbes entrichtet wird, ift anzuneh⸗ 
men, daß die Abgabe fich theild auf den Grundbefig und theild auf den Ge 
werbebetrieb bezieht. In diefem Falle hat eine Theilung der Abgabe nach Hil- 
Ligem Ermeſſen zu erfolgen. 

Gegen den Ausſpruch des Nevifiond-Kollegiums für Landeskulturfachen 
findet weder ein ordentliches, nody ein außerordentliches Rechtsmittel ftatt. 

Mo eine Auseinanderfegungd-Behörde nicht beiteht, hat das ordentliche 
Gericht die jener Behörde obliegende Inſtruktion der Sache zu übernehmen. 


$. 51. 


In allen Fällen, in welchen für eine ftreitige Berechtigung, fobald fie 
nach diefem Geſetze für aufgehoben zu erachten ift, eine Entfepädigung aus der 
(Nr.. 7085.) | Staats⸗ 


1. Allgemeines. 


2. Einleitung 
der Verhanb⸗ 


Tungen. 
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Staatskaſſe beanfprucht werden Tann, ift der zuftän digen ierung von der 
Einleitung des Prozeſſes ($. 49.) ober des Berfabrend vor Auseinander- 
ſetzungs⸗ ah nen 50.) Nadricht zu geben. Der Regierung bleibt e3 über- 


laflen, zur Wah eymung des MB fiskaliſchen Intereſſes einen Vertreter zu beftellen, 
welcher bei allen , Berban bandlungen zugezogen werden muß. 
$. 52. 


Die Feſtfeumg der Kapitalien und Renten, welche als Entſchädigung zu 


ren find erfolgt im Verwaltungs 
gewäh n etr ee Der En für für. bie aufgehobenen Berechtigungen iſt 


Entſchãdigung 
das Berfaren — mit dem 1 Ablauf der gejeglichen Se ($. 1%), 
in Betreff der Entihädigung für die abzulöfenden Bere —A dagegen als⸗ 
bald einzuleiten, nadydem der Antrag auf Ablö Sfung geftellt 
Die Verhandlungen werden durch einen —— "leitet, welchen die 
Regierung ernennt. s. 53. 


Bei diefen Verhandlungen find, außer den „fepäbigungöberechtigten, ſtets 
auch diejenigen zuzuziehen, ‘für welche die aufgehobenen oder abzulöfenden Be⸗ 
rechti ungen Verpflichtungen begründet haben. In allen Fällen, in welchen die 
Entfhädigung der Stnatötaffe zur Laſt fällt, bat die Regierung für die Ver— 
ehmn Dee —— Irreſes Sorge zu tragen. 

Wenn das Eigentfum und das Nutzungsrecht an einem berechtigten oder 
verpflichteten Grumbfiäde mehreren Perfonen zuftebt, fo find diefe ſämmtlich 
zuauziehen. Zu den Nutzungsberechtigten find die Pächter bier nicht zu rechnen. 


$. 54. 


Sind bei dem Berfahren die ſanmmichen Mitglieder einer Korporation 
als ſolche betheiligt, ſo iſt deren Sorſtand iſt bei demſelben eine ganze Gemeinde 
betheiligt, ſo iſt die Gemeindeb De den DBerhandlungen zuzuziehen. Die Ge- 
meinbehehörbe und der Vorft — —5 —— einen Vertreter 
beftellen. Su an dem Berfahren ein ganzer Gutsbezirk Theil, fo vertritt den- 
felben der Befiger des Gutes. 
$. 55. 
s Treten bei dem Verfahren mehr ald fünf Verpflichtete auf, fo müflen auf 
ordern ded die Verhandlungen leitenden Kommiſſarius gemeinichaftliche Be: 
vollmächiiate gewählt werden, deren Zahl drei nicht überfteigen darf. Kommt in 


der von dem Kommiſſarius gefegten Frift eine Wahl nicht zu Stande, fo kann 
auf feinen Antrag die Regierung die Bevollmächtigten beftimmen. 


$. 56. 


Was die beftellten Vertreter der Betheiligten ($$. 54. 55.) in dem Ber- 
I ahren erklären, hat für alle Betheiligten, deren Interefje fie wahrnehmen follen, 
indende Kraft. ur 
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$. 57. 


Dbereigenthümer, Lehnsherren, Lehnd- und Fideilommißfolger, Wieder— 
taufsberechtigte, Hypothefengläubiger und andere Meulberechtigke find nicht von 
Amtswegen zuzuziehen; denfelben fteht aber frei, bei dem Verfahren ſich zu 
melden und ihre Geredhtfame wahrzunehmen. 


$. 58. 


Dem Obereigenthümer, Qehnöheren oder Wiederfaufsberechtigten, deögleichen 
den beiden nächften Fideifommißanmwärtern, fowie bei Lehnen, falls der Beſitzer 
feine lehnsfähige Deszendenz bat, den beiden nächften Agnaten, ift von der Ein- 
leitung des Verfahrens Nachricht zu geben. 


$. 59. 


Sind diefe Sintereffenten ($. 58.) nicht befannt, fo bat der Kommiſſarius 
ducch öffentliche Bekanntmahung den Termin zu beftimmen, bis zu welchen 
diefelben fich melden können. Der Termin ift auf fech8 Wochen hinauszuſetzen 
und durch das Amtsblatt zwei Mal von drei zu drei Wochen bekannt zu machen. 

Eine gleiche Bekanntmachung kann der Kommiſſarius auch für andere 
Falle und für ſämmtliche Betheiligte erlaſſen, falls ihm begründeter Anlaß dazu 
vorzuliegen fcheint. s. 60 


Die Legitimation eines jeden bei dem Verfahren auftretenden Intereſſenten 
iſt als geführt zu erachten, wenn | 


a) demfelben von det zuftändigen Ortsbehörde befcheinigt wird, daß er ſich 
im Beſitze des beanfpruchten Rechtes befindet, oder wenn er eine auf 
deffen erb Iautende öffentliche Urkunde vorzulegen vermag; außerdem 


b) die übrigen Betheiligten feine Legitimation nicht beftreiten und 
c) bi jur Feftftellung der Entfchädigung fein Anderer den gleichen Anſpruch 
. erhoben hat. 


$. 61. 


Mer fih nad) Ablauf des in einer öffentlichen Defanntmachung geſetzten 
Termines ($. 59.) bis zur Feſtſtellung der Entſchädigung ($$. 67. 68.) meldet 
und legitimirt, muß alles gegen ſich gelten laſſen, was bi8 p dem Zeitpunkte ſeiner 
Meldung feſtgeſtellt iſt. er ſich, mag eine öffentliche Bekanntmachung ergangen 
ſein oder nicht, erſt nach erfolgter Feſtſtellung der Entſchädigung meldet, kann 
ſich nur an denjenigen halten, welcher bis dahin als entſchädigungsberechtigt 
angeſehen worden iſt. 
‚Wenn es im Laufe des Verfahrens ſtreitig wird, wer zur Verfolgung 
eines Anſpruchs befugt iſt, ſo kann die Regierung nach ihrem Ermeſſen die dug 
tenden Theile gemeinſam zu den Verhandlungen zuziehen oder das Verfahren bis 
zum rechtskräftigen Austrag des Streites einſtellen laſſen. 6.62 
(Nr. 7035.) . . 


3. Feſtſtel⸗ 
lung bes Ent- 
ſchaͤdigungs⸗ 
Anſpruchs. 


4. Feſtſtellung 
des Entſchaͤdi⸗ 


gung&betrages. 
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$. 62. 


Wenn darüber, ob eine Berechtigung in Folge ihrer Aufhebung einen 
sejeglichen Entſchädigungsanſpruch begründet, oder darüber, wer die Entſchädigung 
für den Verluft einer Berechtigung nad) diefem Geſetze zu tragen hat, oder wenn 
endlich über den Umfang und Smbalt der Berechtigung, für welche Entjchädigung 
zu gewähren ift, ſich Streit erhebt, fo bat nad) vollftändiger Erörterung der 
Streitpunfte durch den Kommiſſarius die Regierung in einem mit Gründen au 
zufertigenden Reſolute zu entfcheiden. 

Bor Einleitung des Entfchädigungsverfahrens find die Verwaltungs: 
behörden zur Erörterung diefer Fragen nicht befugt. Ergiebt fi) im Laufe des 
uegbigungeverfahrend, daß eine Diefer Fragen bereit8 rechtshängig ift, fo 
wird ct erfahren bis zur vechtöfräftigen Entſcheidung des Streitpunftes 
ausgeſetzt. 

egen das Reſolut der Regierung ſteht, binnen einer Friſt von ſechs 
Wochen nad Eröffnung deſſelben, den Betheiligten oder deren beſtellten Vertre⸗ 
ten bei dem zufländigen Gerichte die Berufung auf rechtliche Gehör offen. 


$. 63. 


Sobald der Entſchädigungsanſpruch an fi) endgültig feftgeftellt ift, muß 
der Betrag der Entfchädigung ermittelt werden. 

Bor dem Beginne ded Ermittelungdverfahrene ift der Kommiffarius ge 
halten, über die Art und Höhe der Entichädigung eine Vereinbarung zwifchen 
den Entjchädigungäberechtigten und Entfchädigungsverpflichteten zu verfuche 


n. 
$. 64. 


Kann der Werth der aufgehobenen oder abzulöfenden Berechtigungen nad) 
Vorſchrift der $$. 24. und 25. erwiefen oder feftgeftellt werden, fo nimmt der 
Kommifjarius die erforderlichen Erörterungen unter Zuziehung der Entfchädigungs- 
berechtigten und Entfchädigungsverpflichteten vor. 

&n allen übrigen Fällen erfolgt die Ermittelung des Betrages der Ent: 
[bäbigung duch den Kommiſſarius unter Zuziehung von zwei Beifigern, von 

enen einer durch die Berechtigten, der andere durch die gut Ent chädigung Ver⸗ 
flichteten binnen einer von dem Kommiſſarius beſtimmten Friſt zu wählen iſt. 
Erfolgt Binnen diefer Frift die Wahl nicht, fo ernennt der Kommiſſarius die 
Beiſitzer. 

$. 65. 

Als Beifiker wählbar ift jeder unbejcholtene, in den Gefchäften des bür—⸗ 
gerlichen Lebens erfahrene Mann. | 

Die Beifiter fönnen nur Erfah der Reife, Zehrungd- und Berfäumniß- 
foften verlangen. | 

6. 66. 


Die Beifiter haben unter Leitung des Kommiſſarius die Ihatjächlichen 
er 
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Verhältnifje, welche für die Höhe der Entſchädigung von Erheblichkeit fein können, 
vollftändig zu erörtern. 

Bei biefer Erörtenmg find alle gefeglichen Beweismittel, mit Ausnahme 
ded Beweiſes durch Eid, zuläſſig. Kommt ed auf die Ermittelung des Rein- 
ertrages eined Gewerbes an, fo Bi bei Feſtſtellung defjelben die Durchfchnitte 
der Marktpreife des nächften Marktortes aus den zwanzig Jahren von 1846. bi8 
1865. B Grunde zu legen. 
| a8 Ergebniß der Erörterungen haben die Beifiker mit dem Kommiſſa⸗ 
rius in einem gemeinfchaftlihen Gutachten zufammen zu faflen. 


$. 67. 


. Mit diefem Gutachten reicht der Kommiſſarius die Verhandlungen der Re- 

gierung ein, welche über die Höhe der Entſchädigung durch ein mit Gründen 
auszufertigendes Reſolut entjcheidet. 

Den Betheiligten ſteht gegen das Reſolut der Regierung mit Ausſchluß 
ded Rechtsweges der Rekurs an den Minifter für Handel, Gewerbe und öffent— 
liche Arbeiten zu, welcher binnen einer Friſt von fechd Wochen nach Eröffnung 
des Nefolutes bei der Regierung eingelegt und gerechtfertigt werden muß. Die 
Rekursſchrift wird dem Gegentheile zugeflellt, melcher innerhalb vier Wochen 
nad dem fange derfelben feine Erwiderung einzureichen hat. 


$. 68. 


Die re Dem be Refolute der Regierung ($$. 62. 67.) und die Ent- 
ſcheidung des Minifterd für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ($. 67.) 
baben die Wirkung rechtskräftiger Erkenntniſſe. 


$. 69. 


3 der Betrag der Entfchädigungskapitalien und Entfchädigungsrenten 5. Verteilung 
rechtskraͤftig geſtzeſtelln jo wird über die Tilgung der Kapitalien, über die Ab⸗ der Entſchädi⸗ 
löfung der en, fowie über die ee ung der von den Entfcjäbigungs- gungßbeiträge. 
ihtigen zu dem Behufe zu leiftenden Beiträge Beſtimmung getroffen. Diefe 
eitimmung fteht mit — 5*— des Rechtsweges der Regierung zu; gegen ihre 
Entſcheidung ift die Beſchwerde ‘an den Minifter für Sandel ‚ Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten zuläffig. " 
$. 70. 


Die Einziehung der von den Entfchädigungspflichtigen zu leiftenden Bei— 
träge, fowie die Auszahlung der Entfchädigungen liegt denjenigen Staatsbehörden 
oder Gemeindebehörden ob, welche die Negierung beſtimmen wird. 


$. 71. | 


Das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden ift frei von Stempel und 6. "often bes 
Gebühren. Die Auslagen, welche in demfelben erwachlen, fallen den Entſchädi⸗ Verfahrens, 
gungdpflichtigen zur Call Hat das Verfahren die Ablöfung einer Berechtigung 

Jahrgang 1868. (Nr. 7035.) 38 zum 
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jum Gegenftande, fo find die Auslagen von den Entſchädigungsberechtigten und 
tichädigungöpflichtigen je zur Hälfte zu fragen. 

Unter mehrere Entichadigungspflichtige oder mehrere Entſchädigungsberech— 
tigte werden die Koften nach Maaßgabe ihrer Pflichten oder Anfprüche und zwar 
durch Beſtimmung derjenigen Dehörben vertheilt, welche die Entfchädigungen und 
deren Aufbringung reitpufehen haben ($$. 67. 69.). 

Hat einer der DBetheiligten einen über die.Art und Höhe der Entſchädi⸗ 
gung nach Maaßgabe des $. 63. dieſes Geſetzes gemachten Sergleihävorichlag 
abgelehnt und die Einleitung des Ermittelungsverfahrens 8 64. ff.) verlangt, 
oder hat er die Ermittelung des Werthes der zu entjchädigenden Verechtigung an 
Stelle der im $. 25. dieſes Geſetzes vorgeiehenen Feſtſtellung in dem Ermitte⸗ 
lungsverfahren verlangt, fo muß er die Koften dieſes Verfahrens tragen, wenn 
das Ergebniß defjelben nicht um fünf Prozent günftiger für ihn ausfallt. 

ird ein Entfchädigungsanfprud als unbegründet abgewieſen, ſo fallen 
die Koſten des Verfahrens dem zurückgewieſenen Theile zur Laſt. 

Alle Auslagen ſind vorfchußtmeite aus der Staatskaſſe zu deden. 


Schlußbeitimmungen. 


. $. 72. 


Die Ablöfung eined Zwangs⸗ und Bannrechted kann auch außerhalb des 

ier vorgefchriebenen Verfahrens im Wege der freien Uebereinkunft erfolgen. Die 

erechtigten fowohl, als auch die Verpflichteten find befugt, die Beftätigung des 

Ablöfungsvertraged durch die Regierung zu verlangen. Der beftätigte Vertrag 
bat die Wirkung einer rechtöfräftigen Enticheidung ($. 68.). 


$. 73, 


Erſtreckt fih eine aufgehobene oder zur Ablöſung gebrachte Berechtigung 
auf die Bezirke mehrerer en en, fo beitimmt der Oberpräfident der Provinz 
diejenige Regierung, weldye das Verfahren zu leiten bat. | 


$. 74. 


Für den Bereich ded ehemaligen Königreichs Gannover treten in Bezug 
auf die Ausführung dieſes Geſetzes die Candbroffeien an die Stelle der Regierungen. 


$. 75. 


Die zur Zeit geltenden gefeklichen Beftimmungen bleiben, foweit fie die 
Aufhebung gewerblicher Berechtigungen und deren Entfchädigung betreffen, beftehen; 
fomeit fie en die Ablöfung folcher Berechtigungen betreffen, werden fie bier- 
mu aufgehoben. | 
| ngleichen find aufgehoben alle jonftigen, diefem Geſetze entgegenftehenden 
Vorſchriften. 

n 
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An denjenigen Fällen, in welchen bei Verkündung dieſes Geſetzes das Ver: 
fahren in Betreff der Entſchädigung für ein zur Ablöfung gebrachte Recht bereits 
eingeleitet ift, foll dies Verfahren nad) Maaßgabe der bisherigen Gefeßgebung zu 
Ende geführt werden. 

$. 76. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird mit der 
Ausführung diefed Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inftegel. g 

Gegeben Berlin, den 17. März 1868. 


| (L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





(Nr. 7036.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. April 1867., betreffend das Erfcheinen einer Dä- 
nifchen Ueberfegung der Geſetz - Sammlung. 


An; den Bericht vom 4. März d. J. genehmige Jch, daß die Geſetz⸗Sammlung 
für die Preußifchen Staaten in einer angemefjenen Anzahl von Exemplaren mit 
einer Dänifchen Heberfegung ericheinen, und daß diefe Ausgabe der Geſetz⸗Samm⸗ 
lung für diejenigen Degen en des Herzogthums Schleswig benugt werden foll, in 
welchen die Dänifche Sprache die Kirchen und Schulfprache iſt. Der Deutjche 
Text der Gefeh-Sammlung bleibt jedoch da8 eigentliche Gefek und ift bei etwanigen 
Duntelheiten der Erklärung zu Grunde zu. legen. 


Berlin, den 13. April 1867. 


Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhbaufen Freh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mübhler Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminifterium, 





(Nr. 7085-7037.) (Nr. 7037.) 


| 
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(Nr. 7037.) Bekanntmachung, betreffend die „Genehmigung des revidirten Statuts ber 
Mansfeldſchen Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft. Vom 23. März 1868. 


Das Königs Ma; jeftät haben unterm 9. März d. I. dem vevidirten Statut ber 
in Eisleben omizilirten „Mansfeldſchen Kupferfchiefer bauenden Gewerkſchaft“ 


vom = Dezember 1867. ımd 2. Januar 1868. die Genehmigung zu - ertheilen 
geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch das 
Amtsblatt der Regierung zu Merſeburg bekannt smacht werden. 


Berlin, den 23. März 1868. 


Der Minißer für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 








Redigirt im Buͤrrau bes Staats. Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in ber söniglichen Geheimen Ober. Hofbuchhbruderel 
(RR. v. Deder). 


— “0 — 
Sejet- Sammlung 
für die 


Rönigliben Preußifchen Staaten 
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(Nr. 7038.) Geſetz, betreffend die Gewährung einer StaatSunterftübung an die Thüringifche 
Eifenbahngefellihaft für den Bau einer Eiſenbahn von Leinefelde nad 
Gotha. Vom 2. März 1868. 


& | 
* Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen ꝛc. 


verordnen, mit Bezug auf das Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Sins- 
garantie für da8 Anlagekapital einer Eifenbahn von Leinefelde über Nüh hauſen 
und Langenſalza bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Gotha, vom 14. Juli 
1866., unter Zuſtimmung beider Häufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


§. 1. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird ermächtigt, 
der Thüringif Sifenbahngeie inaft zur Ba are der bei Begebung ihrer 
Stammalftien Littr. B. über den Betrag von 435,000 Thalern hinaus ſich erge- 
benden Ausfälle aus den Beftänden des Dispofitionsfonds der Eifenbahnverwaltung 
eine Beihülfe bis zum Betrage von 132,000 Thalern zu gewähren. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. März 1868. 


(L. S.) Milhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mübler. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg Leonhardt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 4. April 1868. 
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(Nr, 7037. .) Bekanntmachung, betreffend die „Benehmigung bed revidirten Statuts ber 
Mansfeldichen Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft. Vom 23. Din 1868. 


Nas Könige Mai jeftät haben unterm 9. März d. J. dem rewidirten Statut ber 
in Eisleben domizilirten „Mansfeldſchen Rupferfchiefer bauenden Gewerkſchaft“ 


vom 37 Dezember 1867. ımd 2. Januar 1868. die Genehmigung zu ertheilen 
geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem revidirten Statute wird durch das 
Amtsblatt der Regierung zu —— bekennt gmacht werden. 


Berlin, den 23. März 1868. 
Der Minißer far Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 


“ 








Redigirt im Buͤreau bed Staats. Minifteriumb. 
Berlin, gebrudt in ber söniglihen Geheimen Ober. Hofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 


— 0 — 


Sejet - Sammlung 
j für die 


Rönigliben Preußifchen Staaten 





(Nr. 7038.) Gefeß, betreffend die Gewährung einer Staatbunterſtützung an die Thüringifche 
Eifenbahngefellfhaft für den Bau einer Eifenbahn von Leinefelde nad) 
Gotha. Vom 2. März 1868. 


2 Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Bezug auf das Deiehr betreffend die Uebernahme einer Zins— 


garantie für das Anlagefapital einer Eifenbahn von Leinefelde über Müblbaufen 


und Langenfalza bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Gotha, vom 14. Juli 
1866., unter Zuftimmung beider Häufer des Landtaged der Monarchie, was folgt: 


G. 1. 

Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird ermächtigt, 
der Thüringif Sifenbahngeieltigpaft zur Ausgleichung der bei Begebung ihrer 
Stammalftien Littr. B. über den Betrag von 435,000 Thalern hinaus fich erge- 
benden Ausfälle aus den Beftänden des Dispofitionsfonds der Eifenbahnverwaltung 
eine Beihülfe bis zum Betrage von 132,000 Thalern zu gewähren. 

Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 2. Mär; 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 4. April 1868. 


i Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Arch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
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(Nr. 7039.) Geſetz, betreffend die Bewilligung einer bedingten Zinsgarantie für das An- 
Iagefapital einer Eifenbahn von Poſen nad Thorn und Bromberg. Vom 
11. März 1868, - : — 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


verordnen, ‘unter Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monardie, 
was folgt: BE TEE SE Ze 
$. 1, | Ä N a: 


Der Oberfchlefifhen Eifenbahngefellfehaft wird Behufs Uebernahme des 
Baued- und des Betriebes einer Eifenbahn von Poſen nach) Thorn mit einer 
Zweigbahn nach Bromberg die Garantie des Staated für einen jährlichen Rein- 
ertrag von vier Prozent des in diefem Unternehmen anzulegenden Kapitald bis 
‚zur Höhe. von.. dreizehn Millionen Thaler nah) Maafigabe des beigedrudten, 
unter den 30. Rovember 1867. vereinbarten Vertragdentwurfes hiermit infoweit 
bewilligt, als der dem Staate ftatutmäßig zuftehende dritte Theil des Reinertrages 
der Oberfchlefifhen Eiſenbahn über fünf Prozent des Aktienkapital und die über 
drei und einhalb Prozent Zinſen aufkfommende Dividende des Staatsantheild an 
den Stammaltim Liter. B. der Oberfchlefifehen Eifenbahngefellichaft, ſowie der 
für die Breslau -Pofen- Glogauer Eiſenbahn gebildete Garantiefonds zur Leiftung 
der erforderlichen Zufchüffe hinreichen und nicht durch die in den Gefeken vom 
20. Februar 1854. (Hefe -Samml. S. 94.) und vom 13. Mai 1857. (Gefet- 
Samml. ©. 437.) für dad Anlagekapital der Breslau -Pofen -Glogauer Eifen- 
bahn bewilligte Sinsgarantie, welche der in dem gegenwärtigen Gefete bewilligten 
Garantie vorgeht, in Anſpruch genommen werden. 


$. 2. 


Die Zindgarantie des Staates hört auf, fobald die Bahnftrede der pro- 
jeftirten Thorn-Änfterburger Eifenbahn von Thorn bis zum Anfchluffe an bie 
Oftpreugifche Südbahn sehn Jahre hindurch im Betriebe geweſen fein wird. 


8. 3. 
Unfer Finanzminiſter und Unſer Minifter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 11. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt. 


—Nni — — — — — —— —— — 


Ver⸗ 
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4 | 
Vertrag 
über 


die Erbauung und den kuͤnftigen Betrieb einer Eiſenbahn von 
Poſen nach Thorn nebſt einer Abzweigung nach Bromberg. 


* 


Zwiſchen dem Regierungs-Aſſeſſor Urſinus, als Kommiſſarius des Miniſters 

Dr x Handel,‘ Gewerbe und öffentliche Arbeiten, einerfeit3, und_dem Geheimen 

egierungsrath Lentze, ald Borjigenden der Direftion, fowie dem Kommerzienrath 

Franck und dem Banquier Stromberg, als Mitgliedern des Verwaltungsrathes der 

Oberſchleſi Eiſenbahngeſellſchaft, andererſeits, iſt heute unter * alt der 

lichen, ſowie der Geneh g der Generalverſammlung der Aktionaire 
erſchleſiſchen —E He folgender Vertrag verabredet worden. 


§. 1. 
Die Oberjchlefifche Eijenbahngefellichaft we en ſich, die Erbauung und 
den Betrieb einer Eifenbahn von ofen 6 über Gne jen II. Inowracl la nach 
Thorn mit einer Zweigbahn von einem nod) zu beftimmienden, aber nicht füdlicher 
ala Pakosz belegenen Punkte nad) Bromberg ald einen integrirenden Theil des 
Oberfehiefiihen tfenbahn-Unternehmens unter den nachftehenden näheren Beftim- 


mungen zu übernehmen. 
$. 2. 


Die Beitimmung der Richtungslinie der Eifenbahn, ſowie des Abzwei- 
ungspunktes der Zweigbahn nad) Bromberg bleibt den Königlichen Minifterium 
fir Handel ze. vorbehalten. Der Genehmigung und Feſtſtellung deffelben unter: 
iegen auch die fpeziellen Bauprojekte und Unfchläge. Etwaige omeichungen 
von den fefigeftellten Projekten und Anſchlägen find nur unter befonderer 
neömigung des vorbezeichneten Minifteriums zuläffig. 


$. 3. 

Die Oberſchlefitche Eiſenbahn ma: verpflichtet ſich, mit der Aufftellung 
der fpeziellen Bauprojekte und Anjchläge ſofort nad Ertheilung der landesherr: 
lichen —— — vorzugehen, mit dem Bau der Bahn ſogleich od Genehmigung 

Seititellung der Seo efte und Anſchläge durd) die Königliche taatöregierung 
mu Geoftnen und die B an in vier Jahren nad) Erteilung der landesherrlichen 
Rorelfion betriebsfähig herzuftellen und dem Bes zu übergeben. 

(Nr. 7039.) 
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A. 

Die Königliche Staatöregierung wird dahin wirken, der Gefelfäeft 
der zur Erbauung der Bahn nad Maaßgabe der von dem Königlichen Mini: 
ſterim für Handel x. feftgeftellten Bauprojette und Anſchläge erforderliche 
Grund und Boden von Seiten der betheiligten Korporationen unentgeltlich über: 
wiefen wird. Ä 

6. 5. 

Das zum Bau und zur vollftändigen Austüftung der Poſen-Thorn⸗ 
Bromberger Bahnftrede, zum entfprechenden Ausbau der Anihlußbabnbö e in 
Poſen, Thorn und Bromberg, ſowie zur Anſchaffung der erforderlichen Trans— 
portmittel nöthige Kapital wird — einſchließlich des zur Verzinſung deſſelben 
während der Bauzeit erforderlichen Betrages und der etwaigen Kursverluſte — 

13 — mit Buchſtaben dreizehn — Millionen Thaler angenommen und 
durch Ausgabe von vier und einhalbprozentigen Prioritäts⸗Obligationen der Ober⸗ 
fchlefifejen Eifenbahngefellfcnaft. beichafft. I 


s. 6. on 
Sobald die Baurechnung der Pofen- Thom »Bromberger Eifenbahn abge- 
ſchloſſen ift, wird das Kapital, welches fich 

a) für den Bau der Bahn nebft allem Zubehör, 

b) für die Anfchaffung der Transportnittel, 

e) für die Beſtreitung der Generalfoften, welche, foweit fie fich nicht abge: 
jondert verrechnen und direkt aus dem Baufonds verauögaben laffen, 
mit einhalb Prozent der Ausgaben zu a. und b. der Oberjchlefifchen 
Eifenbabngejellfchaft zu vergüten find, 

d) für den Kursverluſt bei Ausgabe der Prioritätd Obligationen, 

e) für die Verzinſung der Priorität: Obligationen während der Bauzeit, 
das heißt bis zu dem auf die Betriebseröffnung der Vofen-Thom-Brom- 
berger Eifenbahn folgenden 1. Januar, | 

als nothwendig ergeben hat, unter Zuziehung eines Kommiffarius des Königlichen 
Minifteriums für Handel x. definitiv Feitgeftelt 


$. 7. 
Der Neinertrag der Pofen -Thorm- Bromberger iſenbahn wird dergeſtalt 
berechnet, daß von der geſammten Jahreseinnahme derſelben 
a) die verausgabten Verwaltungd-, Transport: und Unterhaltungstoften, nad 
Maaßgabe der Beftimmungen ded $. 8. diefed Vertrages, 
b) die zu dem Reſerve- und dem Erneuerungsfonds fließenden Beträge 
($. 9. dieſes Vertrages) 


abgezogen werben. 8 








| $.8. 

Br Vereinfachung ‚der Betriebärechmung wich: fefigeftelkt, daß die Poſen⸗ 
dhorn⸗BrombergerEiſenbahn an fämmtlichen Bettiebsausgaben des Oberfchle- 
ficher : Eifenbabn=Lenternehmen®. — dag heißt :am den Koſten der allgememen 
Verwaltung, der Babmverwalting ımd der Transportverwaltung — in derfelben 
Weiſe partizipirt, wie die bezüglid) der Breslau-Poſen-Glogauer Eifenbahn im 
Berhältniß zu der Oberfchlefifchen Eifenbahn feftgeitellt if. Die in diefem Ver— 
hältniß „jehgeiteltten Grundſätze über die Bogunng für die wechfelieitige Benutzung 
der Transportmittel gelten auch für die Poſen⸗Thorn-Bromberger Eiſenbahn in 
hrein-Berhältnig zu der Oberichlefifchen Eifenbahn. 


$. 9. | 
. Ein Reſerve⸗ umd eim Erneuerungsfonds der Pofen- Thom- Bromberger 
Eiſenbahn find zu bilden. Für die Rücklagen in..diefelben find. die für den 
Referve- und den Erneuerungsfonds des übrigen Oberfchlefifcehen Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nedmend geltenden Beftimmungen maaßgebend. . 


. $. 10. 


Für den Fall, daß der Reinertrag der Poſen-Thorn-Bromberger Eifen- 
bahn nicht hinreichen follte, um das Anlagekapital mit vier und einhalb vom 
Qunbert zu verzinfen, leiftet zunächjt und vor dem Staate die Oberfchlefifche - 

jenbehngeie chat einen Zuſchuß von einem halben Prozent. Ä 

| ird auch hierdurch die Verzinfung mit vier und einem halben Prozent 
volfftändig erreicht, jo ift der Staat verpflichtet, den hierzu erforderlichen 
chuß für das aufgewendete Anlagefapital bis zu dem Maximalbetrage von 13 
— mi Buchftaben dreize N a —S — aus dem —5 $. 9. des 
zweiten Nachtrages zum Statut der Oberſchlefiſchen Eifenbahngefellichaft zuftehen- 
den deitten — von dem Ueberſchuſſe über fünf Prozent des Aktienkapitals 
der ſogenannten Superdividende) und aus dem ihm nach demſelben Paragraphen 
rüdfichtlich feines Antheiles an den Stammaftien Liter. B. der Oberfchlefiichen 
Eiſenhahngeſellſchaft zuftehenden Gewinne über 33 Prozent diefer Aktien (der 
eigentlichen Dividende), eventuell aus dem Garantiefonds Sn. dieſes Vertrages) 
h leiften, foweit diefe Beträge reichen und nicht durch die Zindgarantie, welche 
ür da8 Anlagekapital der Seeälan: ofen -Ölogauer Eifenbahn in den Geſetzen 
vom 20. Februar 1854. (Gefeß- Samml. ©. 
Kelch Sam. ©. 437.). bewilligt worden ift und der in diefem Vertrage ver- 
abredeten Zindgarantie vorgeht, in Anfpruch genommen werben. 0 

.... Die Zindgarantie ded Staates hört auf, fobald die Bahnftrede der pro- 
jeftirten — Eifenbahn. von Thorn bis zum Anfchluß an die 
Oftpreußijche Südbahn zehn Jahre hindurch im Betrieb gewefen fein wird. 

Nach Beendigung diefer Zindgarantie Liegt die Verziufung der Wrioritäts- 
Obligationen mit 43 Prozent felbftverftändlic der Oberfchlefifchen Eifenbahngefell- 
ſchaft allein ob. | u | 

(Nr, 7089.) $. 11, 


“nr 


4.) und vom 13. Mai 1857. 


3. Feſtſtel⸗ 
ung bes Ent- 
ſchaͤdigungs⸗ 
Anſpruchs. 


4. Feſtſtellung 
des Eniſchadi- 


gungsbetrages. 
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$. 62. 


‚Wenn darüber, ob eine Berechtigung in Folge ihrer Aufhebung einen 
geſetzlichen Entſchädigungsanſpruch begründet, oder darüber, wer die Entfchadigung 
für den Verluft einer Berechtigung nad) diefem Gefee zu tragen hat, oder wenn 
endiicd) über den Umfang und Smbalt der Berechtigung, für weldye Entfchädigung 
zu gewähren ift, ſich Streit erhebt, fo hat nad) vollftändiger Erörterung der 
Streitpunfte durch den Kommiffarius die Regierung in einem mit Gründen aus» 
zufertigenden Nefolute zu entfcheiden. 

Vor Einleitung des Entfchädigungsverfahrend find die Verwaltungs: 
behörden zur Erörterung diefer Fragen nicht befugt. Ergiebt fi) im Laufe des 
Sutthäbigungsverfahren ‚ daß eine diefer Fragen bereits rechtshängig ift, fo 
wir —* erfahren bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des Streitpunktes 
ausgeſetzt. 

egen das Reſolut der Regierung ſteht, binnen einer Friſt von ſechs 
Wochen nach Eröffnung deſſelben, den Betheiligten oder deren beſtellten Vertre⸗ 
tern bei dem zuſtändigen Gerichte die Berufung auf rechtliches Gehör offen. 


§. 63. 


Sobald der Entſchädigungsanſpruch an ſich endgültig feſtgeſtellt iſt, muß 
der Betrag der Entſchädigung ermittelt werden. 

Vor den Beginne des Ermittelungsverfahrens iſt der Kommiſſarius ge- 
halten, über die Art und Höhe der Entichädigung eine DBereinbarung zwifchen 
den Entfchädigungsberechtigten und Entfchädigungsverpflichteten zu verfuden. 


$. 64. 


Kann der Werth der aufgehobenen oder abzulöfenden Berechtigungen nad) 
Vorſchrift der $$. 24. und 25. erwiefen oder feitgeftellt werden, jo nimmt der 
Kommiffarius die erforderlichen Erörterungen unter Zuziehung der Entfchädigungs- 
berechtigten und Entichädigungsverpflichteten vor. 

n allen übrigen Fällen erfolgt die Ermittelung des Betrages der Ent- 
fhädigung durch den Kommiſſarius unter Zuziehung von zwei Beiligern, von 
denen einer durch die Berechtigten, der andere durch die jur Ent chädigung Ver⸗ 
aiihteren binnen einer von dem Kommiſſarius beftimmten Friſt zu wählen ift. 

folgt binnen diefer Stift die Wahl nicht, fo ernennt der Kommifjarius die 
Beiſitzer. 
$. 65. 

Als Beifiker wählbar ift jeder unbefcholtene, in den Gefchäften des bür- 
gerlichen Lebens erfahrene Mann. | 

Die Beifiker Tonnen nur Erſatz der Reife-, Zehrungd- und Verfäumniß- 
foften verlangen. | j 

6. 66. 

Die Beifiter haben unter Leitung des Kommiffarius die thatſächl hen 

er⸗ 
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Berhältniffe, welche für die Höhe der Entſchädigung von Erheblichkeit fein können, 
vollftändig ie erörtern. 

a diefer Erörterung find alle gefeglichen Beweismittel, mit Ausnahme 
des Beweiſes durch Eid, zuläffig. Kommt ed auf die Ermittelung des Rein- 
ertrages eined Gewerbed an, jo bei Feſtſtellung deflelben die Durchfchnitte 
der Marktpreiſe des nächten Marktortes aus den zwanzig Jahren von 1846. bis 

en 


1865. 8 G zu legen. 
a8 Ergebniß der Erörterungen haben die Beiſitzer mit dem Kommiſſa⸗ 
rius in einem gemeinfchaftlichen Gutachten zuſammen zu faflen. 


$. 67. 


Mit diefem Gutachten reicht der Kommiſſarius die Verhandlungen der Re- 
gierung ein, welche über Die Höhe der Entfhädigung durch ein mit Gründen 
auszufertigendes Reſolut entjcheidet. 

Den Betheiligten ſteht gegen das Reſolut der Regierung mit Ausſchluß 
des Rechtsweges der Rekurs an den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent: 
liche Arbeiten zu, welcher binnen einer Friſt von ſechs Wochen nach Eröffnung 
des Nefolute8 bei der Regierung eingelegt und gerechtfertigt werden muß. Die 
Rekurs Heft wird dem Gegentheile zugeftellt, welcher innerhalb vier Wochen 
nach dem Empfange derfelben feine Erwiderung einzureichen hat. 


$. 68. 


Die rechtöfräftigen Mefolute der Regierung ($$. 62. 67.) und die Ent- 
nt des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ($. 67.) 
aben die Wirkung rechtöfräftiger Erkenntniſſe. 


$. 69. | 


I der Betrag der Entſchädigungskapitalien und Entjäbigungerenten 5. Vertheilung 
rechtskraͤftig * ſtellt, ſo wird über die Tilgung der Kapitalien, über die Ab⸗ der Entiäbi- 
Löfung der Renten, jowie über die ee ng Der von den Entfcpäbigungs- gungäbeiträge. 


ichtigen zu dem Behufe zu leiftenden Beiträge Beſtimmung getroffen. Diefe 
eftimmung ſteht mit —5* des Rechtsweges der Regierung zu; gegen ihre 
Entjcheidung ift die ee "an den Mintfter für Sandel f Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten zuläffig. " 
$. 70. 


Die Einziehung der von den Entfchädigungspflichtigen zu leiftenden Bei- 
träge, fowie die Auszahlung der Entſchädigungen liegt denjenigen Staatsbehörden 
oder Gemeindebehörden ob, welche die Regierung beſtimmen wird. 


$. 71. | 


Das Defanıen bor den Verwaltungsbehörden ift frei von Stempel und 6. Koften des 
Gebühren. Die Auslagen, welche in demfelben erwachlen, fallen den Entſchädi⸗ Verfahrens. 
gungäpflichtigen zur Cat Hat das Verfahren die Ablöfung einer Berechtigung 

dahrgang 1868. (Nr. 7035.) 38 zum 
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um Gegenftande, fo find die Auslagen von den Entſchädigungsberechtigten umd 
tichädigungspflichtigen je zur Hälfte zu tragen. 

Unter mehrere Entſehadiun spflichtige oder mehrere Entſchädigungsberech— 
tigte werden die Koſten nach Maaßgabe ihrer Pflichten oder Anſprüche und zwar 
durch Beſtimmung derjenigen Sehörden vertheilt, welche die Entjchädigungen und 
deren Aufbringun Teiufeben haben ($$. 67. 69.). 

Hat einer der Betheiligten einen über die. Art und Höhe der Entſchädi⸗ 
gung nach Maafgabe des $. 63. dieſes Geſetzes gemachten Bergleihövorfchlag 
abgelehnt und die Einleitung des Ermittelungsverfahrens 3. 64. ff.) verlangt, 
oder bat er die Ermittelung des Werthes der zu entichädigenden Berechtigung an 
Stelle der im $. 25. dieſes Geſetzes vorgefehenen Feſtſtellung in dem Ermitte- 
lungöverfahren verlangt, jo muß er die Koften diefed Verfahrens tragen, wenn 
das Ergebniß defjelben nicht um fünf Prozent günftiger für ihn ausfällt. 

ird ein Entjchädigungsanfprudy als unb gründet abgewieſen, ſo fallen 
die Koſten des Verfahrens dem zurückgewieſenen Theile zur Laſt. 

Alle Auslagen ſind — aus der Staatskaſſe zu decken. 


Schlußbeſtimmungen. 


$. 72. 


Die Ablöfung eined Zwangs⸗ und Bannrechted kann auch außerhalb des 

ter vorgefchriebenen Verfahrens im Wege der freien Uebereinkunft erfolgen. Die 

erechtigten fowohl, als auch die Verpflichteten find befugt, die Beftätigung des 

Ablöfungsvertraged durch die Regierung zu verlangen. Der beftätigte Vertrag 
bat die Wirkung einer rechtöfräftigen Enticheidung ($. 68.). 


$. 73, 


Erftredt fi) eine aufgehobene oder zur Ablöfung gebrachte Berechtigung 
auf die Bezirke mehrerer — ſo beſtimmt der Oberpräſident der Provinz 
diejenige Regierung, welche das erfahren zu leiten bat. | 


$. 7A. 


Für den Bereich des ehemaligen Königreiche Gannoner treten in Bezug 
auf die Ausführung dieſes Geſetzes die Candbroffeien an die Stelle der Regierungen. 


§. 75. 


Die zur Zeit geltenden gefeglichen Beflimmungen bleiben, foweit fie die 
Aufhebung gewerblicher Berechtigungen und deren Entſchädigung betreffen, en! 
Toreit — en die Ablöfung folcher Berechtigungen betreffen, werden fie bier- 
mit aufgehoben. | 
| ngleichen find aufgehoben alle fonftigen, diefem Geſetze entgegenftehenden 
Vorſchriften. 

n 


nö 0 - 


An denjenigen Fällen, in welchen bei Verkündung dieſes Geſetzes das Ver- 
fahren in Betreff der Entfchädigung für ein zur Ablöfung gebrachtes Recht bereits 
eingeleitet ift, foll die Verfahren nach Maaßgabe der bisherigen Gefeßgebung zu 
Ende geführt werden. 


$. 76. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird mit der 
Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. März 1868. 
(LS) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Seldow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





(Nr. 7036.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. April 1867., betreffend das Erfcheinen einer Dä- 
nifchen Ueberſetzung der Geſetz -Sanımlung. 


Auf den Bericht vom 4. März d. J. genehmige Ich, daß die Geſetz⸗Sammlung 
für die Preußiſchen Staaten in einer angemefjenen Anzahl von Exemplaren mit 
einer Dänifchen Heberehung cheinen, und daß diefe Ausgabe der Gefeh -Samm- 
lung für diejenigen Gegenden de3 Herzogthums Schleswig benutzt werden foll, in 
welchen die Dänifche Sprache die Kirchen- und Schulfprache ift. Der Deutfche 
Text der Gefeg-Sammlung bleibt jedoch da8 eigentliche Geſetz und ift bei etwanigen 
Duntfelbeiten der Erklärung zu Grunde zu legen. 


Berlin, den 13. April 1867. 
Milhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönbaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler Gr. zur Lippe dv. Selchow. 
Sr. zu Eulenburg. 


An das Staatöminifterium. 





(ir. 7035—7037,) | (Nr. 7037.) 


u u 


(Nr. 7037.) Belanntmachung, beireffend die „Genehmigung des revidirten Statuts der 
Mansfeldichen Kupferſchiefer bauenden Gewerkſchaft. Vom 23. März 1868. 


Na Königs Dejeftät baben unterm 9. März d. J. dem veridirten Statut der 
in Eißleben domizilirten „Mansfeldſchen Kupferfchiefer bauenden Gewerkſchaft“ 
vom = Dezember 1867. und 2. Januar 1868. die Genehmigung gu; ertheilen 
geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nehſt dem revidirten Statute wird durch das 
Amtsblatt der Regierung zu Merfeburg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 23. März 1868. 


Der Minifter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. 





Redigirt im Buͤreau bes Staats. Minifteriumd. 
Berlin, gebrudt in der wniglichen Geheimen Ober. Hofbuhbruderei 
(R. v. Deder). 
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Sejet- Sammlung 
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Rönigliden Preußifhen Staaten 
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(Nr. 7038.) Geſetz, betreffend die Gewährung einer Staat8unterftüßung an die Thüringifche 
Eifenbabngefellfhaft für den Bau einer Eifenbahn von Leinefelde nad) 
Gotha. Vom 2. März 1868. 


€ | 
Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Bezug auf das Seiler betreffend die Uebernahme einer Sins- 
garantie für das Anlagefapital einer Eifenbahn von Leinefelde über Nüh hauſen 
und Langenſalza bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Gotha, vom 14. Juli 
1866., unter Zuftimmung beider Häufer des Landtaged der Monarchie, was folgt: 


1. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird ermächtigt, 
der Thüringifchen Eifenbahngefellichaft zur tuegleichun der bei Begebung ihrer 
Stammaftien Littr. B. über den eg von 435,000 &halern hinaus ſich erge- 
benden Ausfälle aus den Beſtänden des Dispoſitionsfonds der Eiſenbahnverwaltung 
eine Beihülfe bis zum Betrage von 132,000 Thalern zu gewähren. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 2. März 1868. 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





Jahrgang 1868. (Nr. 7038-7039.) 39 (Nr. 7039.) 
Ausgegeben zu Berlin den 4. April 1868. 
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(Nr. 7039.) Geſetz, betreffend die Bewilligung einer bedingten Sinsgarantie für das An- 
Iagefapital einer Eifenbahn von Poſen nach Thorn und Bromberg. Vom 
11. Mär 1868, or, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


verordnen, "unter Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monardjie, 
was folgt: ad vo. 
§F. 1. | ae. 


Der Oberfchlefifchen Eifenbahngefellfchaft wird Behufs Uebernahme des 

Baued- und des Betriebes einer Eifenbahn von Poſen nah Thorn mit einer 
Zweigbahn nad) Bromberg die Garantie des Staated für einen jährlichen Rein- 
ertrag von vier Prozent des in diefem Unternehmen anzulegenden Kapital® bis 
zur Höhe. von.. dreizehn Millionen Thaler nah) Maaßgabe des beigedrudten, 
unter dem 30. November 1867. vereinbarten Bertragsentwurfes hiermit infoweit 
bewilligt, als der dem Staate ftatutmäßia zuftehende dritte Theil des Reinertrages 
der Oberfchlefifchen Eiſenbahn über fünf Prozent des Aktienkapital und die über ' 
drei und einhalb Prozent Zinſen aufkommende Dividende des Staatsantheild an 
den Stammaltien Liter. B. der Oberfchlefifchen Eifenbabngefellichaft, ſowie det 
für die Breslau -Pofen- Glogauer Eifenbahn gebildete Sarantiefonds Ri Leiftung 

er erforderlichen Zufchüffe inreichen und nicht durch die in den Gefehen vom 
20. Februar 1854. (Geſetz- Samml. S. 94.) und vom 13. Mai 1857. (Gefeh- 
Samml. ©. 437.) für da8 AUnlagefapital der Breslau: Pofen- Glogauer Eifen- 
bahn bewilligte Sindgarantie, welche der in dem gegenwärtigen Gefeße bemilligten 
Garantie vorgeht, in Anſpruch genommen werden. 


$.2. | 
Die Zinsgarantie des Staated hört auf, fobald die Bahnftrede der pro⸗ 
jeftirten Ihorn-nfterburger Eifenbahn von Thorn bis zum Änſchluſſe an die 
DOftpreußifche Südbahn sehn Sabre hindurch im Betriebe gewefen fein wird. 


$. 3. 
Unfer Finanzminiſter und Unſer Minifter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 11. März 1868. 


LS) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Leonhardt. 


— — — — — — 











Ver⸗ 


4 o-m- 


J 
Vertrag 
— — 6 über 


die Erbauung und den fünftigen Betrieb einer Eifenbahn von 
ofen nad) Thorn nebit einer Abzweigung nad) Bromberg. 


Zwiſchen dem Regierungs-Affefjor Urſinus, ald Kommiflarius des Minifters 

De Handel,’ Gewerbe und offentlihe Arbeiten, einerfeit?, und dem Geheimen 

egierungsrath Ventze, als Borfigenden der Direftion, fowie dem Kommerzientath 

Franck und dem Banquier Stromberg, als Mitgliedern des Verwaltungsrathes der 

Dberfchlefifchen Eifenbahngefellfchaft, andererfeits, ift heute unter Vorbehalt der 

land lichen, fowie der Genehmigung der Generalverfammlung der Aktionaire 
der Oberjchlefifchen Eifenbahngefellfchaft folgender Vertrag verabredet worden. 


§. J. 


Die Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſcha verpflichtet fih, Die Erbauung und 
den Betrieb einer Eifenbahn von ofen über Gneſen und Inowraclaw nad 
Thorn mit einer Zweigbahn von einem noch zu beftimmenden, aber nicht füdlicher 
ala Pakosz belegenen unfte nad) Bromberg ald einen integrirenden Theil des 


Dberfchlefiichen Eifenbahn-Unternehmens unter den nachftehenden näheren Beftint- 
mungen zu übernehmen. 
$. 2. 


Die Beltimmung der Richtungslinie der Eifenbahn, fowie des Abzwei— 
gungspunftes der Zweigbahn nad) Bromberg bleibt dem Königlichen Minifterium 
fi Handel 2. vorbehalten. Der Genehmigung und Feititellung deffelben unter: 
iegen auch die fpeziellen Bauprojekte und Unjchläge. Etwaige Abweichungen 
von ben feitgeftellten Projekten und Anfchlägen find nur unter befonderer Ge- 
nehmigung des vorbezeichneten Minifteriums zuläffig. 


Ä $. 3. 

Die Oberfölehfihe Eifenbahn ee verpflichtet fich, mit der Aufftellung 
der fpeziellen Bauprojekte und Anfchläge fofort nad Ertheilung der landesherr— 
lichen Konzeſſion vorzugehen, mit dem Bau der Bahn fogleic) ad Genehmigung 
und Feſtſtellung der —328 und Anſchläge durch die Königliche Staatsregierung 
zu beginnen und die Bahn in vier Jahren nad) Ertheilung der landesherrlichen 
Konzeſſion betriebsfähig herzuftellen und dem Betriebe zu ubergebn. 

(Nr. 7039.) 39° $. 4. 
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Se 
Die Königliche Staatsregierung wird dahin wirken der Geſellſchaft 
der zur Erbauung der Bahn nach ahenpe be von a he — 
ſterimm für Handel xx. feſtgeſtellten Bauprojekte und Anſchläge erforderliche 
Grund und Boden von Seiten der betheiligten Korporationen unentgeltlich über⸗ 
wieſen wird. 
6.5 , Ä | 


Das zum Bau und zur vollftändigen Ausrüftung der Pofen- Thom: 
Bromberger Bahnftrede, zum entfprechenden Ausbau der Anſchlußbahnhöfe in 
Poſen, Thorn und Bromberg, fowie zur Anjchaffung der erforderlichen Trans: 
portmittel nöthige Kapital wird — einfchließlih des zur Verzinſung deffelben 
während der Banpit erforderlichen Betrages und der etwaigen Kursverluſte — 
auf 13 — mit Buchſtaben dreizehn — Millionen Thaler angenommen und 
durch Ausgabe von vier und einhalbprozentigen Prioritäts⸗Obligationen der Ober⸗ 
fchlefifehen Eifenbahngefellichaft befchafft 


$. 6. | Ä 
Sobald die Baurechnung der Pofen-Thorn-Bromberger Eifenbahn abge 
ſchloſſen ift, wird das Kapital, welches fich | 

a) für den Bau der Bahn nebft allem Zubehör, 

b) für die Anfchaffung der Transportinittel, 

e) für die Beſtreitung der Generalfoften, welche, foweit fie ſich nicht abge: 
jondert verrechnen und Direft au8 dem Baufonds verauögaben laffen, 
mit einhalb Vrozent der Ausgaben zu a. und b. der Oberfchlefifchen 
Eifenbahngejellfchaft zu vergüten find, 

d) für den Kursverluſt bei Ausgabe der Prioritäts - Obligationen, 

e) für die Verzinfung der Priorität. Obligationen BR der Bauzeit, - 
das heißt bis zu dem auf die Betriebseröffnung der Poſen⸗Thorn-⸗Brom⸗ 
berger Eifenbahn folgenden 1. Januar, 

als nothwendig ergeben dat unter Suziehung eines Kommifjarius des Königlichen 
Minifteriums für Handel zc. definitiv feftgeftelt | 


S. 7. 
Der NReinertrag der Pofen - Thorn» Bromberger jenbahn wird dergeftalt 
berechnet, daß von der gefammten Jahreseinnahme derfelben 


a) die verausgabten Verwaltungd-, Transport: und Unterhaltungskoften nach 
Maaßgabe der Beltimmungen ded $. 8. dieſes Vertrages, 


b) die zu dem Reſerve- und dem Erneuerungsfonds fließenden Beträge 
($. 9. diefes Vertrages) 


abgezogen werden. 















$. 8, 





$ 8. 
11:0. But Vereinfachung der Betriebärcchnung wich. fefigefteit, daß die Poſen⸗ 
Thorn⸗Bromberger Eiſenbahn an fammtlicher Bettiebsausgaben des Oberichle- 
ſiſchen Eiſenbahn⸗Unternehmens — das heißt am den Koſten der allgemeinen 
Verwaltung, der Bahnverwaltimg und der Transportverwaltung — in derſelben 
Weiſe partizipirt, wie dies bezüglich der er an. oen Sloganer Eifenbahn im 
. Berhälmi zu der Oberfchlefifchen Eifenbahn feftgeitellt if. Die in diefem Wer: 
hältniß feftgeftellten Grundfäge über die Vergütung für die mechfelfeitige Benukung 
der Transportmittel gelten auch für Die Aalen horn ⸗Bromberger Eiſenbahn in 
ihrein · Verhältniß zu der Oberſchleſifchen Eiſenbahn. u 


$. 9. 


Ein Reſerve⸗- umd ein Erneuerungsfonds der Nofen- Thorm- Bromberger 
Eifenbadn . find zu bilden. Für die Nudlagen in. diefelben find die für den 
Reſerve⸗ und den Erneuerungsfonds des übrigen Oberjchlefifchen Eifenbahn-Anter- 
nehmens geltenden Beſtimmungen maaßgebend. | 


J $. 10. 


Für den Fall, daß der Neinertrag der Pofen: Thorn-Bromberger Eifen- 
bahn nicht hinreichen follte, um das Anlagefapital mit vier und einhalb vom 
Sunbert zu verzinfen, leiftet zunächlt und vor dem Staate die Oberfchlefifche 

iſenbahngeſellſchaft einen Sl: von einem halben Prozent. | 

Wird auch hierdurch die Verzinfung mit vier und einem halden Prozent 
nicht vollftändig erreicht, fo iſt der Staat verpflichtet, den hierzu erforderlichen 
Zuſchuß für das aufgewendete Anlagefapital bis zu dent Marrmalbetrage von 13 
— mit hans dreize nn a —Se— — ae ei ihm nach $. 9. des 
weiten ages zum Statut der lefiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zuftehen- 
den. dritten Theile von dem Ueberſchuſſe über. Fünf Mio nt des Fttientapitals 
. (der. fogenannten Superdividende) und aus dem ihm nad) demfelben Paragraphen 
rüdjichtlih feines Untheiled an den Stammaltien Littr. B. der Oberſch eigen 
ne ellfhaft zuftehenden Gewinne über 3% Prozent diefer Aktien (der 
eigentli ividende), eventnell aus dem Garantiefonds 11. dieſes Vertrages) 
u leiſten, ſoweit dieſe Beträge reichen und nicht durch die Zinsgarantie, welche 
* das Anlagekapital der Seeälan: Poſen-Vlogauer Eiſenbahn in den Geſetzen 
vom 20. Februar 1854. Geſetz⸗Samml. ©. 94.) und vom 13. Mai 1857. 
(Befet-Sanml ©. 437.) bewilligt worden ift und der in dieſem Vertrage ver- 
abredeten Zindgarantie vorgeht, ın Anfpruch genommen werden. — 

Die Zinsgarantie des Staates —* auf, fobald die Bahnſtrecke der pro— 
jektirten Thorn. ** Eifenbahn. von Thorn bis zum Anſchluß an die 
Oſſpreußiſche Südbahn zehn Jahre hindurch im Betrieb geweſen fein wird. 

ad) Beendigung dieſer Zinsgarantie liegt die Verziuſung der: Prioritäts- 
Obligationen mit 45 Prozent ſelbſtverſtändlich der Oberſchlefiſchen Eifenbahngefell- 
Schaft allein ob. | | ’ Ä | 
(Nr. 7089.) $. 11, 


— mM — | \ 


1... Ä 
Zur Sicherung für die Dedung etwaiger Zinsausfähe ift der Staat ver: 
pflichtet, den in Gemäßheit des $. 9. des unter dem 20. Auguft 1853. Allerhöchſt 
beftätigten Vertrages vom 23. Juli deffelben Jahres, der Gejeke vom 20.’ Februar 
1854. und 13. Mai 1857. und des unter dem 27. Degember 1858. Allerhöchſt 
beftätigten dreigehnten Nachtrages zu dem Statute der Oberſchleſiſchen Eiſenbahü⸗ 
efellihaft, bi8 zur Höhe von 1400,000 Thalern angefanımelten, refp. 
ammelnden Garantiefonds nach Vorſchrift der allegirten Beſtimmungen auf. die 
Dauer der im $. 10. diefed Vertrages übernommenen Garantie zu erhalten. -: 


§. 12. \ 
Zur Amortifation des Anlagefapital® werden jährlich verwendet: 


a) der Reinertrag ($. 7.) über 43 Prozent des Anlagefapital3 bis zur Höhe 
eined halben Prozents des legteven, ; 


b). die Zinfen der amortiſirten Prioritäts- Obligationen, 


§. 13. 


Nücfichtlich des Poſtdienſtes und der Anlage eleftromagnetifcher Telegra- 
phen und deren Benufung, fowie im Betreff der Benugung der Bahn I 
militaitifche Zwecke guden auf die Poſen-Thorn⸗-Bromberger Eifenbahn die für 


das Oberjchlefifche Eifenbahn- Unternehmen geltenden Beſtimmungen Anwendung. 


$. 14. 

Die Beſtimmungemder Allerhöchiten Konzeffiond- und Beftätigungs-Urkunden 
vom 24. März und 2. Auguft 1841., des unter dem 26. Februar 1842. Aller 
höchſt beftätigten Statut der Oberjchlefiichen Eifenbahngefelljchaft, des unter dem | 
11. Auguft 1843. Allerhöchft beftätigten zweiten Nachtrages, fowie aller übrigen 
Nachtraͤge zu diefem State, ingleihen des Much den Allerhöchſten Erlaß vom 
13. Oftober 1856. EP rtrages zwifchen der Staatsregierung und der 


Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 17. September 1856. gelten auch für 
a nemneomen des Baues und des Betriebes der Bofen- Thorn: Bromberger 


Eifenbahn. 
Berlin, den 30. November 1867. 
Urfinus, 
Regierungd - Afleffor. 
Lentze, Franck, Fromberg. 
Geheimer Regierungsrath. Königlicher Kommerzienrath. 
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(Nr. 7040.) Beſtaͤtigungs · Urkunde, betreffend einen Nachtrag zu den Statuten der Rheini- 
hen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 23. März 1868, 
Mir Wilyelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 
Nachdem :von: Seiten der Nheinifchen Eiſenbahngefellſchaft mit Rüdficht 
auf :den ‚mit dert genannten Gefellihaft, Behufs Uebernahme de Baues "und 
Betriebes einer : Eifenbahn. von Trier durch die Eifel nach Call, unter dem 
12414. November 1867. abgefchloffenen Vertrag eine entfprechende: Abänderung 
iseer Statuten, fowie der zu benſelben bisher erlaffenen Nachträge befchloffen, 
und in Folge deflen der anliegende Statutnachtrag: aufgeftellt worden ift, wollen 
/ Wir dem legteren die erbetene Iandesherrliche Genehmigung hiermit extheilen. 
Die gegenwärtige Urkunde ift nebft dem Nachtrage durch die Geſetz- 
Sammlung In veröffentlichen. 


Urkünblich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. j 
Gegeben Berlin, den 23. März 1868. . “ 


(LS) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 





Nachtrag 
zu 
den Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft 


Die Beſtimmungen des unter dem 18. März 18 
Nachtrages zu den Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahn 
Bau der Zweigbahn Call-Txier, werben nad) Maafgabı 
lichen Staatsregierung einerfeitd und ber Rheiniſchen Eif 
fett unterm 12./14. November 1867. abgefchlofienen 

Igt deklarirt und ergänzt. 
" $.1. 

Soweit die Grunderwerbfoften für die Eifelbahn durch die Bewilligung 
der Intereffenten, Gemeinden und Kreije, ſowie durch die von der Rheiniſchen 
Eifenbahngefellfhaft aus eigenen Fonds zugefiherte Beihülfe von 74,127 Rthlr. 
15 Sgr. nicht gedeckt werben, ift die Rheinifche Eifenbahngefellfchaft. in Abänderung 
de8 .$. 4. des Vertrages vom 10, April 1866. beveshfigt und verpflichtet, die 
nöthigen Mehrauögaben auf Rechnung des Baufonds zu übernehmen. Dem 
Minifterium für Handel „Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird die Befugniß 
vorbehalten, das ganze Grunderwerbögefhäft für dad Unternehmen ganz Fi 

(Nr. 7040.) . eil⸗ 
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iheilweife in die Hand zu nehmen und durch von ihm zu beftellende Kommiſſare 
amend und für Rechnung« der Gefellfehaft ausführen zu laffen. 


$. 2. 


Der $. 7. de8 Vertrages vom 10. April 1866. wird dahin abgeändert, 
daß Die Rheinifche Eifenbahngefellfchaft im Einvernehmen mit der Staatsregierung 
die für den Bau’ der Call-Trierer Bahn Freirten Aftin Littr. B. auch unter 
dem Parikurſe emittiven ‚wird, fofern die Lage des Geldmarktes diefes geboten 
erfcheinen laſſen follte. 

| 83. 

* Dem im $. 10. de8 Vertraged vom 10. April 1866. auf 11 Millionen Thaler 
Tefigefebten Baufapitale wachen diejenigen Ausgaben für den Grunderwerb zu, 
welche nicht durch die Leiftungen der SIntereffenten, Gemeinden und Kreije, Te, 
nicht durch den von der Rheiniſchen Eifenbahngefellichaft übernommenen Zufchuß 
von 74,127 Rthlr. 15 Sgr. gebedt werden ($. 1. dieſes Nachtvages), in gleicher 
Meije der Betrag der Kursverlufte, welche bei der Ausgabe der Aktien Littr. B. 
fi) ergeben werden. Soweit durch diefe Mehrausgaben für den Grunderwerb 
und die Kuröverlufte eine Leberfchreitung des urfprünglich in Ausficht genonme- 
nen Unlagefapitald von 11 Millionen Thaler herbrige ührt wird, foll diefer 
Mehrbedarf in gleicher Weife wie das urfprüngliche Anlagefapital von 11 Millio- 
nen Thaler durch vom Staate garantirte Aktien Littr. B. befchafft werden. 


$. 4. 
Die Einzahlungstermine der zu emittirenden Aktien B., ſowie die näheren 
* — —— Emiffion werden von der Direktion der Rheinifchen Eifenbahn- 
efellfehaft beftimmt. - 
i An den Emiffiondbedingungen fann die Direktion beftimmen, daß die 
urfprünglichen Zeichner von der ferneren Verhaftung befreit fein follen, nachdem 
40 Prozent des Nominalfapitald eingezahlt jein werden. Bis auf Höhe von 
40 Vrozant werden alle Einzahlungen als für Rechnung der urfprünglichen Aktien 
zeichner gefchehen erachtet. ' 
$. 5. 


Bezüglich des Verfällend der auf Aktien Littr. B. eingezahlten Beträge 
bei Verfäunmiß der nad) $. 4. dieſes Otatutnachtrage von der Direktion fe 
ufeßenden Einzahlungdtermine, fowie der in Folge defien etwa erfolgenden Zu: 
Kaffung neuer Aktienzeichnungen find die Beſtimmungen des $. 16. der Statuten 
der NRheinifchen Eifenbahngerelfichaft maaßgebend. 


2 





Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 














Geſetz-Sammlung 
| für die 


Rönigliden Preußiſchen Staaten 
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(Nr. 7041.) Geſetz, betseffend die Errichtung öffentlicher, ausfchließlih zu benußender 
Schlachthäuſer. Vom 18. März 1868.. 


Mr Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ir. 


— mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


§. s. 
In denjenigen Gemeinden, in welchen eine Gemeindeanſtalt zum Schlachten 
von Vieh (öffentliches Schlachthaus) errichtet ü , fann durch Gemeindebefchluß 
tdnet werden, daß innerhalb des ganzen Gemeindebezirks oder eines Theils 
elben das Schlachten ſaͤmmtlicher oder einzelner Gattungen von Vieh, ſowie 


gaviffe mit dem Schlachten in unmittelbarem Zuſamm e ftehende, beitimmt 
au »geichnenbe Verrichtungen, ausfchlieplih in dem ifenilhm Schlachthaufe, 
teip. den öffentlichen Schlachthäufern, vorgenommen werden dürfen. 


An dem Gemeindebefchluffe kann beftimmt werden, daß das Verbot der 
ferneren Benutzung anderer ald der in einem öffentlichen Schlachthaufe befind- 
lihen Schlachtitätten: 


1) auf die im Befige und in der Verwaltung von Innungen oder fonftigen 
Korporationen befindlichen gemeinfchaftlihen Schlachthäufer, 
2) auf das nicht gewerbmäßig betriebene Schlachten 
feine Anwendung finde. 
$. 2. Ä 
Durch Gemeindebefchluß kann nad) Errichtung eines öffentlichen Schlacht- 
hauſes angeordnet werden, daß alles in daffelbe gelangende Schlachtvieh zur 
detftellung feines Gefundheitäzuftandes fowehl vor als nach dem Schlachten 
eimer Unterfuchung duch Sacverftändige zu unterwerfen ifl. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7041.) 40 6. 3. 
Ausgegeben zu Berlin den 6. April 1868, 
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F. 3. 


Die in den N 1. und 2. begeichneten Semeindebefchlüffe bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Bezirföregierung. 

Das Verbot der Benutung anderer ald der im öffentlichen Schlachthaufe 
befindlichen Schlachtftätten ($. 1.) tritt fech8 Monate nad der Veröffentlichung 
des genehmigten Gemeindebejchluffes in Kraft, fofern nicht in diefem Befchlufje 
felbft eine längere Friſt beſtimmt ift. j 


$. 4. Ä 
Die Gemeinde ift verpflichtet, das öffentliche, ausſchließlich zu benußende 
Schlachthaus den örtlihen Bedürfniffen entiprechend einzurichten und zu erhalten. 
Will die Gemeinde die Anftalt eingehen lafjen, jo ift der Termin der 
Aufhebung von der Genehmigung der Regierung abhängig. 


$. 5. 

Die Gemeinde ift befugt, für die Benutzung der Anftalt, fowie für die 
Unterfuchung des Schlachtviehes, beziehungsweife des Fleiſches, Gebühren zu 
erheben. Der Gebührentarif wird durch Gemeindebefchluß auf mindeftend ein- 
jährige Dauer feftgefeßt und zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Die Höhe der Tariffäte ift jo zu bemeſſen, daß 

1) die für die Unterfuchung ($. 2.) zu entrichtenden Gebühren, die Koften 
diefer Unterfuchung, 

2) die Gebühren ir die Schlachthausbenugung den zur Unterhaltung der 
Anlagen, für die Betriebskoſten, fowie zur Verzinfung und allmaligen 


Amortifation des Anlagelapitald und der etwa gezahlten Entfchädigungs- 
fumme ($. 7.) erforderlichen Betrag gezah tſchaͤdigung 


nicht überſteigen. 
‚Ein höhener Sindfuß ald fünf Prozent jährlich und eine höhere Amorti- 
jntionaguote als Ein Prozent nebft den jährlich erjparten Zinfen darf hierbei nicht 

erechnet werden. 


F} 


$. 6. 
Die Benutzung der Anftalt darf bei Erfüllung der allgemein vorgefchries 
benen Bedingungen Nieımandem verfagt werden. " 


$. 7. 


Den Eigenthümern und Nutzungsberechtigten der in dem Gemeindebgzirke 
vorhandenen Privat -Schlachtanftalten tft für den erweislichen, wirklichen Sca- 
den, welchen fie dadurch erleiden, daß die zum Schlachtbetriebe dienenden Ge- 
bäude und Einrichtungen in Folge der nach $. 1. getroffenen Anordnung ihrer 
Beſtimmung entzogen werden, von der Gemeinde Erfah zu leiften. 

Eine 


| 
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Eine Suthäbigung für Nachtbeile, welche aus Erfehwerungen oder Stö- 
rungen des Gefchäftsbetriebes hergeleitet werden möchten, findet nicht flatt. 


$. 8. 


Soweit Pacht: und Miethverträge die Benutzung von Privat- Schladt- 
anſtalten im Hegenſtande haben, erreichen ſolche Verträge ihr Ende fpäteftens 
mit dem Ablauf der nach $. 3. den Schlachthausbefikern gewährten Frift. 

Ein Entihädigumgsanfpruch wegen diefer Auflöfung allein fteht dem Ver— 
pächter und Pächter gegen einander nicht zu. | 


$. 9. 

Die Eigenthümer und Nukungsberechtigten (Wächter, Miether) von Privat: 
Schladhkmnitalten jind bei Vermeidung des Verluftes ihrer Entſchädigungsanſprüche 
gegen die Gemeinde verpflichtet, diefelben innerhalb der ihnen nad) $.3. gewähr- 
ten se bei der Bezirksregierung angumelben. | 

iefe Behörde ernermt einen Kommiffarius, welcher ‚unter Zuziehung von 
tin Dit den Unfpruch zu prüfen und den Betrag der Entſchädigung zu 
ermitteln bat. 

Der Eine der Beifiger ift von dem Entſchädigungsberechtigten, der andere 
von der Gemeinde zu wählen. Erfolgt die Wahl nicht binnen emer vom Kom⸗ 
mifjarius zu beftimmenden mindeftend zehntägigen Friſt, fo ernennt Diefer die 
Beifitzer. 

$. 10. 


Nach Beendigung der Inſtruktion reicht der Kommiſſarius Die Verhand- 
lungen mit feinem Gutachten der Bezirkdregierung ein, welche über den Ent- 
fchädigungsanfpruch durch ein mit Gründen abgefufes Refolut entfcheidet und 
eine Ausfertigung defjelben Jedem der Betheiligten durch den Kommiſſarius aus⸗ 
händigen läßt. 

$. 11. 


Gegen das Refolut fteht jedem der Betheiligten innerhalb einer Frift von 
vier Wochen, vom Tage der Behändigung ded Reſoluts an: gerechnet, die Ber 
ſchreitung des Rechtsweges 

ach fruchtloſem Ablauf dieſer Friſt hat das Reſolut die Wirkung eines 
rechtskräftigen Erkenntniſſes. 


§. 12. 


Die Beſtimmungen des gegenwärtigen 9 8 finden auch auf den all 
Anwendung, in welchem die Gemeinde das öffentliche, ausfchlieglich zu benußende 
Schlachthaus nicht felbft errichtet, fondern die Errichtung deſſelben einem anderen 
Unternehmer überläßt. In diefem alle verbleiben der Gemeinde die ihr in 
diefem Geſetze auferlegten Verpflichtungen. Das gegenfeitige Verhältniß zwifchen 
der Gemeinde und dem Unternehmer ıft durch einen Vertrag zu regeln, welcher 
ber Beftätigung der Bezirköregierung unterliegt. 

(Nr. 7041.) 40% $. 13. 
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$. 13. 

* Die in diefem Gefege den Bezirföregierungen beigelegten Befugniffe ftehen 
in der Provinz Hannover, fo lange Bezirköregierungen dafelbft nicht eingefekt 
find, den Landdrofteien zu. 

$. 14. 


Mer ber nad) $. 1. getroffenen Anordnung zuwider außerhalb des öffent- 
lichen Schlachthaufes entweder Vieh fehlachtet, oder eine der fonftigen im Gemeinde- 
befchluß näher bezeichneten Verrichtungen vornimmt, bat für jeden Uebertretungs- 
fall eine Geldbuße bis zu wanzig Thalern oder im Unvermögensfalle verhältniß— 
mäßige Gefängnißftrafe vemwirft. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 18. März 1868. 
(L.S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Fıh.v.d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Gr. zu Eulendburg. Leonhardt. 
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(Nr. 7042.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Februar 1868., betreffend die Ausdehnung der 
durh den Allerhöchſten Erlaß vom 8. Januar 1866. dem Wehlauer 
Kreife bezüglich des Baued und der Unterhaltung der Chauſſee vog Gu- 
bebnen nah Stampelfen bewilligten Rechte auch auf die Chauſſee von 
Stampelfen bis zur Labiauer Kreis-Chauffee von Nauzken tiber Kaymen 
nah Sielkeim. 


Auf Ihren Bericht vom 1. Februar d. J. genehmige Ich, daß die durch 
Meinen Erlaß vom 8. Januar 1866. (Geſetz Samml. von 1866. ©. 43.) dem 
Mehlauer Kreife, im Regierungsbezirk Königäberg, bezüglicy des Baues und der 
Unterhaltung der Chaufjee von Gubehnen nad) Stampelfen bewilligten Rechte 
au auf die im Anjchluffe an diefe Straße auszuführende Chauffee von Stam- 
pelfen bi8 zur Labiauer Kreis-Chauſſee von Nauzfen über Kaymen nach Sielfeim 
zur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durdy die Gefek- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 


Berlin, den 8. Februar 1868. | 
Milbelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplizz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den Miniſter des Innern. 





(Nr. 7042—7043.) (Nr. 7043.) 


— WU — 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤd— 

gabe der audgegebenen Zindfupong, Draichungömeile diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis-Kommunalkaſſe des Wehlauer Kreifed, und zwar auch in der nad) 
dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchreibu 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitstermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zindfupond wird der Betrag vom Kapitale ab- 

ezogen. | 
e Die gekündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rüdzablungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen 
‚verjähren zu Gunften des Kreiſes. Ä 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld. 
verfchreibungen erfolgt nach Worfchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. J. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Wehlau. 

Zinskupons fünnen weder aufgeboten, noch amortijirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Berluft von Zindfupond vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsftift bei der Kreiöverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Belit 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibumg oder fonft in glaub- 
bafter Weife darthut, na blauf der Verjährungsfrift der Betrag der an— 
gemeldeten und bi8 dahin nicht vorgefommenen 8 
ausgezahlt werden, 

it dieſer Schuldverfchreibung ſind ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluffe des Jahres ..... außgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden auögegeben. 


insfupond gegen Quittung 


ie gabe einer neuen Zindkupond- Serie erfolgt bei der Kreis» Kom- 

munalfaffe de8 Wehlauer Kreiſes gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedrudten Talond. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zindfupons- Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Borzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Wermögen. 

Deffen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter 
ſchrift ertheilt. | 

Tapiau, den „." ............... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für die Chauffeebauten im Weblauer Kreife. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Wehlauer Kreiſes 
Lãttr...... IV, 
I. Emiffton 
über ............ Thaler zu .... Prozent Sinfen 
über 
.......... Thaler .......... Silbergrofchen. 

Der Inhaber. bieles Zinskupons empfängt gegen deſſen Rüdgabe in ber 
zeit vom ..tm....... bis .......... reſp. ten ....... bis .......... 
um > fpäterhin die Zinſen Der vorbenanne Areis. Söligain, Ir das Halbjahr 

......... is ......... mit (in — en) ...... Thalern .. Silber— 
nrofchen bei der Kreis- ‚ Komimunaltaffe zu Wehl au. 


Tapiau, den . tn ............... 


Die tändische Kreiskommiſſion für die Shnnfeebauten im Wehlauer Kreife. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen 
—— nicht innerhalb vier Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Zzalon 


zur 
Kreis. Obligation des Wehlauer Kreiſes 
II. Emiſſion. 


Der Inhaber diefed Talond empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Wehlauer Kreiſes 
Littr. ......M ..... über ..... Thaler & ... Prozent Zinfen 


die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis. 
Rommunaltaffe zu Wehlau, nach Maaßgabe ber diesfälligen ‚, in der Obligation 
enthaltenen Beſtimmungen. 


Tapiau, den ..ten ............... 18.. 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fuͤr die Chauſſeebauten im Wehlauer Kreiſe. 
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(Nr. 7044.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Februar 1868., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis: 
Chauffee von Dähre im Kreife Salzwedel, Regierungsbezirt Magdeburg, 
bis zur Kreißgrenze bei Schmölau in der Richtung auf Bodenteich. 


Noathbem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen Aus: 
bau der Straße von Dähre im Kreife Salmmebel, egierungsbezirk Magdeburg, 
bi8 zur Kreisgrenze bei Schmölau in der Richtung auf Bodenteich, durch den 
Kreid Salzwedel genehmigt habe, verleihe ch hierdurch dem genannten Kreife das 
Expropriationdrecht für die zu Diefer Chauffee erforderlichen Grundftüde, imgleichen 
da8 Recht zur Entnahme der Chaufjeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nad 
Maaßgabe der für die Staatd-Chauffeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf dieſe 
Straße. Zugleich will Ich dem Kreife Salzwedel gegen Uebernahme der fünf. 
tigen chaufjeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung de 
Chauffeegelded nad) den Beftimmungen des für die Staats-Chauffeen jedesmal gel- 
tenden Chauffeegeld - Tarifd, einſchließlich der in demfelben enthaltenen Beſtim— 
mungen über die DBefreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden 
Tin Vorfchriften, wie diefe Beftunmungen auf den Staats- Cpaufien von 
& nen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beitimmungen wegen der Chauflee- 
polizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 24. Februar 1868. 
Milbelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minijter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7045.) 
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(Nr. 7045.) Allerhöchſter Erlaß vom 12. März 1868., betreffend den Bau und die künftige 
Verwaltung der Eifenbahnen von Scneidemühl nad Dirfhau und von 
Thorn nad Infterburg, fowie die Anwendung des Expropriationsrechts 
auf die zur Ausführung der gedachten beiden Eifenbahnen erforderlichen 
Srundftüde und des Rechts zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundftüde. | 


Auf Ihren Bericht vom 11. Mäy d. J. ermächtige Ih Sie, den Bau und 
die Fünftige Verwaltung der durch das Gefek vom 17. Februar 1868. (Gefeb- 
Samml. für 1868. ©. 71.) zur Ausführung für Rechnung des Staates ge 
nebmigten Eifenbahnen von Schneidemühl über Konit nach Dirſchau und von 
Thom nad Inſterburg mit feſter Weichfelbrüde bei Thom der Direktion der 
Dftbahn zu Bromberg, welche aud) binfichtlich diefer Bau - Ausführung und Ver: 
waltung alle Rechte und Pflichten einer öffentlichen Sehörbe haben foll, zu 
übertragen. Zugleich beftimme ch, daß für beide Eifenbahnen das Recht zur 
Erpropriation derjenigen Grundftüde, welche zur Bau-Ausführung nach den von 
Ahnen feitzuftellenden Bauplänen erforderlich find, ſowie das Recht zur vorüber- 
ebenden Benugung fremder Grundftüde nach den Worfchriften des Geſetzes 
uber die Efenbahn - Unternehmungen vom 3. November 1838. zur Anwendung 
ommen ſoll. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung belannt zu machen. 
Berlin, den 12. März 1868. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Sande Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7045—7046.) 41* (Nr. 7046.) 
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Artikel 7. 


Auslieferung.) Solche, eines Verbrechens, Vergehens oder einer Uebertretung verdächtige 
ber Ausländer. Individnen, welche weder des einen noch des anderen Staates Unterthanen find, 
werden, wenn fie rrafgeiehe deö einen der beiden Staaten verleßt zu haben be 
ſchuldigt find, demjenigen Staate, in welchem die ftrafbare Handlung verübt 
wurde, auf vorgängige Requiſition gegen Erftattung der Koſten auögeliefert. 
Es bleibt jedoch dem requirirten Staate überlaffen, ob er dem Außlieferungs: 
anfrage Folge geben wolle, bevor er die Regierung des dritten Staates, welchem 
der Angejchuldigte angehört, von dem Antrage in Kenntniß gefeßt und deren 
Erklärung erhalten Habe, ob fie den Angefchuldigten zur eigenen Beltrafung refla- 

miren wolle. 

Artikel 8. 


Den Anträgen außerdeutfcher Regierungen auf Auslieferung eined Unter- 
thans de3 einen Eontrahirenden Staate8 wird von dem anderen fontrahirenden 
Staate nicht eher Folge gegeben werden, ald bis der Heimathsſtaat des refla- 
mirten Unterthand Gelegenheit erhalten hat, felbft die Auslieferung dieſes letzteren 
in Antrag zu bringen. 


Artikel 9. 


Verbindlichkeit In denfelben Fällen, wo der eine Staat berechtigt ift, die Auslieferung | 
zur Annahme eined Beſchuldigten zu fordern, ift er auch verbumden, die ihm von dem anderen 
ber Ausliefer Staate angebotene Auslieferung anzunehmen. 


zung. 
Artikel 10. 


Stellung ber Menn die perfünliche Gegenwart der Zeugen an dem Orte der Unter: 

Zeugen. fuhung nothwendig ift, foll die Stellung der Unterthanen des einen Staates vor 
da8 Unterfuchungsgericht des anderen zur Ablegung des Zeuaniſpe ,zur Kon 
frontation oder Rekognition, gegen vollſtändige Vergütung der Reiſekoſten und 
der Verſäumniß, nie verweigert werden. 


Artikel 11. 


Da nunmehr die Fälle genau beſtimmt ſind, in welchen die Auslieferung 
der Angeſchuldigten oder Geſtellung der Zeugen gegenſeitig nicht verweigert wer- 
den foll, fo hat im einzelnen Falle die Behörde, welcher He obliegt, Reverfalien 
über gegenfeitige gleiche Rechtswillfährigfeit nicht zu verlangen. Inſoweit in 
dem einen oder anderen Staate die vorgängige Anzeige der requirirten Gerichte 
bei der vorgeſetzten Behörde angeordnet iſt, eivenbet es bei der deshalb getroffe- 
nen Anordnung. 


Artikel 12. 
Koften. Unterfuchungsfoften, welche bei dem zufolge dieſes Vertrages zufländigen 
Gerichte des einen Staates entitanden und nach den dort geltenden Borfchri en 
feftgefeßt und für beitreibungsfäbig erklärt worden find, follen auf Requiſition 
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ber betreffenden Behörde auch in dem anderen Staate von dem daſelbſt fich auf- 
haltenden Schuldner ohne Weitered exefutivifch eingezogen werden. 


Artikel 13. 


In allen Straffachen, in welchen die Bezahlung der Unfoften dazu unver: 
mögenden Perſonen obliegt, haben die Behörden ded einen Staates den Requi- 
tionen der Behörden des amderen fportel- und fiempelftei zu entfprechen und 
nur die Auslagen in Porto, Botenlohn, Gebühren der Zeugen und Sachver- 
ſtändigen, Berpflegungs- und Trandportloften der Gefangenen, fowie an Diäten 
und Reifefoften der Beamten zu liquidiren. | 


Artikel 1A. 


Den vor einem. auswärtigen Gerichte abzuhörenden Zeugen und anderen. 
Perſonen follen die Reiſe- und Zehrungskoſten nebft der wegen er Verfäum- 
ni ihnen gebührenden Vergütung, nad) der von dem requiritten Gerichte gefche- 
benen tagmäßigen Verzeichnung bei erfolgter wirklicher Siftivung von dem requi- 
tirenden Gerichte fofort verabreicht werden. 


Artikel 15. 


Zur Entfcheidung der Frage, ob die Perſon, welcher die Bezahlung von 
Unterfuchungsfoften obliegt, hinreichende Vermögen dazu befigt, foll nur dag 
Zeugniß derjenigen Gerichtöftelle erfordert werden, unter welcher diefe Perſon 
sten wefentlichen Wohnſitz hat. Sollte dieſelbe ihren Wohnſitz in einem dritten 
Stante Haben, und die Beitreibung der Koften dort mit Schwierigkeiten ver- 
bumden Ib fo wird e8 angefehen, als ob fie fein hinreichendes eigenes Ver— 
mogen befiße. | 

Iſt in Rriminalfällen ein Ungefchuldigter zwar vermögend, die Koften zu 
entrichten, jedody in dem gefprochenen Erkenntniß dazu nicht verurtheilt worden, 
fo ift diefer Fall dem ded Unvermögens ebenfalld gleich zu feßen. 


Artikel 16. 


Bei Verfolgung flüchtiger Perſonen auf frifcher That foll e8 den Volizeie Nageite. 

beamten der beiden Staaten geftattet fein, die Verfolgung auf das Gebiet des 
anderen Staated fortzufegen und, fall dafelbft die Hülfe der zuftändigen Beamten 
nicht fofort erlangt werden fann, den Verdächtigen einftweilen anzubalten. Sie 
haben denfelben jedoch fofort der nächſten Polizeibehörde des Staates, in deflen 
Gebiet er ergriffen worden ift, zu überliefern, welche über die fernere Feſthaltung 
des Verdächtigen zu beſtimmen und wegen der etwa verlangten Auslieferung das 
Meitere zu veranlaflen bat. | 


Artikel 17. 


Befchwerden über Verfügungen der Gerichte erfter Inſtanz find zunächſt Schlußbeſti 
bei dem vorgefekten Obergerichte reſp. Appellationdgerichte — And — unge, ii 
(Nr. 7046.) als» 
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alsdann, wenn fie hier feine Abhülfe finden, auf diplomatifchen Wege Behufs 
der Entfcheidung der Sentralbehörde geltend zu machen. 

Gleichergeftalt find Bejchwerden über die Staatdanwaltjchaft zumächft bei 
dem vorgefekten Beamten der Staatsanwaltfchaft anzubringen. 


Artifel 18. 

Die Dauer der gegenwärtigen Uebereinfunft wird zunächft auf zwölf Jahre 
vom 1. April 1868. an gerechnet, feſtgeſetzt. Vom 1. April 1 In et 
jedem Theile die Kündigung offen, mit der Wirkung, da nad Ablauf des 
nächften Ralenderjahred nad) demjenigen, in welchem die Kündigung erfolgt, die 
Uebereinfunft erliſcht. | 

Mit der Publikation der gegenwärtigen Uebereinkunft werden alle älteren 
Verträge, welche über den nämlichen Gegenſtand mit den ehemaligen Regierungen 
der neuerdings mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Yandestheile abgefchlofjen 
worden find, insbefondere die im Jahre 1815. mit der Hannoverfchen Segterung 
über die Auslieferung der Verbrecher u. f. w. abgefchloffene Konvention nebit 
der dazu unter dem 16./23. Oftober 1841. verabredeten Deklaration, ſowie die 
zwifchen der Großherzoglich Oldenburgiichen und der Landgräflich Hefjifchen Res 
gierung getroffene Uebereinfunft wegen Verhütung und Beftrafung der Forſtfrevel ıc. 
vom 29. Mai 1840. als erloſchen angefehen. 

Zu Urkund defjen ift voritehende Minifterial» Erklärung audgefertigt wor: 
den, um gegen eine entjprechende Erklärung der Großherzoglich Oldenburgifchen 
Regierung ausgetauſcht zu werden. 

Berlin, den 25. März 1868. 


Der Königlih Preußiſche Präfident des Staatöminifteriums und 
Minifter der auswärtigen Angelegenbeiten. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 


Vorehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung 
des Großherzoglich Oldenburgiſchen Staatsminiſteriums vom 12. März 1868. 
ausgetauſcht worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 25. März 1868. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


Im Auftrage: 
v. Thile. 





Redigirt im Bürean des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Ober · Gofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 
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Sejeß- Sammlung 
für die 


Königliden Preußifden Staaten 


— Nr. 24. — 





(Nr. 7047.) Geſetz, betreffend die Einführung von Grund- und Hypothekenbüchern und die 
Berpfärdung von Seeſchiffen in Neuvorpommern und Rügen. Vom 
21. März 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen a Sicherung des Eigenthums und der Forderungen an Grundftüden, 
fowie an Seejchiffen für Neuvorpommern und Nügen, mit Zuftimmung beider 
Häufer des Landtages, was folgt: 


@rfter Abfchnitt. 
Allgemeine Beitimmungen. 


$.1. 


An Neuvorpommern und Rügen follen über Grundftüde, welche befonders 
befefien, veräußert ober mit Nealverbindlichkeiten belegt werden fünnen, Grund» 
und Hypothekenbücher angelegt und geführt werden. 


. 2. 


Die Eintragung von Grundftüden in das Hypothekenbuch jedes Diftrikts 
Er jeder beftehenden Unterabtheilung erfolgt nach ununterbrochen fortlaufenden 
mmern. 


U §. 3. 
Jeegdes ſelbſtſtändige Grundſtück erhält der Regel nach ein beſonderes %o- 
lium im Hypothekenbuche. Dies gilt ſowohl von einzelnen Grundſtücken, als 
von Güterkomplexen. | 
$. 4. 


Für mehrere im Bezirke defjelben Hypothekenamts belegene Grundftüde 
Jahrgang 1868. (Nr. 7047.) 42 deſſel⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 11. April 1868. 
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deffelben Befikerd kann, auf deffen Antrag, ein gemeinfchaftliches Folium an- 
gelegt werden, wenn daraus feine Verwirrung zu beforgen ift. Died bat der 
Hypothefenamts-Vorfteher, auch bei den von der eneralkommiſſion geftellten An- 
trägen, zu beurtheilen. 

$. 5. 


Die Grund- oder Gebäudefteuerbücher bilden die Grundlage des Hupo- 
thefenbuchd. Die Grund» refp. Gebäudefteuerbüchher, wovon dem Hypotbefen- 
amte eine Abfchrift mitgetheilt werden foll, dienen zur Ausmittelung der in die 
Hypothekenbücher einzutragenden Grundftüde, ihrer age und Größe. Ihre Be- 
ae — in den Grund⸗ oder Gebäudeſteuerbüchern iſt bei den Hypothekenbüchern 

eizubehalten. 

In dieſe iſt — nur die Geſammtfläche und der Geſgmmntinerttag ein⸗ 
ee Der Eintragung der befonderen Theile des Grundftüdes bedarf 
es nicht. 

$. 6. 


Das Supotdefenfolium eines Grundftüdes umfaßt defien Beitandtheile, 
Mertinenzien und Gerechtigfeiten. Pertinenzien erhalten nur dann ein befonderes 
Folium ım Sppothefenbudhe, wenn da8 Hauptgut außerhalb des Geltungäbereiches 
dieſes Geſetzes oder unter einem Anderen Hypothekenamte liegt. Orfieren Falls find 
fie als ein ſelbſtſtändiges Grundftüd zu behandeln, legteren Falls ift auf dem 
Titelblatte des Foliums des Pertinenuftudes zu bemerfen, zu weldem Hauptgut 
oafjerbe gehört, und auf dem Titelblatt de8 Hauptgutes auf dad Hypotheken⸗ 
folium de3 Wertinenzftüdes hinzumeifen. Das lektere Verfahren findet aud) ftatt, 
wenn das Hauptgut oder das Pertinenzftüd unter einem außerhalb des Appella- 
tionsgerichtsbezirks Greifswald belegenen Hppothefengerichte belegen ift. 


$. 7. 


Sämmtlihe Grund» und Hypothekenbücher werden nad) einem dem gegen- 
wärtigen Gefeß entfprechenden Schema eingerichtet. 


§. 8. 
Iedes Hypothelenfolium befteht aus einem Titelblatte und drei Rubriken. 
Das Titelblatt zerfällt in zwei Hauptkolonnen. Die erfte derfelben giebt 
den Nachmweid des Grundftüdes, deſſen Pertinenzien und Gerechtigfeiten, fowie 
ded Reinertraged nach dem Grund» oder Gebäudefteuprbuche; Die zweite ift für 
Abfchreibungen beftimmt. | 
Die erfte Rubrik enthält zwei Kolomnen: 
1) zum Nachweife des Eigenthümers, 
2) der Erwerbsart umd des Erwerböpreifed oder Werthes. 


Die zweite Rubrik ift zur Angabe der auf den Grundftüden haftenden 
be- 
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beftändigen Laſten und Beſchränkungen des Eigenthums⸗ und Veräußerungs⸗ 
rechts des Beſitzers, genth ßerung 


die dritte zur Angabe der Hypothekenſchulden beſtimmt. 
Beide letzteren zerfallen in Hauptkolonnen: | 
1) für Eintragung, 
2) für Eeffionen und andere Subinffriptionen, 
3) für Löſchung des Rechte. 


Die Kolonne 2. enthält eine Unterabtheilung für die Löfchung der Sub- 
inffriptionen. | 
$. 9. 
Das Titelblatt hat namentlich anzugeben: 
1) die Bezeichnung des Grundftüdes, 
a) bei I Mänbigen Sütern den Namen des Gutes, Kirchfpield und 
rei eg, 
b) bei ftädtifchen Grundftüden die Nummer, Straße oder fonftige ortd- - 
übliche Bezeichnung; | 
c) bei Eleineren ländlichen zu einer Dorfichaft gehörigen Gütern die 
Bezeichnung des Kreifes, des Kirchfpield, der Ortfchaft, der Num— 
mer oder fonftigen Kennzeichen; 
2) die Eigenjchaft de8 Grundftüdes; 
3) die Größe und den Grunditeuer-Neinertrag, beziehungsweife den Nutzungs⸗ 
weıth ($. 5.); 


4) bei vereinigten Grundftüden ($. 4.) die Größe und den Grundfteuer- 
Reinertrag, refp. den Nutzungswerth für jedes einzelne Grundftüd. 


$. 10. 
In die erfte Rubrik ift einzutragen: 


1) der Eigenthümer mit Vor- und Zunamen, nad) Stand, Gewerbe oder 
anderen unterfcheidenden Merkmalen, Wohnort und Aufenthaltsort; 
juriftifche Werfonen nach ihrer gefetlichen oder in der Verleihungs⸗ 
Urkunde enthaltenen Benennung, Handelögefellfchaften, Aktiengeſellſchaften 
und Denoftenieh en unter ihrer Firma und Bezeichnung des Orts, wo 
fie ihren Sit haben; j 

2) auf befonderen Antrag der Erwerbögrund und Erwerbspreis, die San 
des Werths nach einer öffentlihen Tage, und bei ftädtifchen Grund- 
ftüden die Feuerverficherungdfumme. 

(Nr. 7047.) 42* $. 11. 
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$. 11. 
I. In die erſte Kolonne. der zweiten Rubrik werden eingetragen: 


1) Beichränkungen des Eigenthumd, als: Fideikommiß, Nießbrauch eines 
Anderen, Wiederfaufs- und Vorkaufsrecht, Veräußerungdbefchränfungen, 
auch Pacht⸗ und Miethskontrakte, wenn fie einen neuen Erwerber binden 
follen, endlich Servituten mit Ausfchluß der Real-Servituten; 


2) Reallaften und Ablöfungsrenten. Nicht dahin gehörig find Laften und 


Leitungen, welche nad) der Oriöverfailung dem Kreiſe, der Provinz, der 


Kiche, Schule oder Geiftlichen ge 
fragung. 


IH. In die zweite Hauptfolonne werden alle Veränderungen eingetragen, 
welche die in der erften Kolonne vermerkten Rechte und Beichränfungen erleiden. 


II. Iſt ein in der erften Hauptfolonne eingetragenes Recht gänzlich auf- 
gehoben, fo erfolgt die Löſchung in der Hauptlolonne „Löfchungen‘’; die Löſchung 
einer Subintabulation wird unter der zweiten Hauptlolonne in der Nebenkolonne 
„Löſchungen“ bewirkt. 


ühren. Sie bedürfen feiner Ein- 


§. 12. 


J. In die erfte Hauptlolonne der dritten Rubrit werden alle übrigen 
Schulden, mit denen das Grundſtück belaftet ift und die nach obigen Beſtim— 
ungen nicht in die zweite Rubrik gehören, eingetragen. Schuldverbindlichteiten, 
mit denen Beſitz und Genuß des Grunditüdes Seitend des Gläubigers verbun- 
den ift, werden in die dritte, Bejig und Genuß de8 Grundftüdes in die zweit 
Rubrik eingetragen. 


OD. In die zweite Kolonne „Leffionen‘’ der dritten Rubrik find alle Ver 
änderungen der in Kolonne I. eingetragenen Schuldpoften zu vermerken. 


II. Die Nebenkolonne „Löſchungen“ ift für die “öfdung der Subinta⸗ 
— die Hauptkolonne „öfchungen‘ zur Löſchung gänzlich getilgter Poften 
eftimmt. 


$. 13. 


Das auf dem Titelblatt vermerfte Grundftüd nebit feinen Pertinenzien, 
joweit diefelben nicht auf eimem bejonderen Hypothekenfolium eingetragen End, 
iſt für die eingetragenen Verpflichtungen verhaftet und kann zum Nachtbeil der 
Berechtigten ohne deren Einwilligung nicht getrennt werden. 

Jedes abgetrennte Stüd, wie e, bleibt auch in den Händen eine 
dritten Befigerd dem vor der Veräußerung oder Trennung darauf eingetragenen 
Rechte unterworfen. Eine Ausnahme tritt ein, foweit das Gefeß über den 
. erleichterten Austaufch einzelner Parzellen von ftüden vom 27. Juni 1860. 
——— Samım! ©. 384.) Anwendung findet, oder, bei Seritut-Ablöjungen und 

emeinbeitötheilungen, die Abfindungen der Theilnehmer an die Stelle der ii 
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aufgehobenen Theilnahmerechte oder der abgelöften Berechtigungen treten ($. 20. 
Geh vom 19. Mai 1851., Ge Samml, S. 371.). 


$. 14. 


Unbewegliche Pertinenzien, welche dem Grundſtücke fpäter zugefchrieben 

werden, find den vorber eingetragenen ealberechtigten nicht verhaftet. - 
6. 15. | 

Dagegen haften ihnen außftehende Verficherungsgelder für verficherte fte- 
hende Früchte aus Berfiherunnßterägen ded eingetragenen oentbmes und 
für abgebrannte oder durch Feuer bejchädigte Gebäude, wenn diefe nicht fchon 
wiederhergeftellt worden und wenn nicht ftatutenmäßig die Gelder zur Herftellung 
der Gebäude verwendet werden müffen. 

Seffionen und Berpfändungen der erwähnten Werficherungdgelder zum 
Nachtheil der eingetragenen Gläubiger find ohne Wirkung, felbjt wenn die Polize 
zum Pfande gegeben, oder ein Retentiondrecht daran ftattfände. 


$. 16. 


Verträge und andere Handlungen, durch welche der Schuldner über fünf 
fige Früchte und Nutzungen voraus verfügt, find unkräftig, foweit fie zum Nach— 
theil der dann fchon eingetragenen Gläubiger gereichen würden. 


$. 17. 
Der Vorbehalt des Eigenthums für den Veräußerer fann nur als Ver: 
Pfändung für eine beftimmte Geldfumme eingetragen werden. . 
§. 18. 
Nur wer als Eigenthümer eingetragen, iſt zu rechtlichen Verfügungen über 
das Grundſtück bei dem Grund⸗ und —— — befugt. 
$. 19. 


Den eingefengenen Laften und Schulden haftet da8 Grundſtück nad) der 
Jolgeorönung der Eintragung zur Sicherheit bi8 pie völligen Befriedigung als 
pezial» Hypothet. Geſetzliche, vertragemaäßige und privilegirte Pfandrechte oder 


privilegirte Forderungen haben auf das Grundſtück ohne Eintragung keine 


Wirkung. 
a $. 20. | 
Das duch die Eintragung erworbene Recht wird nur durch die Löfchung 
aufgehoben. sa | 


Daſſelbe erftredt fi, auf Kapital und eingetragene, fowie Verzugszinſen. 
(Nr, 7047.) Sind 
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Zweiter Abſchuitt. 
HShppothefen » Behörden. 


$. 34. 


Zur Anlegung und Führung der Grund- und Hypothefenbücher wird in 
jedem Iandräthlichen Kreife mindeftend Ein Hypothefenamt errichtet. 


$. 35. 


Sie follen beftehen aus einem zum Richteramte an Hypothekenamts⸗ 
Vorſteher, einem Sekretair und einem Unterbeamten. Iſt einer dieſer Beamten 
verhindert, ſo hat das Appellationsgericht einen gleich qualifizierten Stellvertreter 
zu beftimmen. 

6. 36. 


Die AUnftellung des Hypothekenamts⸗Vorſtehers erfolgt duch den Ju 
minifter, die Anftellung des Sehretaire und der Unterbeamten durch den ar 
denten des — zu Greifswald 

Der Hypothekenamts orleher une ben ſtimmungen des Diszi ipli 
Al A nicht richterliche Beamte vom 21. Su 1852. mit folgenden 

ififationen: 


1) de Juftigniniſter ET befugt/ gegen denſelben Ordnungsſtrafen nach $. 15. 
c. zu verhängen. 
2 Du Seither — Appellatienbgen ts iſt befugt, demſelben Verwar⸗ 
nungen und Verweiſe zu ertheilen. Dem 5 poißetenamt8-Borftehe fteht 
hiergegen die Bei Aiveide an den Semi er 3 


3) zei em ‚Diögiplmarberfahren finden Die Borfhriften des $. 64. 
—3. 1. c. Anwendung. 


Den votfetenamts- Vorſteher werden in gehung auf die Sekretaire 
und die Unterbeamten die Befugniffe eines Kreisgerichtsdire 


t8 beigelegt. 
6. 37. 
Die Beichwerde-nftanz über das —— — ber :9 pothefenämter bildet das 
Appellationdgericht in Be vorbeha heidung des Juſtiz⸗ 


ers in | de % d All V 
— —— 


$. 38. 
Iſt die Kompetenz unter mehreren Hypothekenämtern ſtreitig, ſo a 
iet- 
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hierüber das Appellationdgericht a Greifswald, wen fämmtliche —æ 
aͤmter in deſſen —— iegen; Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen den Hypotheken⸗ 
ämtern des Appellationsgerichtsbezirks Greifswald und den in einem anderen 
a onägerichtäbegit belegenen Hypothekenbehörden entfcheidet der Juſtiz⸗ 
minifter. 


$. 39. 


Liegen Grundftüde, melde einem einheitlichen Gut3verbande angehören, 
in dem Bezirke 2 Gel Hypothefenämter des Appellationdgerichtd zu Greifs- 
wald, fo Hat das Appellationdgericht zu beftimmen, welches Hypofhefenamt das 
Hypothekenbuch zu führen bat; Liegen diefelben in verſchiedenen Appellationd- 
gerichtöbezirken, fo bat der Juſtizminiſter diefe Beitimmung zu treffen. 


$. 40. 


Die othefenbeamten baften für jede Verſchuldun bei MWahrnehmun 
ihrer —8 ſoweit für die Beſchädigten von Anderer Seite ber he Erfab 
nicht zu erlangen ift. 


$. 41. 
Die Koften in Hypothekenſachen find nad) dem beigefügten Tarif zu 
en. 


/ ” $. 42. 


Für jedes Spopothelenfotium werden bejondere mit Snbalievergeichniß zu 
verfehende Srumda en gehalten, zu welchen die dafjelbe betreffenden Borftellun- 
m, Anträge, Karten, Regifter, Verfügungen, Berhandlungen, Legitimations- 
timden, Requifitionen der Gerichte, Urkunden über gelöfchte Poften, fowie die 
Verfügungen der Auffichtöbehörden und Koftenrechnungen gebracht werden. 


$. 43. 


Die Hypothefenbücher, Urkunden und Alten find in einem möglichft feiten 
und feuerfichern Lofal aufzubewahren; der Sekretair muß die Hypothekenbücher 
unter feiner Aufficht und in feinem Verſchluß halten, dergeftalt, daß ohne ihn 
Niemand zu denfelben gelangen fann. | 

Er darf ohne Genehmigung des Hypothefenamts - Vorfteherd weder die 
Einficht der Grundakten geftatten, noch Mittheilungen aus benjelben machen. 


$. 44. 
Die Einfiht der Hypothefenbücher während der Dienftftunden ſteht Jedem, 
‘ Welcher darin eingetragen ift, und denen frei, welche nad) dem Ermeflen des 
Hypothefenamts ein Intereſſe dabei haben; die Einficht der Grundaften aber nur - 
dem Eigenthümer des betreffenden Grundftüdd und demjenigen, der fich durch 
die Einwilligung des Eigenthümerd dazu legitimirt. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7047.) 43 Deffent- 
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entlichen Behörden in den ge beſtimmten Fallen die Ein⸗ 
ſht vor dns rundaften 8 — von — eben ſelbſt, oder durch 
en von ihnen ernannten Kommiiſſarius frei. 


$. 45. 
Die Verfendung der ee el findet nicht flatt. Die Verfendung 
der Grundakten ift ul die, u befchränfen, in denen der Zweck der Ber: 
fendung nicht durch not Auszüge aus denfelben zu erreichen ift. 


Dritter Abſchnitt. 
Verfahren bei Führung der Grund: und Hypothekenbuͤcher. 
I. Im Allgemeinen. 


$. 46. 
Bei den Hypothelenämtern find die Selcäfte mündlich oder fchriftlich zu 
betreiben. Alle an di elben wegen Eintrag oder Löſchung zu richtenden 


riftlichen Geſuche müflen in Betreff der te hrift der Antragenden beglau- 
igt — legalifitt — oder gerichtlich oder notariell aufgenommen fein. 
Zur Legalifation find befugt: 
&) tichterliche Perfonen, welche ein amtliches Siegel zu führen befugt find; 
b) Notare; 
ce) in den Städten die Büngermeifter; j 


d) auf dem Lande ſolche zur eines Amtsfiegeld befugte öffentliche 
Beam welche damit vom XAppellationsgericht zu Greifswald beauftragt 


Einer gleihen Beglaubigung bedürfen Vollmachten, die beftimmt den ge- 
ebenen Au ober ken —* ı jolchen zur Vornahme der nach dieſem 


* —— öffentlichen ——— ausgehenden Anträge und ausgeſtellten 
bedürfen, ſofern fie unter der at Unterfchrift und dem Amts: 
fiegel ——— ſind, der Beglaubigung nicht. 
$. 47. 
Anträge bekannter d fenamt 

dem ———— Ober dem Sekeitakr mehren nanmte von 
§. 48. 

Notare können Anträge, welche auf die von ihnen aufgenommenen oder 

der 








. \ 
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der Unterfchrift nach beglaubigten Urkunden gegründet find, ohne Vollmacht an» 
bringen. Auch Rechtsamnwalte bedürfen feiner Vollmacht, wenn eine die Ein- 


tragung veranlafjende Urkunde den Antrag ded Betheiligten enthält. 
Die Urkunden find dann mit einzureichen. 


$. 49. 


Anträge auf Eintragung oder Löſchung im Grund» und Hypothekenbuche 
fönnen, die befonderd beftimmten Fälle ausgenommen, nur von dem eingetra- 
einen Eigenthümer, oder in feinem Auftrage gemacht werden. Sie müffen mit 
gechnung de8 Grundſtückes genau amgeben, was eingetragen ober gelöfcht 


werden foll. 
Sie find mit Tag und Stunde de Eingangs zu bezeichnen, die Verfü: 
gen en wegen der im Buche zu machenden Bermerte vom Hypothefenamt3- 
oriteher zu erlaffen und diefe durch den Sekretair auszuführen. | 


$. 50. 


Die Hypotdefenbeamten ſind nicht verpflichtet, die Nechtsbeſtändigkeit der 
von den Parteien vorgenommenen Handlungen zu prüfen. 


$. 51. 


Auf Requifition eines Gerichts iſt ebenfalls die beftinnnt zu formulirende 
Eintragung oder Löfchung in angegebener Art zu bewirken, eventuell ein ſich er- 
gebender Anftand demfelben gut ledigung befannt zu machen. 

Daffelbe gilt von Requiſitionen der Auseinanderſetzungsbehörden und 
anderen Behörden im Falle des. $. 15. der Verordnung über die Feſtſetzung 
und den Erſatz der bei Kaſſen und anderen Berwaltungen vortommmenden Des 
fette vom 24. Januar 1844. (Gefeh-Samml. ©. 54.). 


$. 52. 


Wer ein vom eingetragenen Eigenthümer nicht zur Eintragung befördertes 
Recht auf diefelbe zu haben behauptet, dem bleibt es überlaflen, die im Wege 
des Prozeffes vor dem ordentlicyen Richter vn und, biß auf Eintra- 
gung rechtskräftig erkannt morden, arreſtatoriſch bei: demfelben Richter den Ver⸗ 
merf einer Proteftation nachzufuchen. Diefer Vermerk erfoigt wie demmächft 
deffen Löfhung und bie Eintragung, nur auf Requifition des Gerichts. 


$. 53. 


Jede Eintragung in das Hypothekenbuch iſt unter Aufficht des Hypotheken⸗ 
amts-MVorftehers durch den Sebkretair zu bewirken und bei derfelben, der Tag der 
Verfügung amu ; die in die zweite und dritte Rubrik einzutragenden Poſten 
find in jeder Rubrik mit; fortlaufenden Rummern » verfeben. 
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$. 54. . 


Mehrere inteagun Sgefuche werden in der durdy den Zeitpunkt der Pirä- 
jentation beftimmten eihenfolge, leichzeitig präfentirte zu gleichem Rechte, 
hen fofern nicht durch die geitellten nträge eine andere Reihenfolge be: 
immt iſt. 


Enthält der Eintragungsvermerk feine Beftimmung über die Priorität, 
fo richtet fich diefelbe in jeder Rubrik nach der Nummernfolge der eingetra- 
genen Poſten. 
ie Priorität zwifchen . Poſten der zweiten und dritten Rubrik wird in 
Ermangelung eined entgegenftehenden Vermerks durch das Datum der Em: 
tragungd Verfügung beftimmt. 


$. 55. 


Der Sekretair hat die Eintragung in das Hypothekenbuch nach der wört— 
lichen Vorſchrift deutlich, leferlich, ohne Abkürzungen und fo zu bewirken, daß 
zu Smifchenfchreibungen fein Raum bleibt. 

Summen, Quanta (die Bezeichnung des Flächeninhalt3, der Erwerbs. und 
Tarpreife und Verficherungsfunnmen audgenommen), find zugleich mit Zahlen und 
Buchſtaben auszudrücken. 


U. Eintragung des Eigenthümers. 
$. 56. 


Soll ein neuer Eigentpiimer in Folge des Uebergange des Eigenthums 
von dem eingetragenen Beſitzer durch ein Geſchäft unter Lebenden eingetragen 
werden, ſo gerügt die Erklärung des Veräußerers, daß er dad genau zu be 
zeichnende Grundftüd dem Erwerber zu Cigentbum überlafje und auf deflen Ein- 
tragung als Eigenthümer antrage, fowie die Erklärung des Erwerberd, daß er 
die Ue ertragung des Eigenthums annehme und als neuer Eigenthümer einge 
tragen fein wolle. 


$. 57. 

Iſt in notwendiger Subhaftation gef jo erfolgt die Umfchreibung 
des Eigenthums und fonft dabei erforderliche Einkeasung nur auf Requifition 
bes Gerichts, welches den Zuſchlag ertbeilt bat. 

8. 58. 


1. Inteftat-Erben haben ihr Erbrecht durch ein Vegitimationd-Atteft oder 

ein Notorietäts-Atteft über ihre Erbeöqualität nachzumeifen. 
2. Beruht das Erbrecht auf einem gerichtlichen Teftamente des eingetra- 
enen Befigerd, fo gerät die Beibringung einer Ausfertigung defielben, des 
ublifationg Protokolls nebft den ärungen über den Antritt der 
Ts 





— dd — 


Privat⸗Teſtamente find zur Befitztitel-Berichtigung ausreichend, wenn in der 
Dublifationd - Regiftratur vermerkt, oder durch ein befonderes Atteft des publi- 
irenden Gerichts nachgewiefen ift, daß bei diefer Wublikation fein fichtbarer 
"Mangel darin wahrzunehmen gewefen fei. | 


3. Gründet fi) der Erbe auf einen gerichtlich oder notariell aufgenom. 
menen Erbvertrag, jo ift zur Befigtitel-Berichtigung der Nachweis des Todes des 
Erblafjerd und die Beibringung einer beglaubigten Ausfertigung des Erxbvertra- 
ged nebft der Erklärung über den Erxrbfchaftsantritt erforderlich. 


4. Brivat - Teftamente, auf denen ſich die sub 2. bemerkte Publikations⸗ 
Regiftratur nicht befindet, und Privat-Exrbverträge find zur Berichtigung des Be 
figtiteld nur dann genügend, wenn neben den Erfordemifjen ad 2. und 3. das 
erichtliche Anerkenntniß derfelben durch die SInteftaterben des eingetragenen Be⸗ 
—* beigebracht wird. | 


5. Sind mehrere Erben vorhanden und ift da8 Grundftüd Einem unter 
ihnen überlaffen, fo haben fie neben ihrer Exbeslegitimation die desfallſigen Er- 
klärungen mit den Antrage auf Uebertragung de Eigenthums an den Erwerber, 
wie bei der Veräußerung unter Rebenden, abzugeben. | \ 

F Pod vorgängigen Eintragung aller Erben in da8 Hypothekenbuch bedarf 
nicht. | 


6. Daſſelbe gilt, wenn die Erben da8 Grundftüd gemeinfchaftlich an einen 
Fremden veräußern. 


| 6. 59. 
Zu jeder Berichtigung des Beſitztitels auf Grund eines gefehlichen Exb- 
rechts oder einer Diöpofition von Todeswegen ift der Nachweis erforderlich, daß 


ber Erbſchaftsſtempel berichtigt, oder daß die zuftändige Behörde von dem vor- 
zunehmenden Afte der Uebertragung unterrichtet ift. 


| 860. 

Die eheliche Gütergemeinfchaft, in welcher der eingetragene Eigenthümer 
lebt, befchränft fein Berfügungsrecht nicht. 

Auch die Frau if, wenn fie ald Eigenthümerin eingetragen, ohne Zuziehung 
des Mannes zur Verfügung berechtigt, jo lange nicht der Beftand der Gemein- 
haft eingetragen worden. | 

6. 61. 


Wird die Gütergemeinfchaft nad) dem Tode eines Ehegatten fottgefeht fo 

gt die Uebertragung nach dem Antrage des legitimirten Ueberlebenden — 

ittwer oder Wittwe — auf diefen und die einzeln anzuführenden Kinder mit 
dem Bemerfen, daß fie die Gütergemeinfchaft fortfeßen. 


$. 62. 


Bei der Veräußerung eines folchen Grundftüdes durch den überlebenden 
(Nr. 7047.) Ehe- 


— 306 — 


Ehemann: bedarf es nur feiner Dispofition; veräußert Die Wittwe, fo müffen die 
Kinder zugezogen werden, und zwar, wenn fie minderjährig find, durch zu be- 
ftellende KRuratoren. Hatte der verftorbene Mann fehon veräußert, fo bedarf es 

zur Uebertragung nur der Erklärung der Wittwe, nicht der Finder. ‘ 


$. 63. 


Hat der neue Erwerber dad Grundftüd nicht als Erbe, fondern als Le 
gatar, durch Schenkung von Todedwegen oder anderen Singulartitel erhalten, fo 
erfolgt die Uebertragung auf ihn durch Erklärung des oder der legitimirten Erben, 
nach deren Antrag und mit feiner Genehmigung. 


6% 


Daß der Erbe die Erbſchaft mit der Rechtswohlthat des Inventars an- 
getreten, ſteht feiner Eintragung als Eigenthümer fo wenig entgegen, als einer 
von ihm borgunchmenben eraußerung des Grundftüdes. 

Der Käufer bat jedoch dann femen Anfpruch auf Löfchung der eingetra- 

enen Forderungen, und haben die gemeintechtlichen Beſtimmungen über bie 
Befugnip eines —*2* Erben zum Nachtheil der eingetragenen Gläubiger feine 
Anwendung. . 

| 6. 65. 

Bei Grundftüden, Gerechtigfeiten, dinglihen Rechten und Hypothekenfor— 
derungen einer Handelögefellichaft findet Artitel‘ 3. des Einführun —5— a 
Allgemeinen Deutfchen Handelögefegbucdhe vom 24. uni 1861. —— — 
S. 459.) Anwendung. 

$. 66. 

Ein Minderjähriger, ber für grobjährig erflärt worden, ift zur Veräuße— 
tung und Belaftung des Grundftüdes, ald deſſen Eigenthümer er eingetragen, 
berechtigt. 

6. 67. 

Vormünder, Ruratoren und, falls ihnen der inhalt des Teftaments nicht 
—— Teſtaments⸗Exekutoren bedürfen, wenn fie theilungshalber Grund⸗ 
ja e veräußern, eingefragene forderungen cediren oder Eintragungen bewilligen, 
einer obervormundfchaftlichen Genehmigung, 


UL Andere zur Eintragung geeignete Handlungen. 
6. 68. 


Werden Grundftüde zu Fideikommiſſen oder Stiftungen für Familien be 
ftimmt, fo erfolgt die Eintragung des jedesmaligen Befigerd in ber erften, da- 
gegen der Vermerk der Fideilommiß- und Stiftamgseigenſchaft in der zweien 
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Rubrik mit Angabe der näheren Beſtimmu über Beſchränkungen, namentlich 
über die Befugni zur Verfchuldung. ngen ü l 


$. 69. 


Die Eintragung gefchieht auf den Antrag des eingetragenen Eigentbümerd, 
bei der Gründung duch deſſen lehtwillige Verordnung auf den Antrag der 
legitimirten Nachfolger defjelben oder der beftellten Kuratel über das Fideikommiß. 

Auch jeder Succeffionäberechtigte ift zu dem Antrage befugt. 

Bei anderen fideilommiflarifchen Subflitutionen wird der Fiduciar in die 
erfte, die Befchränfung in die zweite Rubrik auf feinen Antrag eingetragen. 


$. 70. 


Nur das durch Verträge oder Ieatmillige Der ungen begründete, nicht 
das geiegliche Vorkaufsrecht (Gejet vom 2. März 1850. $. 4., Geje-Sammil. 
S. 82.), bedarf der Eintragung. | 


En. 


Aus den von den Auseinanderfegungsbehörden beſtaugten Repſſen iſt 
nur der auf folgende Fälle bezügliche Inhalt in das Hypothekenbuch kurz ein⸗ 
zutragen: 


1) wenn ein im Hypothekenbuche ausdrücklich vermerktes Sach- oder Rechts⸗ 
verhältniß aufgehoben oder verändert wird; 


2) wenn ein berechtigte8 Grundftüd durch Kapital entfchädigt wird, fei es 
daß daffelbe haar oder in Rentenbriefen gezahlt wird; 1 


3) wenn ein verpflichtete® Grundſtück eine Rente oder andere Laſt neu 
übernimmt, ohne daß die Abfmdung des berechtigten Grundftüdes durch 
die Nentenbant vermittelt wird. Tritt die Vermittelung der Nentenbanf 
ein, fo behält e8 bei dem 8. 18. des Geſetzes vom 2. März 1850. über 
vi sa tung von Rentenbanfen (Gefek - Sanıml. ©. 115.) feih 

ewenden. 


$. 72. 


Die Eintragung von Altentheilen oder Aus ügen erfolgt, wenngleich darin 
beflimmte Geld- oder Naturalleiftungen begriffen * ‚ nur in der zweiten, nicht 
in der veiten Rubeit au Altentfeil geh 

er Eintragung aller einzelnen, zum Altentheil gehörenden Rechte bedarf 
ed nicht. Realſervituten bedürfen feiner Eintragung. 


$. 73, | | 
In der dritten Abtheilung find Geldforderungen jeder Art, ohne Rüdficht 
auf die Art ihrer Entſtehung und Begründung, einzutragen; fie können nd 
Zeitbeffimmung in Betreff des Anfangs oder Endes ihrer Gültgteit begrenzt, a 
(Nr. 7047.) | von 
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pfänben, ganz oder theilweife an Andere abtreten, auch fpäter eingetragenen Gläu- 
igern feine Stelle zu gleichem oder geringerer Betrage überlaften. 


$. 85; 


Für die Form des Antrages, die Sulaflung von Bevollmächtigten, die Les 
itimation von Erben und Legataren und die Eintragung auf Requifition der 
erichte gelten die für Eintragung des Eigenthümerd gegebenen Vorfchriften. 


$. 86. 

Zur Abtretung verpflichtet ift der eingetragene Gläubiger auf Verlangen 
des Schuldnerd gegen volljtändige Befriedigung auch in Betreff aller Koften und 
ohne Gewährleiftung, wenn die Forderung fällig ift, ingleicdyen auf ‚Derlangen 
eines anderen eingetragenen Gläubiger8, wenn wegen rüdftändiger Zinfen oder 
des Kapitald die Smangdverfteigerung nachgejucht if. 


$. 87. 


Die Bezeichnung des Ceffionars bleibt dem, welcher die Abtretung zu for 
dern berechtigt ift, frei. 

Die Abtretung kann an den eingetragenen Eigenthümer gefchehen. 

Die uittung de8 eingetragenen Gläubigerd wird der an den Eigenthümer 
erfolgten Ceſſion gleich geachtet. 

| $. 88. 

Nur der eingetragene Ceffionar ift zur Verfügung bei dem Grund- und 
Hypothefenbuche berechtigt; nur an ihn kann der Schuldner mit Sicherheit zahlen, 
nachdem ihm die Eintragung durch das Hypothekenamt befannt gemacht worden. 


$. 89. 
Auch fireitige eingetragene Forderungen können gültig abgetreten werben. 


IV. Bon Löſchungen. 
6. 90. 


Die Löfchung ber Rubrica IL. und III. eingetragenen Rechte und Forde 
rungen darf in der Regel nur auf Antrag des im Sppothefenbuche eingetragenen 
Eigenthümerd des Grundftüdes erfolgen. 
6. 91. 
Zur Begründung des Löfchungsantrages ift 

1) die Quittung oder Löfchungsbewilligung des eingetragenen Gläubigers, 

2) die Produktion der über die Eintragung audgefertigten Urkunde 
erforderlich. 

$. 2. 
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$. 92. 


ft Die eingetragene Poft durch Vereinigung ertofehen, fo bedarf e8 feiner 
Quittung, fondern des Nachweifes dieſes Erlöfhungsgrundes. 


$. 93. 


Die Löfcyung der Rubrica IL. auf Antrag des Richterd oder einer dazu 
berechtigten Behörde eingetragenen Beichränfungen des Eigenthumd erfolgt auf 
Requifition des Richters oder der requirirenden Behörde. 


$. 94. 
Die Löfhung von Arreften, Proteftationen, erfolgt auf Requifition des 
Prozeßrichters oder der Behörde, auf deren Requifition der Arreſt oder die Pro- 
teftation im Hypothefenbuche vermerkt ift. 


$. 95. 


Vormundfchaftlihe Kautionen werden auf Antrag des Vormundſchafts⸗ 
ericht8 gelöfcht, fo lange die Wormundfchaft befteht. Nach Beendigung der- 
(ie genügt die Löfchungsbewilligung des gewefenen Pflegebefohlenen oder der 

tönachfolger deflelben. 
$. 96. 

Die Einwilligung des Gläubigerd in die Löſchung iſt nicht erforderlich, 
wenn durd) rechtöfräftiges Urtheil die Eintragung für ungültig erklärt, der Gläu- 
biger ganz oder theilweife zur Löſchungsbewilligung oder Ausftellung der Quittung 
oder Herbeiführung der Löſchung verurtheilt ift. 

Die Ausfertigung des mit dem Atteſte der Rechtskraft verfehenen Urtheils 
vertritt die Stelle der löfchungsfähigen Quittung. 


$. 97. 


Perfönliche und unvererbliche Einfchränfungen des „igenthumd oder der 
Dispofition werden auf Antrag des Beſitzers des Grundftüdes ohne Quittung 
der Erben und ohne Beibringung der Urkunden gelöfcht, wenn der Tod des 
Berechtigten nachgewieſen ift. 


6. 98. 
Bei 
1) Altentheilen oder Wusgedingen, Herbergd- und Pflegeberechtigungen 
Niekbrauchsrechten und anderen perjönlichen Servituten, l 
2) Leibrenten und anderen auf Lebenszeit bedungenen- Leiftungen 


erfolgt in gleicher Art die Löfchung, wenn feit dem Todedtage des Berechtigten 
fünf Jahre verfloffen find. l 
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Deffentlichen Behörden fieht in den gefeklich beitimmten Fällen die Ein- 
icht der Orundaften und Entnahme von Roten aus denfelben jelbft, oder durch 
en von Ihnen ernannten Kommiffarius frei. | 


$. 45. | | 


Die Verfendung der Hypothekenbücher findet nicht flatt. Die Verfendung 
der Grundalten ift al die Fälle Mu beſchtänken, in denen der Zweck der Ber: 
fendung nicht durch Aöfchriften oder Auszüge aus denfelben zu erreichen ift. 


Dritter Abſchnitt. 
Verfahren bei Führung der Grund: und Hypothekenbuͤcher. 
I. Im Allgemeinen. 


$. 46. 


Bei den Hypothekenämtern find die Gefchäfte mündlich oder fchriftlich zu 
betreiben. Alle an diefelben wegen Cinttagung oder Löſchung zu richtenden 
fchriftlichen Geſuche mülfen in Betreff ber nter\chrift der Antragenden beglau- 
bigt — legalifirt — oder gerichtlich oder hotariell aufgenommen fein. 

Zur Legalifation find befugt: 

a) richterliche Perfonen, welche ein amtliches Siegel zu führen befugt find; 

b) Notare; 

ce) in den Städten die Bürgermeifter; 

d) auf dem Lande folche zur Führung eines Amtsſiegels befugte öffentliche 
Deamter welche damit vom Appellationsgericht zu Greifswald beauftragt 
werden. | | 

Einer gleichen Beglaubigung bedürfen Vollmachten, die beftimmt den ge- 

ebenen Auftr ppet generell nen folcyen zur Vornahme der nach dieſem Ge- 
—* ftatthaften Akte enthalten müſſen. 

Alle von öffentlihen Behörden ausgehenden Anträge und ausgeftellten 
Urkunden bedürfen, fofern fie unter der verordneten Unterfchrift und dem Amts» 
fiegel auögefertigt find, der Beglaubigung nicht. 


$. 47. 
Mündliche Anträge bekannter Perfonen find auf dem Hypothekenamte von 
bem Hypothekenamts⸗Vorſteher oder Dem Sekretair — th 
$. 48. 


Notare können Anträge, welche auf die von ihnen aufgenommenen ober 
er 


+ 
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der Unterfchrift nach beglaubigten Urkunden gegründet find, ohne Vollmacht an- 
bringen. Auch Rechtsanwalte bedürfen femer Vollmacht, wenn eine die Ein- 
tragung veranlaffende Urkunde den Antrag des Betheiligten enthält. 

Die Urkunden find dann mit einzureichen. 


$. 49. 


Anträge auf Eintragung oder Löſchung im Grund» und Hypothefenbuche 
fönnen, die befonderd beftinnnten Fälle ausgenommen, nur von dem eingelta- 
enen Figenthümer, oder in feinem Auftrage gemacht werden. Sie müffen mit 
—S des Grundſtückes genau augeben, was eingetragen oder gelöſcht 
werden ſoll. 
Sie find mit Tag und Stunde des Eingangs zu bezeichnen, die Verfü—⸗ 
gen en wegen der im Buche zu machenden Bermerte vom Hypothekenamts⸗ 
oriteher zu erlaffen und diefe durch den Sekretair auszuführen. | 


$. 50. 


Die Hypotbefenbeamten find nicht verpflichtet, die Mechtäbeftändigkeit der 
von den Parteien vorgenommenen Handlungen zu prüfen. ii 


$. 51. 


Auf Requifition eines Gerichts iſt ebenfalls die beitimmt zu formulirende 
Eintragung oder Löſchung in angegebener Art zu bewirken, eventuell ein fich er- 
gebender Anftand demjelben ge ‚ebigung befannt zu machen. 

Dafielbe gilt von Ftequifitionen Auemanderſeßungsbehörden und 
anderen Behörden im falle des $. 15. des Veroednung über die Feſtſetzung 
und den Erfah der bei Kaflen und anderen Berwaltungen vorlommenden Des 
fete vom 24. Januar 1844. (GeſetzSamml. ©. .). 


$. 52. 


Wer ein vom eingetragenen Eigenthümer nicht zur Eintragung befördertes 
Recht auf diefelbe zu haben behauptet, dem bleibt es uberlaffen, Died im Wege 
des Preozeſſes vor dem ordentlichen Richter und, bis auf Eintra- 
gung rechtäfräftig erkannt worden, arreſtatoriſch bei: demselben Richter den Ver- 
merk einer Proteftation nachzufuchen. Diefer Vermerk erfolgt wie denmächſt 
defien Löfchung und die Eintragung, nur auf Nequifition des Gerichts. 


$. 53, 


Jede Eintragung in das Hypothekenbuch ift unter Aufficht des Hypotheken: 
amts-Worftehers durch den Sekretair zu bewirken und bei derfelben der Tag der 
Verfügung anzu ; die in die zweite und dritte Rubrik einzutragenden Yoften 
find in jeder Rubrik mit: fortlaufenden Nummern ja perieden. 
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$. 54. . 


Mehrere Entragun Sgefuche werden in der durch den Zeitpunkt der Prä- 
jentation beftimmten eihenfolge, hei präfentirte zu gleichem Rechte, 
eingetragen, fofern nicht durch die geitellten nträge eine andere Reihenfolge be- 

immt i | 


Enthält der Eintragungsvermerf feine Beſtimmung über die Priorität, 
fo richtet Ai diefelbe in jeder Rubrik nady der Nummernfolge der eingetra- 
genen Moften. 

ie Priorität zwifchen . Poften der zweiten und dritten Rubrik wird in 
Ermangelung eine8 entgegenftehenden Vermerk duch das Datum der Ein- 
tragungs⸗Verfügung beftimmt. 


$. 55. 


Der Sekretair bat die Eintragung in das Hypothekenbuch nad) der wört- 
lichen Vorſchrift deutlich, leferlich, ohne Abkürzungen und fo zu bewirken, daß 
zu Swifchenfchreibungen fein Raum bleibt. 

Summen, Quanta (die Bezeichnung des Flächeninhalts, der Erwerbs⸗ und 
Tarpreife und BVerfiherungsfunnmen ausgenommen), find zugleich mit Zahlen und 
Buchſtaben auszudrüden. 


U. Eintragung des Eigenthümers,. 
$. 56. 


Soll ein ner Figenthiimer in Folge des Uebergangeb des Eigenthums 
von dem eingetragenen Beſitzer durch ein Gefchäft unter Lebenden eingetragen 
werden, fo geriet die Erklärung des Veräußerers, daß er dad genau zu be 
jeichnende rundftüd dein Erwerber zu Eigentum überlaſſe und auf deſſen Ein- 

agung als Eigenthümer antrage, fowie die Erklärung des Erwerberd, daß er 
die Ue erivagung des Eigenthums annehme und als neuer Eigenthümer einge- 
tragen fein wolle. 


$. 57. 
Iſt in notwendiger Subhaftation aa ‚ fo erfolgt die Umfchreibung 


des Eigenthums und fonft dabei erforderliche Eintragung nur auf Requifition 
des Gerichts, welches den Zuſchlag ertheilt hat. 


..$. 58. 


1. Sinteftat-Erben haben ihr Erbrecht durch ein Legitimationd-Atteft oder 

ein Notorietät3-Atteft über ihre Erbeöqualität nachzuweifen. 
2. Berubt das Erbrecht auf einem gerichtlichen Teftamente des eingetra- 
enen Beſitzers, fo genägt die Deibeingung einer Ausfertigung defielben, des 
Mublifations Protokolls nebſt den ärungen über den Antritt der Erbſchaft. 
Tls 





| 


| 


— 35 — 


Privat-Teſtamente find zur Befibtitel-Berichtigung ausreichend, wenn in der 
Publifationd - Regiftratur vermerkt, oder durch ein befondered Atteſt des publi- 
itenden Gerichts nachgemwiefen ift, daß bei diefer Publikation fein fichtbarer 

"Mangel darin wahrzunehmen gewefen fei. \ | 


3. Gründet ſich der Erbe auf einen gerichtlid) oder notariell aufgenom- 
menen Erbvertrag, fo ift zur Befigtitel-Berichtigung der Nachweis des Todes des 
Erblafjers und die Beibringung einer beglaubigten Ausfertigung des Erbvertra: 
ges nebft der Erklärung über den Erbfchaftsantritt erforderlich. 


4. Vrivat » Teftamente, auf denen fich die sub 2. bemerkte Publikations⸗ 
Regiftratur nicht befindet, und Privat-Erbverträge find zur Berichtigung ded Be— 
figtitel8 nur dann genügend, wenn neben den Erforderniffen ad 2. und 3. da8 

erichtliche Anerkenntniß derfelben durch die Inteſtaterben des eingetragenen Be- 
ers beigebracht wird. | 


5. Sind mehrere Erben vorhanden und ift das Grundſtück Einem unter 
ihnen überlaffen, jo haben fie neben ihrer Erbeölegitimation die deöfallfigen Er: 
flärungen mit den Antrage auf Uebertragung des Eigentums an den Erwerber, 
wie bei der Veräußerung unter Lebenden, abzugeben. \ 

czẽmer vorgängigen Eintragung aller Erben in das Hypothekenbuch bedarf 
es nicht. 


6. Daſſelbe gilt, wenn die Erben das Grundſtück gemeinſchaftlich an einen 
Fremden veräußern. 


| 6. 59. 
Zu jeder Berichtigung des Beſitztitels auf Grund eined gefeglichen Erb⸗ 
rechts oder einer Dispoſition von Todeöwegen ift der Nachweis erforderlich, daß 


ber Erbſchaftsſtempel berichtigt, oder daß die zufländige Behörde von dem vor: 
zunehmenden Akte der Uebertragung unterrichtet ift. 


| | $. 60. 

Die eheliche Gütergemeinfchaft, in welcher der eingetragene Eigenthümer 
lebt, befchränft fein Berfügungsrecht nicht. 

Auch die Frau ift, wenn fie als Eigenthümerin eingetragen, ohne Zuziehung 
des Mannes zur Verfügung berechtigt, ß lange nicht der Beſtand der Gemein- 
[haft eingetragen worden. 

6. 61. 

Wird die Gütergemeinfchaft nach dem Tode eined Ehegatten fortgefeßt, fo 

folgt Die Ueberitagung mac) bem Antrage beB Ieifimicten Ueberlebenden — 
ittwer oder Wittwe — auf diefen und die einzeln anzuführenden Kinder mit 
dem Bemerken, daß fie die Gütergemeinfchaft for 


$. 62. 


Bei der Veräußerung eined folchen Grundftüdes durch den überlebenden 
(Nr, 7047.) Ehe- 
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Ehemann- bedarf es nur ſeiner Dispoſition; veräußert die Wittwe, fo müſſen die 
Kinder zugezogen werden, und zwar, wenn fie minderjährig find, durch zu be- 
ftellende Kuratoren. Hatte der verftorbene Mann fchon veräußert, fo bedarf es 

zur Uebertragung nur der Erklärung der Wittwe, nicht der Kinder. ® 


$. 63. 


Hat der neue Erwerber dad Grundftüd nicht als Erbe, fondern ald Le: 
gatar, durch Schenfung von Todeswegen oder anderen Singulartitel erhalten, fo 
erfolgt die Uebertragung auf ihn durch Erklärung des oder der legitimirten Erben, 
nach deren Antrag und mit feiner Genehmigung. 


$. 6% 


Daß der Erbe die Erbſchaft mit der Rechtswohlthat des Inventars an- 
getreten, fleht feiner Eintragumg als Eigenthümer fo wenig entgegen, ald einer 
von ihm borzunehmenben eräußerung des Grundftüdes. 

Der Käufer bat jedoch dann keinen Anfpruch auf Löfchung der eingetra- 
enen Forderungen, und haben Die gemeimrechtlichen Beſtimmungen über die 
Befugni eine® Yolchen Erben zum Nachteil der eingetragenen Gläubiger feine 
Anwendung. . 

$. 65. 


Bei Grundftüden, Gerechtigkeiten, dinglihen Rechten und Hypothekenfor⸗ 
derungen einer Handelsgeſellſchaft findet Artifel'23. des Einführungdgefekes zum 
Allgemeinen Deutfchen Handelögefegbuche vom 24. juni 1861. (Geſetz⸗Samml. 
©. 459.) Anwendung. 

6. 66. 

Ein Minderjähriger, der für grobjährig erflärt worden, ift zur Veräuße— 
rung und Belaftung ded Grundflüdes, ald deſſen Eigenthümer er eingetragen, 
berechtigt. | 

6. 67. 


Bormünder, Kuratoren und, falls ihnen der Inhalt des Teflaments nicht 
—— Teſtaments⸗Exekutoren bedürfen, wenn ſie theilungshalber Grund⸗ 
ka e veräußern, eingetragene Forderungen cediren oder Eintragungen bewilligen, 
einer obervormundfchaftlichen Genehmigung, 


UL Andere zur Eintragung geeignete Handlungen. 
6. 68. 


Werden Grundftüde zu Fideikommiſſen oder Stiftungen für Familien be- 
ftimmt, fo erfolgt die Eintragung des jedesmaligen Beſitzers in der erften, da- 
gegen der Vermerk der Fideilommiß- und Stifkuingseigenfchaft in der zweiten 
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Rubrik mit Angabe der näheren Beſtimmungen über Beſchränkungen, namentlich 
über die Befugniß zur Verſchuldung. l 


$. 69. 


Die Eintragung gefchieht auf den Antrag des eingetragenen Eigenthümers, 
bei der Gründung durch deſſen lettwillige Verordnung auf den Antrag der 
legitimirten Nachfolger defjelben oder der beftellten Kuratel über da8 Fideikommiß. 

Auch jeder Succeſſionsberechtigte iſt zu dem Antrage befugt. 

Bei anderen fideikommiſſariſchen Subftitutionen wird der Fiduciar in die 
erfte, die Beſchränkung in die zweite Rubrik auf feinen Antrag eingetragen. 


$. 70. 


Nur das durch Verträge oder beanwillige Berti en begründete, nicht 
dad gefehliche Vorkaufsrecht (Gefeg vom 2. März 1850. $. 4., Geſetz⸗-Samml. 
©. 82.), bedarf der Eintragung. 


ET. 


Aus den von den Auseinanderſetzungsbehörden beftätigten Repſſen iſt 
au der auf folgende Fälle bezügliche Inhalt in das Hypothekenbuch kurz ein- 
zutragen: | 


1) wenn ein im Hypothefenbuche ausdrüdlich vermerktes Sach- oder Rechtd- 
verhältnig aufgehoben oder verändert wird; 


2) wenn ein berechtigtes Grundftüd duch Kapital entichädigt wird, fei es, 
daß daffelbe baar oder in Rentenbriefen gezahlt wird; 


3) wenn ein verpflichtete® Grundflüd eine Rente oder andere Laft neu 
übernimmt, ohne daß die Abfindung ded berechtigten Grundftüdes durch 
die Nentenbanf vermittelt wird. Tritt die Vermittelung der Rentenbant 
ein, fo behält e8 bei dem $ 18. des Geſetzes vom 2. März 1850. über 
ae ei tung von Rentenbanten (Gefet - Samml. ©. 115.) feih 

ewenden. 


$. 72. 


Die Eintragung von Altentheilen oder Aus ügen erfolgt, wenngleich darin 
beftimmte &eld- oder Naturalleiftungen begriffen In nur in der zweiten, nicht 
in der dritten Rubrik. 

Der Eintragung aller einzelnen, zum Altentheil gehörenden Rechte bedarf 
es nicht. Realfervituten bedürfen feiner Eintragung. 


$. 73, 


In der dritten Abtheilung find Deibforberungen jeder Art, ohne Rüdficht 
auf die Art ihrer — und Begründung, einzutragen; fie können nn 
Zeitbeſtimmung in Betreff des Anfangs oder Endes ihrer Silk igkeit begrenzt, a 

(Nr. 7047.) von 
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von Bedingungen abhängig gemacht fein. Dahin gehören Kautionen und Bürg- 
ſchaften. — Sie erlangen dinglicyed Hecht erft durch die Eintragung. 


$. 74. 


Die einzutragende Sorberung muß auf eine beftimmte Summe in der ge- 
feglihen Währung lauten. ejtinmten Zeiten zu leiftende Geldzahlungen 
und otenten een in die dritte Rubrik eingetragen, ohne daß es einer Kapitals- 
angabe bedarf. 

i Megen deren Ablöfung beftimmt das Gefeg über die Ablöfung der Real: 
laften vom 2. März 1850. $. 91. (Geje-Samml. ©. 105.). ' 

Wenn die eoröhe des Anfpruch8 unbeftimmt ift, jo muß Behufs der Ein- 
tragung der Maximalbetrag beftimmt werden, auf deſſen Höhe das Grundftüd 
verhaftet fein foll. 


n 2 


$. 75. 


Die Eintragung muß dem Antrage entfprechen, aber nicht mehr enthalten, 
als den Kapital- oder Nentenbetrag, die Zinfen, die Zahlungs⸗ oder Kündigungs- 
eit, Namen und Vowppatt des oder der Gläubiger, die etwa ſonſt beftinmmten 
Berhräntungen oder Bedingungen. 


$. 76. 


Sind Zinfen eingetragen ohne Angabe ihres Betrages, fo gelten fünf 
vom Hundert. 


$. 77. 


ft feine Zeit zur Rüdzahlung, oder zur Auffündigung, zur Renten⸗ oder 
Sinögahlung eingetragen, fo _gilt der geſetzliche Umſchlagstermin, der 24. mi, 
und wenn biefer auf einen Sonntag trifft, der 25. Juni jeden Jahres. 
Die Kündigung des Kapitals ſteht dann jedem Theile ſechs Monate vorher 
hei. Died gilt auch bei unfündbar eingelzagenen Rapitalien nach Ablauf von 
0 Jahren, — $. 91. des angeführten Geſetzes vom 2. März 1850. 


$. 78, 


Soweit Zinfen nad) dem Gefek vom 14. November 1867. (Bunded-Gefep- 
blatt ©. 159.) gültig bedungen werden Fünnen, findet deren Eintragung auch 
in das Hypothekenbuch ftatt. 


$. 79. 


Daß dad eingetragene Kapital aus rüdftändigen Zinfen gebildet worben 
ftebt der ehtögültigfeit der Forderung nicht entgegen. ſeng 
Die Beſtimmung des gemeinen Rechts, daß rückſtändige Zinſen, ſoweit 
fie das Kapital überſteigen, nich gefordert werden dürfen, findet Feine Anwendung. 
$. 80, 
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$. 80. 


Diefelbe Schuld kann auf mehrere Grundftüde eingetragen werben. Der 
Schuldner hat dafür zu forgen, daß dies bei der Eintragung auf jedem Grund- 
ftüde vermerkt, auch bei der Löſchung beachtet werde. Unterläßt er”lehteres, fo 
bat er die daraus entftehenden Rachtheile zu tragen. 


$. 81. 

Der eingetragene Eigenthümer ift befugt, beftimmte Summen für fich felbft 
mit einem beftimmten Sinsiahe eintragen zu r en. Er tritt durch die Eintragung 
rüdfichtlih der eingetragenen Summe in da8 Berhälmiß eines Hppotheten. 

läubigers. Die Sinsverpflichtung® tritt aber erft von dem Seitpuntte an in 
aft, in welchem der Eigenthürmer ‘die Forderung an einen Dritten abtritt oder 
das zur Hypothek geftellte Grundftüd an einen Dritten veräußert. 


6. 82. | 

Das Recht auf Eintragung wird gegen den eingetragenen Cigenthümner 
durch Vertrag und legtwillige Verfügung, dann durch das Gefek begründet, werm 
Died eine Hypothek beilegt. 

$. 83. . 

Sn Betreff der gefeglichen Hypotheken, welche nach erfolgter Anlegung 
des Grund- und Hypothekenbuchs Mn ein Srundftüd entftehen,, gelten folgende 
Beltimmungen: 

1) Oeneralhypothefen fönnen nur als Spezialhypotheken eingetragen 
werden; 

2) ob die Eintragung audy auf amdere oder mehrere Grundftüde des Schuld» 
ners — ſoll, bleibt der Vereinigung der Betheiligten überlaſſen. 
Kommt dieſe Vereinigung nicht zu Stande, dann entſcheidet der Richter 
über die Streitpunfte; 

3) jeder Koftenforderung der Gerichte gebührt nach $. 15. des Geſetzes, be- 
treffend den Anſatz und die Erhebung der Gerichtäkoften, vom 10. Mai 
1851. ein Recht auf Eintragung; diefe erfolgt auf Requifition der Kafjen- 
verwaltung; 

4) die durch Nr. 67. des Viſitations⸗Rezeſſes von 1707. zur Hofgericht3- 
Ordnung U. 12. $. 1. verordnete Hypothef a tempore litis motae 
wird aufgehoben; 

‚5) auch für gefegliche Hypotheken: entfteht das dingliche Hecht gegen‘ das ' 

Grundſtück durch Eintragung, | 

6. 84. 


Der eingetragene Gläubiger kann die für ihn eingetragene Forderung ver- 
Jahrgang 1868. (Nr. 7047.) | 44 pfän- 
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pfänben, ganz oder theilmeife an Andere abtreten, auch fpäter eingetragenen Gläu- 
igern feine Stelle zu gleichem oder geringerem Betrage überlaflen. 


$. 85 


Für die Form de Antrages, die Zulafjung von Bevollmächtigten, die Le 
itimation von Erben und Legataren und die Eintragung auf Requifition der 
erichte gelten die für Eintragung ded Eigenthümers gegebenen Vorfchriften. 


$. 86. 


Zur Abtretung verpflichtet ift der eingetragene Gläubiger auf Verlangen 
des Schuldnerd gegen vollftändige Befriedigung auch in Bette aller Koften und 
ohne Gewährleiftung, wenn die Forderung fällig ift, ingleichen auf ‚Derlangen 
eined anderen eingetragenen Gläubigerd, wenn wegen rüdftändiger Zinfen oder 
des Kapitald die Swangdverfteigerung nachgefucht if. 


$. 87. 


Die Bezeichnung des Ceſſionars bleibt dem, welcher die Abtretung zu for- 
dern berechtigt ift, frei. 

Die Abtretung kann an den eingetragenen Eigenthümer gefchehen. 

Die Quittung ded eingetragenen Gläubigerd wird der an den Eigenthümer 


erfolgten Ceſſion gleich geachtet. 
$. 88. 


Nur ber eingetragene Ceſſionar ift zur Verfügung bei dem Grund⸗ und 
Hypothefenbuche berechtigt; nur an ihn kann der Schuldner mit Sicherheit zahlen, 
nachdem ihm die Eintragung durch dad Hypothelenamt befannt gemacht worden. 

| $. 89. 


Auch flreitige eingetragene Forderungen können gültig abgetreten werden. 


IV. Bon Löfchungen. 
6590. 


Die Löfchung der Rubrica IL und III. eingetragenen Rechte und SForde- 
rungen darf in der Regel nur auf Antrag des im Sppothetenbuche eingetragenen 
Eigenthümerd des Grundftüdes erfolgen. 


6. 91. 
Zur Begründung de8 Löfchungsantrages iſt 
1) die Quittung oder Löſchungsbewilligung des eingetragenen Gläubigers, 
2) die Produktion der über die Eintragung auögefertigten Urkunde 


| 6. 92. 
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$. 92. 


ft die eingetragene Poſt durch Vereinigung erlofchen, fo bedarf es feiner 
Quittung, fondern des Nachweiſes dieſes Erlöfchungdgrundes. 


$. 93. 


Die Löfchung der Rubrica IL auf Antrag des Richters oder einer dazu 
berechtigten Behörde eingetragenen Beichränfungen des Eigenthums erfolgt auf 
Requifition des Richterd oder der requiricenden Behörde. 


$. 94. 


Die Löfchung von Arreften, Proteftationen, erfolgt auf Requifition des 
Prozeßrichters oder der Behörde, auf deren Requifition der Arreft oder die Pro» 
teftation im Hypothekenbuche vermerkt ift. 


$. 95. 


Vormundfchaftliche Kautionen werden auf Antrag ded Wormundfchafts: 
eriht8 gelöfcht, fo lange die Vormundſchaft beſteht. Nach Beendigung der- 
‚in genügt die Löſchungsbewilligung des gewefenen Pflegebefohlenen oder der 

tönachfolger defjelben. 
$. 96. 

Die Emmwilligung des Gläubigerd in die Löfchung, ift nicht erforderlich, 
wenn durch rechtskräftiges Urtheil Die Eintragung für ungültig erklärt, der Gläu- 
biger ganz oder theilmeife zur Köfchungsbewilligung oder Ausstellung der Quittung 
oder Serbeiführung der Löſchung verurtheilt ift. 

Die Ausfertigung ded mit dem Atteſte der Rechtskraft verfehenen Urtheils 
vertritt die Stelle der löfchungsfähigen Quittung. 


$. 97. 


Perfönliche und unvererbliche Einfchränfungen des igenthumd oder der 
Dispofition werden auf Antrag des Beſitzers des Grundftüdes ohne Quittung 
der Erben und ohne Beibringung der Urkunden gelöfcht, wenn der Tod des 
Berechtigten nachgewiefen ift. 


$. 98. 
Bei 
1) Altentheilen oder Ausgedingen, Herbergd- und Pflegeberechtigungen 
Nießbrauchsrechten und anderen "verfönlichen Servituten, l 
2) Leibrenten und anderen auf Lebendzeit bedungenen- Leiſtungen 


erfolgt in gleicher Art die Löfchung, wenn feit dem Todestage des Berechtigtin 
fünf Jahre verfloffen find. l 


(Nr. 7047.) 44° $. 9. 
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§. 9. 


Behauptet der Eigenthümer des Grundftüdes, daß eine eingetragene Poſt 
gene! fei, kann aber darüber eine beglaubigte Quittung weder des eingetragenen 
läubigerd noch feiner Rechtsnachfolger beibringen, weil diefelbe ihm ihrer 
Perſon oder ihrem Aufenthaltsorte nach unbekannt oder die Nechtönachfolger als 
ſolche nicht legitimirt find, fo findet die Löfchung der Poſt im Hypothekenbuche 
nicht eher ftatt, ald bi8 die Woft nach folgenden Vorſchriften aufgeboten und 
darüber Präkluſiv-Erkenntniß erlafien ift: 


1) Das Aufgebot ift von dem Beſitzer des Grundſtückes bei dem Gerichte, 
in defien Sprengel dad Grundftüd belegen ift, zu beantragen: 


2) Derfelbe hat die Urkunde über die aufzubietende Poſt in Abfchrift bei- 
zubringen, oder doch den wejentlichen inhalt derfelben und alles das 
anzugeben, was zu ihrer vollftändigen Erkennbarkeit erforderlich ift; ferner 
bat er die Erklärung abzugeben, daß ihm der eingetragene Gläubiger 
und defien Nechtsnachfolger ihrer Perſon oder ihrem Aufenthalte nad) 
unbefannt feien und daß, er fi) um deren Ermittelung ohne Erfolg 
bemüht babe; dabei bat er die ihm befannten, aber nicht legitimirten 
Rechtönachfol; er anzuzeigen, auch fich zur eidlichen Beſtärkung feiner 
Angaben zu erbieten. 


3) Die Aufgebotöfrift beträgt drei Monate. Der Gläubiger oder deſſen 
— werden zu dem Termine unter der Verwarnung vor— 
genden, daß der Ausbleibende mit feinen Anfprüchen auf die Poſt prä— 
ludirt und diefelbe im Hypothekenbuche gelöfcht werden würde. 


4) Die Ladung ift den angezeigten, aber nicht legitimirten Rechtsnachfolgern 
zuzuftellen und dreimal im Amtsblatte der Regierung zu Stralfund und 
einer von dem Gerichte zu bezeichnenden Zeitung und durch Aushang an 
Gerichtöftelle befannt zu machen. 


5) Meldet fih im Termine Niemand oder widerfprechen die ſich meldenden 
Nechtänachfoiger des Gläubiger der Amortifation nicht, fo hat der 
Extrahent eidlich zu erhärten: 

daß er weder vor, noch nad) erlaffener Citation von dem Aufent- 

haltsorte des eingetragenen Gläubigerd und feiner Rechtönachfolger 

(außer den von hm angezeigten) Nachricht erhalten habe. 
Alsdann ift das Präkluſions⸗Erkenntniß zu exrlaffen und in der Gericht? 
fitung zu publiziren. 


6) Die —— erfolgt auf Requiſition des Gerichts auf Grund des mit 
dem Vermerk der Tublitation verſehenen Präklufiv »- Erfenntniffes, ohne 
daß es einer Produktion der Urkunde über die Forderung und der Quittung 
des Gläubigerd bedarf. 


7) —52 perſönliche Verbindlichkeit hat die Präkluſion und Löſchung keinen 
uß. 
$. 100. 
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$. 100. 


MWiderfprechen die ſich meldenden Interefjenten der Löſchung, fo bleibt ihnen 
die Ausführung ihrer Anfprüche und dem Schuldner die Befeitigung ded Wider: 
fpruh8 im Wege des Projzeſſes vorbehalten. 

Die Löſchung erfolgt Fl trechtöfräftiger Zurüdweifung der erhobenen 
Anfprüche und Erlaß des PräflufionsKErfenntniffes ($. 99. Nr. 5. und 6.) auf 
Requifition des Prozeßrichters. 

$. 101. 


Auf die Verfiherung des Eigenthümerd des Grundftüdes, daß der ein- 
geitagene Släubiger einer noch nicht getilgten, aber bereit8 fälligen oder doch der 
ündigung unterworfenen Poft der Perſon oder dem Aufenthalt nach unbefannt 
El nicht legitimirt iſt, kann die Löfchung derfelben unter folgenden Bedingungen 
olgen:: 


1) An den eingetragenen Gläubiger ift vom Gerichte der belegenen Sache 
eine öffentliche Aufforderung zu erlaffen und diefe einmal im Regierungs- 
Amtsblatt und durch Aushang an Gerichtöftelle befannt zu machen. 
Der bekannte, aber nicht legitimirte Rechtönachfolger des eingetragenen 

Glaäubigers ift durch befondere Verfügung vorzuladen. 


2) Die in der öffentlichen Aufforderung zu beftimmende Frift beträgt drei 
Monate, wird aber, wenn mit der Aufforderung die Kündigung ver- 
bunden wird, um die Kündigungäfrift verlängert. 


3) Wenn der eingeftagen: Gläubiger fich innerhalb der geftellten Friſt nicht 
gemeldet oder deſſen Rechtönachfolger fich innerhalb derſelben nicht Iegi- 
timirt bat, fo iſt der Eigenthümer zur Depofition zu verftatten, und 
gwar des Kapitald nebit funfjährigen vorbedungenen Zinfen, oder, wenn 

Grundſtück für Verzugszinfen zur Hypothek beftellt ift, mit zehn» 
jährigen Berzugszinfen. 


4) Nacy erfolgter Depofition gefchieht die Löſchung auf Requifition des 
Gerichts’ | 


$. 102. 


Mit dem deponirten Gelde wird, wenn der Gläubiger oder deſſen Rechts: 
nachfolger fich nicht binnen Jahresfriſt meldet oder innerhalb diefer Friſt nicht 
legitimirt, in folgender Art verfahren: 

1) Der Gläubiger oder defjen Rechtönachfolger werden durch erneute Be- 
kanntmachung im Amtöblatte benachrichtigt, daß das Geld zur Juſtiz— 
offigianten - Wittwenfafje abgeliefert werden würde, wenn ch diefelben 
binnen vier Wochen nicht melden oder nicht legitimiren. 

2) Hat fih innerhalb diefer Friſt (1.) Fein Berechtigter gemeldet oder legi- 
ic fo wird das FChe nach Abzug der Koſten der —— 
sub 1. an die Juſtizoffizianten⸗Wittwenkaſſe abgeführt. 
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3) Kuhn! der bereitd aufgetretene oder fpäter fich meldende Prätendent feine 
egitimation zur fangnahme des Geldes, fo wird daffelbe dem Ge- 
richt von der Juſtizoffizianten⸗Wittwenkaſſe zurücdigefendet. 
4) Die inzwifchen von der Yuftizoffizianten » Wittwenkafje erhobenen Zinfen 
verbleiben derfelben. 


$. 103. 


Ob und welcher Defrag an Zinfen dem Schuldner zurüdzuzahlen ift, weil 
der Gläubiger darauf feinen Anſpruch hat, oder dem Gläubiger nachgezahlt wer: 
den muß, weil fein Anſpruch den deponirten Betrag überfteigt, bleibt, im Mangel 
einer Vereinigung, der Entfcheidung des Mrozegrichterd vorbehalten. Die Koften 
des Aufgebot3 in den Fällen der $$. 39. umd 101. trägt der Eigenthümer des 
Grundſtückes. 


$. 104. 


I. Wenn der eingetragene Gläubiger Quittung geleiftet hat oder Quittung 
zu leiften bereit ift, die Urfimde über die eingetragene Forderung aber verloren 
egangen und die Forderung von der Art ift, daß darüber eine Dispofition zu 
Bunften eined Dritten bat getroffen werden fönnen, jo fann die Löfchung nur 
Han , wenn die Urkunde nad) folgenden BVorfchriften aufgeboten und amor: 
tiſirt iſt: 


1) Das Aufgebot oder die Amortiſation iſt gemeinſchaftlich von dem Eigen⸗ 
thümer des Grundſtückes und dem eingetragenen Gläubiger, welcher die 
Urkunde verloren hat, auszubringen. 

2) Für das Aufgebots- und Amortiſationsverfahren iſt das Gericht zuftän- 
dig, in deſſen Bezirk das zur Hypothek geſtellte Grundſtück belegen iſt. 

3) Zur Begründung des auf Einleitung des Verfahrens gerichteten Antrages 
liegt dem Gläubiger ob: 

a) eine Abſchrift der Urkunde beizubringen oder doch den weſentlichen 
Anhalt derſelben und alles dasjenige anzugeben, was zu ihrer voll- 
ftändigen Erkennbarkeit erforderlich if; 

b) den lebten Befig, fowie den Berluft der Urkunde glaubhaft zu 
machen; 

e) fich zur eidlichen Beftärfung feiner Angaben zu erbieten. 


4) Die Aufg botofriſt beträgt drei Monate, die Bekanntmachung erfolgt nach 
68. 99. Nr. 4. 


5) Die Nufforderung ift dahin zu richten, daß die unbefanmten Inhaber 
der Urkunde, fowie jeder unbelannte Berechtigte feinen Widerfprud) 
gegen die Amortifation innerhalb der 1 gebotsfeift anzumelden habe, 
und dem unbekannten Berechtigten ift als Rechtsnachtheil anzudroben: 

dag er mit feinem Rechte präkludirt und die Urkunde für Fraft- 
los erklärt werden würde. | 
6) Mel 
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6) en fi) im Termine Niemand, fo bat der Gläubiger eidlich zu er- 
Arten: | 


daß er die Urkunde weder felbit befige, noch wiffe, wo fie fich 
befinde. 


Alddann wird dad Urtel nach Maaßgabe des gejtellten Präjudizes (Nr. 5.) 
angefabt in der Gerichtöfigung publizirt und, mit dem Attefte der Pu⸗ 
blifation verjehen, dein Extrahenten zugeitellt. 


7) Das Präflufiv-Urtel vertritt die Stelle des verlorenen Dokumente. Die 
Löfhung erfolgt auf Antrag des Eigenthümerd des Grundftüdes auf 
Grund des Urteld und der Quittung ded eingetragenen Gläubigers. 


II. Die Amortijation einer verlorenen eingetragenen Urkunde findet aud) 
um Zwecke der Ausftellung einer neuen Urkunde an Stelle der verlorenen für 
den Gläubiger ftatt. In diefem Falle kommen die Vorfchriften sub I. mit fol- 
genden Abänderungen zur Unwendung: 


ad 1. ift der Antrag von dem Gläubiger und dem Befiter des verpfändeten 
Srundftüdes zu ftellen, und 


ad 3. außer den dort zur Begündung des Antrages aufgeſtellten Erforderniſſen 
das Anerkenntniß des Beſitzers des Grundſtückes über das Fortbeſtehen 
der Forderung beizubringen, und von Beiden zugleich der Antrag auf 
Ausſtellung einer neuen Urkunde anſtatt der verlorenen zu richten. 


ad 7. Die Ausſtellung der neuen Urkunde erfolgt auf Requiſition des Prozeß⸗ 
tichterd auf Grund ded Anerkenntniſſes des Befiterd und des rechtskräf—⸗ 
tigen Präflufiv - Erfenntniffes; der neuen Urkunde wird das Präflufiv- 
Erfenntniß und das Anerfenntniß des Befiterd angefiegelt, und die Aus» 
ftellung der neuen Urkunde im Hypothekenbuche unter der Kolonne 
‚‚Seffionen‘' bei der betreffenden Poſt vermerkt. 


II. Die Koften des Aufgebots trägt der Gläubiger. 


Ä $. 105. 


Die Vördung wird mit Bezug auf die laufenden Nummern der Ru- 
brica 1. oder III. eingetragenen ur: in der Kolonne „Löfchungen’’ durch den 

ermerk: 
gelöſcht ex decreto vom ...... 


eingetragen und die Urkunde über die eingetragene Forderung kaſſirt — vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmungen des $. 124. Alinea 1. 


$. 106. 


Bei Partialzahlungen oder partiellen Löfchungsbemwilligungen wird der 
urüdbezahlte oder zu löfchende Theil der Forderung von dem in der erften 
Kolonne ausgeworfenen Geldbetrage abgefchrieben, die Löſchung defjelben in bie 
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Kolonne „Löſchungen““ eingetragen und vom SHypothefenamte auf der Haupt- 
urkunde vermerft. 
$. 107. 

Die Löſchung der Verpfändung einer Hypothekenforderung erfolgt auf An- 
trag des Pfandgläubigerd, oder auf Grund der Löfchungdbewilligung oder Quit⸗ 
tung defjelben auf Antrag des Pfandſchuldners. 

Die Löfchung wird in der Kolonne „Ceſfionen““, Unterfolonne „Löſchun⸗ 


gen’! eingetragen und von dem Hypothekenamte auf der Hypothekenurkunde 
vermerft. 


V. Bon PVroteftationen. 
$. 108. 
MWiderfpruch oder Vroteftation gegen nachtheilige Verfügungen kann nur 
auf Requifition des zufländigen Gericht3 eingetragen werden. 
Die Eintragung derfelben bewirkt, daß jede fpätere Eintragung dem Wider: 
fprechenden nicht entgegenftebt. 
Das von demfelben erftrittene Recht tritt an die Stelle, wo die Protefta- 
tion eingetragen, mit dem DBorzuge vor fpäteren Eintragungen. Später einge- 


gen 
tragene orderungen rüden auf, wenn der Widerfpruch rechtäfräftig für ungültig 
erklärt und gelöfcht wird. | 
| $. 109. 
Eine Requifition zur Eintragung einer Proteftation kann von dem zuftän- 
digen Gerichte erlafjen werden, wenn der Antragende den Erfordernifjen eines 


Arrefted genügt oder wenn die VBollftredung der Exekution in das Grundſtück 
oder die eingetragene Forderung gefchehen fol x 


$. 110. 

Die Requifition findet ferner flatt, wenn gegen den eingetragenen Eigen 
thümer dad Verfahren eingeleitet wird, um ihn 8 blödfinnig oder wahnfinnig 
oder für einen Verſchwender zu erklären, oder wenn über fein Vermögen Kon- 
fur8 oder das Diöfuffiondverfahren verfügt wird. Bis zur Löfchung einer 
ſolchen PBroteftation ift auf Antrag ded eingetragenen Befigerd eine Eintragung 
nicht zuläffig. 

. gıı. 

Vroteftationen zur a der Dißpofitionsbefugniß des DBefikers 
und in Betreff der hierauf erfolgten gungen gehören in die zweite, Pro⸗ 
—æc wegen Geldanſprüche in die dritte rik des Grund⸗ und Hypo⸗ 

uchs. 


Vier⸗ 
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Vierter Abſchnitt. 
Bon Hypotheken⸗Urkunden. 


| 6. 112. 
Snpotßelenbuche-Auskaged mubgefertigt Diebe Führe bie Meherfrift: anes 
Grund. und Hypothekenbuch - 
von (Bezeichnung des Grundftüdes) 
und enthält in Abfchrift aus demſelben: 
L das Titelblatt, | 
II. aus der erften Rubrif: 
1) den Namen des eingetragenen Befikers, 
2) den Erwerböpreid, wenn er bei dem Befiker (Nr. 1.) einge- 
fragen, 
‚ UI. den Inhalt der zweiten Rubrif, 
(gelöfchte Poſten bleiben weg), 
IV. aus der dritten Rubrif: 
(mit Weglaffung der gelöfchten Poſten) 


1) die Nummern und Beträge der vor oder mit gleihem Vorzuge 
eingetragenen Poſten, die Zinſen derfelben, 


2) wörtlich den neu eingetragenen Vermerf. 


Proteftationen werden bei der Abtheilung, wo fie eingetragen, 
vermerft. 


Endlich folgt mit dem Zufage, für wen und über welche Eintragung die 
Urkunde ertheilt wird, die Bezeichnung des außfertigenden Sanothelenamte mit 
deſſen Siegel und der Unterfchrift des Worfteherd deifelben. tatt jener Urkunde 
kann ein Sppothetenfchein. verlangt werden. Derſelbe unterfcheidet 2 von dem 
Dee de nur dadurch, daß er den vollfländigen Inhalt des 

rund« und Hypothekenbuchs mit Audjchluß der gelöfchten Doften enthält. 

Hypotheken⸗Urkunden werden über jede Eintragung in der dritten Rubrik, 
dagegen über die Befigtitel-Berichtigung und Eintragungen in Rubrica II. nur 
auf Antrag der Betheiligten außgefetigt 

Dad Konzept der Hypothefen-Urkunde ift vom Sekretair in den Akten über 
daß, betreffende rundftüd zu entwerfen und vom Hypothekenamts⸗Vorſteher zu 
revidiren. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7047.) 45 | S. 113, 
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p iſt ſchuldig, von der Eintragung der Vererb Ab⸗ 
fretung ———— einer — Poſt, und —* ein engen | 
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Gläubiger einem anderen fein Borzugsrecit einräumt, auf Koften des Antrag 
fteller8, fogleich den eingetragenen Eigenthümer zu benachrichtigen und einen Be: 
bändigungsfchein aufzubewahren. | 


$. 120. 


Die Löfchung einer Poft ift, fobald fie ausgeführt, dem Eigenthümer und 
dem eingetragenen Berechtigten vom Hypothekenamte befannt zu machen. Ein 
Behändigungsfchein ift fo wenig als eine Urkunde erforderlich. 


$. 121. Ä 


Durch die Löfchung einer Poſt werden die Nummern der übrigen nicht 
eändert. Die Nummer der gelöfchten Poſt wird mit dem Beifake „Gelöſcht! 
in der Hppothefen-Urkunde über fpätere Eintragungen aufgeführt. 


$. 122. 


Sind alle Eintragungen in zweiter und dritter Abtheilung gelöfcht, fo be» 
innt mit einer neuen Eintragung für jede Abtheilung eine neue Zahlenreihe. 
ie Löfchungen werden dann in der Hypotheken⸗Urkunde nicht erwähnt. 


$. 123. 


ft eine Eintragung auf Nequifition eined Gerichts oder einer anderen 
Behörde gelüchen, fo wird diefen Die Beurfundung der Eintragung, wenn fein 
anderer änger benannt ift, mit der Koftenrechnung zugefandt und denfelben 
die weitere Mittheilung an die Intereſſenten überlaffen. 

Auch die Venachrichti gun von einer auf Requiſition geſchehenen Löſchung 
erfolgt nur an die requirirende Behörde. 


§. 124. | 
Mar die inttagung auf einer Urkunde über ein Rechtsgeſchäft beſcheinigt, 
oder die Hypotheken-Urkunde mit derſelben vereinigt, und iſt die Urkunde wegen 
ihres übrigen Inhalts noch wichtig, fo Tann auf Antrag die Löſchung darauf 
vermerkt und die Urkunde gegen Enipfangdbefcheinigung zurüdgegeben werden. 
Erfolgte die Eintragung auf Antrag eined Notard oder Rechtsanwalts 
nach $. 48., fo muß, wenn die Urkunde jelbft zurüdgegeben ift, beglaubte Ab- 
ſchrift davon zurüdbehalten werden. . 


Füufter Abfchnitt. 
Sertbeilung von Grundftüden. 
$. 125. 


Soll ein Grundftüd een jolen Theile deffelben abgezweigt, ober 
Grundftüde, welche deſſen Zubehör find, abgetrennt werden, fo muß der Ver— 
(Nr. 7047.) 45* | au⸗ 
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äußerer vor Aufnahme ded Vertrages die Eintragung feines Eigenthumsrechts 
ewirken. 
Jeder vorher abgefchloffene Vertrag über das Geſchäft ift nichtig. 


$. 126. 


Erft wenn der Veräußerer die Eintragung feines Eigenthumsrechts nad) 
gewiefen hat, darf der Richter, unter welchem da8 Grundftud belegen, den Ver— 
frag aufnehmen, oder das erfteigerungöverfahren einleiten. 

. 2. Geſetz vom 24. Mai 1853. (Geſetz⸗-Samml. ©. up 
$. 2. 4. 8. Gefek vom 26. Mai 1856., (Geſetz⸗Samml. ©. 613.). 

Die in $$. 4. und 8. des zulegt erwähnten Geſetzes angeordnete Prokla— 
mation fallt weg. 

Bis zur nlegung des Grund: und Hypothekenbuchs verbleibt e8 bei den 
Beftimmungen des Gefeßes vom 26. Mai 1856. 


$. 127. 


Jeder Erwerber eines Trennftüds ift verpflichtet, nach $. 6. des Geſetzes 
vom 3. Januar 1845. (Gefeß-Samml: ©. 26.) die Eintragung feines Eigen- 
thumsrechts im Grund» und Hypothekenbuche zu bewirken. Ei wenn wegen 
der auf dem Hauptgrundftüde haftenden und eingetragenen Laften und Verbind— 
lichfeiten unter den Kontrahenten, Berechtigten und Gläubigen ein Regulativ 
vermittelt ift, kann die 2 oioreibung vom Hauptgrundſtücke und die Anlegung des 
Grund. und Hypothekenbuchs für da8 Trennftüd erfolgen. 


$. 128. 


Ein mit Vorkaufd- oder MWiederfaufsrecht belaftetes Grundftüd kann zu 
einem anderen nur gefchlagen werden, wenn lebtered dem gleichen Nechte unter 
liegt. 

$. 129. 


Jeder eingetragene Hypothekengläubiger bat, wenn Das ihm haftende 
Grundftüd zertbeilt, oder durdy Abzweigung oder durch Trennung von Grund: 
ftüden, welche deilen Zubehör find, erheblich verringert wird, die Befugniß, vor 
Ausführung der Trennung und bei der vorgefchriebenen Wermittelung eined Ne 
gulativs feine volle Befriedigung zu fordern, wenn auch die Berfallgeit noch 
nicht eingetreten iſt. 

Er iſt nicht ſchuldig, ſich auf die einzelnen Grundſtücke verweiſen und auf 
dieſe übertragen zu laſſen. | | 

Die Abſchreibung des Trennſtücks bar nicht erfolgen, fobald ein ein- 
getragener Gläubiger derfelben widerfpricht und Zahlung feiner Forderung be 
antragt. 


$. 130. 
Ueber die Exheblichfeit der Verringerung des Grundftüdes ift nach dem 
Ge⸗ 
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Gefepe, betreffend den erleichterten Abverkauf kleiner Grundſtücke, vom 3. März 
— Geſetz- Samml. ©. 145.) oder vom 27. Juni 1860. (Gefeh- Samrml. 
©. 384.) über den erleichterten Austauſch einzelner Parzellen von Grundſtücken, 


zu entſcheiden 


Sechster Abſchnitt. 
Prgep in Hypothekenſachen. 


$. 131. 


Megen der in dad Grund- und Supothefenbud) eingetragenen Verbindlich 
feiten findet der unbedingte Mandatsprozeß flatt 
Verordnung vom 21. Juli 1849.; eriter Abſchnitt, Geſetz-Samml. S. 307. 


. 132. 


Der Klage muß die über die Eintragung ertheilte Urkunde, auf den 
—— lautend, ferner der Nachweis der Kündigung, wo dieſe nöthig, beige- 


Die Klage ift % en den eingetragenen Eigenthümer auf Zahlung oder 
Herausgabe ded Grun füdes, auf welches die Eintragung geihehen, zum Zwecke 
der Befriedigung zu richten. 


$. 133. | 

Das gegen den eingeftagen en Eigentbümer erlafiene Mandat oder Er: 
tennini, iſt gegen jeden nicht» oder erft nad Behändigung ber Klage eingetra- 
genen Beliger wirkfam 

$. 134. 

Die Exekution aus dem vollitredbar gewordenen Mandate oder Erfennt- 
niffe findet nur gegen da8 Grundſtück, gegen welches bie Eintragung erfolgt ift, 
nicht gegen Die Herfon ded eingetragenen Befigerd und deffen fonitiges Vermögen 
ftatt. Derfelbe ift befugt, durch Herausgabe ver Grundſtüdes lage und Voll 
ftredung abzuwenden. 


6. 135. 
Die Exekution kann geſchehen: 


a) durch Sequeſtration, Vermiethung oder Vewachtung im öffentlichen 
Aufgebot, 


b) durch Berfauf, 
c) durch Uebertragumg ded Eigenthums — impetratio dominii —. 
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dem 1. Juli 1869. zu bewirken, wenn nicht in der Zwiſchenzeit beim Sypothelen. 
amte, in defien Bezirk das Grundftüd belegen ift, entgegenftehend ſprüche 
angemeldet worden. 


$. 147. 


| Alle diejenigen, welche nicht in den Grund⸗ oder, Gebäudefteuerbüchern 
eingetragen find, oder fich nicht beim Hypothefenamte legitimirt haben und dennod) 
vermeinen, daß ihnen als Eigenthümer oder aus einem die freie Dispofition des 
Beſitzers einfchränfenden Rechtögrunde Anfprühe an ein Grundftüd zufteben, 
werden hierdurdy aufgefordert, folche vor dem 1. juli 1869..bei dem Hypotheken⸗ 
amte, in defien Bezirk das Grundftüd belegen ift, anzumelden. 


| $. 148. 
Mer die Anmeldung unterläßt, erleidet folgende Rechtönachtheile: - 


1) daß die Eintragung des Eigenthums für den nach $$. 144. und 145. 
Legitimirten erfolgt; 


2) daß dad Hecht der Prätendenten gegen den dritten Sefiger und gegen 
die vor der nachträglichen Eintragung des prätendirten Rechts eingetra- 
genen Realberechtigten und Hypothekengläubiger nicht geltend gemacht 
werden kann, falls diefelben ihre Rechte im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit de8 Hypothekenbuchs erworben haben. 


$. 149. 


Entftehen unter den fi) meldenden Perſonen über das Eigentbum oder 
die angemeldeten Dispofitionäbefchränfungen Streitigkeiten, fo find diejelben zur 
richterlichen Entjcheidung zu verweifen. Bor Erledigung derfelben findet die 
Regulirung de8 Hypothekenbuchs nicht ftatt. 


$. 150. 


Ferner werden alle diejenigen, welche an ein Grundftüd Realtechte, Geld- 
oder Naturalleiftungen, Nießbrauchs-, Wohnungsrechte oder Pfand- und Hypo- 
thefenrechte au8 irgend einem Rechtsgrunde zu baben vermeinen, aufgefordert, 
diefelben binnen der im $. 147. beftimmten din beim Hypothefenamte zur Ein- 
tragung in da8 Hypothekenbuch unter Vorlegung der.darüber fprechenden Urkunde 

enauer Bezeichnung des verhafteten Grumdftüded nach dem Grund- oder Ge— 
äudefteuerbuche anzumelden, auch bei Generalhppotheten die Grundftüde zu 
bezeichnen, auf welche die Eintragung erfolgen foll. 

1) Wer diefer Aufforderung nicht genügt, kann zwar feine Rechte noch gegen 
den perfänlichen Schuldner refp. deffen Erben ‚ fowie gegen das verhaftete Grund⸗ 
ſtück geltend machen, ſo lange die eben genannten Perſonen als Eigenthümer 
deſſelben im Hypothekenbuche eingetragen find; 


2) er verliert aber gegen jeden Dritten, der im redlichen Glauben 2 n 
td» 
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Richtigkeit bed Hypothekenbuchs nach der Anlegung des lebteren das Grundftüd 
emvorben bat, —* Realrecht, und ieh gung t m 


3) in Beziehung auf alle übrigen Realberechtigten, deren Hypotheken und 
andere Nealanfprüche eingetragen find, feiner Vorzugsrechte verluftig. 


Die von dem Eigentümer innerhalb der Präkluſivfriſt erfolgte Anmeldung 
von Nealrechten und Zn pefenforberungen wird der Anmeldung durch den 
Berechtigten gleich geachtet. 


$. 151. 


Die $$. 147. 148. und 150. find ihrem wörtlichen Inhalte nad) von ſechs 
zu ſechs Wochen innerhalb der Präkluſivfriſt durch das Amtsblatt, die Stralſunder 
Zeitung und zwei andere durch das Appellationsgericht zu Greifswald zu beftim- 
mende Zeitungen zu veröffentlichen. 


$. 152. 


„Allen vor dem uf der Präflufivfrift entftandenen, innerhalb der Prä— 
Hufiofrift angemeldeten Realrechten und Hypothefenforderungen gebührt bei der 
Eintragung die Priorität vor den fpäter entitandenen. . 

Die Rangordnung der erfteren unter fich richtet fich nach den zur Zeit ihrer 
Entftehung gültig gewefenen Geſetzen. Nach dem Ablauf der Präkluſivfriſt können 
Realtechte und Sppothefen auf Grundftüde nur nah Maaßgabe dieſes Geſetzes 
erworben werden. 


$. 153, 


Diejenigen älteren Realanfprüche, welche orten angemeldet wor- 
den, und deren Richtigkeit durch öffentliche Urkunden oder das Anerkenntniß 
des Beſitzers des verhafteten Grundſtückes nachgewieſen ift, werden ihrer Zeit: 
Ioige nach in dad Hypothekenbuch eingeitn en, mit dem ausdrüdlichen Worbe- 
get der näheren Beflimmung der Nangfolge unter fih. Iſt der Nachweis 
er Richtigkeit nicht geführt, durch Privaturfunden oder eidesftattliche Ver— 
fiherungen von Zeugen der Anſpruch jedoch befcheinigt und widerfpricht Der 
Befiker der Eintragung, jo fann nur eine Proteftation eingetragen und es 
muß dabei der Widerfpruch des Beſitzers vermerkt werden. 

Beftreitet der Befiter die Fdentität der Grumdftüde mit den im Dofument 
bezeichneten, ift die Identität aber wahrfcheinlich, fo findet ebenfalld nur eine 
proteftatorifcehe Eintragung ftatt. 

Iſt der Realanfprudy oder die Hypothefenforderung vom Eigenthümer be- 
ftritten und nicht durch Urkunden oder eideöftattliche Verficherungen von Zeugen 
befcheinigt, fo findet die Eintragung nicht flatt und iſt der Anmeldende zur 
Ausführung feiner Nechte an den Progefeichter zu vermeifen. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7047.) | 46 $. 154, 
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§. 154. 


Behauptet der Eigenthümer, daß angemeldete Realrechte getilgt ſeien 
ohne dies durch öffentliche Uchmbden fofort darthun zu fünnen, fo ift das 
Realrecht einzutragen und zugleih in Kolonne „Ceffionen‘ die behauptete Auf⸗ 
hebung proteflatorifch zu vermerken, wenn diefelbe befcheinigt ift. 


$. 155. 


Sobald die vorftehenden Verhandlungen zur Feltftellung des Eigenthümers 
und der Realrechte und Hypothefenforderungen beendet find, und die Präflu- 
fiofrift zugleich verfloffen ilt, hat dee Hypothekenamts-Vorſteher die Eintragung 
in das Hypothekenbuch zu bewirken und die Grundflüde, welche in das Hy 
pothekenbuch ei pehmgen find, quartaliter durch dad Amtsblatt der Regierung 
zu Stralfund befannt zu machen. 


6. 156. 


Für die Verhandlungen, welche zur Eintragung der rechtzeitig angemelde- 
ten, biöher erworbenen Hypotheken, und Realtechte in dad neu anzulegende 
Sppothefenbu erforderlich fein werden, wird Koften- und Stempelfreiheit be 
willigt. | 


$. 157. 


Fiür Seeſchiffe erfolgt die Eintragung von Verpfändungen in das Schiffd- 
regifter auf den Antrag ded Korrefpondent« oder jeded Rheders. 

Vor Eintragung der Verpfändungen ift die öffentliche Vorladung der zur 
Eintragung berechtigten Realgläubiger zu veranlaffen. 

Für dad Verfahren find die $$. 1. bis 4. Artikel 58. des Einführung?- 
gefeßed zum Allgemeinen Deutfchen Handelögefeßbuche vom 24. Juni 1861. 
(Gefeg-Samml. S. 472.) mit folgenden Zufägen maaßgebend: 

Die Ladung erfolgt durch die erfte Abtheilung des Kreißgerichtd. Der 
Antrag ift erft nad) Eintragung de8 Schiffs in das Regiſter zuläffig. 

Die Bekanntmachung der Ladung erfolgt durch dreimalige Inſertion in 
dem Ayıtöblatte der Regierung zu Stralfund und durch zwei vom Gerichte zu 
bezeichnende Zeitungen, jomwie durch Aushang an der Gerichtöftelle. 

Nach erfolgter Bräklufion ift Behufs Eintragung der NRealgläubiger in dad 
Schifföregifter, wie bei Mean livung des Grund- und Hypothekenbuchs, durch 
das die Regiſter führende Gericht zu verfahren. 

Wegen der Koſten gelten die Beſtimmungen des $. 156. 


$. 158, 


Das Gefeh, betreffend die Beitellung öffentlicher Hypotheken im Bezirke 
bed Appellationdgerichts zu Greiföwald, om 9 Mai 12 ei Sarm 
©: 259.) und der den Öffentlichen Hypotheken Bbeigelegte Vorzug m 

| j n⸗ 
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Konftitution von Klaſſifikation der Kreditoren vom 15. Dezember 1669., gedrudt 
Stettin 1763., Abſatz, die dritte Klaffe — wird in Betreff aller nad) Publikation 
diefes Geſetzes beftellten Hypotheken allgemein aufgehoben. 

| $. 159. 


Der Juftizminifter wird ermächtigt, die zur Ausführung diefes Gefekes 
eiforderliche Inſtruktion zu erlafjen. l j 


en On unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Königlichen Sinfiegel. R 


Gegeben Berlin, den 21. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Koſtentarif. 


6.1. 


A. Gerichtöfoften werden erhoben: 
A. Berichtigung des Beſitztitels und alle dabei vorkommenden Neben- 
geichäfte: - 


1) von dem Betrage bi8 200 Thaler von je 25 zhalern 


Ser. 6 Bf. 

2) von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Thaler von | 
je 100 Thalern. ............................. 7»: 6.» 
- 3) von dem Mehrbetrage von je 500 Thalen ... 1 + — ⸗ 


4) wird die Berichtigung des WBefigtiteld von mehreren in demfelben 
Sippothefenamts-Bezitte belegenen Grundflüden defjelben Beſitzers 
Wr. 7047.) 46* gleich. 


⸗ 
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gleichzeitig in Antrag gebracht, ſo erfolgt der Koſtenanſatz nach dem 
zuſammengerechneten —* fämmtlicher Grundftüde. 
5) Diefe Ermäßigung der Koften Nr. 1. bis 4. findet nicht flatt: 

a) wenn die auf verfchiedenen Folien eingetragenen Grundftüde 
und Wohnhäuſer, mögen diejelben ausſchließlich oder zugleich 
zum Betriebe von Gewerben beftimmt fein, in mehreren oder 
befonderen Landgütern beftehen; 


b) wenn der Uebertragung anderer Grundflüde auf ein und 
daffelbe Folium feine erheblichen Gründe entgegenfteben, der 


Beliter aber deffenungeachtet auf Aufforderung des Hypo» 
tbelenamts « Borftehers diefelbe nachzufuchen unterlaffen bat. 


An diefen Fällen werden die Koften der Befigtitel- Berichtigung für jedes 


Hypothefenfolium nach dem Werthe der darauf eingetragenen Grundftüde be: 
ſonders berechnet. 


$.2. 


B. Für jede definitive Eintragung in Rubrica II. oder IU. und alle dabei 


®: 


vorkommenden Nebengejchäfte: 
1) von dem Betrage bis 200 Thaler von je 25 Thalen.. 5 Sur. 
2) von dem Mebrbetrage bis 1000 Thaler von je 100 Thalenm 5 + 
3) von dem Mehrbetrage von je 500 Thalem ........... 10» 


. Für die Eintragung von Droteftationen, Arreſten Ceſſionen, Prioritäts⸗ 


beſtellungen, Subinſkriptionen, die Hälfte der 


ätze sub B., jedoch nicht 
unter 5 Sgr. | 


. Wenn die Eintragung derfelben Poſt Rubrica II. und III. gleichzeitig 


auf mehrere Folien erfolgt, fo werden die Koften nach dem Betrage der 
eingetragenen Poſt nur einmal erhoben. 


. Wenn die Emtragung derfelben Poſt auf verfchiedene Folien zu verſchie⸗ 


denen Zeiten beantragt ift, oder bejtehen die auf verfchiedenen Folien 
eingetragenen Grundftüde, auf welche die Eintragung gleichzeitig bean- 
tragt wird, in Wohnhäufern ($. 1. Nr. 5. a.), oder hat der Befiger die⸗ 
ſelben nicht in Gemäßheit des $. 1. Nr. 5. b. auf ein Folium eintragen 
laſſen, fo wird für jede folgende Eintragung die Hälfte der Saͤtze 
$. 2. B. C. erhoben, jedoch nicht über 3 Thaler. | 


. Wenn der Werth der Grundftüde, auf welche die weitere Eintragung 
erfolgt, geringer ift, ald Die eingetragene Poſt, fo ift nur jener als 


Maaßſtab für die Eintragung anzunehmen. 


. 3. 


Für jede Löſchung, ausſchließlich der Aushändigung ber vppothe 
[ 
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Urkunde und Rückgabe der Dokumente, wird die Hälfte der im $. 2. für die 
Eintragung beftimmten Säße erhoben. 


$. 4. 
Für jede Benachrichtigung eines Gläubigerd von einer erfolgten Befik- 
veränderung nur bei. Objekten über 50 Thaler: 5 Sgr. 


$. 5. 

Fur die Ertheilung einer Hypothelen-Urkunde fommen diefelben Säte zur 
Anwendung, welde $$. 1. und 2. für die Eintragung beftimmt find, jedod) 
nicht über 4 Thaler. 

$. 6. 


Beträgt bei den vorftehend $)- 1. bis 4. bezeichneten Gefchäften der Werth 
des Objektö nicht mehr ald 5 Thaler, jo find im Ganzen nur 5 Sour. Koften 
in Anſatz zu bringen. 

$. 7. 


Durch die vorftehenden Sätze werden die Ausfertigungd- und Protokoll: 
ftempel, fowie die Gefuchöftempel gededt. p 


$. 8. 
Für die erfte Anlegung des Hypothekenbuchs werden folgende Paufc)- 
quanta erhoben: 

1) bei Objelten bis 25 Rthle............... — Rthlr. 5 Sur. 

2) » .- über 25 bis 200 Rihle. — » 10 » 
3). 20» 10 - — 15 

= 0 1000 » 5,000» 1 

5) » . - 5,000 » 20,000 ⸗ 2 
6). — - 20,000 Rihle............ 


[2 
— s 
5 
[2 


6 
s 
8 — 
s 


„> 





(Nr. 7047-7048.) (Nr. 7048.) 
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(Nr. 7048.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. März 1868., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Guts und Gemeinde⸗ 
Chauffee von Gebeſee nad Tennftädt, im Kreife Weißenfee, Regierungs- 
bezirf8 Erfurt. 


Noghdem Ich durch Meinen Erlaß vom gegen Tage den Bau einer Gut. 
und Gemeinde» Chauffee im Kreife Weißenfee, Regierungsbezirks Erfurt, von 
Gebeſee nad) Tennftädt genehmigt habe, verleihe 3% bierdurd) den Stadt» reſp. 
Landgemeinden Gebefee, Tennftadt, Schwerftedt, Groß⸗ und Klein -Ballhaufen 
und den Rittergütern zu Groß- und Klein-Ballhaufen das Erpropriationsrecht 
ke die zu diefer Chauffee erforderlichen Srundftüde, imgleichen da8 Recht zur 
tnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs: Materialien, nad) Daabgabe 
der für die Staatd-Chauffeen beftehenden Borfchriften, in Da auf dieſe 
Straße. Zugleich will “Ich den borbegeichneten Unternehmern gegen Hebernahme 
der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Necht zur Erhebun 
des —— nach den Beſtimmungen des für die Stant&-Chaufjeen jedesma 
geltenden ee arife einichließlic der in demfelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zu- 
ſätzlichen Vorſchriften, wie diefe Beſtimmungen auf den Staat3-Chauffeen von 
Ihnen angewandt” werden, bierdurdy verleihen. Auch follen die dem Chauffee- 
— -Zarike vom 29. Februar 1840. angehängten Beitimmungen wegen der 
bauffeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung fommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, ben 2. März 1868. 


Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten und den Miniſter des Innern. 





(Nr 7049.) - 
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(Nr. 7049.) Allerhöchſter Erlaf von 14. März 1868., betreffend die Verleihung des Expro- 
priationsrechte8 für die Sweigbahn der Saarbrüden - Trier - Qugemburger 
Eifenbahn von der Station Wölflingen nad der neuen Tiefbauanlage 
der Steinfohlengrube Gerhard -PBrinz-Wilheln bei Püttlingen. 


Yır Ihren Beriht vom 9. März d. J. genehmige Ich, daß von der Station 
Völklingen der Saarbrüden - Trier: ugemburger Eifenbahn eine Zweigbahn nad) 
der neuen Tiefbauanlage der Steinkohlengrube Derharb Bring =Bilbeim bei Pütt⸗ 
lingen angelegt werde, indem Ich zugleich beftimme, daß das in Meinem Erlafje 
vom 25. juni 1856. (Gefet-Samml. ©. 630.) für die Hauptbahn verliehene 
Recht zur Erpropriation und zur vorübergehenden Benutung fremder Grund- 
ffüde auch auf die Anlage diefer Zweigbahn Anwendung finden foll. 


Berlin, den 14. März 1868. 
Milhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7049-7050.) (Nr. 7050.) 


— 332 — 
(Nr. 7050.) Belanntmadung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung des revidirten Statuts 


der „Preußifhen Hypothekenverſicherungs -Altiengefellfchaft” zu Berlin. 
Bom 19. März 1868. 


N Könige Majeftät Haben mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 10. Februar 
1868. das revidirte Statut der ‚Preußischen Sypothefenverficherungs-Aftiengefell- 
fchaft zu Berlin zu genehmigen gerubt. 


Der Allerhöchite Erlaß nebft dem revidirten Statute wird durch das Amts- 
blatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt 
gemacht werden. 


Berlin, den 19. März 1868. 


Der Miniſter für Handel, Der Miniſter für die Der Minifter des 


Gewerbe und öffentlibe landwirthſchaftlichen Innern. 
Arbeiten. Angelegenheiten. | 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


s 





Mebigirt im Bürenu bes Staats-Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 
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Geſetz-Sammlung 
| für die 
Königliden Preußiſchen Staaten 


il 


— NT 23. — 





(Nr. 7051.) Geſetz, betreffend da8 Expropriationsverfahren im Bezirk des ZJuftiz- Senats 
zu Ehrenbreitftein. Vom 8. April 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


—3 ‚ mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monardie, 
was folgt: 


J. 1. 


Die jean Smeifen Eigenthumsentziehungen aus Gründen des öffentlichen 
Wohls erfolgen Sortan im Bezirke des Juftiz- Senatd I Ayrenbreiftein in der 
Art, daß, wenn über den Betrag der Entſchädigung Tein Einverftändniß ftatt- 
findet, derfelbe nach dem Ermefjen vereideter Sachverftändiger zu beftimmen ift. 


| Die Regierung ernennt die Taxatoren und leitet das Abjchägungsverfahren 
unter Zuziehung beider Theile. | 


Der Eigenthümer ift verpflichtet, gegen Empfang oder geriehtliche Depo- 
fition des von der Regierung feftgefeßten Taxwerthes das Grundftüd dem Expro- 
priationdberechtigten zu übergeben und wird nöthigenfall® von der Regierung 
hierzu angehalten. 

Gegen die Feſtſe der Entſchädigung fann innerhalb dreier Monate 
vom Tage der Senken des Nefolut3 an gerechnet, von beiden Theilen auf 
tichterliche Entfcheidung über den Werth angetragen werden. 


Ein anderer Rekurs gegen die Höhe der Entichädigung findet nicht ftatt. 


$. 2. 


Das Naffauifche Edift vom 25. und 26. Auguft 1812., betreffend die 
Entfhädigung wegen weggenommenen Vrivateigenthbumd, wird für den Bezirk 
des Juſtiz⸗Senats zu Ehrenbreitftein aufgehoben. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7051-7062.) 47 Ur: 
Ausgegeben zu Berlin den 22. April 1868, 
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—— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | | 
Gegeben Berlin, den 8. April 1868. 


(L. S.) Milbelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


zum 
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(Nr. 7052.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. März 1868., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
Shen Vorrechte für den Kreis Angerburg, Negierungsbgzirt Gumbinnen, 
in Bezug auf den Bau umd die Unterhaltung einer Kreis«- Chauffee von 
Angerburg über Ogonten, Pofleffern, Pietzarken bis zur Löhener Kreis 
grenze in der Richtung auf Lötzen. 


Naghdem Ich durch Meinen Erlaß von heutigen Tage den vom Kreiſe Anger- 
burg, Regierungäbezirt Gumbinnen, beabfichtigten Bau einer Chauſſee von Anger- 
burg über Ogonten, Poſſeſſern, Pietzarten bis zur Lötzener Kreiögrenze in der 
Fichtung auf Lötzen genehmigt babe, verleihe Ich hierdurch dem Kreife Unger: 
ur da8 Erpropriationdrecht für die zu diefer Chauffee erforderlichen Grund- 
ftüde, imgleichen da8 Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs» 
Materialien, nah Maaßgabe der für die Staats - Chauffeen beftehenden 
Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleid will Ich dem genannten 
Kreife gegen Uebernahme der fünftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße 
das Necht zur Erhebung des Shauffeegelbes nad) den Beitimmungen des für die 
Staat3-Chauffeen jedesmal geltenden Shaufleegelb- Sarif einfchließlich der in dem: 
felben enthaltenen Beitimmungen über die Befreiungen, fowte der fonfligen die 
Erhebung betreffenden zufäglihen Vorfchriften, wie diefe Beftimmungen auf den 
Sinats.Chaufien von Ihnen angervandt werden, hierdurch verleihen. Auch folken 
die dem harſſe 
wegen der Chau 
kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 2. März 1868. 


eld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beltimmungen 
Meevoligeie:Bergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 


Milhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe umd öffentliche Arbeiten. Handel— 





(Nr. 7053.) 











Bu 
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(Nr. 7053.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber Iautender Kreis -Obligatio- 
nen des Angerburger Kreijes in Betrage von 41,000 Thalern. Vom 
2. März 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisftänden ded Angerburger Kreifed auf den, Kreistage 
vom 14. November 1867. beſchloſſen worden, die zur Ausführung des vom Kreiſe 
befchlofjenen Baues einer Kreis-Chauffee von Angerburg über Ogonfen, Poſ— 
jeflern bis zur Lötzener Kreiögrenze erforderlichen Geldmittel im. Wege einer An- 
leihe zu beichaffen ‚ wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: zu 
diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens 
der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von- 
41,000 Thalern ausftellen zu durfen, da fi) biergegen weder im Intereſſe der 
Oläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden bat, in Gemäßheit 
des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Außftellung von Obligationen 
zum Betrage von 41,000 Thalern, in Buchſtaben: Einundvierzig Taufend Tha— 
lern, welche in folgenden Apointe: | 

6,000 Thaler a 500 Thaler, 

10,000 =  & 200 

15,00 +» 310 - 

5,0» 350 -» 

50» ad » 

— 41,000 Thaler, 

nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nad) der durch das Loos ie beftimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigftens jährlih Einem Pro- 
zent des Kapitals unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten Schuldverfchreibungen 
zu amortifiven find, durch gegenwärtiges Privilegium Unfere landeöherrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
thums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das gegenwärtige Privilegium, welches Wir vorbehaltlih der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gemährleiftung Seitens des Staat? nicht übernommen wird, ift durch die 
Gefeß- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


—— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. März 1868. 


(L. 8.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 


des 


Angerburger Kreiſes 


Auf Grund des unterm .............. genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
14. November 1867. wegen Ausbaued einer Kreis. Chauffee von Angerburg bis 
zur Lötzener Kreidgrenze und der Allerhöchften Genehmigung wegen Aufnahme 
einer Schuld von 41,000 Thalern bekennt ſich Die ſtändiſche Finanzkommiſſion 
für den Bau einer Chauffee von Ungerburg uber Ogonken, Poſſeſſern bis zur 
Lötzener degene Namens des Re durch diefe, Hr jeden Inhaber gültige, 
Seitend des Gläubigers unkündbare Verfehreibung zu einer Darlehnsſchuld von 
........... Thalern Preußiſch Kurant, welche für den Kreis kontrahirt worden 
und mit fünf Prozent jãhrlich zu perünſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 41,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1870. ab allmälig innerhalb eines Zeitraumes von 37 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent 
jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. ie Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen Fa verftärfen, fowie ſämmt⸗ 
liye noch umlaufende —— enden zu fündigen. Die audgelooften, 
fowie die gekündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 
Buchftaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termind, an welchen die Rüd. 
zahlung erfolgen foll, öffentlich befannt gemacht. Diefe Belanntmachung erfolgt 
vier, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zablungstermine in dem Amtsblatte 
der Königlichen Regierung zu Gumbinnen und durch den Königlichen Staats- 
anzeiger. 

jeig Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in hatbjäbelihen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von 
e an gerechnet, mit fünf Prozent jährlih in gleicher Münzforte mit jenem 

verzinfet. | 
Die 
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Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der audgege enen Zinskupons, beziehungsweife diejer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreid- Kommunallaffe in Angerburg, und zwar aud in der nad) dem 
Eintritt des Fälligfeitdtermind folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitötermme zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zindfupond wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. | 
Die gekündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen 
verjäbten zu Gunften des Kreifed. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernishteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nad) Borfchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem wenigliäen eisgerichte zu Angerburg.. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Voch foll 
demjenigen, welcher den Berluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei der Kreißverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Befik 
der Zindfupond durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder jonft in glaub- 
bafter Weife darthut, nad) Ablaut der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel— 
beten und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... halbjährige Zinsfupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ...... ausgegeben. Für die weitere Seit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

ie- Ausgabe einer neuen Zindfuponsd-Serie erfolgt bei der Kreis-Rommu- 
nalfaffe zu Angerburg gegen Ablieferung de8 der älteren Zinsfupond «Serie bei- 
gedrudten Talond. Beim Berlufte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinsfupond -Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Borzeigung rechtzeitig gefcheben ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem Vermögen. 

Deffen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. | | 
Angerburg, den . tu .............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion für den Bau der'Chauffee von Anger: 
burg zur Loͤtzener Kreisgrenze. 


(Nr. 7058.) Pro⸗ 
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(Nr. 7055.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. April 1868., betreffend die Verleihung des Expro- 
priationsrecht3 für den Bau der Staats -Eifenbahnen von Dittersbad 
nach Altwafjer und von Ruhbank über Qandeshut und Liebau bi8 zur 
Böhmiichen Grenze, und die Ausführung diefer Eifenbahn durch die König. 
lihe Kommiffion für den Bau der Schleſiſchen Gebirgsbahn. 


Auf Ihren Bericht vom 31. März d. J. beſtimme Ich, daß das Recht zur 
Expropriation berjenigen Grundftüde, welche zur Ausführung der in Gemäßkeit 
der Gefeße vom 9. März 1867. (Gefek-Samml. ©. 393.) und vom 17. Februar 
d. J. (Gefeß-Samml. ©. 71.) für Rechnung des Staats zu erbauenden Eifen- 
bahnen von Ditterdbach nad) Altwafjer und von Ruhbank über Landeshut und 
Liebau bis zur Böhmifchen Grenze erforderlich find, fowie da8 Recht zur vor 
übergehenden Benutung fremder Grundftüde nach den Beftimmungen des Gefeßes 
über die Eifenbahn Unternehmungen vom 3. November 1838. zur Anwendung 
fommen fol. Zugleich genehmige ch, daß der Bau der letztgedachten Eifenbahn 
der Königlichen — für den Bau der Schleſiſchen Gebirgsbahn, welche 
auch hinſichtlich dieſer Bauausführung alle Rechte und Pflichten einer öffentlichen 
Behörde haben ſoll, übertragen werde. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗-Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 4. April 1868. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 





Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in ber Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchbruckerei 
8 (R. v. Deder), 
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Gejet- Sammlung 
für bie | 
Königliden Preußiſchen Staaten 


— \r 6. — 


—r — — — 
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(Nr. 7056.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Magniter Kreifes im Betrage von 40,000 Thalern, II. Enaiffion. 
Bom 26. Februar 1868. | 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des Ragniter Kreifed auf dem Kreidtage 
vom 18. September 1867. befchloffen worden, die zur Ausführung der vom Kreife 
unternommenen Chaufjeebauten neben den we die Allerhöchlten Privilegien 
vom 25. April 1864. (Gefeß-Samml. ©. 323. ff.) und vom 2. Januar 1865. 
Geſetz Samml. ©. 82. ff.) genehmigten Anleihen weiter erforderlichen Geldmittel 
im Wege einer ferneren Unleihe zu bejchaffen, wollen Wir auf den Antrag der 
em Kreisftände: zu diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zins» 

ons verfehene, Seitens der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem ange- 

nommenen Betrage von 40,000 Thalern auöftellen zu dürfen, da ſich biergegen 
weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas a erinnern gefunden 
hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausftellung 
von Obligationen zum Detrage von 40,000 Thalern, im Buchſtaben: vierzig 
Zaufend Thalern, welche in folgenden Apoints: 

20,000 Thaler a 500 Thaler, 

10,00 » 320 « 

10,00 » 310 -» 


nad) dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 

fünf Brozent jährlich zu verzinfen und nad) der durch da8 Loos zu beftimmenden 
Folgeordnung jährlih vom Jahre 1869. ab mit wenigftens jährlich Einem 
Prozent des Kapitald und dem Betrage der erjparten Zinfen der ausgelooften 
Obligationen zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unfere landesherr- 
liche Genehmigung mit der rechtlichen Aoiehung eriheilen, Daß ein jeder Inhaber 
diefer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ifl. 


Yahrgang 1868. (Nr. 7056.) 48 Das 
Ausgegeben zu Berlin den 24. April 1868, 
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Das vorftehende Privilegium, welches Mir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gemwährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen: wird, ift durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgehteineh Keminiß zu dringen! 

hen Su unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 2 

Gegeben Berlin, den 26. Fehruar 1868. 


(L.S) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 





Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 
Obligation 
des | 


Ragniter Kreiſes 


21 


Lättr. ..... .... 


Auf Grund des unterm ............... genehmigten Areistagebejchluffe? vom 
18. September 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 40,000 Thalern befennt 
fi) der freisftändifche Finanzausſchuß für den Chauffeebau bes Ragniter Kreifes 
Namens des Kreiſes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitend des Gläubigerd 
unfündbare Verfchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Thalern Preu⸗ 
ßiſch Kurant, welcher Betrag am den Kteis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinfen tft. 

Die: Rücahlung der ganzen Schuld von 40,000 Thalern geichieht vom 
Jahre 1869. ab allmälig aud einem zu diefem Behufe gebilbeten Tilgungsfonds 
von wenigftend Einem Prozent des ganzen Kapitald jährlich, unter Zuwachs ber 
Zinfen von den gelilgten Schuldraten: D 

on | ie 
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Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverftßreibungen wird durd) 
das Roos beftimmt.. Die Aualonfung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem Monate 
Dezember jeden Jahres. Der Kreid behält ſich jedoch dad Recht vor, den Tilgungs- 
fonds durch größere Ausloofungen zu verftärken, fowie ſämmtliche nody umlaufende 
Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die audgelooften, fowie die gekündigten 
Schuldverjchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Zucftaben, Nummern 
und ‚Beträge, ſowie des Termind, am. welchem die. Rückzahlung erfolgen foll, 
öffentlich bekannt gemaght Diefe Bekanntmachung erfolgt jech8, drei, zwei und 
Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regie- 
tung zu Gumbinnen, fowie in einer zu Gumbinnen und m einer zu Königs⸗ 
berg erjcheinenden Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt da8 Kapital zu entrichten ift, wird es 
in balbjährlichen Terminen, am 2, Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von 
heute “ gerechnet, mit fünf Prozent jährlid in gleicher Münzforte mit jenem 
verzinfet. an 

Die 2 usjahlung der Zinfen und, des’ Kapitald erfolgt gegen bloße Rück— 
gabe der auögege enen Zinsfupons, bezießlingsweife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis-Kommunalkaſſe in Nagnit, und zwar auch in ber nad) dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme de-Kapitald präfenticten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. . en nn ’ 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb breibig Jahren nach dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben. werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunſten ded Kreiſes, 


Das Aufgebot und die Amortifation verlorener. oder vernichteter Schuld- 
verjchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der. Allgemeinen Gerjichtsordnung Thl. I. 
Titel 51. sc 120. sequ. bei dem Königlichen Kreißgerichte zu Ragnit. 

Zinskupons fünnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll . 
demjenigen, welcher den Berluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei der streiövermaltung anmeldet und den flattgehabten Befit 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung‘ oder fonft in glaub: 
hafter Weife darthut, nach Ablauf der Serjährungefe! der Betrag der an 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. Ä 

it diefer Schuldverfchreibung find ...:. balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1872. auögegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zindfupond- Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalfaffe zu Ragnit gegen Ablieferung ded der älteren Zindfupons Serie bei- 
gedrudten Talons. Beim Verlufte ded Talond erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinsfupond - Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen ift. 

(Nr, 7056.) 48° Zur 
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Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Ragnit, den „tm ............... 18.. 


Der kreisſtaͤndiſ che Finanzausſchuß fuͤr den Chauſſeebau im Ragniter Kreiſe. 


Provinz Preußen, Kegierungsbezirt Gumbinnen. 


Erſter bis) ..... Zinskupon ..... Serie 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Ragniter Kreiſes 
III. Emiſſton 
Littr...... Me 
Über ............ Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 
und Iätehin Die Binfen der porbenannte Streiß-Ohliation 
für daß gabjabe hl) BERESEERSTEEEE Bi8 ..... PRESERER mit (in Buchſtaben) 
....... halern ... Silbergroſchen bei der Kreis. Kommunalfaffe zu Ragnit. 
Ragnit, den „tn .............. 18. . 


Der kreisſtaͤndiſche Finanzausſchuß für den Chauffeebau im Ragniter Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn defien 
— nicht innerhalb vier "Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Dalon 


zu 
Kreis⸗Obligation des Ragniter Rreifes 
III. Emiſſion. | 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rüdgabe zu ber 
Obligation des Ragniter Kreifes III. Emiffion 
Littr....... M ..... über ..... Thaler a fünf Prozent Zinſen 


die ..te Serie Zinskupons für die fünf Sabre 18.. bis 18.. bei der Kreis- 
Kommunalfafje zu Ragnit, fofern nicht von dem als folchen legitimirten Inhaber 
der Obligation rechtzeitig dagegen Widerfpruch erhoben ift. 


Ragnit, den . tm .............. 18.. 


Der kreisſtaͤndiſche Finanzausſchuß für den Chauffeebau im Ragniter Kreife. 





(Nr. 7057.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. März 1868., betreffend die Verleihung der fi8- 
| faliihen Vorrechte an die Stadtgemeinde Forft im Kreiſe Sorau für den 
Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde» Chauffee von Noßdorf, an 
der Rottbus - Forft-Sommerfelder Chauffee, nah Groß-Köhig, an der 
Kottbus - Musfauer Kreisftraße, im Kreife Sorau, Negierungsbezirt 
Frankfurt a. d. ©. 


N achte 3% duch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde- 
Chauſſee von Noßdorf, an der Kottbus -Forft-Sommerfelder Chauffee, nach Groß- 
Koölzig, am der Kottbus⸗Muskauer Kreisftraße, im Rreile Sorau, Regierung?» 
bezirk Fran rt a. d. O., genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadtgemeinde 
Forſt das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grund» 
I e, imgleichen das Recht jur Entnahme der Ehaufjeebau- und Unterhaltungs- 

aterialien, nah Maaßgabe der für die Staats-Chauffeen beftehenden Vorfchriften, 
in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich der genannten Stadtgemeinde 
gegen Uebernahme der fünftigen chauffeemäßigen Anterba kung, ber Strafe das 

echt zur Erhebung des Chauffeegelde3 nach den zweifachen Sätzen des für Die 
Stantd - Chaufjeen gereömal geltenden SHaufleegeib Sarifer einfchließlich der in dem- 
jelben enthaltenen Beitimmungen über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Er- 
hebung betreffenden zufäglichen Vorfchriften, wie diefe Beftimmungen auf den 

(Nr. 70567058.) Staat. 
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Staats⸗Chaufſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch mit der Maaßgabe 
verleihen, daß eine Ermäßigung des Chauffeegelded einzutreten bat, fobald die 
Unterhaltungsfoften, einfchliegli der Zinfen und Amortifationsbeträge des An- 
Iagefapitald, bei emem geringeren Hebeſatze Dedung finden. Yud, follen 
die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftimmungen 
Ivegen der EChaufjeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. g zur oͤffentlich 

Berlin, den 18. März 1868. 


Milbelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Firianzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Handel— 





(Nr. 7058.) Statut des Verbandes zur Entwäflerung des Zedmar⸗Bruches und feiner Um⸗ 
gebungen im Kreife Darkehmen. Bom 25. März 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


verordnen, auf Grund des Gefege8 vom 11. Mai 1853. (Gefeg-Samml. vom 
Fahre 1853. ©. 182.), nad) Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


6. 1. 
Unter der Benenmung: 
„Verband zur Entwäfferung des Zedmar-Bruches 
und feiner Umgebungen’! 
wird eine Genoflenfchaft mit Korporationstechten gebildet. 
Der Verband hat feinen Gerichtöftand bei dem Kreisgerichte zu Darkehmen. 


$. 2. 

Zweck des Verbandes ift, das Wafjer im Zedmar-Bruche foweit zu ſenken, 
daß Ueberfchwernmungen nicht mehr eintreten fünnen, und dadurdy die Nubbar- 
feit defielben zu heben, inöbefondere aber die um dafjelbe belegenen Bruch⸗ und 
MWiefenflächen durch Entwäflerung fulturfähiger zu machen. 5 

ur 
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Sur Erreichung dieſes Zweckes find die in dem Meliorationsplane und 
Koftenanfchlage des Wafferbaumeifterd Kudud vom 1. Oktober 1867. verzeich 
neten Hauptgräben, Brüden und Wehre von dem Verbande auszuführen und 
mit der im $. 5. beftimmten Ausnahme zu unterhalten. Abänderungen des Pla- 
ned und des Anfchlaged dürfen nur mit Genehmigung des Minitters für die 
landwirtbfchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. | 


§. 3. 


Ueber die vom Verbande zu unterhaltenden Unlagen und über die Grund— 
ſtücke des Verbandes ift ein Lagerbuch vom Direltor des Verbandes zu führen 
und vom Vorftande feftzuftellen. 


$. 4. 


Der Verband ift befugt, foweit dies zur Ausführung des Meliorations- 
plane8 nothmwendig ift, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Eintäu- 
mung einer Servitut und die vorübergehende Nukung von Grumdftüden gegen 
Entfehädt ung nad) den Delimenmn en des Gefehed vom 15. November 1811. 
(Gejeh- Samml. für 1811. ©. 352.) u verlangen. 

Die Genoſſen des Verbandes —* den zu den Gräben und Kanälen 
erforderlichen Grund und Boden in der Regel ohne Entſchädigung herzugeben. 
Dagegen gebührt ihnen die Gradnugung auf den Böfchungen, und e8_ fällt 
ihnen auch das verlaffene Flußbett unentgeltlich zu. 

Sofern der Werth der Grasnutzung und des Flußbettes den Werth des 
Grund und Bodens jedoc, nicht erreicht, fol ihnen der Mehrwerth des letzteren 
na den Vorfchriften des Gefehed vom 15. November 1811. im Wege des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens entſchädigt werden. 


$. 5. 

Die beftehenden Brüden auf den Entwäſſerungszügen find, nachdem fie 
auf Koften des Verbandes umgebaut find, von denjenigen im normalmäßigen 
Zuſtande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung biöher oblag. Wenn die 
Brüden bei den Umbau erheblich größer, als biöher, werden, fo hat der Ver- 
band den nerhaltungebflichti, en für die Vergrößerung feiner Laft zu entichä- 
digen. Die durch die hmiferungsgüge nothwendig werdenden neuen Brüden 
bat der Verband allein zu unterhalten. 


$. 6. 


Das Waſſer in den gemeinfchaftlichen Gräben des Verbandes darf ohne 
Genehmigung des Direktord von einzelnen Verbandsmitgliedern nicht abgeleitet 
oder aufgeflaut werden. | 

Jeder runbbefiger im Werbande hat das Recht, das Waſſer, defien er 
ſich zur fpeziellen Entwäfferung feiner Grumdftüde entledigen will, in die Haupt: 
gräben des Verbandes abzuleiten; die Zuleitung muß aber an den vom Direktor 
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zu beitimmenden Punkten gefchehen. Die Anlegung und Unterhaltung folcher 
ipeziellen Entwäſſerungsgräben ift Sache jedes einzelnen Verbandsmitgliedes. 

At die Zuleitung jedody nur duch Zuſammenwirken mehrerer Grund» 
befiger ausführbar, fo hat der Vorſtand diefelbe zu vermitteln und nöthigenfalls 
auf Koften der fpeziell dabei Betheiligten hurcprufähren, nachdem der Wlan dazu 
und das Beitragsverhältniß, dem Wortheile eined Jeden entfprechend, von den 
Staatöverwaltungsbehörden nach Anhörung der Intereſſenten reigeftell ift. In 
der Regel ift da, wo derartige Gräben auf der Örenge weier Planlagen geden, 
das erforderliche Land von den Grenznachbain zu g eichen Theilen berzugeben, 
auch die Anlegung und Unterhaltung der Gräben gemeinfhaftlih und zu glei. 
chen Theilen von den Grenznachbarn zu bewirken. 

Die Unterhaltung diefer Anlagen bat der Vorſtand ebenfalls zu be- 


auffichtigen. | 
$. 7. 


Die Genoffen des Verbandes und das Verhältniß ihrer BVeitragspflicht 
zur SHerftellung und Anterba tung ihrer gemeinfamen Anlagen find d ein 
Kataſter —— welches der egierungöfommarins entwirft. 
an Fr Verhältnig des MWortheild an der Melioration bildet dabei den 

aaßſtab. 

Der Entwurf dieſes Kataſters iſt bei dem Landrathsamte zu Darkehmen 
und auszugsweiſe bei den Gemeindevorſtänden offen zu legen, u den Gütern 
welche einen bejonderen Gutsbezirk bilden, im Auszuge mitzutheilen. Zuglei 
ift im Amtöblatte der Regierung zu Gumbinnen und in dem Kreiöblatte eine 
viermöchentliche Friſt befannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiffarius 
Beſchwerde erhoben werden fann. 

Der Kommifjarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung ber 
Befchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach— 
verftändigen zu unterſuchen. | 

Die Sachverftändigen find binfichtlich der Vermeffungen und Nivellirungen 
ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalld ein Vermeſſungs⸗Reviſor, binfichtlich 
der durch die Mekoration entftehenden Bortheile und der darauf gegründeten 
Klaſſifikation zwei ölonomifche Sachverſtändige, denen bei Streitigkeiten wegen der 
Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein IWafjerbauverftändiger beigeordnet werden kann. 

Die Sachverftändigen werden von der egierung zu Gumbinnen ernannt. 

Mit dem Refultate der Unterfuchung werden die Betheiligten, nämlich 
die na einerjeitd? und der Borftands- Deputirte andererfeitö, be- 
fannt gemacht. 

Sind beide Theile mit dem NRefultate einverftanden, fo hat e8 dabei fein 
Bewenden und wird dad Katafter deingemäß berichtigt. Anderenfalls werden 
die Akten zur Enticheidung über die Beichwerde der Regierun eingereicht, 

Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derfelben den 
Befchwerdeführer. 

Binnen vier Wochen nad) erfolgter Bekanntmachung der Entfcheidung 
ift Nefurd dagegen an den Minifter für die landwirthichaftlihen Angelegen⸗ 
beiten zuläflig. Nach 
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Nach erfolgter Feftftellung wird das’ Katafter von der Regierung zu 
Gumbinnen ausgefertigt und dem Vorftande zugeftellt. 

Bis zur Feſtſtellung des Kataſters verfügt die Regierung zu Gumbinnen 
nach Anhörung des Worftandes über das interimiftifche Viitragewerhaiutmißz 
weiche 2% lich der Ausgleichung der Einziehung von Beiträgen zum Grumde 
zu legen ift. 


$. 8. 


Die Verbindlichkeit zur Entrihtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Sozietätspflicht gleich den fonftigen gemeinen Laften 
und Abgaben ald Reallaft unablöslih auf den verpflichteten Grundftüden. 

‚. Die Beiträge find auf dad Ausfchreiben des Direktors in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaffe des Verbandes bei Vermeidung der admini- 
ftrativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Bor- 
fteher die Einziehung und Abführung zur. Kaffe des Verbandes. 

Die Exekution findet auch flatt gegen Wächter, Nutnießer, oder andere 
Defifer ber verpflichteten Grundftüde, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigent- 
lich Verpflichteten. 


$. 9. 


An den von Verbande zu unterhaltenden Haupt» Entwäfferungszügen 
müffen drei Fuß, vom oberen Rande der Böfchung ab gerechnet, unbeadert und 
mit dem Weidevieh verfchont bleiben. 

Auch Bäume und Heden dürfen auf diefer Fläche nicht geduldet werden. 

Bei der Räumung der Kanäle und Gräben müſſen die Eigenthümer der 
angrenzenden Grundftüde den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, 
aufnehmen und binnen vier Wochen nach der Raumung, wenn aber die Räu— 
mung vor der Erndte gefchiebt, binnen vier Wochen nach der Erndte, bis auf 
Eine Ruthe Entfernung von dein Nande fortfchaffen. Aus befonderen Gründen 
kann der Direktor diefe Frift abändern. | 

Ausnahmen von der Beitimmung diefed Paragraphen können in einzelnen 
Fällen vom Vorftande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung geftattet 
werden. Wo die Eigenthümer der angrenzenden Ländereien durch die Gräben 
feinen Vortheil haben, foll ihnen die Koriihaffung des Auswurfs gegen ihren 
Willen nicht aufgelegt werden. | 


$. 10. 


Der Verband fteht unter der Aufficht der Regierung zu Gumbinnen als 
Landespolizei- Behörde, und in höherer Inſtanz des Minifters für die landwitth- 
fhaftlihen Angelegenheiten. Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Be⸗ 
fiimmungen des Statuts beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhalten 
und die etwaigen Schulden regelmäßig verzinft und getilgt werden. 

Die Regierung entfepeidet über die Beichwerden gegen die Beſchlüſſe des 
Vorſtandes und des Direktord, fofern der Rechtsweg nicht zuläffig und ein» 
geſchlagen iſt, und fegt ihre Entfcheidung nöthigenfalls egefutivifch in Vollzug. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7058.) 4) Die 
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Die Regierung iſt befogt von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchäftsanweiſung 
ür den Verband zu ertheilen und auf Grund des Gefeßes vom 11. März 1850. 
über die Volizeiverwaltung die nöthigen Volizeinerordnungen zu exlaffen zum 
Schutze der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauffichtigenden Anlagen. 


§. 11. 


Wenn der Vorftand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande nad 
diefem Statute oder fonft gefehlich‘ obliegenden Leiftungen auf ben Haushalts. 
Etat zu bringen oder außerordentlic) zu genehmigen, fo läßt die Regierung nad 
Anhörung ded Vorftandes die Eintragung in. den Etat von Amtöwegen bemwirten 
oder ftellt die außerordentlichen Ausgaben feſt und verfügt die Einziehung der 
erforderlichen Beiträge. 

Gegen diefe cheidung ſteht dem Worftande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Minifter für die landwirthfchaftlichen Angelegenheiten zu. 


$. 12. 
Die Regierung hat darauf zu halten, daß den Beamten des Verbandes 


U} 


die ihnen zulommenden Befoldungen unverkürzt zu Theil werden, und etwaige 
Bejchwerden darüber zu enticheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


g. 18, 


Die Angelegenbeiten des Verbandes werden durch einen Vorftand geleitel, 
welcher aus einem Direktor und vier Mitgliedern befteht. 

Der Direktor und fein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gum 
binnen ernannt. Die vier Mitglieder werden dagegen von den Mitgliedern dei 
Verbandes gewählt. Die Stimmen der lehteren werden nady der in dem Befike 
der Einzelnen befindlichen Morgenzahl und zwar, fobald das Katafter feftgeftellt 
ir nach der Normalmorgenzahl gezählt. ei Stimmengleichheit entfcheidet dad 

* Die Wahl gilt für ſechb Sabre. Der Ausfcheidende kann wieder gewählt 
werden. | 

Die Regierung zu Gumbinnen emennt den Wahllommiffarius. Die 
Prüfung der Wahlen fteht dem Vorſtande ſelbſt zu. 

Sm Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, fowie in Betreff der Ber- 
ihm zur Annahme der Wahl die Worfchriften über Gemeindewahlen 
wendung. 

Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfällen de 

Mitgliedes feine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daffelbe 
während der Wahlzeit ftirbt, oder feinen Wohnfig in der Gegend aufgiebt. 


$. 14. 


Der Vorſtand bat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu befchließen, 
foweit dieſelben nicht dem Worfigenden (Direktor) überwiefen find, ee 
a) über 
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a) über die zur Erfüllung der Sozietätzwede nothwendigen und nüßlichen 
Einrichtungen und über die Bauanfchläge; 

b) über den Jahres«Etat und die erforderlichen gewöhnlichen und außer- 
gewöhnlichen Ausſchreiben, ſowie über die Decharge der Jahresrechnung; 

c) über etwaige Anleihen; Ä 

d) über Verträge (f. jedoch $. 22.); 

e) über die Denufumg der etwa zu erwerbenden Grumdftüde oder des fonftigen 
Vermögend ded Verbandes; | 


f) über die Annahme des Rendanten und ber erforderlichen Unterbeamten; 
g) über die Gefchäftdanweifungen; 
h) über die Revifion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubeamten. 


Die Ausführung der Beichlüffe des Worftandes erfolgt durch den Bor- 
fitenben. Der Vorſtand ift aber berechtigt, von der Ausführung der Beſchlüſſe 
fih Ueberzeugung zu verfchaffen. Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vor- 
fitende für geſetzwidrig oder dem Gemeinwohl nachtheilig erachtet, bat derfelbe 
zu beanftanden und die Entjcheidung der Regierung einzuholen. 


$. 15. 
Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen / 
b) zu Unleiben; Ä 
c) zur Veräußerung von Grumdftüden des Verbandes. 


$. 16. | | 


Der Vorſtand verfammelt ſich auf Berufung des Borfigenden alle Sabre 
mindeftend einmal im Monat Mai. Die Art und Weife der Zufammen- 
berufung e Ola! unter Angabe der Gegenftände der Verhandlung; mit Ausnahme 
dringender Fälle muß diefelbe wenigſtens fieben freie Tage vorher ftattfinden. 


$. 17. 


Die Mitglieder des Worftandes find an Inſtruktionen der Genoffen des 
Verbandes nicht gebunden. 

Die Beichlüffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 

Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Vorſtand kann nur beſchließen, wenn außer dem “Direktor zwei Mit- 
glieder erichienen find. 

Eine Ausnahme findet ftatt, wenn der Vorſtand, zum dritten Male zur 
Verhandlung über denfelben Gegenftand zufammenberufen, dennoch nicht in 
genügender Zap erichienen ift. 
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Bei der zweiten ımd dritten Zufammenberufung muß auf diefe Beſtimmung 
ausdrüdlich hingewiefen werden. oo | 


$. 18. 


An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf der: 
jenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes im Wider: 
ſpruch ſteht. Kann wegen diefer Ausfchließung felbft mit Hülfe der Stellvertreter 
eine beſchlußfähige Verſammlung nicht gehalten werden, fo pet der DBorfigende, 
oder wenn aud) vieler aus dem borgedachten Grunde betheiligt ift, die Regierung 
für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu forgen und nöthigenfalls 
einen befonderen Vertreter für denfelben zu beitellen. | 


$. 19. 


Die Beichlüffe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend ge- 

wefenen Mitglieder find in ein befondered Bud, einzutragen. 
Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern unter- 
zeichnet. Ä 
$. 20. 


Der Direktor des Verbandes führt die Gefammtverwaltung und handhabt 
die Polizei zum Schuge der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauf- 
fichtigenden Anlagen. In einzelnen Fällen kann ſich der Direktor dur ein 
andered Mitglied des Vorſtandes vertreten laffen; jedes Mitglied des letzteren ift 
verbunden, Aufträge de8 Vorſitzenden zu übernehmen. 


Der Vorſitzende hat inäbefondere: | 
a) den Serban nach Außen ımd in Prozeffen zu vertreten. Zu Verträgen 


uldurkunden ift eine nach $. 19. zu vwollziehende Urfunde oder 
Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (f. jedoch $. 22.); 


b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweifen und das Kaſſen- und Ned): 
nungsweſen zu überwachen; 

c) die Sozietätöbeiträge nad) dem Etat und den Beichlüffen des Vorftandes 
auszufchreiben und die Beitreibung zu bewirken; 


d) die Unterbeamten zu beaufjichtigen und die Ausführung der Bauten 
anzuordnen und zu leiten. 


§. 21. 


Aljährli im Frühjahr, vor der ordentlichen Jahresve ammlung des 
Vorſtandes, findet eine Hauptſchau der Anlagen des Verbandes jtatt. Diefelbe 
erftredt fi auch auf die vom Verbande zu beauffichtigenden Anlagen. Der 
Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorfiandsmitgliedern ald Mit- 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen SJahreöverfammlung vom Borftande 
beftimmt werden. 

Ues 
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Ueber den Befund und bie Befchlüffe der Schaulommiffion ift ein Protokoll 
aufzunehmen. Die Schau wird öffentlid) befannt gemacht, damit jeder Betheiligte 
derfelben beimohnen kann. 

Sp oft es erforderlih ift, foll in gleicher Weife im September eine 
Nachſchau abgehalten werden. | 


$. 22. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätsanlagen ordnet der: Direktor 
nach dem Befund der Echau an, in dringenden Fällen auch fonft nad) eigenem 
Ermeffen und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Mit- 
urtbeilern nicht ubereinftimmt, den Beichtuß des Vorſtandes ein. Ob die Aus- 
führung auf Rechnung durch die Unterbeamten, audnahmöweife auch durd) ein 
Mitglied des Werbandes, oder einen Gemeindevorftand, oder durch Entreprife zu 
geichehen hat, darüber ſetzt der Vorſtand gemiffe Grundfäge feit, unbefchadet 
deren in dringenden Fällen der Direktor nad) eigenem Ermefjen verfährt. Zu 
Entreprife- Kontrakten zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor einer 
Vollmacht nicht. 


Was die Schau für die vom Verbande nur zu beauffichtigenden Anlagen 
betrifft, fo ift da8 Ergebniß der Schau in gleicher Weife feftzuftellen, den Be— 
theiligten vom Direktor danad) „eig zu ertheilen und die Befolgung 
nöthigenfall8 im Wege der adminiftmtiven Exefution von ihm zu erzwingen. 


$. 23. 


Sur fpeziellen Beauffihtigung der Anlagen und zur Ausführung der bie 
Unterhaftung der Sozietätdanlagen betreffenden Arbeiten hat der Direktor auf 
Beichluß des Vorftanded die erforderlichen Unterbeamten anzuftellen und eidlich 
wu verpflichten. Der Direktor kann gegen diefe Unterbeamten Disziplinarftrafen 
bi8 zur Höhe von drei Thaleın Geldbuße verfügen, nöthigenfalld ihnen auch die 
Ausübung der Amtöverrichtungen vorläufig unterfagen. 


$. 24. 


Der Direktor iſt befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe bis zu —9 Thalern Geldbuße oder drei Tagen Ge— 
fängniß vorläufig feſtzuſetzen, nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. Die vom 
ae nicht vom Polizeirichter, feitgefegten Geldfixafen fließen zur So» 
zietätskaſſe. 


§. 25. 


Auf Beſchluß des Vorſtandes ſind die Anlagen des Verbandes rückſichtlich 
ihrer normalmäßigen Beſchaffenheit durch einen qualifizirten Bauſachverſtändigen, 
ſo oft es erforderlich iſt, zu revidiren. 
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Bei neuen Anlagen und größeren Unterhaltungsarbeiten bat der Direktor 
durch einen foldyen Sachverftändigen den Anſchlag vorher fertigen und die Aus; 
führung infpiziren und abnehmen zu lafjen. u 


$. 26. 


Zur Führung der Kaffengefchäfte engagiet der Vorſtand einen Rendanten, 
welcher durch Handichlag an Eidesftatt vom Vorfitenden in einer Verſammlung 
des Vorftandes verpflichtet wird. 

Der Rendant bat nach den Anweifungen des Vorſitzenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat aufzuftelln. Die Jahresrechnung pro 
Kalenderjahr ift bis zum 1. März dem Vorfigenden zu übergeben, welcher die- 
elbe durch einen Rechnungsverftändigen und außerdem felbft und durch ein vom 

orftande alljährlich hierfür zu bezeichnended Mitglied der Vorprüfung unter 
wirft. Vierzehn Tage vor der ordentlichen Jahresverſammlung des Vorftandes 
find Etat und Jahredrechnung im Büreau des Direftord zur Einficht jedes 
Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. 


$. 27. 


Der Vorfigende und die Mitglieder des Worftandes befleiden Ehrenpoften. 


Dem Direktor ift eine Entichädigung für Büreauaufwand zu gewähren, 
welche die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. 


8. Ä 


Die erſte Ausführung der Meliorationsanlagen leitet der Regierungs⸗ 
fommifjarius, welcher während des Baues als Direktor des Verbandes fungitt, 
mit Hülfe des ihm zugeordneten Baubenmten. 


Ein Baubeamter der Regierung revidirt Die Arbeiten. 


Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs: 
fommiffarius dem Vorſtande des Verbandes übergeben ‚ mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der auögeführten Anlagen und der SInventarienftüde. 

Streitigfeiten, welche dabei entftehen möchten, werden von der Regierung 
u Gumbinnen, in höherer Inſtanz von dem Minifter für die landwirthfchaftlichen 

ngelegenbeiten entjchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläffig ift. 

Die Baurechnung wird nach Anhören des Worftandes demnächft von ber 
Regierung dechargitt. 

Die Remuneration des Baubeamten während der Bauzeit wird aus der 
Staatskaſſe beftritten. 


$. 29. 
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6.29. 


Abänderungen ded vorftehenden Statut3 fünnen nur unter landeöherrlicher 
Genehmigung erfolgen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegebmn Berlin, den 25. März 1868. 


(L.S) Wilhelm. 
v. Selhomw. . Leonhardt. 


r 
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(Nr. 7059.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend den zweiten Nachtrag zum Statut ber Oppeln 
Tarnowiter Eifenbahbngefellihaft. Vom 25. März 1868. 


Mir Wilhelm, ven Gotted Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Oppeln» Tarnowiger Eifenbaßngefellfchaft im der außerordent- 

Yu Generalverſammlung ihrer Aftionaite vom 22. Januar 1868. den anliegenden 
jpeiten Nachtrag zu ihrem unterm 1. Dezember 1856. (Gejet-Samml. ©. 1013.) 
andesherrlich genehmigten Statut befchlofjen bat, wollen Wir diefen Nachtrage 
die erbetene landesherrliche Betätigung hierdurch ertheilen. 


Die gegenwärtige Urkunde ift nebft dem Statutnachtrage durd) die Gefeh- 
Sammlung zu veröffentlichen. | 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. | 
Gegeben Berlin, den 25. März 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


(Nr. 7058-7060.) Zwei⸗ 





— 1 
Smweiter Nachtrag 


zum 


Statute der Oppeln -Tarnowiter Eifenbahngefellichaft. 


Einziger Artikel. 
Die Beſtimmung im $. 1. des am 13. November 1865. Allerhöchft beftä- 
tigten Nachtraged zum Statut der Oppeln-Tarnowiger Sitenbabngefelliheft 
betreffend die Erweiterung des Unternehmens der Oppeln-Tarnowiger Eifenbahn- 
geſellſchaft auf den Bau und ‚den Betrieb anderer Eifenbahnlinien, wird Betreffs 
der sub. III. dafelbft angegebenen Linie: | 
„von Emannelfegen über Paprotzan und Pleß rad) Diedzig zum An- 
fchluffe an die Kaifer Ferdinands Nordbahn mit einer Sweigbahn von 
Paprogan nad) Mittel-Lazist und Trautfcholdfegengrube zum Anfchluß 
an diefe Grube und an die Wilhelmsbahn 
hierdurch dahin geändert: 
„durch eine Linie, welche von Emanuelfegen über Kobier und Pleß nad 
Diedzig zum Anfchluffe an die Kaifer Ferdinands Nordbahn mit einer 
Zweigbahn von einer in der Gegend von Tichau projektirten Station 
nah Mittel-Lazisk und Trautfcholdfegengrube zum Anfchluß an diefe 
Grube und an die Wilhelmsbahn führt. 





(Nr. 7060.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. März 1868., betreffend die Aufhebung des in 
der vormald Bayerifhen Enklave Kaulsdorf feither entrichteten Floßzolles. 


Auf Ihren Bericht vom 27. d. M. beſtimme Ich daß der in der vormals 
Baverifchen Enklave Kaulsdorf im Regierungsbezirke Erfurt feither zu entrichtende 
Floßzoll vom 1. Mai d. J. ab nicht ferner erhoben werde. 


Diefer Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 30. März 1868. | 
Milbelm. 


sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





Rebigirt im Büreau des Staats-Minifteriums. 


Berlin, gedrudt in der Königlihen Geheimen Ober - Hofbuchbruderei 
(NR. v. Deder). 
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Königlihen Preußiſchen Staaten 
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(Nr. 7061.) Statut des Braunsberger Wieſenverbandes. Dom 4. April 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes über das Deichwefen vom 28. Januar 1848, 
N il. und 15. (Geſetz⸗Samml. vom “Jahre 1848. ©. 54.), an. Seiegee vom 

. Februar 1843. $$. 56. 57. (Geſetz⸗ Samml. vom Jahre 1843. ©. 51.) und 
des Artifeld 2. bed Gefehed vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. vom Sahre 
1853, ©. 182,) N nach nhörung der Betheiligten N was Igt: 


$.1. 


Die Befiger der zwifchen der Stadt Braundberg und dem Baudefluffe 
elegenen Wiefengrundftüde, welche auf der Karte des Feldmeſſers Kraufe vom 
uni 1867. verzeichnet und in der zu dieſer aufgeftellten Flä Far ll des 

dortfchreibungsbeamten Werner vom 5. Sjanuar 1868. aufgeführt find, werden, 
um den Ertrag diefer Grundftüde durch Entwäfjerung zu verbeflern und diefelben 
vor Ueberſchwemmungen durch das Haff zu ſchützen, zu einem Meliorationsverbande 
unter dem Namen „Braunsberger Wiejenverband’ vereinigt. Derfelbe hat 
Korporationsrechte und feinen Gerichtsftand bei dem Kreisgerichte zu Braunsberg. 


| 8. 2. 

Dem Berbande liegt zu dem gedachten Zwecke ob, nach dem Meliorationsplane 

und Roftenanfchlage des in Kudud vom 2. Januar 1868., wie 
derfelbe bei ber höheren Revifion feftgeftellt ift, die darin für ben techtS der Baude 
peiegenen Polder projektirten Anlagen auszuführen. Bezüglich der Aufhöhung 
er Straße refp. des Dammes an der Paflarge bei der Braundberger Kreuzficche 
ift der Verband verpflichtet, den Anforderungen der Wafjerbauverwaltung entfpre- 
hend die gu Verhinderung eined aus diefer Aufhöhung etwa zu gemärtigenden nad). 
theiligen Aufftaued des len der Fe arge erforderlichen baulicyen Anlagen 
und Maaßnahmen auf eine alleinigen Koften enagılühren. 

Abänderungen ded Planes, welche eiwa im Laufe der Ausführung zwed- 

Jahrgang 1868. (Nr. 7061.) 50 ma⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 27. April 1868. 
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mäßig erfcheinen, bedürfen der Genehmigung des Minifterd für die landwirth— 
Schartlichen Angelegenheiten. gung | ” 
$. 3. 


Die Unterhaltung der Verbandsanlagen ($. 2.), fowie die Sorge für den 
in dem Sintereffe des Verbandes nothwendigen Betrieb derfelben und die Befol- 
dung der hierzu erforderlichen Beamten und Arbeiter, ſoweit jene nicht ein Ehrenamt 
befleiden, liegt ebenfalld dem Verbande ob. Für den Fall indeffen, daß der Haff- 
ftaudamm zwijchen Rofenorth und der Baude zu einer Fahrſtraße benugt werden 
follte, werden die durch das Befahren defjelben entjtehenden, im Falle des Streits 
nad $. 11. fchiedsrichterlich feftzuftellenden Mebrfoften der Unterhaltung zur 
Hälfte von dem Befiter ded Gutes Roſenorth und zur anderen Hälfte von den 
Adjazenten nach) Verhältnig der Länge des Dammes in ihren Grenzen getragen. 
Im Uebrigen verbleibt Die Unterhaltung der im Meliorationsbezirke belegenen Gräben, 
Damme, Wege und Brüden denjenigen, meldyen diefelbe bisher oblag. Die 
ordentliche Unterhaltung derjenigen dieſer Anlagen indeſſen, bei welchen mehren 
Grundbefißer ein Interefle haben, wird unter die Kontrole und Schau ded Ber: 
bandsvorſtandes geftellt. Diefer ift, fall mehrere hierbei intereffirt find, auch 
befugt, die Anlage neuer, fowie Die meiden nd der beftehenden Gräben anzuorönen. 
Die hieraus entehenben Mehrfoften der Anlage und Unterhaltung werden vom 
Werbande getragen. 

Dad Waffer in den Gräben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
MWiefenvorfteherd von Privatperfonen nicht aufgeftauet werden, und jeder Grund— 
befiter in dem Verbande Hat das Recht, die Aufnahme des Waffers, defien er 
ſich entledigen will, in die von dem Verbande zu unterhaltenden gemeinjamen 
Grabenanlagen zu verlangen. 

$. 4. 


Die Beiträge zur Erfüllung der dem Verbande obliegenden hen 
werden von fürnmtlichen Sengſen nach Maaßgabe der aus den gemeinſchaftlichen 
Anlagen ihnen erwachſenden Vortheile aufgebracht. 

Zu dieſem ae wird von dem Vorftande unter Leitung eined Regierungs- 
kommiſſars ein Katafter der zum Verbande gehörigen Grundſtücke nad) Maafgabe 
der Flächengröße, fowie der verjchiedenen Bonität der Grundftüde aufgeftellt. 
Bei Feſtſtellung diefer Bonität indefjen foll allein diejenige Schätung maaßgebend 
fein, nach welcher die Veranlagung zur Grundfteuer flattgefunden hat. Diefes 
Retafter wird den einzelnen Gemeindevorftänden, fowie den Beſitzern der Güter, 
welche einen befonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitgetheilt und im 
Kreisblatte zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Ueber vermeintliche Irrthümer oder Unrichtigfeiten des Kataſters fteht den 
Intereſſenten Binnen vier Wochen nach erfolgter Tublifation im Kreiöblatte die 
Beichwerde an die Regierung in Königsberg offen, bei deren Entfcheidung es 
bewendet. Die Beichwerden werden von dem Kommiſſarius der Negierung unter 
Zuziehung der Beichwerdeführer, des Wiefenvorfteherd und der erforderlichen 
Sachverſtändigen unterfucht. Zu leßteren find hinfichtlich der Örengen des Inun⸗ 
dattondgebieted umd der fonftigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer, seip- 
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Dermeffungsrevifor, Hinfichtlich, der Bonität zwei ökonomiſche Sachverftändige zu 
beftellen, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein 
Mafferbauverftändiger beigeordnet werden Tann. 

Die Regierung ernennt die Sachverftändigen. Wird die Befchwerde ver- 
worfen, fo treffen die Koſten derfelben den Befchwerdeführer. 

Bis zur erfolgten definitiven Feſtſtellung des Katafterd wird, auf Grund 
der bißherigen Ermittelungen, einftweilen ein ſummariſches Katafter vom Vorftande 
aufgeftellt, nach welchem die Beiträge, vorbehaltlich fpäterer Ausgleichung, aus» 
geichrieben und eingezogen werden. Die Subrepartition in den einzelnen Ortihaften 
it dabei von den Ortövorftehern zu bewirken und in ftreitigen Fällen von der 


Regierung feftzufeßen. 
$. 5. 


Auf Grund des Katafterd ſetzt der Kreislandrath die Hebeliften auf den 
Antrag des Wieſenvorſtehers feit, und läßt die Beiträge von den Saumigen durch 
Aminiftrativ - Erefution einziehen. Ä 

Die Erefution findet aud) gratt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
x F lichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigent⸗ 
ih Verpflichteten. | 

In Fällen augenblidlichen Bedürfnifjes Tann der Vorftand ausnahmsweiſe 

und vorbehaltlich fpaterer Ausgleichung der entftehenden Koften zur erforderlichen 
Unterhaltung und Sicherung der Verbanddanlagen auch Naturalleiftungen det 
Eigenthünmer in Anſpruch nehmen. . 
In ſolchen Fällen ift der Wiefenvorfteher befugt, die nicht rechtzeitig oder 
die nicht gehörig audgeführten Arbeiten oder Lieferungen nad) einmaliger vergeb- 
liher Erinnerung auf Koften der Säumigen machen refp. beſchaffen, und die 
Koften von denſelben durch Exekution beitreiben zu laffen. Eben dazu ift der 
Wiefenvorfteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoffen für ihre Grund- 
ſtücke obliegen und im Sjntereffe der Anlage nicht unterbleiben dürfen. 


$. 6. 


Die Anlegung der für die derntenmäbigen Zwecke des Verbandes nöthi- 
gen Werke, Dämme, Sch eufen ‚ Gräben u. f. w. muß jedes Berbandsmitglied 
ohne Weiteres geftatten und den dazu erforberichen Grund und Boden infoweit 
ohne Entſchädigun hergeben, als ihm der Werth durch das auf den Damm- 
böfchungen und Uferrän ern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile der 
Anlage nicht erfeßt werden follte. 

Streitigfeiten hierüber werden, mit Ausfchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich entſchieden ($. 11.). 


6.7. 
Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden von einem Wieſen⸗ 
vorſteher und ſechs Beiſitzern geleitet, die zuſammen den Vorſtand bilden. 
Der Vorſteher und die Beiſitzer verwalten ein Ehrenamt, es werden ihnen 


jedoch die baaren Auslagen erfett. 
(Nr. 7061.) 50* $. 8. 
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$. 8. 
Der Wiefenvorftand wird in folgender Weife zufammengefept: 


1) die Gemeinde- und reſp. Gutsbezirke Auhof, Braundberg, Huntenberg, 
Kälberhaus und Gut Klenau find in demfelben zufammen durch drei 
Mitglieder vertreten, 


2) der Gemeindebgzirf Klenau durch Einen Vertreter, 


3) die Guts⸗- refp. Gemeindebezirfe Sankau, Stangendorf und Willenberg 
ebenfall3 duch Einen Bertreter, | 


4) ben als Stadt und Dom Frauenburg durdy Einen Vertreter, und 
endli 


5) das Gut Roſenorth durch deſſen Beſitzer. 


Die Vertreter von den unter Nr. 1. genannten Ortſchaften werden nebſt 
zwei Stellvertretern unter Leitung eined Mitgliedes ded Magiſtrats Braundber 
von den fämmtlichen in diefen Ortfchaften angefeflenen VBerbandsmitgliedern duch 
Stimmenmehrheit in der Weife gewählt, daß Beſitzer bi zu fünf Morgen Eine, 
von fünf bis zehn Morgen zwei Stimmen, von zehn bis zwanzig Morgen drei 
Stimmen, von zwanzig bis dreißig Morgen vier Stimmen und von dreißig 
Morgen und darüber fünf Stimmen haben. Minderjährige und moralifche Per: 
fonen fönnen durch ihre gefeglichen Vertreter, ‘Ehefrauen durch ihre Ehemänner 

har if d lcher ſich im Vollbeſitze der b E 
ählbar iſt derjenige, welcher ſich im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehren— 
rechte 58 ge, gerlich 
In derſelben Weiſe wird der Vertreter der Gemeinde Klenau nebſt einem 
Stellvertreter unter Leitung des dortigen Ortsvorſtandes von den dort angeſeſſenen 
Beſitzern aus ihrer Mitte gewählt. 

Der Vertreter der unter Nr. 3. genamten Drtfchaften wird, ebenfalld 
nebſt einem Stellvertreter, von den drei betreffenden Ortd- refp. Gut3vorftänden 
aus der Mitte der in diefen Ortfchaften angefefjenen Befiter gewählt. 

Der Vertreter von Stadt und Dom Frauenburg endlich wird, ebenfalld 
nebft einem Stellvertreter, von dem Domkapitel Frauenburg, einem Vertreter 
des Magiftrat8 zu Frauenburg und einem Bertreter des Braundberger Gymna- 
ſiums gewählt. 

ie Wahl findet bei allen ſechs gewählten Vorſtandsmitgliedern auf ſechs 
Jahre ftatt. Alle zwei Jahre fcheiden zwei derfelben aus, und zwar dad erſte 
und zweite Mal durch) das Loos, fpäter immer die beiden älteften. Die Aus 
feheidenden können wieder gewählt werden. 
Det Kreislandrath verpflichtet die Vorftandsmitglieder durch Handfchlag an 


Eidesftatt. 

Die Mitglieder des Vorſtandes wählen unter fi) durch Stimmenmehrheit 
einen Wiefenvorfteher, der den Vorſitz in ihren Verfammlungen führt und ın 
Verhinderungsfällen feinen Vertreter aus der Zahl der Beifiger ernennt. X 





I. 
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§. 9. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Ver— 
handes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er 
hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach Maaßgabe dieſes 
Statuts zu veranlaſſen und dieſelben zu beauffichtigen; 

b) die Beiträge auszufchreiben ‚. die Zahlungen auf die Kaffe anzumeifen und 
die Kafjenverwaltung zu revidiren; 

ce) die Voranfchläge und Jahresrechnungen den Beſitzern zur Feſtſtellung 

und Abnahme vorzulegen; | 

d) den Wiefenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu ben ffichtigen, 
und die halbjährige Grabenfhau im Frühjahr und Herbft mit den Bei« 
fitern abzuhalten; 

e) den Schriftwechfel für den Wiefenverband zu führen und die Urkunden 
defjelben zu unterzeichnen; zu Verträgen und Schuldurfunden ift em 
Vorſtandsbeſchluß erforderlich); 


f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verlegung 
dieſes Statutd und refp. ded nach $. 12. zu erlaffenden Neglements bis 
zur Höhe von Einem Thaler feilzufegen und zur Verbandskaſſe ein- 
zuzieben. 

$. 10. 


Mitt Führung der Kaffenverwaltung des Verbandes betraut der Vorſtand 
einen Rendanten und fichert demfelben eine angemeflene Entſchädigung hierfür zu. 
Desgleichen ftellt derfelbe gegen angemefjene Entfhädigungen zur Beauffichtigung 
und zum Betriebe ded zu den gemeinfamen Anlagen des Verbandes gehörigen 
Waſſerhebewerks die erforderlichen Techniker und Arbeiter, und ebenfo zur Beauffich- 
tigung der Gräben , Deiche und der übrigen gemeinfamen Anlagen einen Wiefen- 
wärter auf Kündigung an. Der Wiefenwärter, welcher der Beltätigung des 
Landraths unterliegt, wird als Feldhüter vereidigt, muß den Anweifungen des 
Miefenvorfteherd pünktlich) Folge leiften und kann von demfelben mit Verweis 
und Geldbuße bi8 zu Einem Thaler beftraft werden. 


§. 11. 


Die Streitigkeiten, welche wwiigen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundftüden , über den Umfang oder die Zuftändigfeit von Grund- 
gerechtigfeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über befondere, auf fpeziellen 

echtötiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entitehen, ge- 
hören zur Entfcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen wird über alle anderen, die gemeinfamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Seeinträchtigung eined oder des anderen Genoffen 
betreffenden Anfprüche und Befchwerden von dem Vorftande nach vorgängiger 
Unterfuchung entfchieden. 

(Nr. 7061.) Ge⸗ 
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Gegen diefe Entfcheidung des Vorftandes fteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedögericht zu, melcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Miefenvorfteher angemeldet werden muß. 
Ein weiteres Nechtömittel findet nicht ftatt. 

Der unterliegende Theil trägt die Koften. 

Das Schiedsgericht befteht aus ‚dem Landrathe des Kreiſes Braundberg 
und zwei Beifikern, von denen feiner Mitglied des Verbandes fein darf. 

Die Beifiger nebft einem Stellvertreter für jeden werden auf den Vorfchlag 
des Vorſtandes von der Regierung auf drei Jahre ernannt. 


$. 12. 


Wegen der vorzunehmenden Entwäflerungen und Grabenräumungen und 

wegen des Schuges der Verbanddanlagen bat der Wiefenvorfteher die nöthigen 

Borfehrifien zu erlaffen und kann deren Nichtbefolgung mit Orbnungäftrafen bis 
zu drei Thaler bedrohen. 


$. 13. 


Der Wiefenverband ift der Oberaufficht de Staatd unterworfen. Das 
Auffichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Negierung zu Königsberg 
und von dem Minifter für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten gehandhabt 
nah) Maaßgabe dieſes Statut3, übrigens in dem Umfange und mit den Befug- 
niffen, welche den Auffichtöbehörden der Gemeinden zufteben. 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statuts 
überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich unterhalten, Die 
Grundſtücke des Verbandes forgfältig genuͤtzt und die Schulden regelmäßig ver- 
zinft und getilgt werden. 

$. 14. 


\ Diefed Statut fann nur mit landesherrliher Genehmigung abgeändert 
werden. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 4. April 1868. 


(L. S.) Milhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 
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(Nr, 7062.) Allesbödfter Erlaß vom 17. April 1868., betreffend die Webertragung des Baues 
der Eiſenbahn von Herzberg nach Oſterode an die Königliche Eifenbahn- 
direftion in Hannover, fowie die Anwendung det Expropriationsrechts 
auf die zur Ausführung der gedachten Bahn erforberlichen Grundftüde 
und des Rechts zur worübergehenden Benubuag fremder Grundftüde. 


Ar Ihren Beriht vom 14. April d. J. — Sie, den Bau der 
durch dad Gefe vom 17. Februar 1868. (Geſetz⸗Samml. für 1868. ©. 71.) 
mr Ausführung für Rechnung des Staats genehmigten Eifenbahn von Dersberg 
nach Ofterode reſp. bi zur Preußifch - Braunfchweigifchen Landesgrenze bei Dfterode 
der Königlichen Cijenbahnbireflon in Hannover, welche auch binfichtlich diefer 
Bauausführung alle Rechte und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben foll, 
zu übertragen. Zugleich beftimme Ich, daß für die gedachte Eifenbahn das Recht 
zut Crpropriation derjenigen Grundftüde, welche zur Bauausführung nad) den 
von Ihnen feitzuftellenden Danplänen erforderlich find, fowie da8 Recht zur 
vorübergehenden Sanipung fremder Grundftüde nad) Maaßgabe der Verordnung 
vom 19. Auguft 1867., betreffend die Einführung des Geſetzes über die Eifen- 
bahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. in den neu erworbenen Landes 
theilen, zur Anwendung fommen foll. 


Diefer Erlaß ift durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 17. April 1868. 


Milbelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter ji Sande Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 7063.) Belanntmadhung, betreffend die mit Sacien- Meiningen getroffene Ueberein- 
funft wegen Ausdehnung des über die gegenfeitigen GerichtSbarfeits- 
verhältniffe unterm 2. Mai 1859. abgeſchloſſenen Vertrages auf die neu- 
eroorbenen Landestheile. Vom 18. April 1868. 






N. Königlich Preußifche und die oglih Sachen -Meiningenfche Regierun 
jmd übereingefommen, daß der milden nen unterm 2. Mai 1E59  Obgefleftene 
era zur Nggelung der gegenfeitigen Gerichtsbarkeitsverhältniſſe für die Dauer ' 
jeiner Gulti (Artikel #8) auch Wirkſamkeit haben ſoll fir ie durch das 
Dreußifche Geſetz vom 20. September 1866. und durch die beiden Preußifchen 
Geſetze vom 24. Dezember 1866. mit der Preufifchen Monardie vereinigten 
(Nr, 7062-7063.) ⸗ 
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Randestheile, jedoch mi mi der as n u F iehung auf die Provinz 
annover nur die Artif mmungen ber Artikel 1., 
3. bis 46. infl. und 1. —2 kr fich En Beftmmunge auf die Straf- 

gerichtsbarkeit be Far in Gelung treten. 


Hinſichtlich der Foörſt⸗, * gd⸗/ eh, — und Fiſchereifrevel behält es 
in Be wi daB Gebiet dei yormaligen — hu en Peer Wegen 
deren Unterſu und Beſtrafung troffenen Ueberei Flober 
1840. fein eben en. 


Su Urkund deſſen iſt die gegenwärtige Minifterial- . Erklärung audge efertigt 
worden, um gegen eine entfprechende Erklaͤrimg des“ HSerzoglich Sachſen⸗Meinin⸗ 
genſchen Staatsminiſteriums — — werden 

Berlin, den 18. April 1868. 


Der Koͤniglich Preußiſche Praͤſident des Staatsminiſteriums und 
Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. PR 
(L.;$.). Gr. v, Bismard-Schönbaufen. ! 


Vor ehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entfprechende Erklänmg 
des Pl lih Sachfen-Meiningenfchen Staatsminiſteriums vom 6. Mei 1868. 
—— worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 18. April 1868. 


Der Miniſter der auswärtigen Yngelegenbeiten. 
Am Auftrage: 
v. Thile. 





Redigirt im Büreau bes Staats -Minifteriums, 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Hofbuchbruderel 
(R. v. Deder, . 
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KRönigliden Preußiſchen Staaten 
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(Nr. 7064.) Konzeſſionsund Beſtätigungs-Urkunde für die Halle-Sorau- Gubener Eifen- 
bahngeſellſchaft. Vom 3. Februar 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem ſich zur Herftellung einer Eifenbahn von Halle a. d. ©. über 

Torgau nad Kottbus und von da nad) Sorau und nach Guben eine Aftien- 

efellichaft gebildet hat, wollen Wir zum Baue und Betriebe diefer Eifenbahn 

fere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen, auch das anliegende, am 

/ 15. Januar 1868. notariell vollzogene Statut —— beſtätigen. Zugleich be- 

ſtimmen Mir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn-Unternehmungen vom 

. November 1838. ergangenen Worfchriften über die Erpropriation und das 

Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundflüde auf dad in Rede 

ftehende Unternehmen Anwendung finden follen. Die gegenwärtige Urkunde ift 
mit dem Statut durch die Gefek - Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. Februar 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7064.) 51 Sta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Mai 1868. 
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A. 
Allgemeine Beftimmungen. 


1. 


Name und Unter der Benennung: „Hall-Sorau-Gubener Eifenbabngefellfhaft” wird 
— Ge⸗eine Aktiengeſellſchaft errichtet, welche den Bau, die vollſtändige Ausrüſtung 
und den Betrieb einer von der Allerhöchſten Beſtätigung dieſes Statuts bis zum 
31. Dezember 1870. zu vollendenden Eiſenbahn von Sale über Torgau nad) 

Kottbus und von bier nah) Sorau und nach Guben zum Zweck bat. 


$. 2. | | 
Axt ber Be Die Gefelliehaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfmagen 
nugung. auf eigene Rechnung betreiben, auch, foweit fie e8 ihrem Intereſſe gemäß findet 
oder gefeglich dazu verpflichtet a Anderen die Benukung der Bahn zu Verfonen- 
und Gütertrandporten gegen Entrichtung eine beſtimmten Bahngeldes geftatten. 
Sie kann auch unter Genehmigung ded Handeldminifterd einer anderen 
an emmaltung den gefammten Betrieb der Bahn durch befonderen Vertrag 
erlafjen. 

Sollte in Folge weiterer Vervolllommnung in den Trandportmitteln eine 
noch befjere und wohlfeilere Beförderung der Transporte, ald auf Eifenbahn- 
fehienen und mittelft Lokomotiven möglich werden, fo kann die Geſellſchaft auch 
das neue Beförderungdmittel, vorbehaltlich der Genehmigung des Staats, ber- 

ftellen und benugen. | 








$. 3. 


Bahnlinie Die Bahnlinie hat das Königliche Minifterium für Handel, Gewerbe und 

und Bauplon. öffentliche Arbeiten feitzuitellen , au unterliegen der Genehmigung deffelben die 
fpgiellen Bauprojekte und die Anfchläge. 

Don dem feftgeftellten Bauplan darf nur unter befondeser Genehmigung 

des vorbezeichneten Minifterimmd abgewichen werden. w 
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wi 
Das Domizil der Geſellſchaft und "der Sit ihrer Verwaltung ift vom _Domigtt und 
Tage der Eröffnung des Betriebes auf der ganzen Bahn Halle.a. d. S., big Lerichteſtand. 
dahın Berlin. 
5. 


Das zum Bau der Halle-Sorau⸗Gubelier Eiferibahn mebſt Zubehör, zur „Bonds ber 
Anfhaffung des Betriebsmaterials nebft Zubehör, zur —ã der —* Seſel ſchaft. 
koſten, einſchließlich der Koſten der Vorarbeiten, ſowie zur Verzinſung der Aktien 
bis zu dem im $. 22. beſtimmten Zeitpunkte erforderliche Kapital der Geſell⸗ 


(haft befteht: | 
Ä a) in einem Grundfapitale j 
von .................. 13,000,000 Rthlx. Photur. 


in Worten: dreizehn Mil- 
lionen Thaler —2 | 
Kurant, Oder ..................................... 48,750,000 Frks. 
in Worten: acht und vier⸗ ae 
zig Millionen fiebenmal- 

Fi funfig Taufend - 

| 8; 
b) in einem Reſerve⸗-Bau⸗ . 
fapitale von ........... 500,000 Rthlr. Br. Kur. 
in Worten: fünfmalhun- . | 
— 
eußi rant, oder. ........ ......... ......... 1,875,000 Frks. 

in Worten: einer Million PR 
achtmalhundert Ffünfund- 
fie enzig Taufend Franks, 
deſſen Emiffion und Ber. 
wendung jedoch nur in 
den unten beftimmten Fäl⸗ 
len und zu den dabei be- 

_ nannten Sweden erfolgen 


/ 





in Summa = 13,500,000 Kiblı. Pr. Kur. — 50,625,000 Shrks. 


in Worten: dreizehn Millionen fünfmalhundert Taufend Thalern Preufifh Ku- 
tant, oder funfztg Millionen ſechsmalhundert fünfundzwanzig Taufend Franks, 
für weldye Summe die Bahn anfchlagsmäßig umd betrieböfähig herzuſtellen ift. 


Dieſes Kapital wird aufgebracht: 


ad a: nn . 
1) duch 65,000 Stüd Stammaltien. zu je 100. Rthlr. oder. 375 Frks., 
| giebt ................. 6,500,000 Rthlr. Br. Kur. = 24,375,000 Frks. 
(Nr. 7064.) 51* 2) durch 
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h Uebertrag .4 6,500,000 Rthlr. Pr.Kur. = 24,375,000: 588. 
2) dur) 32,500 Stud | W = ' wor Mi. 
Stamm ⸗Prioritätsaktien | N N 
zu je. 200 Rthlt. der © . ER SEE EEE Eee dan: 
‘50 Frks., giebt ....... 6,500,000 ⸗ ⸗ ⸗ 224,375,000 
ad b: 


ſofern und ſoweit der Bedarf eintritt: 

1) dur 2500 Stüd Stamm» | 
aftien zu je 100 —8 
oder 375 te, giebt... 25000 =» » «= 97500 «+ 

2) durh 1250 StückStamm⸗ 


Vrioritätdaftien zu je Br 
200 Rthlr. oder 750 Frk8., 
giebt................. 250,000 ⸗ — 837,600- 


in Summa ... 13,500,000 Rthlr. Br. Kur. = 50,625,000 Frks. 
Dad Referve-Baufapital darf nur in Anſpruch genommen, emittirt und 
verwendet werden, fofern und fomweit zum Grunderwerb — Tit. . — zur Her: 
ftellung der Bahnhöfe ꝛc. — Tit. XII. — und zur Verzinfung des Baufapitals 
— Tit. XVIL des Koftenanfchlages — zufammen mehr ald 3,000,000 Rthlr, 
nachweislich erforderlich fein follten. | \ 
In allen Fällen diefer Art gilt in Betreff des Verbältniffes zeigen den 
auözugebenden Stamm. und Stamm» Prioritätdaftien die im $. 16. enthaltene 
Beitimmung. 
$. 6. 


Reſervefonds. Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres wird zunächſt ein Reſervefonds 
g 


ebildet. erfelbe ift beftimmt zur Dedung der in außerordentlichen Fällen 

nöthigen Ausgaben und der Roflen für die Dermehrum der Betriebsmittel, 

welche nach Ablauf ded erften Betriebsjahres nothwendig befunden wird. 
Diefem Refervefonds werden überwiefen: 

a) der Betrag derjenigen Zinfen und Dividenden, die nicht rechtzeitig er- 
erhoben und deshalb gemäß $. 24. zu Gunften der Gefellfihaft ver- 
fallen find; | 

b) ein Zuſchuß aus den WBetriebdeinnahmen, der vom Verwa Srathe 

nad) —— feſtgeſetzt wird, aber pro anno nicht —— ein 
Zehntheil Prozent des Anlagekapitals der Geſellſchaft betragen ſoll, 
inſofern der Verwaltungsrath nicht mit Zuſtimmung der vorgeſetzten 
Staatsbehoͤrde eine Erhöhung für nöthig erachtet; 

c) der nad) vollftändigem Ausbau und vollftändiger Ausrüftung der Bahn 
verbleibende Reſt des Bau- und Betriebskapitals. | 


Hat der Refervefonds die Summe von 200,000 Rthlr. Pr. Kur., in 
Worten: zweihundert Taufend Thaler Preußiſch Kurant erreicht, fo brauch! @ 
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blos auf diefer Höhe erhalfen zunwerben und’ es erfolgen Zuſchüſſe nur dann, 
wenn eine Verminderung eingetreten ift. 4. | 
So lange ber Reiermefonds in voller Höhs; xorhanden iſt, fließen die nicht 
erhobenen Zinjen und Dividenden, fowie die Zinſen des Reſervefonds felbft, in 
die Betziebäfafle. - er 
$. 7. 


Ferner wird nad) Ablauf des erften Betriebsjahres nech ein Erneuerungs⸗- | Erneuerungs- 
fonds gebildet, welcher beftimmt ift zur Beſtreitung der Koften der Erneuerung 
von Schienen, Schwellen und der Lleinen Eifentheile des Oberbaues der Eifen- 
bahn mit non der Weichen, fowie der Erneuerung der Lokomotiven nebft 
Zendern md der Wagen aller Art. Be 


Zu diefen Erneuerungen find indbefondere zu rechnen: 
1) bei Zofomotiven und Tendern die Auswechjelung der Feuerkaſten, Keſſel, 

Cylinder, Siederöhren, Federn, Achjen, Räder, Radreifen, ganzer Wafler- 
om behätter und Bremfen; | | 
2) bei den Wagen die Auswechfelung von ganzen Kaften, Federn, Achfen, 
Rädern, Radreifen, Bremjen, und der Umbau des Innern ganzer 

Coupées. | | 

Alle diefe Erneuerungen find jedocdy nur dann aus den Erneuerungsfonde 
m beftreiten, wenn fie durch Abnutzung nöthig werden, nicht aber, wenn fie den 
Bauunternehmen, Lieferanten ꝛc. zur Laſt fallen. 

Dem Erneuerungsfonds werden überwiejen: 

a) die Einnahme aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und 
der Betriebsmittel; 
b) ein Zufhuß aus den Betriebdeinnahmen, der nad) Vrozentfäten von 
- den MWerthe der Schienen und Schmellen, von dem Werthe der Loko— 
motiven, Tender und Wagen zu berechnen ift. 

Diefe Prozentfäße normirt der Verwaltungsrath nah Bedürfniß von 
fünf zu fünf Jahren, mit Genehmigung der vorgefegten Staatsbehörde. 

Wenn der Erneuerungsfonds derartig angewachfen ift, daß der Handels- 
minifter eine weitere Verſtaͤrkung deffelben einftweilen nidyt für erforderlich 
erachtet, jo dürfen die unter a. benannten Einnahmen, fowie die Zinfen des 
Emeuerungsfonds felbft mit Zuftimmung des Handelsminiſters zur Betriebskaſſe 
vereinnahmt werden. — 

Die Verhältniffe der Gefellichaft zum Staate werden außer durch die be- 
ftehenden und noch zu erlaffenden Gefege, im Allgemeinen durch die zu ertheilende ber Gcelfehef 
landesherrliche Konzefjion und dad gegenwärtige Statut beftimmt. zum Staau. 

Insbeſondere aber bleibt 

1) dem Staate vorbehalten: 
a) die Genehmigung des Bahngeldtarifd und des Frachttarifs ſowohl 
(Nr. 7084.) für 
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0. Mebertmg ..... 6,500,000.Rthkr. Br. Kur. = 24,375,000: 5788. 
2) durch 32,500 Stüd J ELITE FT 
Stamm +PrioritittSakiien ©: u 
gu fe: 200 Mible. oder | W — 
750 Frks., giebt....... 6,500,000 » e = 24,375,600 + ”' 
ad b: 


ſofern und ſoweit ber Bedarf eintritt: 

1)y durch 2500 StückStamm⸗ — 
aktien Mm ie 100 —8 nn 
oder 375 Frks., giebt... 25000 = « «. = 937,500 « 

2) durch 1250 StüdStamm- 


14]: 
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vl Fr Js = 


Vrioritätdaftien zu je ur 
200 Rthlr. oder 760Frks., 
giebt..... ............. 250,000. — 937500 - 


in Summa ... 13,500,000 Rthlr. Br. Kur. = 50,625,000 Frks. 
Das Referve-Baufapital darf nur in Anſpruch genommen, emittirt und 
verwendet werden, fofern und foweit zum Grunderwerb — Tit. L — zur Her» 
ftellung der Bahnhöfe ꝛc. — Tit. XII. — und zur Verzinfung des Baufapitals 
— Tit. XVIL des Koſtenanſchlages — zufammen mehr ala 3,000,000 Rthlr. 
nachweislich erforderlich fein follten. | N 
In allen Fällen diefer Art gilt in Betreff des Verhältniſſes zwifchen den 
auözugebenden Stamm: und Stamm-Prioritätdaftien die im $. € enthaltene 
Beſtimmung. 
$. 6. 


Reſewefonds. Nach Ablauf des erſten Betriebsjahres wird zunächſt ein Reſervefonds 
gebildet. Derſelbe iſt beſtimmt zur Deckung der in außerordentlichen Fällen 
nöthigen Ausgaben und der Koſten für die Dermehtung der Betriebsmittel, 
welche nach Ablauf des erſten Betriebsjahres nothwendig befunden wird. 

Diefem Refervefonds werden übermwiefen: 

a) ber Betrag derjenigen Zinfen und Dividenden, die nicht rechtzeitig er- 
erhoben und deshalb gemäß $. 24. zu Gunften der hachtns ver⸗ 
fallen find; 

b) ein Zufchuß aus den Betriebdeinnahmen, der vom Berwaltungsratbe 
nad) Bedürfniß feilgefegt wird, aber pro anno nicht mehr als ein 
Zehntheil Prozent des Anlagefapitald der Gefellfhaft betragen foll, 
infofern der watungorath nicht mit Zuſtimmung der vorgeſetzten 
Staatsbehoͤrde eine Erhöhung für nöthig erachtet; 

ce) der nach vollftändigem Ausbau und vollftändiger Ausrüftung der Bahn 
verbleibende Reſt des Bau- und Betrieböfapitals. 

Hat der Refervefonds die Summe von 200,000 Rthkr. Pr. Kur., in 
Morten: zweihundert Taufend Thaler Preußiſch Kurant erreicht, fo braucht F 
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blos auf diefer Höhe. erhalten zu werden undi e8 erfolgen Zuſchüſſe nur dann, 
wenn eine Verminderung eingetreten ift. ct 
So lange der Reierveronds in voller Höhe. yprhanden üt, fließen die nicht 
erhobenen aka und Dividenden, fowie die Zinfen des Nefervefonds felbft, in 
e Betxieb . — * 


e. 
$. 7. 


Ferner wird nad) Ablauf des erſten Betriebsjahres noch ein Erneuerungs- Erneuerungs- 
fonds gebildet, welcher beftimmt ift Au Beftreitung der Koften ber Erneuerung Pr. 
von Schienen, Schwellen und der kleinen Eifentheile des Oberbaues der Eifen- 
bahn mit Einfchluß der Weichen, fowie der Erneuerung der Lokomotiven nebft 
Tendern und der Wagen aller At. 


Zu diefen Erneuerungen find indbejondere zu rechnen: 


1) bei Lokomotiven und Tendern die Auswechjelung der Feuerkaſten, Keffel, 
Cylinder, Siederöhten, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, ganzer Wafler- 
- —— bebälter ımd Bremfen / —— 

N bei den Wagen die Auswechſelung von ganzen Kaſten, Federn, Achſen, 
Rädern, Radreifen, Bremſen, und der Umbau des Innern ganzer 
Coupées. 

Alle dieſe Erneuerungen ſind jedoch nur dann aus dem Erneuerungsfonds 
zu beſtreiten, wenn ſie durch Abnutzung nöthig werden, nicht aber, wenn ſie den 
Bauunternehmern, Lieferanten ꝛc. zur Laſt fallen. 


Dem Erneuerungsfonds werden überwieſen: 


a) die Einnahme aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und 
der Betriebsmittel; 


b) en Zufhuß aus den Betriebdeinnahmen, der nach Vrozentfäten von 
den Werthe der Schienen und Schwellen, von dem Werthe der Loko— 
motiven, Tender und Wagen zu berechnen ift. 


Diefe Prozentſätze normirt der Verwaltungsrath nad Bedürfniß von 
fünf zu fünf Jahren, mit Genehmigung der vorgefegten Staatöbehörde. 

Wenn der Erneuerungdfondd derartig angewachſen ift, daß der Handels— 
minifter eine weitere Verſtaͤrkung deffelben einftweilen nicht für erforderlich 
erachtet, fo dürfen die unter a. benannten Einnahmen, fowie die Zinfen des 
Emeuerungsfonds felbft mit Zuſtimmung des Handeldminifter8 zur Betrieböfaffe 
vereinnahmt werden. s 

8, 


Die Verhälniffe der Gefellihaft zum Staate werben, außer duch die ber Verhaltniß 
ftiehenden und noch zu erlaffenden Gefeße, im Allgemeinen durch die zu ertheilende ber Gefeligaft 
landeöhertliche Konzeſſion und da8 gegenwärtige Statut beftimmt. zum Staate. 

Insbeſondere aber bleibt 

1) dem Staate vorbehalten: 


| a) die Genehmigung de8 Bahngeldtarif8 und des Frachttarifs Iwan! 
r 


(Nr. 7064.) 





für die Güter, als für ben Perſonenverkehr, ſowie jeder Erhöhung 

er Tarife; | Ä 

b) vie Genehmigung, nöthigenfalld auch die Abänderung des Fahr: 
planes; N 


ce) die Beftätigung der Wahl ded oberjten Adniniftrationg » Beamten 
(Spezialdireftord) und des oberften technifchen Beamten (Ober: 
Ingenieurs reſp. Betriebödireftord), welcher die formelle Qualifikation 
zum Bauinfpektor befiten muß, fowie die Genehmigung der diefen 
beiden Beamten zu ertheilenden Gefchäfts-Inftruftionen. Auch die 
Dualififation ded die Bauausführung leitenden Ingenieurs unterliegt 
der Prüfung des Handeldöminifters. 


2) Zur Ausführung der Beitimmung über die Benugung der Eifenbahnen 
zu militatifchen Sweden (Gefeh - Samml. für 1843. ©. 373.) ift die 
Geſellſchaft verpflichtet, ſowohl fi) den Beftimmungen des Reglements 
vom 1. Mai 1861., betreffend die Organifation des Transports größerer 
Truppenmafjen auf den Eifenbahnen, desgleichen für die Beförderung 
von Truppen, ld der und fonftigen Armeebedürfniffen auf den 
Staatöbahnen — endlid, der Inſtruktion vom 1. Mai 1861. für den 
Transport der Truppen und des Armeemateriald auf den Eifenbahnen 
und den fünftigen Abänderungen und epinaungen dieſer Reglements 
und Inſtruktionen zu unterwerfen, als auch Militair⸗Perſonen und Effekten 
jeglicher Art zu ermäßigten Preiſen zu transportiren. Bei Normirung 
der Fahrpreiſe ſollen die niedrigſten Preiſe maaßgebend ſein, welche die 
Militairverwaltung mit anderen Eiſenbahnen vereinbart hat, oder noch 
vereinbaren wird. 


3) Außer der Uebernahme der unentgeltlichen Seförberung von Voftfachen 
und Poſtwagen, gemäß $. 36. des Gefehes vom 3. November 1838., 
$. 9. des Geſetzes von 5. Juni 1852., $. 5. des Geſetzes vom 
21. Mai 1860., ift die Geſellſchaft auch verpflichtet, Die begleitenden 
Dofffondufteure und das erpedirende Voftperfonal unentgeltlich zu be 
Ördern. 

Ferner hat die Geſellſchaft, foweit die Poſtperwatng es verlangt, 
bei Errichtung der Stationsgebäude auf den Bahnhöfen in denſelben 
geeignete Poſtlokale vorzuſehen und dieſe der Poftverwaltung gegen eine 
jährliche Miethöentfepäbigung zu überlaffen, welche in Ermangelung der 
Vereinbarung vom Handeldmmifterrum feftgeftellt wird. 


4) Die Gefellihaft geftattet unentgeltlich Die Anlage eined Staatstelegraphen 
längs der Bahn unter den von den Handelsminifter feitzuftellenden Be 
dingungen, ift auch verpflichtet, nah Maaßgabe der Anordnung des 
Staates, den Eifenbahntelegraphen zur Benutzung von Staats⸗ und 
Nrivatdepefchen einzuräumen. . 


5) Die Gefellfehaft hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beaufjichtigung der beim Eifenbahnbau befchäftigten Arbeiter getroffen 
wer⸗ 











See 


werden, pünktlich nachzukommen und die aus diefen den er⸗ 
wachſenden Ausgaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung 
eined befonderen Polizei-Auflichtsperfonald entftehenden Koften zu fragen. 
Ste ift verpflichtet, die nöthigen Zufchüffe zu der in Gemäßheit 
des Geſetzes vom 21. Dezember 1846. (Geſetz-Samml. für 1847. ©. 21.) 
für die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiften. 
Nicht minder wird die Gefellfhaft den Anforderungen der zu 
Kind en Behörde wegen Genügung de? firhlihen Bedürfniffes der beim 
au befchäftigten Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiften und 
erforderlichen Halles auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koften 
- übernehmen. 


6) Die Gefellfchaft ift verpflichtet, für ihre Beamten und Arbeiter Pen⸗ 
ſions⸗, Wittwen-, Verpflegungd- und Unterftiäungataflen einzurichten und 
zu denfelben die erforderlichen Beiträge zu leiften. abei find, unter 
Beachtung der jet oder künftig beftehenden allgemeinen Grundfäße für 
die Staat8-Eifenbahnen, mindeftens feine für die Venmten, deren Familien 
und für die Arbeiter ungünftigere Normen aufzuftellen, als fie jene 
Staatd - Eifenbahnreglements enthalten. 


7) Die Gefellfchaft iſt verpflichtet, Die von ihr anzuftellenden Bahnmärter, 
Schaffner und fonftigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer tech- 
nischen Vorbildung Bedürfenden, vorzugsmeife aus den mit Civil— 
Anftellungsberechtigung entlaffenen Militaitd des Königlich Preußiſchen 
Heeres, joweit diefelben das fünfunddreißigfte Lebensjahr noch nicht zu- 
rüdgelegt haben, zu wählen. 


§. 9. 


Die Intereſſen der Gefellfchaft werden wahrgenommen: Dermltung 
1) ar Gefammtheit der Aftionaite in der Generalverfammlung fung jr 
ff); 
2) Durch den Verwaltungsrath, beftehend aus funfzehn Mitgliedern, und 
3) durch die Direktion. 
$. 10. 


„ Rechtsſtreitigkeiten zwifchen der Gefellfchaft und den Aftionaiten wegen Säliätumg 
rückſtändig gebliebener Einzahlungen auf die Aktien ($. 16) find im Gerichte. Yan Streitig- 
ande der Gefellfchaft anhängig zu machen, welchen fich jeder Aftienzeichner und? 
deſſen Rechtsnachfolger durch die Zeichnung refp. durch den Erwerb der Rechte 
aus ber Zeichnung kraft des gegenwärtigen Statut3 unterwirft. Sonftige Streitig- 
feiten in gefellfchaftlichen Yingelegenbeiten zwifchen der Gefellfchaft und den 
Ationairen, deögleichen mit den Vertretern und Beamten der Gefellfchaft, follen 
jederzeit durch Schiedsrichter, welche im Bezirke des Königlichen Kreisgerichts zu 
gale (efr. $. 4.) wohnen nrüffen, entfchieden werden, von denen jeder Theil 
wähle oder, zwei ernennt und welche bei Meinungsverfchiebenbeit einen Obmann 

ablen. . 

(Nr. 7064.) Ge⸗ 
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‚_ Gegen den fehiedörichterlichen Ausfpruch ift fein ordentliches Rechtsmittel 
i 


zuläſſig. 

Für das Verfahren des Schiedsgerichts ſind die zur Zeit deſſelben geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen maaßgebend. 

Verzögert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm in einen Notar oder 
gerichtlich —538 und, im Falle der Abweſenheit ohne Zurücklaſſung eines 

evollmächtigten, durch die im $. 12. genannten Zeitungen zu veröffentlichende 

zweimalige Aufforderung de8 Gegners die Ernennung eined Schiedßrichterd länger 
als Siergehn Tage, fo ernennt der Direktor des Kreidgerichtd zu Halle den zwei⸗ 
ten Schiedsrichter. 


g. 11. 


Können die Schiedärichter fi über die Wahl des Obmannes nicht vereini- 
gen, fo wird auch Diefer von dem Direktor des Kreisgerichts zu Halle ernannt. 

Das aljo gebildete Schiedögericht entfcheidet nad Stimmenmehrheit; bildet 
fi) aber feine Majorität, fo gilt die Anficht des Obmannes allein. 


8 . 12. 
Oeffentliche Be⸗ Die nach dieſem Statute erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen, 
kanntmachun· Zahlungsaufforderungen, Einladungen oder ſonſtigen Mittheilungen find in 
gen. folgenden öffentlichen Blättern: | 

1) dem Preußiſchen Staatdangeiger, 

2) der Berliner Börfenzeitung, 

3) der Berliner Banf- und Handeldzeitung, 

4) der Magdeburger Zeitung, und 

5) dem Hallefchen Courier 

abzudruden. | 
Sofern für einzelne Bekanntmachungen nicht ein Anderes ausdrüdlich vor- 


geichrieben, genügt ein zweimaliger Abdrud der Bekanntmachung in jedem bei 
vorgenannten Blätter zu deren rechtöverbindlicher Publikation. 


Bei den Eingehen des einen oder anderen der vorgenannten Blätter ge 
nügt die Bekanntmachung in den übrigen, bis die nächfte Generalverfammlung 
ht her Mahl eines anderen Blatted an Stelle ded eingegangenen Beichluß ge 
aßt hat. 

$. 13. 
Nbönberungen Abänderungen des gegenwärtigen Statuts find nur in Folge eines, nad 


bes Statuts. Maaßgabe der 6%. 28. bi8 31. gefaßten Beſchluſſes der Generalverfammlung 
unter landeöherrlicyer Genehmigung zulaäffig. 


$. 14. 
— Auch der Verkauf der Bahn und die Auflöſung der Geſellſchaft, ingleichen 
ie 
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ereinigung des Unternehmens mit einem anderen Eiſenbahn · Unternehmen 
formen ‚nur. in. Folge eines in gleicher Weiſe gefaßten, landesherrlich beſtätigten 
Beſchluſſes der Generalverſammlung geſchehen ($. 31.). 

BEL Fe oo. j 


tr * 
u 
F 


B. 
| Befondere Beſtimmungen. 
I. Bon den Aktien, Zinjen und Dividenden. 


. 15 


Sämmtlidye im $. 5. gedadyten Stamm und Stamm⸗Prioritätsaktien der Aktien uns 
Gefellfehaft werden, auf den Inhaber lautend, unter fortlaufender Nummer, und deren Ausferti- 
war die Stammaltien nach dem beiliegenden Schema A. und die Stamm 

Prioritätsaktien nach dem beiliegenden Schema B. ftempelfrei auögefertigt, jedoch 
in Ban en wenn der volle Nominalbetrag derfelben zur Gefellfhafts- 
aſſe berichtigt ift. | 

Jede n wird mit mindeſtens acht Fakſimile⸗Unterſchriften des Verwal⸗ 
tungsrathes verfehen, dagegen vom Rendanten der Geſellſchaft unterfchrieben. 


$. 16. 


Vom Altienfapital müfjen innerhalb ſechs Wochen nad) erfolgter Aller bes eimyahlung 
ter Beftätigung diefes Statuts und Eintragung in dad Handelsregiſter ini, top 
erlin: 

20°, (zwanzig Prozent) auf die Stammaftien und 10% (zehn Prozent 

auf die Stamm - Prioritätdaftien, zent) 
nach anderen drei Monaten: 

| 20% (zwanzig Prozent) auf die Stammaltien, 
im Qaufe des erſten Jahres wenigftend nod) | 

10°, (zehn Prozent) auf die Stamm- Prioritätsaktien 
eingezahlt werden. Ä . 
Die Zahlung ded übrigen Betrages gefchieht nach Bedürfniß, worüber der 
Verwaltungsrath zu beftimmen bat, —* nur in der Weiſe, daß die Einzah- 
lungen der einzelnen Raten auf die Stamm-Prioritätsaftien die auf die Stamm» 
aftien geleifteten Einzahlungen nicht überfteigen. | 
Die Aufforderungen, fowie die Peſtimmmg der Zahlungsorte erfolgt in 

der $. 12. vorgeſchriebenen Form dergeſtalt, daß jede Aufforderung mindefteng 
zweimal öffentlich bekannt gemacht wird und vom Tage der letzten Belannt- 
madung bis zum teitgefehten Einzahlungdtermine eine mindeitend vierwöchentliche 
Friſt offen bleibt. Wollzahlungen auf Stamm- und Stamm: PVrioritätsaftien, 

Jahrgang 1868. (Nr. 7064.) 02 tefp. 
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tefp. die Ausgabe von ſolchen — volleinggzahlten — Aktien find jederzeit geftatfet, 
jedoch bezüglich der Stunm-Prioritätsaktien nur mit der Maaßgabe, daß 


I) der Betrag, um welchen die Summe der volleingezablien und audgege- 
benen Stamm-Prioritätsaftien die Summe der volleingezahlten reſp. 
ausgegebenen Stammaftien überfteigt, von dem Verwaltungsrathe nad) 
deffen Ermefjen bei einem von dem Königlichen Handeldminifterium zu 
genehmigenden Inſtitute baar oder in zindtragenden Effekten deponitt, 


2) der jedesmalige Differenzbetrag an den Berwaltungdrath zurüdgegeben 
refp. zurückgezahlt wird, fobald die Summe der audgegebenen Stamm- 
aftien der Summe der auögegebenen Stamm⸗Prioritätsaktien gleichkommt, 


3) der Nachweis de8 angegebenen Verhältniſſes ad 1. und 2. lediglich auf 

"Grund einer Befcheintgung des Reviſionskomités ($. 58.) geführt wird 
er auf Grund deffelben die Nüdgabe des Differenzbeiraged (Nr. 2.) 
erfolgt. | . 


Wenn die Gefellihaft das Unternehmen aus irgend einem Grunde nicht 
nad) Maafgabe des der Genehmigung des Handelsminifteriumsd_ unterliegenden 
Bauausführungspland fortfegt und zu Ende führt, fo ift die Staatsregierung 
berechtigt, da8 Depot zur Fortſetzung des Bahnbaues zu verwenden. 


$. 17. 


Folge ber Ein Aktionair, der eine außgefchriebene Rate zur feftgefeßten Zeit nicht 
Nichtzahlung eingahit ift verpflichtet, außer der Nachzahlung der rüdftändigen Rate, nebft den 
ber ausselhrie geſetzlichen Verzugszinſen von fünf Prozent pro anno, eine Konventionalftrafe 

von zehn Prozent der rüdjtändigen Rate zur Gefellfchaftskaffe zu entrichten und 
wird hierzu vom Verwaltungdrathe durch dreimalige öffentliche Bekanntmachung, 
deren letzte wenigftend vier Wochen vor dem für die Einzahlung feftgefegten 
Sclußtermine zu veröffentlichen und in welcher nicht der Name, fondern die 
Nummer des Quittungsbogens anzugeben ift, aufgefordert. 

Wird aud) Biel Aufforderung nicht Folge geleiftet, fo it der Verwal— 
tungsrath nach feiner Wahl berechtigt, entweder den faumigen Aktionair im Rechte: 
wege zur Erfüllung feiner Verbindlichfeiten anzubalten, oder die bis dahin auf 
die betreffende Aktie eimgezahlten Naten als verfallen, die Anfprüche auf den 
Empfang der gezeichneten Aktie durch öffentlihe Bekanntmachung unter Angabe 
der Nummer ded Duittungsbogend für erlofhen und den Quittungsbogen felbft 
für null und nichtig zu erklären. 

An Stelle der auf dieje Weiſe unter Berüdjichtigung der Beſtimmung 
des Artifeld 222. Nr. 2. des Handelögefegbuches ausfcheidenden Aftionaire können 
neue Aktienzeichner zugelaffen werden, denen die betreffenden verfallenen Einzahlım- 

en der fäumigen erften Aktionaire anzurechnen und mit denen die Bedingungen 
ir die Uebernahme der Zeichnungen durch den Verwaltungsrath, unbejchadet 
der Verpflichtung zur Volleinzahlung der. Aktie, zu vereinbaren find. 

Iſt durch diefe lediglich nach dem Ermeſſen des Verwaltungsrathes Feftzu- 
ftellende Vereinbarung die vollftändige Dedung des Nefte des Nominalbetrage. 

er 








— 375 — 


der betreffenden Aktien nicht zu erlangen, fo bleibt doch der erſte Zeichner — 
ungeachtet der gefchehenen Annullitung feiner Rechte aus der Zeichnung — für 
den Ausfall vertönl: verhaftet. 

Die aus einer Vereinbarung mit einem für einen fäumigen Aftionair ein- 
tretenden neuen Zeichner etwa erwachſenden Mortheile fließen dem Erneuerungs- 
fonds zu ($. 7.). Ä 

6. 18. 


Bis zur Berichtigung de3 vollen Noininalbetrage8 und wirklichen Aus⸗ Quittungs⸗ 
fertigung der Aktien werden über die gefchehene Einzahlung der einzelnen Raten Posen. 
Duittungsbogen unter fortlaufender Nunimer nach dem beiliegenden Schema H. 

/ aus efertigt, die auf den Ntanıen des Aktienzeichners lauten und nach geichehener 
Vollzahlung des Nommalbetraged der gezeichneten Aktien gegen Diefe Be aus⸗ 
getauſcht werden. | Ä 

Die Quittungsbogen werden mit drei Fakſimile⸗Unterſchriften des Finanz. 

Komites refp. des Verwaltungsrathes verjehen. | 


$. 19. 


Nach erfolgter Einzahlung de8 ganzen Nominalbetraged eine? Duittungd- Aushaͤndigung 
bogens wird dem darin benannten Aftionair oder deffen Cefjionar, oder dems ber Atien. 
jnigen, welcher ſich als rechtmäßiger Beſitzer ausweifet, gegen Nüdgabe des 
Suittungsbogens die gemäß $. 15. ausdgefertigte Aktie ausgehändigt. 

Die Richtigkeit der Ceſſion eines Quittungsbogens zu prüfen, ijt die Ge 
ſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


$. 20. 


Kein Aktionair ift über den Betrag der gezeichneten Aktie hinaus zu Verhaftung 
Einzahlungen für Berbindlichkeiten der Gefellfchaft verpflichtet. ber Attlonaire. 


$. 21. Ä 


Die Stammaltien der Gefellfchaft, beziehungsmweife die darauf geleifteten Zinſen ber 
Einzahlungen werden während der Bauzeit mit vier Prozent, die Stamm. Einzaflungen. 
Vrioritätdaktien, beziehungsweile die auf diefelben deleifteten Einzahlungen mit 
fünf Prozent pro anno bis zum Ablaufe der Bauzeit verzinft. 

Für die hiernach baar zu zahlenden Zinfen der voll eingezahlten Aktien 
fertigt der Verwaltungsrat) nach dem beiliegenden Schema C. Kupons auß, 
welche mit den Aktien zuſammen ausgehändigt werden, und gegen deren Ein- 
lieferung die Zahlung der Zinfen an den auf den Kupons beftimmten Zahlungs» 
orten und in den dort beſtimmten Terminen ftattfindet. 

Die Bahn fann ftredenmweife in Betrieb gefett werden. 


$. 22. 


Mit Ablauf des Semefter8 (30. Juni, 31. Dezember), in welchem die Divibenden 
Bahn vollftändig fertig und in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb gefeht wird, und deren gef 
(Nr, 7064.) 52% hört ftellung. 





hört die Verzinfung der Aktien aus dem Baufapitale auf und wird ftatt Derfelben 
der vom 1. Juli vefp. vom 1. Januar ded auf die Betriebseröffnung folgenden 
Semefterd aus dem Unternehmen auflommende Reinertrag nady Maaßgabe der 
folgenden Beftimmungen vertbeilt: Ä 

1) aus dem Ertrage des Unternehmens werden zunächſt die Verwaltungs-, 


Unterhaltungs, Betriebs- und fonftigen Ausgaben, fowie alle auf dem 
Unternehmen baftenden Laften beftritten; | 


2) fodann werden die in den $$. 6. und 7. gedachten jährlichen Beiträge 
zum Referve- und Erneuerungsfonds vorweggenommen und 


3) der demnächſt verbleibende Reinertrag alljährlih in folgender Weiſe 
unter die Aktionaire vertheilt: 


a) vorerft erhalten die Inhaber der Stamm -Prioritätdaftien fünf 
Prozent des Nominalbetrages ihrer Aktien; | 
b) was nad) Dedung diefer en noch übrig bleibt bis zur 
öhe von fech8 zwei Drittel Prozent, wird unter die Inhaber der 
VE nady Verhältniß des Nominalbetrages ihrer Aktien 
vertheilt. 
Der Ueberſchuß über dieſe ſechs zwei Drittel Prozent wird 
auf die Stamm- und Stamm: Prioritätdaftien pro rata vertheilt. 
e) Sollte in einem oder dem anderen Jahre der Reinertrag nicht auß- 
veichen, um den Inhabern der Stamm-Prioritätdaftien die unter a. 
gedachte Dividende von fünf Prozent zu gewähren, fo wird dad 
Fehlende unverzinft au8 dem Reinertrage des oder der folgenden 
Jahre nachgezahlt und die Inhaber der Stammaftien erhalten nit 
eher eine Dividende, als bis diefe Nachzahlung vollitändig ge 
leiftet ift. 

Die Zahlung der Dividende aus der Geſellſchaftskaſſe erfolgt jährlich vier 
Wochen nad Publikation der Bilanz ($. 26.) Im Falle der Auflöfung der 
Gefelfchaft reſp. der Liquidation des Gefellfchaftsvermögens haben die Snbaber 
der Stamm - Brioritätsattien ein Prioritätsrecht an dem vertheilungsfähigen Er- 
löfe für das Unternehmen, fo daß fie aus demfelben zunächft und vor den Sjn- 
babern der Stammaftien heftig werden müffen. * 


6. 23. 
fie u & Mit den Stammaltien werden 
a) Dividendenfcheine auf 5 Jahre nach dem beiliegenden Schema D. und 
I b) Talons nad) den beiliegenden Schema E., 
I und mit den Stamm Ptioritätdaktien 
a) Dividendenfcheine nach dem beiliegenden Schema F. und 
⸗ b) Talons nach dem beiliegenden Schema G. 
YA ausgehändigt und in gleicher Weife von fünf zu fünf Jahren erneuert. 


Dis 
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Dividendenſcheine und Talons werden unter dev Firma des Verwaltungs: 
rathed und zwei fakſimilirten Unterfchriften der Mitglieder defjelben, ſowie dem 
Stempel der Gejellihaft auögefertigt. _ 

Die Ausreihung neuer Dividendenfcheine und Talond erfolgt gegen Ein- 
lieferung der mit den abgelaufenen Dividendenfcheinen und Kupons ausgege⸗ 
benen alone an den Inhaber der leteren ohne Prüfung feiner Legitimation. 


$. 24. | 


Die Auszahlung der Dividenden erfolgt von der Gefellfchaftsfafje gegen _ Zahlung ber 
Eimlieferung der entfprechenben Dividendenjcheine nach gefchehener Feitftellung der Dioldende. 
Bilanz des betreffenden Betriebsjahres. u 

Zinfen für die Aktien während der Bauzeit und Dividenden, die nicht 
binnen vier Jahren, von den in den $$. 21. und 22. angegebenen Zahlungs- 
tagen ab gerechnet, erhoben worben jmd, verfallen zum Vortheile der Gefellichaft, 
vorbehaltlich der Beſtimmung des $. 25. 


$. 25. 


Sind Aktien, Dividendenfcheine oder Talons befchädigt oder unbrauchoar Oeffenttices 

geworben, jedod) in ihren wefentfichen Theilen dergeitalt erhalten, daß über ihre —ã 
ichtigkeit kein Zweifel obwaltet, ſo iſt der Verwaltungsrath ermächtigt , gegen 

Einreichung der beſchädigten Papiere auf Koften des Inhabers neue gleichartige 
Papiere außzufertigen und audzureichen. 

Außer diefem alle ift die Ausfertigung und Ausreichung neuer Aktien in 
Stelle beſchädigter vder verloren gegangener nur zuläffig nad) gerichtlicher Amor- 
tifation derfelben, die im Domizil der Gefellfhaft bei dem dortigen Gerichte eriter 
Inſtanz nachzuſuchen ift. 

Eine gerichtliche Amortiſation beſchädigter oder verloren gegangener Divi- 
dendenfcheine findet nicht ftatt; der Betrag derfetben wird jedoch demjenigen, der 
die Befchädigung oder den Verluft derfelben innerhalb des im $. 24. gedachten 
vierjährigen Zeitraumes bei dem Verwaltungsrathe angegeigt und feinen Anſpruch 
durch Einreichung des in feinen wefentlichen Theilen befchädigten Papiers und 
im alle des Verluſtes durch Vorlegung der Aktien felbft befcheinigt hat, binnen 
einer vom Ablauf des vierjährigen —* zu berechnenden, einjährigen prä⸗ 
kluſiwiſchen Friſt, gegen Rückgabe der über die rechtzeitige Anmeldung vom Ver— 
waltungsrathe zu ertheilenden Beicheinigung audgezahlt. 

Auch eine gerichtliche Amortifatton befchädigter oder verlorener Talons 
findet nicht ftatt. | 

Die Ausreihung neuer Dividendenfcheine gefchieht, wenn der Aftieninhaber 
den Talon nicht einreichen fan, gegen Produktion der Aktie. Iſt aber vor Aus» 
teichung der neuen Dividendenfcheine der Verluft des Talons bei dem —— 
rathe von einem Dritten angemeldet, der auf die neuen Dividendenſcheine An⸗ 
ſpruch macht, fo werden letztere zurückbehalten, bis der Streit zwiſchen beiden 
Prätendenten im Wege der Güte oder des Prozeſſes erledigt iſt. 


(Nr. 7064.) I. Bon 
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I. Bon der Aufitellung der Bilanzen. 


$. 26. 


Das Gefchäfts- oder Betriebsjahr der Geſellſchaft ift das Kalenderjahr. 

j Die Bomgeit wird bis zum Ende desjenigen Halbjahrs gerechnet, in wel: 
chem der Betrieb der Bahn vollftändig eröffnet ift. 

Während der Bauzeit wird nad) Ablauf eined jeden vollen Kalenderjahres 
eine Bilanz aufgeftellt, welche nachzumeifen hat, wie weit dad Aktienkapital ein- 
gezogen und verwendet ift. 

Die Aufitellung der Generalbilanz über die ganze Bauausführung erfolgt 
nad) Beendigung des Baues zur nächften ordentlichen Generalverfammlung. 

Nach Ablauf der Bauzeit ift am Schluffe eines jeden vollen Betriebsjahres 
das Nefultat des Betriebes durch eine Bilanz darzuftellen. Ä 

ft der Betrieb der Bahn nicht im Anfange, fondern im Laufe ded Ka 
lenderjahres eröffnet, fo Hat ſich die erſte Betriebsbilanz auf diefen Theil des 
Jahres zu befchränfen. 

In der Bilanz werden alle Einnahmen de8 betreffenden Jahres nad) ihrem 
Baarbetrage, etwaige Ausftände nad) ihren Nominalbetrage, infofern fie aber 
unficher fein follten, nach gemifjenbafter Schäßung von Seiten des Verwaltungs: 
rathes, und vorhandene Baumaterialien und Borräthe nad) dem Koftenpreife und 
bei ggetretener Werthsverminderung unter Berückſichtigung derſelben als Aktiva 
angeſetzt. 

Dagegen kommen als Paſſiva in Anſatz alle Ausgaben, die im Laufe des 
Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſerve- und Erneuerungsfonds ($$. 6. 
und 7.) zu beſtreiten geweſen find, mit Einſchluß der etwa am Jahresſchluſſe 
verbliebenen Rückſtände. 

Die TJahresbilanzen, und zwar fowohl die den Bau’ ald die den Betrieb 
betreffenden, werden innerhalb der erſten drei Monate nad) Ablauf des betreffen 
den Jahres durch die Gefellichaftsblätter mitgetheilt. 


IIII. Von den Generalverfammlungen. 


$. 27. 


Alle Generalverfammlungen werden in Halle a. d. ©. abgehalten. Die 
Berufung erfolgt dazu unter Mittheilung der Tagesordnung durd) den Verwal 
tungsrath mittelft zweimaliger öffentlicher Bekanntmachung, von denen die erfte 
ſpäteſtens vier Wochen vor dem Verfammlungdtage erfcheinen muß. 


$. 28. 


Drdentlicye Generalverfammlungen finden ftatt: 
im zweiten Kalenderquartale eines jeden Betriebsjahres und zuerſt in 
em 
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dem auf den Ablauf der Bauzeit und die Eröffnung ded Betriebes auf 
der ganzen Bahn zunächſt folgenden Jahre. 


Regelmäßige Gegenflände, der Berathung und der Beichlußnahme der- 
felben find: 


1) der Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage der Gefchäfte und die 
Bilanz ($. 26.); | 


2) die Wahl der Mitglieder des Vermaltungsrathes; 
3) N Mahl von drei Neviforn zur Prüfung und Dechargirung der 
nz / 


4) Bericht der Reviſoren über die Prüfung und Decharge der Bilanz des 
verfloffenen Jahres und Befchlugnahme über gezogene Monita; 


5) Beichlußnahme über diejenigen Angelegenheiten, welche der Generalver- 
fummlung von dem Verwaltungsrathe oder einzelnen Aktionairen zur 
Entfcheidung vorgelegt werden; 


6) Feſtſtellung der den Mitgliedern des Verwaltungsrathes zu gewährenden 
Remuneration oder Tantieme. 


$. 29. 


Befondere Anträge einzelner Aktionaire müffen fo zeitig vor der General» gnträge ein 
verfammlung dem Borlißenden des Verwaltungsrathes fchriftlich mitgetheilt wer⸗ delner Aktiv 
den, daß diefelben, gemäß Artikel 238. des Handelögefegbuches, noch in die öffent: """ 
lih zuc Verſammlung einladende Bekanntmachung aufgenommen werden fönnen, 
widrigenfalld die Beſchlußnahme darüber bi8 zur nächiten Generalverjanmlung 
zu vertagen ift. 

| $. 30. 


Außerordentliche Generalverfanimlungen finden ftatt in allen Fällen, in Yuserorbent 
denen der VBerwaltungsrath oder die Aufjichtöbehörde fie für nöthig erachten; auf liche General 
Antrag der Aftionaire, gemäß Artikel 237. des Handelsgeſetzbuches, wenn ein ſanmlun— 
ſolcher Antrag under Depoſition des zehnten Theils der emittirten Aktien und unter 
Angabe der Gründe und des Zwecks beim Verwaltungsrathe geſtellt iſt. 

In der Einladung muß der Gegenſtand der zu verhandelnden Geſchäfte 
kurz angedeutet werden. | 


$. 31. 
Außer den im $. 28. genannten Gegenftänden ift der Befchluß einer Notwendig 
Generalverfammlung überhaupt erforderlich: ti inet Om 


oo talverfamm- 
1) zur Ausdehnung des Unternehmens über den im $. 1. angegebenen ng. 
Zweck hinaus und auf die im $. 2. vorbehaltene anderweitige Be— 
nutzungsart / 
(Nr. 7064.) 2) zur 





Deffentliche Be 
kanntmachun⸗ 
gen. 


Abanderungen 
bes Statuts 


Verkauf der 


Bahn und Auf: 
[öfung ber Ge⸗ 
— 2 


— 372 — 
Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt fein ordentliches Rechtsmittel 
t . 


zuläflig. 
Für das Verfahren des Schiedögerichtd find Die zur Zeit defjelben geltenden 
gefeglihen Beftimmungen maaßgebend. 
erzögert einer der ftreitenden Theile auf die ihm Bag einen Notar oder 
gerich ich inuirte und, im alle der Abwefenheit ohne Zurüdlafjung eines 
evollmächtigten, durch die im $. 12. genannten Zeitungen zu veröffentlichende 
zweimalige Aufforderung des Gegners die Ernennung eined Schied8richter8 länger 
als siergebn Tage, fo ernennt der Direktor ded Kreidgerichtd zu Halle den zweis 
ten Schiedsrichter. —— 
$. 11. 


Können die Schiedörichter fi über die Wahl des Obmannes nicht vereini- 
gen, fo wird auch diefer von dem Direktor des Kreiögericht3 zu Halle ernannt. 

Das alfo gebildete Schieddgericht entjcheidet nady Stimmenmehrheit; bildet 
fi) aber feine Majorität, fo gilt die Anficht des Obmannes allein. 


§. 12. 

Die nach diefem Statute erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen, 
en en Einladungen oder fonftigen Mittheilungen find im 
folgenden öffentlichen Blättern: 

1) dem Preußifchen Staatdanzeiger, 
2) der Berliner Börfenzeitung, 
3) der Berliner Bank⸗ und Handeläzeitung, 
4) der Magdeburger Zeitung, und 
5) dem Hallefehen Courier | 
abzudruden. | 

Sofern für einzelne Bekanntmachungen nicht ein Andered ausdrüdlich vor- 
geichrieben, genügt ein zweimaliger Abdrud der Bekanntmachung in jedem der 
vorgenannten Blätter zu deren rechtöverbindlicher Wublifation. 


Bei dem Eingehen ded einen oder anderen der vorgenannten Blätter ge 
nügt die Bekanntmachung in den übrigen, bis die nächte Generalverfammlung 
über die Wahl eined anderen Blattes an Stelle ded eingegangenen Beſchluß ge 


faßt bat. 
$. 13. 

Abänderungen ded gegenwärtigen Statut find nur in Folge eines, nad 
Maaßgabe der N 28. bis 31. gefaßten Beſchluſſes der Generalverfammlung 
unter landeöherrlidyer Genehmigung zuläffig. 

$. 14. 

Auch der Verkauf der Bahn und die Auflöfung der Gefellfchaft, ingleichen 

ie 
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[NL FL Bun FL GE N 
die Bereinigung, bes a ie ine en —— Untern 
önmen nur in Folge eines in gleicher Weiſe gefaßten, landesherrlich beſtätigten 
Beſchluſſes der Generalverſammlung geſchehen 31) | 


ff 7 . re. I 
- 


. 
I 


B. 
| Befondere Beftinmungen. 
I. Bon den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


$. 15. 


Sämmtlidye im $. 5. gedachten Stamm- und Stamm-Vrioritätdaktien der ültien und 
Gejellfchaft werden, auf den &nbaber lautend, unter fortlaufender Nummer, und deren Ausferti- 
war die Stammaftien nach dem beiliegenden Schema A. und die Stamm" 

Prioritätsaktien nach) dem beiliegenden Schema B. ftempelftei auägefertigt, jedoch 
ef dann en wenn der volle Nominalbetrag derfelben zur Gefellfchafts- 
aſſe berichtigt | 
' Jede Ute wird mit mindeſtens acht Fakfimile-Unterfchriften ded Verwal: 
tungsrathes verfehen, Dagegen vom Rendanten der Geſellſchaft umterfchrieben. 


$. 16. 


Vom Aktienkapital müffen innerhalb ſechs Wochen nad) erfolgter Aller⸗Simahlung 
aler Beftätigung diefed Statuts Mi Eintragung in dad Handelsregiſter ini, eafapl- 
erlin: 
20° (zwanzig Prozent) auf die Stammaftien und 10% (zehn Prozent) 
auf die Stamm ⸗Prioritätsaktien, | 
nad) anderen drei Monaten: 
20% (zwanzig Prozent) auf die Stammaltien, 
in Laufe des erften Jahres wenigftend noch | 
10°, (zehn Prozent) auf die Stamm: Prioritätsaftien 
eingezahlt werden. Ä 
Die Zahlung des übrigen Betrages gejchieht nad) Bedürfniß, worüber ber 
Verwaltungdrath zu beftimmen hat, —* nur in der Weiſe, daß die Einzah- 
lungen der einzelnen Raten auf die Stamm⸗Prioritätsaktien die auf die Stamm- 
aftien geleifteten Einzahlungen nicht überfteigen. 
Die Aufforderungen, fowie die Peſtimmumg der Zahlungsorte erfolgt in 
der $. 12. vorgeſchriebenen Form dergeſtalt, daß jede Aufforderung mindeſtens 
jweimal öffentlicy bekannt gemacht wird und vom Tage der leten Belannt- 
machung bis zum teitgelehten Einzahlungdtermine eine mindeitend vierwöchentliche 
Friſt offen bleibt. Wollzablungen auf Stamm- und Stamm -Brioritätaftien, 
Jahrgang 1868. (Nr. 7064.) 52 teip. 





[ge ber 
nictjaflung einzablt, ift verpflichtet, außer der Nachzahlung der rü 


tefp. die Ausgabe von folchen — volleingegabiten — Aktien find jederzeit geftatfet, 
jedoch bezüglic” der Stunm-Prioritätsaftien nur mit der Maaßgabe, daß 


1) der Betrag, um welchen die Summe der volleingezahlien und audgege- 
benen Stamm-Prioritätäaftien die Summe der volleingezahlten te. 
ausgegebenen Stammaktien überfteigt, von dem Verwaltungsrathe nach 
deffen Ermefjen bei einem von dem Königlichen Handelsminiſterium zu 
genehmigenden Inſtitute baar oder in zindtragenden Effekten deponitt, 


2) der jedesmalige Differenzbetrag an den Verwaltungsrath zurüdgegeben 
reſp. zurüdgezahli wird, fobald die Summe der ausgegebenen Stamm- 
aftien der Summe der außgegebenen Stamm-Prioritätsaftien gleichfommt, 


3) der Nachweid de8 angegebenen Verhältniſſes ad 1. und 2. lediglich auf 

Grund einer Beſcheinigung des Nevifionstomites ($. 58.) geführt wird 

el auf Grund defjelben die NRüdgabe des Differenzbetrages (Nr. 2.) 

erfolgt. | | | 

Wenn die Gefellfchaft das Unternehmen aus irgend einem Grunde nicht 

nah Maaßgabe des der Genehmigung des Handelsiminifteriums unterliegenden 

Bauausführungsplans fortfeßt und zu Ende führt, fo ift die Staatdregierung 
berechtigt, da8 Depot zur Sortfegung des Bahnbaues zu verwenden. 


$. 17. 


Ein Aktionair, der eine ausgeſchriebene Rate Ir Ieftgefekten SR ben 
ändigen Nate, nebft den 


ber aungelhrie geſetzlichen Verzugszinſen von fünf Prozent pro anno, eine Konventionalftrafe 


von zehn Prozent der rückſtändigen Rate zur Geſellſchaftskaſſe & entrichten und 
wird hierzu vom Verwaltungsrathe durdy dreimalige öffentliche Bekanntmachung, 
deren legte wenigftend vier Wochen vor dem für die Einzahlung fetgejeßten 
Schlußtermine zu veröffentlichen und in welcher nicht der Name, fondern die 
Nummer ded Quittungsbogens anzugeben ift, aufgefordert. 

Wird auch diefer Aufforderung nicht Folge geleiftet, fo ift der Verwal— 
tungsrath nad) feiner Wahl berechtigt, entweder den ſäumigen Aktionair im Rechts» 
wege zur Erfüllung feiner Verbindlichfeiten anzubalten, oder die bis dahin auf 
die betreffende Aktie eingezablten Raten ald verfallen, die Anfprüche auf den 
Empfang der gezeichneten Aktie durch öffentliche Bekanntmachung unter Angabe 
der Nummer ded Duittungsbogen® für erlofchen und den Quittungsbogen felbft 
für null und nichtig zu erklären. 

An Stelle der auf dieje Weiſe unter Berüdjichtigung der Beſtimmung 
des Artikels 222. Nr. 2. des Handelsgeſetzbuches ausfcheidenden Aftionaire fünnen 
neue Aftienzeichner zugelafjen werden, denen die betreffenden verfallenen Einzahlım- 

en der ſäumigen erften Aktionaire anzurechnen und mit denen die Bedingungen 
ir die Uebernahme der Zeichnungen durch den Berwaltungsrath, unbejchadet 
der Verpflichtung zur Bolleinzahlung der. Aftie, zu vereinbaren find. 

Iſt durch diefe lediglich nach dem Ermeſſen des Verwaltungsrathes feſtzu— 
ftellende Vereinbarung die vollſtändige Dedung des Reſtes des Nominalbetrage 

er 
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der betreffenden Aktien nicht zu erlangen, fo bleibt doch der erfte Zeichner — 
ungeachtet der an Annullirung feiner Rechte aus der Zeichnung — für 
den Ausfall ertönl: verhaftet. | 
Die aus einer Vereinbarung mit einem für einen ſäumigen Aftionair ein 
tretenden neuen Zeichner etwa erwachienden Wortheile fließen dem Erneuerung?» 
fonds zu ($. 7.). | | 
6. 18. 


Bis zur Berichtigung de8 vollen Noininalbetrage8 und wirklichen Aus: ouittungs 
fertigung der Aktien werden Über die gefchehene Einzahlung der einzelnen Raten Posen. 
Duittungöbogen unter fortlaufender Nummer nach dem beiliegenden Schema H. 

/ ausgefertigt, die auf den Namen des Aktienzeichnexs lauten und nach gefchehener 
Vollzahlung des Nommalbetraged der gezeichneten Aktien gegen dieje ſelbſt aus- 
. getaufcht werden. Ä 

Die Quittungsbogen werden mit drei Kakfimile-Unterfchriften des Finanz. 

Komites refp. des Verwaltungsrathes verſehen. 


$. 19. 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eined Quittungs⸗ Auspänbigung 
bogend wird dem darin benannten Aftionaiv oder deffen Gefjionar, oder dem. der Aktien. 
jenigen, welcher fich als rechtmäßiger Beſitzer auöweifet, gegen Rüdgabe des 
Suittungöbogene die gemäß $. 15. ausgefertigte Aktie ausgehändigt. 

Die Nichtigkeit der Ceſſion eines Quittungsbogens zu prüfen, ijt die Ge— 
ſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 0 


$. 20. 


Kein Aktionair ift über den Betrag der gezeichneten Aktie hinaus zu Verhaftung 
Einzahlungen für Berbindlichkeiten der Gejellichaft verpflichtet. ber Altionaire. 


$. 21. Ä 


Die Stammaltien der Gefellfchaft, beziehungsweife die darauf geleifteten Zinſen ber 
Einzahlungen werden während der Bauzeit mit vier Prozent, die Stamm» Einzahlungen. 
Vrioritätdaktien, beziehfungsweije die auf diefelben geleifteten Einzahlungen mit 
fünf Prozent pro anno bis zum Ablaufe der Bauzeit verzinft. 

Für die hiernach baar zu zahlenden Zinfen der voll eingezahlten Aktien 
fertigt der DBerwaltungsrat) nach dem beiliegenden Schema C. Kupons aus, 
welche mit den Aktien zuſammen ausgehändigt werden, und gegen deren Ein- 
lieferung die Zahlung der Zinfen an den auf den Kupons beftimmten Zahlungs» 
orten und in den dort beftimmten Terminen ftattfindet. 

Die Bahn kann ſtreckenweiſe in: Betrieb gefegt werden. 


$. 22. 


Mit Ablauf des Semefterd (30. Juni, 31. Dezember), in welchem die dDividenden 
Bahn vollftändig fertig und in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb geſetzt wird, und deren gef 
(Nr. 7064.) 52* hört liellung. 
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Für dieſe ihre Thätigkeit, während welcher ſie die Pflichten und Rechte 
der ordentlichen itglieder der Direktion zu üben haben, erhalten fie Diäten 
und event. Neifekoften, deren Höhe der Verwaltungsrath beftimmt; Hierbei dür- 
fen die höchften den ordentlichen Direktoren verwilligten Sätze indeß nicht über: 
ſchritten werden. 


Die Wahl der ftellvertretenden Mitglieder der Direktion muß jedesmal in 
der erjten Sitzung des Perwatungorathe⸗ ſtattfinden, welche der Neuwahl der 
Mitglieder des leßteren durch die Generalverſammlung folgt. 


Sofern und fobald ein Stellvertreter aufhört, Mitglied des ermaltunge- 
rathes zu fein, exlifcht auch fein Recht und feine Pflicht, als ftellvertretender 
Direktor zu fungiren. 


$. 41. 


Die Direktion iſt beſhlußfabig, wenn mindeſtens drei Mitglieder, ein- 
ſchließlich des Worfitenden oder deſſen Stellvertreterd, anmwefend find. 


$. 42. 


Die Direktion verwaltet füämmtliche Angelegenbeiten der Gefellfchaft, foweit 
fie nicht ausdrüdlich durch gegenwärtige Statut zur Kompetenz der General- 
verfammlung oder des Berwaltungsrathes gewiefen find. Sie bringt ihre eige 
nen, ſowie die Befchlüffe de Verwaltungsrathes in Ausführung und ernennt 
und entläßt die Beamten der Gefellfchaft. Sie verwaltet den Geſellſchaftsfonds 
und die fünftig eingehenden Bahn- und Transportgelder, fowie alle fonitigen 
Einnahmen der Gefellfchaft, erwirbt die zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes 
erforderlichen Grundſtücke und fonftiges bewegliches und unbewegliches Eigenthum, 
bewirkt die vollftändige Erbauung der Bahn nach dem genehmigten Bauplanı, 
jowie demnächſt ihre Unterhaltung, Ddeögleichen die Aufführung , Anfichaffung - 
Unterhaltung der erforderlichen Gebäude, Materialien, Transportmittel und Uten- 
fillen, organifirt und leitet den Transportbetrieb, fchließt alle im Intereſſe der 
Geſellſchaft erforderlichen Verträge Namens derfelben und repräfentirt allein die 
Gefellichaft in ihren Verhältniffen nad) Außen. 

Sie bat Hierbei alle diejenigen Rechte und Pflichten, welche das Allge 
meine Deutiche ae a (Art. 227— 241.) und dad Einführungsgeſet 
dazu vom 24. juni 1861. (Art. 12. $. 6.) dem Vorſtande einer Aftiengefell- 
ſchaft beilegen. 

Insbeſondere ift die Direktion legitimirt, die Gefellfhaft in allen gericht: 
lihen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die Hypothekenbücher 
und Löfchungen in denfelben zu bewilligen, Wiederveräußerungen vorzunehmen, 
Vergleiche zu ſchließen und Streitigkeiten fchiedsrichterlichen Entfcheidungen zu 
unterwerfen. 

Alle Erklärungen, Urkunden, Verträge und Berhandlungen, welche bie 
Direktion außftellt reſp. vollzieht, find verbindlich für die Gefellfchaft, fobald jte 
vom Worfigenden oder deſſen Stellvertreter und mindeſtens noch einem Mitgliede 
der Direktion unterfchrieben find. a 
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$. 43. 


Zur Ausübung aller der Direktion im $. 42. ertheilten Befugniffe bedarf 
diefelbe gegen dritte Werfonen und Behörden feiner weiteren Legitimation, al8 
eined aut Grund der von der Gerichtöperfon oder dem Notar aufgenommenen 
Wahlverhandlung ausgefertigten gerichtlichen oder notariellen Atteſtes uber die 
Perſonen ihrer jedesmaligen Mitglieder. 


$. 44. | 


Sämmtliche ordentlihe Mitglieder der Direktion müffen in Berlin refp. 
alle (cf. $. 4.) ihr Domizil haben. Sie verwalten ihr Amt nach befter Ein 
ht und find der Geſellſchaft nad) —I des Geſetzes ($. 132. Til. 6. 

Thl. II. des Allgemeinen Landrechts) für ihre Handlungen verhaftet. 


$. 45. 


Der Verwaltungsrath befteht aus funfzehn Mitgliedern, von denen wenig- B. Der Dr 
find acht in Preußen ihren Wohnfit haben müffen, und ift befchlußfähig, wenn waltungerath. 
mindeftend fieben Mitglieder, mit Einjchluß des Worfitenden oder feined Stell- 
vertreter8, anweſend oder vertreten find. 

Außerdem fteht e8 den Mitgliedern des Verwaltungsrathes frei, ſich durch 
einen fchriftlich Bevollmächtigten aus der Mitte des Vermaltungsrathes vertreten 
u laffen; doc, darf fein Mitglied mehr ald zwei Vertretungen gleichzeitig 
übernehmen. 


$. 46. Ä 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß im Beſitze von mindeftens 

F Stamm⸗ oder zwanzig Stamm-Prior-tätsaftien fein, welche für die Dauer 
des Amtes bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen find. 
Nicht wahlfähig find: 

1) Beamte der Gefellfchaft; 

2) Minderjährige und unter Kuratel ftehende Perſonen, fowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeftellt und ſich nicht vollftändig mit ihren 
Gläubigern regulirt haben; 

3) Perſonen, welche nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte find; 

4) VPerfonen, welche mit der Gefellfchaft in Kontraktsverhältniffen ftehen. 

® 
$. 47. 


. Der Berwaltungstath wählt aus feinen in Preußen wohnhaften Mit- 
gliedern alljährlicy einen Worfigenden und einen Stellvertreter für denfelben. _ 
Zur Gültigkeit der Wahl ift erforderlich, daß fie mit abfoluter Stimmen— 
mehrheit erfolgt it. Der Vorſitzende leitet die Gefchäfte, empfängt und öffnet 
die eingehenden Schreiben, beruft die Verfammlungen, ladet zu denſelben bie 
(Nr. 7064,) it« 
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Mitglieder, nach Befinden durch ſchriftliche, den Gegenſtand der Beſprechung an⸗ 
deutende Cirkulare ein und leitet in der Berfammlung felbft die Verhandlungen. 

Der Stellvertreter des Worfitenden bat, wenn lekterer verhindert ift, 
überall die gleichen Rechte und Pflichten, wie der Vorfitende felbft. 


$. 48, 


Der Verwaltungsrath verfammelt fi in der Regel alle vier Monate an 
einem, vorher durch Beichluß zu beftimmenden Tage, außerdem aber jo oft, als 
e8 der Vorſitzende für nothwendig erachtet, oder vier Mitglieder unter Angabe 
der Gründe es verlangen. 

Die Situngen finden in der Regel in Berlin refp. Halle (ef. $. 4.) ftatt, 
fönnen aber. auch auf einer anderen der Stationen, weldye die nad) $. 1. zu er 
bauende Eifenbahn berührt, fowie in Berlin, ob auch der Sitz der Gefellfhaft 
bereit nach Halle verlegt worden, abgehalten werden. 

; Gültige Beichlüfe fönnen nur mit abjoluter.. Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. 
Für den Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorfitzenden 
den a 
Bei Wahlen wird ebenfo verfahren, wie im $. 37. sub d. und am Ende 
vorgefchrieben ift. 

Mitglieder, welche bei dem Gegenftande der Berathung ein Privatinterefie 
haben, müſſen fich bei der Abftimmung entfernen. 

Gelangen Vorlagen der Direktion zur Beichlußfaffung, bei deren Bera- 
thung in der Direktion ein Mitglied des Verwaltungsrathes als Stellvertreter 
betbeiligt gemefen ift, fo muß dafjelbe fich in diefen Sachen der Abſtimmung 
in ben Berwaltungsrathe enthalten. 


6.9. 


Der Verwaltungsrath ift ein Organ der Aftionaire, durch weldyed Diefe 
möglichft genaue fortlaufende Kenntniß von gefammten Betriebe der Angelegen- 
beiten der Gefellfhaft nehmen und in den Generalverfammlungen die ihnen nöthig 
fcheinenden Auffchlüffe erlangen fünnen. | 

Der Verwaltungsrath kann deshalb auch von der Direktion jederzeit Be- 
richt über ihre Tchätigfeit im Allgemeinen und über fpezielle fragen inäbefondere 
erfordern. Ihm find von der Direktion regelmäßig die jährlichen Bilanzen zur 
Prüfung und Dedargirung vorzulegen. Zu diefem Behufe wählt der Verwal. 
tungdrath aus feiner Mitte oder aus der Zahl der in Preußen wohnhaften Ak— 
tionaire drei Reviſoren, welche die vorgelegten Bilanzen fpeziell zu prüfen und 
über den Befun® dem Verwaltungsrathe fchriftlihen Bericht zu erſtatten haben. 
Lebterer ift ermächtigt, auf diefen Bericht der Direktion Decharge zu extheilen, 
wenn fich gegen die Bilanz nichtd zu erinnern gefunden, oder wenn die gemachten 
Erinnerungen erledigt find. Entgegengeſetzten Falles hat der Verwaltungsrath 
der nächiten Generalverfammlung, welcher das Refultat der Prüfung ſtets mit- 
zutbeilen ift, die Beſchlußnahme über die Verfolgung oder die Beftätigung der 
unerledigten Erinnerungen reſp. über die Extheilung der Decharge anheimzufte nen 

Die 
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Die in der erften ordentlichen Generalverfammlung nach Ablauf der Bauzeit zu 
wählenden Reviforen haben die Baurechnung, ſowie die n langen für die Bauzeit 
und für dad erſte Betriebsjahr zu prüfen; die in jedem folgenden Jahre zu wäh- 
[enden Reviforen prüfen die Bilanz dedjenigen Jahres, in welchen fie gewählt 
find. Zur Berathung und Beichlußnahme des DBerwaltungsrathed gehören ins» 
befondere: 
1) die Beftimmung der Einzahlungen auf die Altien ($. 16.), Ausfertigun 
der Aktien, Dividendenfcheine, Rupons und Talond; 


2) die Wahl fammtlicher Mitglieder der Direktion und die Feftitellung der 
mit denjelben abzufchliegenden Verträge, fowie der ihnen zu extheilenden 
Sinftruftionen ; 

3) die Anlage eines zweiten Bahngeleifes, fowie alle im $. 31. unter 1. 
bis 8. genannten, demnächſt noch zum Beichluß der Generalverfamm- 
lung zu bringenden Gegenftände; 

4) die Teltftellung des von der Direktion vorzulegenden Einnahme- und 
Ausgabe - Etat; | 


5) die Feftitellung der Inventur und Bilanz; 
6) die Beitimmung über die Höhe der jährlichen Dividende; 


7) die Normirung der Prozentfäge, welche aus der Betriebsfaffe zum Er- 
neuerungsfonds zu zahlen find ($. 7.); | 


8) die Bewilligung von Gratififationen, Remunerationen oder Unterftügun: 
gen an die Mitglieder der Direktion oder deren Angehörige. 


Alle Erklärungen, Urkunden, Verträge und Verhandlungen, die der Ber: 
waltungsrath Namend der Gefellichaft ausftellt reſp. vollzieht, find verbindlich 
für die Gefellfchaft, fobald fie von dem Borfigenden oder deſſen Stellvertreter 
und ſchindeſtene noch zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes unterſchrie— 
en find. 


$. 50. 


Zur Ausübung aller dem Verwaltungsrathe im $. 49. ertheilten Befug- 
nifje bedarf derfelbe gegen dritte Perſonen und Behörden feiner weiteren Legiti- 
mation, ald eines auf Grund der von der Gerichtöperfon oder dem Notar auf- 
genommenen Wahlverhandlung audgefertigten gerichtlichen oder notariellen Atteftes 
uber die Perſonen feiner jedesmaligen Mitglieder. j 


$. 51. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes verwalten ihr Amt nach befter 
Sicht und in der Gefellfehaft nad) Maaßgabe des Gefetes ($. 132. Tit. 6. 
hl. II. des Allgemeinen Landrechts) für ihre Handlungen verhaftet. 
Die nit in Preußen wohnhaften Mitglieder nehmen für etwaige Regreß— 
anfprüche beim Königlichen Rreidgerichte zu Halle Domizil und find den Ent. 
(Nr, 7064.) ſchei⸗ 
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Die ſolchergeſtalt gewählten "Mitglieder bleiben ebenfalld bis zu der oben 
bezeichneten Generalverfammlung in Funktion. 

Die Dtitglicber des Verwaltungsvathes haben das Recht, fi) durch ein 
anbered Mitglied kraft einer demſelben zu ertheilenden Volhmacht vertreten zu 
Laien, Kto darf fein Mitglied mehr ald:brei: ſolcher Vertretungen gleichzeitig 

ernehmen. Ä 

Mährend und bis zum Ablaufe der Bauzeit ($. 26.) werden nah Manf- 
gabe der nachitehenden Beſtimmungen die en Mitglieder de8 Verwal: 
fungsrathed zur Wahrnehmung der Gefchäfte defjelben bevollmädtigt. 

Vermöge dieſes Auftrages find die Herren: 

1) Conſtant HHoffihmidt de Nefteigne, 

2) Comte Leopold d'Aerſchot de Schoonhoven⸗Loyhaerts, 

3) Arien Carton de Wintt, 

4) Jules Lejeune, 

5) Guillaume Hoorickx, 

6) Charled Antoine Hennequin, Comte de Billermont, 

7) Jules Goddyn, 

die den Sig ihrer Thätigkei: in Halle refp. Berlin (ef. $. 4.) haben, ermächtigt, 
Namens ded gefammten Verwaltungsrathes und der Geſellſchaft ald Komité ei 
die Finanz⸗Angelegenheiten ver Gefellfehaft: 

1) die auf färnmtliche LAktien zu leiftenden Einzahlungen nad Bebürfni 
refp. nach Beftimmung der Staatsregierung — — die ken 
ee gegen Vollzahlung auszuhändigen und Die darauf gezahlten 
Gelder bis zu deren Verwendung ficher zu afferviren, auch ſich hierüber 
auf Erfordern der Staatsregierung genügend auszuweiſen; | 


2) den Bau der von der Gefellichaft nad) $. 1. beabfichtigten Eifenbahn, 
fowie die Beſchaffung der gefammten Betriebsmittel für diefelbe, über: 
haupt alles dasjenige, was zur vollftändigen Herftellung der Bahn 
und ihrer Zubehörung bis zum Betriebe derjelben in ihrer ganzen Aus: 
dehnung erforderlich iſt, ganz oder. theilweife in Entreprife zu geben 
und alle Kontrakte felbftftändig abzufchliegen, welche über alle Gegen- 
ſtände erforderlich find; der Abſchluß von Berträgen, welche Ueberfchrei- 
tungen ded Anſchlages involviren oder nad) ſich ziehen, feht die Zuftim- 
mung des Reviſionskomités vorauß; 
endlich in Gemeinfchaft mit dem Revifionsfomite und mit Genehmigun 
der Staatöregierung den Betrieb der in Rede ftehenden Eifenbahn noch 
vor dem Beginn deffelben auf Rechnung der Gefellfhaft einer anderen 
Gefellfhaft oder dem Staate zu übertragen. 


$. 58. 


3 


— 





Die Herren: _ 


1) Hugo, Fürft zu Hohenlohe, Herzog von Ujeft, 
2) Eher 
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2) Eberhard, Graf zu Stolberg- Wernigerode, 
3) Wilhelm, Fürft und Herr zu Putbus, 
4) Bankdireftor Hermann Hendel, 
die den Sitz ihrer Thäligleit in Halle zefp. Berlin (cr. $. 4.) haben, bilden bis 
pr erften nach Ablauf der Bauzeit fattfindenden ordentlichen Generalverfamm- 
g ein Revifiondfomite und find ermächtigt, Namens und im Auftrage des ge 
ſammten Verwaltungsrathes: 


1) die Ausführung der Bauarbeiten auf der Bahnlinie und die Erfüllung 
der von dem Komité für Finanzangelegenheiten oder dem Bauunter- 
nehmer eingegangenen Berpflichtungen in ibrem ganzen Umfange zu beauf- 
fihtigen, auch darüber zu wadyen, daß das eingezahlte Grundkapital 
Seitens des Finanzkomités beftunmungsmäßig verwendet wird, die an 
den etwaigen Bauunternehmer geleifteten Zahlungen in richtigem Ver— 
bältniffe zu deffen Leiftungen, wie der Anſchlagsſummen ftehen, auch die 
ganze Thätigfeit des Finanzkomites durch Delegirte aus ihrer Mitte 
prüfen und weiter verfolgen zu lafjen; = 


2) das der Gefellfchaft vom Staate zu verleihende Expropriationsre 
Namens diefer Gefellfchaft auszuüben. u 


$. 59. 


Die Mitglieder beider Komités find bei eigener Vertretung der Gefellfchaft 

egenüber verpflichtet, die in den vorftehenden Paragraphen beftimmten Grenzen 
her Thätigfeit genau einzuhalten, dagegen find in den. Verhältniſſen zu dritten 
Verfonen , der Zheiltng ihrer Thätigkeit ungeachtet, alle Erklärungen und Ber- 
träge eines jeden der beiden Komités für die Gefellfihaft verbindlich, wenn fie 
unter der Firma des Verwaltungsrathes von dem Vorſitzenden eined der beiden 
Komites oder feinem Stellvertreter und mindeftend noch einem Mitgliede des be- 
treffenden Komités vollzogen find. 

Der Verwaltungsrath in feiner Geſammtheit ift übrigens berechtigt, auch 
ſchon vor Ablauf der Bauzeit durch Beichluß die Theilung der Arbeiten u 
Befugniffe aufgußeben, Ein ſolcher Beſchluß, mit welchem zugleich die Wahl 
eines Vorfigenden des gefammten Verwaltungsrathed und eines Stellvertreters 
verbunden fein muß, bedarf einer Mehrheit von zwei Drittbeilen ded vereinigten 
Verwaltungsrathes und ift öffentlich befannt zu machen. 

An Folge deſſen treten dann auch innerhalb der Gefellfchaft die auf die 
Teilung der Arbeiten und Sr beider Komités bezüglichen Beitimmungen 
außer Kraft. In Füllen, wo zwifchen dem Finanzkomitẽ und dem Revifions- 
fomite bei Zufammentritt beider zu gemeinfamer Beratbung oder fonft eine Eini- 
gung nicht erzielt wird, tritt das fjchiedärichterlihe Verfahren nad) den Vor—⸗ 
Ihriften dieſes Statuts ein. 

6. 60, 


Die beiden Komited haben während der Bauzeit: ihre Bekanntmachungen 
durch die im $. 12. bezeichneten Blätter zu erlaffen. Sollte eins oder das andere 
(Nr, 7064.) 54° Ders 


— 


derſelben in dieſer Zeit eingehen, fo müſſen— beide Wmités gemeinſchaftlich ein 
anderes Blatt in Stelle des RA. Hahn | gemein ’ 


6.61, 


Der durch das gegenwärtige Statut fonftituirte erfte Verwaltungsrath ift 
ermächtigt, die non der Königlich Preußifchen Regierung etwa al3 erforderlich 
u erachleiben Abanderungen dieſes Statuts vorzunehmen und in unfandlicher 
orm ſelbſt oder durch Seine Durchlaucht Herrn Herzog von Ujeſt und den 

ankdirektor Herrn Hermann Henckel, und zwar jeden von beiden allein oder 
beibe oſemmen mit verbindlicher Kraft für alle Aktionaire der Geſellſchaft zu 
vollziehen, | 


$. 62. 


Wer durch Aktienzeichnung dem Unternehmen beitritt, unterwirft fi) damit 
den von dem Gründungs-Komite verlautbarten Beitimmungen dieſes Statuts 
und erfennt alle von dem Komite als Stellvertreter der Gefellfchaft innerhalb 
der flatutenmäßigen Grenzen getroffenen Maaßnahmen und eingegangenen Ber: 
pflichtungen als für ſich verbindlich an. 


$. 63. 


Die Staatsregierung ift berechtigt, zu fpezieller technifcher Beauffichtigung 
der Barausführung einen befonderen tecnifihen Kommiffarius zu beftellen, welcher 
unbeſchadet des allgemeinen gefeglichen Auffichtörecht8 und der daraus entfprin- 
genden Befugniffe ded Staatd ermächtigt fein foll, fi) zu jeder Zeit, in jeder 
ihm geeignet fcheinenden Weiſe von der vorſchriftsmäßigen und foliden Ausfüh- 
rung des Baued nad) den genehmigten Plänen und Konftruftionen und von der 
Beichaffenheit der zu verwendenden Materialien und Betriebömittel durch Ein. 
chtnahme und Proben Ueberzeugung zu verfchaffen. Seinen Anordnungen ifl 
ie Gefellfhaft, unter Vorbehalt ded Rekurſes an das Königliche Minijterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, binnen zehntägiger präflufivifcher 
Friſt unbedingt Folge zu leiften verbunden. 

Es Mehl ihm dad Recht zu, in dringenden Fällen felbititändig, fonft aber 
mit Genehmigung der vorgeſetzten Auffichtöbehörde, die Aufführung eined Bau 
- werke und bie Benutzung von Betriebmitteln zu unterfagen. | 

Die dem Staate durch die fpezielle Aufjicht erwachſenden Koften bat die 
Geſellſchaft nad) Beſtimmung ded Königlichen Minifteriums für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten vorſchußweiſe zu berichtigen reſp. zu exftatten. 





Beier 
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Beilagen. 





Schenta A. 
Stamm ⸗Aktie 
der ' 
Halle - Sorau - Gubener Eifenbabngefellfchaft 
oo. M..... 
über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
oder 375 Franks. 


Der Inhaber diefer Aktie ift nach Verhältniß des Betrages derfelben an 
den gefammten Eigenthum der Halle- Sorau- Gubener Eifenbahngefellihaft und an 
dem Gewinne und Berlufte berjelben betheiligt. 


............... , den ..ten ............. 
Halle -Sorau -Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Der Verwaltungsrath. Eingetragen Fol, ..... des Aktienbuchs. 
(Acht Fakfimile-Unterfchriften.) (Unterfhrift des Beamten.) 
Schema B. 


Stamm - Vrioritäts-Aftie 


Halle» Sorau » Gubener Eifenbahngefellfchaft 
MM ..... 
über j 
Zweibundert Thaler Preußiſch Kurant. 

Der Inhaber diefer Aktie ift nach Verhältniß des Betrages derfelben an 
dem gefammten Eigenthum der Halle- Sorau » Gubener Sifenbabngefellfchft und 
an dem Gewinne und Werlufte derfelben mit allen denjenigen Borrechten be 
theiligt, die nad) dem Gefellfchaftsftatute den Inhabern der Stamm» Vrioritätsaktien 
zuſtehen, indbefondere alfo mit dem prioritättichen Anfpruche auf Gewährung einer 
Dividende von fünf Prozent pro anno aus dem Neinertrage des Unternehmens 
der Gefellihaft, ehe irgend eine Dividendenzahlung an die Snhaber der Stamm- 
aktien flattfinden darf. 


............ ... den ..ten ............... 18.. 
Halle- Sorau- Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S) Der Verwaltungsrath. Eingetragen Fol. ..... des Aktienbuchs. 
(Acht Fakſimile⸗Unterſchriften.) (Unterfchrift des Beamten.) 


(Nr. 7064.) Schema C 
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Schema C. 

& R:upon 

5 ritaͤts⸗ 

jur Sram a its | Attie 8... 

ẽ zur Stamm— 

3 “ , 3* | 

3- der on 
98 N = 
SE Halle- Sorau:Gubener Eifenbahngefellfichaft, 
Pr: während der Bauzeit, nachdem die Alte voll eingezahlt iſt. 
Ss 
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Der Inhaber dieſes Kupons empfängt g a Einlieferung defjelben 


3 i > hal | Preußiſch Kurant, geſchrieben Ian Thaler Preußiſch Ku- 
5: rant, ala Binfen der worgebachten Aktie ei da8 halbe Jahr vom 
2 : Lurup renen une 18 ZUM ............... 
BE ereeeeesnesere , den ..ten .............. 18 
Der Verwaltungsrath der Halle-⸗Sorau⸗-Gubener 
*5 Eiſenbahngeſellſchaft. 
ER (L. S.) Fakſimile von zwei Unterfchriften. 

= Eingetragen Fol. ..... 

E (Unterfchrift des Beamten.) 
Schema D. 

Dividendenſchein 
zur Stamm⸗-Aftie AF..... 
der 


Halle⸗Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Scheins empfän gegen Sinlieferung deffelben die auf 
obige Aktie fallende Dividende für das Schr ® .; deren Betrag vom Verwal- 


tungörathe bekannt gemacht werden ih 
Deren nenernne , den ..ten ........... .... 18.. 


Der Verwaltungsrath der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 


(L. S.) GFaklſimile von zwei Unterſchriften.) 


Eingetragen in da8 Dividendenfhein-Regifter A. Fol. ..... 
Unterſchrift des Beamten.) 


Schema E. 
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Dalon 
zur Stamm-Aktie AR... 
J der — 
Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre .... gegen Einlieferung 
defielben Die zu ber vorbezeichneten tie auözufertigenben Dividendenicheine pro 
.. ............ is ....... ....... inkl. 

......... den . .ten een ...... 18.. 


Der Verwaltungsrath der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 


(L. S.) Fakfimile von zwei Unterfchriften. 
Eingetragen in das Talonregifter A. Fol. ..... 
(Unterfchrift des Beamten.) 


Schema E. 


Schene F. 


Dividendenfchein 
ur Stamm: Prioritätd- Aktie M..... 
der 
Halle-Sorau:-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber dieſes Dividendenfcheines hat gegen Einlieferung defjelben an 
dem laut Bilanz fi) ergebenden Reingewinne der Gefellfchaft für das Jahr .... 
einen Prioritätsanſpruch bis zu 10 Rihlr. Br. Kur., geſchtieben zehn Thaler Preußifch 
Kurant. Außerdem wird der Ueberjchuß des vertheilungsfähigen Reingemwinnes, 
der fi) nach Auszahlung diefer fünf Prozent, fowie demnachft fernerer ſechs 
und zwei Drittel Prozent pro anno auf die Stammaktien herausftellt, pro rata 
unter die Stamm. und Stamm-Prioritäts- Aktien vertheilt. 
erererernneenne J den ..ten............. 18.. 


Der Verwaltungsrath der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(. S8.) Fakſimile von zwei Unterſchriften. 


Eingetragen in das Dividendenſchein ⸗Regiſter B. Fol. ..... 
(Unterfchrift des Beamten.) 


(Nr. 7064.) Schema G, 
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Zalon 
zur Stamm ⸗Prioritaͤts-Aktie AF..... 
der 
Halle - Sorau: Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Inhaber diefed Talond empfängt im Jahre .... gegen Einlieferung 
deffelben die zu der obengenannten Aktie auszufertigenden Bividendenfcheine 
pro ............... bis .............. inkluſive. 

............... , den ..ten .............. 18.. 


Der Verwaltungsrath der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Fakſimile von zwei Unterſchriften. 


Eingetragen in da8 Talonregifter B. Fol. ..... 
(Unterfhrift de8 Beamten.) 


Schema ©. 


Schena H. 





Duittung3bogen 
der 


' t ⸗Prioritäts⸗ 
hat fi) durch Zeichnung einer SignnPrioritäts.ſatüie von | inne | Tha— 
lern Preußiſch Kurant bei der Halle-Sorau-Gubener Eifenbahngefellichaft betheiligt 
und auf diefen Betrag die hierunter von dem Verwaltungsrathe oder dem Finanz: 
fomite der Sefelihaft zu quittivenden Raten eingezahlt. Die Ausbändigung der 
Aktie gegen Nüdgabe diefed Quittungsbogens gejchteht, nachdem der Betrag der 
Aktie voll eingezahlt ift. i 
............... , den ..ten ............. 18.. 


Das Finanzkomité der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Drei Fakſimile⸗Unterſchriften. 





— — 


Rebigirt im Büreau bes Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedrudt in ber Königlihen Geheimen Ober Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 


— 317 — 
Gejeß- Sammlung 
für die 


Koͤnmiglichen Preußiſchen Staaten 





— Nr. 239, — — u J 





Ar, ur 
(Nr. 7065.) Grfep, betreffend die Webernahme und die Verwaltung ber nad) den Arlikeln 
VII. und X. des Wiener Friedensvertrages vom 30. Oktober 1864. 
von den Elbherzogthümern an das Königreich Dänemark zu entrichtenden 
Schub. Vom 23. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtaged der Monarchie, 
was folgt: 


$1 

Die nad) den Artikeln VID. und IX. des Wiener Friedensvertrages vom 
30. Oktober 1864. von den Elbherzogthümern an das Königreich Dänemark zu 
entrichtende Schuld von 21,750,000 0Shnlern wird als eine S ei ber Dreußif * 
Stantes mit der M abe anerfnmt, daß das Herzpgthum Lauenburg für den 

Artikel VII. und IX. de Wiener —*5 auf daffelbe fallenden 
dr eil_an jener Schuld nach wie vor verhaftet bleibt. 

Die Regelung diefer Verpflichtung, forie, der Anſpruch der Preußiſchen 
Staatskafſe auf einen Beitrag zur Derzinfumg ım d Tilgung jener Schuld Seitens 
des —— Lauenburg, welcher dem eihältmifle feiner Ginwohnergaßl ur 
Einwohnerzahl der Herzogthümer Halſtein und Schleswig entfpricht,‘ b 
borbehalten 

$. 2. 


Die e Hauptverwaltung der ——— welcher die Verwaltung dieſer 
Schuld übertragen wird, hat nad) mäß näherer Anmeifung des Finanzminifters bis 
um Gefammtbeirage der. Schuld taatöfhulbverfchteibungen, verzinglich zu vier 
vom Hundert, vom 1. Januar 1868 audzufertigen 


. 3. 
Zur Verzinſung und Zigung g der Schuld werden der Hauptverwaltung 
rei 


der Siaatsſchulden halbjährlich vom Hundert. des urſprünglichen Schuld⸗ 
Jahrgang 1868. (Nr. 7065.) be» 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Mai 1868, 


— 398 — 


betrageö, wovon zwei vom Hundert die zu jedem Termine fälligen Zinfen dar- 
ftellen, während der Reft zur Tilgung dient, aus den bereiteften Staatseinkünften 
überiwiefen. 

$. 4. 


| IH Beftiminung des $. XV. ben, Deforbnung vom 17. Januar 1820. 
(Se athril. ©. 9.), durch welche dei Verjähtungstermin bei Sinsrüdfländen 
von Staatsfchuld- Dokumenten auf vier Jahre, von der Verfallzeit an gerechnet, 
feftgefett ift, findet auch auf etwaige Sinsrüdftände diefer Schuld Anwendung. 
Die auf folde Art. präfludirten Sinfen fallen den allgemeinen Staatsfonds zu. 


S. 5. . 


‚Die Tilgung der Schuld gefchieht in der Art, daß der für jedes Jahr 
dazu beftimmte Fonds ($. 3.) zum Ankaufe eined entfprechenden Betrages von 
Schuldverfchreibungen verwendet wird. Inſoweit jedoch der Ankauf nicht zum 
Rennwerthe oder darunter bewirft werden kann, werden die in dem betreffenden 
Jahre einzulöfenden Schuldverfchreibungen in halbjährigen Raten in den Monaten 
Auni und Dezember öffentlich ausgelooft und Die gezogenen Nummern 
offentlichen Kenntniß gebracht. Sechs Monate nach er ——— 
der gezogenen Nummern können die Inhaber der ausgelooſten Schuldverfchrei- 
Bungen den Kapitalbetrag bei der Staatefchulden-Tilgungsfaffe und bei den 
fonffigen demnächft zu bezeichnenden Einlöfungsfafien baar in Empfang nehmen. 
Ueber diefen Termin hinaus werden die etwa unabgehoben gebliebenen Kapital: 
beträge nicht weiter verzinft. 


$. 6. 
Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten und der Finanzminifter 
find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. _ 
Urkundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. s 
Gegeben Berlin, den 23. März 1868. 


(L. S) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 





(Nr. 7066.) 











u 
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(Nr. 7066.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. April 1868., betreffend die Nefortverhältniffe be- 
züglich des Lehnsweſens in den neuen Qandestheilen. 


Y. den Antrag des Staatdminifteriumd vom 8. d. M. beftimme ch, daß in. 
den durch das Geſetz vom 20. September 1866. Befeh- Sam ©. 555.) mit 
der Preußifchen Monarchie vereinigten Qandestheilen das landeöherrliche Lehnsweſen 
mit Ausflug von Thronlehnen, bezüglich deren der Allerhöchſte Erlaß vom 
3. Oftober 1848. (Gefeg -Samml. ©. 269.) Anwendung findet, fowie von Erb- 
ämterlehnen, deren Reffortverhältnifje zu regeln vorbehalten bleibt, unter der 
reſſortmäßigen Aufjicht des Finanzminiſters und, foweit da8 landeöpolizeiliche und 
politifche SInterefje betheiligt ift, des Minifter8 des Sinnen der Domainen- Ber- 
waltungsbehörde von Hannover beziehungsweife den Regierungen zu Kaffel und 
Wiesbaden zur Bearbeitung nah Maaßgabe ihrer Gerhäftsinftn.klionen über: 
fragen werde. | 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 11. April 1868. 
Milbelm. 


dr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Thenplig. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Un dad Staatöminifterium. 


(ir. 7086—7067.) 99° (Nr. 7067.) 
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(Nr. 7067.) Beftätigungs-Urkunde, betreffend den Uebergang des Betriebe refp. des Eigen- 
thums des Heffiihen Nordbahn-Unternehmens auf die Bergifh-Märtifche 
Eifenbahngefellihaft, und einen Nachtrag zu dem Statute dieſer Gefellfchaft. 
Dom 17. April 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Generalverfammlungen der Bergifch. Märfifchen Eifenbahn- 
efellfhaft vom 12. Oftober 1867. und der Heflifchen Nordbahngefellfchaft vom 
so. ovember 1867. den Uebergang der Verwaltung und des Betriebes, fowie 
demmächft auch des Eigentums an dem gefammten Unternehmen der lebtgenann- 
ten Geſellſchaft auf die Bergifch - Märkifche ee efellfehaft nady Inhalt des 
anliegenden trage8 vom 7./10. März 1868. beichloffen haben, wollen Wir, 
⸗ jedoch unbeſchadet der Rechte Dritter, dieſe Beſchlüſſe beſtätigen, insbeſondere 
auch zu dem gedachten Vertrage vom 7./10. März 1868., ſowie zu dem mit— 
anliegenden Nachtrage zu dem Statute der Bergifch- Märkifcen Eifenbabngefell- 
fhaft die erbetene landesherrliche Genehmigung biermit ertheilen. 


Die gegenwärtige Urkunde ift nebft ihrem Zubehör durch die Gefeh-Samm- 
lung befannt zu maden. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 17. April 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


wiſchen der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und der Heſſiſchen Norb- 
a ngeſelſhatt beide Geſellſchaften vertreten durch die Deputation ihrer Aktionaire 
und die Königliche Eiſenbahndirektion zu Elberfeld, beziehungsweiſe zu Kaſſel, 
welche Geſellſchaftsvertretungen durch die Beſchlüſſe der außerordentlichen General⸗ 
verſammlungen zu Elberfeld vom 12. Oktober 1867. und zu Kaſſel vom 30. No- 
vember 1867. zu dieſem Akte bevollmächtigt find, ift der nachfolgende Vertrag 


abgeſchloſſen. 
8.1. 


Sogleih nach Allerhöchfter Genehmigung diefes Vertrages überträgt die 
Rordbahngefellichaft bis zu Gem nachftehend Am $. 7. fipulirten Eigentum 
eber- 








— 01 — 


Uebergange zunächſt die Verwaltung und den Betrieb ihres gefammten Unter- 
a irgend welche Beſchränkung an die Bergifch-Märkifche Eifenbahn- 
eſellſchaft. 
a Zu diefen Zwecke übergiebt die Königliche Eifenbahndirektion zu Kaffel 
nah Allerhöchſter Genehmigung dieſes Vertrages Verwaltung und Befit des 
gefammten unbeweglichen und beweglichen Vermögens der Nordbahngefellichaft 
an die Königliche Eifenbahndirektion zu Elberfeld, welche fortan den Vorſtand 
auch der Nordbahngefellihaft bilden und auch für die Nordbahn alle diejenigen 
Befugniffe ausüben foll, welche ihr für die Bergiſch-Märkiſche Bahn laut deren 
Slatuten den, und welche dem Vorſtande einer Aftiengefellfehaft geſetzlich 

ele 

i Si im Statutnacdhtrage der Nordbahn vom 18. Februar 1867. (Gefeh- 
Samml. ©. 369.) eingefette Deputation der Aktionaire bleibt in ihrer dort be- 
ſtimmten Zufammenfeßung bis zu dem im $. 7. ftipulirten Eigenthbumsübergange 
u dem Zwede beftehen, um das Intereſſe der Nordbabngefellichaft hegenüiber 
der Bergiſch⸗Märkiſchen Eifenbahngefellichaft, foweit es An um Erfüllung die- 
ſes Vertrages handelt, mit wahrzunehmen. 

Die Siäungen diefer Deputation, wie auch der Generalverfanmmlungen 

der Aktionaire der Nordbahn werden auch fünftig in Kaffel abgehalten. 


6. 2. 

Verwaltung und Betrieb der Nordbahn erfolgt vom 1. Januar 1868. 
ji Rechnung der Bergifh- Märfifchen Eifenbahngefellihaft. Auf diefelbe gehen 
emnach von diefem Zeitpunfte an die gefammten Nugungen und Laften des 
Vermögens der Heffifhen Nordbahn ohne jede weitere Be ranting als in die⸗ 
ſem Vertrage ſelbſt näher beſtimmt iſt, über. Insbeſondere fließt der geſammte, 
nach Abzug der Verwaltungs⸗, Unterhaltungs: und Betriebskoſten, Yomwie der 
Rüdlagen zu den Referve- und Erneuerungsfonds, fowie endlih der zur plan- 
mäßigen VBerzinfung und Tilgung der jebigen und fünftigen Anleihen der Heffi- 
ſchen et erforderlichen eträge etwa verbleibende Neinertrag 
außfchlieglich der Bergifh-Märkifchen Gefellfchaft zu. 


6. 3. 

Als Entgeld hierfür refp. als vorläufige Verzinſung ded im $. 7. ftipu: 
litten, ſpäterhin zahlbaren Kaufpreifed zahlt die Bergifch- Märkifche Sifenbahn 
gefellfchaft aus dem flatutmäßigen Neinertrage ihre8 Unternehmens an die Aktio- 
naire der Heflifchen Nordbahn auf eine jede Aktie von 100 Rthlr. eine fefte, 
den Vorzug vor der Dividende der Bergifch- Märkifchen Aktionaire geniegende, 
— Rente von 5 Rthlr. Die Zahlung erfolgt gegen Zurückgabe des den 

ien beigefügten Dividendenſcheins des betreffenden Jahres in Kaſſel, Berlin 
und an den ſonſt von der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu beſtim⸗ 
menden Zahlitellen, und wird am 1. April des nächitfolgenden jahres — zu 
alfo am 1. April 1869. — fällig. Nach Einlöfung der jet ausgegebenen Di- 
videndenfcheine follen Zinskupons und Talond nad) dem beigefügten Formulare 
ausgehändigt werden, wonach denmächlt die Zahlung der jährlihen Rente in 

(Nr. 7067.) zwei 


m — 
zwei barbjähelicien Raten vom nächfifolgenhen 2. Januar und 1. Juli an 


geichieht. 

Dividendenfcheine refp. Zinsfupons, welche nicht innerhalb vier Jahren 
nach dem Fälligfeitötermine zur Entgegennahme der Zahlung präfentirt werden, 
Imb Ka —5 zum Vortheile der Penſions- und Unterſtützungskaſſe der 

ordbahn verjährt. 

An *— verlorene oder vernichtete Dividendenſcheine reſp. Zinskupons 
können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden; jedoch fol penjenigen welcher 
den Verluft vor Ablauf der Verjährungsfriſt bei der Bergifch-Märkifchen Eifen- 
bahndireftion anmeldet und den gehabten Beſitz derfelben durch Vorzeigung der 
Aktie oder fonft in glaubhafter Weife nachweiſt, nach Ablauf der Verjährungs- 
frift der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht realiſirten Dividenden- 
icheine refp. Zinskupons ausgezahlt werden. 

Behufs Mortififation angeblich vernirhteter oder nerlorener oder fonft ab- 
handen gelonmener Aktien wird hierdurch, unter Aufhebung des $ 29. Des 
Statut8 der Nordbahn, der $. 30. des DBergifch -Märfifchen Eifenbahnitatuts 
mit der Maaßgabe anwendbar erklärt, daß das öffentliche Aufgebot in den durch 
$. 3. des Statutnachtraged der Nordbahn vom 18. Februar 1867. bezeichneten 
öffentlichen Blättern erfolgt. 

6. 4. 


Die Bergifch- Märfifche al ala offerirt hierdurch allen Aktio⸗ 
nairen der Rordbahn, welche von diefer Offerte bis zum Schluffe des Jahres 
1870. Gebrauch mach ‚ den Umtaufch einer Rordbahn-Aftie gegen eine mit 
fünf Prozent verzinsliche Priorität -Obligation und tritt durch den Umtaufch, 
wobei ihr die umzutaufchenden Aktien nebfl den noch nicht fällig gewordenen 
Dividendenfcheinen refp. Linskupons auiqubändigen find, ohne Weiteres in die 
Rechte der folchergeftalt abgefundenen Aftionaire der Nordbahn. Für die beim 
Umtaufche etwa nicht mit abgelieferten Dividenden- refp. Zinsfcheine ift deren 
obenbezeichneter Werthbetrag vom Aftionair an die Bergifch - Märfiiche Eifenbahn- 
geſellſchaft zu vergüten. Die von der Bergifch- Märkfchen Eiſenbahngeſellſchaft 
auf dieſe Weife erworbenen Nordbahn. Aktien werden für immer außer Kürs gefekt. 

Die fünfprogentigen Sinfen der an die Stelle der Nordbahn- Aktien tre- 
tenden Prioritäts- Obligationen werden zunächit auf die der Bergifch- Märkifchen 
Eiſenbahngeſellſchaft — Ueberſchüſſe der Nordbahn- beziehungsweife 
auf die Dividende der von ihr erworbenen Nordbahn⸗-Aktien und, ſoweit dieſe 
Beträge zur Dedung der Sinfen nicht ausreichen follten, auf den Ertrag der 
Bergijch - Märkifchen Eifenbahnftreden, vorbehaltlich der Vorzugsrechte der be- 
reits früher für das Unternehmen der Nordbahn und der Bergifh - Märkifchen 
emittirten Priorität3 Obligationen radizirt. 

Die zum Zwecke jened Umtaufches zu kreirenden Prioritäts -Obligationen, 
deren Gefammtbetrag den Nominalwerth der umzutaufchenden Altien nicht über- 
fteigen foll, unterliegen der allmäligen Amortifation durch Auslooſung, welche 
im Jahre 1880. beginnen und wozu alljährlich außer den Sinfen der eingelöften 
Prioritäts-Obligationen der Betrag von zwanzigtaufend Thalern aus dem Reiy- 
ertrage des Bergifch- Märkiichen Unternehmens verwendet werden foll. ur 
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6. 5. 

Den biöheriaen Prioritätsgläubigern der Heflifchen Nordbahngefellichaft 
bleiben ihre Vorzugsrechte auf die Nord ahn, deren —e und Betriebs⸗ 
eimahmen ungeſchmälert vorbehalten. Bis fie bezahlt oder ſonſt abgefunden 
find, verwaltet die Königliche Eiſenbahndirektion zu Elberfeld die Nordbahn nebft 
allem Betriebömaterial und fonftigem Zubehör, al8 einem getrennten Vermögens: 
fompleg, und bewahrt diefelde dutch vrdnungsmäßige Unterhaltung, namentlich 
dutch gehörige Ergänzung aller Abgänge und durd) die den ftatutarifchen Be 
ſtimmungen der Nordbahn und den ftaatlichen Anordnungen entfprechenden Rüd: 
Ingen zu den Reſerve- und Erneuerungsfonds vor einer Werthsverminderung. 

Den Bläubigern des Bergisch: Märkifchen Eifenbahn - Unternehmens foll erft 
nach völliger Befriedigung ber Prociätsglinbige — und nach dem 
im N 7. ſtipulirten Eigenthumsübergange das ordbahn haftbar 
werden. 


Als Selbitfchuldnerin tritt die Bergifch- Märkifche Eiſenbahngeſellſchaft in 
die von der Norbbahngefellichaft bisher kontrahirten Priorität3-Obligationen nicht 
ein. Gegenüber den biöherigen Prioritäts- und fonftigen Gläubiger der Nord- 
bahngeſellſchaft behält dieſe ihren Gerichtöftand in Kaſſel, und foll in diefer Be: 
ziehung die Königliche Eifenbahndirektion zu Elberfeld der Gerichtöbarkeit in Kaffel 
unterroorfen fein. Sm Nebrigen hat für die Folge Die Heſſiſche Nordbahngefellfchaft 
ihren Sitz und ihren Gerichtsſtand im Domizile der Bergifch-Märkifchen Eifen- 
EL Morbbahngefelheft werpfike ih, ühe 2 p 

Die Nordbahngeſellſ verpflichtet ſich, ihre 34 progentige Prioritäts⸗ 
Obligationen II. Serie noch im Laufe dieſes Jahres einzuziehen und zu kaſſiren. 

Die Kömiglihe Eifenbabmdireftion zu Elberfeld wird hierdurch ermächtigt, 
die nach ihrem efjen zur Erweiterung der Bahnanlagen oder Fi Vermehrun 
des Betriebsmaterials der Heflifchen Nordbahn etwa nöthigen Kapitalien dir 
Aufnahme fernerer, auf die Nordbahn radizirter Prioritätsanleihen mit Genehmi- 
ung der Königlichen Staatsregierung und unbefchadet der Vorzugsrechte der 
früheren Trioritätsgläubiger und der um $. 3. diefed Vertrages den Aftionairen 
der Nordbahn garantirten Rente zu befehaffen. . 


6. 6. 

Als Vergütung für die von der Nordbahngefellfchaft bewirkte theilweife 
Amortifation ihrer — Prioritätsanleihe, ſowie für die Tilgung ihrer 
8prozentigen Obligationen Serie verpflichtet ſich die Bergifch- Märkitte 
‚ fenbahngefellichaft die Summe von 350,000 Rthle. „Dreihundertfünfzig- 
‚taufend Thaler’! zu erftatten; jedoch find beide Deielihaften darüber einver- 
fanden, daß die Zahlung diefes Betrages nicht an die ae at 
fordern an die Viktoria - National- invati un welcher derſelbe hierdurch 
überwiefen wird, erfolgt, auch daß die Bergiſch⸗-Märkiſche Eifenbahngefeltfchaft 
berechtigt ft, das gedachte Kapital fo lange zu behalten md an die Viktoria— 
National - nvaliden- Stiftung nur die Zinfen defielben mit 4 Progent a 
(Nr. 7067.) . 0° 


ermögen der 





— 404 — 


1. Januar 1868. ab in halbjährigen Roten abzuführen, bis fie ſich nach vorher: 
gegangener fechömonatlicher Kündigung daſſelbe baar außzuzahlen entfchließt. ’ 


Die Bergifch -Märkifche Eifenbahngefellihaft ſoll berechtigt und verpflichtet 
[ein nach dem Ablaufe des Jahres, worin die legte Ausloofung oder Kündigung 
er erften Emiffion von zwei Millionen Thaler Priorität - Obligationen der 
Nordbahn in Gemäßheit des $. 4. des betreffenden Privilegiums ſtattgefunden 
bat, ſämmtliche in Gemäßheit des $. 4. dieſes Vertrages nicht umgetauſchte 
Aktien der Nordbahn gegen Zahlung von 70 Rthlr. pro Aktie nach einer ſechs 
Monate vorhergehenden Kündigung einzulöſen. Hierdurch wird die Nordbahn 
mit ihrem geſammten unbeweglichen und beweglichen Zubehör, insbeſondere mit 
ihrem Betriebsmaterial, den Reſerve- und Erneuerungsfonds, überhaupt, mit 
allen dem Unternehmen der Nordbahn anklebenden Rechten und Verpflichtungen 
ohne Weiteres Eigenthum der Bergifch- Märkifchen Eiſenbahngeſellſchaft, und, die 
Auflöfung der Nordoahngeſenſchat ohne Weiteres herbei al deren Liquidation 
die Direktion der Bergiſch⸗Märkiſchen Eifenbahngefellfhaft für deren Nechnung 
hierdurch übernimmt. Die Hefliiche Nordbahngefellfchaft ift nicht berechtigt, in 
anderer Weife ihre Auflöfung zu befchließen, den Gegenftand ihres Unternehmen? 
u ändern, oder — abgejehen von der im $. 6. des jüngften Statutnachtrage 
er Nordbahn event. bereit? befchlofjenen Erweiterung — auszudehnen, ode 
Beftandtheile pub Eigenthums zu veräußern oder zu verhländen, oder ihr Grund: 
fapital durch v5 von Aftien oder Anleihen (mit Ausnahme der vworftehend 


am luffe des $. 5. bezeichneten) zu erhöhen. 

— Nummern der in — des $. 4. nicht umgetauſchten Nordbahn⸗ 
Aktien, welche in Folge der vorbemerkten Kündigung zur beſtimmten Zahlung 
zeit nicht eingelöft werden möchten, werden zehn Sabre bintereinander Behufs 
Empfangnahme der Zahlung jährlich öffentlich aufgerufen. Diejenigen Aftien, 
welche nicht innerhalb eines Jahres nach dem lekten öffentlichen Aufrufe zur Ein 
löſung präfentirt find, werden durch diefe Säumniß ohne Weiteres werthlos, 
welches alsdann unter Angabe der Nummern der werthlos gewordenen Aktien 
öffentlich befannt gemacht wird. Die Koften diefer Bekanntmachungen werden 
aus dem auf die nicht eingelöften Aftien fallenden Kapitalbetrage entnommen, 
deffen Ueberſchuß fodann der Beamtenpenfiond- und Unterftügungsfaffe der 
Bergifh- Märkifhen Bahn zufällt. 

Bei der Einlöfung der Altien find die beim Ablaufe jener, im Eingange 
dieſes Paragraphen ftipulizten fechömonatlichen Kündigungsfriſt noch nicht zahlfäl- 
ligen Dividendenfcheine refp. Zinskupons mit araulie ern, wibrigenfalld der Geld- 
betrag derfelben von der Abfindung ad 70 Rthlr. in Abzug gebracht wird. 


$. 8. 


Das gefammte Beamten- und Dienftperfonal der Heflifchen Nordbahn gebt 
mit Auflöfung der Königlichen Eifenbahndirektion zu len $. 1.) in Sen 
Dienft der Koniglihen Verwaltung der Bergifch- Märkifchen Eifenbahngefellfchaft 
über, welche die mit jenem Perſonal zur Reit beftehenden Verträge zu ar 
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bat. — Die für die Beamten der Nordbahn, deren Wittwen und Kinder bes 
ftehende Penſions⸗ und Unterftügungsfafje, die Beamten» Sterbefaffe, ſowie die 
Arbeiter- Rranfen- und Unterſtützungskaſſe bleiben nach den betreffenden Statuten 
beftehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beiderfeitigen Berechtigten .eine Ber- 
einigung der genannten Kafen mit den entjprechenden der Bergiſch-Märkiſchen 
zu Stande fommt. Die Bergifch-Märkifhe Eiſenbahngeſellſchaft tritt in 
alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Heiftichen Nordbahn übernommenen 
Verbindlichkeiten ein. 
| 6. 9. 


Die auf das Jahr 1867. fallende Dividende der Aftionaire der Nordbahn 
wird von der jeitperigen Vertretung der Gefelihaft ; oder aber — fofern die 
Verwaltung der Bahn ſchon früher an die Königliche Eifenbahndireftion zu 
Elberfeld übergegangen fein möchte — von diefer legteren berechnet und nad) 
Anhörung des Gutachtend der Deputation der Nordbahn: Aktionaire vom König: 
lichen Handelsminiſterium feftgefegt. 

§. 10. | 
| Die Behufs dieſes Vertragsabſchluſſes entftehenden erichtichen tefp. nota- 
riellen und Stempel⸗Koſten übernimmt die Bergifh-Märkifche Eifenbahngefellfchaft. 
Behufs Berechnung der legteren wird bemerkt, daß das für die Uebertragung des 
Eigenthums der Nordbahn an die Bergiſch Märkiſche Eiſenbahngeſellſchäft ftipu- 
iite, im $. 7. bezeichnete Entgelt zu F für das Mobiliar- und zu F für das 
Ammobiliarvermögen der Nordbahn gewährt ift. 
Kaſſel und Elberfeld, den 7./10. März 1868. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7067.) 56 For⸗ 
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Schema ©. 
Zalon 
zur Stamm - Briprität3- Aktie A... 
der 

Halle: Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 

Der Inhaber dieſes Talond empfängt im Jahre .. gegen, Einlieferung 
deffelben die zu der obengenannten Aktie ausjufetigenben ividendenfcheine 
pro ............... bis .............. inkluſive. 

............... , den ..ten ............. 18.. 


Der Verwaltungsrath der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 


(L. S8.) Fakſimile von zwei Unterſchriften. 
Eingetragen in das Talonregiſter B. Fol. ..... 
(Unterfchrift des Beamten.) 


Schema H. 


Duittungsbogen 
der 
Halle-Sorau-Gubener Eijenbahngefellichaft. 


hat fi) durch Zeichnung einer En Prioritãts | Ati e von ende Tha 
lern Preußiſch Kurant bei der Halle Sorau⸗Gubener Tifenbabn efe haft betheiligt 
und auf diejen Betrag die hierunter von dem Verwaltungsrathe oder dem Finanz. 

fomite der Sefelihaft ; u quittitenden Raten eingezahlt. Die Aushändigung der 
Aktie gegen Rudgabe Diefes Quittungsbegens gefchteht ‚ nachdem der Betrag der 
Aktie Do eingezahlt ift. 


Das Finanztomite der Halle: Sorau- Gubener Eifenbahngefelfchaft. 
(L. S.) Drei Fakfimile- Unterfchriften. 


on; 





— — 


Rebigirt im Büreau bes Staats -Minifteriums. 
Berlin, gedrudt in ber Koͤniglichen Geheimen Ober + Hofbuchdruckerei 
(NR. v. Deder). 
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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königliden. Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7065) Gefep, betreffend die Uebernahme und die Verwaltung ber nad den Artikeln 
VII. und TR. des Wiener Friedensvertrages vom 30. Oktober 1864. 
von den Elbherzogthümern an das Königreich Dänemark zu entrichtenden 

Schub. Vom 23. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, mit Zuftimmung beider Käufer des Landtaged der Monarchie, 
was folgt: 


$. 1. 
Die nach den Artikeln VID. und IX. des Wiener Friedensvertrages vom 
30. Oktober 1864. von den Elbherzogthümern an das Königreich Dänemark zu 
entrichtende Schuld von 21,750,000 0 Zhnlemn wird als eine S 38 ber „Preußifgen 
Staates mit der Maafigade anerkannt, daß das Herzp xg für den 
Artikel VII. und IX. des Wiener — * Kae fallenden 
ei an je a el ne Pr — tanf & ber Preufiſchen 
ie elung Biefer Verpflichtung , oe er Anſpru 
—8 einen Beitrag zur —— d Tilgung jener Schuld Seitens 
des Serzogtbumd Lauenburg, welcher dem Verhaͤltniſſe feiner einwohnergahl zur 
Einwohnerzahl der Herzogthümer Holſtein und Schleswig entfpricht, 
vorbehalten. 
| $. 2. 


Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden, welcher Die Verwaltung pieler 
Schuld übertragen wird, bat na näherer Anweifung de3 Finanzminifters bis 
jum Gefammtbeirage der Schuld atöfuloeseibungen, —— zu vier 
vom Hundert, vom 1. Januar 1868 auszufertigen 


By 3. 
Zur Verzinfung und Tilgung der Schuld werden der Hauptverwaktun 
gng g 


der Staatsſchulden halbjährlich drei vom Hundert. des urſprünglichen Schuld» 
Jahrgang 1868. (Nr. 7065.) be» 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Mai 1868, 


Four] 1 Dil 


‚ahrftreden ‚auch, die Nordbahn und. deren, etwa don 
Wahngefellfcgaft, „unternommenen- Gmppeiterungen .mit 
Berpflihtungen,. zu,, übernehmen: umd der -Bergifh: 
ft.ale_ von Ihe Kirchen ‚Norbbahn-Exwerb, nertrags- 
insbeſondere den Nominalbettag ber. an die Nord- 
. n umgelaufchten Öprozentigen Briorität3-Obfigafipnen 
J n Bertrages), zu erfegen und die gefammten Anlage⸗ 
koſten der Erweiterungen d eiftatten. hat. en sehn 





Wr. 7068) Weivilegium der Bergifch-Mäckfhen Eiſenbahngefellſchaft zur Emiffion von 
. 8 Millionen Thaler Nordbahn » Priorität - Obligationen. Vom 
17. April 1868, 


Mir Wilhelm, von Gottes Graben König von Preußen x. 


Nuachdem die Bergifch- Märkifche Eifenbahngefellfhaft auf Grund des mit 

“ber: Heffifchen Nordbahngeſellſchaft abgefchloffenen So geübertafungs- reſp. 
Kaufverttages‘ vom 7./10. März 1868. darauf angetragen hat, ihr zum: Zwecke 
des darin ſipulirten Umtaufches ber Aktien der Nordbahngefelfchaft in Priotitäts 
Obligationen, refp. Behufs Gewährung ber ftipulirten Kapitalal nbung an die 
Aktionaire der Nordbahn die Ausgabe der gedachten, auf den Inhaber lautenden 
Privritäts-Obligationen_im Gefammt-Nominalbetrage von acht Millionen. Thaler 
zu _geftatten, wollen Wir in Berääfihtigun der Gemeinnügigfeit des Unter 
nehmens und in Gemäßheit des $. 2. des Gefehes vom 17. Mai 1833. duch 
gegenwärtiges Privilegium Unfere Iandesherrliche Genehmigung hierzu unter den 
nachfolgenden Bedingungen ertheilen. 


$.1. 
Die, zu emittivenden Obligationen werden unter der Bezeichnung: 

Rordbahn- Prioritäts -Obligationen der Bergiſch-Märkiſchen Eifenbahn 

NW 

geiellfejaft” 
nad dem anliegenden Schema A. unter fortlaufenden Nummern in Apoints von 
500 und 100 Thalern ftempelfrei außgeferi t. Auf der Nüdfeite der Oblige- 
tionen wird diefes Privilegium abgedrudt. Diefelben werden von ber Königlichen 
Eifenbahndireftion unterfehrieben und non einem Beamten der leßteren font 
ſignirt. Die für diefe Obligationen nad dem ferner anliegenden Schema B. 
ausguferfigenben Zinsfupons, fowie die Anweifungen zu deren Empfange (Talone) 
werden mit dem Fakſimile der Direktion verfehen und von einem Beamten der 
felben ‚unterfhrieben. Die erſte Serie der Zinskupons für zehn Jahre — 






"den "Inhaber der Obligation bei det 
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wird den Obligationen beigegeben. Beim Ablaufe dieſer und jeder fol- 
zehmjahrigen Periode werden nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung 
| derweite zehn Jahre neue Zinbkupons und Talond auögereicht. Die Aus: 
ung erfolgt an den Bräfentanten des Talond, durch deſſen Rüdgabe zugleich 
Wer ben Empfang der neuen Kupons quittirt wird, fofern nicht Dagegen von 

— ienbahebinettion rechtzeitig 
lich Seſpruc erhoben iſt. alle eines folchen Widerſpruchs erfolgt 
die Ausreihung an den Inhaber der Obligation. 


§. 2. 


Die Inhaber diefer Obligationen erhalten — vorbehaltlich jedoch der Vor— 
Srechte der bereit früher für das Unternehmen der Nordbahn und der Vergiſch 
ärkiſchen Eiſenbahn emittirten ao gaionen und der nad) $. 3. in 

fine des Privilegiums der Becgiſch-Märkiſchen Eifenbahngefellihaft vom 8. De- 
enber 1866. für die Bergifch- Märkifche Bahn noch aufzunehmenden weiteren 
nleihe — jährlich fünf Prozent Zinfen, weldye zunächſt auf den der Vergifch- 
Märkischen Eifenbahngefellfchaft zufliegenden Reinertrag der Nordbahn, beziehungs⸗ 
weife auf die Dividende der non ihr erworbenen Noxdbahn- Aktien, und ſoweit 
diefe Beträge zur Dedung der Zinjen nicht ausreichen follten, auf den jährlichen 
Reinertrag des Bergiſch-Märkiſchen Eifenbahn- Unternehmens radizirt werben. 
Die Zinſen werden in halbjährlichen Raten postnumerando am 1. Juli und 
2, Januar von der Königlichen Eifenbahn- Hauptlafje in Elberfeld, fowie an den 
in Berlin, Kaffel und nad dem Ermeſſen der Königlihen Eiſenbahndirektion 
J— Ne zu errichtenden und gehörig (c£r. $. 10.) zu publigivenden Zaplftellen 
ausbe 


| Der vorbezeichnete jährliche Reinertrag der Heſſiſchen Nordbahn refp. der 
Bergifch: Märfifchen Bahn beftebt aus den, nach Dedung der laufenden Ber 
waltungs=», Unterhaltungs » und Betriebskoſten, der Seiträne zu den Reſerve⸗ und 
Erneuerungsfonds, fowie der Zinfen und planmäfigen Amortifationsbeträge der 
im Eingange diefed Paragraphen wegen ihrer —A— erwähnten Prioritäts⸗ 
driigatonen der Nordbahn, reſp. der Bergiſch-⸗Märkiſchen Bahn, übrig bleiben- 
den Betrage der gefammten SJahredeinnahmen beider Bahnen. 

Die Zinfen der auf Grund des gegenwärtigen Privilegiums zu emittitenden 
Priorität ‚Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Fahren, von den in den 
betreffenden Kupons beitimmten Zahlungdterminen an gewechnet, nicht gefchehen . 
it, verfallen zum Vortheil der Bergifch- Märkifchen Gefellichaft. 


g. 3. 


Die Brivrität3-Obligationen unterliegen der Amortiſation durch Auslooſung, 
weiche im Jahre 1880. beginnen foll und wozu aus dem vorbezeichneten Rein- 
ertrage der Heffifchen Nordbahn refp. des gi rürkifen Eifenbahn- Unter: 
nehmens jährlicy der Betrag von zwanzigtaufend Thalern und die erfparten Zinfen 

amortiſirten Obligationen verwendet werden. 

Die Ausloofung findet jedesmal im Monat Juli (zuerft im Juli 1880.) 

(Nr. 7068.) ftatt, 
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ftatt, und die Auszahlnng der zur Amortiſation gelangenden Öbligalisnen. erfolgt 
am 2. Januar des nädyftfolgenden Jahres. a = 
Der Servalung der Bergifch- Müärfifchen Eifenbahn bleibt das Recht vor» 
behalten, ſowohl den Amortifationsfonds beliebig zu verftärken und dadurd) die 
Tilgung der Vriorität8- Obligationen zu befchleunigen, als auch ſämmtliche Priori- 
tätö »Obligatiomen durch die öffentlichen Blätter jederzeit. mit fechsmonatlicher 


Friſt zu fündigen und dur Zahlung des Nominalwerthes einzulöfen. 


$. 4. 


Die Ausloofung der alljährlich zu amortiſirenden Priorttäts. Obligationen 
gefchieht in Gegenwart eined Mitgliedes der Königlichen Eifenbahndirektion und 
eine8 protofollirenden Notar in einem vierzehn wage vorher zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritäts-Obligationen 
et Zutritt geftattet ift. 


" 8. 5. | | 

Die Nummern der audgelooften Wrioritäts - Obligationen. werden binnen 

14 Tagen nach Abhaltung des im $. 4. gedachten Termins befannt gemacht. 
ie Auszahlung der ausgelooſten, fowie der in Gemäßheit des $. 3. in 

fine gefündigten Obligationen erfolgt an den im $. 2. bezeichneten Zahlitellen 
an die Vorzeiger der betreffenden Mrioritätd-Obligationen gegen Auslieferung 
derfelben und der dazu gehörigen noch nicht fälligen Zinskupons und der Talons. 

Merden die Kupons nicht mit abgeliefet ‚ fo wird der Betrag der fehlenden 
an dem Kapitalbetrage gekürzt und zur Einlöfung der Kupons verwendet, fobald 
diefelben zur Zahlung präfentirt werden. | 

. Im Uebrigen erlifcht die Verbindlichkeit der Gefellfhaft zur Werzinfung 
jeder Prioritäts.Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in welchen 
Ss qeeselooſt oder ſonſt gekündigt und, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt 
emacht iſt. 
g Die in Folge der Auslooſung oder ſonſtigen Kündigung eingelöſten Prio— 
ritätd- Obligationen werden in Gegenwart eines Mitgliedes der Königlichen Eifen- 
bahndireftion und eines protofollitenden Notard verbrannt, und es wird eine 
Anzeige darüber durch öffentliche Blätter befannt gemacht. 


$. 6. 

Diejenigen Priorität8-Obligationen, welche ausgelooſt refp. gefündigt find, 
und welche un. eachtet der Bekanntmachung in öffentlichen Blättern nicht recht⸗ 
eitig zur Realiſation eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von 
ber öniglichen Eifenbahndirektion alljährlich einmal öffentlich aufgerufen. Gehen 
fie deffenungeachtet nicht fpäteftend binnen Jahresfeilt nach dem legten öffentlichen 
Aufruf zur Realifation ein, fo erlifcht jeder Anſpruch aus denfelben an das 
Geſellſchaftsvermögen, was von der Direktion öffentlich befannt gemacht, wird. 
Obgleich alfo ‚aus Vergleichen. Priorität8-Obligationen Feinerlei Verpflichtungen 
für die Gefellfhaft in fpäterer Zeit abgeleitet werden fünnen, fo fteht doch Per 

Ge⸗ 
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Generalverfammlung frei, die gänzliche oder theilweife Realiſirung derfelben aus 
Billigkeitstückſichten zu lichen > u EEE Er Ze z derß 





. 7. 


Die Inhaber ber Prioritäts⸗Obligationen ſind nicht befugt, die Rückzahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nah Maaßgabe der im $. 3. 
enthaltenen Amortifationsbeftimmungen zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn die Zinszahlung für verfallene und vorſchriftsmäßig präfentirte 
Zinsfupond aus den zu deren Zahlung disponibeln Reinerträgen länger 
als ſechs Monate unberichtigt bleibt; 


b) wenn der Transportbefrieb auf den zum Unternehmen der Bergiich- 
Märkischen Eifenbabngefellfehaft gehörigen Bahnen aus Verſchulden der 
Geſellſchaft länger ald ſechs Monate ganz aufhört. 


In beiden Fallen bedarf es einer Kündigung nicht, fondern das Kapital 
kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, zurückgefordert 
werden, und zwar zu Ä 

a) bis zur Einlöfung der betreffenden Zindfupons, und 


b) bis zur Wiederherftellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 


$. 8. Ä Ä 
Den Inhabern von Vrierität3- Obligationen fteht der Zutritt zu den Ge- 
neralverfammilungen der Bergiſch⸗Märkiſchen Eifenbabngefellfchaft frei, jedoch 
haben fie als foldye nicht dad Recht, fi an den Verhandlungen oder Abftim- 
mungen zu betbeiligen. 


§. 9. 


ür die Mortifilation angeblich verlorener oder vernichteter Prioritäts- 
Obligationen findet da8 im $. 30. des Statutd der Bergifch - Märkifchen Eifen- 
bahngeſellſchaft worgefchriebene Verfahren Anwendung. Ä 
Zinsfupond und Talond können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden; 
jedoch foll demjenigen, welcher den Verluſt derjelben noch vor Ablauf der Ver— 
jährungäftift (efr. $. 2.) bei der Direktion der Geſellſchaft anmeldet und den 
ftattgehabten Beſitz durch Dorzeigung der en oder fonft im glaubhafter 
Weite nach dem Exrmefjen der Direktion nachweilt, nach Ablauf der Berjährungs- 
frift der Betrag der angemelbeten und bis dahin nicht realifirten Zinskupons 
gegen Quittung auöbezahlt werden. | 


6. 10, | 
Die vorftehend erwähnten öffentlichen Befanntmachungen erfolgen durch 


den Stantdanzeiger, eine Berliner, Cölner, Kafjeler und Elberfelder Zeitung. 
(Nr. 7068,) Zu 
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Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchft- 
eigenhändig vollzogen und unter dem Königlichen nf el ausfertigen laffen, 
ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anfehung ihrer Befrie— 
digung eine Gewährleiftung von Seiten des Staatd zu geben oder Rechten 
Dritter zu prajudiziren. 

& Das gegenwärtige Privilegium ift durch die Geſetzſammlung befannt zu 
machen. 


Gegeben Berlin, den 17. April 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Schema A. 
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Bergifch- Märkifche Eifenbahn - Sefellfchaft. 
zalon 


zu der. 


Nordbahn- Priorität3- Obligation 


Anbaber empfängt gegen Rüdgabe diefed Talond an den durch öffentliche Be- 
fanntmachung bezeichneten Stellen die ..t* Serie von zwanzig Stüd Zinskupons 
ur vorbezeichneten Prioritäts - Obligation, fofern nicht dagegen von dem Inhaber 
ber Obligation bei der unterzeichneten Direktion rechtzeitig proteftirt worden ift. 

Im Falle eined folchen Widerfpruch8 erfolgt die Ausreichung der neuen 
Kupons an den Inhaber der Obtigattim 


Elberfeld, den „tm .......... 18.. 
Königliche Eifenbahn - Direktion. 
Ausgefertigt. 











Br _ 0 - 


Bergifd - Märkifche Eifenbahn- Gefellfchaft. 
Serie I. MR ..... 
Zinskupon 


zu der 


Nordbahn⸗Prioritaͤts⸗Obligation AQ .... 


nhaber empfängt am ..tMm ........*. en Bien on an den 
ont Pace efänntmachung bezeichneten Sieire® gege ... Thal ne ... Sat. 
un 1. Preußiſch Kurant Zinſen vom ..ten ............. 18.. bis 


s.....’'aoHaoö,”-.... 


Königliche Eifenbahn - Direktion. 
Ausgefertigt. 


infen von Priorität» ahıanı vom deren 

Erhebung innerbalb vier bren, von dem in 

dem vorſtehenden Kupon beſtimmten Zablungs- 

fen sum ng erechnet, nie eicheben ift, ver- 
Kortheil der lſſchaft. 





(Nr. 7068-7070.) (Nr. 7069.) 


(Nr. 7069.) Allerhödfter Erlaß vom 20. April 1868., betreffend die Verleihung des Er- 
propriationsrecht8 und die Beftimmung der Behörden für den Bau mehrerer 
in der Provinz Heflen-Naflau berzuftellenden Eifenbahnen. 

J beſtimme auf Ihren Bericht vom 15. April d. J., daß auf die für Rechmm 

des Staaten zu erbauenden Eifenbahnen von Elm bis zur Bayerifchen Grenze in 

der Richtung auf Gemünden, von Limburg nach Hadamar und von Diek nad) 

Habnftätten (Gejek vom 17. Februar 1868., Gefeg- Samml. ©. 71.) das Recht 

ſowohl zur Erpropriation der zur Bauausführung nach dem von Ihnen feftzu- 

ftellenden Bauplan erforderlichen, ald auch zur vorübergehenden Benutung fremder 

Grundftüde nad) Maaßgabe der in ben betreffenden Landeötheilen geltenden Vor— 

(eriften zur Anwendung formen jol. Zugleich ermächtige Sich Sie, die Leitung 

es Baues und demnächſt auch des Betriebes der zuerit genannten Eifenbahn 
der Königlichen Eifenbahndireftion in Kafjel, und der beiden zulet genannten Eifen- 
bahnen der Königlichen Eifenbahndirektion in Wiesbaden zu übertragen. 

Diefer Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung befannt zu machen. 


Berlin, den 20. April 1868. um 
Milbelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7070.) Belanntmadhung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung der unter der Firma: 
»Zatterjall- Altiengefellihaft«e mit dem Sike zu Berlin errichteten Aktien- 
gefellichaft. Vom 27. April 1868. 


Nas Könige Majeftät haben mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 25. April 
1868. die Errichtung einer Attiwoeſenſchaft unter der Firma: „Tatterſall⸗Aktien⸗ 
geſellſchaft/ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Statut vom 16. April 1868. 
zu genehmigen Per 

er Allerböchfte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Potsdam-und der Stadt Berlin befannt gemacht werben. 


Berlin, den 27. April 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
M ofer. 





Redigirt imi Bäreau bes Gtants-Minifterkums, 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Hofbachdruckerei 
j a. Obet · ve 
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Gefeh- Sammlung 
für die 


KRönigliden Preußiſchen Staaten. 








—— Nr. 30. — 





Ns. 7071.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. März 1868., betreffend die Verleihung ber fisfa- 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis - Chauffee 
von Ottweiler an der Saarbrüden- Bingener Staatsſtraße über Illingen 
bis zur Saarlouis · Birkenfelder Bezirköftrafe bei Lebach, im Regierungs- 
bezirk Trier. ö 


N em Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreife Ottweiler, 

im Regierungsbezirke Trier, beabjichtigten chauffeemäßigen Ausbau ber Strafe 

von Ottweiler an der Saarbrüden- ingenet Staatöftraße über Illingen bis 
Saarlouis -Birkenfelder Bezirksſtraße bei Leb 

— dem Kreiſe Ottweiler das Expropriatio. 

erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zu 

Unterhältungs-Materialien, nach Maaßgabe der | 

den Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. : 

Kreiſe gegen Uebernahme der fünftigen che 

Strafe das Recht zur Erhebung des Chauffei 

des für die Staatd-Chauffeen jedesmal geltenden 

der in demfelben enthaltenen Beftimmungen ü 

fonftigen bie Erhebung betreffenden zufäglichen 

mungen auf ben Staats » Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 

verleihen. Auch follen die dem Ghaufenge "zack vom 29. Februar 1840. 

angehängten Betimmungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gebachte 

Straße An Anwendung an durch die Gefeh-& Mentigen 

er gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefek- Samm zur Ö 
Kenntniß zu bringen. lung 
Berlin, den 25. März 1868. 


Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
ne hab öffentliche Arbeiten. ® ' 





Jahegang 1868. er. 701-7072) 58 (Mr. 7079.) 
Ausgegeben zu Berlin den 9. Mai 1868, 
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(Nr. 7072.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. März 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
lifhen Vorrechte an die Stadtgemeinde Eanth, im Kreife Neumarkt 
Regierungsbezirks Breslau, für den Bau und die Unterhaltung einer Chauffee 
vom Bahnhofe Canth der Breslau-Schweitnik-FFreiburger Eifenbahn über 
Stadt Canth bis jenjeit Krieblowig, im Kreife Breslau, in der Richtung 
auf Gniechwiß 


Masten ch durch Meinen —AF heutigen Tage den von der Stadtgemeinde 
Santh, im Kreife Reumarkt des Regierungsbezirks Breslau, beabfichtigten Bau 
einer ehaufler vom Bahnhofe Eanth der Bredlau- Schweidnig- Freiburger Eifen- 
a a a a a era 

iechwißz f ierdurch der Stadt 
Erpropri —— fuͤr die dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen 
das t jur Entnahme der eebau- und Unterhaltungs - Materialien, nach 
Maaßgabe der für die Staats⸗ fieen beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf 
diefe Straße. Zugleich will Ich der genannten Stadtgemeinde gegen Uebernahme 
der fünftigen eemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des eegeldes nach den Beſti en des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden —— arte, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Sbehng betreffenden zufäß- 
lichen Borfchriften, wie diefe Beftimmungen auf den Staats-Chauffeen von ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beltimmungen wegen der Chauffeepolizei- 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 25. März 1868. 


Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Handel— 





(Nr. 7073.) 
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(Nr. 7073.) Allerhöchfter Erlaß vom 28, Mär; 1868., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte an den Kreis Sensburg für den Bau und die Unterhal- 
tung einer Kreiß-Chauffee von Secheften, an der Sensburg- Röffeler 
Staatöftraße, nad der Naftenburger Kreidgrenze in der Richtung auf 
Naftenbutg, im Regierungsbezirk GBumbinnen. 


Nodem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Kreiſe Sensburg, Regierungsbezirk Gumbinnen, von Seeheſten, an der Sens⸗ 
burg⸗Röſſeler Staatsſtraße, nach der Raſtenburger Kreisgrenze in der Richtung 
auf Raftenburg genehmigt Habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreife Sensburg 
das Expropriationsrecht ir die zu diefer Chauffee erforderlichen Grumdftüde, im- 
gleichen das Recht zu Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs -Materin- 
ien, nach Maaßgabe der für die Staats »Chaufjeen beftehenden Borkchriften ‚in 
Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Ich dem genannten Kreife gegen Ueber- 
nahme der fünftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße dad Recht zur 
Erhebung des Chauffeegelded nad) den Beltimmungen ded für die Staat» 
Chaufleen jedesmal geltenden Chauffeegeld -Tarif3, einfchließlich der in demfelben 
enthaltenen Beitimmungen über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erbe 
bung betreffenden zufäßlichen Vorſchriften, wie dieſe Bellimmungen auf den 
Staats -Chaufjen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch) 
follen‘ die dem Chauffeegeld - Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Be- 
fimmungen wegen der Chauffeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung fommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 


Berlin, den 28. März 1868. 
Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7073—7074.) 58* (Nr. 7074) 
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(Nr. 7074.) Brivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Senöburger Kreiſes im Beirage von 42,000 Thalern, IL Emiſſion. 
Vom 28, März 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreiäftänden des Sensburger Kreife auf dem Kreis⸗ 
tage vom 29. Januar d. J. befchloffen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreife unternommenen Chaufjeebauten, außer der durch das Privilegium vom 
20. Juni 1865. (Gejeg-Samml. für 1865. ©. 852. ff.) genehmigten Ausgabe 
von Kreis » Obligationen im Detrage von 25,000 Thalern noch erforderlichen 
Geldmittel im Wege einer weiteren Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den 
Antrag der gedachten Kreiöftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, 
mit Zinskupons verfehene, Seitend der Gläubiger unfündbare Obligationen zu 
dem angenommenen von 42,000 Thalern außftellen zu dürfen, da ſich 
biergegen weder im Intereſſe der Bläubiger noch der Schultner etwas zu erin- 
® nern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Gefehes vom 17. Juni 1833. 

zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 42,000 Thalern, in Bud 
ſtaben zweiundvierzig taufend Thalern, welche m folgenden Apoint3: 
20,000 Thaler & 500 Rthlr., 
10,000 -: 3200 - 
22,00 - 310 -» 
nad) dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit fünf 
⸗ rozent jährlich zu verzinfen und nach der durch dad Loos zu beftimmenden 
olgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigftens jährlid) Einem Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den amortilirtn Schuldraten, zu 
tilgen find, durch ggeärchgen Drivilegium Unfere landesherrliche Genehmigung 
mit der rechtlihen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obligationen 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nad) 
weifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. | 
Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurd für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gemährleiftung Seitend des Staats nicht übernommen wird, ift durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
an one unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. | 
Gegeben Berlin, den 28. März 1868. 


(L.S.) Wilhelm. 
sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 











Po 
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- Provinz Preußen, Kegierungsbsirt Gumbinnen. 
Dbligation 


| des | 
Sensburger Kreifes 
Bitte nn ann | 
ber 
..... nen Thaler Preußiſch Kurant 
| II. Emiffion. 


Auf Grund des unterm - .............- enehmigten Kreistagsbefchluffed vont 
29. Januar 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 42,000 Thalern bekennt 
fh die ſtändiſche Kommiffion für die Ehaufjeebauten des Sensburger Kreifes 
Namen? des Kreiſes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤu⸗ 
biger8 unkündbare Verfchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlidy ‚zu verzinfen ift. 

Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 42,000 Thalern gefchieht vom 
Sabre 1870. a mit mindeftend Einen Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zin⸗ 
fen von den getilgten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfihreibungen wird durch 

dad Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate Juli jeden Jahres. Der Kreid behält fich jedoch da® Recht vor, den Til 
gungsfonde durch größere Audloofungen zu verjtärfen, fowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverfchreibungen zu kündigen. Die auögelooften, fowie die 
efündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, fowie der Nüdzahlungs- Termine, je viert, drei, zwei 
und Einen Monat vor den letteren duch den Staatdanzeiger, da8 Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Gumbimen und dad Sensburger Kreißblatt, ewen- 
tuell durch andermweit von dem Staate noch näher zu beflimmende Publifations- 
Drgane bekannt gemacht werden. Ä 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital. zu entrichten ift, wird es 
in Balbjährkchen Terminen postnumerando am 2. Januar und am 1. Auli jeden 
Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte 
mit jenem verzinfet. 

(Nr, 7074.) Die 
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Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
abe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreid-Kommunalfaffe in Sensburg, und zwar auch in den nad) dem Ein- 

tritt der Fälligkeit folgenden Zinsterminen 

Mit der zur Empfangnahme ded Kapitals präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren ?Fälligfeitötermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital abgezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, weldye innerhalb beeißig Jahren nad) dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, jowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Vorfchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Thl. I. 
Titel 51. 88. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Sendburg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Berluft von Zindfupond vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den flattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder funft in glaub» 
bafter Weife darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel- 
beien und bis dahin nicht vorgefommenen Sinsfupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. | 
Mit diefer Schuldverfchreibung fmd .... . halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... audgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. | 

Die Audgabe einer neuen Zindfupond- Serie erfolgt bei der Kreid-Kom- 
munalfafle g Sendburg gegen Ablieferung des der älteren Zinsfupons- Serie bei- 
gedrudten Talond, wenn nicht der Inhaber der Obligation Widerfpruch dagegen 
eingelegt ‚bat. Beim Verluſte des nd erfolgt die Aushändigung der neuen 
Zinskupond- Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren Borzei- 
gung vechtzeitig gefchehen if. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem DBermögen. 
en zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 


“ 


Die kreisſtaͤndiſche Kommilfion für die Chauffeebauten 
im Sendburger Kreife. 


Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbeirt Gumbinnen. 


Zins-Kupon 
zu der 
Krei8-Obligation des Sendburger Kreifes 
II. Emiffion 
Littr....... A ..... über Thaler zu fünf Prozent Sinfen 
über ...... Thaler ..... Silbergrofhen. 


Der Inhaber dieſes Zinst wons ‚„erpfängt gegen deſſen Nüdgabe in der 
Zeit vom ..ten ............ 18.. Be een reſp. vom 


........... .... 18.. BE ..ten............. 8.. und fpäterbin die 

—* der vorbenannten ſaeit Obli yation en das Satnjapr VOM ....... ..... 

.................... mit (in Buchſtaben) ..................... Thalern 
................ Silbergroſchen bei der Fa Kommunalkaſſe zu Sensburg. 


Senshurg, den ..ten ............... 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion für die Chaufjeebauten 
im Sensburger Kreife. 
D 8 lt d 
— ——— sten mad der 


Balligfei ‚, vom Schluffe des betreffenden Ka⸗ 
nderjahre8 an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Kegierungsbezirt Sumbinnen. 
va h on 


Kreis- Obligation der Sensburger Kreiſes 
II. Emiſſion. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli. 
gation des Sensburger Kreifes Il. Emiffion gt gegen deſ gabe 
Littr. ..... MM... über ..... Thaler & fünf Prozent Sinfen 


die ..* Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis. 
Kommumalkaff e zu Sensburg. 


Sensburg, den . tm .............. 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr die Chauſſeebauten 
im Sensburger Kreiſe. 


m... 


(Nr. 70747075.) dir. 7075.) 





U 
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(Nr. 7075.) Allerhöchſter Erlaß vom 28. März 1868., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
' Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee von 
Miescisko über Schoden bis zur Poſen⸗Nakteler Chauffee in Trojanowo. 


N achdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Kreis. Chauffee von Miescisfo über Schoden bis zur Pofen-Nafeler Chauſſee 
in Trojaͤnowo im Kreife Obornif, Regierungsbezirk Poſen, genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Wongrowiec da8 Crpropriationsrecht für 
die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur 

ahme der Chauffecbau- und Unterhaltungs. Materialien, nah Maaßgabe 
der für die Stantd-Ehauffeen beftehenden Vorfchriften, in us auf diefe 
Straße. Zugleid will 79 dem genannten Kreife gegen Uebernahme ber 
künfti —— nterhaltung der Straße das Recht Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staatd-Chauffeen jedesmal 
geltenden eHauffeegeib Tari, einfchlieglich der in demfelben enthaltenen Beftim- 
Keller über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zu- 


ſätzlichen Vorfchriften, wie diefe Beſtimmungen auf den Staats-Chaufleen von 
Sehen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauflee- 
eld- Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beflimmungen wegen ber 


bauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung fommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 28. März 1868. 


Milhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe umd öffentliche Arbeiten. 





r Medigirt im Bitreau bes Staats. Minifteriums. 
Berlin, gebrudt‘ in’der Rönt Geheimen Ober - Hofbuchbruderei 
8 Fa veſdech 


u — 


Gejeb - Sammlung 


für die 


Rönigliden Preußiſchen Staaten 


— \r 3l. — 





(Nr. 7076.) Allerhöchſter Erlaß vom 50. März 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
lifchen Borredhte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauffeen 
1) von Frauenburg über die Halteftelle der Oftbahn Thiedmannsdorf nad 
Plaßwich an der Braunsberg-Wormditter Chauffee, 2) von Wormditt 
über Alten nach Böttchendorf im Kreife Pr. Holland zum Anfhluß an 
die nad Pr. Holland führende Chauffee, 3) von Mehlſack bis zur Heils⸗ 
berger Kreißgrenze in der Richtung auf Heilßberg, 4) von Braundberg 
bi8 zur Heiligenbeiler Kreisgrenze in der Richtung auf Lindenau, 5) von 
Wormditt bi8 zur Heildberger Kreißgrenze in der Richtung auf Frauen- 
dorf, im Regierungsbezirk Königäberg. 


Naadem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen e den von dem Kreiſe 
Braunsberg, im Regierungsbezirk Henigsberg beabſichtigten Bau der Chauſſeen: 
1) von Frauenburg über die Halteſtelle der Oſtbahn Thiedmannsdorf nad) Plaß— 
wich an der Braunsberg-Wormditter Chauffee, 2) von Wormditt über Alfen 
nach Göttchendorf im Kreife Pr. Holland zum Anflug an die nach Pr. Holland 
führende Chauffee, 3) von Mehlfad bis zur Heildberger Kreiögrenze in der Rich- 
tung auf Heilöberg, 4) von Braunöberg bis zur Heiligenbeiler Kreidgrenze in der 
Sichtung auf Lindenau, 5) von Wormditt bis zur Heilsberger nreigrenge in 
der Nichtung auf Frauendorf genehmigt habe, verleihe Ich hierdurdy dem Kreiſe 
Braundberg dad Erpropriationdrecht Hr die zu dieſen Chaufjeen erforderlichen 
Srundftüde, imgleichen dem genannten Kreife und dem Kreife Pr. Holland, 
wegen der in diefen Kreis fallenden Strede der Chauflee von Wormditt über 
Alken nach Göttchendorf, das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und refp. 
Unterhaltungs-Materialien, nah Maafgabe der für die Staats - Chauffeen betehen. 
den Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straßen. Zugleich will Ich den Kreifen 
Braundberg und Pr. Holland gegen Uebernahme der fünftigen chaufjeemäßigen 
Unterhaltung der Straßen, rejp. der gedachten Strede der Wormditt -Alfen- 
Götthendorker Chauffee, das Recht zur Erhebung des Chauffeegelded nad) den 
Beftimmungen des für die Stantd-Chauffeen jededmal geltenden Chauffeegeld: 
Tarifs, einjchlieglih der in demfelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be— 
freiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zufäglichen Vorjchriften, 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Mai 1868. " 
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Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 150,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab allınälig au8 einem zu d 'jem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigftend Einem rogent jährlih, unt.r Zuwachs der Zinfen von den ge 
tilgten Schuldverfchreibungen, | 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schulbverfchreibungen wird dur 
das Loos beſtimmt. ie Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie fämmt- 
liche noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die außgelooften, 
nr die gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 

uchftaben, Nummern und Beträge, fowie des Termind, an welchem die Rüd- 
jablung erfolgen foll, öffentlich befannt gemadht. Diefe Bekanntmachung erfolgt 
jech8, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtöblatte 
der Königlichen Regierung zu Königsberg, dem Kreisblatte des Braundberger 
Kreiſes, fowie in einer zu Königsberg erfcheinenden Zeitung und in dem Preu- 
hiſchen B a Dann ſolchergeſtalt da8 Kapital chten ift, wird 
is em ‚, wo foldexgef 8 Kapital zu entrichten ift, wird es 
in palbjährlichen Terminen, am 9. Sanuar und am 1. Juli jeden Jahres, von 
heute Fr gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Müngforte mit jenen 
verzinfet. 

Die 2 ueyahlung der Zinſen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd- 

gebe der audgegebenen Zinskupons, beziehungsweife dieſer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreißs⸗Kommunallkaſſe in Braunsberg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligfeitstermind folgenden Seit. 

Mit der zur —— des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab- 

ezogen. . 
i Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rüdzablungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen 
verjähren zu Gunſten des Kreifeß. | 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nad) Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. 1. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreißgerichte zu Braundberg. 

Zinskupons Tönnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinsfupond vor Ablauf der vierjährigen 

erjährungsfriſt bei ber. Kreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durd) Dorzeigum der Schuldverfchreibung oder [ar in glaub- 
bafter Seile darthut, na lauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel- 
deten und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 


erden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Seit werden Zinskupons 
.auf runfläbrige erioden audgegeben. 

. Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei ber Kreis · Komm 
nal⸗ 
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nalfaffe zu „pe BraunSberg gegen, Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedrudten eim Berlufte des Talons erfolgt die Aushändigun ber 
neuen Zindfupond - Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern der 
Borzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Zur Sicherheit: der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der T reis 
mit feinem Vermögen. 


heil Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unterfihrift 
ertheilt. 


Braunsberg, den „tm .............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fuͤr den Chaufſetbau in im Braunsberger 
Kreiſe. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Ssinsfupon 


zu der 


Kreis-Obligation des Braunsberger Kreifes 


über 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſes Zinstupons empfängt gegen deſſen Nüdgabe | in der Zeit - 
vom ..ten .......... bis .......... reſp. vom „TU .......... DE .......... 
und hpalechin die Zinſen der vorbenannten Kreis. Obligation für das Code 
vo 


MM ........... bis ............ mit (in Buchſtaben) ........... alern 
.......... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Braunsberg. 


Braundberg, den ..tM ........... 18.. 
Die ftändifhe Kreisfommifjion für den Chauffeebau im Braunsberger 
Kreife. Ä 
Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deffen 
Belbbehrag — —* —* nach I 


Tälligkeit, vom Schluß de8 betreffenden Kalen- 
derjahres an gerechnet, erhoben wird. 


(Nr. 70777078.) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbesir® Königsberg. 
TZalon 
.. zur rn 
Rreis-Obligation des Braunsberger Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deffen Rückgabe zu ber Oblige- 
tion des Braunsberger Kreifed ’ 


Littr....... Ro... über ..... Thaler & .. Prozent Zinfen 


die ..te Serie Zinskupond” für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis 
Kommunalfaffe zu Braundberg, fofern nicht rechtzeitig von dem als folcyen Iegiti- 
mirten Inhaber ber Obligation dagegen Widerfpruch erhoben iſt. 


Braundberg, den . tm .......... 18.. 


Die fländifche Kreisfommiffion für den Ehauffeebau im Braunsberger 
Kreiſe. 





(Nr. 7078.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Grabow a. d. O., Regierungsbezirfd Stettin, zum Betrage von 
25,000 Thalern. Bom 4. April 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
Nachdem der Magiftrat der Stadt Grabow a. d. DO. im Einverftändniffe 


mit der Stadtverordneten- Verfammlung darauf angetragen hat, zum Zwecke der 


Regulirung der ftädtifchen Schuldverhältniffe, namentlicy der Ummandelung der 
bereitd vorhandenen fündbaren Stadtfdulden in unfündbare, und der Tilgung 
eine verbliebenen Kriegsfoften- Rüdtandes, ferner zur Beſtreitung der Koften 
für mehrere gemeinnügige Einrichtungen, eine Anleihe von 25,000 Thalern auf 
nehmen und zu diefem Swede auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver- 
fehene Stadt- Obligationen ausgeben M dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des 
$. 2. des Gefeged vom 17. Juni 1833. wegen Ausftellimg von Papieren, welche 
eine Zablungöverpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch gegempärtige® Pri⸗ 
vilegium zur Ausſtellung von fünfundzwanzigtauſend Thalern Obligationen der 
Stadt Grabow a. d. D., welche in folgenden points: 


140 Obligationen & 100 Thaler = 14,000 Thaler, 
150 . a 50 » 7500 — 
140 a dB: = 350 » 

in Summa 25,000 Thaler, 


nach 





— - a - 


/ 


) 
nach dem anliegenden Schema außjufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu 
verzinfen und, von Seiten der Gläubiger unfündbar, vom “Jahre 1869. ab nach 
dem fejtgeftellten Tilgungsplane durch Ausloofung von mindeitens zwei Prozent 
des Kapitalbetrages der auögegebenen Obligationen, unter Hinzurechnung der 
durdy Die Tilgung erfparten Zinjen, alljährlich zu amortifiren find, mit Vorbehalt 
der Rechte Dritter, Unfere landeöherrliche Öenehmigung, ohne jedoch dadurch 
den Inhabern der Obligationen in Anfehung ihrer Befriedigung eine Gemähr- 
leiftung Seitens des Stantd zu bewilligen.- " De 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königliche Anfegel, . vbchſieigendandig m EN 9 


Gegeben Berlin, den 4. April 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Schema für die Obligationen. 
Provinz Pommern, Kegierungsobezirk Stettin. 
(Grabower Stadtwappen.) 


Obligation der Stadt Grabow a. d. Oder 
über 
.......... Thaler Preußiſch Kuraut 
Litte. A. (B.) (C.) MM oo... 


Ausgefertigt in Gemäßheit des Iandesherrlihen Privilegiums vom ................ 
(Geſetz ⸗Samml. für 18.. ©. .....). 


Mir Magiftrat der Stadt Grabow a. d. DO. urkunden und befennen hierdurch, 
daß der Inhaber diefer Obligation 
Einhundert (funfzig) (fünfundzwanzig) Thaler Preußifh Rurant, 
deren Empfang wir befcheinigen, von der hiefigen Stadtgemeinde als ein Dar 
lehn zu fordern hat. j 
Diefe Schuldfumme bildet einen Theil der zu Kommunalzweden auf Grund 

des Allerhöchſten Privilegumd vom ............. aufgenommenen Darlehns 
von 25,000 Tihalern. 

(Br. 7078.) Die 
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Die Rüdzablung dieſes Gefammtdarlehnd von 25,000 Thalern gefchieht, 
nach Emiſſion der Obligationen, vom Jahre 1869. ab binnen fpäteftend 31 Jah— 
ren nach Maafgabe des feftgeftellten Tilgungsplaned dergeftalt, daß die darin 
jährlich ausgeworfene Amortifationsrate in den Haushaltsetat aufgenommen und 
aus, biefem Tilgungdfonds die Stadt- Obligationen mittelft Ausloofung eingelöft 
werden. 

Die Stadtgemeinde Grabow a. d. DO. behält fi) da8 Recht vor, den Til 
gungsfonds zu verftärken, fowie fammtliche noch umlaufende dulbverfchreibungen 
auf einmal zu fündigen. Den Inhabern der Obligationen fteht fein Kündigungs- 
recht zu. Die auögelooften, fowie die gelündigten Schuldverfchreibungen werden 
unter Bezeihnung ihrer Nummern, fowie ded Termind, an welchem die Rück⸗ 
zahlung erfolgen fol, öffentlich befannt gemacht. 

Diefe Bekanntmachung erfolgt fpäteftend drei Monate vor. dem Zahlungs- 
termine in dem Preußiſchen Staatdanzeiger, in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Stettin und in einer in Stettin erfcheinenden, mit Zuftimmung 
der dafigen Königlichen Regierung auszuwählenden Zeitung. — jedesmal, fo- 
bald eines diefer Blätter eingehen follte, wird an Stelle defjelben ein anderes 
mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Stettin beftimmt werden. 

Die jährliche Ausloofung erfolgt im Monat September durch den Ma- 
gift und die Auszahlung der auägelooften Obligationen vom 1. April des auf 

ab. 


ie Ausloofung folgenden Jahres 

Bis zu dem Tage, an welchem folchergeftalt da8 Kapital zurüdzuzahlen 
ift, ‚wird daffelbe in halbjährlihen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli, mit 
fünf Prozent jährlich verzinft. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals geist gegen bloße Rüd» 
abe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweife diefer Sau bverfhreibun 
Bei der Kämmereikaſſe zu Grabow a. d. O. in der nach dem Eintritte des Sal 
ligfeitstermind folgenden Zeit. Auch werden die fälligen Zinskupons bei allen 
Zahlungen an die hieſige flädtifche Kaffe in Zahlung angenommen. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitötermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Sindfupond wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. 

Die audgelooften, beziehungsweife gefündigten Kapitalbeträge, welche inner- 
halb dreißig Jahren nad) dem Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, mie 
die innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem fie fällig 
geworden, nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde 
Orabow a. d. ©. In Anfehung der verlorenen und vernichteten Obligationen 
oder Zinskupons finden die auf die Staatsfchuldfcheine und deren Kupons Bezug 
habenden Vorfchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebotd 
und der Amortifation verlorener oder vernichteter Staat3papiere, $$. 1. bi8 13., 
mit nachftehenden näheren Beltimmungen Anwendung: 


a) die im $. 1. jener Verordnung vorgefchriebene Anzeige dem Ma- 
giftrate zu Grabow a. d. DO. gemacht werden, welchen alle diejenigen 
€s 











Gefchäfte und Befugniffe zuftehen, die nach der angeführten Verordnung 
dem Schagminifteruum ufommen; gegen die Derfügungen des Magiſtrats 
findet 8 an die Königliche Regierung zu Stettin ftatt; 

b) das im $. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem König. 
lichen Kreißgerichte zu Stettin; ie 


e) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be- 
kanntmachungen follen durch diejenigen Blätter gefchehen, durch welche 
die auögelooften. Obligationen veröffentlicht werden; | 


.d) an die Stelle der im $. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zahlungs⸗ 


termine follen vier, an die Stelle des in den 99. 8. und 9. erwähnten, 


achten Zahlungstermins foll der fünfte treten. 


Mit diefer Schuldverfchreibung find zehn Balbjährige Zinskupons aus- 
gegeben die ferneren Zinskupons werden für — ehhe ausgegeben 
en. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kämmerei⸗ 
fafle zu Grabow a. d. D. gegen Ablieferung des der älteren Zinsfupons- Serie 
beigedrucdten Talond. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinsfupond» Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 


Vorzeigung rechtzeitig gefchieht, und e8 wird, daß dies gefchehen, auf der Oblis 
ertt. 


gation verm 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpfligtungen baftet die 
oe Grabow a. d. DO. mit ihrem Vermögen und ihren gefanmten 
nften. | 
Deffen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
eilt. 


Grabow a. d. O., den .. tr „none 18.. 


Der Magiftrat. 


(Unterfchrift de8 Dirigenten und eines MagiftratSmitgliedes 
unter Beifügung der Amtstitel,) 
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Schema für die Zinskupons. 
VYropinz Pommgen, Kegiexungebezirk Stekfin. 
Serie ]J. 
(Laufende AP des Kupons.) (Laufende IF des Kuhons.) 


Ssinsfupon 
zur 
Obligation der Stadt Grabow a. d. Dder 
Littr...... M#..... | 


............... Thaler. 


Inhaber digſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am ..ten 
18.. an fälligen halbjähtigen Zinfen aus de Kämmereitaffe 


zu Grabow a. d. O 


Zwei Thaler funfzehn Silbergrofchen. 
Einen Thaler fieben Silbergrofchen ſechs Pfennige. 
Achtzehn Silbergrofchen neun Pfennige, 


Grabow a. d. O., den ..tm ........ 18.. 
Der Magiftrat. 


(Unterfchrift de8 Diri agenten und eines Magiftratsmitgliedes 
unter Beifügung der Amtstitel.) 


Diefer Sinsfupon wird ungültig, wenn 
deſſen Geldbekrag nicht innerhalb vier Jahren, 
vom Ablaufe ded Kalenderjahres der Tällig 
feit ab gerechnet, erhoben wird. 


Schema 
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Schema für die Talons. 
Provinz Pommern, XKegierungsbeirt Stettin. 


TZalon 


Inhaber dieſes Talond empfängt gegen deſſen Rüdgabe bei der Kämmerei⸗ 

fafle zu Grabow a. d. D. zu der Grabower Stadt -Öbligation Littr. ..... 
Be über .......... Pr Kurant die ..te Serie Zinskupons für die 
fünf Jahre 18.. bis 18.., fofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen 
diefe Austeichung bei dem unterzeichneten Magiftrat rechtzeitig proteftirt worden it. 


Grabow a. 8. O., den .. tm ........ 18. . 


Der Masgiftrat. 


(Unterichrift des Dirigenten und eine Magiftratsmitgliedes 
unter Beifügung der Untstitel.) 





(Nr. 7079.) Statut für den Verband zur Melioration der Grundftüde am friſchen Haffe 
bei Balga, im Kreife Heiligenbeil. Bom 11. April 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, auf Grund des Geſetzes über da8 Deichwefen vom 28. Januar 1848. 
68. 11. und 15. (Gefeg-Samml. vom Jahre 1848. ©. 54.) und bes Brieges 
vom 11. Mai 1853. Artifel 2. (Gefek-Samml. vom Jahre 1853. ©. 182.), 
nad Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


61. 

Die Beſitzer der zwifchen den Ortfchaften Balga, MWolittnid und Hoppen- 
brud im Aereife Geilinehbei gelegenen Grundftüde, wie folche als Inundations- 
gebiet auf der Karte des Feldmeſſers Stiemer vom Auguft 1865. verzeichnet find 
werden, um den Ertrag diefer Grundftüde durch Entwäflerung zu verbefiern ı 
diefelben vor Ueberſchwemmungen durch da8 Haff zu fehügen, zu einer Genoffen- 
[haft unter dem Namen: 

„Verband zur Melioration der Grundftüde am frifchen Haffe 
bei Balga’! 
vereinigt. | 

Der Berband hat Korporationdrechte und feinen Gerichtsſtand bei dem 

Kreißgerichte zu Heiligenbeil. 32 


| Dem BVerbande liegt zu dem gedachten Zwecke ob, nady bein Mefiörationd- 
plane und zugehörigem Koflenanfchlage des Wafferbau-Infpktord Kuckuck vom 
(Nr. 7078—7079.) 60* | d. Dee 
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5. Dezember 1867., wie derjelbe bei der höheren Reviſion feftgeftellt ift, die darin 
bezeichneten Anlagen berzuftellen. Aufgabe des Verbandes h ed au), auf dem 
zu den gemeinfamen DBerbandSanlagen gehörigen Haffftaudamm Behufs Be- 
nugung defjelben je einer Fahrſtraße in angemeffener Entfernung von einander 
vier Ausweicheftellen von achtzehn Fuß Breite, desgleichen auf diefem Damme 
eine Brücke über den denfelben durchfchneidenden Waflerzug, die fogenannte 
Rinne, anzulegen. 

„Abaänderungen des Meliorationspland, welche etwa im Laufe der Aus- 
führung zwedmäßig ericheinen, bedürfen der Genehmigung des Minifterd für 
ie Iandwirthfchaftlichen Angelegenheiten, 


6.3. 


‚ _ Die Unterhaltung aller gemeinfchaftlihen Verbandsanlagen ($. 2.), fowie 
die Sorge für den in dem Intereſſe des Verbandes nothwendigen Betrieb der- 
ſelben und die Befoldung der hierzu erforderlichen Beamten und Arbeiter, fo- 
Weit jene nicht ein Ehrenamt befleiden, liegt ebenfall8 dem Werbande ob. Die 
duch das Befahren des Haffſtaudammes entftehenden, im alle des Streits nad) 
$. 11. jehiedsrichterlich feftzuftellenden Mebrfoften der Unterhaltung defjelben, fo: 
wie die Koften der Unterhaltung der über die Rinne anzulegenden Brüde, wer- 
den allein von denjenigen Befitern, die bei der Benußung des qu. Dammed 
als Fahrſtraße ein Intereſſe haben, nah Berbältnig ihrer Beitragspflicht zu 
den gemeinfamen Verbanddanlagen getragen. 

Im Uebrigen verbleibt die Unterhaltung der im Meliorationdbezirke belegenen 
Gräben, Damme, Wege und Brüden denjenigen, welchen diefelbe bisher oblag. 
Die ordentliche Unterhaltung derjenigen diefer Anlagen, bei welchen meh- 
tere Genoſſen ein Intereſſe Baben ‚ wird unter die Kontrole und Schau des 
Verbandövorftandes geftellt. Diefer ift, falls mehrere hierbei interefjirt find, aud) 
befugt, die Anlage neuer, ſowie die Erweiterung der beftehenden Gräben anzuordnen. 
Die hieraus entſtehenden Mehrkoften der erften Ausführung werden vom Ber: 
bande, die der Unterhaltung von den dabei fveziell Betheiligten getragen. 

Das Waſſer in den Gräben darf ohne widerrufliche Benehmigung des 
Vorfteherd von Privatperfonen nicht aufgeftaut werden, und jeder Grundbefiger 
in dem Verbande hat das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er fich ent- 
ledigen will, in die von dem Verbande zu unterhaltenden gemeinjamen Graben⸗ 
anlagen zu verlangen. 


$. 4. 


Die Beiträge zur Erfüllung der dem Berbande obliegenden Verpflichtungen 
werden von ämmtlichen Genofjen nah) Maafgabe der aus den gemeinfchaftlichen 

Anlagen ihnen erwachjenden Vortheile aufgebradht. 
Zu diefem Sehe wird von dem Vorſtande unter Leitung eined Regie 
tungefommifiers ein Kataſter der zum Verbande gehörigen Grundftüde nad) Maaß- 
abe der Flächengröße, fowie verjchiedenen Höhenlage und Bonität der 
Arundftüde gefellt Daflelbe wird den einzelnen Gemeindevorftänden, ſopie 
en 


. 
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den Beſitzern der Güter, welche einen befonderen Gemeindebezirk bilden, extrakt⸗ 
weife mitgetheilt und im Kreiöblatte zur öffentlichen Kenntniß gerad, 

Ueber vermeintliche Irrthümer oder Unrichtigfeiten des Katafters fteht den 
Intereſſenten binnen vier Wochen nach erfolgter Mublifation im Kreisblatte die 
Boelchnverbe an die Regierung in Königdberg offen, bei deren Entfcheidung «8 

ewendet. 

Die Beichwerden werden von dem Kommiſſarius der Regierung unter 
Zuziehung der Beichwerdeführer, des Verbandsvorſtehers und dei erforderlichen 
Sachverftändigen unterfucht. 

Zu legteren find binfichktich der Grenzen des Inundationdgebieted und der 
Vermefjungen ein vereideter Feldmeſſer, reſp. Vermeſſungsreviſor, bin- 

chtlih der Bonität zwei öfonomifche Sachverftändige zu beitellen, denen bei 
Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein Wafjerbauverfländiger 
beigeordnet werden fann. Die Regierung ernennt die Sachverftändigen. Wird 
die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koften derfelben den Beichwerdeführer. 
Bis zur erfolgten definitiven Feſtſtellung des Kataſters wird, auf Grund ber 
bisherigen Ermittelungen, einftweilen ein fummarifches Katafter vom Borftande 
aufgeftellt, nach welchem die Beträge, vorbehaltlich fpäterer Ausgleihung, aus- 
eſchrieben und eingezogen werden, wobei die Subrepartition in den einzelnen Ort⸗ 
haften von den Ortövorftehern zu bewirken und in ftritfigen Fällen von der 

egierung feftzufeten ift. 

$. 5. 


Auf Orumd des Katafterd feht der Kreislandrath die Hebeliften auf den An- 
trag des Verbandövorftehers feit und laßt die Beiträge von den Säumigen dur) 
Adminiftrativ- Erelution einziehen. 

Die Erefution findet auch ftatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
5— der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die Ver- 
pflichteten. 

Die XUrbeiten zur Unterhaltung der gemeinfamen Anlagen werden in der 
Regel im Tagelohn unter Aufficht eine Bevollmächtigten ded Verbandes aus- 
geführt. Wo e8 indeffen zwedmäßig ift, follen diefelben nach Beftimmung des 
Vorftandes an den Dinbeftforbernben verdungen werden. 

Auenahmäweile fann der Borftand — vorbehaltlich fpäterer Ausgleichung der 
hieraus entjtehenden Koften — auch Die Anlagen durch Naturalleiftungen der Eigen- 
thümer ausführen laffen. In ſolchen Fällen ift der Vorſteher befugt, die nicht 
rechtzeitig, oder die nicht gehörig ausgeführten Arbeiten nad) einmaliger vergeblicher 
eng af Koften der Säumigen machen und die Koften von denfelben 
durch Exekution beitreiben zu lafien. 

en dazu ift der Vorſteher befugt bei WUrbeiten, welche den einzelnen 
Genofjen für ihre Grundftüde obliegen und im Intereſſe der Anlage nicht unter: 
bleiben dürfen. 
$. 6. 


Die Anlegung der für die flatutmäßigen Iwede de8 Verbandes nöthigen 
Werke, Damme, Schleufen, Gräben u. f. w. muß jedes Verbandömitglied E ne 
(Nr. 7079.) ei⸗ 
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Weiteres geftatten und den dazu erforderlihen Grund und Boden infomeit ohne 
Entfhädigung hergeben, als ihm der Werth durd) das an den Dammböfchungen 
und Uferrändern wachjende Gras oder andere zufällige Vortheile der ntagen | 
nicht erfegt werden ſollte. Streitigfeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des 
Rechtsweges, fchiedsrichterlich entſchieden (conf. $. 11.). | 


$. 7. Ä 
Die Angelegenheiten ded Verbandes werden von einem Vorſteher und ſechs 
Beifigern geleitet, welche zufammen den Vorftand bilden. 
Der Vorſteher und die Beifiger befleiden ein Ehrenamt, e8 werden ihnen 
jedoch baare Auslagen erfeßt. 


$. 8. 


Die fieben Mitglieder des Vorſtandes werden von den Genoflen auf 
drei Jahre gewählt und wählen unter fih durch Stimmenmehrheit einen Vor- 
fieher, welcher den mt in ihren Berfammlungen führt. Der Vorſteher ernennt 
in Behinderungsfällen feinen Stellvertreter aus der Zahl der Beifiter. Der 
Kreislandrath beruft die Wahlverfammlung und führt den Vorfig in derfelben. 

Zur Theilnabme und aktiven Wahlfähigfeit berechtigt der Grundbeſitz von 
Einem Morgen Preußifch. Ä 

Der Beſitzer von fünf bis zehn Morgen hat zwei Stimmen, der von 
jehn bis mauig Morgen drei Stimmen, von zwanzig bis dreißig Morgen vier 

timmen u. ſ. w. 

Der Landrath verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver— 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. Wählbar iſt derjenige, 
welcher mindeſtens zehn Morgen beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen bren- 
rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. Zur Legitimation des 
Borftandes dient dad von dem Landrathe befcheinigte Wahlprotofoll. 


$. 9. 

Der Vorfteher ift die ausführende Verwaltungsbehörde des Worftandes 
und vertritt denfelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er hat ins- 
bejondere: 

a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nah Maafgabe vieles 
Statut8 und der von der Genofjenichaft gefaßten — —* 
laſſen und dieſelben zu beauffichtigen; 

b) die Beiträge ausgufchreiben die Zahlungen auf die Kaffe anzumweifen und 
die Kafjenverwaltung zu revidiren; 

e) die Voranfchläge umd Jahrebrechnungen den Befigern zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen; 

ad) den Wieſenwärder und die Unterhaltung der Anlagen zu beauffichtigen 

und 





ne. ——— 
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und die balbjährige Grabenfhau im April und Oftober mit den Bei⸗ 
fitern abzuhalten; 


e) den Schriftwechjel für den Verband zu führen und die Urkunden deö- 
jelben zu unterzeichnen; zu Schuldurkunden und Verträgen ift ein Be 
ſchluß des Vorſtandes nöthig; 


f) die Oxrdnungsftrafen gegen Mitglieder des Werbandes wegen Verlegung 
dieſes Statut® und refp. des nach * 12. zu erlaſſenden Reglements bis 
zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſezen und zur Verbandskaſſe ein- 
zuziehen. 

$. 10. 


Mit Führung der Kaffenverwaltung betraut der Borftand einen Rendanten 
und fichert demfelben eine angemefjene Entſchädigung biefür gu Deögleichen 
ellt derfelbe gegen angemefjene Entichädigungen zur Zuffic igung und zum 
etriebe des zu den gemeinſamen anlagen des Verbandes gehörigen Maffer- 
hebewerf3 die erforderlichen Techniker und Arbeiter, deögleichen zur Beauffichtigun 
der Gräben, Deiche und der übrigen gemeinfamen Anlagen einen Wiefenmwärter auf 
Kündigung an. 

Der Miefenwärter unterliegt der Beftätigung des Landrathes und wird 
als Feldhüter vereidigt; er muß den Anweiſungen des Worfteherd pünktlich Folge 
a und fann von demfelben mit Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler 
beitraft werden. s 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern de8 Verbandes über 
das Eigenthum von Grundftüden, über den Umfang oder die Zuftändigfeit von 
Srundgerechtigkeiten oder anderen Nugungsrechten, und über befondere, auf fpe- 
ziellen Rechtötiteln beruhende Rechte und Werbindlichkeiten der Parteien entftehen, 
gehören zur Entfcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen wird über alle anderen, die gemeinfame Angelegenheit des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eine8 oder ded anderen Genoſſen 
betreffenden Anfprüche und Beſchwerden von dem Borftande nach vorgängiger 
Unterfuchung entfchieden. 

Gegen diefe Enticheidtung des Vorſtandes fteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedögericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beicheided an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Ein 
weitere8 Mechtömittel findet nicht ftatt. 

Der unterliegende Theil trägt die Koften. 

Das Schiedägericht befteht aus dem Landrathe des Kreiſes Braundberg 
und zwei Beifikern, von denen feiner Mitglied des Verbandes fein darf. 

Die Beiliker nebft einem Stellvertreter für jeden werden gleich den Vor⸗ 
ftandömitgliedern von der Generalverfammlung der Genoſſen auf drei Jahre 
gewählt. F 


Wegen der vorzunehmenden Entwäſſerungen und Grabenräumungen und 
(Nr. 7079.) we: 
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wegen des Schutzes der Berbandsanlagen bat der Vorſteher die nöthigen Vor- 
fchriften zu erlaffen und kann deren Nichtbefolgung oder Uebertretung mit Ord- 
nungsftrafen bi8 zu drei Thaler bedrohen. 


$. 13. 


Der Berband ift der Oberauffiht de3 Staated unterworfen. Das Auf 
——— wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung zu Königsberg als 
andespolizeibehörde und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Ange— 
legenheiten gehandhabt nach Dranbgabe dieſes Statuts, übrigens in dent Umfange 
und mit den Befugniffen, welche den Aufjicht3behörden der Gemeinden zuftehen. 

Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statut 
überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich unterhalten, die 
Grundftüde des Verbandes forgfältig genußt und die Schulden regelmäßig 
verzinft und getilgt werden. | 

$. 14. 


ad Dieſes Statut kann nur unter landesherrlicher Genehmigung abgeändert 
werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. April 1868. | 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 





Nedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in ber Koͤniglichen Geheimen Ober- Hofbudhbruderei 
OR. v. Deder). 
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Sejeb- Sammlung 
für die 


Rönigliden Preußifben Staaten 
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(Nr. 7080.) Allerhöchſter Erlaß vom 28. März 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
lifchen Vorrechte für den Bau einer Kreid-Chauffee von Dalheim, im Kreife 
Büren, Regierungsbezirk Minden, über Merhoff und Oisdorf bis zur 
Arndberg-Beverunger Staatsftraße bei Weftheim. 


M acitem Ach durd Meinen Erlaß vom beutigen Tage den Bau einer Kreis- 
Shauffee von Dalbeim, im Kreife Büren, Regierungdbezirf Minden, über Mer- 
hoff und Disdorf bis zur Arnsberg -Beverunger Staatsſtraße bei Weftheim ge- 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreife Büren dad Erpropriationsrecht 
für Die zu diefer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen da8 Recht jur 
Entnahme der Chauffeebau und Unterhaltungs - Materialien, nach Maafgabe der 
für die Staats -Chauffeen beftebenden Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. 
Zugleich will ch dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der Fünftigen Haujfer 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Shauffeegel ed 
nach den Beftimmungen des für die Stants-Chauffeen jedesmal geltenden Chaufiee- 
geld-Tarifs, einfchließlich der in demfelben enthaltenen Beftimmungen über die 
Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zufäßlichen Vorſchriften, 
wie diefe Beftimmungen auf den Stantd-Chauffeen von Ihnen angewandt werden, 
bierdurch verleihen. Auch follen die dem Chaufferge  Sarite vom 29. Februar 
1840. angehängten Beitimmungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 28. März 1868. 


Milbelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





Jahrgang 1868. (Nr. 7080-7081.) 61 (Nr. 7081.) 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Mai 1868, 
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(Nr. 7081.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Eisleben, Regierungßbezirl Dierfeburg, zum Betrage von 25,000 Thalern. 
Bom 17, April 1868, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


ertheilen, nachdem der Magiftrat der Stadt Eisleben im Sinverftänbniff mit der 
Stadtverorbneten-Berfammlung daſelbſt darauf angetragen hat, zur Beftreitung 
außerordentlicher, zur Herſtellung einer Waſſerleitung, eines Freifthulhaufes und 
anderer baulichen Anlagen erforderlichen Ausgaben eine Anleihe von 25,000 Thalern 
aufnehmen und zu diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons 
verfehene und Seitens ber Släubiger unfündbare Stadt-Obligationen auageben 
zu durfen, in Gemäßbeit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. (Gefeb- 
Sanmıl. für 1833. ©. 75.) durch gegenwärtige Privilegium zur Ausftellung 
von fünfundzwanzig Yaufend-. Thalern Eislebener Stadt-Obligationen, welche 
Va dem anliegenden Schema 


a) in 175 Stüden zu 100 Thalern = 17,500 Thaler, 
b) » 15 » : 56 ss = 5750 - 
c) » 70 s ⸗ 25 ⸗ — 1,750 ⸗ 





auszufertigen, mit fünf vom dert jährlich zu verzinſen und nach dem feſt⸗ 
ellten SilgumpBplane d Aloofung oder auch durch Ankauf mit mindeſtens 
nem Prozent der Kapitalſchuld unter Zuwachs der durch die fucceffive Tilgung 
ber letzteren berbeigefü Dinſenerſparniſſe, von Zeit der erfolgten Emiflion 
ab, in längftens 3 Jabıen amortiſiren find, mit Vorbehalt der Nechte Dritter, 
Unfere landesherrliche ehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiftung Seitens des 
Staates zu bewilligen. 
Urkunblic unter Unſerer Höbfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. | 
Gegeben Berlin, den 17. April 1868. 


(L. 8) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 
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Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Merfeburg. 
(Stadtwappen.) 


Obligation 
der Stadt Eidleben - 


über 
nenn Thaler Preufßiſch Kurant. 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ..tm ........... 186. . 
(Gefe- Sanmıl. von 18.. ©. ...). | 


Der Magiftrat der Stadt Eisleben beurkundet und bekennt hiermit, daß ber 
Inhaber diejer Obligation Thaler .......... , ſchreibe . ................... 
Thaler Preußiſch Kurant, deren Empfang hierdurch beſcheinigt wird, von der 
hieſigen Stadtgemeinde als ein Darlehn zu fordern hat. 

Dieſe Geldſumme bildet einen Theil des zu Kommunalzwecken auf Grund 
des Allerhöchſten Privilegiums vom ..............- 186. aufgenommenen Dar- 
lehns von 25,000 Rthlın. 

Die Rüdzablung diefes Öelammibarlehng geſchieht von der Emiflion der 
Obligationen ab binnen fpäteftens fieben und dreißig Jahren aus einem Tilgungs- 
fonds nad) Naghgabe des feſtgeſtellten und genehmigten Tilgungsplans. 

Dieſem Tilgungsfonds werden dem Tilgimgsplane gemäß Ir Ein 
Prozent des gefammten Kapitald als feſte Tilgungsrente, ingleihen ſämmtliche 
zur Erſparung fommenden Zinfen von den getilgten Schuläbeträgen zugeführt 
und auf den Haushalt3-Etat genommen werben: | 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durch 
das 2008 beftimmt. 

Die Ausloofung erfolgt in öffentliher Sitzung des Magiftrats. 

Der Stadtgemeinde Eisleben bleibt jedoch das echt vorbehalten, nicht 
nur den Tilgungsfondse Behufs ſchnellerer Abtragung der Schuld jederzeit zu 
verftärfen, fowie ſämmtliche umlaufende Schulönerfehreibungen auf einmal zu 
fündigen, fondern aud an Stelle des Auslooſungsverfahrens vn oder theilweife, 
jedoch unbefchadet der planmäßigen Tilgung, den freihändigen Ankauf der Obli- 
gationen treten zu lafien. Den Gläubigern fteht fein Findigngerech zu. 

Die ausgelooſten, beziehungsweiſe die gekündigten Schuldverſchreibungen 
werden unter Bezeichnung ihrer Nummern, ſowie des Termins, an welchen die 

(Nr. 7081.) 61* Rück: 


— 446 — 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Werfeburg. 
TZalon 


zu der 


Dbligation der Stadt Eisleben MW . . . 


über 





............... Thaler a fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talond empfängt gegen defjen Rüdgabe zu der vorbenannten 
Obligation die ..tt Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei 
der Rammereifaffe in Eiöleben, jofern nicht von dem Inhaber der Obligation 
gegen diefe Ausreichung proteftirt worden ift. 


Eisleben, den ..tm .......... 18.. 
. Der Magiftrat. 








(Nr. 7082.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. April 1868., betreffend die Verleihung der fißfa- 
liſchen Borredhte an die Gemeinden Greven und Nordwalde für den Bau 
und die Unterhaltung einer Gemeinde- Chauffee vom Bahnhofe Greven 
an der Weſtfäliſchen Eifenbahn m Kreife Münfter nah Nordwalde, im 
Kreife Steinfurt, Regierungsbezirks Münfter. 


Naghbem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde⸗ 
Chauffee vom Bahnhofe Greven an der Weftfälifchen Eifenbahn im Kreife Münfter 
nach Nordwalde, im Kreife Steinfurt, Regierungsbezirts Münfter, genehmigt habe, 
verleihe ich hierdurch den Gemeinden Greven und Nordwalde das Erpropt ations⸗ 
recht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht 
ur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nah Maaßgabe 
Ser Ihr die Staatd-Chauffeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. 
Zugleich will Ich den genannten Gemeinden g‘ en Uebernahme der fünftigen 
hauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das echt zur Erhebung des Chauflee- 
elded nad) den Beſtimmungen ded für die Staats - Chauffeen jedesmal geltenden 

baufjeegeld-Tarifs, einfchlieglich der in demfelben enthaltenen Beftimmungen über 

die Befreiungen, fowie der fonftigen die Sıhebung betreffenden zuſätzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chaufſeen von Ihnen angewandt 
wer⸗ 
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werben, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Fe: 
bruar 1840. angehängten ‚Seftimmungen wegen der Ehauffeepolizei-Vergeben auf 
die gedachte Straße zur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 17. April 1868. 


— 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7083.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. April 1868., betreffend die Aenderung der im 8. 8, 
der Polizei Ordnung für die Häfen und Binnengewäfler von Stettin und 
Swinemünde vom 22. Auguft 1833. enthaltenen Vorfchrift bezüglich der 
Meldung der Schiffer. 


Auf Ihren Bericht vom 16. April d. J. will Ich die im $. 8. der Polizei— 
Ordnung für die Häfen und Binnengewäfler von Stettin und Swinemünde 
vom 22. Auguſt 1833. FR Vorfchrift, nach welcher der Schiffer fogleich, 
nahdem ein Schiff im Hafen vor Anker gelegt ift, fi mit dem Lootſen and 
Land begeben und durch feine Schiffspapiere auf dem Schiffahrts -Polizeibüreau 
ji) legitimiren muß, hierdurch aufbeben und genehmigen, J über die Meldung der 
Schiffer das Geeignete durch lofalpolizeiliche Anordnung feſtgeſetzt werde. 


Berlin, den 20. April 1868. 


Milbelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 





(Nr, 7082—7084.) (Nr.% 7084.) 
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(Nr. 7084.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Mai 1868., betreffend die Abänderung des 6. 54. 
des Nevidirten Reglements für die Provinzial-Feuerjozietät der Rheinprovinz 
vom 1. September 1852, 


Auf den Bericht vom 28. April d. J. will Ich nach dem Antrage in der 
beiliegenden Adrefje ded 19. Rheiniſchen PVrovinziallandtages vom 2. April d. 9, 
den legten Sag im $. 54. des „Revidirten Reglements für die Provinzial: 
Feuerſozietät der Rheinprovinz' vom 1. September 1852. (Gefeg-Samml. ©. 668.) 
hiermit dahin abändern: 
„Auch Gaßderplofionen werden als Brandfchäden behandelt. Die nicht 
durch Feuer entftandenen Schäden dagegen, welche von Erdbeben, Sturm, 
Pulver und fonftigen Erplofionen, oder ähnlichen -Naturereigniffen ber: 
rühren, find von der A ausgefchlofien. Die Sozietätsdireftion 
ift jedoch ermächtigt, auch in dieſen Fällen gegen Exploſionsgefahr zu ver- 
fichern, wenn ein befonderer durch Vereinbarung zu bemeffender Beitrag dafür 
übernommen wird. 
Diefer Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 4. Mai 1868. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


An den Minifter des Innern. 


Medigirt im Büreou bes Staats. Miniſteriums. 
Berlin, gedrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Hofbuchbruderei 
il CR. v, Deder). 
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Sejeß - Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 


— Nr. 33. — 





(Nr, 7086.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. April 1868., betreffend die Alusgabe von Schuld- 
verfchreibungen zur Abtragung der nad den Xrtifeln VII. und IX. des 
Wiener Friedensvertrages vom 30. Oftober 1864. von den Elbherzogthümern 
an das Königrei Dänemark zu entrichtenden Schuld. . 


A. den Bericht vom 25. April d. J. genehmige Sg daß zur Abtragung der 
Staatsſchuld, welche in Gemäßheit des Geſetzes vom 23. März d. J., betreffend 
die Uebernahme und die Verwaltung der nach den Xrtifeln VI. und IX. des 
Wiener Friedendvertraged vom 30. Oftober 1864. won den Elbherzogthümern an 
das Königreih Dänemark zu entrichtenden Schuld, im Gefammtbetrage von 
21,750,000 Thalern an dad Königreich Dänemark zu entrichten ift, Schuldverfchrei- 
bungen zu 1000 Rthlr., 500 Rthlr., 300 Rthlr., 100 Rthlr. und 50 Rthlr., 
verzinslich zu vier vom Hundert vom 1. Januar 1868. ab, ausgegeben werden. 

Diefer Mein Erlaß ift durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, den 29. April 1868. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7085—7087.) 62 (Nr. 7086.) 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Mai 1868, 
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(Nr. 7086.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Mai 1868., betreffend einen Zufaß zu $. 16. ber 
Kichen-Ordnung für Weftphalen und die Rheinprovinz vom 5. März 1835, 


Auf den im Einverſtändniß mit dem Miniſter der grifttichen Angelegenheiten 
eritatteten Bericht des Evangelifchen Ober» Kirchenrathd bom 2. v. Mt. Beftimme 
Ich hierdurch, daß pr der Kirhen-Ordnung für Weſtphalen und die Rheinprovinz 
vom 5. März 1839., $. I" von den Obliegenheiten der Kirchmeifter, folgender 
Zufat in Geltung tritt: 4) Sie vertreten im Gebiete des Franzöſiſchen Rechts Die 
Drtögemeinden bei allen Prozeſſen, fo daß alle erforderlichen Zuftellungen von ihnen 
rechtögültig ausgehen und an fie rechtögültig erfolgen. 

Der Evangeliſche Ober⸗Kirchenrath hat wegen Publikation diefer Beftimmung, 
weiche en? die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichen ift, das Erforderliche zu 
veranlaffen. . Ä 0 


Berlin, den 4. Mai 1868. 


. Wilhelm. 





» Mühlen. 


An den Evangelifchen Ober⸗Kirchtnrath. | 





(Nr. 7087.) Allerhöcfter Erbaß vom 8. Mai 1868., betreffend die Genehmigung des Statut8 


- für das Berliner Pfandbrief- Inftitut. 


A ihren Bericht vom 30. April d. J. ertheile Sich dem anliegenden „Statute 
für da8 Berliner Pfandbrief-Inftitut’ hierdurch Meine landeöherrlicye 
-/ Genehmigung. Gleichzeitig und in Folge diefer Meiner Genehmigung, fowie 
gemäß } 2. des Geſetzes vom 17. Den 1833, (Geſetz- Samml. von 1833. ©. 75.) 
will Ich dem Berliner Pfandbrief-Inftitute Hiermit das Privilegium bewilligen, 
die.in jenem Statute näher bezeichneten, in Gemäßheit deffelben zu verzinfenden 
und nach defien Beflimmungen einzılöfenden Mfandbriefe und Kupons mit der 
rechtlichen Wirkung auszuftellen, daß ein jeder Inhaber derfelben Die daraus" 
hervorgehenben Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweifen ju 
ürfen, geltend zu machen befugt ift. Uebrigend ift dieſes Privilegium vorbeha 
. lich der Rechte Dritter und ohne dadurch fur die Befriedigung der Ser net 


$ 
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Pfandbriefe und der Kupons eine Gewährleiftung Seitens des Staats zu über 
nehmen, ertheilt worden. 
Diefer Mein Erlaß und das beiliegende Statut find durch die Geſetz⸗ 


Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 3. Mai 1868. 


} 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Igenplit.. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An die Miniſter der Finanzen, für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten, für die landwirtbfchaftlichen 
Angelegenheiten, des Innern und der Juſtiz. 


Statut 
für das 
Berliner Dfandbrief- Infitut 


| §. 1. 

ur Begründung eined Berliner Nfandbrief-Inftitutes ift auf Anregung Grandungund 
we bes Ber- 

liner Pfand» 


3 
des Magiftratd der Königlichen Haupt» und Nefidenzftadt Berlin ein Verein von 
Grundbefigern diefer Stadt zufammengetreten.. - brief » Fufitu 
tes, 

$. 2, - 


Der Zwei des Berliner Pfandbrief-Inftitutes ift die Erleichterung des 
Kredite für den Berliner Grundbefiß durch Gewährung von Hypothelen- Dar- 


lehen mittelft Emiffion von Pfandbriefen. 

$. 3. 
Dad »Berliner Pfandbrief-Inftitut« het die Rechte einer Korporation. KG—orporations⸗ 
Es hat feinen ordentlichen Gerichtöftand vor dem Königlichen Stadtgerichte eo un & 
e —* 
62° Sur 


zu Berlin. 
(Nr. 7087.) 
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Zur Erwerbung folder Grundftüde, auf welche Forderungen des Berliner 
Pfandbrief⸗Inſtitutes eingetragen find, fowie zur Wiederveräußerung und Ver: 
pfändung derfelben bedarf, af der Genehmigung des Staates nicht. 

affelbe gilt in Beziehung auf die Erwerbung von Grundftüden für die 
Geſchäftslokalien, begiehungöweife auf die Wiederveräußerung und Verpfändung 
der zu diefem Zweck erworbenen Grumdftüde, | 


§. 4. 


Beitritt zu Der Beitritt zu dem Berliner Pfandbrief-Inftitut fteht, vorbehaltlich der 
bemfelben. nach $. 24, der Direktion beffelben zuftehenden Befugniß, einzelne Grundftüde 
von der Beleihung auszufchliegen, dem titulirten Befiger jedes im Weichbilde der 
, er Berlin belegenen, bei der ftädtifchen Feuerſozietätskaſſe verficherten Grund- 
ücks offen. 
er Grundbefiter, der dein Berliner Pfandbrief- nftitut beitreten will, 
bat fich deshalb bei der unter dem Namen »Berlmer Nfmdbriefamt« die Ge- 
(häfte des Inſtitutes leitenden Dixeftion ($. 53.), unter Borlegung des neueften 
Hypothekenſcheins und des Atteſtes der ftadtifchen Feuerſozietät, zu melden und 
gleichzeit zur Beſtreitung der Einrichtungs- reſp. der Verwaltungskoſten 
pro Mille des Feuerkaſſenwerths, wenn derſelbe 10,000 Thaler nicht erreicht, 
10 Thaler einzuzahlen. 
In den 3— ‚ wo die Aufnahme verſagt wird ($. 24.), wird dem An- 
tragfteller die Hälfte der bezahlten Gebühr zurüderftattet. 


& 5. 
Beilagengen Das Vfandbriefamt gewährt die Darlehne, die übrigens ſtets in Hun- 
% en derten abgerundet fein müffen, in den von demfelben auszufertigenden Pfand- 
RE riefen unter folgenden Bedingungen: 
1) der Schuldner bat beim Empfang des Darlehns 2 Prozent deffelben 
ı als Beitrag zum Reſervefonds baar zu zahlen; ient deſ 


2) das Darlehn (der Nominalbetrag der dem Schuldner auszuhändigenden 

Pfanböriefe) muß vom Ausfertigungddatum der Pfandbriefe an mit 
Projzent jährlich verzinft werden; | 

3) der Schuldner ift verpflichtet, zur Tilgung feiner Kapitalfehult in den 

erften acht dem Ausfertigungsdatum der Pfandbriefe folgenden Jahren 

3 Drogen! des Darlehnd, in den folgenden Selen bis zur gänzlichen 
Tilgung der Schuld % Prozent de8 Darlehns jährlich zurüdzuzahlen; 

4) die Zinfen (Nr. 2.), fowie die Tilgungsbeiträge (Nr. 3.) find viertel: 

jährlich praenumerando in der Zeit vom 3. bis 10. Sjanuar, 3. bis 

10. April, 3. bis 10. Juli, 3. bi8 10. Oftober an die Kaffe des Pfand- 

briefamted baar oder in nicht verjährten bereit3 fälligen Kupond von 

Berliner Pfandbriefen abzuführen; 
5) für Kapital, Zinfen (Nr. 2.), Kündigungs-, Einklagungs- und Bei- 
trei» 








| m - 


treibungsfoften muß Hypothek in der Art beftellt werden, daß die Ein- 

tragung innerhalb der erften Hälfte des Werthes des Grundftüds, welcher 

nad den in $$. 17. bis 23. enthaltenen Beitimmungen ermittelt wird, 
und zur erften Stelle erfolgt; 

die perfünliche Verbindlichkeit aus dem Darlehnsvertrage muß von jedem 

Beſitzer des Örunbitude fofort bein Erwerbe defjelben in einer gericht- 

lichen oder notariellen Urkunde übernommen, die legtere auch fpäteltend 

vier Wochen nach diefem Zeitpunkte der Direktion des Inſtitutes ein- 
gefendet werden. | 

Das Dfandbrief- Inftitut ift befugt, nad feiner Wahl megen 
feiner Forderungen an das Mobiliar: oder Immobiliarvermögen des 

Schuldners fih zu halten. Auf gerisbiliche Zahlungsſtundungen kann 

fi) der Schuldner nicht berufen; 

7) der Schuldner vefp. der Befiker ift befugt, das Darlehn jederzeit ganz 
oder theilweife zurüdzuzahlen, er ift aber verpflichtet, fech8 Monate vor 
ber zu fündigen und zwar fo, daß die Zeit der Rückzahlung auf den 
1. Juli oder 2. Januar fällt. Umfaßt die Kümdigung nur einen Theil 
der Schuld, fo muß die Summe durch Hundert theilbar fein; 

8) das Pfandbriefamt ift außer den Fällen der N 27. bi8 29. nur 
befugt, die Tilgung der Schuld durch die Amortifation in Gemäßbeit 
diefer Statuten zu Fordern. 


9) Die durch die Beftellung der Hypothek erwachfenden Koften, fowie die 
je den auszufertigenden Pfandbriefen gejeglich erforderlichen Stempel 
ägt der Schuldner. 
6. 6. 


Bei Veräußerung eined mit Wfandbriefen beliehenen Grundſtücks erlifcht Wann bei Be 
die perſönliche Werbindlichkeit des Beſitzers, fobald die im $, 5. Nummer 6. fveränberun 
vorgefchriebene Urkunde der Direktion von dem Befignachfolger eingereicht liche ee 
worden ift. lichkeit des Ver⸗ 

8. 7. a er⸗ 


6 


— 


Die von dein Pfandbrief-Inſtitut nach dem beigefügten Formular A. mit Beſchaffenheit, 
dem Datum vom 1. Januar de jedesmal Laufenden Jahres auszuſtellenden ihnen he 
Pfandbriefe find mit 4% Prozent verzinslihe Schuldverfchreibungen, welche auf Pfandbriefe. 
jeden Inhaber lauten. 

Sie werden in Apointd zu 1000 Rthlr., 500 Rthlr. und 100 Rthlr. 
außgefertigt und für einen Zeitraum von fünf Jahren mit Kupons, welche nad) 
den Schema B. auszufertigen find, und außerdem zur Empfangnahme der neuen 
Kupond: Serie mit Talond nad) dem Schema C. verfehen. 


. 8 


. Die Pfandbriefe, deren Eigenthum durch bloße Uebergabe übertragen wird, Untündbarteit 
können Seitens des Inhabers nicht, von dem Verein nur Behufs der flatuten- ci Dfenbeife 
mäßig zu bewirfenden Amortifation gefündigt werden. haber. 


(Nr. 7037.) | $. 9. 
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$. 9. 
Verfahren Die Beflimmungen des Gefeged vom 4. Mai 1843. über die Umfchreibun 
ie un außer Kurs gejegter oder Umlauf unbrauchbar geworbener, ander öffent, 
Umlauf licher Autorität auf jeden Inhaber ertigter Papiere (Gefep Sammi. ©. 177.) 
uufrendber finden die von dem Berliner Pfandbrief⸗Inſtitut emittirten Pfandbriefe 
vorforen find. Anwendung. Verlorene Pfandbriefe muſſen gerichtlich amortifirt werden. 
icen. Der Die Be on von Kupons iſt unflatthaft. Sie unterliegen der geſetz⸗ 


bj 


38 


up 


$. 10. 


Das den Zins der Bfandbriefe A oe halbe Prozent Zinfen, welches 
ber ben Bin Der Schulöner G 3. * dr ——— fte — mit Teozent Bi 
iberteigenden Beftreitung der ren Hälfte — alfo ebenfalls mit 4 — 
jährligen Bei- zur Berftärkung des Reſerve⸗ * —S —— beſtimmt (vergl. 6$. 36. 42.) 


. 11. 

Vorbehalt we Dan Pfandbrief- Fuflitute Bleibt das Recht vorbehalten, neue Serien von 
gem Musgabe Ifondbriefen zu einem anderen, als dem im. 7. für diefelben beitimmien Zins: 
von Gfandbrie- fuß zu anittiven. Falls von dieſem Rechte —* gemacht wird (vergl. $. 72.), 
fen zu einem haben die dem Inſtitute neu beitzeienden Mitglieder, welche die Darlehnsvaluta 
—* uk; in Pfandbriefen der neuen Serie empfangen, diefelben mit mindeftend einem 
halben Prozent mehr zu verginfen, Kr die Pfandbriefe der neuen Serie Zinfen 


tragen. 

Bereits dem Pfandbrief rd liedern ſteht es in die⸗ 
ſem Falle frei — ohne —— der im ‘> r- . igungs⸗ 
friſt — gegen Rückzahlung des auf ihren ſtücken es das Pfandbriefamt 
eingetragenen Darlehns in Pfandbriefen derjenigen Serie, in welcher fie bie 
Balıta empfangen Haben, und Rüdgabe der zu diefen Tfandbriefen q örigen, 
oc) nicht fällig geweſenen —— *. — bie ng in fa beiefen 

neuen Serie iv andbriefamt nad) Maafgabe der 
ftatutenmäßig ———— Sicherheit zu gewähren bat. 9 Reaßs 


§. 12. 


Sicherheiten Der Geſammtbetrag der auszufertigenden Pfandbriefe darf den Geſammt⸗ 
unb Redite ber being der dem Inſtitute zuftehenben pothekariſchen Kapitalforderungen nicht über- 


Dfanbbriefs- 

uhaber. 

i die Mitglieder der Direltion find hierfür perfönlich verantwortlich; bei 
jeder Kaſſenreviſion muß der Beweis hierfür geführt werden, und der Magiftrats- 
kommiſſarius ($._60.), fowie Die zu Kafjenrevifionen deputirten Mitglieder des 


engeren Ausfchufles ($. 64.), habe fi) hiervon jährlich mindeftens Ein Mal 
ee ugung zu verichaffen, auch hierüber, fowie Eher die Art der gewonnenen 


Ueberzeugung, eine öffentliche Belanntmadhung in denjenigen Blättern zu er 
laffen, in welchen die Vublitationen des Pfandbrief⸗ Inſtitutes erfolgen en 
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$. 13. 


Die Zinfen der Pfandbriefe werden Balbjährlih an die Vorzeiger der fäl- 

ligen, nicht verjähtten Zinskupons von der Kafje des Pfandbriefamtes gezahlt. 
en ne My. 1. 
W— I WE La. KR ee 

Nach Ablauf der fünf Jahre, fin welche die Küibotis-Setie ausgegeben ift, 
und gegen. Produktion des Talons wird die neue: fimfjäßtige' Serie der Kupond 
von der Kaffe des Nfandbriefamtes verabfolät, nicht vorher von dem Be- 
fiher des Pfandbriefes fchriftlih Widerſpruch erhoben worden ift, in welchem 
Falle die Ausreihung der neuen Kupond-Serie an denjenigen erfolgt, welcher 
den Nfandbrief vorlegt. . 

Für digenigen Pfandbriefe, welche bereits dem Amortiſationsfonds über— 
wieſen ſind 42.), ſowie diejenigen, welche bereits zur Verloofung öffentlich 
aufgerufen find ($. 43.), ſowie endlich Diejenigen, welche rechtskräftig amortiſirt 
find, findet die Ausreichung einer neuen Kumons- erie nicht ſtatt. | 


$.15. 


Den Inhabern der Pfandbriefe wird für alle Aus diefen Schuldverfchrei- 
bungen des Pfandbriefamtes entfpringenden Forderungen mit dem Nefervefonds 
des Inſtitutes und mit den dem Pfandbriefamt beftellten Hypotheken Sicherheit 
währt, mit Ießteren in ber Art, daß der Pfandbrief⸗Inhaber, foweit die Befrie⸗ 

g feiner fälligen Forderungen nicht ſofott auß ber Kaſſe des Pfandbrief⸗ 
amtes erfolgt, befugt ift, in Höhe der ihm auftehenben Forderung aus den dem 
Inftitut gehörigen Hypothefen- Aktivis fich diejenigen richterlich mit den Rechten 
eines Seflonars überweifen zu laflen, welche er auswählt. Alle Rechte, welche 
dem Inſtitut gegen dad Grundftüd oder den Beſttzer zugeflanden haben, gehen 
hierdurch auf ihn über. Ne 


Der Refervefonds foll Hi8 auf Höhe von 10 Prozent der auögefertigten vVerpflichtun⸗ 
Pfandbriefe gebracht werden (vergl. $. 9) | | he un 
‚Er hat die etwa ausbleibenden Zindzahlungen der Grundbefiher vorzu- grade bes 
—*X&* dieſe find verpflichtet, von dergleichen Vorſchüſſen 5 Prozent Zinſen Plondbriet 

zu entrichten 


, ber Reſerve⸗ 
Außerdem ift die Direktion ermächtigt, gegen ſäumige Zindzahler von fonds auöblei. 
ihrem Kündigungsrecht (vergl. $ 29.) Gebrauch zu machen. —— 
Aus dem Reſervefonds find außerdem zu beſtreiten die etwaigen Kapital⸗ſchießen muß. 
ausfälle, fowie, wenn der Verwaltungsfonds dazu nicht austeicht, die Vorſchüſſe 
zur Beitreibung der dem Inſtitute huftehenben Forderungen. | 


$. 17. 

Die Feltitellung des Werthes der bei dem Bmbbriefamt zur Beleihung Grundfäge für 
‚gemeldeten Grundftüde ($. 4.) erfolgt nach dem Bauwerth der auf demfelben vi; Setelung 
befindlichen Gebäude und nach dem Durchfchnittlichen Jahresertrag der lebten zu Sefeihenden 
sehn Jahre vor der Beleihung. Grundftüde. 

(Nr, 7087.) §. 18. 







— 
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6. 18. 


Als Bauwerth ifE Die Feuerverfiberungöfumme anzunehmen, wenn wei 
Bautechnifer de8 Pfandbriefamtes befcheinigen, daß die Gebäude fich in baulichen 
—5 bſpen ‚ und daß ihr zeitiger Bauwerth der Feuerverſicherungsſumme 
no pricht. 

Glaubt auch nur einer der beiden Bautechniker dieſe Beſcheinigung ver⸗ 
fagen zu müſſen, fo muß, falls der Darlehnsſucher bei feinem Antrage beharrt, 
auf feine Koften durch die von dem Pfandbriefamt zu beflimmenden Sadıver- 
fänbigen eine vollftändige neue Tare aufgenommen werden. Diefe —— 
i er Prüfung und Feſtſtellung zweier von dem Vorſitzenden der Di 
beſtimmter Techniker des Pfandbriefamtes, von denen ein jeder, ohne daß er 
von dem Gutachten ded anderen Kenntniß erhält, fi) motivirt darüber zu 
äußern hat: 

1) ob er die Taxe für richtig halt, und, wenn nicht, 
2) darüber, auf welchen geringeren Bauwerth er das Gebäude fchät. 


Wird die Frage ad 1. von beiden Technifern bejaht, und überfleigt die Taxe den 
Betrag der Feuerverfiherungsfumme ‚ fo bewendet «8 für die Feſtſtellung bed 
Bauwerihs bei diefer legteren. 

MWird die Frage ad 1. auch nur von einem Technifer verneint und bleibt 
der von ihm bei Beantwortung der Trage ad 2. feftgeftellte Bauwerth Binter 
ne geuerlape zurüd, fo ift der von dem Techniker feftgeftellte Bauwerth zu 

runde zu legen. 

Wenn die frage ad 1. von beiden Techniken verneint wird und bie 
Schätzung beider hinter der Feuertaxe zurüdbleibt, die beiden Gutachten aber im 
ihrem pojitiven Nefultat differiren, jo wird dasjenige bei Feititellung des Bau 
werths zu Grunde gelegt, welches die geringere Schäßung enthält. 


$. 19. 


Der Ertrag des Gebäude in den legten zehn Kalenderjahren ift durch 
eine amtliche Beſcheinigung der Servis- und Einquartierungd-Deputation nad). 
umeifen. 
k on dem Durchſchnittsertrage in den legten zehn Sahren vor dem An. 
trage auf Beleihung werden abgezogen: 

1) die auf dem Grundftüde laftenden Abgaben, Gebäude- und Hausſteuer 

Realfublevation und Feuerfaffengeld, und Avar, fofern diefe Ab aben 

ihrem Betrage nach nicht feftitehen, nad) dem zehnjährigen Durchſchnitt / 
2) die rubrica II. feines Hypothekenfoliums etwa eingetragenen onera per- 
petua an Kanon ꝛc.; 
3) für Unterhaltung und Miethsausfälle ꝛc. vier Prozent. 
Die übrigbleibende Ertragsſumme wird mit fünf Prozent Tapitalifirt und die fo 
ge⸗ 
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—5 Kapitalsſumme als der Ertragswerth der Bauwerthsſumme hinzu⸗ 
gerechnet. 
Der Durchſchnitt beider Summen ſtellt den Werth des Grundſtücks dar. 


§. 20. 


Neu bebaute Grundſtücke können nur in dem Falle beliehen werden, daß 
die auf denſelben errichteten Gebäude ſeit fünf Jahren benutzt werden. 

In dieſem Falle iſt die Direktion verpflichtet, bei Feſtſtellung des Ertrags⸗ 
werthes von dem nur fünfjährigen Durchſchnittsertrag einen Abzug zu machen 
welcher je nach den Umſtänden auf fünf bis zehn Prozent arbitrirt werden darf. 


$. 21. 


Menn die auf einem bereit8 bebauten Grundftüde vorhandenen Gebäude 
durch neue erſetzt worden find, fo darf die Beleihung eines folchen Grundſtücks 
erft erfolgen, nachdem die neuen Gebaude fünf Jahre bewohnt find, und es gilt 
auch in diefem Falle die Beflimmung des $. 20. Alinea 2. 

War das Grundftüd zu der Zeit, wo der Beſitzer die bisher auf demfel- 
ben befindlihen Gebäude ganz oder theilmeife fortnimmt, um fie durch neue zu 
erjegen (vergl. $. 25.), von dem Pfandbrief-Inititut bereits beliehen, jo findet Die 
gine ober theilmeife Kündigung unter der Woraudfegung nicht ftatt , daß der 

iger dem Inſtitut eme, nach dem Verhältniß des ertbeB der abzubrechenden 
Gebäude zu dem Werth der ftehenbleibenden, von dem Pfandbriefamt zu be 
fimmende Kaution in Berliner Pfandbriefen bis zur Vollendung der neuen 
Gebäube beftellt und eine durch zwei Bauverfländige des Pfandbriefamtes vor- 
unehmende Unterfuchung diefer Gebäude ergiebt, daß die flatutenmäßige Sicher- 
heit nicht vermindert ift. 


$. 22. 


Menn der auf einem Grundftüde vorhandene Gebäudefomplerus durch 
die Errichtung neuer Gebäude vermehrt wird, fo ift die Berüdfichtigung diefer 
neuen Gebäude bei der Feſtſtellung des? Grundſtückswerthes erſt zuläffig, fobald 
diefelben feit fünf Fahren benußt find, und die Direktion ift verpflichtet, nach 
Ablauf der fünf Jahre bei der Feſtſtellung des Grundſtückswerthes von dem 
fünfjährigen Durchſchnittsertrage der hinzugefommenen Gebäude einen Abzug zu 
ma en, “a je nach den Umftänden auf fünf bis zehn Prozent arbitrirt 
werden darf. 


$. 23. 


Wenn die Hälfte des nach den vorftehenden Grundfägen ($$. 18 — 22.) 
aus dem Durchſchnitt des Bau» und Ertragswerthes ermittelten Grundftüds- 
werthes drei Viertel des Bauwerthed überfteigt, fo ift eine Beleihung nur bis 
auf Höhe von drei Vierteln ded Bauwerthes zuläfjig. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7087.) 63 F. 24. 


— AB — 

TH = 

Uebrigens tft die. Direktion befugt, Anträgı Beleifungen ganz zurüd- 

— an fie dafür halt, dag F ber —A —* ober Beftimmung 

ed Grundſtücks oder der Gebäude für die Beleihung eine gerrügende umd dauernde 

Sicherheit nicht vorhanden fein würde. - EURE 

Gegen die desfallſige Entſcheidung der Divektion ſteht dem betheiligten 

Grundbeſitzer der Nekurs an ben Magiſtrat der Haupt: und Reſidenzſtadt Berlin 
und gegen deſſen Entſcheidung an den Miniſter des Imern zu. 


6. 25. | 


Die Befiter der vom Pfandbrief-nftitut beliehenen Grundftüde find ver- 
pflichtet, von jeder beabjichtigten baulichen Veränderung vier Woden vor der 
Ausführung derfelben dem Pfandbriefamte Anzeige zu machen. — 


$. 26. | = 


Rontrole über Das Pfandbriefamt überwacht außerdem von Amtswegen die ftetige 
Kie ae Innehaltung der ftatutenmäßigen Sicherheit der ausgeliehenen Kapitalien. 
Gig Sicer- Zu dieſem Zwecke wird alle vier Jahre eine bauliche Nevifion der ver- 


pfändeten Grundftüde vorgenommen. 


$. 27. . 


In welden Ergiebt ſich bei diefen Revifionen oder fonft eine Verminderung des 
Hüllen — urſprünglich angenommenen Burpenhes des Grundſtücks, ſo iſt das Pfandbrief— 
u Rünbiram amt die ganze oder theilweiſe Rüdzahlung des Darlehns zu [ordern berechtigt. 
gen befugt ift. laubt der Befiter, daß die Befchaffenheit des Grundſtücks feine Veran- 
laffung zur Kündigung gebe, fo ift derfelbe befugt, die Vornahme der Sage auf 
feine Koften zu verlangen. Der nah dem Reſultate diefer Tage und Der';im 
Gemäßheit der Beftimmungen des 6. 18. einer vorzunehmenden Prüfung derfelben 
nicht mebr als A fichergeftellt zu erachtende Theil des Darlehns ift 
von den Grundbeſitzer —— 


$. 28. | 


Das Pfandbriefamt ift außerdem ermächtigt, fobald es Veranlaſſung 
ierzu zu haben glaubt, eine Revifion des Ertragswerthes ($. 19.) beliehener 
rundftüde eintreten zu laffen und nad) dem Ergebniß derfelben die ganze oder 

theilweife Rüdzahlung des Darlehnd zu fordern. 


§. 29. 


Außer j Var — bes $. 27. und $. 28. ift dad Pfandbriefamt befugt, 
die beiwilligten Darlehne ganz oder theilweife zu fündigen, wenn 

a) der Grundbeſitzer die Zinfen nicht pünktlich (vergl. $. 5. Nr. 4.) be 

zahlt, oder bb 

ie 
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e Verp ichtung w ——— me der önlichen Verbindlichkeit 
b) de 5. —X 6.) nicht itene ’ ver 9 


er den ftatutenmäßigen: — der Pirektion ſich nicht fügt. 


1, Indem Falle a a. grliſcht jedoch das Recht zur wu Kündigung, wenn der 
— 3 bem fon ehma dem. arg orſchuß Föhn be —* 
deſſelben ie die ſonſt etwa dem In erwachſenen richtig 
henor-dag Tfandhriefamt von feinem Künbigumgsrecht Gebrauch gemacht hat. 


$. 30. 


Falle xzuandin J Ru lung des —— Darlehns ($. 5. —5 
Mr 7. 27. und 29.) —— löſchu — Quittung Seitens $ —— 
deb ——— zu dem Bei geleifteten Gm ahlungen fann Der geleiftetenRüd- 
Schuldner nur löſchungsfähige Quittung über den 6 Zahlung berichtigten sahlungen. 
Theil derfelben fordern; er ift auf Grund diefer Quittun befugt, fowohl die be- 
zahlte ar löfchen zu laflen, als auch über das derjelben zuftehende Pfand— 
nur vo HE Are ber dem Reſte ber. hypothekariſchen Forderung des 
Y lanbbrief Inſtitutes bis zu deſſen durch ——— erfolgender Tilgung vex⸗ 
leibenden Priorität zu disponiren. | 
Die Koſten der Eifchumg trägt ftetö der Geumdbef ige. 
n welchen Fällen der Schuldner bei der im Wege der Amortifation 

erfolgenden Tilgung (öfhungefähige Quittung über einen Theil des Darlehns 

verlangen fann, ift un $. 49. beitimmt. j 


631. 


Das eingetragene Kapital — foweit darauf nicht, in Gemäßbeit des $. 30. Verpflichtung 
und $. 419. Partialzahlungen ober Tilgungen in Folge der vom Pfandbriefamte ber — 
ertheikten jöf@pungsfähigen. Duittungen abgefrhriehen find — muß während ber 38— etragene Dar- 

sangen n Dauer der Amortifation und ohne Nüdficht-auf die durch die Amortiſation Kir während 
getilgten Beträge verzinji werden. —e— falen 

— eingetr agene Kapital ift vollſtändig getilgt, ‚fobald der Antheil des su verzinfen. 
Srundbefigerd am Neferve- und Amortifationsfonds ($$. 38. 46.) den Betrag 
deſſelben erreicht. 


6: 32. | 
Die Fonds des Inflitutes find: | | onds des 
a) der Verwaltungsfonds, i —E 
b) der Reſervefonds, | | —* * 
c) der Amortiſationsfonds. an denſelben 


Behufs der Seitfielhn ihrer Rechte an diefen Fonds werden die Befiger 
der bepfandhrieften Grundſtücke in Sebresgeleliaften dergeftalt getheilt, daß alle 
Grundbeſitzer, deren Grundftiide in demſelben Jahre bepfandbrieft worden ſind, 
Eine Jahresgeſellſchaft bilden. 

(Nr. 7087.) 63*® Die 


Die Rechte der Pfandbrief-Inhaber werben durch dieſe Eintheilung nicht 
berührt. Ihnen in m Gemähbeit der im —— Belrmung be 
gemeiniame Rei verhaftet derielbe erleiden ne 
werden nicht von der Jahresgejellſchaft, welcher der den Berluft veranlafjende 
Gumöbeiger angehört, ſendern ren allen Jahresgeſellſchaften getragen. 


5 33. 

Der Verwaltungsfonds wirt gebildet: 

a) aus den Meldegebühren $ 4.), 

b) amß ben jährlich mir cm Dieriel Yirogent bed eingetzagenen Darlehns 
den Grundbeñtzern zu leiſtenden Beiträgen ($. 10.), 


c) au8 ben aufrrorbmnificen Ginmabenn ber Wiantbrieftofe 
$. 34. 


Zu den auferordentlihen Einnahmen (6. 33.c.) gehören auch die fen 
der disponiblen Beiläinde der Piandbriefkaſſe, welche umbeichadet der Möglich 
dei pieleihen Faeryit Ritiig zu machen, von dem Pfandbriefamt zinsbar und 


6. 33. 
Aus dem Bensaltungsfonds werden die perfonelln und ſächlichen Koſten 


der Geſchä des PVfandbriefamtes beftritten. 
Ehonige Ucherfdäfte —— an den Reſervefonds abzuführen. 


§. 36. 
Der Reſervefonds wird gebildet: 
a) aus den Eintittsgeldern, welche nach $. 5. Nr. 2. mit zwei Prozent des 
dargeliehenen Kapitals zu entrichten j 
een ae (enden Beitränen (6.10 le bie Wrmnbbrieftae fofor 


befitern zu 10.), welche die Dfanbbri rt 
nad den —— zum ——6 bauführen * aelaſſe ſop 


c) aus den etwaigen Ueberſchüſſen des Verwaltungsfonds ($. 35. Alinea 2.); 
d) aus den Zinfen der geleifteten Vorſchüſſe ($. 16.); 
e) aus den Zinfen feiner eigenen Beftänbe. 


$. 37. 

Die Einnahmen des Refervefonbs, ($. 36.), weicher ach Da aßgabe * 
Erwerbung von Grundſtücken verw 

Berliner fand andbriefen zinsbar anzulegen. “ mie . " 
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* rn ’ 
6. 38. “ 4 ra » 


.Am Schluſſe eines jeden Jahres wirb das Guthaben .einer „jeden Jahres» 
geſellſchaft 32.) an dent vorhandenen Pfandbriefbeftande nach Verhältniß der 
von einer'jeden zu dem Reſervefonds geleifteten Beiträge feftgeftellt md innerhalb 
einer jeden SJahreögefellihaft auf die zu derfelben gehörigen Grundftüde nad) 
Maaßgabe der auf denfelben eingetragenen Darlehne vertheilt. Die baar vor- 
handenen Beträge unter 100 Thaler bleiben von der Bertheilung ausgefchlofien. 


$. 39. 


: Sobald da8 Guthaben einer Jahresgeſellſchaft an dem Pfandbriefbeſtand 
des Mefervefonds fünf Prozent der auf den Grundftüden derfelben eingetragenen 
Darlehne erreicht hat, werden die von den Mitgliedern diefer Jahresgefellichaft 
jährlich mit ein Wiertel Prozent de eingetragenen Darlehns ($. 36. b.) zu ent- 
rihtenden Beiträge dem Amortiſationsfonds überwiefen. 


$. 40. 


Sobald der jährlihe Abſchluß ($. 38.) ergiebt, daß der Antheil einer 
Jahresgeſellſchaft an dem Pfandbriefbeftande des Nefervefonds zehn Prozent der 
auf den Grunditüden ihrer Mitglieder eingetragenen Darlehne erreicht hat, fließen 
die Zinfen von dem fortan nicht mehr wachfenden Antheile diefer Gefellichaft am 
Reſervefonds zu Gunſten derfelben zum Amortiſationsfonds. 


$. 41. | 


Wenn der im $. 40. vorgefehene Fall eintritt, fo ift nach dem Abſchluß 
des Verwaltungsfonds feitzuftellen, welcher Theil der etwaigen Ueberfchüfje 
deffelben denjenigen SJahresgefellfchaften, deren Antheil am Nefervefonds die Höhe 
von zehn Prozent erreicht hat, nad) Verhältniß der von den aitgliebern diefer 
re FFelſ‚haften zu dem Verwaltungsfonds geleiſteten jährlichen Beiträge gut— 
zuſchreiben ift. 

Diefer Theil der Ueberfchüffe des Verwaltungsfonds fließt nicht zum Re- 
fervefonds, fondern zu Gunften der betreffenden Sahreögefellichaften zum Amor: 
tiſationsfonds. 


$. 42. 
Der Amortiſationsfonds wird gebildet: 


a) aus den mit ein halb beziehungsweife ein Viertel Brozent des Darlehns 
zu zahlenden Tilgungsbeiträgen der Grundbefiger ($. 5. Nr. 3.); 
b) au8 den freiwilligen oder nothwendigen baaren Kapitalzahlungen der 
Grundbejiter; | 
ce) aus den Beiträgen derjenigen Jahresgeſellſchaften, weiche nad) $. 39.- dem 
Amortifationsfonds zufließen, ö Ä 
(Nr, 7087.) Diefe 


Diee int am Schiſſe eines halben Trek rre ber Vaebrief- 
tafie am den Amortiictieniiends abpehilmen; 


— — 
an des Reierre⸗ % 4. wu 5 Senn Zmerunds 
41.3; 


e, aus den Zinſen der getilgten Ynderide 

— 7 iherciien M 
briefe, welche zon dcr Öcmabkrijern — Semi gr 
geben werben '% 11 6. 48, mat Dirjemgen, weide im saile Dei $ 4. men 2. 
aus bem Reiervefouhs mummoemmmen werben. 







5 43. 
Der am Schlufſe eines halben Jabres nach $ 12. ũd ap emo 
Se Amortiſationsfends, ſeweit derielbe mict in Viantbricien beſct: iewei 
ce er er burch 100 tbeilbat, in zur Emlöhmg ren Tiandbricien img 
Die mit dieiem Beilande duch buare Zahlımg zu nlamsten meinen 
points werben tur bas Loos beiimmm und den haben zum 2 Jamnar 


— 
Die mus drei Monate vor den Cinicunzstereme ertehgen. 
SH darch treimalige Juſerrien im bie für die Beizmunmschengen 
Des —— — beñimmten oñentlichen Bıirer. Die erne Belanachung 
nu mindeftens drei Nonate, die legte meınbeitens drei Wochen vor tem Zabbinge 
termin erfoigen 


SR 
„W 





$ 4. 


Die gelimbigten Wandbriete zuaften zur Verjallzeit nebnn den noch mich 
fälligen Sumoas in fnrsfähigem Zuflande eingeliefert werden. Der Berry der 
fehlenden Kurens wird ren der Einlöiungiradısa m Abzug gebracht 

Die Valuta der nicht eingebenten Prandbriefe bleibt bis nach Ablauf der zu 
denielben verabreichten Kurens- Serie im Gewabriam dei Veran: ; Dice Devoiita 
werden zu Gunften des Amortiſatiensfends zinsbar angelegt und ibte Beftaͤnde, 
jedoch nur tem Kapitalketrage nach, und nad Abzug der nicht beigebrachten 
Kupons, nach Ablauf — Zeit und falls die Einlötung nicht früber erfetat iſt, 
bei dem Koͤniglichen Stadtgerichte zu Berlin eingezabli, welches denmacht Die 
Amcortifation Der nit eingegangenen Pfandbriefe zu veranlatten but. Die Koften 
diefes Verfahrens trägt der ; fie finb aus der Deponirim Mae zu ent- 
nehmen. 

$ 45. 

Vermutung Die eingelöften, fowie die am 2. Januar rein. 1. Juli im Bei des 
ber. eingeldürn Amortifationdfends befindlichen Mlanderiete ‘&. 42.) ſind mit den gehörigen 
Piunberik. unons und Talond von ber Direfion in Ge enwart des Magiftvate ——*—*—* 

($. 60.) und Zweier von bem engeren Ausihuife ($. 64.) au deputirender Mit- 
glieder defjelben durch Feuer zu Ich 
er 





| 
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„Ueber die erfolgte. Vernichtunget iſt Seitcus des Pfandbriefamtes eine 
öffentliche Bekanntmachung zu etlafſen 


ren , “ . * * 
S. 46, er 


Die Summe der zu jedem Amortifationstermine ausgelooſten und angefün- Gutfgreisung 
digten Pfandbrief-Forderungen, abzüglich desjenigen Betrages, ‚welcher vermittelft ber Pr 
der von den Grundbefigern in baarem Gelde äeleifteten Kapitalzahlungen getilgt sriefe. 
worden ift (vergl. $. 48.), wird an jedem diefer Termine auf die einzelnen Jahres⸗ 

llſchaften nach Verhältniß desjenigen, was eine jede. vom ihnen durch die jährlichen 

ionsbeiträge ihrer Mitglieder und aus dem Reſerve⸗ und Verwaltungs⸗ 

fonds bi8 zum Verloofungstermine zum Amortifationfonds beigetragen. hat, inner- 

halb einer jeden einzelnen Jahresgeſellſchaft aber auf die zu derjelben gehörigen 

Grundftüde nad) Verhältniß der auf denfelben eingetragenen Darlehnsſchuld ver- 
theilt und jedem Grundftüd der fo repartirte Betrag gutgefchrieben. 


$. 47. 


Der Antheil eines beyfandbrieften Grundſtücks an dem ber betreffenden In welden 

Jahreögefellfchaft am Nefervefonds zuftehenden Guthaben ($. 38.) fällt,. wer Grnpgenker 
der Schuldner angehalten wird, da8 Darlehn ganz oder theilweife zurüczuzahlen, fein Antheil am 
ftet8 ganz oder verhältnigmäßig an fämmtliche — dergeſtalt zurück, nk 
daß Ar Antheil der nächften zur Vertheilung kommenden Pfandbriefmaſſe wire. 
mwächft. .. 
. Bei freiwilligen Zurüdzahlungen wird, werm der Antheil des Grundſtücks 
am Reſerve- und Amortiſationsfonds bereit® 10 Prozent der auf demfelben ein: 
geiragenen Darlehnsfumme erreicht oder überfteigt, dem Ablöfenden fein Antheil 
am Reſervefonds ganz, oder bei Partial:Ablöfungen verhältnigmäßig angerechnet, 
jedoch nur infoweit, als der in Betracht kommende Antbeil durch 100 theilbar 
iſt. Diefer Deirag defielben wird in Pfandbriefen aus dem Reſervefonds ent: 
nommen und zur Tilgung verwendet. 


$. 48. 


Im Uebrigen ift außer dem Falle des $. 11. bei freiwilligen wie noth- Die Rüdzap- 
wendigen Rüdzahlungen nad) der Wahl des Schuldners Baarzahlung oder An⸗ Lungen germäht- 
gabe von nicht audgelooften Pfandbriefen an Zahlungsftatt zuläffig. Kennen ine 

Wird Baarzahlung gewählt, jo wächft die zu zahlende Ablöfungsfumme fanböriefen 
dem der nächften usloohung zu Grunde zu legenden Amortifationdfonds zu und gerbe erfolgen. 
der Baar abzulöfende Betrag der Pfandbrieffhuld muß deshalb bis zum Ein- 
löſungstermine der gefündigten Pfandbriefe verzinft werden. 


$. 49, | 
Sobald von dem im Hypothekenbuche eingetragenen Pfandbrieffapitale Wann und 


mindeftend 10 Prozent amortifiet find, kann auf Höhe dev Summe, welche fi —— über ben 
ergiebt, wenn BE amortifizten 
a) der amortifirte Betrag und | Su Verfü 


u 
(Nr. 7087.) b) der gen famn. 


| — 464 — 
b) der Antheil ded Grundftüds am Refervefonds, 


jeder von beiden jedoch nur in foweit, als fie durch 100 theilbar find, zufammen- 

erechnet wird, von dem Beſitzer des bepfandbrieften Grundſtücks entweder 
Esfchungsquittung oder Ceſſion, vorbehaltlich der Priorität für den Ueberreft des 
Pfandbriefdarlehns, oder ein neues Pfandbriefdarlehn verlangt werden, dies 
lebtere jedoch immer nur nach vorangegangener Revifion und abermaliger Felt: 
fegung des Werthes des Grundſtücks. 


$. 50. 


in in beiden Fällen wird der in Anrechnung kommende Antheil am Referve: 
Betreff dei Re fonds in Pfandbriefen aus demfelben entnommen und zur Tilgung verwendet, 
enertifations. während der durch 100 nicht theilbare Ueberreft zu Gunſten fämmtlicher Jahres- 
fonds, en der nächſten zur Vertheilung kommenden Pfandbriefmaffe ($. 38.) 
um . 
| Der dur 100 nicht theilbare Ueberreft de8 amortifitten Betrages der 
Nfandbrieffhuld wird ebenfalld auf ſämmtliche Sahreögefellfchaften mit der zu- 
nächft zu repartirenden Summe der audgelooften und gefündigten Pfandbriefe 
vertheilt. 


$. 51. 


Berpflichtun. in beiden Fällen — «8 mag Löſchungsquittung refp. Ceffion über den 
an getilgten Nfandbriefbetrag oder Krediterneuerung verlangt werden ($. 49.) — 
Golde ber Ger beginnt bezüglich des Ueberreftes der Pfandbriefihuld vom 1. Januar des lau- 
fägung über fenden Jahres ab die Amorkifation und die Beifteuer zum Reſervefonds ($. 5. 
table Nr. 1.) von Neuem. Der Befiher des bepfandbrieften Grundſtücks fceidet alf 
Schulb. auch mit dieſem Ueberreſte feiner Pfandbriefſchuld aus der früheren Jahresgeſell— 
fhaft aus und tritt mit demfelben in diejenige ein, welche eben in der Bildung 

begriffen ift. 

Demnad) Bat derfelbe, 
a) wenn er Löſchungsquittung verlangt, bezüglich de nicht zu quitticenden 
Betrages, 


b) wenn er dagegen Krediterneuerung verlangt, bezüglich ded ganzen im 
Hypothefenbuche eingetragenen Pfandbriefdarlehng, | 


urkundlich anzuerkennen und in das Hypothekenbuch eintragen zu laffen: 


daß er vom 1. Januar des laufenden Jahres ab die fünf Prozent 
Zinſen und den mit $ beziehungsweife Prozent des Darlehns zu leiftenden 
Tilgungdbeitrag wie von einem ganz neu ausgefertigten Pfandbriefdar- 
lehn in Gemäßheit der Beitimmung des $. 5. Nr. 2. und des $. 31. 
zu entrichten babe. 


Außerdem ift der Befiter des a ie Grundftüds in beiden Fällen 
verpflichtet, auch die Beitrittögebühren ($. 5. Nr. 1.) von Neuem zu iohlen so 
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$. 52, 


:Die Angelegenheiten des hfanbbeief. Stätte werden unter Aufficht des Verwaltung 
in, ı 


Magiftratd der - und Refidenzftabt 
tale, —S kontrolirt ur 


4 


die Direltion, 
den engeren Ausſchuß, 
den Ausſchuß, 
or die Beneralverfammlung. 
0 683, 
Die Direktion befteht aus einem Direktor und drei Räthen, von denen 
Einer (der Syndikus) die Qualifikation zum Richteramt . &ie ver 


tritt unter dem Namen: »dad Berliner Pfandbriefamt⸗ das Berliner Aefandbrief 


nftitut in allen Rehtögeichäften, auch in folchen, bei welchen Die Geſetze eine 
pezialvollmadht erfordern. 


S. 54. 


Der Direktor leitet die Gefchäfte des Pfandbriefantes, führt bei den Be. 
en tettion ben Vorſiß und feine Stimme giebt bei Stimmengleich⸗ 

en ag. | 
he In lnefeißeit und Behinderungsfällen wird er von dem Syndifus ver: 

en. 
6. 55. - | 

Die Direktion wird durch vier Bauverftändige unterjtüßt, welche die Dua- 
lifikation für da8 höhere Baufa haben müſſen. 

Die Mitglieder der Direktion und die Bauverſtaͤndigen dürfen unter ein⸗ 
ander nicht in ſolchem Grade verwandt oder verfchwägert fein, daß dadurch nad) 
allgemeinen gefeglichen Beltimmungen ihre Glaubwürdigkeit ald Zeugen vor Ge: 
richt ausgeſchloſſen oder geſchwächt würde. 


$. 56. 


Der Dragifkeal der Haupt- und Refidenzftadt Berlin ernennt den Direktor 
md die Räthe des Wfandbriefamtes, fowie die Bauverfländigen. | 

Er beflimmt die Höhe der Gehälter und die fonftigen Anftellumgsbedin- 
ungen. | 
gung Die Anſtellung des Direktors, der Raͤthe und der Bauverſtaͤndigen darf 
böchftend auf die Dauer von zwölf Jahren erhoigen. 

Venfionsanfprüche dürfen weder den Dritg iedern der Direftion, noch den 
Bauverftändigen, noch den Beamten des Pfandbriefamtes zugeflanden werden. 


Zehrgang 1868. (Nr. 7087.) 64 $. 57. 


eip. feines Kommiſſars ver, mb Derkreung 


*— | 


6. 37. 
Das erforderliche onal an Zubaltern- Kaſſenbeamten wird 
—— Din angel u Nic Aufielfimssbehingungen von ihr 
Zur Anfellung des Rendanten und Kontroleurs iſt Die Genehmigung bes 
Magiſtrats einzuholen 


G. 98. 


Sãmmtliche Beamte, mit Einfluß der Direfiiondmitglieder, fonnen unter | 
denſelben Bedingungen, melde das Geſetz vom 21. Juli 1852., betreffend die Ä 
Dienftvergeben der nicht Beamten (Geſetz⸗ Eammil. ©. 465.), vor: | 
Ichreibt, auß ihren Memtern, entlaflen und zefp. on een In aRenat werben. 
if ber Wräfbent her Königlichen po —F N hs Se Einli 2 
i zu Po t, eitung 

ber Diöziplinarunterfuhung zu —— den Unterſuchungskommiſſar zu 


Die Eusreniion erfolgt erh emen Beichluß der Königlichen Regierun 
zu Potsdam ($. 24. Nr. 2 D.). ub i ie 
Ueber die Entlafjung entfheidet in den in dem gedachten Gefehe Ge 
ſchriebenen Formen in erfter Inflanz die e Königliche Regierung zu Potsdam 
zweiter Inſtanz das Königliche Staatsminiſterium. 
n allen Fällen, wo das Geſetz vom 21. Juli 1852. die zwangdweiſe 
— uaßt ($- 88.), — —ES des Rekurſes an das Königliche 





5 aatörmi erium die einfache Entlaftung durch die Königlihe Regierung zu 

0 

te£.: Die Entlaffung (Alinea 3. und 5. alle dem Entlaſſe⸗ | 
hen ne — gewährten An a —— daß alle 


Betreff von — Verweiſen und Ordnungsſtrafen finden eben- 
falls w "Borfchriften des Geſetzes, betreffend die Dienftvergehen der nicht richter: 
lichen Beamten, vom 21. Juli 1852. Anwendung. 


$. 59. 


Der Direktor und die e Räthe des Pfandbriefamtes, fowie die Bauverftän- 
digen werden nad) der für den Dienfterd mittelbarer Staatsbeamten bergefchrie. 
benen Eideönorm bei ihrem Amtsantritt von dem Kommiflariud des Magt 
($-. 60.), die Subalten- und Kafjenbeamten von dem Direktor in Eid und Mühe 
genommen. 





6. 60. 

Der Ma Der Borfigende des Magiftratd der Haupt- und Refidenzftadt Berlin 
giſtrats Kom ernennt aus den Mitgliedern defjelben einen beftändigen Kommiſſarius zur fpeziel- 
ee 7 Beauffeht g der Gefchäftsführumg des Pfandbriefamtes. 

—** iſt befugt, den Sizungen der Direktion des Aus: 
ſchuſſes ges der Generalverfammlung beizuwohnen und jeden Beichluß, u 
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nach feiner Anſicht die Geſetze, das Statut oder die Intereſſen des Inſtitutes ver- 
letzt, zu fuöpendiren. 

Er hat, wenn er von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht hat, an den 
Magiſtrat zu berichten, welcher darüber enticheibet ‚ ob der fuspendirte Befchluf 
aut Ausführung gelangen foll. 

Gegen die Entjcheidung des Magiftratd findet nur der Rekurs an den 
Minifter des Inmern ſtatt. oo at 0 

$. 61. 


Der Ausſchuß befteht aus Deputirten der Grundbefiger. Der Ausſchuß 
Die Zahl der Deputirten foll der Anzahl der vorhandenen ftädtifchen und bie Ger 
Sruerfogetäts Reviere entfprechen. . W un leaman 
ie Generalverfammlung beſteht aus von den Grundbeſitzern aus ihrer 
Mitte zu deputivenden Mitgliedem und es follen in derſelben die Befiker der 
bepfandbrieften Grundflüde jedes Feuerſozietäts-Revieres duch drei Deputirte 
vertreten fein. | 
$. 62. 
An jedem der ftädtifchen Feuerſozietäts-Reviere wird von den Beſitzern Wahlen ber 
ber in demfelben bepfandbrieften Grundflüde aus deren Mitte ein Deputirter zrnboeiter 
und ein Stellvertreter zum Ausſchuß und drei Deputicte und drei Stellvertreter [Gu$ und für 


e Generalver- 


zur Generalverfammlung gewählt. Ä Ä ie 
Die Sal erfolgt auf ſechs Jahre. Für die während diefer Zeit etwa" -s 
auöfcheidenden Deputirten find die Stellvertreter einzuberufen. 


6, 


Die Wahl wird von dem Magiftrat angeordnet und in jedem Reviere 
durch einen von ihm zu beflimmenden Gemeindebeamten geleitet, welcher einen 
totofollführer aus der Zahl der ſtimmberechtigten Grundbefiter zuzuziehen bat. 
ie gefchiedt im der Art, daß jeder der erſchienenen Wähler in dem erften 
MWahlaft einen Stimmzettel mit dem Namen zweier von ihn für den engeren 
Ausſchuß zum Deputirten und Stellvertreter beftimmten Kandidaten, in dem 
weiten Wahlaft einen Stimmzettel mit dem Namen von ſechs von ihm für 
ie Generalverfammlung zu Deputixten und Stellvertretern beftimmten Kandi— 
daten abgiebt. Ä 

Don denjenigen beiden Kandidaten, welche in dem erften Wahlgang die 
abfolute Mehrheit und die meilten Stimmen erhalten haben, tft der, welcher weniger 
Stimmen wie der andere erhalten, ald zum Stellvertreter berufen zu be 
trachten. 

Von benjenigen ſechs Kandidaten, welche im zweiten Wahlgang die ab» 
folute Mehrheit und die meiften Stimmen erhalten haben, find die drei, welche 
unter diefen ſechs Kandidaten die meiften Stimmen erhalten haben, ald zu De- 
putitten bei der Generalverfammlung, die drei, welche jenen in der Stimmen- 
zahl am nächiten kommen, ald zu deren Stellvertreterin gemählt zu betrachten. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. Iſt bei dem erſten Sfru- 
tinium eine abfolute Mehrheit nicht erreicht, fo ift zu einer engeren Wahl 

(Nr. 7087.) 64* zu 
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ſchreiten, auf welche von den Kandidaten, die die mehrſten Stimmen erhalten, 
oppelt ſo viel Kandidaten zu bringen ſind, als Stellen noch zu beſetzen ſind. 
Das Wahlrecht muß in Perſon peut werden; nur die Vertretung der 
Ehefrauen durch ihre Ehemänner, der inberjährigen duch die Väter und Vor⸗ 
münber und der moralifchen Perfonen durch eigends zu beftellende Bevollmächtigte 
i ig. | | 
N I Einladung zu den Wahlen erfolgt durch die für die Bekanntmachungen 
des Pfandbriefamtes ($. 70.) beftimmten Zeitungen. | 


$. 64. 


Der engere Der Ausſchuß erwählt aus feiner Mitte einen engeren Ausſchuß von ſechs 
“usfhuf. Mitgliedern. Diefer engere Ausſchuß teitt regelmäßig alle drei Monate unter 
dem Vorſitz des Jineomnmſariu— zuſammen. Er iſt durch denſelben in 
Kenntniß von den Geſchäfts⸗ und Kaſſenverhältniſſen zu erhalten und hat den 
ordinaiten und extraordinairen Kafjenrevifionen durch die von ibm zu denfelben 
u deputirenden Mitglieder beinummo nen. Er bat die Beichlüffe des weiteren 

fchufjed über den Etat und die Rechnung vorzubereiten. 


$. 65. 


Verſammlun⸗ Der weitere Ausſchuß tritt jährlich zu einer Sitzung zuſammen. 
Fig Er ertheilt 


ſchuſſes. a) die Decharge über die Rechnung und regulirt die Etats. 
Der erſte Etat wird von der Direktion unter Genehmigung des 
Magiſtratskommiſſarius feftgeftelt. Er bleibt in Kraft bis zum Be 
ſchluſſe des zuerft einzuberufenden Ausfchufjes ; 
b) Beſchwerden über die Direktion in materieller und formeller Beziehung 
if er anzunehmen befugt und fie, mit feinem Gutachten begleitet, dem 
agiſtratskommiſſarius unter Vorbehalt des Rekurſes an den Magiftrat 
zur Entjcheidung vorzulegen; 
c) er hat dad Recht zu Vorſchlägen auf Abänderungen des Statuts; 


d) er nimmt den über die Verwaltung des ganzen Inſtitutes jährlich) von 
der Direktion zu erflattenden Bericht in Enplang" 


Die etwaigen Bemerkungen über denfelben bat er zur weiteren Veranlaffung 
an den Magiſtratskommiſſarius gelangen zu lafjen. 


6. 66. 


Die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes ($. 65.) werden nad) einfacher Stimmen- 
mehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit giebt die Stimme des den 
Fahren nad) älteften Mitgliedes den Ausſchlag Sie find dur den Kommifla- 
rius dem Magiftrat zur Kenntnißnahme reſp. Beftätigung vorzulegen. se 
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$. 67. 


Die orbentliche Generalverfammlung findet alle drei Jahre ftatt. Sufanmen- 

Eine außerordentliche Berufung derfelben Tann duch den Magiftrat er- le ene 
folgen. Sie muß erfolgen, wenn der Ausſchuß Dies beantragt. ung. 

Die Berufung erfoldt Seitens des Rogiſuats durch die für die Bekannt⸗ 
machungen des Pfandbriefamtes beſtimmten tter. Ihr wird ein von der 
Direktion erſtatteter ſchriftlicher Bericht über die geſammte Lage des Inſtitutes 
und der zu ihrer Beſchlußnahme geſtellten Vorlagen erſtattet. 


§. 68. 1 
Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung werden vom Magiſtratskommiſ⸗ 


ſarius dem Magiftrate eingereicht, weicher diejelben, fofem fie Aenderungen des 
Statutes bezwecken ($. 72.), dem Minifter des 


Innern mittelft gutachtlichen 
Berichts vorzulegen hat. | ur 
$. 69. lt 
Dem Dregifteatelommiferius fteht jederzeit frei, von dem gefammten Der Mu 
Geſchäftsgange Kenntniß zu nehmen, ſaͤmmtliche Akten und Bücher einzufehen gikets - Kom 
und die Kaffen zu revidiren. bet bie anf 
Beſchwerden fowohl über die Verwaltung und den Gefchäftsgang, al8 aflang im Ber 
auch über Mitglieder der Direktion werden von ihm geprüft und erledigt. chwerdeſachen. 
Von ſeinen Anordnungen findet die Berufung an den Magiſtrat im Wege 
der Beſchwende Mat cheidung des Magifſtret ſteht de Veſchwerdei 
egen die eidung iſtrats ſte m Be eführer der 
Rekurs an den Minifter des Innern offen. | hr 
§. 70. 
Die Blätter, durch welche die öffentlichen Bekanntmachungen des Vereins Organe für 
erfolgen müffen, find: | bie, Sentlicen 
1) der Königlich Vreußifche Stantdangeiger machungen. 
2) die National⸗Zeitung, 
3) die Börfen-Seitung, 
4) die Voffifche Zeitung, 
5) die Speneriche Zeitung und 
° 6) die Bank: und Handels-Seitung. 
Sollte eines diefer Blätter eingehen, fo beftimmt die Direktion dasjenige 
Blatt, welches an defien Stelle treten ſoll und macht die getroffene Wahl in 
den bisher benutzten Blättern bekannt. 
$. 71. 
Die nöthigen Gejchäftsreglements werden, bis das Pfandbriefamt vol- guzar. 
(Nr. 7087.) | flän- Reglemente, 
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ändig organifirt iſt, von dem Magiftrate, demmächft von der Direktion na 
—— ias Genehmigung derfelben durch den Magiftrat erlaffen. i 


. 72. 


Abänderung - Abänderungen dieſes Statuted, wozu auch) die im $: 7. vorgefehene Abän- 
ber Statuten. derung ded Zindfußed der Pfandbriefe gehört, find von der Generalverfammlung 
zu beichliegen. Sie bebfrfen der Genehmigung bed Staates. 


$..73. 


Uebergangs- Bis die Organifation des, Pfandbriefamte in Gemäßheit dieſes Statutes 
Beftimmungen. zur Ausführung gelangt ift, veraltet eine von dem Magiftrate interimiſtiſch 
einzufeßende Direktion die Sefoäte des Nfandbrief - Inftitutes. 
Die interimiftifh vom Magiftrate eingefehte Direktion bat alle Rechte und 
Pflichten, we ne in diefem Statute dem Berliner Ve beigelegt find. 
Sie vollzieht ihre fügen en und die Ausfertigung von Dandbriefen 
unter der Firma: „Das Berliner Bfandbriefamt,« 


6. 74. 


(a BE Be BE Su 
Während diefes Interimiſtikums ($. 73.) werden die Geſchäfte der Bau 
verftändigen und der Unterbeamten durdy die von dem Magiftrate für die Ueber- 
nahme derfelben zu beflimmenden Perfonen verfehen. 
Die denfelben zu gewährenden Remunerationen und die von den Kaſſen⸗ 
beamten zu beftellemden Kautionen werden von dem Magiftrate feſtgeſtellt. 
Die Dokumente des Pfandbrief-Inſtitutes werden bis dahin wo das 
Dfambbriefamt im Beſitze eigener dazu geeigneter Lofalitäten fein wird, in dem 
epofitorium des Magiftrats afjervirt. | 


$. 75. 


Die Gefchäftsfoften, foweit fie vorläufig aus den Beiträgen der dem 
Pfandbrief⸗Inſtitute beigetretenen Grundbefiger zum Verwaltungsfonds nicht be- 
ftritten werden fünnen * die Stadt⸗Hauptkaſſe vor. 

Sie ſind derſelben aus dem Verwaltungsfonds des Pfandbrief⸗Inſtitutes 
zu om ‚ fobald die laufenden Einnahmen deffelben die laufenden Ausgaben 
uber eigen. 

evor die Vorfehüffe der Stadt⸗Hauptkaſſe nicht vollftändig getilgt find, 
tönnen Ueberfchüffe aus dem Verwaltungsfonds an den Refernefonde $. —— 
nicht abgeführt werden. | 


- * 
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Berliner Pfandbrief 


über 


= 
* 
* 
* 


Das Berliner Pfandbrief- Inftitut ſchuldet dem Inhaber dieſes Pfand— 
briefes die Summe von ............... Thalern, welche in Gemäßheit der 
: Statuten des Berliner Pfandbrief -Inftituted mik vier und einem halben 
, Prozent für das Jahr verzinft wird. 

| Der Pfandbrief ift von Seiten des Gläubigerd unkündbar. Er fann 
' von Seiten des Pfandbriefamtes nur in Folge voraudgegangener Ausloo- 
fung Behufs der flatutenmäßigen Amortiſation und nad) vorangegangener 
ı dreimonatliher Kündigung zum Nennwerth eingelöft werden. Die Kündi⸗ 

ı gung gefchieht durch Die für die Bekanntmachungen des Pfandbriefamtes 

| beftimmten öffentlichen Blätter. 

| Die Zahlung der Zinfen erfolgt nur gegen Beibringung der befon- 

| ders ausgefertigten Zinskupons. 


Berlin, den ..ten Januar 18.. 
Crockenes Siegel.) 
Das Berliner Bfandbriefamt. 
(Drei Unterfhriften.) 


| Eingetragen in da8 Pfandbriefbud 

| Fol...... AR... 

| N.N. 
Buchhalter. 
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§. 4. 
Die Meldung zu ber rũfung bat g luß des lebt alb⸗ 
j aloe. der Univerftätöftubien nes in * aegen Chlub be Sabre zu 


§. 5. 

Die Meldung zu der en Prüfung foll erfolgen, wenn feit an Ber 
ftehen der erſten Dräfing ilbeftens zwei Sabre verfloffen find, und — Kandidat 
das 24ſte Lebensjahr vollendet Es 

en, welche diefe ung inmerhalb vier = Jahre, vom Beſtehen der 
erften Prüfung an gerechnet, nicht vornehmen, follen daran erinnert und können, 


“ wenn fie dieſer Erinnerung nicht ht Innerhalb eined Jehres Folge geben, von der 


Liſte der Kandidaten geſtrichen w 


§. 6. 
Aus beſonders dringenden Gründen kann das Landeskonſiſtorium mit Ge⸗ 
nehmigung des Miniſteriums der geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten ein 
ge an des vorgefchriebenen Univerfitätsgeit (99. 2. und B.) erlaflen. 
ift daſſelbe ermächtigt, ausnahmämeite aus genügenden Gründen bie 
en 1 den beiden Prüfungen liegende Zwiſchenzeit 813 auf die Dauer eine 
—28 verfürzen und eine über Die Friſten des $. 4. verſpätete Meldung zur 
erfien Prü anzunehmen. 7. 


Zur Abhaltung der theologifchen Prüfungen werden bei dem KLandes- 
fonfiftorium und unter deſſen Leitung zwei Kommifionen gebildet, deren Mitglieder 


jedesmal wi die Dauer eine8 Jahres ernannt 
der Kommiffion für die erfte ee aufm muß wenigftens Ein Mit. 
lied Der —8 iſchen Fakultät zu Gö ich befinden, welches von dem 
i und Unterrichts⸗ ngelegenfeiten nad) Anhörung des 
—— —— ſtimmt wird. Die übrigen Kommiſſionsmitglieder ernennt 
das Landeskonſiſtorium mit Genehmigung des Miniſters der geiſtlichen und 
—— —— — vorzugsweiſe aus den geiſtlichen Räthen des Landes— 

Provinzialkonfiſtorien. 


6. 8. 
ur den Fe Die verfie en eh der Präafident des 
Bandes ftorium3 fur die v tedenen Prüfungen, beziehungsweiſe g⸗ 
termine den Vorſitzenden und die ſonſt Mitwirkenden nd der rt, ic — 
Drüfung fi) mindeſtens drei Mit ce —5 und unter denf em bei det 


erften Prüfung, von bejonderen Khfälten bg den „jebeömat ein N lied der 
Fakultät, bei der zweiten regelmäßig Fr eovinsiektonftksthums 
defien Beyile 3 et angehört, fich 
6. 9. 
Nur die Kandidat die zweite beſtanden haben 
Pfarrämtern wahl-, —— ——7 
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‚6. 30. 
Eine dritte Peifun fubet ferner. nicht ftatt. Das os anbesfonfiftorium 
jedoch, wenn es —* aus beſonderen Gruͤnden zur Sicherung eines an- 
—— — Urtheils für ale hält, und jeit ber. legten Prüfung eine längere 
Beit verfttithen ift, bei erften er bei Beförderungen ausnahms⸗ 
weiſe die Abhaltung eines — Kollogukns 18 Fordern. Ä 
$. 11. 

—— und I angel" luchetiſchen Betenntniſſes welche 
nicht der Pr —— angehören, können, wenn fie in ihrer Heimath als 
befäbigt —— iche Amt gelten, ohne eine nochmalige Prüfung zu Pfarr- 
Hannover gewählt, präfentirt oder Eircpemegimentlich 
berufen en werden. sin nbestonierhum tft aber vorbehalten, geeignetenfalls 
die tung eines Kolloquiums von denſelben zu fordern. 

anbidaten und Geiſtliche, welche wicht Dem hreufifchen Unterthanenverbanbe 
gen, Eönnen nıre mit Genehmigung des Minifrre der geiflihen Ange: 
Ingenheiten zu Mfarrämtern in en Tobi Hannover berufen oder beftätigt 


Jedoch ſtehen Kandidaten und Geiftliche, welche dem Gebiete des Nord. 
deutſchen Bundes angehören und das examen pro ministerio vor einer Preu- 
ßiſchen —— — beſtanden haben, in Anſehung ihrer Anftellungsfähigfeit 
den Preußiſchen Kandidaten gleich. 

$. 12. ‘ 
benuftrant Das Landesfonfiftorium tft mit der. weiteren Ausführung diefer Verordnung 
under Unferer Höoöchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Em 
Gegeben Bel, den 4. Mai 1868. 


(LS) Wilhelm. 
v. Mühler. 


— — — 





(Nr. 7089.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. Mai 1868., betreffend die Genehmigung des Be⸗ 
ſchluſſes des Generallandtages ber Weſtpreußiſchen Landichaft wegen 
Emiffion vier und einhalbprogentiger Pfandbriefe. 


YA. Ihren Bericht vom 2. d. M. will Sch den Beſchluß im 
Jahre verfammelt geweſenen Generallandtades ber —— — Landrat 
wegen a vier und einhalbprogentiger Pfandbriefe dahin genehmigen: 
Der eöeiher eined zum —— Landſchaftsverbande gehörigen 
Gutes farm bei deſſen Bepfanbbriefung die Ausfertigung und Ausrei ung 
von Pfandbriefen mit dem Zinsfuße von vier umd einem halben Pro- 
(Nr. 7088-7089.) 
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b) der Antheil de8 Grundftüds am Refervefonds, 


jeder von beiden jedoch nur in foweit, als fie durch 100 theilbar find, zufammen- 
gerechnet wird, von dem Beliker des bepfandbrieften Grundftüds entweder 

öfchungsquittung oder Ceſſion, vorbehaltlich der Priorität für den Ueberreft des 
Pfandbriefdarlehns, oder ein neued Pfandbriefdarlehn verlangt werden, dies 
lettere jedoch immer nur nach vorangegangener Revifion und abermaliger Feſt—⸗ 
jegung des Werthed des Grundſtücks. 


$. 50. 
Solgen biefer In beiden Fällen wird der in Anrechnung kommende Antheil am Referve: 


Bene bel Re fonds in Pfandbriefen aus bemfelben entnommen und zur Tilgung verwendet, 
[re fations- während der durch 100 nicht theilbare Ueberreft zu Gunften ſämmtlicher Jahres: 
fonds. en der nächiten zur Vertheilung fommenden Pfandbriefmafje ($. 38.) 
um . 
| Der durch 100 nicht theilbare Ueberreft des amortifirten Betrages der 
Nfandbrieffehuld wird ebenfalld auf fänmtliche Jahresgeſellſchaften mit der zu- 
Mr hu repartirenden Summe der auögelooften und gefündigten Pfandbriefe 
vertbeilt. 


$. 51. 


Berpflichtun. in beiden Fällen — 8 mag Löſchungsquittung refp. Ceffion über den 
as Grund getilgten Pfandbriefbetrag oder Krediterneuerung verlangt werden ($. 49.) — 
Folge der Ber beginnt bezüglich des Ueberrefted der —— * vom 1. Januar des lau- 
fügung über fenden Jahres ab die Amvrtifation und die Beifteuer zum Refervefonds ($. 5. 
va asatime Nr. 1.) von Neuem. Der Beſitzer des bepfandbrieften Grundftüds fcheidet alfo 
Schulb. auch mit dieſem Ueberreſte feiner Pfandbriefſchuld aus der früheren Jahresgeſell— 

ſchaft aus und tritt mit demfelben in diejenige ein, welche eben in der Bildung 
begriffen ift. 
Demnach Bat derfelbe, 


a) wenn er Löfchungsquittung verlangt, bezüglich des nicht zu quitticenden 
Betrages, 


b) wenn er dagegen Krediterneuerung verlangt, bezüglich ded ganzen im 
Hypothekenbuche eingetragenen Pfandbriefdarlehng, 


urkundlich anzuerkennen und in dad Hypothekenbuch eintragen zu laffen: 


daß er vom 1. Januar ded laufenden Jahre ab die fünf Prozent 
Zinfen und den mit $ beziehungsweife $ Prozent des Darlehns zu leiftenden 
Tilgungdbeittag wie von einem ganz neu ausge ettigten Vfandbriefdar- 
lehn in Bemäßpeit der Beitimmung des $. 5. Nr. 2. und des $. 31. 
zu entrichten babe. 


Außerdem ift der Befiter des bepfandbrieften Grundftüds in beiden Fällen 
verpflichtet, auch die Beitrittögebühren ($. 5. Nr. 1.) von Neuem zu iehlen 
5 
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| Die Angele enheiten des Pfandbrief⸗ nftitutes werden unter ht des Verwaltung 
Magiſtrats der —* und — rs in, t 


. feines Kommifjard ver- und 
waltet, beziehung veiſe Tontrolirt durch ep. Im — —— 
die Direktion, 

den engeren Ausſchuß, 
den Ausſchuß, 
die Generalverſammlung. 
| 8. 53, 
Die Direktion befteht auß einem Direktor und drei Räthen, won denen 
Einer (der Syndilus) die Qualifikation zum Richteramt . Sie ver: 


unter dem Namen: »das Berliner Pfandbriefamt⸗ das Berliner —— 
nftitut in allen Rehtögeichäften, auch in folchen, bei welchen die Geſetze eine 
pezialvollmacht erfordern. 


§. 54. 


Der Direktor leitet die Gefchäfte des Pfandbriefamtes, führt bei den Be. 
rathungen der Direktion den Vorfik und feine Stimme giebt bei Stimmengleid)- 


heit ben Musfhlag | 
net In Abweſenheit und Behinderungsfällen wird er von dem Syndikus ver- 
en. 


$. 56. 


Die Direktion wird durch vier Bauverfländige unterftüßt, welche die Dua- 
Iififation für das höhere Saulad) baben müfjen. 

Die Mitglieder der Direktion und die Bauverfländigen dürfen unter ein- 
ander nicht in ſolchem Grade verwandt oder verjhmäger! fein, daß dadurch nad) 
allgemeinen gefeklichen Beitimmungen ihre Glaubwürdigkeit ald Zeugen vor Ge- 
richt ausgefchloffen oder gefchwächt würde. 


$. 56. 


Der Magiftrat der Haupt- und Refidenzfladt Berlin ernennt den Direktor 
und die ee 8 Pfandbriefamtes, fowie die Bauverftändigen. | 

Er beftimmt die Höhe der Gehälter und bie fonfligen Anftellungsbedin- 
gungen. 


Die Anftellung des Direktors, der NRäthe und der Bauverfländigen darf 
böchftens auf die Dauer von zwölf Jahren erfolgen. 

Venfionsanfprüche bürfen weder den arg iedern der Direktion, noch den 
Bauverftändigen, noch den Beamten des Pfandbriefamtes zugeflanden werden. 


Jahrgang 1868, (Nr. 7087.) 64 $. 57. 
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$. 57. 


Das erforderlihe Perſonal an Subaltern- und: Kaflenbeamten wird nad 
een von der Direftion angeftellt und die Anftellungsbedingungen von ihr 
eftgeftellt. | 

Zur Anftellung des Rendanten und Kontroleurs ift die Genehmigung bes 
Magiſtrats einzubolen, 


$. 58. 


Sämmtliche Beamte, mit Einfhluß der Direktionsmitglieder, fünnen unter 
Senfelben Bedingungen, weldye das Geſetz vom 21. Juli 1852., betreffend die 
Dienftvergehen der nicht richterlihen Beamten (Gefeh- Samml. S. 465.), vor: 
ſchreibt, aus ihren Aemtern entlafjen und refp. von denfelben ſuspendirt werden. 

In Gemäßheit der Beftimmungen ded gedachten Geſetzes ($. 23. Nr. 2.) 
it der Präfident der Königlichen Regierung zu Potsdam befugt, die Einleitung 
der Disziplinarunterfuchung zu verfügen und den Unterfuchungsfommiffar zu 
ernennen. 

Die Suspenfion erfolgt durch emen Beichluß der Königlichen Regierun 
zu Potsdam ($. 24. Nr. 2. a. a. O.). hluß gierung 

Ueber die Entlaſſung entſcheidet in den in dem gedachten Geſetze vorge- 
“ fchriebenen Formen in erfter Inſtanz die Königliche Negierung zu Potsdam, in 
zweiter Inſtanz das Königliche Staatöminifterium. 
. Sn allen. fällen, wo das Gefek vom 21. Auli 1852. die zwangsweiſe 
enfionirung zuläßt ($. 88.), erfolgt vorbehaltlich des Rekurſes an das Königliche 
—— die einfache Entlaſſung durch die Königliche Regierung zu 
Potsdam. 
Die Entlaſſung (Alinea 3. und 5.) bat zur Folge, daß alle dem Entlaſſe⸗ 
nen vorher vertragsmäßig gewährten Anſprüche erlöſchen. 

In Betreff von Warnungen, Verweiſen und Ordnungsſtrafen finden eben- 
falls die Borfchriften des Gefeßes, betreffend die Dienftvergehen der nicht richter: 
lichen Beamten, vom 21. juli 1852. Anwendung. 


$. 59. 


Der Direktor und die Räthe des Pfandbriefamtes, fowie die Bauverftän- 
digen werden nad) der für den Dienfterd mittelbarer Staatöbeamten vorgefchrie- 
benen Eidesnorm bei ihrem Amtsantritt von dem Kommifjarius des Magiftrats 
($. 60.), die Subaltern- und Kaffenbeamten von dem Direktor in Eid und Pflicht 
genommen. 


$. 60. 


Der Ma Der Vorfigende ded Magiftratd der Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin 
giſtrats + Kom- ernennt aus den Mitgliedern defjelben einen beftändigen Kommifjariuß zur fpeiel- 
ſerins. fon Beauffichtigung der Gefchäftsführung des Vfandbriefamtes. 
Diefer Rommiffarius ift befugt, den Stgungen der Direktion, des Aus; 
ſchuſſes und der Generalverfammlung beizumohnen und jeden Beichluß, er 
na 
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nach feiner Unficht die Geſetze, das Statut oder die Sintereffen des Inſtitutes ver- 
legt, zu fußpendiren. 

Er bat, wenn er von diefer Befugnig Gebrauch gemacht hat, an den 
Magiftrat zu berichten, welcher Darüber entjcheidet, ob der fuspendirte Beſchluß 
zur Ausführung gelangen foll. 

Gegen die Enticheidung des Magiftratd findet nur der Rekurs an den 
Minifter des Imern ſtatt. B 

$. 61. 


Der Ausſchuß beiteht aus Deputirten der Grundbefiber. Der Ausfhuß 
Die Zahl der Deputirten foll der Anzahl der vorhandenen ftädtifchen und bie Ge 
Beuerfogetätd.Deviere entfprehen. Ä . une, Tamm 
ie Generalverfammlung befteht aud von den Grundbeſitzern aus ihrer 
Mitte zu deputivenden Mitgliedem und es follen in derfelben die Beſitzer der 
bepfandbrieften Grundflüde jedes Feuerſozietäts-Revieres durch drei Deputirte 
vertreten fein. | 
6. 62. 


In jedem der ftädtifchen Feuerſozietäts-Reviere wird von den VBelikern Wahlen ber 
der in demfelben bepfandbrieften Grundftüde aus deren Mitte ein Deputirter Fa 
und ein Stellvertreter zum Ausſchuß und drei Deputicte und drei Stellvertreter (gu und für 
ur Generalverfammlung gewählt. Kaum asraloer 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre. Für die während diefer Zeit etwa 
ausfcheidenden Deputirten find die Stellvertreter einzuberufen. 


$. 63. 


Die Wahl wird von den Magiftrat angeordnet und in jedem Reviere 
duch eimen von ihm zu beflimmenden Gemeindebeamten geleitet, welcher einen 
Brotofo führer aus der Zahl der flimmberechtigten Grundbefiher zuzuziehen hat. 

ie gejchießt in der Art, dab jeder der erfchienenen Wähler in dem eriten 
Mahlaft einen Stimmzettel mit dem Namen zweier von ihn für den engeren 
Ausfchuß zum Deputirten und Stellvertreter beſtimmten Kandidaten, in dem 
weiten Wahlaft einen Stimmzettel mit dem Namen von ſechs von ihm für 
ie Generalverfammlung zu Deputirten und Stellvertretern beftimmten Kandi- 
daten abgiebt. 

Don denjenigen beiden Kandidaten, welche in dem erften Wahlgang bie 
abfolute Mehrheit und die meiſten Stimmen erhalten haben, tft der, welcher weniger 
namen wie der andere erhalten, als zum Stellvertreter berufen zu be 

achten. 

Von benjenigen ſechs Kandidaten, melche im zweiten Wahlgang die ab» 
folute Mehrheit und die meiften Stimmen erhalten haben, find die drei, welche 
unter diefen fechd Kandidaten die meiften Stimmen erhalten haben, als zu De- 
putirten bei der Generalverfammlung, die drei, welche jenen in der Stimmen- 
zahl am nahen kommen, ald zu deren Stellvertretern gewählt zu betrachten. 

Bei Stimmengleichheit entfcheidet das Loos. Ei bei dem exften Sfru- 
tinium eine abfolute Mehrheit nicht erreicht, fo ift zu einer engeren Wahl 

{Nr. 7087.) 64* zu 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Dbligation 

des 
Roſenberger Kreiſes 
III. Emiſſion 

Littr..... MM ..... 

über 
......... . . . ... Thaler Preußiſch Kuraut. 
Au Grund des unterm ............... genehmigten Kreidtagsbefchluffed vom 


9. März 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 72,500 Thalern befennt fich 
die unterzeichnete Chauffeebau - Kommiffion Namens des Kreifes durch dieſe, für 
jeden Snbaber gültige, Seitens ded Gläubiger unfündbare Verfchreibung zu einer 
Darlehnsſchuld von ..... Thalern ar Kurant, welche für den Kreis kon⸗ 
trahirt worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen ift. 

Die Rückz Lund der ganzen Schuld von 72,500 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1872. ab allmälig innerhalb eined Zeitraumd von 32 jahren aud einem 
zu biefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigftend 14 Prozent des Ka⸗ 
pital8 jährlich, unter Zuwachs der Sinfen von den getilgten Schuldverfchreibungen, 
nad Maafgabe ded genehmigten Tilgungsplanes. 

Die Selgeorbnung der Einlöfung der Saulboerfehreibungen wird durch 
das Loos beftimmt. e Auebofung erfolgt vom Jahre 1872. ab in dem 
Monate Mai jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Ausloofungen zu verftärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverjchreibimgen zu fundigen. Die ausgelooften, fowie 
die gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchitaben, 
Nummern und Beträge, fowie de8 Termind, an welchem die —R erfolgen 
ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Belanntmachun erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungdtermine in den Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Marienwerder, in einer zu Königöberg und in einer zu Danzig 
ericheinenden Zeitung, fowie in dem Rofenberger Kreiöblatte. 

Bis zu dem Tage, wo a en das Kapital zu entrichten ift, wird 
e8 in halbjährlihen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von beute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzjorte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diefer Schuldverf reibung 

ei 
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bei der Kreis-Kommunalkaſſe in Roſenberg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibun 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der —** Fälligkeitstermine —* 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahre, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. $. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Roſenberg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifitt werden. Doc, foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kueiövermalhung annteldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
bafter Weife darthut, nad blauf der Verjährungsfrift der Betrag der ange- 
meldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 


Mit diefer Schuldverfchreibung find ........ balbjährige Zinskupons bis 
m Schluffe des Jahre ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden 
—R6* auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalfafje zu ofenberg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedrudten Talond. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Nushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 

Deffen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter 
ſchrift ertheilt. | 

Roſenberg, den . tm ......... 18.. 


Die Ehauffeebau - Kommilfion. 


(Nr. 7092.) | Pro⸗ 
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Provinz Preußen, KRegierungsbeirt Marienwerder. 


Ssinsfupon 
zu der 
Kreid-Obligation des Rofenberger Kreiſes 
II. Emiffion 
Litir....... 9, 
Über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
....... Thaler ....... Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinetupon⸗ empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
en ............... 8.. und ſpaäterhin die EI der vorbenannten Kreis⸗ 
Obligtion fü ben daß Salbiahr 10) is ............... mit 
.... ..... Thalern .......... Silbergroſchen bei der Kreis⸗ 
——— — zu Roſenberg. 
Roſenberg, den ..tm .......... 18.. 


Die Chauſſeebau-Kommiſſion. 


35 Diefer Zinskupon ift ungültig, 58 
„33 wenn deſſen Geldbetrag nicht inner- = 5 
832 halb vier Jahre nad) der Fälligkeit, & 5 
"3 vom Schluß des betreffenden Ka- SE 
"73 lenderjahres an gerechnet, erhoben 58 

* 3 wir. 538* 


Pro 
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Provinz Preußen, Regierungobezirk Marienwerder. 


TZalon 


Ä zur 
Kreis: Obligation des Roſenberger Kreiſes 
Tl Emiffion. | 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Rofenberger Kreifed 
Littr. ..... A ..... über .......... Thaler a fünf Prozent Sinfen 
die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis. 
Kommunalfaffe zu Rofenberg, fofern dagegen Seitens des al3 ſolchen legitimirten 
Inhabers der Obligation vorher fein fohriftlicher Widerfpruch eingegangen it. 
Roſenberg, den . tm ......... 18.. 


Die Chauffeebau : Kommilfion. 





(Nr. 7093.) Allerhöchſter Erlaß von 27. April 1868., betreffend die Verleihung der fisfalifchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauffeen: 1) von 
der Neufrug-Schöneder Kreis-Chauffee zwifchen Lipfhin und Plachtei über 
Alt- und Hoch⸗Paleſchken bi8 zur Schneidemühl-Dirihauer Eifenbahn bei 
Zblewo oder Pinſchin, 2) von Klein-Klinz an der Berent- Danziger Staats- 
Chauffee über Niedamowo bi8 an die Strafe ad ]. bei Alt- oder Hoch— 
Paleſchken, und 3) von Berent über Bee bis zur Carthauſer Kreis. 
grenze zum Anſchluß an die von dort nad Zudau führende Kreis-Chauffer, 
im Negierungsbegirt Danzig. 


Madsen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreife Berent, 
im Regierun sbezirk Danzig, beabfichtigten Bau der Chauſſeen: 1) von der Neu- 
frug-Schöneder Kreid. Chauffee zwifchen Lipfchin und Wlachtei über Alt- und 

och⸗Paleſchken bis zur Schneidemühl-Dirfchauer Eifenbahn bei Zblewo oder 

inſchin, 2) von Klein-Rlinz an der DBerent-Danziger Staatd-Chauffee über 
Niedamowo bid an die Straße ad 1. bei Alt- oder Hoch⸗Paleſchken, und 3) von 
Berent über Bee bis zur Carthauſer Kreiögrenze zum Anfchluß an die von 
dort nach Zudau führende Kreid-Chauffee, enehmict habe, verleihe Ich hierdurch 
dem Kreife Berent da8 Erpropriationdrecht für die zu dieſen Chauffeen erforderlichen 
Srundftüde, imgleihen dad Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unter 
baltung3 » Materialien, nad) Maaßgabe der für die Staatd-Chauffeen beftehenden 
Borfchriften, in Bezug auf diefe Straßen. Zugleich will Ich dem genannten 
Kreife gegen Uebernahme der künftigen hauffeemäßigen Unterhaltung der Straßen 
das Mecht zur Erhebung des Chaufjeegeldes nach den Beftimmungen des für die 
Staat3-Chauffeen jedesmal geltenden Syaufleege. Tarif?) ernfehließlich der in 
demfelben enthaltenen Beitimmungen über die Befreiungen, fowie der ſonſtigen 

(Nr. 7092-7094.) ie 
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die Erhebung betreffenden zufählichen Vorfchriften, wie .diefe Beitimmungen auf 
den Staat8-Chauffeen von Ihnen angewandt werden , bierducch verleihen. Auch 
follen die dem Chaufleegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftim- 
mungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachten Straßen zur An⸗ 
wendung fommen. | 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung zur öffentlicyen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 27. April 1868. 


Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. Handel⸗ 





(Nr. 7094.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Berenter Kreiſes im Betrage von 76,000 Thalern, III. Emiſſion. 
Vom 27. April 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Berenter Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 28. Februar 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten nach Aufnahme einer Schuld von reſp. 64,000 
Thalern und 31,000 Thalern (Geſetz⸗Samml. für 1857. ©. 133. und für 1862. 
©. 167.) erforderlichen Geldmittel im Wege einer ferneren Anleihe zu befchaffen, 
wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: p dieſem Zwecke auf jeden 
Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 75,000 Thalern auöftellen zu 
dürfen, da fich hiergegen weder im Snterefe der Gläubiger noch der Schuldner 
etwad zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Gefehed vom 
17. juni 1833. zur Ausftellung von Obligationen zum Betrage von 75,000 Tha- 
leın, in Buchſtaben: fünf und fiebenzig taufend Thalern, welche in folgenden 


Apoints: 
50,000 Thaler à 500 Thaler, 
25,00 +» &10 - 

nad) dem anliegenden Schema außzuferligen, mit Sälte einer Kreidfteuer mit 
fünf Prozent jährlid j verzinfen und nach der durch das Loos zu beftimmen- 
den Yolgeordnung jährlich vom Jahre 1878. ab mit wenigftens_ jährlih Einem 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den amortifirten Schuldver- 
—— zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherr⸗ 
iche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhab 


die⸗ 
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* deig ationen die daraus hervorgehenden Rechte, a die zehertragung des 


en eiſen zu dürfen, geltend zu machen be 

” mt — Jrivilegium, welches Wir —ãAã der Rechte Dritter 
eled mb wodurdy für bie Defriebigung ber Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitend bed Staats nicht übernommen wird, tft durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


—— —* unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. April 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


ch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpliiz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungebezirk Danzig. 


Obligation 
des Berenter Kreiſes 


II. Emiſſion 
Littr. ..... Mn. 
Über ..............: Thaler Preußiſch Kurant. 
Grund des unterm ............ ehmigten Kreistagsbeſchlufſes vom 
vie An * wegen Aufnahme einer Schub Gen 75,000 Th Ki — 


—* che Kommiſfion für den Chauſſeebau des Berenter — Namens 

Pe eh dieſe, jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubi end un: 

ambbare Derepreibung u einer Darlehnsſchuld von ...... Thalern iſh 
Kurant, welche en den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jä 


lich zu —A 

— der ganzen Schuld von 75,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1878. aus einem zu dieſem Behufe gebildeten igungefond 
von wenigſtens almäl zozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von 
tilgten Se ubverichreibung en. 

Die Folgeordnun —* Einlöfung der Schuldverſchreibungen wird durch 
da8 Loos beftimmt. ie —** erroigt vom Jahre 1878. ab in dem 
Nonate Januar jeden Jahres. Kreis behält fich jedoch das Necht vor, 
den Tilgun sfondE uch größere alusloofungen zu verftärken, fowie fämmtliche 
noch umlaufende Schuldverjchreibungen zu kündigen. Die auögelooften, ſowie die 
gefimdigten Schulbverfchreibungen werden unter Speichmung ihrer Buchſaben 

Safıgung 1868. (Nr. 7094.) Nun 


en ges 
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Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er- 
folgen foll, öffentlich befannt gemacht. Diefe Bekanntmachung erfolgt ſechs, Drei, 
gu und Einen Monat vor dem Sahlungstermine in dem Amtöblatte der König- 
ichen Regierung zu Danzig, fowie in einer zu Danzig erfcheinenden Zeitung und 
in dem zu Berent erfcheinenden Kreisblatte. 

i8 in dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in balbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverfchreibung, bei 

er Kreis⸗Kommunalkaſſe in Berent, und zwar auch in der nad) dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. | 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zindfupond der fpäteren Fälligfeitötermine zurüdzu- 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der ea vom Kapitale abgezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhal vreißig Jahren nach dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nad) Vorſchrift der Allgemeinen Gericht3-Ordnung Theil I. 
Titel 51. N 120. sequ. bei dem stöniglichen eisgerichte zu Preuß. Stargardt. 

Zindfupond Tönnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch fol 
demjenigen, welcher den Verluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver- 
jährungsftift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den I ae efiß der 
Sindfupond durd) orteigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaubhafter 
Meife darthut, nad) Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgefommenen Zindfupond gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... albjährige Ainakupana bis zum 
Schluſſe des Jahre ..... auögegeben. Für die weitere Seit werden Zinskupons 
auf fün lähnge Perioden auögegeben. 

ie Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreid-Rom- 
munalkaſſe zu Berent gegen Ablieferung ded der älteren Zinskupons⸗Serie bei- 
gedrudten Talond. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Auehänbigung der 
neuen Zindfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorz g rechtzeitig geſchehen iſt. 

ur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 

eilt. 


Berent, den tm ............... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauffeebau im Berenter Kreife. 


Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Kegierungsbeirt Danzig. 
Zinskupon 


zu der 


Kreis-Obligation des Berenter Kreiſes 
III. Emiſſion 


Litir...... RR... 
| über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
..... Thaler ..... Silbergrofchen. 

Der Inhaber diefed Zindfupond empfängt gegen deffen Rüdgabe am ..ten 
.......... und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation für das 
Halbjahr vom ........... bis ........... . mit (in Buchſtaben) ......... 
.. Thalern .......... Silbergrofchen bei der Kreid-Kommunalkaffe zu Berent. 

Berent, den „HM ......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chaufjeebau im Berenter Kreife. 
Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deflen 
Schöne nicht innerhalb bier —*— nach der 


Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffenden Kalen⸗ 
derjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, KRegierungsbezirt Danzig. 


Zalon 
zur 
KRreis-Obligation des Berenter Kreifes 
III. Emiffion. 
Der Inhaber diefed Talond empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obliga- 
tion des Berenier Kreifed 
Littr....... MM... über ..... Thaler & fünf Prozent Zinfen 


die ..te Serie Zinskupons für die fünf Sabre 18.. bis 18.. bei der Kreis. 

Kommunalfaffe zu Berent, fofern dagegen Seitens des als folchen legitimirten 

Inhabers der Obligation vorher fein fchriftliher Widerfpruch eingegangen ift. 
Berent, den .. ten ........... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Berenter Kreiſe. 


(Nr. 7004-7006.) (Nr. 7095.) 
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Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 25. April 1868. 
Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7097.) Statut für den Entwaͤſſerungtverband der Mallwiß⸗Hermswalder Niederung 
| Bom 11. Mai 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grund des Artifeld 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Gefeh- 
Samml. vom Jahre 1853. ©. 183.), nad) Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


61 
Die Befiker der im Sorauer Kreife bei Mallmik, Muckrow, Leuthen und 
Kotſemke belegenen NRiederungdgrumdftüde, welche in dem von dem Deichinſpektor 
Schulte unterm 25. September 1867. aufgeftellten Beitragsfatafter verzeichnet 
find, werden unter dem Namen: 
„Entwäflerungsverband der Mallwit-Hermöwalder-Riederung’! 


zu einer Genofjenfchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundftüde durch Ent- 
wäflerung zu verbefiern. Ä 
| Der Verband Hat Korporationdrechte und feinen Gerichtöftand bei dem 
Kreiögerichte zu Sorau. 

Das Meliorationdgebiet ift auf der von dem Deichinſpektor Schulge im 
Jahre 1866. aujammengeftelen Spezialkarte verzeichnet und enthält nad) dem 
erwähnten Statafter 1055,69 Morgen, von welchen 


a) auf die Feldmark Mallwitz .................................. 334,59, 

b) auf die Feldmarken Leuthen und Muckrow .................... 532,15, 

e) auf die Feldmark Kotſemke ................................. 188,95 
Morgen fallen. Ä 
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§. 2. 
Dem Verbande liegt ob, den vom Deichinfpeftor Schultze unterm 31. Mai 
1867. entworfenen Meliorationsplan, fowie derſelbe bei der höheren Prüfung 
feftgeftellt ift, zur Ausführung zu bringen. 
Erhebliche Abänderungen des Negulirungsplanes, welche im Laufe der 
euusführum nothwendig erfcheinen, dürfen nur mit Genehmigung de8 Minifters 
für die Iandwirtdfchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werben. 


$3. 


Dem Verbande wird zur Ausführung der beabfichtigten I 
Recht zur Erpropriation verliehen und zwar erfolgt die Exrwerbu 
Zwecke der Genoſſenſchaft etwa nöthigen Grumdftüde, welche nicht 
gen, im Mangel gütlicher Einigung nad) den dießfälligen 2 
eſetzes über die —T der Privatflüſſe vom 28. Februar 18 
der Auszahlung und Verwendung der Geldvergütigungen, welch 
für Grundſtücke oder Berechtigungen, die er zu Finen weden erwirbt, zu leiften 
t, finden bie für den Chauffeebau der Provinz Brandenburg beftehenden gefeglichen 
eftimmungen Anwendung. 


$.4. 


Der zur Ausführung des Meliorationsplaned erforderliche Grund und 
Boden ift von den Genoffen des Verbandes unentgeltlich bergugehen wogegen 
ihnen die Benugung der Böfchungen verbleibt und die eingehenden Brabenftreden 
innerhalb ihrer Grenze zufall. Sollte aus diefer Beſtimmung in einzelnen 
Bällen eine offenbare Härte hervorgehen, fo ift eine billige Entſchaͤdigung zu ge 
währen, die der Vorſtand ded Verbandes feftzufegen hat. 

Gegen diefe Feftfegung findet nur Berufung an das Schiebögericht 
($. 10.) ft. 

$. 5. 


Die Koften der Ausführung bes Meliorationdplanes werden in den im 
$. 1. gedachten Abtheilungen des Meliorationsgebietes gefondert aufgebracht. 
Die Koften in der Abtheilung j 
b) Feldmark Muckrow und Leuthen, haben bie Betheiligten zu Mudrow 
und Leuthen, diejenigen in der Abtheilung 
ce) Feldmarf Kotfemte und bis Ausmündung des dort anzulegenden 
l sitengrabens in den Sermämalder Sauptgraßen die Beiheligem zu 
Kotfemfe aufzubringen. Hierbei find innerhalb der einzelnen Abtheilun ⸗ 
gen lediglich die beiheiligten Flächen maaßgebend. 
Innerhalb der Abtheilung a. ift der Meliorationsplan bereits bei 
Gelegenheit der Separation der Feldmark Mallwig zu Ende des Jahres 
1866. ausgeführt worden. 
@ir. 7097.) 68° Die 
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Die Koften der Regulirung des Hauptgrabens auf der Feldmark Herms⸗ 
walde werden von fünmtlichen Verbandägenofjen und zwar nach Verhältniß der 
Flächengröße der zu meliorirenden Grundftüde getragen; jedoch haben die Be- 
theiligten zu Kotſemke nur für die Koften auf der Strede von der Ausnründung 
ihres Seitengrabend in den Hauptgraben bis dahin, wo eine Regulirung de» 
felben nicht mehr erforderlich ift, und auch für diefe Strede nur die Hälfte des 
Beitrags zu leiten, der pro Morgen auf die übrigen Betheiligten fällt. 

Den hiernach von jedem einzelnen Intereſſenten zu zahlenden Beitrag 
weit doß Schulte ſche Befitzſtücks-⸗Verzeichniß reſp. Kataſter vom 25. September 

. nad). 


Nah biefem Ratafter werden die Koften der Ausführung des Meliora- 
tionsplanes vorläufig und vorbehaltlich fünftiger Ausgleichung nah Maafgabe 
De »ennitib feftgeitellten Katafters ($. 6.) von den Genofjien des Verbandes 
entrichtet. 

Die Verbandsgenoſſen zu Mallwit jeden zu den auf fie inögefammt fal- 
lenden Koften unter fi) nach Verhältniß ihrer bei der dortigen Separation feft- 
geftellten Theilnehmungsrechte beizutragen. 


$. 6. 


Sobald die Ausführung des Meliorationsplanes vollftändig erfolgt ift, 
wird das vorbezeichnete Katafter ($. 5.) dem Vorſtande des Verbandes in einem 
vollftändigen Exemplare mitgelpeil und zugleich eine vierwöchentliche Friſt, in- 
nerhalb welcher das Katafter bei dem Börfteher des Verbandes, ſowie bei dem 
Regierungskommiſſar eingefehen und Befchwerde dagegen bei dem lekteren ange: 


bracht werden farın, den bäuerlichen Sinterefienten durch die Ortövorftände in , . 


ortöublicher Weife, allen übrigen Berbandögenofjen aber durch den Regierungs- 
fommiffar fpeziell befannt gemacht. | 
ach Ablauf diefer Fit werden die angebrachten Beſchwerden von dem 
Kommiſſarius unter Suiebung der Befchwerdeführer, eines Vorſtandsdeputirten 
und zweier von der Regierung zu ernennenden Sachverfländigen, denen bei 
Streitigkeiten wegen der Wafferverhältniffe ein Ballerbauverftändiger beigeord» 
net werden fann, erforderlichen & 8 hinſichts der Vermeſſung und des Nivelle- 
ment8 durch einen vereideten Feldmeſſer oder Vermeſſungsreviſor, unterfucht. 
Mit dem Refultate der Unterfuhung werden die Beichwerdetührer und der Vor—⸗ 
ſandedeputirt bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einver⸗ 
anden, ſo wird das Kataſter demgemäß berichtigt. Andernfalls werden die 
— der Regierung zu Frankfurt a. d. O. zur Entſcheidung über die Beſchwerden 
eingeſandt. 
Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdeführer. 

Innerhalb vier Wochen nad erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
ift Rekurs Dagegen an den Minifter für die landwirtbfchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. Die Anmeldung defjelben mu bei dem Regierun stommiflar erfolgen. 

Nach erfolgter Seffftellun des Kataſters durch die Regierung wird da8- 
jelbe ausgefertigt und dem Borftande des Verbandes zugeftellt. Der. Iegtere bat 

em⸗ 
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demnächſt das Erforderliche wegen der vorbehaltenen Ausgleichung hinfichtlich 
der af diefem Seitpunfte von den Verbandögenofjen erhobenen Koften zu 
veranlaſſen. 


$. 7. 

Die Beitragspfliht ruht unablöslih auf den zum Berbande gehörigen 
Grundftüden und bedarf feiner hypothefarifhen Eintragung. Ihre Erfüllung 
kann im Wege der adminiftrativen Exekution erzwungen werden. 

Lebtere findet auch gegen Pächter, Nubnießer, oder andere Befitzer eines 
—27 — rundſtücks ſtatt, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den eigentlich 

erpflichteten. 
ei Beſitzveränderungen kann ſich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthümer ſo lange halten, bis dem Vorſtande die Beſitzverände⸗ 
rung zur Berichtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß auf 
Grund dieſer Nachweiſe die Berichtigung erfolgen kann. Bei vorkommenden 
Parzellirungen müſſen die Leiſtungen an den Verband auf die Trennſtücke ver- 
haͤltnißmäßig repartitt werden. 


$. 8. 


Die Angelegenheiten der Genoffenfchaft werden von einem Borftande ge- 
leitet, beftehend aus den jedesmaligen Befigern der Rittergüter Mallwitz, Mudrow 
und Kotjemfe, die, im Fall fie minderjährig find, durch ihre Vormünder vertre- 
ten werden, auch fi durch Bevollmächtigte vertreten lafjen können, und den 
jedeömaligen Gerichtsſchulzen zu Leuthen und Kotfemfe, welche in Hinderung3- 
fällen durch je einen Gerichtsmann vertreten werden. 

Diefelben wählen aus ihrer Mitte den Vorſteher, welcher an der Spiße 
des Verbandes fteht. 

Der Vorſtand ift befchlugfähig, wenn außer dem Borfteher zwei Vor— 
ſtandsmitglieder zugegen find. 

Bei Stimmengleichheit giebt der Vorfteher den Ausfchlag. 

Der WVorfteher führt die Verwaltung nad den Beltimmungen diefes 
Statuts. Er bat insbeſondere: Ä 


a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nad) dem feftgefeßten 
Meliorationsplane zu veranlaffen und diefelben zu beauflichtigen; 

b) die Hebeliften anzulegen, die Peitrag auszuſchreiben und deren Einzie⸗ 
bung von den Säumigen event. im Wege der Exekution durch das Land» 
rathsamt ˖zu veranlafien; | 

e)-den Schriftwechfel für die Genoffenfchaft zu führen und die Urkunden 
derfelben zu unterzeichnen. | 

In Behinderungsfällen läßt der Vorſteher die Angelegenheiten de Ver⸗ 
bande3 durch einen von ihm aus der Zahl der Vorftandsmitglieder zu ernennen- 
den Stellvertreter leiten. 


(Nr. 7097.) Ä $. 9. 
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$ 9. 
ae Borftehgr und die Vorftandöniitglieder verwalten ihre Aemter ıment- 
geltlich. 

Dem Erften werden die baaren Auslagen erftattet. 

Der Borftand wählt aus den Vorftandsmitgliedern einen Rendanten für 
die Verwaltung der Kaffe und bewilligt demfelben nöthigenfalld eine Re— 
muneration. 

Su den hierdurch entjtehenden Koften der Verwaltung des Verbandes 
tragen die Verbandsgenoſſen nah Maaßgabe der Fläche ihrer zum Verbande 
gehörenden Grundſtücke bei. 


$. 10. 


Streitigkeiten, welche zwifchen den Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Srundftüden,. über die Zuftändigfeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigfeiten und anberen Rukungörechten, und über befondere, auf fpeziellem 
Rechtstitel berubende echte oder Verbindlicykeiten entftehen, gehören zur Ent- 
ſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

agegen werden alle anderen, die gemeinſamen Aingelegenbeiten des Ver⸗ 
bandes oder die borgebliche Beeinträchtigung eined oder ded anderen Genoſſen 
betreffenden Befchwerden von dem Vorftande unterfucht und entfchieden. 

Gegen die Entfcheidung des Vorftandes fteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schieddgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Befcheided an gerechnet bei dem Vorſteher der Genoffenfchaft angemeldet werden 
muß. Das Schiedögericht befteht aus drei Mitgliedern und entfcheidet nach 
Stimmenmehrheit. 

Ein weiteres Rechtömittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
trägt die Koſten. 

Das Scieddgericht wird in jedem alle jo gebildet, daß der Verbands: 
vorſtand einen Schiedsrichter, der oder die mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten 
einen Schiedörichter wählen, und daß die Regierung den Obmann beftimmt, 
welcher zugleich den Vorſitz führt und aus einem der Verwalter der Richterämter 
bei den Kreisgerichts-Kommiſſionen zu Sommerfeld gewählt werden muß. 

Zu Mitgliedern des Schiedögerichtd können nur großjährige, verfügungs- 
fähige, unbefcholtene Männer, Die nicht zum Verbande gehören, gewählt werden. 

Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Mochen, vom Tage des Abgangs der fchriftlichen Aufforderung des Vorſtandes, 
dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, fo erfolgt die Wahl 
defjelben durch die Regierung. | 

Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne fih der Wahl 
enthalten, fo find fie an die Wahl der übrigen gebunden. 


$. 11. 


Der Berband fteht unter der Oberaufficht ded Staates, welche von der 
Regierung zu Frankfurt a. d. DO. und von dem Minifter für die lanbwirthfehaft- 
Ä ichen 








— 45 — 


lichen Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts und ſonſt in dem Umfange 
und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden der einden zuſtehen, 
ausgeübt wird. 

$. 12. 


Wenn der Meliorationsplan ordnungsmäßig ausgeführt iſt und die hier- 
ir verwendeten Koften durch die Genofjen aufgebracht und berichtigt find, hört 
ie le haft auf. Der Zeitpunkt der Auflöfung wird durdy die Regierung 
in Frankfurt a. d. DO. feitgefeht und drei Monate vorher durch das Amtsblatt 
und das Kreisblatt bekannt gemacht. | 

Die Unterhaltung und Räumung der verbefferten Grabenftreden liegt nach 
Ausführung des Meliorationdplanes den bisher Verpflichteten ob, und wird wegen 
demnächftiger Inſtandhaltung und Beauffihtigung der Meliorationdanlagen nad) 
Auflöfung der Genofjenichaft von der Regierung in Frankfurt a. d. O. das Er. 
forderliche angeordnet werden. | 


$. 13. 
Abänderungen dieſes Statuts fönnen nur mit landesherrliher Genehmi- 
gung erfolgen. 
Urkundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Snfeoel 


Gegeben Berlin, den 11. Mai 1868. 
(L. 8) Wilhelm. 


v. Selhow. Leonhardt. 





(Nr. 7098.) Allerhöchfter Erlaß vom 11. Mai 1868., betreffend die Verleihung des Ex—⸗ 
propriationsrecdhte8 und des Rechtes zur Entnahme der Chauffeebau- und 
Unterhaltungs - Materialien an den Kreis Ruppin, in Regierungsbezirk 
Potsdam, für den Bau und die Unterhaltung der Kreid-Chauffee von 
Bahnhofe zu Neuftadt a. D. nad Hohenofen. 


Noodem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chaufjee vom  anhofe zu Neuftadt a. D. nach Hobenofen im Kreife Ruppin, 
Regierungsbezirk Motsdam, PR babe, verleihe Sich bierducch dem Kreife 
Ruppin das Erpropriationsrecht für die zu dieſer Chauffee erforderlichen Grund- 
ftüde, imgleichen da8 Recht zur Entnahme der: Chauffeebau- und Unterhaltungs. 

(Nr. 7097-7099.) . 
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Materialien, nad) Maaßgabe der für die Stants-Chauffeen beftehenden Vor— 
fchriften, in Bezug auf diefe Straße. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i g zur öffent 


Berlin, den 11. Mai 1868. 
Milbelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und 
—2 — Arbeiten. 





(Nr. 7099.) Allerhöcfter Erlaß vom 15. Mai 1868., betreffend die Genehmigung des Re⸗ 
gulativs über die landſchaftliche Beleihung der zur MWeftpreußifchen Land- 
haft gehörigen Güter auf das ſechſte Zehntheil de8 Taxwerthes. 


uf Ihren Beriht vom 9. d. M. will Ich dem amliegenden, in Folge der 
Befchlüffe des im Dezember v. J. verfammelt gewefenen Generallandtages auf- 
geftellten „Regulativ über die landfchaftliche Beleihung der zur Weftpreußifchen 
Landſchaft gehörigen Güter auf das fechdte Zehntheil des Taxwerthes“ hierdurch 
Meine landesherrliche Genehmigung ertheilen. 


Diefer Erlaß und das Regulativ nebft feinen Anlagen find durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den’ 15. Mai 1868. | 
Milbelm. r 


Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An den Minifter des Innern und an den 
uſtizminiſter. 


Re⸗ 














Regulativ 
über | 
die landſchaftliche Beleihung der zur Weſtpreußiſchen Landſchaft 
gehörigen Güter auf das ſechſte Zehntheil des Taxwerthes. 


Den Mitgliedern des Verbandes der Weſtpreußiſchen —5 Blei über den 
ihnen nad) 66. 24. bis 26. Thl. I. des Revidirten Landſ eglements bis 
zur Hälfte des Taxwerthes zuſtehenden Kredit ein —* * pi das ſechste 
Ze neheil, a bis zu °, es landſchaftlichen Taxwerthes ihrer Güter, unter nad) 
fiehenden Bedingungen eröffnet: 


$. 1. 
Mer von dieſem Kredit Gebrauch machen will, hat ſein Ben nad 
bei der betreffenden eovingial Landichaftsdireftion innerhalb ſechs Monaten na 
dem Tage, an welchem nach $. 156. II. Landfchafts-Reglements die Tage ald 
feftftehend zu betrachten ift, anzubringen. Bei fpäteren Anträgen treten die Be 
ftimmungen des $. 158. a. a. O. ein. 
Den gesoiiabirefinnen fteht ausnahmsweiſe die Befugniß Br ae er 
een Gründen die nachgefuchte Beleihung zu verweigern —*— $. 
andichafts- —* ), oge en dem Betheiligten der Rekurs an die Geherölbirekion 
und demnächſt an den eren Ausfhuß, deſſen fämmtliche Mitglieder, aus: 
ſchließlich des Geenlana 6 Syndikus, Hierbei ein Stimmrecht haben, 
offen fteht. 
$. 2. 


Die en Se werden in Pfandbriefen einer neuen Kategorie, nämlich in 
„Weſtpreußiſchen Pfandbriefen zweiter Serie”, gewährt, welche zum Nominal- 
werth gerechnet werden und dem Inhaber fünf 18* Zinſen tragen. 


$. 3. 
Der Darlehnönehmer muß die Verbindlichkeit übernehmen: 
a) für das Darlehn eine Jahreszahlung von fünf Trogent Zinfen, von 
inem Prozent zur Amortijation und von einem halben Tragen in den 
erften zehn Jahren zur Anſammlung eines ——— 8 zu ei en; 
Jahrgang 1868. (Nr. 7099.) von 
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b dem Duriekettıpitıle bei deſſen Enwf Ein Prozent in Pfaub⸗- 
— —— in 


der der das 
e) im Falle — 9. mi _iiehenden Kũndigung 





Manz ii m Serie ſechs Monate nach der 
Aunkigm zerukarhlen; 
im 7jalle der Zubhums i5 (86.8. 9. b. a em —— 
—— in bis Ablauf iertel- 
jahres zu erickten, in hie 3 ——— andes erfolgt. 
5 4. 
Nur auf ſolche Gütet wird em Darlehn m V andbriefen weiter Serie 


je Hält de Tapnen mi Zeipreufikhen Pranbburfen 
Dem zu Sewüligenben Dariehne dürfen aufer diefen Pfandbriefen feine 





6. 5. 
Zur die Emtragung der „ die Ausfertigung, Ablöfung, 
et, © Amortifation und limfertigung der Piandbriefe zweiter Serie, ſowie 
jur ** der P Dfanbbrieizinien die Aushindigumg, und g 
der Forderungen der Landſchaft gelten die Bor: 
rien da wm des ıumterm 18. Mai 1864. Allerhöchſt beſtätigten Regulativs über die 
dung Weſtpr Dlanpbriefe obne Bezeichnung ter Spezialbupethef, reſp. 
Te a ——— 
ĩ e ta or⸗ 
ſchriften auf die Pfandbriefe zweiter Serie Anwendung finden 


§. 6. 


Der —— — iſt verpflichtet, nicht nur die auf dem beliehenen 
bei derjenigen Feuerſozietät, bei welcher dieſelben zur 





Zeit verft j bern auch die Inventarienftüde und Werzäthe bei einer 
dert vom — Jusſcut zu ee en Berfiherungögefellichaften mindeſtens 
in der von Trovinzialdireftion beftimmenden Hobe zu verfichern und fo 


lange zu halten, als Pfandbriefe zweiter Serie auf dem Gute haften. 

Ehe er die hermg nicht nachgemwiejen, dürfen ihm die — nicht ver⸗ 

— werden. Die Provinzialdirektionen können jederzeit den Nachweis der 
Sehen forbern. 


er Befiger tet, feine B 
der Gandfheft mr verpfänden * feine —* ————— — 
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eben, fowie die Bezahlung der Prämie jährlich nachzumeifen, welche, wenn die 
Sahlung unterblieben ft, von der Landſchaft vorfchußweife gezahlt werden kann. 


$. 7. 
Der Darlehbndempfänger darf das beliehene Gut ohne Genehmigung der 
Provinzialdireftion nicht verpachten. Er muß über diefe Eigenthumsbeſchränkung 
eine Urkunde ausftellen und diefelbe im Hypothekenbuche eintragen laflen. 


$. 8. 

Bon der Jahreszahlung des Schuldners find fünf Prozent zur Verzinfung 
der Wfandbriefe, Ein Prozent zur Tilgung und das in den eriten zehn Sahten zu 
zahlende ein halb Prozent zur Anfammlung eines Sicherheitöfonds beſtimmt. Diefe 
Jahreszahlung von fech8 ein halb Prozent ift in halbjährigen Terminen bis zum 
30. juni refp. 30. Dezember an die Kafje der betreffenden Wrovinzialdireftion 
baar oder in nicht verjährten fälligen Kupons Weftpreußifcher Pfandbriefe zweiter 
Serie zu leiten. Ä 

$. 9. 


Die Landichaft Hat das Recht, das Pfandbriefkapital mit fechömonatlicher 
Friſt zu fündigen: 

a) in den in $$. 21. 41. 95. Theil J., $$. 4. 170. Theil IL des Landichafts- 

Reglements bezeichneten Fällen; | 

hy wenn der fanbbriefhufner die ihm obliegenden Zahlungen an die 
Landſchaft nicht pünktlich leiftet. Die Kündigung erlifcht aber, fobald die 
Rückſtaͤnde und die Behufs Einziehung derfelben etwa entftandenen Koſten 
bezahlt find; 

ec) wenn dad Gut unter Sequeftration oder Subhaftation geftellt wird; 

d) wenn der Defiger die ihm nach $. 6. obliegende Verpflichtung zur Ver—⸗ 
fiherung der Gebäude, nventarienftüde und Vorräthe gegen Feuers: 
efahr nicht erfüllt oder die von der Landfchaft vorgefchoffenen Ber: 
—— nicht binnen 14 Tagen nach geſchehener Aufforderung 
erichtigt / 


e) wenn er feine Gebäude oder feine Wirthſchaft verfallen läßt; 
f) wenn er ohne Genehmigung der Landichaft fen Gut verpadhtet. 


| $. 10. 
Sämmtliche Koften, welche durch das Darlehnögefuch verurfacht werden 
trägt der Darlehnsfucher nach der Gebübrenorbmunn der Landſchaft. l 
$. 11. 


Für jedes nach vorftehenden Beſtimmungen bewilligte und für die Land— 
Nr. 7099) 69° [Haft 
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Ida ingroffirte Darlehn wird ein gleich hoher Detrag in soeftpreußifchen Pfand⸗ 

en —* dem beiliegenden Formular A. in Apoints don 1000, 500, 200, 

100, 50 und 20 Thalern mit Beifügung der dieſer Reihenfolge entſprechenden 
Littr. A.B. C.D. E. und F. aus gefertigt. Denfelben werden Kupons auf 
via Jahre nebft Talond nad) den beiltegenben Sormularen B. und C. beigegeben. 


$. 12. 


Der Inhaber eines Pfandbriefes weiter Serie bat das Recht, von der 

Landfohaft im Falle der Kündigung ($. 16.) den stapitalberagı onft aber nur 

bie em der verfchriebenen Sinfen in den dazu feſtgeſetzten inen, den 
2. Januar, und die Ausreichung der Kupons zu fordern. 


$. 13. 


Sollte er feine Deriebigun g im Berwaltungswege nicht erlangen, fo fteht 
ihm die Befugniß zu, diefelbe im ordentlichen Rechtswege 


a) aus dem Sicherheitäfonds ($. 14.a.), 
b) jobann aus den Hypothekenforderungen, welche die Landfchaft für ge 
gebene Darlehne erworben, 
mittelft gerichtlicher Ueberweiſung zu fuchen. 
Eine Kündigung des Kapitals fteht demfelben nicht zu. Die fonfligen 
Fonds der Candichaft ind für die Pfandbriefe zweiter Serie nicht verhaftet. 
Ebenfowenig erſtreckt ſich Die Generalgarantie ($. 5. Theil I. des Landichafts: 
Reglements) auf die Pfandbriefe diefer Art. 
$. 14. 
befeh Die ie Sonde des durch die höhere Beleihung gebildeten Krediwerbandes 
en aus 
a) dem Sicherheitsfonds. Derſelbe bildet fich: 
1) au8 dem Emmen Prozent, welches der Zglenenhmer beim Em⸗ 
pfange der Pfandbriefe zu entrichten hat ($ 
2) au8 dem balben Prozent, welches derfelbe in den em zehn Jahren 
zu zahlen Bat ($. 3. a.), 
3) aus den Berzugäzinfen (6. 3 d.), 
4) aus den Beträgen verjährter Kupong, 
5) aus allen außerordentlichen Einnahmen, 
6) aus den Zinfen feiner Beftände. 
Der Sicherheitsfonds hat die Beftimmung, Ausfälle, welche ber 
Kreditverband an Kapital, Zinfen und Koften etwa erleidet, zu deden, jofern 
biefelben nicht aus dem Antheile des Beſitzers des betreffenden Gutes. am 
Tilgungsfonds gededt werden fünnen. Er ift Eigenthum des Kredit⸗ 
ver⸗ 
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verbandes und es haben auätretende Mitglieder nicht das Hecht, eine 
Herauszahlung aus demfelben zu fordern; 


b) dem Tilgungsfondse. Derfelbe wird gebildet durch das Eine Prozent, 
welches der Darlehnönehmer nah $. 3. a. jährlich zu diefem Fonds zu 
zahlen bat und aus den Zinfen feiner Beftände. Er ift nad Verhältniß 
Eigenthum jeded einzelnen Befigerd eined mit Pfandbriefen 2. Serie 
beliehenen Gutes, und es gehen die Rechte auf denfelben, ald Zubehör des 
Gutes, ohne fpezielle Eigentbumsübertragung auf den jedesmaligen Befiger 
ded Gutes über. 

Sobald durch die jährliche Zahlung zum Tilgungsfonds und deren 
Sinfen die auf dem Gute haftende Pfandbriefſchuld erreicht ift, wird von 
der Landfchaft über die. Zahlung löſchungsfähig quittirt. 

Bis zur gänzlichen Tilgung der Schuld wird da8 volle Ein Prozent 
des Darlehns gezahlt. E8 finden auf diefen Fonds die $$. 119 — 121. 
Thl. I des Landſchafts-Reglements Anwendung. 


$. 15. 


Die Rüdgahlung des Darlehnd fteht dem Schuldner jeder Zeit ganz oder 
theilweife frei. Sie muß in Pfandbriefen 2. Serie geichehen. Die Beiträge zum 
Sicherheitd- und Tilgungsfonds müſſen hierbei für das laufende Salbjaht voll 
bezahlt werden. Ueber abgezahlte Beträge wird auf Antrag ded Schuldners 
— quittirt, und es kann der Schuldner über dieſelben mit Vorbehalt des 
Vorzugsrechts der Landſchaft für die derſelben verbleibende Forderung frei verfügen. 
Den Antheil am Tilgungsfonds erhält der Schuldner bei der Rüdzahlung des ganzen 
Kapitals ganz, bei theilweifer Abzahlung nad) Verhältnig heraus gezahlt. 


$. 16. 


Die Fonds des Kreditverbandes werden in Pfandbriefen 2. Serie zinsbar 
angelegt, weldye durch Ankauf an der Börfe oder durch Ausloofung erworben 
und außer Kurs gefegt werden. 


Kündigungen gefchehen durch den Staatdanzeiger und die Amtsblätter der 
Regierungsbezirke Marienwerder, Bromberg und Danzig. 
$. 17. 


Bei etwaniger Auflöfung ded Kreditverbandes erhält jeder Theilnehmer 
feinen Antheil am Tilgungsfonds herausgezahlt. Die übrigen Beſtände fallen 
dem Eigenthümlichen Fonds der Landfchaft zu. 


(Nr. 7099.) For⸗ 
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(Nr, 710.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung des Nadtrages zu 
| dem Statut der Korporation der Kaufmannihaft zu Magdeburg vom 
9, April 1825. Vom 26. Mai 1868. . 


Nas Könige Majeftät haben wittelt Allerhöchſten Erlaſſes vom 18. d. Mts. 
den von der Generalverſammlung der Korporation der Kaufmannſchaft zu Magde- 
burg am 25. September v. I. und 15. Sebruar d. I. befchloffenen Nachtrag zu 
dem Statut vom 9. April 1825. (Geſetz-Samml. ©. 25.) zu genehmigen gerubt. 


- Der Allerhöhfte Erlaß nebft dem Nachtrage zu dem Statut wird duch 
das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Magdeburg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 26. Mai 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Am Auftrage: 
Mofer. 





a . 
Beridtigung. | 
Am $. 3. de8 Koſtentarifs zum Gefeße vom 21. März 1868., betreffend 
die Einführung von Grund: und Hypothekenbüchern und Verpfändung von See: 


ſchiffen in Neunorpommern und Rügen, Seite 328. Zeile 1. von ımten, ift ftatt 
„ausschließlich! einfchließlich zu leſen. 





Rebdigirt im Büreau des Staats. Minifteriums. 


Berlin, gebrudt in der Königlichen Geheimen Dber » Sofbuchdruderei 
‚(R v. Deder). 
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Gejeh - Sammlung 
für bie 
Königliden Preußiſchen Staaten 


— Nr 37. — 





(Nr. 7101.) Srivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber Inutender Kreiß-Obligatio- 
nen des Stuhmer Kreiſes im Betrage von 20,000 Thalern II. Emiffion. 
Vom 27, April 1868. 


Mir Wilhelm; von Gotte8 Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisftänden des Stuhmer Kreifes auf dem Kreißtage 
vom 24. Februar 1868. befchloffen worden, die zur : Beftreitung außerordentlicher 
Kreis⸗Kommunalausgaben, außer den durdy die Privilegien vom 21. November 
1864. und “ Mai 1866. (Gefeg-Samml. für 1865. ©. 1. ff. und für 1866. 
©. 387. ff.) genehmigten Anleihen von beziehungsweife 40, 000 Thalern und 
I a T aleın, noch erforderlichen Geldmittel im Mege einer ferneren Anleihe 

beichaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: zu dieſem 
e auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seiten der 
Läubig er unfündbare Obligationen P dem angenommenen Betrage von 
20000 Thalern ausftellen zu dürfen, fie) hierger en weder im Intereſſe der 
re noch der Schuldner etwas zu ecinnern erunden bat, in Gemäßpeit 
des Geſetzes —* 17. Juni, 1833. sftellung von Sligetionen 
m —* von 20,000. Thalern ‚in Bud taben. zwanzig Tauſend Thalern, 
welche in folgenden Apoin 
000 Thaler à 500 Thaler 
ee 
150» & 50 » 
150 +» 225 » 


= 20,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema außzufertigen, wit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 


fünf Prozent jährlich ch zu verzinfen Und u ber durch das Loos zu b Far 
en Folgeordnung jährlich vom Jahre 1872. ab mit wenigftend jährli 
Prozent des Kapitals unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten > aha 


u el en find, dur gegennä riges Privilegium Unfere —— 

gung “mit der re — * — Wirkun — ertheilen, daß ein jeder J de 

gationen die dr ervorgehenden Rechte, obne die, —— Figen 

ſhums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen being a. — 52 
Jahrgang 1868. (Nr. 7101.) tlnsolschS u 


Audgegeben zu Berlin den 10. Juni 1868, 


m 393 
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Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertbeiln und wodurd für die B Bekiebigumg der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, ift durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. April 1868. 
(L. S.) Milhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirt Marienwerder. 


Obligation des Stuhmer Kreifes 


III. Emiffion 
Littr. ..... 2... 
über 
.......... Thaler Preußiſch Kuraut. 
Auf Grund des unterm .................... genehmigten Kreista —— 
von 20,0 halern 


vom 24. Februar 1868. wegen Aufnahme einer Schu 
dekennt ſich die ſtändiſche Finn nzfommiffion des Stuhmer Kreife Namens 
bugs Mveifed durch Diefe, für jcen nhaber gültige, Seiten? des Gläubi de uns 
—e————— zu einer Darlehnsſchuld von ....... Thalern Preußiſch 

9 den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jähr⸗ 


My 
Sr Be der ganzen Schuld von 20,000 Thalern gefchieht vom 
2 B'RER aud einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 


N an Einem- —* jährlich , unter Zuwachs der Zinfen von den ge 
* Schuldraten. Si 
e 
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Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1872. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die auögelooften, fowie die 
efündigten Schuldverfchreibungen werden unter Denemung ihrer Buchſtaben, 
ummern und Beträge, fowie ded Termind, an welchen die Rüdzahlung er: 
folgen foll, öffentlich befannt gemacht. Diefe Befanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
jinei und Einen Monat vor dem Sablungstermine in dem Amtsblatte der König: 
ichen Regierung zu Marienwerder, dem Kreißblatte des Stuhmer Kreifes, in der 
Danziger Zeitung und in dem Preußiſchen Staatdanzeiger. 


Bid zu dem Tage, wo. foldhergeftalt da8 Kapital zu entrichten ift, wird es 
in Balbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von heute 
an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem verzinfet. 


Die Auszahlung der Zinfen und des Kapital erfolgt gegen bloße Rüd- 
abe der audgegebenen Zinskupons, beziehungsmweife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis-KRommunalfaffe in Stuhm, und zwar audy in der nad) dem Ein- 

tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchreibum 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine urüchu: 
liefen. Für die fehlenden Zinsfupond wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 


Die gelündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, jowie vr innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf ded Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verfchreibungen erfolgt nad) Vorſhrit der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. 6. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Marienburg. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc foll 
demjenigen, weldyer den Verluft von Zindfupons vor Ablauf der vierjährigen Ver- 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Soreigung der Schuldverfchreibung oder font in glaubbafter 
Meife darthut, nach Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der angemeldeten 
und bi8 dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Duittung ausgezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinsfupons bi8 zum 
Schluffe des Jahres ..... ausgegeben, Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. - 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreid-Rom- 
munalkaſſe tuhm gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 
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— 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
Stuhm, den ..ten ............. 18.. 


Die ftändifche Stmangtomstifien 5 des > Stuhmer Kreiſes. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Zinskupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Stuhmer Kreiſes 
III. Emiſſion 
Littr...... MR ..... 
über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſer „ginstupond empfängt gegen deffen Audgabe in der 


eit vom 
und — die Zinſen der vorbenannten —— für bas Halb —8 
1460 


......... bis .......... mit in Bupltaben) ..... 6 ..... 
atofchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Stuhm. 
Stuhm, Den ..ten .............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Stuhmer Kreifes. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn defien | 
Sehr nicht innerhalb vier Jahren nad | 
der Tälligkeit, vom Schluß des betreffenden 

Kalenderjahreß an gerechnet, erhoben wird. 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


&alon 


zur 


Kreis-Obligation des Stuhmer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talond empfän gegen deffen Rückgabe zu der 
Obligation des Stuhmer Kreiſes IH. Emiſſion Littr. ..... AP ..... über 
......... Thaler à fünf Prozent Zinſen die ..! Serie Zinskupons für die 
fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis-Rommunalfafje zu Stuhm, fofern 
nicht rechtzeitig dagegen Widerfpruch erhoben ift. | 


Stuhm, den ..ten ............. 18.. 
Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Stuhmer Kreiſes. 


\ 





(Nr. 7102.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreiß-Obligationen 
des Niederunger Kreife8 im Betrage von 70,000 Thalern U. Emiffion. 
Vom 27. April 1868, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisfländen ded Niederunger Kreifed auf dern Kreistage 
vom 28. Februar 1868. befchloffen worden, die zur Vollendung der vom Kreife 
unternommenen Chauffeebauten über den Betrag der durch das - Allerhöchite 
Privilegum vom 5. Februar 1866. —— für 1866. S. 79. ff.) ge 
nehmigten Anleihe hinaus erforderlichen Geldmittel im Wege einer weiteren An- 
leihe zu bejchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: 
e diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitend 

er Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
70,000 Thalern ausftellen zu dürfen, da fich biergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas IR erinnern gefunden bat, in Gemäßbeit 
des 6. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausftelung von Obligationen 
zum Betrage von 70,000 Thalern, in Buchftaben: fiebenzig Taufend Thaler, 
welche in folgenden Apoints: | 

40,000 Thaler à 500 Rthlr. = 80 Stüd, 


20,000 - & 100 — 200 
50» a. WW - 
500» Ad. = » 


= 70,000 Thaler 
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nad) dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 
fünf Prozent 30 zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 
des Kapital unter Zuwachs der Zinfen der ausgeloojten Schulbverfchreibungen zu 
tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere Iandeöherrliche Genehmigung 
mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nad)» 
weiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftebende Privilegtum, welches Wir vorbehaltlid der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligatio- 
nen eine Gewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, ift durch 
die Gefeh-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. | 

hen Sn unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. April 1868. 
(L. S.) Milhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Kegierungsbesirt Gumbinnen. 
Obligation 
des 


Niederunger Kreiſes 


II. Emiſſion 
Bit au Kon 
über 
............... Thaler Preuſiſch Kuraut 
Auf Grund des unterm ..........-..-- genehmigten Kreistagsbefchlufjes vom 


28. Februar 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 70,000 Thalern befennt 
fi) die ftändifche Kommiffion für den Chauffeebau des Niederunger Kreifes 
Namens des Kreifed durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitend des Gläu- 

is 
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biger8 unfündbare Verfchreibung zu einer Darlehnsfhuld von .......... Tha- 
lern Preugifch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinfen ift. 

Die Rucablım der ganzen Schuld von 70,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1869. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigftend Einem Prozent des gefammten Kapitals jährlich, unter Zuwachs 
der Zinjen von den getilgten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durd) 
das %oo8 beitimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreid behält fich jedoch das Hecht vor, den Til- 
gungsfonds durch größere Audloofungen zu verftärken, fowie fammtliche nod) 
umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die audgelooften, fowie die 
gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter Degeichnung ihrer Buchftaben, 

ummern und Beträge, fowie des Termind, an welchem die Rüdzablung er- 
folgen foll, öffentlich bekannt gemadt. Diefe Betanntmadung, er t * 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Gumbinnen, ſowie in einer zu Gumbinnen und in 
einer zu Königsberg erſcheinenden Zeitung, 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt da8 Kapital zu entrichten ift, wird es 
in balbjährlichen Termmen, am 2. Januar und am 1: juli, von heute an gered)- 
net, mit fünf Prozent jährlich in gleiher Münzforte mit jenem verzinfet.. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der audgegebenen Zinskupons, beziehungsweife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis-Kommunalkaſſe in ——— und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital abge open. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreifig Jahren na em 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf ded Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften ded Kreifes. | 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verjchreibungen erfolgt nach Borfchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Thl. I. 
Titel 51. s 120. sequ. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Tilfit. 

Zinskupons fönnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc foll 
demjenigen, welcher den Verluft von Zindfupond vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den flattgehabten Beſitz 
Der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub» 
bafter Weiſe darthut, nad) Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel- 
beien und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ...-. balbjährige Zindfupond bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf Tünfiährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinsfupond- Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 

(Nr. 7102.) mus 
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munalkaſſe zu Seinriheipaibe Ablieferung Bes der älteren Zinskupons Serie 
beigedruckten Talons. Beim ſte des Talons erfolgt die Aushänbigung ber 
neuen Zindfupond- Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern der 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem DBermögen. 
Defien zu Urkund haben wir Biefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 


ertheilt. 





Die ftandifhe Kommilfion für den Ehaufjeebau im Niederunger Kreife. 


Provinz Preußen, Regierungsbeirt Bumbinnen. 


sind-R upon 


zu der 
Kreis-Obligation des Niederunger Kreifes 
| II. Emiffion 
Littr...... A ..... 
über ............... Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
uͤber 
.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 


De Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen defien Rüdgabe am . . 
und fpäterhin die Sinfen der vorben enannten Kreis » Obligation 


.. 2 00 8 0 8 9 ro 


für das Halb som .............. bis............... 
Dee Beier lern ............... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalfafje zu Heinrichöwalbe. 

........... den „aM een... 18 


Die ſandiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Niederunger Kreiſe. 


Dieſer ion iR ungültig, wenn defien 
Geldb ae vier ren nad) 
Ablauf bes — — Jahren, er- 


boben wird. ’ 


MPro⸗ 





mit (in Buchſtaben) 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 


Talon 


zur 
Kreis-Obligation des Niederunger Kreifes 
H. Emifjion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deffen Rüdgabe zu der Obli- 
gation des Niederunger Kreifes 
Littr. ..... Re über ..... Thaler à fünf Prozent Zinfen 


die ..te Serie Zinskupons für die Inf Jahre 18.. 6i8 18.. bei der Kreis: 
Kommunalkaſſe zu Heinrichöwalde, fofern nicht rechtzeitig von dem als folchen 
legitimirten Inhaber der Obligation dagegen Werth erhoben worden ift. 


........... ‚den ..ten ........... 18 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Niederunger Kreiſe. 





(Nr. 7103.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Mai 1868., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis- Chauffee von 
der Stadt Frieſack nach dem dortigen Bahnbofe. 


N rem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauffee 
im Kreife Weft- Havelland, Regierungsbezirt Potsdam, von der Stadt Friefad 
nad) dem dortigen Bahnhofe genehmigt habe, verleihe Ich Hierdurch dem Kreife 
Meit-Havelland da8 Erpropriationsrecht für die zu dieſer Chauffe erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen dad Recht jet Entnahme der Chauffeebau- und Unter- 
baltungs -Materialien, nah) Maafgabe der für die Staatd -Chauffeen beftehenden 
Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 8. Mai 1868. 


Milbhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche a ſit Handel 





Jahrgang 1868. (Nr. 7102—7104.) 71 (Nr. 7104.) 
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(Sr. 7104.) rates Für dem — beB oberen Dermenz- Thales im 
reiſe Oterede Bem 15. Mai 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

verordnen ẽ der Beitheiligten Grund des Artikels 2. bd 

—— (Geieg Zummil. Fe ———— ©. 12) nd bee 
oe EX , Scan vom Februar (Gejek - Eamml. vom 


Die Beſiger derjenigen imı Thale der Drewenz oberhalb der Hirfhberger 
Muble Gruntitude, welche dem von dem Wiefenbauer ber 
in bri Cehiomen im Eirummer 1863. 9 Eituationd- und Rive —* 
plane des Flußgebiets der oberen Drewenz, Oſteroder Kreiſes, und in dem dazu 


gehörigen ae Ye Grmmbhnde vom 19. a En 1863. verzeichnet fmd, werden 
und Bewäfferung zu em, zu 


„Berband zur —— des oberen Drewenzthales 


inigt. Ausgeſchloſſen von derfelben die Grundſtücke, welche unt 
—— 310. des "af de dem errihneen Herkbern then lan —— 


fan auf Antrag des Vorſtandes mit Ein- 


Ormdbeiiher und mit Genehmigung der R 
mine be — oder erweitert werden. Die Genofjenfchaft — 
porationsrechte und ihren Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu Oſterode. 





6. 2. 
Die Ausfü der Entwäflerungs- Bewäflerungsanla l 
auf Koſten enſchaft unter Leinm ————— nd He 
28 1863. von dem Wafferbauinfpeltor Wiebe 


. Degamber 
aufgefelten, nad) dem Gutachten deö Waflerbauinfpetios 3 Rudud vom 24. uni 


1867. Planed, wie er bei der höheren Revifion feftgeftellt worden 
ft. &xheihe Abänberungen des Wane, mehr ea im Laufe n auf der Mus Ausführung 


6. 3. 
Die Meliorationd-Intereffenten geben das für die Grabenanlagen * bi 
Reguli des Drewenzfluſſes hist Tert {| 
ihnen die Berurpung der DBof mom verb Fre Bein Derlafere Js Fluß et 
i ihr . Sollte aus diefer Beſtimmung in En 
äl⸗ 
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Hallen eine offenbare Härte hervorgehen, fo ift für da8 zu jenen Sweden ver- 
wandte Terrain eine billige, im Mangel der Einigung gemäß $. 15. fchiedsrich- 
terlich feftzuftellende Entſchädigung zu gewähren. 

Auch von Nichtbetheiligten kann der Verband, fo weit e8 zur Ausführung 
des Meliorationsplans erforderlich ift, die Abtretung von Grund und Boden, 
die Einräumung einer Servitut und die vorübergehende Benuhung von Grund» 
flüden gegen ne nach den Beftimmungen des Gefehed vom 28. Te- 
bruar 1843. (Gefe-Samml. für 1843. S. 41.) verlangen. 


. 4. 


Nach Ausführung des Meliorationspland werden die Ent- und Bewäflerungs- 
gräben nebft den in denfelben anzulegenden fleinen Kaften und Staufchleuten 
und den über denfelben herzuftellenden Brüden von den Adjazenten felbft unter- 
halten. innerhalb der einzelnen betheiligten Dorffeldmarfen liegt diefe Unter- 
haltung der Gefammtheit der zu der betreffenden Feldmark gehörigen betheiligten 
Befiger ob und wird auf fie nach dem im Katafter feftgeitellten Beitragsfuße 
vertbeilt. Ferner find zur Räumung des regulirten Flußbette der Drewenz die- 
jenigen verpflichtet, welchen die Räumung des alten Bettes oblag. 

Der Vorſtand ift jedoch berechtigt, bei mangelhafter Anterbalkung und 
zefp. Räumung der erwähnten Gräben und Schleufen, ſowie bei mangelhafter 
Räumung der Drewenz, die in diefen Beziehungen nothwendigen Arbeiten auf 
Koften der Adjazenten refp. anderen Berpflichteten zu befchaffen. 

Was die nach dem Meliorationsplarn zu erweiternden und umzubauenden 
beiden Brüden im Wege von OÖfterwein na Gr. Gröben und am Wege von 
Mittihmalde nach Schilde bettifft, fo find diefelben von den biäher zu deren 
Unterhaltung Berpflichteten zu unterhalten, leßtere werden aber für die auf fie 
treffenden Mehrkoſten der Unterhaltung von der Genoffenfchaft entjchädigt. Des- 
gleichen übernimmt der Verband die fünftige Unterhaltung der in den Meliora- 
tiondplane projektirten vier hölzernen Staufchleufen in det Drewenz und zwölf 
großen Kaftenfchleufen in den Haupt: Ent» und Bewäflerungsgräben. 


$. 5. 
Die Beiträge zur Aufbringung der von der Genoffenfchaft zu tragenden 
KRoften werden von den Genoflen nach Verhältniß ihrer betheiligten Flächen auf- 
gebracht, welche le&teren mit Aeliht auf den durch die Melioration abzumen- 
denden Schaden und berbeizuführenden Vortheil in drei Klaffen getheilt werden, 
und zwar: 
a) in folche, welche entwäffert und auch vollkommen bemäffert werden, 
b) in folche, welche entwäflert und unvolllommen bemäfjert werden, und 
ce) in folche, für welche nur Entwäſſerung erreicht werden fann. 
Bei der lehten Klaffe ift die Bildung von zwei Unterflaffen nad ber 
HöhenL,E ge und Bodenbefchaffenheit derfelben zuläflig. | 
(Nr. 7104.) 71* Das 





zu 

welcher bei dem Hogierungstoummiisr Beiderben gegen das Kataſter erhoben 
werden fonnen. 

Der Kommifſatius hat Me Beichwerden unter Zuzi des Beſchwerde⸗ 

oma! eines Deputirten tes Vorſtandes und der erfo ‚, von der Re 

zı emennenden Sachverſtändigen zu unteriuchen. —— aa 

Tab Senf) der Gegen des Jmmmbetionägeictes und der ienfigen Ser 

vereibdeter Feldmeſſer oder norbigentalls ein RWermeitungsteriicr, 

Gin der Zehelmg der cnznen Gmmähide in Ne ermibnten Klafien 

es a Klaften zwei ökonomiſche Exchrerftändige, 

bene ein et beigeortnet werden fam. Mit dem Reiultat 

her Unterfuchung werden bie igten, nämlich der Beſchwerdefübrer einer- 

ſeits und der Vorftandsdeputirte andererieits, bekannt gemacht. Zimt beite Theile 

mit dem Refultate eimerftanden, ſo but es dabei fein Bewenten, umd wird das 


Konigäberg audgefertigt und dem eilt. Bis zu diefer definitiven 
ums des —* werden die —— Maafgabe des Tom Regie 
re entworfenen Katafters, vorbehaltlich fünftiger Ausgleichung, auf- 


$. 6. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge ruht gleih den Ionfligen 
Sie Zahlung ber Beiträge fann im Mege der abminitratien Crefution ey 
um e iniſtrativen n * 
werben. Diefe findet auch fiatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere Be: 
eined verpflichteten Grundftücks, vorbehaltlich ihres Regreſſes um den eigent- 
lich Berpflichteten. 


6. 7. 

Die Angelegenheiten des Berbanded werden von emem Boritande geleitet 
welcher aus einem Eozietätödireftor und zwei Mitgliedern beftebt. Dieielben ber 
fleiden ein Ehrenamt. Rur für baare Auslagen it dem Direktor eine Remu- 
neration von der Regierung in Königsberg nad) Anhörung des Vorſtandes feft- 


Der Direltor führt die Verwaltung nad) den Beitimmungen dieſes Sta- 

und den —— des —— — vertritt die in ud a Seid 
dritten Perſonen enüber in und außer 

Henpbaht Die örtliche Polizei zum Schuß der Anlagen. Er Aut —** 

a) die 


—4 


EEE 
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a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nah den feftgefehten 
Plane ei ded vom —2— gewählten —æ— zu 
veranlaffen und dieſelben zu beauflichtigen; 


b) die Beiträge außzufchreiben und zur Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen, die 
Sablungen auf die Kaffe anzumeifen und die Kafjenverwaltung zu revi- 
iren ; 


ce) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derfelben zu unterzeichnen. In Behinderungdfällen überträgt der Direk— 
tor die Leitung der Angelegenheiten der Genoffenfchaft einem der Vor⸗ 
ftand3mitglieder. 


$. 8. 


Der Vorftand hat unter dem Vorſitz des Direktors nach Stimmenmehr⸗ 
heit bindende Beichlüffe für die Genoſſenſchaft zu faffen, den Direktor in jeiner 
Berhäftsfühtung zu unterjtüßen und da? Befte der Genofjenfchaft überall wahr- 
zunehmen. Zu Verträgen und zu Anleihen ift die Genehmigung des Vorſtandes 
erforderlich. Der Vorſtand wählt einen Rendanten der Genofjenfchaftsfaffe und 
bewilligt demſelben nöthigenfalld eine Remuneration. 


$. 9. 


Der Direktor und die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Ge— 
noſſen auf ſechs Jahre gewählt. Die Wahl des Direktors bedarf der Beſtäti— 
gung der Regierung. Die Wahlen werden von einem Regierungskommiſſar 
geleitet. Nach erfolgter Wahl und Beſtätigung des Soziefätsdireftord kann 
diefer von der Negierung für die Folgezeit mit der Berufung und Leitung der 
MWahlverfammlungen für die Wahl der Vorſtandsmitglieder beauftragt werden. 
Bei der Wahl Hat jedes Mitglied, welches fünf bis zehn Morgen im Me- 
liorationdgebiet befitt, Eine Stimme, wer zehn bis zwanzig Morgen befikt, 
wei Stimmen, wer zwanzig bis dreißig Morgen befitt, drei Stimmen u. f. w. 
Mer mit Beiträgen im Nüdftande ift, ift nicht fimmberechtigt. Minderjährige 
und moralifche Perfonen fönnen durch ihre gefeglichen Vertreter, Ehefrauen durch 
ihre Ehemänner mitftimmen. 


$. 10. 


Für jedes der beiden Vorſtandsmit lieder wird zugleich nach den Beftim- 
mungen des $. 9. ein Stellvertreter gewählt, welcher in Behinderungsfällen des 
Erfteren einzutreten bat. 


§. 11. 
Der Vorſtand verfammelt fih alljährlich mindeftens zweimal, im Frühjahre 
und in: Herbfte. 


(Nr. 7104.) $. 12. 
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$. 12. 


Nah Ausführung des Meliorationspland ift ein mit Ent- und Bewäſſe⸗ 
tungsanlagen vertrauter Sachverſtändiger vom Vorſtande ald Grabenmeifter auf 
Kündigung anzuftellen, welcher der Beftätigung des Kreislandrathed unterliegt und 
als Feldhuter vereidigt wird. 

Sobald e8 dem Vorſtande nöthig fcheint, kann zeitweife ein höher aus⸗ 
gebildeter Wiefenbautechnifer zugezogen werden. | 

Der Grabenmeifter muß den Anweiſungen des Sozietätödireftord pünft- 
lich Folge leiften, widrigenfall3 er von diefem mit Verweis und Geldftrafe bis 
zu drei Thaler beftraft werben fann. Er hat für die ordentliche —— 
und Behandlung der Verbandsanlagen zu ſorgen, und er allein iſt befugt zu 
wäſſern und muß ſo —32— daß alle betheiligten Grundſtücke den verbältnth- 
mäßigen Antheil an Wafjer erhalten. 


$. 13. 


Binnengräben, Wege und Brüden über die Hauptabzugsgräben, deren 
Anlage der Vorftand zur befjeren Kultivirung der im Genofjenichaftsverbande 
befindlichen Grundftüde oder um diefelben ngänglicher zu machen, für erforderlich 
hält, kann derfelbe auf Koften derjenigen Beſitzer, denen daraus ein Vortheil er- 
wächſt, foweit diefe fich hierüber nicht gutlich einigen, anlegen und unterhalten laffen. 

Der Plan dazu, fowie der Beitragsfuß ift im Mangel der Einigung nad) 
Anderung der beibeitigien Grundbefiger und des Vorftanded von der Regierung 
in Königöberg feitzuftellen. In Bezug auf die Unterhaltung der (on beftehenden 
Binnengräben, Wege und Brüden bat e8 bei den biöherigen Verpflichtungen 
fein Bewenden. 


$. 14. 


Megen der MWüfferungdordnung, der Grabenräumung, der Seumerbung 
und der Sütung auf den Wiefen hat der Vorſtand die nöthigen Beitinnmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bi8 zum Betrage 
von drei Thaler ahnden. 


$. 15. 


Die Streitigkeiten, welche zwifchen den Mitgliedern der Genoffenfchaft über 
das Eigentum von Grundftüden, über die Zuftändigfeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über bejondere, auf fpe- 
ziellen Rechistiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entitehen, 
gehören zur Entjcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle fonftigen, die gemeinfamen Angelegenheiten der Ge— 
noffenfchaft oder die worgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoffen 
betreffenden Beſchwerden, foweit fie in Diefem Statut nicht an eine andere Be- 
börde gewiefen find, von dem Vorſtande unterfucht und nach Mehrzahl der 
Stimmen entfchieden. 9 

es 
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Gegen diefe Enticheidung fteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds- 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des Befcheides 
ab gerechnet, bei den Direktor angemeldet werden muß. 

Ein weitered Nechtömittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koften. Das Schiedägericht befteht aus einem vom Vorftande und einem 
vom Rekurrenten gewählten, bei der Melioration nicht betheiligten großjährigen, 
verfünnmgstähigen unbefcholtenen Kreiseingefeffenen und einem vom Landrathe 
des Oſteroder Kreifed zu ernennenden Obmann. Wenn von dem oder den gleich 
betheiligten Rekurrenten nicht binnen vier Wochen, vom Tage des Abganges der 
fehriftlihen Aufforderung des Vorſtandes, dieſem ein geeigneter Schiedsrichter 
namıhaft gemacht wird, fo erfolgt die Wahl deffelben durch den Kreislandrath. 


$. 16. 


Die Genoffenfchaft ift der Oberaufficht de8 Staates unterworfen, und 
wird das Oberauffichtörecht von der Regierung zu Königsberg und von dem 
Minifter für die landwirthichaftlihen Ungelegenheiten ausgeübt nah Maafgabe 
dieſes Statuts, übrigend in dem Umfange und mit den Befugniffen, welche den 
Auffichtsbehörden der Gemeinden zuftehen. 

$. 17. 


i Dies Statut kann nur mit Iamdeöherrlicher Genehmigung abgeändert 
werden. 


Urfundlih unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. Ä 


Gegeben Berlin, den 15. Mai 1868. 


(L.S.) Wilhelm. 


v. Selhow. Leonhardt. 





(Nr, 7104—7105.) (Nr. 7105.) 
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(Nr. 7105.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Mai 1868., betreffend die Ergänzung des Revi- 


dirten Reglement für die Seuerfogietät des platten Landes des Herzog- 
thums Sachſen. 


Ar den Bericht vom 18. d. M. will Ich, in Folge des Antrages des Sad 

nioen Provinziallandtages in der beiliegenden Petition vom 2. v. M., den $. 1 
Revidirten Reglements für die Feuerforietät des platten Landes des Herzog: 

ums Sachſen vom 21. Auguft 1863. (Geſetz Samml. ©. 546.) dahin ergänzen: 


daß die ebengenannte Sozietät di als 
ß F eng m nf Are auch die (vormald Bayerifche) Enflave 


Diefer Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlm, den 25. Mai 1868. 


Milbelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. 


Rebigirt im Büreau des Staats -Minifteriums. 
Berlin, gedrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Sofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 
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Gejeß- Sammlung 
für die 


KRönigliben Preußiſchen Staaten 


— — — — — — — — — —— — — — — — er — — — — — — 


— Nr. 38. — 
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(Nr. 7106.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligatio- 
nen des Kreiſes Rofenberg in Weftpreußen im Betrage von 16,000 Tha- 
lern. Bom 16. April 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic. 


Nachdem von den Kreisftänden des Kreifed Rofenberg in Weftpreußen. 
auf dem SKreißtage vom 25. Januar 1868. befchlofjen worden, die zur unent- 
gerhicen Hergabe des innerhalb der Grenzen des Kreiſes belegenen Grund und 

odend für die Thorn» Snfterburger Eijenbahn an den Staat erforderlichen 
Geldmittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den Antrag 
Der gedachten Kreisftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit 
Zinskupons verjehene, Seitens der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem 
angenommenen Betrage von 16,000 Thalern ausftellen zu dürfen, in Gemäf- 
beit des $. 2. des Geſetzes vom 17. uni 1833. gu Ausftellung von Obliga- 
tionen .zum Betrage von 16,000 Thalen, in Buchſtaben: fechdzehn Taufend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: 
10 Stüd 500 Thaler = 5000 Rthlr. 
20 » 20 +» =400 » 
0» 10 :- =700 ⸗ 
nach dem anliegenden Schema außzufertigen, mit Hülfe einer Kreißfteuer mit 
inf Prozent “ähnlich zu verzinfen und nach der durch das Loos zu beftimmen- 
en Folgeordnung Jahre vom 1. Sanuar 1872. ab mit wenigftens jährlich 
Einem und einem Drittel Prozent ded Kapitald unter Zuwachs der Sinfen von 
den amortifirten Schuldverfchreibungen zu tilgen find, durch gegenwärtige Pri- 
vilegium Unſere landeöherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung er- 
eilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obligationen die daraus bervorgehenden 
echte A ohne vie eebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend 
zu machen befugt iſt. 

Das —E Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Drit- 

ter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
Jahrgang 1868. (Nr. 7106.) 12 eine 


Ausgegeben zu Berlin den 13. [uni 1868. 
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eine Gewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die 
Gert, Sammlng pn m Bingen nd kei 
mt 
. „alrfumblid unter Unferer Höchneigenhändigen Unterfäift und Beigebrudtem 
Gegeben Berlin, den 16. April 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Kegierungsbezirk Marienwerder. 


Obligation 
des 


Kreiſes Roſenberg in Weſtpreußen 
dritte Serie 
Littr...... MR .... 


Auf Grund de unterm ien............ 18.. genehmigten KreißtagB- 
befchlufle8 vom 25. Januar 1868. wegen Aufnahme einer von 16,800 
befennt die nete Kreisverwaltung. Namens des Kreiſes 
Aofenberg in Weftpreußen diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des 
Gläubigerd unfündbare Verfchreibung zu einer Darlehnäfchuld von ........... 
. Thalen Preußiſch Kurant, Pag für den Kreis Eontrabirt worden und 
mit "fünf Prosent A Fra zu verzinfen ift 
Die Rüdz abtumg der ganzen Schmid von 16,000 Thalern geſchieht vom 
1. Januar 1872 ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgung?- 
fonds von wenigftend Emem und eman Drittel Prozent des — jaͤhrlich, 
unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreib 
Die Folgeordnung der Einlöſung der Schul — * wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom J. Januar 1872. ab in 
dem Monate Mai jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds zu größeren Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schulbverfchteibungen zu fündigen. Die ausgelooften, fowie 
bie gekündigten Schuldverfchreibungen werden ımter Begeithmumg ihrer Buchſta⸗ 
ben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung 
er: 
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olgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
AR und Einen Monat vor dem Zahlungdtermine in dem Amtsblatte jr 
Königlihen Regierung zu Marienwerder, in einer zu Königäberg und in einer 
zu Danzig erfcheinenden Zeitung, fowie in dem Roſenberger Kreißblatte. 

Bid zu dem Tage, wo folchergeftalt dad Kapital zu entrichten ift, wird 
e8 in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlih in gleicher Münzforte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Linien und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der auögegebenen Zindfupong, bejiehungemeil dieſer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis- Kommunaltafle in Rofenberg in Weftpreußen, und zwar auch in 
der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Seit. 

Mit der ar Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüdzu- 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten KRapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nad) 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Fälligkeitötermine an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen verjähren zu Gun- 
ften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Worfchrift der Allgemeinen DerichtBorbnung ehe I. 
Titel 51. N 120. * bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Rofenberg in Weſt 
preußen. Ä 
a Zinskupons fünnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll 
denjenigen, welcher den Berluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjähtigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreidverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Befik 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
hafter Weife darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange- 
meldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung aus- 
gezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zind- 
fupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zindfupond Serie erfolgt bei der Kreis-Kom- 
munal£affe zu Rofenberg in Weftpreußen gegen Ablieferung des der älteren 
Zinsfupond- Serie beigedrudten Talons. Bern Verluſte des Talons erfolgt die 

Ayahänbigung der neuen Zindfupond Serie an den Inhaber der Schuldver- 
ſthreibung / fofern deren Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. | 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet ber 
Kreis mit feinem Vermögen. | 

Defien zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter: 
ſchrift ertheilt. | | 

Rofenberg in Weftpreußen, den . tn ............... 18.. 


Die Kreisperwaltung. 
Der Landrath. Die Kreisdeputirten. 


(Nr, 7106.) 72*® Pro» 
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Provinz Preußen, Regierungobezirk Marienwerder 
Zinskupon ..... Serie 


zu ber 
Kreis-Obligation des Roſenberger Kreife in Weſtpreußen 
dritte Serie 


Littr....... AR..... 
Über ............... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 

e.............. Thaler ..............- Silbergrofchen. *5 
E Der Inhaber dieſes netupen empfängt er vorn defien —— — = 
€: I ...... d fpäterhin die Zinfen Kreis > 
2 = Dpligation für für das Halbjahr VOM . ............. DB ............... 
> (in ben) .............. Thalem ............... Sibergrofaen 5 3 
= bei der Rec, Kommunallaſſe zu Roſenberg in Weſtpreußen. 
= Rofenberg in Weſtpreußen, den . tm ............... 18.. ji 
= Die Kreisverwaltung. > 
= Der Landrat. Die Kreiddeputitten. S 
B inskupon ift ungültig, wenn 2 
Sdeffen Ger etra nicht innerhalb vier Jah⸗ =. 
= ren nad der Fälligkeit, vom Schluß des Ausgefertigt. 3 
Sbetreffenden Salbjahres an gerechnet, er- _ 

5 hoben wird. * 


Provinz Preußen, Kegierungsbezirk Marienwerder. 


TDalon 


zur 
Kreis-Obligation des Kreiſes Roſenberg in Weſtpreußen 
dritte Serie. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu ber Obli- 
gation des Fr Nofenberg in Weftpreußen Dritte ie H 
Üben „222222220000. Thaler a 5 ” ent Zinfen die ..t Sei Sinahupong 
für die fünf Jahre 18.. bis 18.. et Keis Rommunaltaffe zu Aofenberg 
in Sefipreußen, ſ et —— Ber u ae — Inhabers 
er igation vorher kein ſchriftlicher Widerſpru eingegangen i 

Roſenberg in Weſtpreußen, den . tm .....2.2...... s 


Die Kreisverwaltung. 
Der Landrath. Die Kreiddeputirten. 
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(Nr. 7107.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreiß-Obligationen 
des Kreifed Gerdauen, im NRegierungsbezitt Königsberg, zum Betrage von 
30,000 Thalern. Vom 16. April 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisftänden des Kreife8 Gerdauen, im Regierungs- 
bezirk Königsberg, auf. dem Kreißtage vom 18. November 1867. befchlofjen 
worden, die zur unentgeltlihen Hergabe des innerhalb der Grenzen des Kreiſes 
belegenen Grund und Bodens fur die Thom -Spnfterburger Eifenbahn an den 
Staat erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beichaffen, wollen 
Mir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: zu diefem Zwecke auf jeden In—⸗ 
haber lautende, mit Zindfupond verfehene, Seitens der Gläubiger unfündbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 30,000 Thalern ausftellen zu 
‚dürfen, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausftel- 
lung von Obligationen zum Betrage von dreißig Taufend Thalern, welche in 
dreißig Apoints zu je 1000 Thalern nad) dem anliegenden Schema ausjufertigen, 
mit Hülfe einer Kreidfteuer mit fünf Prozent jartich zu verzinfen und nach der 
durch das 2008 zu beftimmenden Folgeordnung jährlich, vom 1. Januar 1870. 

ab, mit wenigftens jährlih Einem Prozent des Kapitals unter Zuwachs der 
Sinfen von den amortifirten Su oberiihreibungen u tilgen find, durch gegen- 
wärtige8 Privilegium Unfere landeöherrliche Genehmigung mit der rechtlichen 
Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obligationen die daraus bervor- 
gepenben Rechte, ohne die Uebertragung de8 Eigenthums nachweifen zu dürfen, 
geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens de8 Staatd nicht übernommen wird, ift durch die Gefeß- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


en an unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtemn 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. April 1868. 
(L. S) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7107.) Pro—⸗ 
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Obligation 
des 


Gerdauer Kreiſes 
.%..... IL Eifion 





Die Folgeordnung der Emlöjung der Schuldverj en wid durd) 
a en a Anarocf erfolgt vom Sabre 170 ab im Mo: 
....... eden Jahres. Der bebält fih jedoch das Recht vor, den 
—— TEEN jowie fünmmtliche noch) 
ende ES chuldverkhreibimgen zu kündigen. Die ausgelooften, jowie die ge- 

Nummern und 


—⸗* fowie des Termins —— ——e— — — U, öffent. 
owie an we l ſi 
lich befannt t. Dieſe Belanntmachung erfolgt (eh, drei, 3 ivei und Einen 


Monat vor Zahlungstermin im Staatsanzeiger, im Amtöblatte der König- 
ichen mg zu Königsberg und im Gerdauer Kreiöblatte. 
Bis zu dem Tage, wo foldyergeftalt bus Kapital zu entrichten ift, wird 
in halbjährlichen Terminen, am 23. Juni Gis 2 Auli und om 28. Deyember 
—— jeden de mie von — an gerechnet, mit fünf Prozent jaͤhrlich 
ng Der 


Zinfen und E Kapitals erfolgt g bloße Rück⸗ 
en e 
Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer — 


m 


SE 
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bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Gerdauen, und zwar auch in der nach Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Seit. 

Mit der zur Empfangnabme des Rapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch Die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine puüd. 
zuliefern. Für die fehlenden Sinsfupond wird der Betrag vom Rapitale ab- 
gezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb breibig Jahren nad) dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen ee orbnung Thl. 1. 
Titel 51. s 120, t bei dem Königlichen Go ann zu Wehlau. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Werluft von Zindfupond vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet ımd den fattgehabten Beſitz 
der Zindfupond durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
hafter Weiſe dartbut, na Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der an- 
— und bis dahin nicht vorgeflommenen Zinskupons gegen Quittung aus: 
gezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluffe des Jahres 1870. audgegeben; für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Merioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinsfupond: Serie erfolgt bei der Kreis- Kom- 
munaltaffe zu Gerdauen gegen nbeferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedrudten Talond. Beim Verluſte des Talons erfolgt die „nehäntigung der 
neuen Zindfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. | 

Dur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. | 

geil Defien zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. 


Gerdauen, den ..tnm ............... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fir den Eifenbahnbau im Kreife Gerdauen. 


(Nr. 7107,) Pro⸗ 


Presse: Pırmgea, Sesuermsstcaf Kent one 


35 Zbeler. 
hen me Zu da ten Su 








ae 2 ⏑ Tür die Kaas Sabre IS ki 1S.. ki * 
Germen ter teiilige. x. 
Deimmmnzrn. 
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(Nr. 7108.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreiß-Obligationen 
des Kreifes Allenftein, im Regierungsbezirk Königsberg, zum Betrage von 
60,000 Thalern. Vom 16. April 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Kreiſes Allenftein, im Regierungs- 
bezirt Königsberg, auf dem Kreistage vom 19. Dezember 1867. befchloffen wor- 
den, Die zur unentgeltlichen Hergabe des innerhalb der Grenzen des Kreiſes 
belegenen Grund und Bodens für die Thorn: Infterburger —5*— an den 
Staat erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen 
zu dem angenommenen Betrage von ſechszig Tag halern außftellen zu dürfen, 
in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. uni 1833. zur Ausftellung von 
Obligationen zum Betrage von ſechszig Taufend Thalern, welche in folgenden 


Apoints: 
10 Stück zu 1000 Thaler = 10,000 Thaler, 
40 : » 5600 : = 20,00 ⸗ 
200 =» =» 100 s- = 20,000 » 
10»: : 50: = 800 - 
0 = + 23 -: = 200 ⸗ 
= 60,000 Thaler, 


fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1868. ab mit wenigftens jährlich Einem Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den amortifitten Schuldverfchreibungen, 
zu tilgen find, durch gegenwärtiged Privilegium Unfere landeöherrliche Genehmi- 
gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, jr ein jeder Inhaber diefer Obli- 

gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
tum nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Vrivilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, ift durch Die 
Sefeg. Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. April 1868. 


(L. S.) Milbelm. — 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr, zu Eulenburg. 


it dem nei Schema Bro mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 


Jahrgang 1868. (Nr. 7108.) 13 | Pro⸗ 
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Provinz Preußen, KRegierungsbezirf Königsberg. 
sinstupon 


zu der 
Obligation des Kreifes Gerdauen 
SM... 1. Emiffion 
über 1000 Thaler zu fünf Prozent Sinfen 
über 
25 Thaler. 


Der Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 


ten ............. .. und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis— 
a ation für dad Adahr vom . .ten ........... bis „tn ren. mit 
halern (in Buchftaben) bei der Kreis⸗ Rommunaltaffe zu Gerdauen. 
Gerdauen, den „tm .............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Eiſenbahnbau im Gerdauer Kreiſe. 


Dieſer Kupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Seldecheg nicht innerhalb vier Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluffe des betreffenden 
Salklabres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, KRegierungsbesirt Königsberg. 


Zalon 


zur 
Dbligation des Kreiſes Gerdauen. 


Der Inhaber dieſes es Talons empfängt 9— en deſſen Rück int u der 
Obligation ded Kreiſes Gerdaun M..... 000 Thaler & tozent 
Zinfen die ..t Serie Zinskupons für die hi Aabre 18.. bis 18. he der 
Kreis - Rommunaltaffe in Gerdauen nad) Maaßgabe der diesfälligen, in der 
DObligation enthaltenen Beltimmungen. 


Berdauen, den „tn ............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Eifenbahnbau im Gerdauer Kreife. 





(Nr. 7108.) 
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(Nr. 7108.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Kreiſes Allenftein, im Regierungsbezirk Königsberg, zum Betrage von 
60,000 Thalern. Vom 16. April 1868. ' 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreiöftänden des Kreiſes Allenftein, im Regierungs- 
bezirt Königsberg, auf dem Kreistage vom 19. Dezember 1867. beſchloſſen wor- 
den, die zur umentgeltlichen Hergabe des innerhalb der Grenzen des Kreifes 
belegenen Grund und Bodens für die Thorn: nfterburger Eifenbahn an den 
Staat erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
Iautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens der Gläubiger unfundbare Obligationen 

dem angenommenen Betrage von fechözig Taufend Thalern audftellen zu dürfen, 
in Gemäßbeit des $. 2. des Geſetzes vom 17. “uni 1833. zur Ausftellung von 
Obligationen zum Betrage von ſechszig Taufend Thalern, welche in folgenden 


Apoint?: 
10 Stüd zu 1000 Thaler = 10,000 Thaler, 
40 : » 00 : = W000 » 
200 =» = 100 - = 20000 ⸗ 
160 =: - 50 : = 8000 ⸗ 
80 =: +» 235 — 2000 ⸗ 
= 60,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 

⸗ ünf Prozent — zu verzinſen und na der durch das Loos zu beftimmenden 

olnestbrumg jährlic vom Jahre 1868. ab mit wenigftens jährlih Einem Prozent 

des Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den amortifirten Schuldverfchreibungen, 

zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unfere landesherrliche Genehmi- 

gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, jr ein jeder Inhaber diefer Obli- 

ationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
—* nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗ Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. April 1868. 


(L. S.) Wilhelm. * 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplit. Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7108.) 13 | Pro⸗ 
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Provinz; Preußen, Regierungebezirk Koͤnigsberg 
Obligation 


des 


Allenſteiner Kreiſes 
Latir... WM.... 
über 
............... Thaler Preußiſch Rurant. 


Auf Grund des untem ................ Beftätigten beſchluſſes vom 

19. Degember 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 60,000 Thalem bekennt 
. imbabnbau- Kommiſſion Ramms des Kreifes Allenftein 

durch dieſe, für jeden Jnhaber gültige, Seitens des Gläubigers unfimdbare Ver⸗ 

argeas einer Schuld von .... Thalern Preußiſch Kurant, welche für den 
ei8 fontraßirt worden unb mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen ift. 

Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 60,000 Thalern geicieht vorn 
Jahre 1868. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigftend Einem Ürogent des Kapitals jährlih, unter Zuwachs der Zinfen 
von den getilgten Schuldverfchreibungen. 

Die Ho der Einlöfung der Schuldverjchreibungen wird durch 
das Loos be ie —— erfolgt vom Jahre 1868. ab in dem 
Monate ..... Aahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsf n Außloofungen zu verftärfen, fowie jümmtliche 
noch um de Schuldverfchreibungen zu digen. Die elooften, fowie 
die Die gefündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung i rer Buchftaben N, 

Rummern und Beträge, fowie des Termind, an welchem die Rudzablung 
fol, fol; Öffenttie bekannt gemacht. Diefe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, Dei 
onat vor dem Zahlungstermine in dem Arntöblatte der Königlichen 
* erung zu Rönigöberg, ſowie un Preußiſchen Staatdanzeiger und in einer 
zu ——e— erſcheinenden Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das > napital zu entrichten ift, wird 
es in halbjährlihen Terminen, am ..".....umd am ...tm..... n beute an 
gerechmet, mit fünf Prozent "jährlich in gleicher Püniorte mit nem verzinfet. 

Die A ahlung der Zinfen und des Kapital3 erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der auögegebenen Zinsfupons, beziehungsweiſe diefer Schuldverfchreibung, 
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bei der Kras-Rommunallaffe in Allenftein, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

ME der zur Empfangnahme de8 Kapitald präfentizten Schuldverjchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinsfupond der fpäteren —— — zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb —I Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren nicht 
erhobenen Sinfen, verjähren zu Gunften des Kraiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verfchreibungen erfolgt nach Vorfchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Theil I 
Titel 51. $. 120. ff. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Allenftein. 

Zinskupons fünnen weder aufgeboten, noch amorttifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf ber vierjährigen 
Verjährimgsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den flattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durd) Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in ‚glaub- 
hafter Weiſe darthut, nach blauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange 
meldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zindfupond gegen Quittung au$- 
gezahlt werden. | 


Mit diefer Schuldverfhreibung ſind ........ balbjährige Zinskupons bis 
um Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden 
Binstupong auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zindfupons- Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalfafje zu Allenſtein gegen Ablieferung des der Alteren Zinskupons⸗Serie 
beigedrudten Talond. Beim Verlufte de8 Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zindfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen it. 

Zur Sicherheit der bierdurdy eingegangenen Berpflichtungen baftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 

Deffen zu Urkund haben wir .diefe Ausfertigung unter unferer Unter 
ſchrift ertheilt. 

Allenftein, den ..tm ....... ... 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Eifenbahndau -Kommilfton. 


(Nr. 7108.) 13° | Pro⸗ 
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Erſter (bis Zehnter) Zinskupon 
crac Serie 


Obligation des enfeine Kreiſes 


Der Inhaber dieſes 
—— wa —— 


Dbkigatiom für das Salbiaht von . ? bi mit 
nennen -.. Thalem .......... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommmmallaffe zu 
Allenflein, den .. m .......... 18 
Die freisftändifche Eifenbahnbau : Kommilfion. 


Halbjahres an geredinet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungebezirk Königsberg 
Ta u on 


Kreis: Obligation des Freiſes Allenſtein 


die er —— . M..... RAPPER hier 5* Zinſen | 
. 5* ie fünf Jahre is 18.. der Kreis⸗ 
Allenſtein, den .. tm .......... 18.. 
Die kreisſtaͤndiſche Eifenbahnbau - Kommiſſi ion. 





(Nr. 7109.) 


u .ö 
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(Nr. 7109.) Brivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis. Obligationen 
des Kreifes Ofterode, im Regierungsbezirk Königsberg, zum Betrage von 
25,000 Thalern. Vom 16. April 1868, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Kreiſes Oſterode, im Regierungsbezirk 
Königsberg, auf dem Kreistage vom 23. November 1867. beſchloſſen worden, 
die zur unentgeltlichen Hergabe des innerhalb der Grenzen ded Kreijed belegenen 
Grund und Bodens für die Thorn-Infterburger Eifenbahn an den Staat er 
forderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den 
Antrag der gedachten Kreisftände: zu diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, 
mit Zinskupons verfehene, Seitend der Gläubiger unkündbare Obligationen zu 
dem angenommenen Betrage von 25,000 Thalern ausftellen zu dürfen, in Ge— 
mäßbeit des $. 2. des Berge vom 17. Juni 1833. zur Ausftellung von Obli- 
Saints zum Betrage von fünfundzwanzig Taufend Thalern, welche in folgenden 
oints: 


10 Stück zu 1000 Thaler = 10,000 Thaler, 
20: . 50 ⸗ 0,00 » 
4 : : 10 ⸗ 


4,000 s 
0:2: 50 1,00 -» 


25,000 Thaler, 

nad) dem anliegenden Schema auszufertigen, mit —* einer Kreisſteuer mit fünf 
* jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 

olgeordnung ſatig vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibun⸗ 
gen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge- 
nehmigung mit der rechtlichen MWirfung ertbeilen, daß ein jeder Inhaber diefer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
thums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Brivilegium, welches Wir vorbehaltlich der Nechte Dritter 
ertbeilen und wodurd für die Sefriebigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitend de8 Staatd nicht übernommen wird, ift durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

—— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 16. April 1868. 
(L. S) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


| 


(Nr. 7109.) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbsirt Marienwerder 
Zinskupon ..... Serie 


zu der 


Rreis-Obligation des Roſenberger Kreifes in MWeftpreußen 
dritte Serie 


Littr...... A... 
Über ............... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 

* .............. Thaler ............... Silbergroſchen. 
ẽ Der Inhaber dieſes Zetupene empfängt gegen deſſen Rückgabe am S = 
2 = Be. ...... d fpäterhin die Sinfen der vorbenannten Kreis” 

2 — * für das Halbjahr VOM ...... ......... bis ............... mit 3 
& (in ben) ............... Thalern ............... Silbergrofchen 3 
5 bei der Kreis, Kommunallaſſe zu Roſenberg in Weſtpreußen. 
5 Roſenberg in Weftpreußen, den ..ten ............... 18.. » 
2 Die Kreidverwaltung. g 
= Der Landrath. Die Kreisdeputirten. S 
= Diefer Sinfupon ift ungültig, wenn 2 
Sdeſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jah⸗ 2. 
S ren nad) der Faͤlligkeit, vom Schluß” des Ausgefertigt. 3 
Sbetreffenden Salbjahres an gerechnet, er- | _ 
5 hoben wird. a 





Provinz Preußen, XKegierungsbesirt Marienwerder. 


Zalon 
zur 
Kreis: Obligation des Kreiſes Roſenberg in Weſtpreußen 
| dritte Serie. 
Der Inhaber dieſes Talond empfängt gegen veilen. Rückgabe zu ber Obli⸗ 
gation des Kreiſes Rofendeg in Weftpreußen dritte Serie Littr...... 
11 1) ............... Thaler & 5 Drogen ent Sinfen die ..te Serie Sinakupong 
für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreid- Kommunalkaffe zu Rofenberg 
in Weftpreußen, ſofern dage n Seitens bes ala ſolchen legitimirten Inhabers 
der Obligation vorher fein (örtliche Widerſpruch eingegangen. iſt 
Roſenberg in Weſtpreußen, den . tm ............ 
Die Kreisverwaltung, 
Der Landrat. Die Kreiddeputirten. 


(Nr. 7107.) 
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(Nr. 7107.) Brivilegium wegen Ausfertigung auf ben Inhaber lautender Srei8-Obligationen 
des Kreiſes Gerdauen, im Regierungsbezirk Königsberg, zum Betrage von 
30,000 Thalern. Vom 16. April 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des Kreifed Gerdauen, im NRegierungs- 
bezirk Königsberg, auf. dem Kreidtage vom 18. November 1867. bei Ioffen 
worden, die zur unentgeltlihen Hergabe des innerhalb der Grenzen ded Kreiſes 
belegenen Grund und Bodens für die Thorn⸗Inſterburger Eifenbahn an den 
Staat, erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen 
Mir auf den Antrag der gedachten Kreiöftände: zu diefem Zwecke auf jeden In: 
baber lautende, mit Zinskupons verjehene, Seitend der Gläubiger unfündbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 30,000 Thalern ausftellen zu 
‚dürfen, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. uni 1833. zur Ausftel: 
lung von Obligationen zum Betrage von dreißig Taufend Thalern, welche in 
dreißig Apoints zu je 1000 Thalern nad dem anliegenden Schema auszufertigen, 
mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit fünf Prozent japrich zu verzinfen und nach der 

/ durdy das Loos zu beftimmenden Folgeordnung jährlih, vom 1. Januar 1870. 

ab, mit wenigftens jährlih Einem Prozent des Kapitals unter Zuwachs der 

Zinſen von den amortifitten ee eungen u filgen find, Durch gegen» 

wärtige8 Privilegium Unſere landeöherrliche emehmigung mit der rechtlichen 

Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obligationen die daraus hervor: 

gejenben Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweifen zu dürfen, 

geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlic) der Rechte Dritter 
ertbeilen und wodurd für die Befriedi ung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitend des Staats nicyt übernommen wird, ift durch die Gefet- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. April 1868. 
(L. S) Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7107.) ’ Pro—⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbairt Königsberg 
Obligation 
des 


Gerdauer Kreiſes 


. ..... IL Emiſſion 
über 
10808 Thaler Yreutifeb Rurant. 
Auf Grumd des unterm cm anna. zchſt beſtätigten Kreisiage- 
beich vom 18. Rovenber 1867 einer Schuld bis zum 
Betrage von 30,000 Thalern befennt fid) die flandifche fur den 
im Rrefe Derbanm Komens —— — dieſe, für jeden 
Inhaber gültige, Seitens Glãubigers unfimdbare ſch einer 
Sad von 1000 Shalem Kurant, welbe für den Kurs fontrahirt 


Preufiich 
worben und mit anf Prozent jährlich zu verzinien * 

Die Rüdzahlung der kontrahirten Schuld ht vom jahre 1870. ab 
allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten sfonds von wenigftend 
Einen Prozent des gen Kaptal jheic, unler Zumace ber Sf von den 
i Die Folgentmumg der Einlöfung der Schuldverjchreibungen wird durd) 
dus Loos beſtimmt. Die Ausloofung ha erfolgt nom uhr 1826 ab im Mo: 
nale .......... jeden Jahres. Der Kreis bebält ſich jedoch das Recht vor, den 
en zu größeren Ausloofumgen zu verftärten, ſowie ſänmtliche nod) 
um v 


fündigten Sch Bezeichnung 
Beträge, jowie des ins, an welchem die Rüczablung erfolgen fell, öffent _ 
lid) befannt gs emadıt. Diefe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen 
lungstermin im Staatöanzeiger, im Amtsblatte der König- 
lichen Igierng zu —— und im Gerdauer Kreisblatte 
zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
——— —— am 24. Juni bis 2. Juli und am 28. 
bis 6. Januar jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich 
c Münzforte mit jenem verzinjet 
ie mußgehlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der auögeg Zinskupons, beziehungsweife dieler Schuldverſchreibung 


3 
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bei der Kreis-Rommunalfaffe in Gerdauen, und zwar auch in der nach Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme ded Kapitald präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons ‘der fpäteren Fälligkeitötermine 7 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb breiig Jahren nach dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die inmerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf ded Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreiſes. 

Daß Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld: 
verfchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. 
Zitel 51. $$. 120. ff. bei dem Königlichen Kre Van zu Wehlau. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und ben be Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub» 
bafter Weife darthut, nad Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an- 
— und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung aus: 
gezahlt werden. ’ 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres 1870. audgegeben; für die weitere Zeit werden Zinsfupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zindkupond- Serie erfolgt bei der Kreis: Kom- 
munalfafje zu ©erdauen gegen Abliefcung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Auhändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. | 

Sur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Berpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 

geil Deffen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. 


Gerdauen, den ..tn ............. 18.. 


Die ftändifche Kommiſſion für den Eifenbahnbau im Kreife Gerdauen. 


(Nr. 7107.) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
sinsfupon 


zu der 
Obligation des Kreifes Gerdauen 
RR ..... I. Emiffion 
über 1000 Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
25 Thaler. 


Der Inhaber biejes Kupond empfängt gegen deſſen Rüdgabe am 


I BR .. und fpäterhin die Zinjen der vorbenannten Kreis: 
a ation für da8 albiabr vom „tm ........... bis ..ten......... mit 
lem (in Buchftaben) bei der Kreis ‚Rommunaltaffe 5 "Gerdanen. 
Gerdauen, den tm ............... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommilfion für den Eifenbahnbau im Gerdauer Kreife. 


Diefer Kupon ift ungültig, wenn deſſen 
—— nicht innerhalb vier Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
—— an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbesirt Königsberg. 


Zalon 


zur 
DObligation des Kreiſes Gerdauen. 


Der Inhaber Talons empfängt „g en defien Rüdgabe 
Dbligation des Kreifes Gerdauen A ..... 000 Thaler & inf —7* 
Zinſen die ..t Serie Zinskupons für die eünf "Sabre 18.. biß 18.. bei der 
Kreis⸗ Kommunalfaffe in Gerdauen nah WMaafgabe der biesfälfigen ‚ in der 
DObligation enthaltenen Beitimmungen. 


Gerdauen, den „tm ............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiffion für den Eifenbahnbau im Gerdauer Kreife. 





(Nr. 7108.) 
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(Nr. 7108.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreiß-Obligationen 
des Kreiſes Allenftein, im Regierungsbezirk Königsberg, zum Betrage von 
60,000 Thalern. Bom 16. April 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Kreiſes Allenftein, im Regierungs- 
bezirt Königsberg, auf dem Kreistage vom 19. Dezernber 1867. befchloflen wor- 
den, die zur unentgeltlihen SHergabe des inmerhalb der Grenzen des Kreifes 
belegenen Grund und Boden? für die Thorn- nfterburger Eifenbahn an den 
Staat erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen Wir 
auf den Antrag der gedachten Kreisftände: zu diefem Swede auf jeden Inhaber 
lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens der Gläubiger unfündbare Obligationen 
zu dem angenommenen Betrage von ſechszig aufn balern ausftellen zu dürfen, 
in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. uni 1833. zur Ausftellung von 
Dbligationen zum Betrage von ſechszig Taufend Thalern, weldye in folgenden 


Apoints: 
10 Stück zu 1000 Thaler = 10,000 Thaler, 
40 =: : 50 ° : = W000 ⸗ 
200 - : 10 - = 20,00 ⸗ 
160 : :s 0 ° : = 800 + 
0 : 25 + = 2300 ⸗ 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 
/ inf Prozent sährlich zu verzinfen und nach der durch das Loos zu beftimmenden 
—— jährlich vom Jahre 1868. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen, 
zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmi- 
gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, F ein jeder Inhaber dieſer Obli- 
gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung ded Eigen. 
ſhums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ifl. 
| Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlih der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gemährleiftung Seitend des Staat? nicht übernommen wird, ift durch die 
Sefeg- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. April 1868. 


(L. S.) Milbelm. * 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplit. Gr. zu Eulenburg. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7108.) 73 | Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Obligation 


des 
Allenſteiner Kreiſes 
kittr. ..... A aan. 
über 
......... ...... Thaler Preußiſch Kuraut. 


Auf Grund des unterm —P............... beſtätigten Gugigtgebeſchuſſes vom 
19. Dezember 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 60,000 Thalern bekennt 
ſich die kreisſtändiſche Eiſenbahnbau-Kommiſſion Namens des Kreiſes Allenſtein 
durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Ver: 
ſergbung zu einer Schuld von ..... Thalern Preußiſch Kurant, welche für den 

eis kontrahirt worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen ift. | 

Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 60,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1868. ab allınälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigftend Einem ÜStozent des Kapitals jährlic, unter Zuwachs der Zinfen 
von den getilgten Schuldverfchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schulbverfehreibungen wird durch 
da8 Loos beitimmt. ie Ausloofung erfolgt vom Jahre 1868. ab in dein 
Monate ..... jeden Jahres. Der Kreiß behält fi) jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds zu größeren Audloofungen zu verſtärken, fowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die audgelvoften, fowie 
die gefündigten Schuldverjchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchftaben, 
Nummern und Beträge, fowie ded Termind, an welchen die Rüdzahlung erfolgen 
fol, öffentlich bekannt gemacht. Diefe Belannmacunß erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Königsberg, ſowie im Preußiſchen Staatsanzeiger und in einer 
zu Rönigäberg erfcheinenden Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wo folchergefalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
e8 in balbjährlichen Terminen, am ..tm..... und am ..tn ..... ‚, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diefer Schuldverfchreibung, 

bei 
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bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Allenften, und zwar auch in der nad) dem 
Eintritt des Fälligfeitötermind folgenden Zeit. 

Mi der zur Empfangnahme de8 Rapitald präfentiuten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren —— — zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gefündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb vreibig Jahren nad) dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren nicht 
erhobenen Sinfen, verjähren zu Gunften des Kruſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation perlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gericht3ordnung Theil I. 
Titel 51. $. 120. ff. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Allenftein. 

Zinskupons Fönnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der wierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der —— anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vor eigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange- 
meldeten und bis dahin nicht vworgefommenen Zinskupons gegen Quitiung aus⸗ 
gezahlt werden. | 


Mit diefer Schuldverfchreibung find ........ halbjährige Zinskupons bis 
um Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden 
—2Xſ auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalfafje zu Allenftein gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedrudten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zindfupond - Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Porzeigung rechtzeitig gefchehen ft. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Berpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 

Deffen zu Urkund haben wir .diefe Audfertigung unter unferer Unter 
fchrift ertheilt. 

Allenftein, den ..tn .......... 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Eiſenbahnbau⸗-Kommiſſion. 


(Nr. 7108.) 13° Priv. 


_ 52 _ 
Erjier (bis Zehnter) Zinstupon 


(ene) Sec 
Obligation des Wlcnrie Kreiſes 
über .......... Shaker zu anf vleient Sinfen 

....... Thaler ....... Eilbergroſchen. 

ee DB. amd Ppüterfin Die —— Pers 
ee helm en &htyergrofäen bei ber Arc. Rommumennllffe 
Allenſtein, den .. .......... 18.. 
Die freiöftändiiche Eiſenbahnbau⸗Kommiſſion 


Der Safer Nie Tales ampfng anyn def Rutgehe u. der 


Doligation des lnReiner Ares 
ee A... ũüber .......... Thaler & fünf Prozent Zinfen 
die bie Ce Dinbkmend für Die Fünf Sabre 18 bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommmalkaſſe zu Allenflein. 
Allenftein, den .. ta onesennno 18 


Die kreisſtaͤndiſche Eiſenbahnbau⸗ Kommiſſion 





(Nr. 7100) 
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(Nr. 7109.) Brivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis- Obligationen 
des Kreiſes Ofterode, im Regierungsbezirk Königsberg, zum Belrage von 
25,000 Thalern. Vom 16, April 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des Kreifes Ofterode, im Regierungsbezirk 
Königsberg, auf dem Kreistage vom 23. November 1867. beſchloſſen worden, 
die zur unentgeltlichen Hergabe des innerhalb der Grenzen des Kreiſes belegenen 
Grund und Bodens für die Thorn⸗Inſterburger Eifenbahn an den Staat er- 
forderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den 
Antrag der gedachten Kreisftände: zu diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, 
mit Zinskupons verfehene, Seitend der Gläubiger unfündbare Obligationen zu 
dem angenommenen Betrage von 25,000 Thalern außftellen zu dürfen, in_Ge- 
mäßbeit des $. 2. des Beige vom 17. Juni 1833. zur Ausftellung von Obli- 
inte zum Betrage von fünfundzwanzig Taufend Zhalern, welche in folgenden 

oints: 
10 Stück zu 1000 Thaler = 10,000 Thaler, 
20» +: 00 :» =1000 ; 
40 =: : 10 -» 4,000 + 
20»: »: 50 5 1,00» 
25,000 Thaler, 
nad) dem anliegenden Schema auszufertigen, mit —* einer Kreisſteuer mit fünf 
/ —— jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
olgeordnung jauig vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverfchreibun- 
gen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge- 
nehmigung mit der rechtlichen Mirfung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
thums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Nechte Dritter 
ertbeilen und wodurch für die Seftiebigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens de8 Staatd nicht übernommen wird, ift durch die Gefeh- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

en On unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. April 1868. 


(L. S.) Milhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


ill! 


(Nr. 7109.) Pro⸗ 


nd 


Mi Bam VE wem ..............-. kr. Amizttarhrie vom 
2 meer 27. gen Bear men Zar 2m 3: — 
“m Lo me ei Denen Res Dom Rınel 
mus ne. dr er der E ee Rouen he Wer: 
"eriens = Er 5. Iärre Iezimı era, 
nede #2 m Se man wide or mo de Tor at u wenn 





. RS dar ga Ei m 2 men 
„cr Fe eo nme u em Ilm. mehr 
Sem Ina 4S zacye N . er Daerıts er Don ven den 
zu zen — items. <a et. 
De Aa Der Er, u Eichtoerirntorıe wc’ Bund 
5 us im u ee er: rm At IV in dem 
imazie Ara den je Der Krei Bali Fa 25 Mol: ver. dan 
— 3 5 sh guisere Yuelstungen zı meiste. ie Cmnrihe unb 
rende 2 









Stultoerlkreibumgen zu Eindigen 
Tie zuögel: den, iwie die zämgen Schuitneitreiungen moin unter 
Beabrung idret Buchnaben Nummern ah Derzige. iorie des Terins, an 
dem die Rũd: abling erislyen i:ü, Fink N: samt: Dieie Be 
Imutmadkung ericlgt fe, dici zwei nt Einen Mrz rot dem Sallımad- 
teomine in dem Amisblatie der Keniglichen Regierung zu Kimisiberz dem Kreis⸗ 
tie des Ouereder Kreiies, im einer zu Konigsberg ericheinenden Zeitum und 
in dem Trreuhiichen Zisutsmzeiger 
Bis zu dem Tage, we feldergeftalt daS Karital zu entrichten if, wird es 
in Balbjährfichen Terminen, am 2. Samar und am 1. Juli jeten Jabres, 
von 











— 335 — 


von ar an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem 
verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der auägegebenen Zinskupons, beziehungsweije diefer Schuldverfchreibung, bei 
der Kreis: Rommunalfaffe in Liebenühl, und zwar audy in der nach dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. | 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüdzu- 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 
Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem Rück— 
un termine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
dr lauf ded Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verjchreibungen erfolgt nach Vorfchrift der Allgemeinen Gericht3-Ordnung Theil I. 
Titel 51. $$. 120. ff. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Oſterode. 

Zinsfupond können weder aufgeboten, nody amortifirt werden. Doc, fol 
demjenigen, welcher den Verluft von —*328 vor Ablauf der pighr gen er⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Ochuldverfchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Meife darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung auögezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bi8 zum 
Schluffe des Jahres ..... auögegeben. Für Die weitere Seit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Auögabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreid-Rom- 
munalkaſſe zu Kaebemüil gegen Ablieferung des der älteren Zindfupons - Serie 
beigedrudten Talond. Beim PVerlufte des Talond erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Berpflichtungen baftet der 
Kreid mit feinem Vermögen. 


Deffen zu Urkund baben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. 
Dfterode, den ..tm ............... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreisfommillion des Ofteroder Kreiſes. 


(Nr, 7109.) Pro⸗ 
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Provms Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Ssinsfupon 
zu der 
Rrei8-Obligation des Oſteroder Kreiſes 
II. Emiſſion 
Littr...... AR ..... 
über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 
Der Inhaber diefed 3inäfupond empfängt gegen deſſen Rüdgabe in der 
Seit vom ..tR ........... bis ..ten .......... reſp. vom . tm .......... 
bie... und Koäterhin bie Zinfen der vorbenannten Kreis - Obligation 
für das Salbjahr © VOM ........... bis ............. mit (in Buchſtaben) 
......... Thalern .......... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu 
Liebemubl. 
Dfterode, den ..tM ........... 18.. 


Die ftändifche Kreisfommilfion des Ofteroder Kreifes. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn defien 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahred der Falligkeit an 
gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Talon 


aut 
Rrei8-Obligation des Ofteroder Kreijes 
II. Emiffton. 

Der Inhaber diefed Talons empfängt gegen deſſen Rüdgabe zu der Obliga- 

tion des Ofteroder Kreifed 
Littr.. Ar ..... über ..... Thaler a fünf Prozent Zinfen 

die ..te Serie Binskupons für die fimf jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis 
Kommunalfafle zu Li hl fofern nicht rechtzeitig von dem als ſolchen legi⸗ 
timirten Inhaber der Obligation dagegen Widerſpruch erhoben iſt. 

Oſterode, Den ..ten ......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion des Oſteroder Kreiſes. 





Medigirt im Büren des Staats · Minifterinms. 
Berlin, gedrudt in der öniglihen Geheimen Ober + Gofbuchbruderel 
‚8 “ (R. v. Deder). 
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Gefeb-Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 


— Nr 39. — 
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(Nr. 7110.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. Mai 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
’ liſchen Vorrechte, ausſchließlich des Rechts der Chauffeegeld - Erhebung, an 
die Stadtgemeinde Breslau für den Bau und die Unterhaltung einer 
Chauffee von dem Nullpunfte an der Verbindung - Eirfenbahn bi8 an den 
Eingang des Dorfed Gräbſchen. 


Auf Ihren Bericht vom 12. Mai d. J. will Ich der Stadtgemeinde Breslau 
zu dem von derſelben in einer Breite von 40 Fuß, einſchließlich eines Fußgänger⸗ 
weges von 10 Fuß, projeftirten und von Mir hiermit genehmigten Bau emer 
Shaufee von dem Nullpunfte an der Berbindun Schule Grm bis an den Eingang 
des Dorfes Gräbfchen da8 Expropriationdrecht Behufs Erwerbung der zu diefem 
Bau erforderlichen Fläche innerhalb der Gräbſchener Feldmark, ingleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterha ungs-Materialien, nad) Manf- 
gebe der für die Staatd- Chauffeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf dieſe 
traße hiermit verleihen. Auch follen die dem SHaufleegeb- Tarif vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehängten Beitimmungen wegen der Chaufjeepolizei- Vergehen auf 
die gedachte Straße zur Anwendung fommen. 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 18. Mai 1868. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Minifter des Innern. 





Jahrgang 1868. (Nr. 7110.) 74 (Nr. 7111) 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1868. 
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weidem das Schleuiengeld für tie Benntzung ter Scitzichenie 
i Sudenberg in der Citentlichen Schittabrtäftate rem Nureiner 
Kanal nach ‚sebrkeflin u erbeben iü. 


Dem A. Mu 1558 


(Seit entricer 
I, von jedem lern Kahtzemge...-....--unnnn en — Rt 10 Sur. 
2, von dem beladenen Fabrzese .........-.--.-. 2. DB 
3, von Alehhel; für gie Schleuimg.............. 2... — 








— 530 — 


Befreiungen. 


Schleuſengeld wird nicht erhoben: 
1) von Schiffsgefäßen und Flößen, welche Staatseigenthum ſind, oder für 
. Rechnung des Staats Gegenftände befördern, auf Vorzeigung von 
Freipäſſen / 

2) von Fiſcherkähnen, Fiſchdröbeln, Gondeln, hängen Handfähnen und 
ähnlichen Kleinen Fahrzeugen, welche de wart nach zur Fracht. 
beförderung nicht beftimmt find, fofern fie feinen befonderen Schleufen- 
aufzug erfordern. 


Berlin, den 20. Mai 1868. | 
(L. S.) Milhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 





(Nr. 7112.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Mai 1868. betreffend die Verwaltung der Gym⸗ 
nafial- und Stiftungsfonds zu Cöln. 


N, nach Ihrem Berichte vom 20. d. Mts. die Verwaltung der Gymnafial⸗ 
und Stiftungsfonds in der Stadt Cöln, wie foldhe durch das Dekret vom 
22. Brumaire XIV. (13. November 1805.) und die feitden erlaffenen Verfü- 
ungen der Berwaltungsbehörden angeordnet worden ift, in Folge der veränderten 
Berhältiffe einer anderweiten Regulirung bedarf, fo beftimme Ich auf Ihren 
Antrag, was folgt: 


$. 1. 


Die Verwaltung der Fonds der in der Stadt Cöln beftehenden Gymnafien- 
und Studienftiftungen, welche bisher von dem Gymnafial-Verwaltungsrathe und 
dem Vermwaltungsrathe der Stiftungsfonds geführt worden ift, wird für Die Folge 
einer gemeinfchaftlichen Behörde übertragen, welche den Titel führt: „Verwal⸗ 
tungsrath der Gymnafial- und Stiftungsfonds.“ 


$. 2. 
Der Berwaltungsratd der Gymnafial- und Stiftungsfonds hat die ver- 
(Nr. 7111-7112) 74* fchies 
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führung, die allgemeinen für die Verwaltung anderer öffentlicher Wohlthätigkeits⸗ 
Anftalten beftebenden oder noch zu erlaffenden gefeklichen Vorfchriften, fowie die 
Anordnungen feiner unmittelbaren Aufficht8behörde, des Provinzial-Schulfollegiums 
zu Coblenz, ſich zur Richtfchnur dienen zu lafjen. 

In Stiftungsangelegenheiten find insbeſondere die Anordnungen der Stif- 
tung3-Urkunden nad) Wort, Abficht und Zweck, foweit fie noch zu Recht beftehen, 
zu beachten. 

$. 8. 


Die inneren Angelegenheiten der Gynmafien, indbefondere die Ernennung 
der Direktoren und Lehrer, fowie die Einrichtung, S elung und Beauflichtigung 
des Unterrichts bleiben von dem Wirkungskreiſe des Verwaltungsrathes der Sm, 
nafial- und Stiftungsfonds ausgefchloffen. | 


$. 9. 

Ueber alle Einnahmen und Ausgaben der verfehiedenen dem Verwaltungs: 
rathe zur Verwaltung anvertrauten Fonds find von drei jr drei Jahren Etats 
aufzuftellen und dem Provinzial-Schulfollegium zur Feſtſtellung einzureichen. 

Demfelben find auch die jährlichen Rechnungen, nach den verfchiedenen 
Fonds gefondert, zur Revifion und Ertheilung der Decharge vorzulegen. | 


$. 10. 


Die zur Beftreitung der Koften der Verwaltung von den einzelnen Fonds 
und Stiftungen zu leiftenden Beiträge werden nad) Bedürfniß von Zeit zu Zeit 
von dem Provinzial: Schulfollegium nach Anhörung des Verwaltungsrathes feit- 
gejekt. 

§. 11. 


Dem Derwaltungdratbe der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds gebührt in 
Gemäßheit der Artifel 10. 29. und 30. des Defret3 vom 22. Brumaire XIV. 
die Verleihung der zu den Stiftungsfonds gehörigen Stipendien und die Ent- 
ſcheidung über die in dieſer Beziehung erhobenen Anſprüche. Beſchwerden gegen 
feine Entfcheidungen find binnen einer Vräflufivfrift von zwei Monaten vom 
Tage der Zuftellung bei dem Provinzial- Schulfollegium anzubringen; der Refurs 
egen die Entfcheidungen des legteren geht binnen gleicher Präkluſivfriſt an den 
Minifter der Unterricht3-Angelegenheiten. 


$. 12. 


Die von den ehemaligen, zur Zeit der Fremdherrſchaft aufgehobenen 
Gymnafien in der Stadt Cöln herrührenden Fonds dürfen nur für Die gegen- 
wärtig in Cöln beftehenden katholiſchen Gymnafien und die mit Hülfe diefer 
Fonds noch etwa ferner zu errichtenden Unterrichtdanftalten verwendet werden. 


(Nr. 7112) | $. 13, 
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verbreitetften in Cöln erfcheinenden Zeitungen die Berechtigten zur Anmeldung 
ihrer Anfprüche binnen einer zweimonatlichen Friſt aufzufordern. Im Falle ſpä— 
terer Anmeldungen können bereitd ftattgefundene Verleihungen nicht mehr rüd- 
gängig gemacht werden. 


6. 18. 


Sind durch ausdrüdliche Beftimmungen der Stiftungs-Urkunden Angehörige 
aus der Familie der Stifter zur Ausübung eines Präſentationsrechtes berufen, 
fo ift denfelben von den erfolgten Anmeldungen zu erledigten Stipendien jeded- 
mal Kenntniß zu geben. Ihre eäfentationen müffen, wenn fie berüdjichtigt 
werden follen, binnen einer Präflufivfrift von zwei Monaten nach jener Mit- 
theilung erfolgen und den Bellimmungen der Stiftungs⸗Urkunde entjprechen. 


$. 19, 


Studienftipendien, zu deren Genuffe feine durch die Otiftungs -HrEunden 
berufene Bewerber fich finden, find, fofern nicht für diefen Fall eine Kapitalifirung 
oder anderweite Verwendung der Stipendienbeträge in den GStiftungd- Urkunden 
angeordnet ift, von dem Werwaltungsrathe der Gymnafial- und Stiftungsfonds 
zur Unterftügung anderer würdiger und bedürftiger Studirender, in einer dem 
Zwecke der Stiftung möglichft entfprechenden Weife, zu verwenden. 

Der Genuß folcher Freiſtiftungen hört jedocdy wieder auf, fobald Berechtigte 
fi) finden, welche einen nach den Beitimmungen der Stiftungd-Lrfunde begrün- 
deten Anfpruch auf deren Genuß erheben. 


$. 20. 


Menn eine Stiftung ganz oder theilweife nicht mehr ausführbar ift, fei 
ed, weil die Unterrichtsanttalt oder die Zweige des Unterrichts nicht mehr be- 
ftehen, für welche die Stiftung errichtet worden, fei e8, weil von den zum Genuf 
der Stiftung Berufenen Niemand mehr vorhanden ift, fei e8 aus irgend einem 
anderen Grunde, fo ift nach Anhörung des Werwaltungsrathes ver mmafict 
und Stiftungsfonds die landesherrliche Entfcheidung über eine andere der Stif: 
tung zu gebende Beitimmung einzuholen. | 


$. 21. 


ft für den Fall einer erheblichen enmehrung oder Verminderung der 
Einfünfte einer Stiftung in der Stiftungd-Urfunde feine Beftimmung getroffen, 
fo kann der en hunger der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds mit Öene mis 
gung des Provinzial» Schulfollegiumd die Zahl der Stipendien vermehren oder 
vermindern. 
Ebenfo hat derfelbe die Zahl der Stipendien einer Stiftung zu beftimmen, 
wenn der Stifter ſelbſt diefe Zahl nicht feftgefett hat. 


$. 22, 


Im Monat Januar eined jeden Jahres hat der Verwaltungsrath der 
(Nr. 7112.) Syn: 
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Provinz Preußen, Regierungobezirk Königsberg. 
Obligation 


des Oſteroder Kreiſes 
| II. Emiffion 


über 
.......... Thaler Preußiſch Kurant. 


— — 


A Grund des unterm ................ beftätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
23. November 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 25,000 Thalern befennt 
fich die ftändifche Kommilfion des Dfteroder Kreifes Namens des genannten Kreifed 
durch diefe, für jeden Sndaber gültige, Seitens des Gläubigerd unkündbare Ver: 
fhreibung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Thalern Preußiſch Kurant, 
en I den Kreis kontrahirt worden und mit fünf Prozent jährlih zu ver- 
zinfen ift. | 

Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 25,000 Thalern gefchieht vom 
Sabre 1869. ab allmälig aus einem Tilgungdfonde, welcher mit wenigſtens 
Einem Prozent ded ganzen Kapital8 jährlich, unter Zuwachs der Sinfen von den 
getilgten Schuldverfchreibungen, gebildet wird. | 

Die Solgeorbnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durch 
das Loos beftimmt. ie Auslooſung erfolgt vom jahre 1869. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich das Necht vor, den 
Til ngefende durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 

mlaufende Schuldverkhreibungen zu Tündigen. 

Die audgelooften, fowie die gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter 
Seeihnung ibter uchftaben, Nummern und Beträge, fowie des Termind, an 
welchen die Rüdzahlung erfolgen foll, öffentlih befannt gemadt. Diefe Be- 
fanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungs- 
termine in dem Amtöblatte der Königlichen Regierung zu Königsberg, dem Kreid- 
blatte des Dfteroder Kreiſes, in einer zu Königsberg erfcheinenden Zeitung und 
in dem Mreußifchen Staatsanzeiger. 

Bis I" dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in balbjährlihen Terminen, am 2. Sjanuar und am 1. Juli jeden Jahres, 

von 
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von or an gerechnet, mit fünf Vrozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem 
verzinfet. | 

Die Auszahlung der Sinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der audgegebenen Zinskupons, beziehungäweife diefer Schuldverfehreibung ‚ bei 
er Kreid-Rommunalfaffe in Liebemühl, und zwar auch in der nach dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitdtermine zurüdzu- 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 
Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreifig Jahren nad) dem Rück— 
—— stermine nicht erhoben werden, ſowie Die innerhalb vier Jahren, vom 
Mi lauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verfchreibungen erfolgt nach Vorfchrift der Allgemeinen Gericht3-Ordnung Theil I. 
Titel 51. $$. 120. ff. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Oſterode. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc, foll 
demjenigen, welcher den Verluft von Dinsfupons vor Ablauf der pihnge Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonjt in glaubhafter 
Meife darthut, nad) Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Duittung auögezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Scluffe des Jahres ..... auögegeben. Für die weitere Seit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden audgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗-Serie erfolgt bei der Kreis-Kom- 
munalfaffe zu Xiebemühl gegen moieferung bes der älteren Zindfupond » Serie 
beigedrudten Talond. Beim PVerlufte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zindfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Borzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Zur Sicyerheit der hierdurch eingegangenen Berpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 


Deffen zu Urkund haben wir diefe Auöfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. 
Dfterode, den ..ten .............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion des Ofteroder Kreiſes. 


(Nr. 7109.) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Zinskupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Oſteroder Kreiſes 
II. Emiſſion 
Littr...... M..... 
über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 
Der Inhaber diefed Zinsfupond empfängt gegen deſſen Rüdgabe in der 
Zeit vom „tm .......... bis ..ten .......... reſp. vom ..tm ......... 
bis ..tm .... .. . . und ſpil hin die Zinien der borbenannten Kreis - Obligation 
für das Salbiadr d VOM ....... . bis ............. mit (in Buchſtaben) 
......... Thalern .......... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu 
Liebemühl 
Dfterode, den ..tM ........... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion des Ofteroder Kreijes. 


Diefer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Beldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an 
gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


TZalon 


zur 
Rreig-Obligation des Ofteroder Kreifes 
II. Emiffton. 
Der Inhaber diefes Talond empfängt gegen defjen Rüdgabe zu der Obliga- 
tion des Ofteroder Kreifed 
Littr....... N ..... über ..... Thaler à fünf Prozent Zinfen 


die ..t Serie Sinelupong für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis. 
Rommmmaltaffe zu Liebemühl, fofern nicht rechtzeitig von Dem als foldyen legi⸗ 
timirten Inhaber der Obligation dagegen iderſpruch erhoben iſt. 

Oſterode, den . tu ............ 


Die ftändifche Saiten. des Oſteroder Kreiſes. 





Redigirt im Buͤreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober + Hofbuchdruckerei 
8 ne Dede. 
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Gefeb-Sammlung 
für die 


KRönigliden Preußiſchen Staaten. 


— Nr 39. ---- 
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(Nr. 7110.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. Mai 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
Uliſchen Vorrechte, ausichlieglich des Rechts der Chauffeegeld - Erhebung, an 
die Stadtgemeinde Breslau für den Bau und Die Unterhaltung einer 
Chauffee von dem Nullpunfte an der Verbindungs - Eifenbahn bi8 an den 
Eingang des Dorfes Gräbſchen. 


Auf Ihren Bericht vom 12. Mai d. J. will Ich der Stadtgemeinde Breslau 
zu dem von derſelben in einer Breite von 40 Fuß, einſchließlich eines Fußgänger— 
weged von 10 Fuß, projeftirten und von Mir hiermit genehmigten Bau einer 
Shaufer von dem Rullpunkte an der Berbindun — bis an den Eingang 
des Dorfes Gräbſchen das Expropriationsrecht Behufs Erwerbung der zu dieſem 
Bau erforderlichen Fläche innerhalb der —A Feldmark, ingleichen das 
Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterha gs Wialerialien nad) Maaß⸗ 
gebe der für die Staatd- Chauffeen beftehenden Borfchriften, in Bezug auf Diele 
traße hiermit verleihen. Auch follen die dem Shanfeegelb- Tarif vom 29. Se: 
bruar 1840. angehängten Beftimmungen wegen der Chaufjeepolizei- Vergehen auf 
die gedachte Straße zur Anwendung fommen. 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 18. Mai 1868. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Nite und ben Minifter des Innern. 





Jahrgang 1868. (Nr. 7110.) 14 ' (Nr. 7111.) 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1868, 


(Sr. 7111.) Fe rh vom 20. Mai 1868., betreffend Die anderweitige Regalirung 
des Eihleufengeldes für die Berufung der Schiffeſchlenſe bei Gndenberg 
in der öffentlichen Ehiffahrtöftraße vom Ruppiner Zanal nad Sehrbellin. 


A Ba ee Menge Tarif zur 
eldes für die —— — 
——— —— vom Ruppiner Kanal nach Fehrbellin, 
——— genehmigt und ſende Ihnen 
denſelben anbei von Mir vo ende zu beine zurück, denjelben vom 
— eo Si Salt ob zu bringen. Bit dem gleichen Tage 
trikt der Diöherige vom 31. Oftober 1864. (Befe-Samml. &. 670. und 

671.) außer Wirkfamteit. 


Diefer am dem Tarife Dunh bie Befep- Sammlung par öffent: 
lihen Kenntniß zu brin 
Berlin, den 20. Rei 1868 


Milbelm. 


Für den Finanzminiſter: 
Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den den M 
—— un om eier für Handel, 


Tarif, 


nad) weldhem das Schleufengeld für die Benutzung der Schiffzichleufe 
bei Sadenberg in der öffentlihen Schiffahrtsſtraße vom Ruppiner 
Kanal nad) Fehrbellin zu erheben ift. 


Bom 20. Mai 1868. 


S; wad entrigtet 
1) von jedem leeren Fahrzeuge... ......--r.......- — Rthlr. 10 Sur. 
2) von jedem beladenen Fahrzeuge ................ 2 115 — 
3) von Floßholz für jede Schleuſung.............. 2 = og. 
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Befreiungen. 


Schleuſengeld wird nicht erhoben: 
1) von Schiffsgefäßen und Flößen, welche Staatseigenthum ſind, oder für 
. Rechnung des Staatd Gegenftände befördern, auf Vorzeigung von 
Freipäſſen / 

2) von Fiſcherkähnen, Fiſchdröbeln, Gondeln, Anangn , Handkähnen und 
ähnlichen kleinen Fahrzeugen, welche de auart nach zur Fracht. 
beförderung nicht beflimmt find, fofern fie feinen befonderen Schleufen- 
aufzug erfordern. 


Berlin, den 20. Mai 1868. / | 
(L. S.) Milhelm. 


Für den Finanzminifter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 





(Nr. 7112.) Allerhöchfter Erlaß vom 25. Mai 1868., betreffend die Verwaltung der Gym- 
nafial- und Stiftungsfonds zu Cöln. 


N, nad Ihrem Berichte vom 20. d. Mts. die Verwaltung der Gymnafial- 
und Stiftungsfonds in der Stadt Cöln, wie foldye durch das Dekret vom 
22. Brumaire XIV. (13. November 1805.) und die feitdem erlaffenen Verfü- 
ungen der Verwaltungsbehörden angeordnet worden ift, in Folge der veränderten 
erhältniffe einer anderweiten Regulirung bedarf, fo beftimme Ich auf Ihren 
Antrag, was folgt: 
$. 1. 


Die Verwaltung der Fonds der in der Stadt Cöln beftehenden Gymnafien- 
und Studienftiftungen, welcye bisher von dem Gymnafial- Berwaltungsrathe und 
dem Verwaltungsrathe der Stiftungsfonds geführt worden ift, wird für Die Folge 
einer gemeinfchaftlichen Behörde übertragen, welche den Titel führt: „Verwal⸗ 
tungsrath der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds.“ 


$. 2. 
Der Verwaltungsrath der Gymnafial- und Stiftungsfonds bat die ver- 
(Nr. 7111-7112) 74» fchie- 


er j 
n ſeiner anvertrauten 
STEILE 
= re: Fonds abyeiondert 
unter einamder darf 
nicht 
it Hatttinden. 





Der 
bung D —— — berechtigt, Schentungen 
. Rai 1833 s * 
* armen me — 
S. 49) * T Ä 
enem Borfigenden * 
— ir Rg Stftungstends 
Diefer Mi 
befteht 
‚ welche 
Kımmtlich 
Der Boriigende katholijcher 


Kenjeſſion 
ſein müſſen 
‚ werden 
auf Lebens ʒeit ernan — ei nehm 
Beat m neben, dus zu Koblenz 
a, WR 
ſich ter 


_ As Zugued Berwulting? airt Ramens 
ſchen — 
fd) jeech daremd cordneten vertreten 
—— — 
ach gemeite der ES * 
Hs Ztatı Colin de 
Em. ‚, weldyer 
— —— umier er Vetung Sehnen 
mnere Gummi: 
mner Verfaffung ——— 
fordern Lei Hrer Gühigfeit Die 4 *T- wenig Mitgliedem; 
—  e . der Ä -} * 
der 
eis zu fafienden —S 
SEtinne Vorñgenden me 
Stimmengleichheit 
Das erforderliche Subalternperj Verwal⸗ 
hmgöratßes von ben Yhronial-© int u | 
Subaltembenunten. 
* —— wird auf den Vorj 
———— 
die Verwendung 
der 


teen — 
mäbei 
und 
= = a nn nnd 
——— —— an ann m 
Raffen- uud Rohmmzsführung, ——— 
ganz Som Karin un 
= vor 


— 541 — 


führung, die allgemeinen für die Verwaltung anderer öffentlicher Wohlthätigkeits⸗ 
Anftalten beftehenden oder noch zu erlaffenden gefeglichen Vorfchriften, fowie die 
Anordnungen feiner unmittelbaren Auffichtsbehörde, des Provinzial-Schulfollegiums 
zu Coblenz, fich zur Richtſchnur dienen zu laſſen. 

In Stiftungsangelegenheiten find insbefondere die Anordnungen der Stif- 
tung3-Urfunden nad) Wort, Abjicht und Zweck, foweit fie noch zu Recht beftehen, 
zu beachten. 

$. 8. 


Die inneren Angelegenheiten der Gymnafien, indbefondere die Ernennung 
der Direktoren und Lehrer, fowie die Einrichtung, Leitung und Beauffichtigung 
des Unterricht8 bleiben von dem Wirkungskreiſe ded Verwaltungsrathes der Gym— 
nafial- und Stiftungsfonds ausgefchloffen. | 


$. 9. 

Ueber alle Einnahmen und Ausgaben der verfchiedenen den Verwaltungs- 
rathe zur Verwaltung anvertrauten Fonds find von drei Tin drei Jahren Etat3 
aufzuftellen und dem Wrovinzial-Schulfollegium zur Feſtſtellung einzureichen. 

Demfelben find auch die jährlichen Rechnungen, nad) den verfchiedenen 
Fonds gefondert, zur Reviſion und Ertheilung der Dedyarge vorzulegen. | 


$. 10. 


Die zur Beftreitung der Koften der Verwaltung von den einzelnen Fonds 
und Stiftungen zu leiftenden Beiträge werden nach Bedürfniß von Zeit zu Zeit 
von dem Provinzial: Schulfollegium nach Anhörung des Verwaltungsrathes feft- 
geſetzt. 


§. 11. 


Dem Verwaltungsrathe der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds gebührt in 
Gemäßheit der Artikel 10. 29. und 30. ded Dekrets vom 22. Brumaire XIV. 
die Verleihung der, zu den Stiftungdfonds gehörigen Stipendien und die Ent- 
ſcheidung über die in dieſer Beziehung erhobenen Anſprüche. Beſchwerden gegen 
ſeine Entſcheidungen ſind binnen einer Präkluſivfriſt von zwei Monaten vom 
Tage der Zuſtellung bei dem Provinzial-Schulkollegium anzubringen; der Rekurs 
gegen die Entfcheidungen des legteren geht binnen gleicher Präkluſivfriſt an den 


inifter der Unterrichtd-Angelegenheiten. 


$. 12. 


Die von den ehemaligen zur Zeit der Fremdherrſchaft aufgehobenen 
Gymnaſien in der Stadt Cöln herrühtenden Fonds dürfen nur für die gegen- 
wärtig in Cöln beftehenden fatholifchen Gymnaſien und die mit Hülfe diefer 
Fonds noch etwa ferner zu errichtenden Unterrichtsanftalten verwendet werden. 


(Nr. 7112) | $. 13, 
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$. 13, 


Dagegen können die Studienftipendien, welche bei jenen ehemaligen 
Gymnaſien in der Stadt Cöln gegründet worden find, oder deren Genuß 
ftiftungsmäßig an den Befuch Eines diefer Gymnaſien gebunden war, fortan bei 
allen katholiſchen Gymnafien und Drogpman ien des Inlandes, fowie bei allen 
denjenigen Inlänbifchen Symnafien und Progymnafien genoffen werden, bei 
welchen für die Ertheilung Fatholifchen Religiondunterricht8 und für fatholifche 
Seelforge der Zöglinge geforgt ft. 

Studienftiftungen, deren Genuß durch die Stiftung -Uxrfunden nicht von 
den Beſuche nambaft bezeichneter Unterrichtdanftalten abhängig gemacht worden 
ift, Tönnen bei dem Beſuche einer jeden inländifchen, vom Staate anerfannten 
und unter der Aufjicht des Staates fedenden Unterrichtöanftalt, welche die in 
der Stiftungs-Urkunde vorausgeſetzte Eigenfchaft hat, verliehen werben. 

ft in einer Stiftungd-Urfunde auch der Befuch einer ausländifchen Unter- 
richtdanftalt als utäfig, vorgefehen, fo ift da8 betreffende Studienftipendium an 
Die zu deſſen Genufje Berufenen auch bei dem Befuch einer ausländifchen, den 
Stiftungdbeftimmungen fonft entjprechenden Unterrichtsanftalt zu verabfolgen. 


$. 14. 


Bei Zweifeln darüber, welche der heutigen Stufen oder saflen des wifjen- 
fchaftlichen Unterrichts den in den Stiftungd-Urkunden vorfommenden Bezeichnun: 
gen der Gymnafialklaffen und Stufen des wiflenfchaftlichen Unterrichts entſprechen, 
ift von dem Berwaltungsrathe der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds die Entfchei- 
dung des Nrovinzial- Schulfollegiums einzuholen und zu beachten. 


$. 15. 


ft der Genuß eined Stipendiumd durdy die Stiftungd-Urkunde von dem 
Befuche der ehemaligen Univerfität Cöln abhängig gemacht worden, fo fann 
daflelbe fortan bei dem Beſuch einer jeden inländifchen Univerfität, der Akademie 
zu Münſter und de8 Lyceum Hosianum zu Braundberg genoffen werben. 


$. 16. 


Menn die Stiftungd-Urkunden eine Beftimmung darüber, wie bei gleich- 
zeitigen Anſprüchen mehrerer Stiftungsberechtigten zu verfahren ift, nicht enthal- 
ten, fo foll zunächſt die nähere Verwandtichaft, bei gleihem WBerwandtfchafts- 
grade die größere MWürdigfeit, die bereit3 erlangte höhere Schulbildung oder die 
größere Bedürftigfeit für Die Entjcheidung mansgebend fein. 


$. 17. 


Bei jeder Erledigung eine Stipendiumd, zu deſſen Genuß der Stifter 
Mitglieder beftimmter Familien oder Angehörige aus bezeichneten Ortfchaften 
oder Gegenden u. |. w. berufen Bat, find dur Bekanntmachung in einer der 

ver⸗ 
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verbreitetften in Cöln erfcheinenden Zeitungen die Verechtigten zur Anmeldung 
ihrer Anfprüche binmen einer zweimonatlichen Friſt aufzufordern. Im alle ſpä— 
terev Anmeldungen können bereitd ftattgefundene Verleihungen nicht mehr rück— 
gängig gemacht werden. 


6. 18, 


Sind durch ausdrüdliche Beftimmungen der Stiftungs-Urkunden Angehörige 
aus der Familie der Stifter zur Ausübung eines Präfentationsrechte8 berufen, 
fo ift denfelben von den erfolgten Anmeldungen zu erledigten Stipendien jedes— 
mal SKenntniß zu geben. Ihre räfentationen müffen, wenn fie berüdjichtigt 
werden follen, binnen einer Wräflufivfrift von zwei Monaten nach jener Mit: 
theilung erfolgen und den Beftimmungen der Stiftungs Urkunde entfprechen. 


$. 19. 


Studienftipendien, zu deren Genuffe feine durch die Otiftungs - rEunden 
berufene Bewerber fich finden, find, fofern nicht für diefen Fall eine Kapitalifirung 
oder andermweite Verwendung der Stipendienbeträge in den Stiftungs- Urkunden 
angeordnet ift, von dem Berwaltungsrathe der Gymnafial- und Stiftungsfonds 
ur Unterftügung anderer würdiger und bedürftiger Studirender, in einer dem 
wede der Stiftung möglichft entfprechenden Weiſe, zu verwenden. 

Der Genuß —* Steiliftungen hört jedoch wieder auf, fobald Berechtigte 
fich finden, welche einen nad) den Beitimmungen der Stiftungs⸗Urkunde begrün- 
deten Anfpruch auf deren Genuß erheben. 


$. 20. 


Wenn eine Stiftung ganz oder theilweife nicht mehr ausführbar ift, fei 
ed, weil die —— oder die Zweige des Unterrichts nicht mehr be- 
ftehen, für welche die Stiftung errichtet worden, fei ed, weil von den zum Genuß 
der Stiftung Berufenen Niemand mehr vorhanden ift, fei e8 aus irgend einem 
anderen Grunde, fo ift nach Anhörung des Werwaltungsrathes der pmmafiat 
und Stiftungsfonds die landesherrliche Entfcheidung über eine andere der Stif— 
tung zu gebende Beſtimmung einzuholen. 


$. 21. 


Iſt für den Fall einer erheblichen enmehrung oder Verminderung der 
Einkünfte einer Stiftung in der Stiftungd-Urkunde feine Beftimmung getroffen, 
fo kann der Verwaltungdrath der Gymnaſial⸗ und Stiftungsfonds mit Öene mi- 
gung des Provinzial» Schulfollegiums die Zahl der Stipendien vermehren oder 
vermindern. 

Ebenjo Hat derfelbe die Zahl der Stipendien einer Stiftung zu beftimmen, 
wenn der Stifter felbit diefe Zahl nicht feftgefeht Hat. 


$. 22. 


Im Monat Januar eine jeden Jahres Hat der Verwaltungsrath der 
(Nr. 7112.) | Gym⸗ 





Wilbeln 
e. Mübler 
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Sejeg-Sammlung 
fur die 


Königliben Preußiſchen Staaten. 


— Nr 40. — 





(Nr. 7113) Staatövertrag zwiſchen Preußen und Braunfchweig wegen Serftellung 
einer Eiſenbahn von Herzberg über Ofterode nah Seeſen. Vom 
2. Mai 1868. 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Braunfchweig und Lüneburg haben bejchloffen, die an der Weft- und Suͤdſeite 
des Harzes belegenen Königlich Preußifchen und Herzoglich Braunfchweigifchen 
Bebietötbeile durch eine Eifenbahn in Verbindung zu feßen, und zum Zweck der 
deshalb erforderlichen Verhandlungen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeftät der König von Preußen: 


Allerböchftihren MWirklichen Geheimen Ober-Regierungsratb und Mi: 
nifterialdireltor Auguft Ludwig Treibern von der Ned, 


und 
Seine Hoheit der Herzog von Braunfchweig: 


Höchſtihren Generaldireftor Auguft Philipp Chriftian Theodor 
von Amsberg, 


von welchen Sevollmächtigten unter Vorbehalt der Ratififation der nachitehende 
Vertrag verabredet und abgefchlofjen worden ift. 


Artikel J. 
Die zu erbauende Eifenbahbn wird: 
A. im Königlich Preußifchen Gebiete bei der Stadt Herzberg aus der im 
Bau begriffenen Eifenbahn von Nordbaufen nad Northeim abzweigen 


und von da über Ofterode fich bis an die beiderfeitige Landesgrenze 
zwifchen Lasfelde und Badenhaufen erfireden, dagegen 


B. im erzoglic Braunfchweigifchen Gebiete von dem ebengenannten Gren;- 
punkte ab über Gittelde und Münchehof fortgeführt und bei der Stadt 
Jahrgang 1868, (Nr. 7113.) 75 See; 


Ausgegeben zu Berlin den 18. uni 1868, 
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Seeſen mit der beſtehenden Börkum -Kreienfer Eiſenbahn in Verbindung 
gefeht werden. 


Artikel 2. 
Der Anfchluß der im Artikel 1. gedachten Babnftreden findet auf dem 
beiderfeitigen Grenzpunfte in dem Maaße flatt, daß damit eine unbehinderte 
und vollftändige Durchführung aller Eifenbahntransporte zu bewirken ift. 


Artikel 3. 


Ueber den Berbindungspunft beider Eifenbahnftreden wird zwifchen den 
fontrahirenden Hohen Regierungen auf Grund der bereits Rattgefundenen tech- 
nifchen Unterfuchungen die definitive Feſtſetzung getroffen werden. 


Artikel 4. 


Eine jede der beiden Hohen Regierungen wird die in hr Gebiet fallende 
Strede der im Artikel 1. bezeichneten Eiſenbahn auf Staatökoften zur Aus- 
führung bringen laflen. 

Artikel 5. 


Ob die neu zu erbauenbe Bahn fofort mit zwei oder nur mit einem G 

Mu verfehen fei, hängt von dem Ermefjen einer jeden Regierung für die S 
erhalb Ihres Gebietes ab. 

en ift jedoch einverfianden, daß das für bie nlegung von zwei 
Geleifen erfor ee Grundeigenthum fofort Gnglaufen und zur Verfügung 
bereit zu halten fei. 

Bei den Eintritt des Bedürfniſſes werden die Hohen Regierungen ſich über 
die Herftellung des zweiten Geleiſes verſtändigen. s 


Artikel 6. 


Der Bau der Bahn foll folide und dauerhaft ausgeführt werden, damit 
Gefahren und Störungen ded Betriebed nicht zu rn mg 

Dabei wird diefelbe in allen Theilen eine folche Sin erhalten, daf 
Derfonen, Güter und alle fonftigen Gegenflände, welche mitt © der Cifenbahnen 
befördert Eu werden geeignet find, ohne Gefahr und Nachtheil transportirt wer- 


Artifel 7 


Die Hohen Regierungen % wollen die Vorkehrungen zum Bau der Bahn 
unverweilt beginnen und die Ausführung defjelben dergeftalt be „eihlamigen laſſen, 
daß der durchgehend Betrieb der Bahn thunlichſt mit dem Zeitpunkte der 
‚Sollenbung ber Eiſenbahn von Nordhauſen nach Northeim eröffnet wer- 
den 


Art. 
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Artikel 8. 


Beide Hohe Regierumgen verzichten darauf, den Betrieb auf ber Bahnftrede 

Js Gebieted jemald einftellen oder unterbrechen zu laffen. Bei entftehenden 
tieböftörungen werben fie umverzügl die geeigneten Maafregeln ergreifen, 
damit ber regelmäßige Dienft in moͤglichſt kurzer Frift wieder hergeftellt werde. 


Artikel 9. 


Ueber die demnächft einguführenden Fahrpläne und Tariffäte für die aus 
dem einen in das ambere Gebiet übergehenden Transporte werden die beiden 
Hohen Regierungen fich feinerzeit verftändigen. 

Die Hero; lic Braunſchweigiſche Regierung wird Qunbeötzuppen und 
Militaireffekten auf der Ihrem Gebiete angehörigen Bahnftrede zu felben 
Vergütungsfägen transportiten, welde auf den übrigen Braunfchweigifchen 
Stantshafnen Geltung haben. 


Artikel 10. 


Die Hohen Fontrahirenden Regierungen gi darüber einverftanden, daß 
der Telegraphenverwaltung des Rorbdeutfchen Bundes unentgeltlich das Recht 
Ainguräumen fei, die Herzberg-Ofterode- Seefener Eifenbahn zur Anlegung von 
Telegraphenlinien zu beugen und zu foldem Zwecke nicht allein ober- 
irbifhe eitungen mit einer oder zwei Stangenreihen an ber einen Seite 
— Fr , fondern auch eine unterirdifche Leitung an der anderen Seite auß- 
zuführen. 


Artikel 11. 


Die Hohen fontrahirenden Regierungen find übereingefommen, daß die 
——X raunſchweigiſche Regierung, vorläufig auf die Dauer von fünf 
ahten, von Eröffnung des Betriebes an gerechnet, den Fahrdienſt auch auf 
der im Königlich teubifhen Gebiete belegenen Bahnſtrecke von Ihrer Landes- 
gene bis Herzberg übernimmt. Die dabei in Betracht kommenden Verhältniffe, 
möbefondere auch die der Herzoglich Braunfehweigiichen Eifenbahnverwaltung 
für die Leiftung diefes Fahrdienſtes zu gewährende Entſchädigung, follen durch 
ein befonderes Abkommen zwifchen der Königlichen Eifenbahndirektion in Han- 
nover und ber Herzoglich Braunſchweigiſchen Generaldireftion der Eifen- 
bahnen unverzüglich nach der Ratifitation dieſes Vertrages näher vereinbart 


erben. 
Nach Ablauf diefer fünf Jahre kann das Fahrdienft-L 
jeder der beiden Hohen Regierungen jeberzeit mittelft vorherige 
gung aufgelöf werden. Im Hall einer eünbigung werden 
enden Regierungen zur Verhütung einer Unterbredung t 
anderweite Maafregeln fig verfbindigen. . 


Artikel 12. 


Diefer Vertrag foll in zwei gleichlautenden Original « Egemplaren aus 
(Nr. 3-74) 75* ges 
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unb uwerzugfich zur Eriheilmg der Allerhöchlten mer Gochiien Rati- 
—— werben, Ferm Auswechhielun; lãangſtens busen ver Wochen 
den 
_ —— in dieſer Vertrag von Berolimicktigpen unterzeichnet umb 
So geiheben Magdeburg, am 2. Mai 1868. 
Yuguf Ludwig Freiherr von der Red. 
(L. S.) 
Auguf Philipp Chriſtian Theokor von Amsberg 
(L. 5) 









Der vorfichende Bertrag if ratifizrt worden un bie Aulwechielumg der 
Ratifiletiond -Lirfunden bat fiattgefunden. 


(Nr. 7114) Statii für den Brieſenhorſter Exntwiierungsverbunr, Lundiberger Kreiſes 
Bom 8. Mai 1568. 


Wir Milbelm, von Gottes Gnaden König ven Preußen x. 
verorbwen Ö der Betheiligten, Grund des Geiegeb 
1853. Met 2. ( Gral rar 1853. © 182). was was folgt: vo. a 
g 1. 
die Gumbftüde der Kolonien Brieienhorft und Tindwerder im Lands- 


Um bi 
berger Kreife, fowie des Rinergutes Dölzig- Summer im Eoldiner Kreiie, durch 
ã verbeſſern, werden bie diefer Gruntflüde zu einer Ge- 


„DBriefenborfter Entwäfjerungsverband" 


Der Berband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand beim Kreiß- 
gerichte in Landsberg 52 
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$. 2. 

Das Meliorationdgebiet befteht für jetzt und vorbehaltlich näherer Feft- 
Iesung aus einer Fläche von 1793 Morgen 81 Quadratruthen, welche auf der 
von dem Baumeifter H. Goldfpohn im Jahre 1866. verfertigten Generalfarte 
von den bei der Briefenhorfter Melioration betheiligten Grunditüden verzeichnet 
ift. Es gehören davon 


a) zur Feldmark Briefenhorft ........... 1704 Morgen 34 Duadratruthen, 
b) zur Feldmark Lindwerder ...... ...... 68 - 17 . 
ec) zum real des Nittergutes Dölzig- 
Hammer .........................c. 20 » 56 . 
= 1793 Morgen 81 Quadratruthen. 
$. 3. 


Dem Berbande liegt ob, den von dem Baumeifter Goldfpohn entworfenen 
Meliorationsplan vom 18. Februar 1864. fo, wie ee bei der Superrevifion 
feitgeftellt werden wird, zur Ausführung zu bringen, auch den enge 
proben mit den durch feine Anlage erforderlich werdenden Brüden und Durch— 
Affen demnächſt zu unterhalten. 

Die beitehenden Verpflichtungen zur Unterhaltung der bereit3 vorhandenen 
Brüden und Durchläffe werden hierdurch nicht geändert. 

Auch ändert ein bloßer Umbau, eine Erweiterung oder Verlegung der 
Brüden und Durchläſſe nichts in diefen Verpflichtungen, vorbehaltlich der Ent. 
ſchädigung für die etwaige Vergrößerung der Unterhaltungslaft. 

Erhebliche Veränderungen ded Negulitungdplaned, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erfcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Minifters 
für die landwirthfchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


$. 4. 


Dad in dem im $. 3. erwähnten Dauptgraben fließende Wafler darf ohne 
Genehmigung des Vorſtandes von einzelnen Genoffen des Verbandes nicht ab- 
geleitet oder aufgeftaut werden. 

Dagegen bat jeder Genoffe das Recht, die Aufnahme des Wafjers, deffen 
er fich zur befonderen Entwäfferung feiner Grundftüde entledigen will, in dieſen 
Hauptgraben zu verlangen. Die Zuleitung in denfelben dart aber nur an den 
vom Vorſtande vorzufchreibenden Punkten gefchehen. 

Diejenigen Seiten Enkwällerungsan agen, welche nur durch Zufammen- 
wirfen mehrerer Grundbefiger ausführbar find, bat der Borftand zu vermitteln 
und nötbigenfalld auf Koften der fpeziell dabei Betheiligten durchzuführen, nad) 
dem der Plan dazu von dem Minifter für die rn Angelegen⸗ 
heiten nach Anhörung der Betheiligten feſtgeten worden iſt. Die Koſten ſolcher 
neuen Anlagen, ſowie die Unterhaltung derſelben werden nach Maaßgabe des 
Vortheils von dieſen Betheiligten getragen, und hat der Vorſtand dergleichen 
Nebenanlagen mit zu beaufſichtigen. 

(Nr. 7114,) Ue⸗ 
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Ueber die vom Verbande oder von mehreren Grumbbefigern gemeinfchaft- 
lich fortdauernd zu unterhaltenden Anlagen ift ein Lagerbuch vom Vorftande zu 


ren. 
6. 5. 


Die Arbeiten des Verbandes werben unter Leitung des Vorſtandes auß 
der Berbandefaffe ausgeführt. Die ‚Beiträge zur Ausführung der Berbands- 
zwecke werden nad) Verhältniß der Vortheile, Die aus der Entwäflerung erwachſen, 
nach drei Abftufungen, und zwar von 

Klafie E = > Theile, 


.- I. =1 Theil 
geleiftet. 

Behufs Feitftellung des Beitragsverhältniſſes der betheiligten Grundftüde 
ſoll ein vom Vorftande zu führendes Beittagsfatafter aufgeftellt werden. 

Die Ausarbeitung defjelben unter Zugrundelegung des bereitd aufgeftellten 
Anlagekatafterd vom 8. Mai 1866. lieg dem Regierungskommiſſarius unter Zu⸗ 
ziehung zweier unbetheiligten, von der Regierung zu ernennenden Landwirthe ob. 

Der Entwurf des Kataſters iſt Fratwae dem Befitzer des Rittergutes 
Dölzig⸗Hammer mitzutheilen und ebenfalls extraktweiſe in den Gemeinden Brieſen⸗ 
horſt und Lindwerder öffentlich auszulegen. 

Zugleich hat die Regierung zu Frankfurt a. d. O. eine vierwöchentliche 
Stift zu beftunmen und durch dad Amtsblatt zur öffentlichen Kenntni zu brin- 

en, innerhalb welcher da8 Katafter bei den &emeindevorftänden eingefehen und 
eſchwerde gegen daſſelbe bei dem Regierungskommiſſarius erhoben werden fann. 

Der Vorſtand bat die erhobene Beſchwerde unter Zuziehung des Be- 
fchwerdeführers zu unterfuchen umd zu entfcheiden. 

Wird gegen diefe Entfcheidung binnen vierzehn Tagen präkluſwiſcher Frift 
Rekurs eingelegt, fo entfcheidet endgültig die Regierung zu Frankfurt a. d. O., 
welche nach Befinden eine neue vofahinterfuhung anordnen fann. 

Das feftgeftellte Katafter wird von der egierung zu Frankfurt a. d. ©. 
auögefertigt und dem Vorſtande ded Verbandes übergeben. 

Auch ſchon vor Feitftellung des Katafterd kann die Einziehung von Bei- 
trägen mit Genehmigung der genannten Regierung nad) der Fläche der bethei- 
igten Grundftüde oder nach dem Katafterentwurf, vorbehaltlich der jpäteren Aus: 
gleichung, ftattfinden. 6 


Eine Berichtigung des Katafterd tritt ein im alle der Parzellirung und 
Befitveränderung. 

Wenn fünf Jahre nad) der erften Aufftellung des Katafters verfloffen find, 
fann auf Antrag des Vorftanded eine allgemeine Reviſion des Katafters von der 
Regierung zu Frankfurt a. d. D. angeordnet werden. 


$. 7. 
Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und Un⸗ 
ter⸗ 
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terhaltung der Verbandsanlagen ruht gleich den fonftigen gemeinen Laften und 
Sl naben als Reallaſt unablöglich auf den erflidtetm Grunditüden. 

Die Beiträge find auf das Ausfchreiben des Vorſitzenden des Vorſtandes 
an den darin zu bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes, bei Vermei— 
dung der adminiſtrativen Exekution, einzuzahlen. 

Innerhalb der Gemeinde bewirken deren Vorſtände die Einziehung und 
Abführung zur Kaſſe. 

Die Exekution findet uud ftatt gegen Wächter, Nubnießer, oder andere 
Befiter der verpflichteten Grundftüde, vorbehaltlich ihres Regreſſes gegen Die 
eigentlich Verpflichteten. 

ei o ehigveränderungen kann fich der Verband aud an den im Katafter 

genannten Eigenthümer fo lange halten, bis ihm die Befigveränderung zur Be 

BE des Ratafterd angezeigt und fo nachgewiefen ift, daß die Berichtigung 
olgen kann. 


6. 8. 


Dem Entwäfferungsverbande wird zur vollftändigen Ausführung des Me- 
liorationgplaned das Recht zur Exrpropriation verlieben. 


Insbeſondere ift er berechtigt, gegen Entfchädigung zu fordern: 
1) die Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens, 
2) die Fortnahme von Bäumen und Sträuchern, 


3) die Einräumung einer Servitut und die vorübergehende Benutzung von 

Grundftüden. . 

Die Genofien des Verbandes haben deinfelben von ihren Grundftüden 
viejenigen Flächen, melche zur Herftellung des Haupt: Abzugsgrabend erforderlich 
find, ohne Entichädigung abzutreten. 

Jedoch follen die bei der Regulirung und Geradelegung deflelben troden 
elegten Grabenftreden denjenigen ald Erſatz übereignet werden, welche zur Her- 
Heilung des Hauptgrabend Land abtreten. 

Falls aus diefem Verfahren für Einzelne eine offenbare und erhebliche 
Härte erwächſt, foll eine billige Pergütigung gewährt werden. 
Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich entſchieden. 
§. 9. 
Das Expropriationsverfahren, welches erſt dann eintritt, wenn eine güt— 
liche Einigung zwiſchen den Snterefenten nicht erreicht wird, leitet die Regierung 


u Frankfurt a. d. O. nach den Vorfchriften des Gefeßed über die Benutzung 
der Nrivatflüffe vom 28. Februar 1843. 


$. 10. 


An der Spike des Verbandes fteht ein Vorftand, beſtehend aus einem 
Vorfitenden und vier Mitgliedern. Ihr Amt ift ein Ehrenamt. 1 
(Nr. 7114.) $. 11. 
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Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, fowie in Betreff der Ber- 
pflihtung zur Annahme unbefoldeter Stellen, die Vorjchriften über Gemeinde- 
wahlen analogiſch anzumenden. 


$. 13. 


Der Borftand verfammelt ſich alle Jahre regelmäßig zur Frühjahrs- und 
Herbft-Grabenfhau im Mai und Oftober, um die Jahresrechnungen abzuneh- 
men, den Etat feitzuftellen und die fonft nöthigen Befchlüffe ju faflen. 

Der Vorfigende ift befugt, außerordentliche Verfammlungen zu berufen, 
wenn es ihm nothwendig erjcheint. 

Die Sufammenberufung erfolgt unter Angabe des Begenftandes der Ver— 
handlung. Mit Ausnahme dringender Falle muß Diefelbe wenigftend fieben 
freie Tage vorher erfolgen. 

Mer am Erfcheinen verhindert ift, hat die Vorladung feinem Stellver- 
treter mitzutbeilen. 

Der Vorfigende, welcher bei Stimmengleichheit die entfcheidende Stimme 
bat, beruft die Verfammlungen, leitet die Verhandlungen und handhabt die 
Ordnung in den Sigungen. 


$. 14. 


Der Vorftand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes nach Stim- 
menmebrbeit zu bejchliegen, foweit nicht der $. 15. gemwifje Angelegenheiten dem 
Vorſitzenden allein überweift. 

Die Beichlüffe des Vorſtandes verpflichten den Verband. Der Vorftand 
ift nur befchlußfähig, wenn wenigftend zwei Mitglieder oder Stellvertreter außer 
dem Vorſitzenden anmefend find. Eine Ausnahme biervon findet ftatt, wenn 
der Borftand, zum dritten Male zur Verhandlung über denfelben Gegenftand 
berufen, dennody nicht in genügender Anzahl erjchienen if. Bei der dritten 
Zufammenberufung muß auf diefe Beſtimmung ausdrüdlic hingewieſen werben. 

Die Beichluffe und die Stimmen der in den Berfammlungen anmwefend 
gerefenen Mitglieder werden in ein befondered Buch eingetragen, auch von dem 

orfitenden und wenigſtens Einem Mitgliede der Verſammlung vollzogen. 

Die Ausführung der Beichlüffe des Vorſtandes erfolgt durch den Vor: 
figenden. Der Vorftand ift aber berechtigt, von der Ausführung der Befchlüffe 
fi) Ueberzeugung zu verfchaffen. Beſchlüſſe des Worftandes, welche der Vor— 
figende für gefegwidrig oder dem Gemeindewohl nachtheilig erachtet, bat derfelbe 
zu beanftanden und die Enticheidung der Regierung einzuholen. 


$. 15. 


Der Borfigende führt die Gefammtverwaltung, vertritt den Verband 
nach Außen und bandhabt die örtliche Polizei zum Schuß der Anlagen. Ins— 
befondere bat derfelbe: 


1) für die erfte Ausführung der Anlagen, unter Affiftenz des vom Staate 
zu remuneritenden Regierungsfommiffarius, ſowie für die fpätere Unter: 
baltung der Anlagen Sorge zu tragen; | 

Jahrgang 1868. (Nr. 7114.) 76 2) die 
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2) die Meliorationskaſſen-Beiträge nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes 
auszuſchreiben und von den Säumigen im Wege der adminiſtrativen 
Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf die —5— anzumeifen und dieſe 
zu revidiren; 


3) die Voranfchläge und SJahreörechnungen dem Borftande in den Früh— 
jabröverfammlungen vorzulegen; 


4) die halbjährige Grabenſchau mit dem Borftande abzuhalten; 

5) den Schriftwechfel für den Verband zu führen und die Urkunden deffel- 
ben zu unterzeichnen; 

6) Strafen gegen die Genoflen des Verbandes wegen Uebertretung der im 
Sintereffe des Verbandes erlaffenen polizeilichen Vorſchriften bis zu drei 


Thalern Geldbuße nach dem Gefete vom 14. Mai 1852. (Gefek-Samml. 
für 1852. ©. 245.) vorläufig feitzufeßen. 


Die vom Vorfigenden allein, nicht vom Polizeirichter, feftgefegten Gelb- 
ftrafen fließen zur Verbandskaſſe. 


$. 16. 
- Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen, 
b) zu Anleihen, | 
ec) zur Veräußerung von Grundftüden des Verbandes. 


$. 17. 


Für die Verwaltung der Verbandskaſſe wählt der Vorftand einem Ren- 
danten und bewilligt demfelben nöthigenfalls eine Remuneration. 


Der Rendant wird von dem Vorfigenden durch Handſchlag an Eidesftatt 
in einer Verſammlung ded Vorſtandes verpflichtet. 


$. 18. 


An den vom PVerbande zu unterbaltenden Hauptgraben müſſen drei Fuß, 
vom oberen Rande der Vöſchung ab gerechnet, unbeadert und mit bem Weide: 
vieh verfchont bleiben. Aud Bäume und Heden dürfen auf diefer Fläche nicht 
geduldet werden. 

Bei der Räumung müffen die Eigenthümer der angrenzenden Grımdftüde 
den Auswurf, deflen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, aufnehmen und binnen 
vier Wochen nach der Räumung — wenn aber die Räumung vor der Emte 
gejchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte — bis auf Eine Ruthe Entfernung 
von dem Borde wegichaffen. 

Aus befonderen Gründen fann der Vorfigende diefe Friſt verlän zern. 

Au 


5 
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Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen können in ein⸗ 
zelnen Fällen vom Vorſtande mit Genehmigung der Regiunn geſtattet werden. 
ie Grasnutzung bis zum Waſſerſpiegel behalten die Adjazenten. 


$. 19. 


Streitigfeiten zwifchen Mitgliedern des Werbandes über das Eigenthum 
von Grundftüden, über die Zuftändigfeit oder den Umfang von Grundgerectig- 
feiten und über befondere, auf fpeziellem Rechtätitel berubende Nechte oder Ver: 
bindlichkeiten gehören zur Entfcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen wer- 
den alle anderen, die gemeinfamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vor- 
gebliche Beeinträchtigung eines Genoften betreffenden Beſchwerden von dem 
Vorſtande unterfucht und entfchieden, foweit fie nicht vorftehend an eine andere 
Behörde verwiefen find. Gegen die Enticheidung des Worftandes fteht jedem 
Theile der Rekurs an ein Schiedögericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von 
der a machung des Beſcheides an gerechnet, beim Vorſtande angemeldet 
werden muß. 

Das Schiedögericht befteht aus einem Vorſitzenden und zwei Beifigern. 
al entfcheidet nach Stimmenmehrheit. Ein weitered Nechtömittel findet 
nicht Statt. 

Die Schieddrichter werden vom Vorſtande auf drei Jahre gewählt. 
Wählbar ift jeder Inländer, der in feiner Gemeinde zu öffentlichen Gemeinde- 
ämtern wählbar und nicht Mitglied des Verbandes ift. 


$. 20. 


Die vollendeten gemeinfchaftlichen Anlagen müffen vom Kommiffarius 
der Regierung zu Frankfurt a. d. O. unter Zuziehung eined Bautechnifers abge: 
nommen werden. sa 


Der Verband ift der Oberauflicht des Staatd, welche von der Regierung 
zu Frankfurt a. d. O. und von dem Minifter für die landwirtbfchaftlichen Angele⸗ 
genheiten nach Maafgabe dieſes Statut und fonft in dem Umfange und mit 
den Befugniffen, welche den Auffichtsbehörden der Gemeinden zuftehen, ausgeübt 
wird, unterworfen. 2 


Aenderungen der Beftimmungen diefed Statuts fünnen nur mit landed- 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 

Urkundlidy unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. Mai 1868. 


(L. S.) Milbelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 
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Nr. 7115.) Allerhöchſter Etlaß vom 15. Mai 1868., betreffend die Berleibung der fiöfa- 
lichen Vorrechte an den Kreis Pr. Enlau, Regierungsbezirk Königsberg, 
für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chaufſeen: 1) von Wolfskrug 
über Creuzburg nad dem Bahnhof Wittenberg und weiter bi3 zur War- 
fhauer Strafe; 2) von Noffitten über Penken bid zur Warſchauer 
Strafe; 3) von Liebenau über Uderwangen und Bieriigbuben bis zur 
Warſchauer Straße; 4) von Landsberg über Finken bis sur Braunsberger 
Kreisgrenze in der Richtung auf Meblſack; 5) ven Landsberg über U. 
Eteegen bis zur Heiligenkeiler Kretägreme in der Richtung auf Lichten- 
feld; 6) von Glautienen über EolIniden bis zur Kreiägrenze in der Rid- 
tung auf Kobbelbude; «\ von Tr. Enlam bis zur Friedländer Kreisgrenze 
bei Rarpeln in der Richtung auf Demnau; © ven Reddenan bis zur 
Friedlãnder Kreiägrenze in der NRichtung auf Bartenftein; 9° von Goerfen 
nah Pr. Eplau 


M este 36 durch Meinen Etlaß vom Beutigen Tage den Bau der Chorſſeen 
im Kreife Pr. Col, Regierungsbezitk Königäberg: 1) ven Wolfskrug über 
Ereugburg nad dem Bahnbef Wittenberg umd weiter bis zur Warihauer Strafe; 
N von Noffitten über Penken bis wur Warſchauer Straße; 3) von Liebenau 
uber und Bierigbuben bi3 zur Warſchauer Stratze; 4; von Yants- 
berg über Fin biß gar. Draumsberger Sreifgrenge im ber Rihnmg uf Fehl 
ad; 5) von Landsberg über KL Steegen bis jur. Seiligenbeiler 
Ne Richtung auf Sictenfeit; * von Ölaurimen übe Selniden Eis mr Kreise 
grenze in ter Richtung auf Kobbelbute:; ; von Vr. Enlau bis wur Friedlãnder 
Kreisgrenge bei Rappen in der Ring auf Dem; ©: von Revenm bis 
wur Sriedländer KRuerigrene In dr Rubnmg af Tarenilem; S; ven Goerken 
nah Vr. Eblau, genehmigt babe ‚ verleibe Ich bierburch tem Kreiie Jr. Eolau 
das Eırrerrintionstecbt für De zu diein Chen errsrderlihen Grunditüde, 
imglehen dus Rebt zur Enmabme ter Chur. mm? linterbultumgs- 
MWaterialien. nach Maaßgabe der für die Staats· Chauñeen beſtehenden Berkbriften, 
m Ve auf dieſe Strafen 

Der gegemmirtige Erik in durch tie Geieg-Zummlmg ;ur öffentlichen 
Krantnik zu bringen 


Werim. den 15. Mai 1858 
Wilbelm 


&r. vr. Igenrlig 
An tem Ware fur H Gewerbe mr 
—— 





— 
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(Nr. 7116.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Br. Eylauer Kreifed im Betrage von 100,000 Thalern III. Emifjion. 
Bom 15. Mai 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


Nachdem von den Kreisftänden des Pr. Eylauer Kreife auf dem Kreis- 
tage vom 15. Januar 1868. befchloffen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreife unternommenen Chauffeebauten erforderlihen Gelömittel nad Aufnahme 
der Anleihen von 80,000 Thalern und 25,000 Thalern (Gefeß-Samml. von 1865. 
©. 187., Geſetz Samml. von 1867. ©. 301.) im Wege einer ferneren Anleihe zu 
befchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreiöftände: zu diefem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens der 
Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
100,000 Thalern außdftellen zu dürfen, da fich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, im Gemäßbeit 
des $. 2. des Gefeßed vom 17. uni 1833. zur Ausftellung von Spligationen 
zum DBetrage von 100,000 Thalern, in Buchftaben Einhundert Taufend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: | 

80,000 Thaler a 500 Thaler, 
20,00 =: 3100 - 
= 100,000 Thaler, 


nad) dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 
inf Prozent jährlich) zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftimmen- 
en Folgeordnung jährlih vom Jahre 1874. ab mit wenigftend jahrlidh Einem 
Prozent des Kapital, unter Zuwachs der Zinfen von den amottifitten Schuldver- 
ſchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unfere landesherr- 
liche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
diefer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachmweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Nrivilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurd für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gemwährleiftung Seitend des Staats nicht übernommen wird, ift durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. Mai 1868. 
(L.S) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7116.) Pro: 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk KRönigsbera. 
Obligation 
des KRreijes Dr Eplau 


II. Euiſſion 
Littr...... Rn. 
über 
............... Thaler Preuſßiſch Kureut. 


—— 0 p α- 
Churfechun-Kommitten des Kreiies Vr. Eolau Namens des Kreües durch Diele, 
tur mia Indaber gültige. Seiten! des Gläubigers unfũndbare 
u mer Dorlebnsſchuld von ..... Ipulem. in Ruchituben .......... Ihilem 
Treat t Kuren rab em geſeglich benebenden Wunituke. welder Bettaa an 
des ect iur gezahlt werten ımt mit fünf Jiresenz ibrlih zu werzimen Mi. 

Die Rüediung er ame Schul? von 1.7. Thelere geteeht vom 
|cse I 06 almalig aus emem zu Yieiem Bebife gehildem Te fonts 
Ss wer fie: Emem GÜrsen des geiummten Sıriils iiber unter 2 
der Inim wen den genlaten SchullserühreNumaen . nah Naish IE gmmeh- 
ur: Iıyun-Scimes. 

Dee eigerrtum der Emliumı der Schelterikoeiunmge ut durch 

dr Ana etimemt. Due AIneilochem arzt vom Arie NL SS m dem 
Roma —— Der re: inhi: St vu N Node ver, 
ion Tinte: durch aröhrre Auilniee zu verüitfer Iiseer \muurtfiche 
nn wien Shuitveriirebsen 2 fimliyn Dee eixieten ine 
u gestern Steitnribertunge werden riet Doaatemmı Ir Teahtshen, 
Verige inwie ei Iemmin. am meinem we Rulıtag erialgen 
ı_ Seit Som Der AA rer Ne. ni 
=. fa Wax aı ie N Lage m em Ioot. 202 Sr Cieicachen 
Rezenmz = RIIENTG = Ur Eier Kreituır m Siamiugeger. der 
Oimetine er fer Summen I 

Te m um Tar we ideen: had So) z ende - wur 
— —— — ‚ze I 8 us m — 


De 
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Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück— 
abe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis-⸗Kommunalkaſſe in Pr. Eylau und deren Agentur zu Königsberg, 

und zwar auch in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme de Kapitald präjentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zindfupond der fpäteren Fälligkeitstermine  zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb breibig Jahren na em 
Nüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld: 
verjchreibungen erfolgt nadı Vorfchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Theil 1. 
Titel 51. $. 120. seq. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Bartenftein. 

Zinskupons fünnen weder aufgeboten, nod) mortifet werden. Doc foll 
demjenigen, weldyer den Verluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Berjährungsftift bei der Kreiöverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Worzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
bafter Weife darthut, nah Ablauf der Werjährungsftift der Betrag der ange» 
meldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung aus- 
gezahlt werden. | 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ....... balbjährige Zinskupons bis 
........ ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons auf fünfjährige 

Perioden audgegeben. | 

Die Ausgabe einer neuen Zindfupond » Serie erfolgt bei der Kreid-Kom- 
munalfaffe zu Br. Eylau gegen Ablieferung des der älteren Zinsfupons- Serie 
beigedrudten Talond. Beim Verlufte ded Talond erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zindfupons- Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung,. fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. . 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreid mit feinem Vermögen. 


Deffen zu Urfund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter- 
ſchrift ertheilt. | 
Pr. Eylau, den .. tm .......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Chauffeebau-Kommilfion im Pr. Ehlauer Kreife. 


(Nr. 7116,) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Erjter (bis ....... ) Zinskupon 
zu der 
Kreis: DObligation des Pr. Eylauer Rreifes 
IN. Emifjion 
Littr....... AR ..... 
über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
....... Thaler ....... Silbergroſchen. 
Der Inhaber biejed Zingfupond empfängt gegen deſſen Rüdgabe in der 
Zeit am ..t® ...... und fpäterhin die Zinfen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr pem ............. bis ............. mit (in Buchſtaben) 


nennen. Thalern ........... ‚Silbergrofchen bei der Kreid-Kommunalfafle 
w Pr. Eylau —* * Agentur in Königsberg. 
Tr. EHlau, den .Pten .......... 18.. 


Die ftändifche Chauffeebau- Kommilfion im Br. Eylauer Kreife. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen 
(Helbbetrag nicht innerhalb vier Jabren nad 
der Tzälligfeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, XKegierungsbezirt Königsberg. 
Zalon 


zur 
Kreis-Obligation des Pr. Eplauer Kreijes 
II. Emiffion. 
Der Inhaber diefes Talond empfängt gegen tefin Rüdgabe der 
Dbligation des Pr. Evlauer Kreiſes IL Emiffion rn 
Littr. ..... AR ..... über .......... Thaler à fünf Irozent Zinfen 
die aitafe m Se Col Nee Inf Jabre 18.. bis 18. bei der Rreid-Rom- 
mun e r au, ſo en Seitens ol legitimitten 
Inhabers der Obligation fein ber ergangen ift. ſolchen 
Pr. Eylau, den . a ....... 


Die ſtaͤndiſche  hnuffechan. Kommifhon im Ir. Enlauer Kreife. 





Nedigirt im Büren bes Gtosts-Miniferiums. 


Verlin, gebrudt in ber Riwiglichen Geheimen Über: Sofbuchhradere 
Rn» Decer 
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Königliden Preußiſchen Otaaten 
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(Nr. 7117.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie für das Anlage⸗Kapital 
einer Eiſenbahn von Gera über Saalfeld nach Eichicht nah Verhältniß 
des Preußifchen Qängenantheil® an der Bahn. Vom 23. März 1868. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


a at mit Zuftimmung der beiden Häufer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: | 
i 8.1. 
Der Thüringifchen Eiſenbahngeſellſchaft wird Shure Uebernahme des 
Baues und Betriebes einer Eifenbahn von Gera über Saalfeld nad Eichicht, 
als Fortfegung der Zweigbahn von Weißenfeld nach Gera, die Garantie des 
Staates für einen jährlichen Reinerttag von 33 gen des in dieſem Unter- 
nehmen Fe enden Kapitald bis auf Söhe von illionen Thaler für den 
auf da8 Teußifche Gebiet entfallenden und nach Verhältniß der “ange zu be 
| mehenden Antheil nad) näherer Maaßgabe des beigedrudten, unterm 4. Dezember 
1867. mit der Direktion der Thüringifchen Eiſenbahngeſellſchaft abgejchloffenen 
Vertrages hiermit bewilligt. 2 


Unſer Finanzminiſter und Unfer Minifter für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
—— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 23. März 1868. 


(L.S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7117.) | 77 . Ber. 
Ausgegeben zu Berlin den 22. Juni 1868. 


_ — 
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Vertrag 
mil der 
Thuͤringiſchen Eifenbahngefellihaft über den Bau und den 
Betrieb einer Eifenbahbn von Gera nad) Eidhicht. 


wifchen der Königlich —— 1 Staatsr ierung, vertreten durch den 

en Ober⸗Baurath Weishaupt und eheimen Ober⸗ ‚Regierungbrati 
Heife, und der ei og Sadjien - Venetien Staatöre ierung, 
treten durch den G egierungsrath Schambach und gen 
Dr. — und ma zwar if en beiden Regierungen für fich und end der 
Sernglich Sachſen⸗ Meiningenſchen, der Fürftlih Schw «-Rubolftädtifchen 

er Fürſtlich Reußifchen (jüngerer Linie) Regierung einerjeitd, und der in 
SE dom ilirenden Thüringiſchen Eimbahng * vertreten. durch deren 
erfeitö, ift heute, vorbehal andesherrlihen Genehmigung 
us f eomeit it biefelbe erforderlich ift, der Suftimmung der betreffenden Sanbeöben 
tretungen, fowie der flatutenmäßigen Zuftimmung det Generalverfammlm 
der bei der Thüringiſchen Eifenbahn betheiligten drei Staatöregierungen, —7— 
Vertrag abgeſchloſſen worden. 
§. 1. 

‚Die Thüringiſche iſenbengeenſcat verpflichtet fih, den Bau und Be 
trieb ein —— der Thürin en Eifenbahn aus- 
gehend, be Santfeld en zum m Suße wi "x hüringer Waldes bei Eichicht alb 
eines integrirenden Theils des Thüringiſchen Eiſenbahn - Unternehmens nad et 
buchen des geiigen den vorgenannten Regierungen unterm cr. 

hen taatövertrages, deſſen Beſtimmungen beide —A heile 
fi bindend anerkennen, zu übernehmen. 


$. 2. 
Die kontrahirenden fünf Staatsregierungen werden der Thüringifchen Eifen- 
ngejell —2**— die Konzeſſion für die im $. 1. bezeichnete Cifenbahn, deren dem: 
naar g zum Snake an die Ranlinien in Ausficht genommen 
— ertbeilen, Il berfelben das Recht zur Erpropriation und zur vorübergehen- 
ben Benußung fremder Grundftüde auf Grund der betreffenden Landesgeſehe 
einräumen. 33 


Nachdem die Konzeſſionen ($. 2.) ertheilt und die Baumittel ($. 6.) ſicher 
ge 
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eftellt ſein werden, hat bie Geſellſchaft mit der Bauaupführn ng nach Maaßgabe 

Des ieftgeftelten Bauprojekts alsbald zu beginnen und den Bau b be 

treiben, daß die betrieböfähige Vollendung binnen längftend 3 (drei) Jahren 

erfolgt. Die Bahn foll vorläufig nur mit einem Geleife verfehen und das zweite 

in erft bei eintretendem Bedürfniffe (Art. 3. Nr. 6. des Staatönertrages) für 
lechnung des hier in Rede ftehenden Unternehmens hergeftellt werden. 

. Die technifche Revifion und Feftftellung des gefammten Bauprojekts, ein- 
ſchließlich der Roftenanfchläge, gefhieht durch die Königlich Hreußiſche Regie 
zung, hf Beftätigung auch die Wahl des den Bau leitenden oberen Tedh- 
nikers bedarf. 

Die Ianbeöpoligeiliche Jrüfung des Bauprojekts und die Feſtſtellung der 
anlagen erfolgt jedoch durch jede einzelne Regierung innerhalh ihres 
1248 


Bon Seiten der Königlich Preußiſchen Staatsregierung werden der Thü- 

| en Ka A bie a ih Dorarbeiten at 8; Frag Fran 

age eslaflen. Die für deren Anfertigung veraußga often e 
it aus dem Baufonds zn erſtatten. g 


§. 4. 
Das Anlagekapital, welches zur anjchlagsmäßigen Ausführung und 
rüftung der Bahn, einfchlieglich der Ermeiterung der bei Gera vorhandenen Sta- 
tionsanlagen, ſowie zur Beſchaffung der Transportmittel, zur infung des 
Anlagefapitald während der Bauzeit und zur Dedung der bei Bein der 
Geldmittel etwa eintretenden Verlufte erforderlich ift, wird auf 6 Milltonen 
Thaler angenommen. Die Thiringifche Eifenbahngefellfchaft wird daffelbe durch 
Ausgabe von Stammaftien Littr. C. befchaffen, welche mit vier und einem 
R en Prozent jährlich verzinslich find, und ift ermächtigt, nad, ihrer Wahl 
iefe Dapiere ganz oder theilweije entweder freihandig zu egeben oder nach 
Maaßgabe der Vorfchriften in den $ 13. ff. de8 Statuts der ı üringiſchen 

Eiſenbaͤhngeſellſchaft vom 3. und 5. Auguſt 1844. zur Zeichnung aufzulegen. 


$. 5. 
Sobald die Baurechnung für die neue Bahn abgefchloffen ift, was fpäte- 
find ein Jahr nah er olgter Betriebßeröffnung —2— ſo wird —* 
Kapital, welches ſich 
1) für den Bau der Bahn nebſt allem Zubehör, 
2) für Anfchaffung der Transportmittel, 
3) für die Beftreitung derjenigen Generalfoften, welche fich nicht abgeſon⸗ 
dert verrechnen laſſen und mit einem Viertel Prozent der Ausgabe I 1. 
der Thüringifchen Eifenbahngefellfchaft zu erflatten find, | 
4) für die Verzinfung mit vier und einem halben Prozent dex während der 
auzeit, d. 5. bis zu dem auf die Betriebderöffnung der ganzen Bahn 
(Nr. 7117.) 71? von 





364 


von Gera nach Eichicht folgenden erften Janmar auf die begebenen Altien 


Einzahlungen, und 


5) zur Dedung etwaiger Rursverlufte, jedoch nicht über den Betrag von 


zehn Prozent des verausgabten Anlagefapttals, 


— Sehmiti 
auf ein Anlogefapital bis 


ñ Siienbuhngeiellichuft köuft ioll wide gehalten fein, dem 
fruber zu begin > es ibr 
Geltwmittel 
muß 
cüte die 


‚ Kite iſſarien der 
* bat, umter —— — 
8.) eritreckt ch doch nur 





3 


st ; 


Söbe von 6 Millionen Thaler ($. 4.). 
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Die von den Staaten für ihren Theil übernommene Zinsgarantie von 
33 Prozent des Anlagekapitals repartirt fi) auf dieſelben nach Maaßgabe der 
Länge der in den einzelnen Staaten belegenen Bahnſtrecken, wobei von dem Ende 
der Geleife der Weißenfels-Geraer Zweigbahn auf dem Bahnhofe Gera bis zu 
dem Ende der Geleife auf Bahnhof Eichicht gerechnet wird. 

Die zur Zinszahlung erforderlichen, von den Staatöregierungen zuzufchießen- 
den Geldbeträge werden zu den Fälligfeitäterminen der Direktion der Thuringifchen 
Eijenbahngefellichaft auf deren Antrag bei der Königlichen Regierungd-Hauptlaffe 
in Erfurt zur Dispofition geftellt. 


6. 9. 
Der Reinertrag der neuen Bahn wird dergeftalt berechnet, daß von der 
gefammten Jahreseinnahme derfelben | 

a) die verausgabten Verwaltungs -, Unterhaltungd- und Transportkoſten, 
einfchließlicy der Koften für die allgemeine Verwaltung ($. 12.), 

b) der Beitrag zum Referve- und Erneuerungs⸗Fonds der „bäringijgen 
Eifenbahn nad) den Grundfäten des für diete jeweilig beftehenden Regu⸗ 
ativs, 

abgezogen werden. 
Den Snpabern der Priorität8-Obligationen der Thüringiſchen Eifenbahn- 
gefellfchaft foll die Gera-Eichichter Bahn nicht verhaftet fen. 


$. 10. 


Bis zu 5 Mrozent wird der Reinertrag an die Inhaber der Stamm-Aftien 
Littr. C. vertheilt. Ueberfteigt der Reinertrag 5 Prozent, fo foll von dieſem 
Ueberfchuffe | 

die Hälfte den betheiligten StaatSregierungen, Behufs Abtragung der 
in den Vorjahren in Folge der übernommenen Garantie geleifteten Zu- 
ſchüſſe nah Maaßgabe ihrer Betheiligung, 
ein Viertel den Stamm⸗Aktien des alten Unternehmens, mit Aus- 
nahme derer Littr. B., und 
ein Biertel den Stamm-Aftien Littr. C. 
zufließen. 

Sind die Zufchüffe der Staatöregierungen vollftändig zurüderftattet, fo 
wird der fünt Prozent überſteigende ya des —— wife den 
Stammaltien ded alten Unternehmens, mit Ausnahme derer Littr. B., und den 
Stammaftien Littr. C. je zur Hälfte vertheilt. 


§. 11. 

Die Zindgarantie ($. 8.) erlifcht, wenn in zehn Hinter einander folgenden 
ee gen — ** chuß von Seen der Regierungen nicht erforberfich ge⸗ 
weſen iſt. 

(Nr. 7117. $. 12, 
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6. 12. 
Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feftgefekt, 1, daß 
die Gera - Eichichter n an fämmtlichen Betriebsausgaben bes 


neuen Unternehmens in folgender Weiſe partizipirt: 


1) an den Gefammtkoften für die aflgemeine Verwaltung Bafnfnfen ber 
e der neuen Bahn zu Vereninen der Abrigen Bahn 
Thüringen Eifenbahngefelfihat, 

2) an den Stoften der Trandportverwaltung nach dem gemittelten Berhält- 
—8— der durchlaufenen Lokomotivmeilen und der durchlaufenen Wagen⸗ 
achsmeilen 

3) an den Roflen der Bahnvenwaltung nad) Maaßgabe der wirklidhen Aus- 
gaben; dabei follen die Koſten der chaftlich beungten Station Gera 
nach der Zahl der für jede Bahn abgelaffenen Züge repartirt werden; 

4) außer den sub 2. gu berechnenben KRoften wird in Betreff der Benutzun 
der Betriebämittel alten und neuen Unternehmens, foweit fi 
ati fin mi, eat, aß ie age a In —— 
Thůringiſchen Eiſenbahn geltenden — —SE — zu normiren F 

5) was im Verkehre mit anderen Bahnen an Miethe für Wagen oder 
Lokomotiven auflommt und gezahlt wird, beziehungsweife die Di eren 

Hr —— Gifenbe und —ã wird für jr —5 — p auf 
ie Thüringifche Eiſenbahn Babn et 
——— —— / Re der Cokomptipmeilen verzechnet. 


$. 12. 
Die rue bed Pofbienfek und een —æS delle 
Sp ringiigen Gifenbahngefeliget abge * —— — 
üringifchen Eiſen 
Korte tollen auch He —— —— I Sa foweit 


nicht lokale Verhältniffe eme A 

Die Eifenbahn lien el Ki ve Anlage eine eleftromagnetijchen 
Sraatäte'egraphen auf b der neuen — unentgeltlich zu ‚geftatten Sie übernimmt 
Die erung von Privat⸗ und Staatsdepeſchen mit dem * hen dieſer 
Bahn des Preußiſchen Reglements nom 1. Juli 1867. "und etwaigen 
fpäteren erungen deſſelben. Sie it verpflichtet, die Staatsdepeſchen der 
beibeiligten Regierungen nad) denjenigen Telegraphenſtationen, wo feine Staats. 

egraphenftation vorhanden, unentgeltlich zu ehem. 


§. 14. 


des Staaten 
cite g Fr die Fri der 3* zu mil rem Br # 
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die © » U den —— des en Reglements 
vom 1a 8 en — Organiſatio ic * ——— 2 dent» 


tmaffen anf den Eiſenbahnen, nebſt —5 ion vo gleichen Datum für den 
— der Trippen un Be Ar nfetials auf den Eifenbahnen, als auch 
ben gen und Ergänzungen diefer Negleinents und Inſtruktion fich zu 
unterwerfen 
Gendarmen find rüdfichtlich der Beförderung durch die Bahn den Militair⸗ 
perfonen gleich zu achten. 
15. 


Im — en je die Beftimmungen des durch die Konzeffiond-Urkunden 
vom 20, Auguft — en September het beftätigten Statutes der 
hüringiihen —— oft er ber, landes Aa genehmigten Nachträge 
deſſelben auf das Baues und Betriebes der Gera- Eichichter 
Bahn Anwendung. Auch find, —* nicht durch di Vertrgg und durch einen 
landesherrlich genehmigten Statutennachtrag ein ndetes —* wird, die 
Beſtimmungen der Geſellſchaftsſtatuten für die Verwaltung des neuen Unter— 
nehmens maaßgebend. Insb onber erden auch die Bau- und Betriebrechnungen 
von dem Bermaltı srathe r Thüringifchen Cijenbaßngejellfchaft eprüft und 
dechargirt, mit ber aaßgab e * ang dieſelben der Reviſion * einen von 
der Königlich eußifchen Staatöregierung fpeziell zu diefem Geſchäfte zu er- 
nennenden, zur hm ehmung der Intereſſen —** —2* — 
verpflichteten Kommliſſar unterliegen. 


$. 16. 


Am ra der, fowohl in Bezug auf den Betrieb als auch für die 
Verkehrsverhältniſſe der betheili eheiligten Staatögebiete zweddienlich erfcheinenden Ein- 
heitlichkeit des Unternehmens Gera-Eichicht mit einer Eifenbahn von Gera nach 
Hof, wird der Thüringifchen Eifenbahngefellfchaft die Anwartſchaft auf_die Kon- 
jejfionirung g einer Bahn von Triptis, einer Station der Gera-Eichichter Eiſenbahn, 
Schleiz nach Hof innerhalb der (Gebietötbeile von Reuß, Weimar und Preußen 
ertheilt. Die Geſellſchaft verpflichtet, I die 1 begeichneie Bahnftrede zur Aus⸗ 
führung zu bringen, fobald zwiſchen den bei der Linie Gera Eichicht beteiligten 
Staatöregierungen und der Königlich Bayerifchen Aegierung ein entjprechender 
Staatövertrag zum Abſchluß gelommen und dem um die Strede Trio Hof 
erweiterten Unternehmen in gleichem Maaße, wie der Linie Gera-Eichicht durch 
egenwärtigen Vertrag 8.08 8. 9. 10, ımd 11.), eine finanzielle Unterftügung 
—* ert ſein wird. Die T ee; „tenbabmgeieiiheft bat in diefem Kalle 
gleih den Staaten, ihre Unterftügung der Linie Gera. Eichicht durch Uebernahme 
—* Theiles der — — ($. 8 8, auf dad erweiterte Unternehmen, das in 
allen Beziehungen, indbefondere was die Verwaltun zung und die Berechnung tefp. 
ne. des Reinertrages anlangt, als ein eiftheitliches behandelt werden fol, 
audzude 
Die voreinbähnte Berechtigung und Verpflichtung det Gefellichaft erlifcht 
u 1. Mai 1869., wenn nicht bis I Bft von der —— ich Reußiſchen —— 
7117.) 
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bei den übrigen betbeiligten Regierungen der Abſchluß des Staatövertrages unter 
fefter Zuficherung der erforderlichen Subvention beantragt ift, refp. am 1. Mai 
1870., fall8 nicht bis zu dieſem Zeitpunfte der Thüringiichen Eifenbahngefellichaft 
durch die Preußifche Staatdregierung bekannt gemacht ift, daß der Staatövertrag 
wegen der Linie Triptis⸗Hof abgefchloffen ift und die Zuſtimmung der. betreffen- 
den Qandedvertretungen erlangt bat. 


$. 17. 


Abgefehen von der vorerörterten Erweiterung ($. 16.) verpflichtet 12 die 
Thüringifee Eifenbahngefellihaft, auch fonftige Bahnanfchlüffe an die era⸗ 
Eichicht iuuaſſr beziehungsͤweiſe gegen eine Kreuzung der Bahn mittelſt Ueber- 
brüdung oder Unterführung feinen Widerfpruch zu erheben. 

Alfo gefchehen, doppelt auögefertigt und unterfchrieben. 


Erfurt, den 4. Dezember 1867. 


Die Direktion der Thüringifchen 


Eifenbahngefellfchaft. 
(L. S) Weißhaupt. (L. S.) Eggert. 
(L. S) SHeife. Kräger. 
(L.S) Schambad. Schmeitzer. 


(L. 8.) Dr. Reinhard. 


Noaghdem Seine Majeſtät der König von Preußen, Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog von Sachſen-Weimar, Seine Hoheit der Herzo Yon Sehlm 
Meiningen, Seine Durchlaucht der regierende Furft zu Schwarzburg- Rubolftadt 
und Seine Durchlaucht der tegierende Sir Neuß jüngerer Linie befchloffen haben, 
eine Eifenbahn von Gera über Weida, Triptis, Neuftadt a. d. D., Pösneck, Saal⸗ 
feld bis zum Fuße des „büringer Waldes bei Eichicht mit Inausſichtnahme fpä- 
terer Fortſetzung nad) den zu den Mainlinien führenden Eifenbahnen ind Leben 
zu rufen, find zum Zwecke der Bereinigung über ein derartige Unternehmen und 
über ie Seiftellung der darauf ſich Begiehenden Verhälnifje zu Bevollmächtigten 
ernannt worden: 


von Seiten Seiner Majeftät des Königs von Preußen: 


Allerhöchftift Gebeimer Ober - Baura ulius Alexander 
Theodor Weishaupt, heJ 5 
j Aller- 
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Allerhöchſtihr Wirklicher Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan, R 


u Gebeimer Regierungsrat Ludwig Auguft Wil- 
elm Heiſe, 


von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Sachſen⸗Weimar: 


Allerhöchſtiht Geheimer Regierungsrath Ferdinand Guſtav 
— — gsrath ſ 


a Regierungdratd Dr. Adolph Volkmar Rein- 
ard; 
von Seiten Seiner Hoheit des Herzogd von Sadfen-Mei- 
ningen: 
Höchſtihr Staatsrath Albreht Otto Gifeke; 
von Seiten Seiner Durchlaucht des Fürften zu Schwarzburg: 
Höchſtihr Geheimer Regierungsrath Günther v. Bamberg; 
von anuiten Seiner Durchlaucht des Fürften Reuß jüngerer 
inie: 
Höchftihr Staatsratd Dr. Emil Heinrich v. Beulwitz, 
welche, nach gefchehener Mittheilung und gegenfeitiger Anerkennung. ihrer Boll: 
o 


machten, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, folgenden 
Vertrag 
abgeſchloſſen haben. 
Artikel J. 


Die Königlich Preußiſche, die Großherzoglich Sächſiſche, die Herzoglich 
Sachſen⸗Meiningenſche, die Fürſtlich — ——— und die — — 
lich Reußiſche Regierung verpflichten ſich, innerhalb Ihrer Staatsgebiete die An⸗ 
lage einer Eiſenbahn zuzulaſſen und zu fördern, welche von Gera aufwärts im 
Elſterthale bis Wolfsgefährt über Weida, Nieder⸗-Pöllnitz, Triptis, Neu- 
ftadt a. d. D., Oppurg, Pösneck, Eichſchenke, Wellenborn, Saalfeld, im Saal: 
iHale aufwärts bi8 zur Einmäntung de& Coquipbaches bei Eichicht führt, bei den 
genannten Orten an geeigneten horizontalen Stellen mit Stationdanlagen für 
en Perſonen⸗ und ben Güterverkehr verfehen wird und ſich bei Gera an die 
dort mündenden Eifenbahnen anſchließt. 


Artikel 2. 


Die Eontrahirenden Regierungen behalten fid) darüber, welcher Geſellſchaft 
Jahrgang 1868. (Nr. 7117.) 78 die 
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die Konzeſſion für die im Artikel 1. genannte Eiſenbahn unter Deilegumg des 
Rechts zur Exrpropriation des zur Bahnlage ieh Zubehör erforderlichen Grund 
und Bodens ertheilt werden foll, eine befondete Vereinbarung vor, find aber 
fchon jet dahin übereingeflommen, daß derfelben weitere, als in dem gegenmär- 
tigen Vertrage ausdrüdlih namhaft gemachte, läftige Verpflichtungen nicht auf- 
erlegt werden follen. 

Artikel 3. 


Der fpeziellen Bearbeitung der Linie follen die vorhandenen generellen 
Vorarbeiten nad) der Königlich Nreuficer Seits bewirkten Ueberarbeitung zu 
Grunde gelegt werden. 


Am Befonderen wird verabredet: 


1) daß das Längengefälle der Bahn zwifchen Gera und Eichicht nirgends 
ftärker, ald im Verhältniß von 1:100 fein foll; 


2) daß die geringfte Länge der Krümmungshalbmeſſer für die Kurven Der 
Bahnhofögeleife nicht weniger als 50 Ruthen Preußiſch, für die Kurven 
der freien Dahn im Maximum der Längenneigung von 1:100 nicht 
weniger als 100 Ruthen Preußiſch und auf horizontalen Streden nicht 
Ra ald 80 Ruthen Preußiſch, dazwifchen nach Verhältniß, betra- 
gen job; 


3) daß die Spurweite der Bahngeleife vier Fuß acht und einen halben Zoll 
Engliſch im Lichten der Schienen fein foll; ’ 


4) daß da8 Terrain für ein doppelgeleifige® Planum erworben wird; 


5) daß die Bahn in den Brüden über der Bahn und in den größeren 
Bauwerken im Bahnkörper felbft für ein doppelgeleifige8 Planum, im 
Uebrigen ſowohl im Unterbau, ald auch im Oberbau, vorläufig nur ein- 
geleifig hergeftellt wird; | 


6) daß ie inlage eined zweiten Geleiſes bis zum eintretenden Bedürfniffe 
ausgefeßt wird; 


7) daß die Breite des Bahnkörpers und die Zahl der Geleife für die Bahn- 
höle und Dee der Feſtſtellung der Spezialprojefte vorbehalten 
eibt und da 


8) im Uebrigen der Bau und das geſammte Betriebematerial unter Beach⸗ 
tung der von dem Berein der Deutfchen Eifenbahnverwaltungen für die 
Geſtaltung des Eifenbahnmwefend angenommenen Grundzüge, Sicyerheit- 
Anordnungen und einheitlichen Sorihriften derartig eingerichtet werden 
follen, daß die Trandportmittel nad) allen Seiten bin auf die angren- 
zenden Bahnen ungehindert übergehen fünnen. 


Artikel 4. | 
Zur Handhabung der Ihnen über die Bahnftrede in Ihrem Gebiete ae 
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henden Hoheitd- und Aufſichtsrechte werden die Hohen Kontrahenten beftändige 
Kommiſſare beftellen, welche diejenigen Beziehungen Ihrer, Regierungen zu der 
Eifenbahnverwaltung in allen Fallen zu vertreten haben, die nicht zum direkten 
gerichtlichen oder polizeilichen Einfchreiten der fompetenten Behörden geeignet find. 
Die Eifenbahnverwaltung bat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche 
hiernach von diefen Kommilfarien reffortiren, an diefelben zu wenden. Bei Fra— 
en, in welchen eine Betheiligung ſämmtlicher Eontrahirender Regierungen vor 
— ‚ oder deren Zuftimmung erforderlich iſt, ſteht die formelle geſchäftliche Lei— 
tung zunächſt dem Königlich Wreufifchen Kommiffar zu. 


Artikel 5. 


Die Tarife und Fahrpläne unterliegen der Genehmigung der betheiligten 
Regierungen. 

Im Falle die zu dieſem Zwecke unter den erwähnten Kommiſſaren einzu- 
leitenden Verhandlungen zu einem Einverftämdniffe nicht führen, genügt zur Ent- 
feheidung der ftreitigen tagen Stimmenmehrheit. 

Am Allgememen find die Regierungen jedoch darüber einverftanden, daß 
weder für den inneren, noch für den en ‚nerfeht die Anwendung 
niedrigerer Sinbeitefche der Trandportpreife zu fordern ift, als jeweilig auf der 
Thüringifchen Eifenbahn zur Erhebung fommen, wobei außerdem im Güter: 
verkehr dem aus den ftärkeren Steigungen der Bahn ala AA erfchwerten 
Betriebe billige Rechnung getragen werden foll, fowie daß, fo lange durch den 
Reinertrag das Anlagefapital nicht mindeftend mit vier und ein halb Prozent 
verzinft wird, die Ablaffung von mehr ald drei Zügen mit Perfonenbeförderung 
in jeder Richtung auf der Strede Gera bis Saalfeld und von mehr ald zwei 
folhen Zügen in jeder Richtung auf der Strede Saalfeld Eihicht nicht aufzu- 
erlegen ift. Zwei Züge in jeder Richtung follen überdies, ſoweit angängig, zur 
Dimabine von Gütern benußt werden dürfen, während für den alddann noch 
verbleibenden Theil der Güterbeförderung befondere Züge einzulegen find. 


Artikel 6. 


Die Hohen Regierungen wollen die gegenfeitigen Untertbanen ſowohl bin- 
fichtlich der Beförderungspreife, ald der Zeit der Abfertigung nicht ungünftiger 
behandeln laſſen, als die eigenen Unterthanen, namentlich auch den aus dem 
einen Gebiete in da8 andere übergehenden Trandporten weder in Beziehung auf 
die Abfertigung, noch rüdfichtlih der Beförderungspreiſe eine minder günftige 
Behandlung angedeihen laflen, ald den aus den anderen Gebieten abgehenden, 
oder darin verbleibenden Trandporten. 


Artikel 7. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufliht der dazu in dem Gebiete der fon- 
trahirenden Regierungen kompetenten Behörden in Gemäßheit der von den Hohen 
Regierungen zu vereinbarenden und für jeded Staatsgebiet beſonders zu publi- 
zirenden Bahn -Polizeireglementd gehandhabt werden. 

(Nr. 7117.) 13° Art. 
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Artikel 8. 
Die Gönmlicheiten wegen ber, Mah- und Stemdenpolizei follen in der in 


jedem der von der Bahn berubtten Staaten zuläſſigen günftigften Weiſe geregelt 
Artikel 9. 
Längs der durch gegenwärtigen Bertrag feftgeftellten Bahnlinie ſoll eme 


Zelegraphenieihung amädhft gar den —S bergeftellt werden. 


fontrabirenden erungen behalten ſich gegenſeitig das Recht vor, 
Die auf ach bereits asgchdlefleer ber noch Er ned abe — 
bergehellten ellenden der Hredenmeife am, bie 
m ehente Cijenbahen zu legen. "Eine glei liche Befugniß fiht den einzelnen 

en rückfichtlich in Ihrem tem Gebiete anzulegenden Staats- 
telegrapben zu. ie Eifenbabngefellihaft foll verpflichtet werten, die Staats⸗ 
depeichen der Regierungen mit ihrem ö den- 
jenigen Streden unentgeltlich zu befordern, auf welchen der S 
die Mittel nicht bietet. Den Betriebs wird jedoch in der olge 
der Beförderung der eingeräumt. 

Artikel 10. 


Ueber die Benukung der in Rede ftebenden Eifenbahn ſtwerkehr 
Heißt eine weitere Berrinfrung goifdien den sufländigen Behörden ber Tomte 


birenden 5 
egierungen ſtimmen jedoch darin überein, daß die 
Gifenbaßngefelfchaft verpflichtet fin fol 
1) Dem Betrieb, fomeit Die Radı ahehen € geilatiet, in die nothwendige 
Uebereinftimmmmg mit den Bedũrfniſſen der en 


2) den Transport der Briefe, Gelder und poſtzwangsp 
fowie des bay ei etwa erforderlichen onalß unentgeliih zu 


g 
2. und 3. bezeichneten Leiflungen der betreffenden Aermal- 
—— — oder für Die Etnatsfafle in Anfprud 8 
ſollen, ſteht jeder Regierung bezüglih Ihres Gebiets zu 


Artikel 11. 


—— — ——e—— Zweden 
": 
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1) Für alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 
für Rechnung der einen oder anderen kantra hirenden Regierung bewirkt 
werden, wird den Militairverwaltungen der Regierungen völlige Gleich— 
ſtellung zugeſichert, dergeſtalt, daß die Zahlung dafür an die Eifenbahn- 
verwaltung nach ganz gleichen Grundfägen zu erfolgen bat. 


Wenn in Folge außerordentlicher Umftände auf Unordnung einer der 
fontrahirenden Regierungen größere Truppenbewegungen auf der mehr: 
gedachten Eifenbahn ftattfinden follen, jo liegt der Eiſenbahnverwaltung 
ie Pflicht ob, für diefe und für Sendungen von Waffen, Kriegd- und 
Berpflegungöbedürfniifen, fowie von Militaireffekten jeglicher Art, info- 
weit folhe Sendungen zur Beförderung auf Eifenbahnen überhaupt 
geeignet jind, nöthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten 
und für dergleichen Transporte ihre Betriebsmittel, foweit diefelben von 
dem möglichit ungeftört fortzufegenden regelmäßigen Dienfte nicht in An— 
fpruch genommen werden, zu verwenden und bierzu thunlichit in Stand 
zu feßen, nicht minder die mit Militairperfonen befeßten und die mit 
Militaireffeften beladenen von einer anftogenden Bahn fommenden Trand- 
portfahrzeuge, vorauögejekt, daß dieſe dazu geeignet jmd, auf die eigene 
Bahn zu übernehmen, auch mit den disponiblen Lokomotiven weiter zu 
führen. Die Leitung aller folcher Transporte bleibt lediglich dem Dientt 
perfonale der betreffenden Eifenbahnverwaltung überlaffen, deffen Anord— 
nungen während der Fahıt unbedingt Folge zu leiten if. Hinſichtlich 
des an die Eifenbahnverwaltung zu entrichtenden TFahrgeldes tritt, wie 
ad 1. dieſes Artifeld, eine völlige Gleichitellung der gegenfeitigen Mili- 
tairverwaltungen ein. Als Fahrpreis für den Transport von Truppen, 
Militaireffeten und fonftigen Armeebedürfniffen follen feine höheren, ale 
die jeweilig auf der Thüringifchen Hauptbahn geltenden Säge zur Er: 
bebung gelangen. Ä 


2 


—E— 


2 


Artikel 12. 


Rückſichtlich des Baues und Betriebes der Bahnſtrecken in den betreffenden 
Staatsgebieten ſollen die in denſelben wegen der Eiſenbahn⸗Unternehmungen be- 
ftehenden allgemeinen gefeglichen Vorſchriften und adminiftrativen Grundfäge 

feihmäßig Anwendung finden, infofen nicht der Umftand, daß die fragliche 
ahn ein Ganzed ausmacht und nur im Zufammenhange zu benußen ift, zu 
Abweichungen Anlaß giebt. 

Im Einzelnen iſt man hierbei über die in den nachftehenden Artikeln 13. 

14. und 15. enthaltenen Punkte übereingefommen. 


Artikel 13. 


In Anfehung der auf der Bahn anzumwendenden Fahrzeuge, einfchließlich 
der Dampfwagen, übernimmt es die Königlich Preußiſche Regierung, die erfor: 
derlihe Prüfung eintreten u laſſen, und die übrigen Regierungen wollen diefe 
Betriebömittel, wenn die Königlich Preußifche Regierung fie für genügend er⸗ 

(Nr. 7117.) lärt 
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Hört und die betreffende heſtimmungsmäßige Beſcheinigung barüber auögeftellt 
bat, in Ihren Gebieten zulafien. gemäßige Beſcheinigung geft 


Artikel 14. 


Die in den verfchiedenen Staatögebieten ftationirten Bahn- Polizeibeamten 
find auf Präfentation der Bahnverwaltung bei den fompetenten Behörden des 
betreffenden Staates in Pflicht zu nehmen. Untertbanen der einen Regierung, 
welche beim Betriebe in dem Gebiete der anderen Regierung angeftellt werden, 
ſcheiden dadurdy nicht aus dem Unterthanenverbande ihre Heimathslandes. 

Die Bahnverwaltung bat bei Anftelung der den unteren Kategorien des 
Bahnperſonals angehörigen Beamten, welche innerhalb des betreffenden Staats» 
gebiete8 ihren feften Wohnfit haben, Angehörige des begtiglichen Gebietes bei 
—5— er Befähigung auf ihre Bewerbung vorzugsweiſe zu berückſichtigen. Die 

etriebsbeamten find ohne Unterfchied des Ortes der Anttellung rüdfichtlich der 
Disziplin der kompetenten Auffichtsbehörde, im Uebrigen aber den Gefegen und 
Behörden des Staated, in welchem fie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 


Artikel 15. 


Bezüglich der Befteuerung des in Rede ftehenden Eifenbahn » Unternehmens 
und feines Betriebes find die fontrahirenden Regierungen dahin übereingefommen, 
daß bierfür allgemein die Königlih Preußifchen Eifenbahn- Abgabengefehe vom 
30. Mat 1853. und 21. Mai 1859. in Anwendung gebracht, andere Steuern 
und Abgaben aber von den: für das Eifenbahn » Unternehmen erjorberlichen Im» 
mobilien und von dem Betriebe der Bahn Seitens der einzelnen Territorial- 
Regierungen nicht erhoben werden follen. Die Königlid Preußische Regierung 
wird den Abgabenbetrag für die ganze Bahn berechnen, feftftelln und nad) 
Maßgabe der Längenausdehnung der in den betreffenden Gebieten belegenen 
Streden repartiren, auch den Repartitiondplan den übrigen betheiligten Regie— 
rungen mittheiln. Die Eifenbahngefellfchaft bat demnächft die bezüglichen An- 
theile an die betreffenden Einnahmeſtellen abzuführen. Dabei verfteht es fich 
von felbft, daß, fo lange und foweit die sn lic Preußiſche Regierung nad 
den vorbezeichneten Geſetzen für fich nicht zur hebung der Abgabe von den, 
den Gegenftand gegenwärtiger Vertragsbeſtimmung bildenden Bahnftreden be- 
rechtigt ift, eine r che auch von den übrigen Regierungen nicht in Anſpruch zu 
nehmen ſein wird. 





Artikel 16. 


Da nach dem Ergebniſſe der bisherigen Bemühungen der intereſſirten 
Zandestheile feine Ausfiht vorhanden ift, die Ausführung der im Artikel 1. ge- 
nannten Eifenbahn lediglich aus Privatmitteln zu bewirken, jo übernehmen es 
die fontrabirenden Regierungen, jede für ſich, in Anbetracht der an das Projekt 
ſich fnüpfenden wichtigen Intereſſen, das Zuftandefommen defjelben durch Ge- 
währung einer angemefjenen Staatdunterftügung Behufs Beichaffung ded erfor: 
derlihen Anlagefapitald zu fichern. Ueber den Umfang und die Form diefer 
Staatdunterftügung behalten ſich zwar die Regierungen Ihre Entjchliegungen 

vor 


vor, fie flimmen jedoch darin überein, daß der Antheil der einzelnen Regierungen 
an dieſer Subvention nach dem Verhältniſſe der Länge der Bahn in den ein- 
zelnen Staatögebieten zu demjenigen Unlagefapitale, für welches eine Subvention 
eintritt, zu bemeſſen ift. 


Artikel 17. 


Die Königlich Preußifche Regierung wird verfuchen, für fih und Namens 
der übrigen Regierungen auf der vorbezeichneten (Art. 16.) Grundlage und nad 
Maafgabe der Beitimmungen diefed Vertraged mit einem geeigneten Unternehmer 
über einen Vertrag wegen Uebernahme des Baues und Betriebes der in Rede 
ftehenden Eifenbahn fich zu verftändigen, und wird den zu entwerfenden Vertrag 
nebſt dem Statut für die Gefellfchaft den übrigen Regierungen zur Genehmigung 
für Ihren Theil und Ihr Gebiet vorlegen. 

Der Abſchluß des definitiven Wertraged mit dem Unternehmer erfolgt 
Namens der ſämmtlichen betheiligten Regierungen durch die Königlich Preufifche 
und die Großherzoglich Sächſiſche Regierung. 


Artikel 18. Ä 


Für den Fall, daß mit der Ausführung der en welche den Gegen- 
fand des gegenwärtigen Bertraged bildet, innerhalb einer Friſt von drei Jahren, 
vom Tage der Ratififationg - Auswechfelung an gerechnet, noch nicht begonnen 
fein follte, behalten ſich ſämmtliche Eontrahirende Negierungen dad Recht vor, 
von dem gegenwärtigen Wertrage mittelft einer allen mitkontrabirenden Regie: 
zungen zu notifizirenden Erklärung zurüdzutreten. 


Artikel 19. 


Die Ratififationen diefes Vertrages follen binnen ſechs Wochen nach der 
Unterzeichnung in Berlin ausgewechſelt werden. 


Deflen zu Urkunde ift gegenwärtiger Vertrag fünffad) auagefertigt, von 
den Bevollmächtigten unterjchrieben und mit deren Enfiegel verjehen worden. 


So gefchehen und vollzogen Berlin, den 18, März 1867. 


(Nr. 7117.) Schluß: 


Schlußprotokoll. 


— — — — — 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um 
zum Abſchluſſe und zur Vollziehung des Staatsvertrages wegen giſeung 
einer Eiſenbahn von Gera nach Eichicht zu ſchreiten. Bei dieſer Gelegenheit 
ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll noch die nachſtehenden Erklärungen 
aufgenommen worden, weldye, obne daß es einer befonderen Ratififation derfelben 
bedarf, mit den Vertrage ſelbſt, fobald diefer vatifizirt fein wird, gleiche Kraft 
und Gültigkeit haben follen. 


Zum Artikel 1. des Vertrages. 


Ä Man ift allfeitig darüber einverftanden, daß die Fortjegung der im Vertrage 

bezeichneten Bahn von Eichicht aus in der Richtung der Mainlinien ald ein dem 
gegenwärtigen Bertrage zu Grunde liegender Zweck im Auge behalten werde, 
daß daher die betreffenden Territorials Regierungen die Verpflichtung übernehmen, 
nicht blos ſolche Fortfegungen im Allgemeinen zu genehmigen, fondern auch feine 
Einrichtungen zu treffen ve, zu geftatten, welche den angegebenen Hauptzwed we- 
fentlich erfchweren oder vereiteln würden. 

In gleicher Weife find die bertragichliehenben Regierungen darüber einver- 
ftanden, auch auf die weitere Verfolgung des Projektes einer Eifenbahn von Triptis 
nah Hof bedacht zu nehmen. Die durdy den Ausbau diefer Bahnftrede zu 
gewwinnende Linie Gera-Hof ift bereits bei den fommifjarifchen Verhandlungen, 
welche dem gegenwärtigen Vertragsfchluffe vorausgegangen find, in gemeinfame 
Erwägung gezogen worden, und nach den urfprünglichen Abfichten der kontrahi⸗ 
renden ‚Negierungen würde fehon der gegenwärtige Vertrag auf die Sicheritellung 
der gie era: Hof auagebehnt worden fein, wenn nicht die Fürſtlich Reußifche 
Regferung fich zu ihrem Bedauern für jegt außer Stande fehe, died Unternehmen 
in gleicher Weife zu unterftügen, wie foldye8 von den übrigen fontrahirenden Re- 
gierungen beabfichtigt und auch von der bei den Verhandlungen betheiligt gewe— 
fenen Königlich Bayerifchen Regierung in Ausſicht geftellt worden war. 

Die Fürſtlich Reußiſche Regierung gi jedoch die Hoffnung nicht auf, 
die ihr in diefer Hinficht entgegenftehenden Schwierigkeiten in der Folge befeitigen 
zu fönnen. Mit Nüdficht hierauf erklären die übrigen fontrahirenden Regierun- 
gen auf den Wunfch der Fürſtlich Reußiſchen Regierung, daß Sie fi) zum Ab- 
fchluffe eine® Vertrages wegen der ifenbabnftre e Triptis-Hof auf den allge 
meinen Örundlagen, über welche bei den erwähnten Vorverhandlungen in Be 
treff der Einheitlichfeit der Unternehmen Gera» Eihicht und Gera⸗Hof, fowie in 
Betreff ihrer Subvention Einverftandniß erzielt worden war, auch ferner bereit 
finden lafien, und einen hierüber zu fchließenden Vertrag Ihren Landeövertre- 
tungen zur Suftimmung vorlegen wollen, jedocdy nur unter der Vorausſetzung einer 

glei. 
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gleichen Betheiligung der Königlich Bayeriſchen Regierung. Auch wollen die übri— 
gen fontrahirenden Regierungen an diefe Erklärung nur gebunden fein, fall8 der 

nfrag auf Abfchluß des entiprechenden Vertrages von der Aegierum des Fürſten⸗ 
thums Reuß jüngerer Linie innerhalb zweier “Jahre, von ‚eo gter ar, 
Der Ratififationen des heutigen Vertrages ab gerechnet, und unter feſter Sufiche- 
rung der erforderlichen Subvention x ellt wird. 

Im Intereſſe der fowohl in Bezug auf den Betrieb, ald auch für die 
Berfehröverhältniffe der betheiligten Staatögebiete zweckdienlich erfcheinenden Ein- 
heitlichfeit der Unternehmen Gera -Eichicht und Gera-Hof find die vertzagfiliehen. 
den Regierungen ſchon jet Darüber einverftanden, daß dem Unternehmer der Linie 
Gera Eichicht die Anwartſchaft auf die eventuelle Konzeffionirung für die Bahn- 
firede Triptis-Hof zu ertheilen, aber auch die Bedingung aufzuerlegen ift, diefe 
Bahnftrede zur Ausführung zu bringen, fobald der entiprechende Staatsvertrag 
zum Abfchluffe gekommen, und diefem Unternehmen Seitens der betheiligten Re— 
gierungen in gleichem Maaße, wie der Linie Gera-Eichicht durch den gegenmär: 
tigen Vertrag, eine Subvention gefichert fein wird. 

Die vorerwähnte Berechtigung und Derpflichtung des Unternehmers der 
Linie Gera-Eichicht ſoll erlöſchen, falls demſelben nicht innerhalb dreier Jahre, 
von der Ratifikations-Auswechſelung des gegenwärtigen Vertrages ab gerechnet, 
befannt gemacht fein wird, daß der Staatdvertrag wegen der Linie Triptiö- 
90f abgefchloffen ift und die Zuftimmung der betreffenden Landesvertretungen 
erlanat bat. 

i Abgefehen von den vorerörterten Erweiterungen der Linie Gera: Eichicht 
follen fonjtige Anjchlüffe an die lektere von der betreffenden Territorial- Regierung 
auch ohne Zuftimmung der mitfontrahirenden Regierungen genehmigt werden fün- 
nen, und es foll dem Unternehmer bei der Konzefjiond -Ertheilung für die Eifen- 
bahn Gera. Eichicht die Verpflichtung auferlegt werden, derartige Anſchüüſp zu⸗ 
zulaſſen, auch gegen eine Kreuzung der Bahn mittelſt Ueberbrückung oder Unter—⸗ 
führung feinen Widerfprudy zu erheben. 


. 


Zu Artikel 2. 


Unter den im Artikel 2. erwähnten „‚läftigen Verpflichtungen’ follen die 
jenigen üblichen Konzeffiond - Bedingungen nicht inbegriffen fein, welche in der 
Regel allen Konzeffionaiten von Privatbahnen von Seiten der Territorial-Re- 
gierung nach allgemeinen Verwaltungsgrundfägen auferlegt zu werden pflegen. 

Man ift jedoch darüber einverftanden, daß dem Unternehmer in den einzel- 
nen Komeffionen feine folder Bedingungen auferlegt werben follen, welche mit 
dem Zwecke des Unternehmens in feinem nothmendigen SZufammenhange ftehen. 
insbefondere foll dem Unternehmer die Verpflichtung zur Herftellung neuer Zu⸗ 
fuhrwege nad) den Stationen nicht auferlegt werden. 


Zu Artikel 3. 


Der Unternehmer foll verpflichtet werden, die Koften, welche durch die 
Königlid, Preußifcherfeits erfolgte Ueberarbeitung der vorhandenen generellen Bor- 
arbeiten erwachfen find, aus dem Baufapitale zu erftatten. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7117.) 79 Ue⸗ 
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Ueber die Frage des Bedürfniſſes zur Herſtellung des zweiten Geleiſes wollen 
ſich die Regierungen eintretenden Falls unter einander verſtändigen. Sie verzich— 
ten jedoch auf den Widerſpruch gegen eine ſolche Anlage für diejenigen Bahn: 
—* J uf welchen die Jahres: Bruttoeinnahme pro Meile 60,000 Rthlr. er: 
reicht bat, 


Zu Artikel 5. 


‚ &83 wird allerfeit8 als münfchenswerth erfannt, daß die Kommiffare von 
Seiten ihrer Regierungen in Bezug auf die Tarife und Fahrpläne mit folchen 
nftruftionen verfehen werden, welche diefelben in den Stand feßen, in dringen- 
den Fällen in Fürzefter Friſt ihre Erklärungen abzugeben. 


Zu Artikel 9. 


Der Unternehmer ſoll auf Verlangen der kontrahirenden Regierungen ge 
balten fein, auch die Beförderung von Privatdepeſchen mittelft des Betriebstele⸗ 
» graphen zu übernehmen. 


Zu Artikel 11. 


Gendarmen ſind rückſichtlich der Beförderung durch die Bahn den Mili— 
tairperſonen gleich zu achten. 


Zu Artikel 12. 


Jeder Regierung bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung 
des Bauprojektes, ſowie die Feitftellung der Stationdanlagen innerhalb Ihres Ge 
biet3 vorbehalten. "Die Königlich Preußiſche Negierung wird die technifche Revi⸗ 
fion umd Seftftellung ded gefammten Bauprojekt einſchließlich der Koftenanfchläge 
übernehmen und hierbei befondere Wünfche der übrigen Regierungen entgegen- 
fommender Erwägung unterziehen. 


- Durdy eine etwaige Erwerbung des Eigenthums an der fraglichen Eifen- 
bahn innerhalb des einen oder anderen Staatögebieted Seitens der betreffenden 
Territorial-Regierung foll die Gemeinfchaftlichfeit des Unternehmens nicht beein- 
trächtigt werden. 


Zu Artikel 16. 


Im Allgemeinen ftimmen die fontrahirenden Regierungen darin überein, 
daß die Gewährung einer nad) ihrer Dauer zu befehränfenden Zindgarantie_ für 
dad Anlagefapital im Betrage bis zu 4 Prozent als eine zwedinäßige Art der Sub- 
ventionirung zu betrachten fei. 


, Die Beihränfung der Dauer foll in der Art bemefjen werden, Daß bie 
Garantie erliicht, wenn in zehn hinter einander folgenden Jahren ein Zinſenzuſchuß 
der Staatäregierungen nicht erforderlich gemefen if. Die von den einzelnen 
Regierimgen zu leitenden Zindbeiträge follen: als Vorſchüſſe betrachtet werden und 
ein Rüderfat nah Maaßgabe der gemachten Zufchüffe dann eintrefen, wenn Die 
reine Rente der Bahn 5 Prozent überfteigt und zwar in der Art, daß nlsdanın en 
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Drittel dieſes Ueberſchuſſes zu den Rückzahlungen an die garantirenden Pegierun- 
gen verwendet werden, der Reſt aber den Aftionairen zu Gute fommen foll. 

Eolite e8 einzelnen der kontrahirenden Negierungen gelingen, innerhalb 
Ihres Staatsgebiets von Privatintereffenten oder Kommunen finanzielle Unter> 
ftugungen des Unternehmens zu erwirken, fo follen diefe Unterftügungen auf die 
Seitens diefer Stauten dem Unternehmen zugewendeten Subventionen in Antec) 
nung fommen. 


Sclieglid wurde von jammtlichen Bevollmächtigten erklärt, daß die kon— 
trabirenden Regierungen ſich zur Ausführung ded gegenwärtigen Vertrages die 
Zuftimmung ihrer Yandeövertretungen, foweit diefelbe erforderlich ift, vorbehalten, 


So geſchehen Berlin, den 18. März 1867. 
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(Nr. 7118.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. Mai 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Borrecte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde- 
Chauffee von Schöneden an der Aadhen-Trierer Staatsjtraße nach Mürlen⸗ 
bad) im Kreife Brüm, Regierungsbezirf8 Trier. 


Mader Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde: 
Ehaufjee von Schöneden an der Aachen Trierer Staatöftraße nah Mürlenba 
im Kreife Prüm, Regierungsbezirks Trier, genehmigt habe, verleihe Ich hierdur 
den Gemeinden Schöneden, Nieder: Hersdorf, ober» Derkbarf und Mürlenba 
dad Erpropriationdrecht für Die zu Diefer Chauffee erforderlidyen Grundftüde, im- 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs-Materialien, 
nad) Maaßgabe der für die Staatd-Chauffeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme 
der Fünftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebun 
de8 Chaufjeegelded nach den Beftimmungen des für die Staatd-Chauffeen jedesma 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einfchließlich der in demfelben enthaltenen Beftim- 
mungen über die Befreiungen, ſowie der jonftigen die Erhebung betreffenden zufäß- 
lichen VBorfchriften, wie diefe Beftinnmungen auf den —— von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauffeepolizei- 
Bergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 

Berlin, den 11. Mai 1868. 


Milbelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7117-7119.) 179° (Nr. 7119,) 





(Nr, 7119.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Mai 1868., betreffend die Verleihung des Expro⸗ 
priationsrechts Behufd Erwerbung der Grundftüde zum Bau einer Chauffee 
im Garbelegener Kreife de8 Regierungsbezirk Magdeburg von der Stadt 
Clötze durch den Königlichen Fzorft über Schwieſau und Zichtau bi8 zum 
Anſchluß an die Salzwedel Sardelegener Chauffee bei Wiepke durd Die 
Etadi Clötze und die Dorfgemeinden Schwiefau und Zichtau, fowie der 
Befugniß zur Erhebung de3 tarifmäfigen Chauffcegelded an die vorge- 
nannten Bauunternehmer, beziehungäweife den Befiger der Rittergüter 
Zichtau I. und II. Antheils. Ä 


N oem Ich durch Meinen Erlaß von heutigen Tage den Bau einer Chauffee 
im Gardelegener Kreife ded Regierungsbezirks Magdeburg von der Stadt Clöße 
durch den Königlichen Forft über Schwiefau und Zichtau bis zum Anſchluß an 
die Salzwedel-®ardelegener Chauffee bei Wiepfe durch tie Etadt Clötze und die 
Dorfgemeinden Schwiefau und Zichtau genehmigt habe, beitimme Ich hierdurch, 
daß das Erpropriationsrecht für die zu diefer Chauſſee erforderlichen Grundftüde, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs - Mate: 
tialien, nah Maaßgabe der für die Staatd-Chauffeen beftehenden Vorfchriften, 
in Bezug auf diefe Straße zur Anwendung fommt. Zugleich will ch den vor: 
enannten Bauunternehmern, fowie beziehungsmeife dem Beliger der NRittergüter 
ichtau I. und II. Antheild, gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straße dad Necht zur Erhebung des Chauffeegeldes nad) den 
Beftimmungen des für die Staats » Chaufjeen jedesmal geltenden Chauffeegeld- 
Tarifs, — — der in demſelben enthaltenen Veſtimmungen uber die Be— 
freiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie diefe Beftimmungen auf den Staatd-Chauffeen von Ihnen angewandt wer- 
den, hierdurch verleihen. Auch ſollen Die dem Chauffeegeld- Tarife von 29. Fe 
bruar 1840. angehängten Beitimmungen wegen der Chauffeepolizei-Vergehen auf 
die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 25. Mai 1868. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr.v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den Miniſter 
des Innern. 





(Nr, 7120) 
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(Nr. 7120.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Mai 1868., betreffend die Verleihung der fißfa- 
lichen Borrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde 
Chauſſee von Steinftraß an der Cöln⸗Aachen⸗Lütticher Staatsſtraße über 
Rödingen nah Tib an der Düfjeldorf-Jüliher Staatsſtraße im Kreife 
Tülih, Regierungsbezirks Aachen. 


I asien Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde: 
Chauſſee im Kreife Jülich, Regierungsbezirk Aachen, von Steinftraß an der Cöln- 
Aachen-Lüttiher Staatöftrage über Rödingen nach Ti an der Düffeldorf-Jülicher 
Staatöftraße genehmigt habe, verleihe ch hierdurch den Gemeinden Steinftraf, 
Rödingen und- Tik dag Sppropriationärecht für die zu diefer Chaufjee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleihen das Necht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unter: 
Haltungs-Muterialien, nach Sıaabgabe der für die Staatd-Chauffeen beftehenden 
Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Ich den genannten Ge. 
meinden gegen Uebernahme der fünftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauffeegelded nad) den Beftimmungen des für die 
Staat3-Chauffeen jedesmal geltenden Shaufleegelb- Sarif8, einschließlich der in dem: 
jelben enthaltenen Beftinnmungen über die Befreiungen, fowie der ſonſtigen die Er. 
bebung betreffenden zufäglichen Worfchriften, wie diefe Beflimmungen auf den 
Staats. Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
follen die dem Ehauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftim- 
mungen wegen der Chauffeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur An- 
wendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 25. Mai 1868. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finan niniſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr, 7120-7121.) (Nr, 7121,) 
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(Nr. 7121.) Allerhöchſter Erlaf vom 30. Mai 1868., betreffend Abänderungen des Statuts 
für den Breslau-Odervorftädtiihen Deichverband vom 18. November 1861. 


I. Ihren Beriht vom 23. d. M. ertheile Ich den nachfolgenden, von dem 
Deichamte des Breslau-Odervorftädtifchen Deichverbandes beantragten Abände- 
rungen des Deichftatut8 vom 18. November 1861. (Gefeß- Samml. ©. 823.) 
hierdurch die landeöberrliche Genehmigung. 


1) Der zweite Abfat im $. 13. des Statut8 wird durch folgende Vorſchrift 
erjegt: 


Von den Repräfentanten wird einer von der Regierung und 
einer von dem Magiftrate zu Bredlau ernannt, und zugleich für 
jeden ein Stellvertreter. 

Die übrigen fieben werden nebft eben fo vielen Stellvertretern 
von den VBorftehern derjenigen Stadtbezirke, zu melden die deich— 
pflichtigen Grundftlüde gehören, durch abjolute Stunmenmehrheit 
gewählt. 

2) An die Stelle des legten Abſatzes im 6. 13. des Statuts tritt folgende 
Vorſchrift: 

Alle drei Jahre ſcheiden abwechſelnd drei oder vier der gewählten 
Repräſentanten und Stellvertreter aus und werden durch Neuwahl 
erſetzt. 

Die Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. 

Der erſtmalig zu wählende ſiebente Repräſentant und fein Stell: 
vertreter fcheiden mit denjenigen Repräfentanten und Stellvertretern, 
beren Wahlperiode mit dem Schluffe des Jahres 1870. abläuft, 
wieder aus. 


Die übrigen Borfchriften im F. 13. des Statuts bleiben unverändert in 
Kraft. 

Diefer Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 

Berlin, den 30. Mai 1868. 


Milhelm. 
v. Selhow. Leonhardt. 


An den Minifter für die landwirthichaftlichen Angelegen- 
beiten und den Juſtizminiſter 





— —— — — 





(Nr. 7122.) 
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(Nr. 7122.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 3. Juni 1868., betreffend die Genehmigung zur An⸗ 
wendung der dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten 
Beftinnmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die von der Stadt- 
gemeinde Breslau ausgebaute Chauffee von der kleinen Scheitniger Straße 
bis nad Fürſtensgarten in Alt-Scheitnig. 


I. Ihren Bericht vom 26. Mai d. J. genehmige Ich, daß die dem Chauffee- 
geb. Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beflimmungen wegen der 
Shauffeepolizei» Vergehen auf die von der Etadtgemeinde Breslau ausgebaute 
Chauffee von der fleinen Scheitniger Straße dafelbft bi8 nach Fürftensgarten in 
Alt- Scheitnig zur Anwendung kommen. 


Diefer Mein Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Schloß Babelöberg, den 3. juni 1868. 
Milbelm. 
Br. v. Itzenplitz. 


An den Minifter für Sanbeı , Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7123.) Allerhöciter Erlaß vom 13. Juni 1868., betreffend Die Vereinigung der Kon⸗ 
| fiftorien in Kaffel, Marburg und Hanau zu einem gemeinfdaftliden Kon- 
ſiſtorium in Marburg. 


Auf Ihren Bericht vom 8. d. M. genehmige Ich hierdurch, daß die zur Zeit 
im Regiermgsboirt Kaſſel beſtehenden drei evangeliſchen Konſiſtorien in Kaſſel, 
Marburg und Hanau zu einem gemeinſchaftlichen, der Aufſicht des Miniſters der 
geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten unterſtellten Konſiſtorium, welches feinen Sitz in 
Marburg haben und ſeine amtliche Thätigkeit auf alle zum Regierungsbezirk 
Kaſſel gehörigen Landestheile erftreden foll, vereinigt werden Bei der Zuſammen— 
ſetzung des Konſiſtoriums ift auf eine Vertretung der verfchiedenen Konfefjionen 
Riickſicht zu nehmen. Daffelbe bat die Mufgabe, das Recht der verfchiedenen 
Konfeflionen und der in eineın Theile des Landes beftehenden Union, fowie die auf 
dem Grunde dieſes Rechts ruhenden Einrichtungen zu ſchützen und zu pflegen. 
Es befchließt in den zu feiner Entjcheidung gelangenden Angelegenheiten follegialifc) 
nad Stinunenmehrheit feiner Mitglieder. In ſolchen Sachen jedoch, weldye dus 

(Nr. 7122-7123.) Bes 
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Bekenntniß unmittelbar berühren, iſt die konfeſſionelle Vorfrage lediglich nach den 
Stimmen der Mitglieder der betreffenden Konfeſſion zu entſcheiden. Das Kollegium 
hat alsdann diefe Entfcheidung feinem Geſammtbeſchluß zu Grunde zu legen, oder, 
wenn Bedenfen dagegen obwalten, die Suche zu höherer Entjcheidung vorzutragen. 


Der vorftehende Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen, 
und haben Eie wegen Ausführung defjelben das Erforderliche anzuordnen. 


Schloß Babelsberg, den 13. Juni 1868. 


Milbelm. 
v. Mübler. 
An den Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 





Berichtigung. 


In dem im 14. Stüd der diedjährigen Gele - Sammlung abgedrudten 
Stempeltarife vom 5. März 1868. ift Seite 192. Zeile 8. ftatt „vom 19. De- 
zember’’ zu fegen: vom 19. Juli. 





Rebigirt im Büreau bed Staatd- Minifteriums. 
Berlin, gedrudt in ber Königlidyen Geheimen Ober Hefbuddruderr: 
(R. v. Deder). 
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Geſetz-Sammlung 
für die 
Rönigliden Preußiſchen Staaten. 


— ⏑ en EEE 


— Nr 42. — 





(Nr. 7124.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den. Inhaber lautender Kreis -Obligatio- 
nen des Redlinghaufener Kreifes im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
11. Mai 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gmaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisftänden des Redlinghaufener Kreiſes auf dem Kreiß- 

tage vom 18. September 1867. bejchloffen worden, Die zur Ausfu hrung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel theilweiſe im Wege 
einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der zur Ausführung des 
Beſchluſſes bevollmächtigten kreisſtändiſchen Kommiſſion: zu dieſem Zwecke auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger un- 
ündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 100,000 Thalern 
ausſtellen zu dürfen, da fich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch 
der Schuldner etwas zu erinnern gefunden bat, in Gemäßheit des $. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Wusftellung von Obligationen zum Betrage 
von 100,000 Thalern, in Buchftaben: Einhundert Tauſend Thalern, welde 
in Apoints von 25, 50, 100, 500 und 1000 Thalern, deren Anzahl durch die 
Negierung zu Münfter vor Ausgabe der Obligationen Teftgefeht und durch das 
Amtsblatt derfelben zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird, nad) dem 
anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit vier und 
einhalb Deogent jährlich zu verzinfen und nach der durch da8 Loos zu beffimmen- 
ben Folgeordnung jährlih vom Jahre 1873. ab mit wenigftend jährlich Einem 
Prozent des Kapital, unter Zuwachs der Zinfen von den amortiſirten Schuld- 
verfchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unſere landes- 
errlihe Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In— 
aber biejer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Leber- 
tragung des Eigenthums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ifl. 


Das vorftehende — welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligattonen eine 
Bewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, ift durch die Gefet- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7124.) . 80 Ur: 
Ausgegeben zu Berlin ben 26. Juni 1868, 
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an an unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. Mai 1868. 
(L.S) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


— — — — — — — — — 


Provinz Weſtphalen, Regierungsbezirk Münſter. 
Obligation 


deß 
Redlingbaufener Rreifes 


Auf Grund der unterm 24. Dezember 1866. und 18. Oftober 1867. genehmigten 
Kreiötagäbefchlüffe vom 24. April 1866. und 18. Septenber 1867. wegen Aus— 
baue mehrerer Chauffen und Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern 
befennt fi die zur Beichaffung der Gelbmittel für den Chauffeebau ded Reck— 
lingbaufener Rreite eingeſetzte ſtändiſche Kommiffion Namens des Kreife durch 
dieje, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigerd unfündbare Verfchrei- 
bung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Thalern Preußiſch Kurant, welche 
an * gg baar gezahlt worden und mit vier und eimbalb Prozent jährlich zu 
verzinfen ift. 

i Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern_gefchieht vom 
Jahre 1873. ab allmältg aus einem zu diefem Behufe gebildeten ilgungsfondd 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinfen von den ge- 
tilgten Schufdverfhreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfihreibungen wird durch 
dad Loos beſtimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1873, ab in gem 
Ds 
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Monate uni jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch das Recht vor, den Til. 
gungsfords durch größere Auslooſungen zu verftärken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die audgelooften, fowte die 
gefündigten Schulbverfohreibungen werben unier Bezeichnung . ihrer Buchftaben, 
ummern und Beträge, fomwie des Termind, an welchem die Nüdzahlung. er- 
folgen ſoll, öffentlich befannt gemacht. Diefe Bekanntmachun a} lat ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Am kB atte der 
Königlichen Regierung zu Münfter, in dem zu Münfter erfheinenden Münfterfchen 
iger, dem Stoatdanzeiger zu Berlin, fowie in den im Streife Redlinghaufen 
ericheinenden Zeitungen. | 
Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt dad Kapital zu entrichten if, wird es 
in balbjährlichen Terminen, am 3. Januax und qm 1. Juli, won heute an gerech- 
net, mit vier und einhalb Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem ver- 


zinjet. | Ä 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd: 

gabe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis-Kommupnalkaſſe in Redlinghaufen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitſtermins folgenden Seit. vo .: 

Mit der zur Empfangnahme ded Kapitals präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der jpäteren Fälligkeitstermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom —* abgezogen. 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb Jahresfriſt nach dem Rückzah⸗ 
Inge ine wicht erhoben. find, werden ‚zu Gunften der unbefannten Gläubiger 
zindtradend bei der Rreid- Spar af zu Recklinghauſen angelegt: 

ie gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungẽtermine nicht exhoben werden, nebſt Sparkaffenzinjen, ſowie die inner⸗ 
halb vier Jahren, vom Ablauf des Kalenderjahres der —* eit an gerechnet, 
nicht erhobenen al verjähren zu Gunſten des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld. 
verfchteibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreiägerichte zu Dorſten. 

Zinskupons können. weder aufgeboten, noch amortiſirt. werden. Doch foll 
en! welcher den Verluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verfäbtungöfrift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den flattgehabten Belik 
der Zinsfupond durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung, oder: fonjt in glaub- 


hafter Weife dartbut, nad) Ablauf der Verjährungsfriſt der der angemel- 
beien und bi8 dahin nicht vorgefommenen Sinstupong gegen Quittung ausgezahlt 
werden. 


Mit diefer Schuldverfchreibung find ...... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schluffe des Jahres ..... außgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. ’ 

Die Ausgabe einer neueh Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis- Kom- 
munalfaffe zu Redlingbaufen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedrudten Talond. Beim Verlufte ded Talond erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverfhreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

(Nr. 714) 80® Zur 
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Zur Sicherheit der hierdurch, eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem DBermögen. 
‚ Deffen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 


Redlinghaufen, den ..tm ............... 18... 


(L. S.) 
Der Landrath. Die freisftändifhe Kommilfion zur Be Der Rendant. 
ſchaffung der Geldmittel für den Chauſſee⸗ 
bau im Redlinghaufener Kreile. 


Anmert. Die Unterichriften find eigenhändig zu vollziehen. 


Provinz Weſtphalen, Regierungsbeirt Münſter. 
ZinsKupon 


..... Serie 


zu der 
Kreis-Obligation des Recklinghauſener Kreiſes 
Littr. ..... AM ..... 
über .......... Thaler zu vier und einhalb Prozent Zinfen 
über 


.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 


Der Ithaber dieſes Zinskupons anpfãngt gegen deſſen NRüdgabe in der 
get vom ..ten .......... bis ............ reſp. vom ..tm ........... 
............ und fpäterhin die Sinn der vorbenannten Per Obligation 


ir das Sal .... ........ DB ............. mit aben 
un ln om . Sibergrofihen none Tfennigen bei F Fr) em 
inghaufen. 


Der Landrath. Die freisftändiihe Kommilfion zur Be Der Rendant. 
Ihaffung der Geldmittel für den Chauſſee⸗ 
bau im Redlingbaufener Kreife. 


D 8 lti d 
— ——— Jahren nad 5 


PR an an gerechnet, erhoben ni Le 


Pro- 
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Provinz Weitphalen, Kegierungsbesirt Müniter. 
Zalon 


zur 
KRreis-Obligation des Redlingbaufener Rreifes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen defien Rüdgabe zu der 
Dbligation des Redlinghaufener Kreiſes 


Littr....... A ..... Über .......... Thaler & vier und einhalb Prozent Zinſen 


Die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis. 
Kommunalkaſſe zu Redlinghaufen. Ä Ä 


Recklinghauſen, den ..tm ............... 18.. 


(L. S) 


Der Landrath. Die freisftändiihe Kommilfion zur Be- Der Nendant. 
ſchaffung der Geldmittel fir den Ehaufjee- 
bau im Recklinghauſener Kreife. 





(Nr. 7125.) Ullechöchfter Erlaß von 30. Mai 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
lifchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreiß-Chaufleen: 
1) von Lipnica über Scharfenort und Bobulczyun nach Wronfe; 2) von 
Wronke nah Pietrowo; 3) von Samter über Oberfibfo und Pietrowo 
bi8 zur Czarnilauer Kreißgrenze in der Richtung auf Czarnikau; 4) von 
Pinne über Pſarskie in der Richtung auf Wronfe bis zur Straße ad 1. 
bei Bobulczyn; 5) von der Berlin-Pofener Staats- Chauffee bei Senkowo 
über Dusznik bi8 zur Buker Kreidgrenze in der Richtung auf But, fowie 
den Bau zweier Brüden über die Warthe bei Wronke und Oberſitzko im 
Negierungsbezirt Pofen. 


De dem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau folgender 
KRreis-Chauffeen im Kreife Samter, Regierungsbezirks Pofen: 1) von Lipnica über 
Scharfenort und Bobulczyn nad) Wronke; 2) von Wronfe nad) Pietrowo; 3) von 
Samter über Oberſitzko und Pietrowo bis zur Czarnikauer Kreisgrenze in ber 
Richtung auf Czarnikau; 4) von Pinne über Tiaräfie in der Richtung auf 
MWronfe bis zur Straße ad 1. bei Bobulgyn; ” von der Berlin-Tofener Staats⸗ 
Shauffer bei Senfowo über Dusznif bis zur Buker Kreiögrenze in der Richtung 
auf Buk, fowie den Bau zweier Brüden über die Warthe bei Wronfe und 
Dberfigfo genehmigt habe, verleihe Ich Hierdurch dem Kreife Samter das Expro⸗ 
priationsrecht für die zu diefen Chaufjee- und Brüdenbauten erforderlichen Grund- 

(Nr. 7124—7136,) ftüde 
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ftüde, imgleichen da8 Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗ 
Materialien, nah Maaßgabe der für die Staatd-Chaufjeen beftehenden Vorfchriften, 
in Bezug auf diefe Straßen. Zugleich will Ich dem Kreife Samter refp. der 
Provinz Poſen gegen Uebernahme der fünftigen chauffeemäßigen Unterhaltung 
der Straßen da8 Recht zur Erhebung des oauffeegetbes nad den Beſtimmungen 
de3 für die Staatd-Chauffeen jedesmal geltenden Chauffeegeld-Tarifs, einfchließ- 
lich der in demfelben enthaltenen Beftimmungen über die Befteiungen, fowie der 
fonftigen die Erhebung betreffenden zufäglichen VBorfchriften, wie dieje Beftimmungen 
auf den Staats-Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. 
Auch follen die dem Chauffeegeld Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten 
Beitimmungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachten Straßen 
zur Anwendung kommen. | 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefek-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 30. Mai 1868. 


Milbelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
erde und öffentliche Arbeiten. Handet, 





(Nr. 7126.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Krei8-Obligationen 
de8 Sanıterihen Kreifes im Betrage von 200,000 Thalern. Vom 
30. Mai 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Na von den Kreisftänden des Samterſchen Kreifes auf dem Kreistage 
vom 16. Mai 1867. beichloffen worden, die zur Ausführung der vom Kreije 
unternommmenen Chaufjeebauten und Warthebrüdenbauten erforderlichen Geldmittel 
theilweiſe im Wege einer Anleihe zu beichaffen, wollen Wir auf den Antrag der 

dachten Kreisftände: zu diefen Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zins. 
Kupons verfehene, Seitend der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem an- 
genommenen Betrage von 200,000 Thalern ausftellen zu dürfen, da ſich hiergegen 
weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnem gefunden 
bat, in Gemäßheit des 6. 2. des Gefeges vom 17. Juni 1833. jur Ausftellun 
von Obligationen zum Betrage von 200,000 Thalern, in Buchſtaben: Zweihund 
Taufend ern, weldye in folgenden Apoints: 

50,000 Thaler à 1000 Rtihlr. — 50 Stüd, 


100,00 - 3% 50. —=&% 
35,00 - & 10: =350 . 
50 + 2 59: =M .» 


nach 
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nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 

/ inf Prozent ri zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beſtimmenden 

olgeordnung jährlic) vom Jahre 1875. ab mit wenigftens jährlich Einem Prozent 

des Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den amortifirten Schuldverfchreibungen, 

zu tilgen find, durch gegenwärtige‘ Privilegium Unfere landesherrliche Genehmigung 

mit der rechtlichen Wirkung ertbeilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen 

Die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nach— 
weiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir —S der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fur die Befriedigung der Inhaber der Obligatio- 
nen eine Gewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch 
die Gefeh-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 30. Mai 1868. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Igenplif. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Pofen, Regierungsbgirt Pofen. 


Obligation des Samterſchen Kreijes 


Littr. ..... M..... | 
über 
.......... Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund der unterm . . . . . . . . . . . . . ....... genehmigten Kreis agebefhlifle 
vom 16. Mai 1867. wegen Aufnahme einer Darlehnsfchuld von 200,000 Thalern 
befennt fich die ftändifche Kommiffion für den Chauffeebau de8 Samterfchen Kreifes 
Namens des Kreifes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers 
unkündbare Verfchreibung zu einer Darlehnefhuld von ....... Thalern —* ch 
Kurant nach dem geſetzlich beſtehenden Münzfuße, welche an den Kreis baar alt 
worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen ift. 
Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 200,000 Thaleın gefchieht vom 
Jahre 1875. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
(Nr. 7126.) von 
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von wenigſtens Einem Prozent des gefammten Kapitals jährlich, unter Zuwachs 
der Sinfen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

ie Folgeordnung der Einlöſung ber Schulbverfehreibungen wird durch 
das Loos beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1875. ab in dem’ 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich — das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere lſrpgen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Säyulbverichteibungen zu fündigen. Die auage often, fowie die 
efündigten Shulbberichterbungen werden unter Be —S— ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, fowie de8 Termin, an welchem die Rüdzahlung er- 
folgen foll, öffentlich befannt gemacht. Diefe Bekamnmanhung erfolgt ſechs zei 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
lichen Regierung zu Pofen, dem Kreiöblatte des Samterſchen Kreifes, fomie m 
mweien ı in der Hrovin; erfcheinenden Zeitungen und in dem S 

Bis zu dem Tage, wo ——— das Kapital zu entrichten iſt, wich es 
in balbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnen it AJ rund ih hrlich in gleicher Müngforte mit jenem verzinfet. 

b hen ne "eich Kapitals ‚aha var Di e Ruͤck 
abe —— ons, bezi Sweife dieſer chreibung, 
bei der Kreis ac Jin e in Samter, und zwar auch in der nad) dem Ein- 
tritt des Fälligfeitätennins olgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapilals präfentirten Schuldverichreibung 
find aud die dazu börigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine 
liefen. Für die fehlenden Sind SinBfupond wird der ——— vom Kapitale 2 
Die gekündigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Nüdzablungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Fahren, vom 
—5 des ac — Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gun 
Das Aufgebot und die Annortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verichreibungen erfolgt nad) Borfchrift der Allgemeinen Gericht3-Ordnung Theil L 
Titel 51. 120. sequ. bei den Königlichen Kreiögerichte zu Samter. 
ons fünnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc fol 
denjenigen, welcher den Verluſt von Sinstupong vor Ablauf der en Ber- 
jibrungsftift bei der —— anmeldet und den ſtattgebabten der 
Zinskupons durch Vo Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafier 
Meife ‚ nad Ablauf — — der Betrag der 
und bis dabin nicht vorgefommenen Zinsfupon? gegen Duittuny ausg werben. 
Mut Dieter Schultwerfchteibung f fm ..... balbjäbrige Sinstupons bis zum 
Schlufle des Jabres 1873. —— Für die weitere Seit werden 
auf Ranfjäbn, F Perioden ausgeg 
uẽgabe einer neun Ainskupens. Serie erfolgt bei ter Krei3-Rom- 
—8 mM Samter gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons. Serie bei⸗ 
aedrudten Talons. Beim Berlufte des Talons erivigt Die —— 
rasen Zinsluponds · Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
Sn rechtzeitig geſcheben ift. 
Sicherbei der dierdurch eingegangenen Vervilichtungen haſftet der Kreis 


Deſ⸗ 
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au Ten zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unſeter Arierſchüiſ 
ame, den ..ten ............ 18.. 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Samterſchen Kreiſe. 


Provinz Poſen, Regierungsobezirk Poſen. 
Zinskupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Samterſchen Kreiſes 
Littr. .... M..... 
über .......... Thaler * one Prozent Sinfen 
über 


..... Thaler ..... Silbergrofchen ..... Pfennige. 
Der Inhaber dieſer Sinslupons empfängt gegen deſſen Rüdgabe in der 


Zeit vom . tm ..22222... bis .......... reſp. vom ..ſen......... 1 
und — die Zinſen ber borbenannten Kreis. druhatien für das Salbjabt 
VOM ...... .... bis .......... mit (in Buchſtaben) ..... em ..... Silber⸗ 
groſchen ..... Pfennigen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe amter. 

Samter, den „tm .............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chaufjeebau im Samterſchen Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
—c8c nicht innerhalb 8 Ib vier Jah bren nad) 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Salenderiahret an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Pofen, Regierungsbezirk Pofen. 
zalon 


Kreis - Obligation de "Samterf hen Kreiſes. 
Der Inhaber diefes along empfängt gegen deflen Rüdgabe zu der Obli- 
m * Cam sen, Streifeg Tit — 3 a ie E * ae ‚haler 
tozent Zinſen die . „te Serie Zinskupons für die fün te 18 
Ak Kkeiß Kommunal Kaffe zu Samter, falld der Inhaber der Obligation 
nich rechtzeitig Widerſpruch erhoben bat. 
Samter, den ..ien .............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Sımterfchen Kreiſe. 
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(Nr. 7127.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Mai 1868., betreffend die anderwelle Rey ulirung 
der Gebühren der Stromlotfen für da8 Verholen der Schiffe und m⸗ 
fahrzeuge im Hafen zu Memel. 


Den mit Ihrem Bericht vom 25. Mai d. J. eingereichten Tarif zur Erhebung 
der Gebühren der Stromlootſen für das Verholen der Schiffe und Stromfahr— 
zeuge im Hafen zu. Memel babe Iſh genehmigt und. fende Ihnen denfelben anbei 


/ vollzogen zurüd. 
Berlin, den 30. Mai 1868. 
Wilhelm, 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter ir Handel, 
Gewerbe und oͤffentiche Arbeiten 


Tarif 


zur 


Erhebung der Gebuͤhren der Stromlootſen fir das Verholen (Ver- 
legung an eine andere Stelle) der. Schiffe und Stromfahrzeuge im 
Hafen zu Memel. 


Bom 30. Mai 1868. 


— —— — — — — — 


N Vorſchriften unter L 2, des Anhar afengelätarif für den 
Hafen von Memel vom 19. April 1844. (Ge eh anni 129, fommen vom 
1. Juli d. J. ab nicht ferner zur Anwendung. Bom leihen. Zeitpunfte ab 
treten an ? deren ‚Stelle folgende Beftimmungen: 


der. Berfi eined im Hafen. liegenden Sci ed an eine andere 
Stelle Gen Verhol —X es dem Schiffer —* en, ob er ſich dazu eines 
Lootſen bedienen will oder nicht, jedoch iſt er verpflichtet, die beabſichtigte Ver— 
—— der Lage a m ed —* nal oder dem en Kohlen 
votfen. anzeigen: und gun g einzuholen. Eine gleiche Berpflichtung 
haben alle: ahnen über 15 Laſt Tragfähigkeit. ® Traat 

räg 








— 
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j Srägt der Schiffer auf Beiordnung eines Lootſen an, fo ift an diefen zu 
ichten: 


“— A. von Seefdiffen: | 
1) für da8 Verholen von den Ballaftpläten am Haff, dem Winter: 


hafen, oder von irgend einer anderen Stelle des Hafens oder der 
ange bis über da8 Gut Bernfteindruc hinaus 1 The. 15 Sgr. 


2) für das Verholen von den Ballaſtplätzen, dem 
Winterhafen oder von irgend einer anderen An- 
ferftelle im Haff bi8 durch beide Brüden..... 1.1 > 


3) für das Verholen von den Ballaftpläten am 
aff, oder vom Winterhafen bis zum Gute 


ernfteinbruch oder bis zur Börjenbrüde..... le — ⸗ 

4) für das Verholen von den vorſtehenden Punkten 
bis zur Karlsbrücke........................ — ⸗20 ⸗ 

5) für das Verholen aus dem Winterhafen. bis 
auf den Strom........................... — + 15 » 


Si eine jede Verholung in umgekehrter 
ichtung gelten zu 1. bis 5. dieſelben 
Sätze.) 


— — 1 s — 9 
7) für da8 Verholen in der Dange durch eine 
1 .................................... — 15 » 
8) für jedes andere Verholen .................. — : 5». 
B. von Stromfahrzeugen: 
für jede Verholung ohne Unterfchied......... .: 5. 


— die Verholung des Schiffes oder Steomfa) ges auf Anord- 
nung des SHafenmeifterd oder einer anderen dazu befugten ehr e, fo ift dafür 
von dem Schiffer nicht8 zu entrichten. 


Gegeben Berlin, den 30. Mai 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 





(Nr. 7127 7128. (Nr. 7128.) 
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(Nr. 7128.) Belanntmadhung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung des von der General. 
verfammlung der „Bank des Berliner Kaflenvereins” beſchloſſenen zweiten 
Rachtrages zu dem Geſellſchaftsſtatute. Vom 15. Juni 1868. 


N Königs Majeftät Haben mittelft Allerhöchiten Erlafjes vom 22. Mai 1868. 
dem von der „Bank des Berliner Kaffenvereind” in der Generalverfammlumg vom 
12. Februar d. J. befchloffenen zweiten Nachtrage zu dem mittelft Allechochfter 
Urkunde vom 15. April 1850. genehmigten Getelithaftsftahute die Allerhöchfte 
Genehmigung zu ertheilen geruht. 


Der Allerhöchfte Erlaß nebft dem Gefellichaftsbefchluffe wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin befannt 
gemacht werden. 


Berlin, den 15. Jumi 1868, 


Der Finanzminifter. Der Minifter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 
ch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 








Redizirt im Yüreex bei Staats · Biniferiums. 
Berlin, gehrmät im der Rinigfien Geheimen Ober- Sefbadibrndrre 
“ RM.» Oeder) 
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Geſetz-—Sammlung 


für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 
— Nr. 43. — 


— — 
— — ·— — — — 





(Nr. 7129.) Statut der Genoſſenſchaft für die Melioration der Grundſtücke am Zbechyer Sec 
und an den oberhalb deffelben in den Kreiſen Koften und Schrimm belege- 
nen Seen. Vom 6. Juni 1868. 


Mir Milben, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. des Gefekes 
vom 11. Mai 1853. und der $$. 56. und 57. des Gefehed vom 28. Februar 1843., 
was folgt: | 

$. 1. 


Die Befiter der an einer Kette von Seen, 


an dem Eleinen Doliger See, 

dem großen Dolziger See, 

dem Brzednia See, 

dem Cihomoer See, auch Moſciszkier und Morkaer See genannt, 
dem Eleinen Dalewoer See, 

dem Zbechyer See, 


und der nördlich und füdlich von’ jener Seenfette an den beiden kleinen Seen 
bei Malpin, 
dem fleinen Morfaer See, 
dem Lagowoer See, 
dem Eleinen Lagowoer Schulzenfee jund 
dem Biczyner See 
belegenen Wiefen und Bruchgrundftüde, welche an fchädlicher Näffe leiden, werden 
zu einer Genofjenjchaft vereinigt, um den Ertrag rer Grundſtücke durch Ent. 
wäflerung mittelft Senfung des MWafjerfpiegeld der Seen zu verbefjern. 
Der Verband hat KRorporationsrechte und feinen Gerichtöitand bei dem 
Kreiögerichte zu. Koften. 
$. 2. 
Alle zur Ausführung der Senkung der Seen erforderlichen Anlagen nach 
Jahrgang 1868, (Nr. 7120.) 82 dem 


Ausgegeben zu Berlin den 29. Juni 1868. 
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dem durch den Kreisbaumeifter Roſe zu Koften unterm 31. Mai 1866. gefertigten 
Meliorationsplane und Koftenanfchlage, fo wie derfelbe in den oberen technifchen 
Inſtanzen gebilligt worden, werden auf gemeinfchaftliche Koften der Genoffenfchaft 
ausgeführt und unterhalten. 

Die Koften des Neubaues der Brüde über den Entwäflerungsfanual zwifchen 
dem Morkaer See und dem kleinen Dalewoer See werden zur Hälfte von der 
Meliorationdgenofjenfchaft, zur Hälfte von dem Beſitzer ded Vorwerks Dalewo 

etragen. 
Die Fünftige Unterhaltung diefer ald Zugang zur Wieſe de8 Vorwerk 
Dalewo dienenden Brüde übernimmt der Befiter des Vorwerks Dalewo. 

Alle Entjchädigungen dritter durch die Senfung der Seen etwa benadh- 
theiligter Merfonen werden von der Genofjenfchaft übernommen. 

Sollten fi bei der Ausführung ded Meliorationsplaned Streitigkeiten 
darüber ergeben, welche Anlagen von der Genofjenfchaft zu machen find, oder wie 
die Ausführung zu bewirken ift, fo entfcheidet Die Regierung zu ofen darüber. 


$. 3. 


Dem Berbande wird zur Ausführung der beabfichtigten Melioration das 
Recht zur Srpropriation verliehen. Die Feiftellung der Entfhädigungen erfolgt 
im Mangel der Einigung in dem $$. 45 — 51, des Geſetzes vorm 28. Februar 1843. 
bezeichneten Verfahren. 


$. 4. 


Die Koften zur Ausführung des Meliorationsplaned und der Unterhaltung 
der gemeinfchaftlichen Anlagen werden von den Genoffen des Verbandes durch 
Geldbeiträge nah Maaßgabe ded Katafterd aufgebracht. 

An dem Katafter im die betheiligten Grundftüde nach Verhältniß ded durch 
die Melioration abzumendenden Schaden und berbeizuführenden Vortheild in drei 
Klafjen zu theilen, von denen ein Preußifcher Morgen 

der erften Klaffe zu drei Theilen, 
der zweiten Klaffe zu zwei Theilen, . 
der dritten Klafle zu einem Theile heranzuziehen ift. 

Die Aufitellung des Katafterd erfolgt durh zwei von der Regierung er- 
nannte Boniteure unter Leitung des Königlichen Kommiffarius, welcher fi) bei 
dem Einfchätungsgefchäfte zeitweife durch einen Feldmeſſer vertreten laffen kann. 

Das Katafter ift den Rittergutöbefigern und den Beligern der nicht mit 
einer Gemeinde vereinigten Güter, —* den Vorſtänden der Gemeinden, welchen 
die übrigen Betheiligten angehören, extraktweiſe mitzutheilen und bei den Land— 
räthen des Koſtener und Schrimmer Kreiſes vier Wochen lang offen zu legen. 
Nur binnen dieſer Friſt können Beſchwerden gegen das Kataſter erhoben werden. 

Dieſelben ſind bei dem Landrathe des Koſtener Kreiſes anzubringen. Die 
Zeit der Offenlegung iſt vor deren Beginn durch das Amtsblatt und außerdem 
in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Der Landrath Koſtener Kreiſes hat die Beſchwerden unter Zuziehung des 
Beſchwerdeführers, eines Mitgliedes des Vorſtandes und geeigneter Sacverflän, 

lo 
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digen zu unterfuchen. Die Sachverftändigen find von der Regierung zu Poſen 


zu ermennen. 

Mit dem Refultate der Unterfuhung werden die Befchwerdeführer und das 
Vorſtandsmitglied bekannt gemacht; find beide Theile mit dem Reſultate einver:- 
ftanden, fo wird das Katafter demgemäß berichtigt, andernfalld werden die Aften 

er Regierung zu Poſen zur Entfcheidung eingereicht. 
innen vier Wochen nach erfolgter Belanntmachung der Negierungd-Ent- 
ſcheidung ift Rekurs dagen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen An⸗ 
elegenheiten zuläſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen Die Koſten der- 
Felben den Befchwerdeführer. 

Das feitgeftellte Katafter wird von der Regierung zu Poſen audgefertigt 
und dem Landrathe des Koflener Kreiſes zugefendet. 

Auf Grund des Katafterd werden die Heberollen aufgeftellt. 

So lange das Katafter in der oben vorgefchriebenen Weife nicht feftgeftellt 
ift, können nad) Maaßgabe der im Kataſter — gefertigt ducch den Kreisbaumeilter 
Roſe zu Koften am 31. Mai 1866.—al8 betheiligt bei der Melioration aufge: 
nommenen Flächen Beiträge ausgefchrieben und eingezogen werden, vorbehaltlic) 
fpäterer Ausgleichung. 


$. 5. 


Die Flächen der zu fenkenden Seen bleiben als zur Zeit nicht beitragspflich- 
tig in dem nad) $. 4. aufgeftellten Katafter außer Anſatz. 

Werden bisherige Seeflächen in Folge der Senkung des MWafferfpiegels 
wafferfrei, jo hat der enofienichaftsvorftand den umfang der diedfälligen Flächen 
nach Ablauf eined Jahres nach Ausführung der Seeſenkung feftftellen zu laſſen. 
Nach Ablauf von vier Jahren nad) Ausführung der Seefenkung find die waffer- 
frei gewordenen früheren Seeflächen nach dem im $. 4. geordneten Verfahren 
einzuſchätzen und nach Feſtſtellung der Beitragspflichtigfeit und Einſchätzung nady- 
träglich in das Kataſter aufzunehmen. 

Nach erfolgter Aufnahme in das Ratafter haben die Beſitzer der diesfälligen 
Flächen an Neubaufoften, d. i. an Koften der Ausführung des Meliorationsplaneg, 
pro Morgen den gleichen Betrag, weldyer pro Morgen der gleihen Klaffe von 
den übrigen Verbandsmitgliedern aufgebracht worden ift, nachträglich gi Verbands. 
kaffe zu zahlen, welche eingehende Summe nach Bedürfniß des Verbandes zu 
verwenden tft. Von dem nad erfolgter Aufnahme in da8 Katafter fonımenden 
1. Januar ab nehmen die Befiger der aufgenommenen früheren Seetlägen an 
der Unterhaltung der Verbandöanlagen Antheil, und zwar in demfelben Verhält- 
alle wie die Befiger der übrigen beitragspflichtigen Flächen der gleichen Kataſter⸗ 
lafien. 


$. 6. 
An der Spihe der Genoffenfchaft fteht der Sozietätsdireftor. Der Land» 
tath des Koftener Kreifes foll zugleich Sozietätädirektor fein. 
Derfelbe führt die Verwaltung nad) den Bellimmungen dieſes Statuts 
und den Beichlüffen des Vorſtandes und vertritt pi Genoſſenſchaft in allen An⸗ 
(Nr, 7129.) a ge⸗ 
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gelegenheiten, auch dritten Perſonen und Behörden gegenüber, in und außer Ge 
richt, wenn ed nöthig werden follte. Er bat indbefondere 


a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nach den feitgeitellten 
Plänen zu veranlaffen und diefelben zu beauffichtigen; 

b) die Hebeliften anzulegen, die Beiträge audzufchreiben und von den Säu- 
migen event. — gleichwie bei allen übrigen auf Grundftüden baftenden 
öffentlichen Laften — durdy adminiftrative Exefution zur Kreis-Rom- 
munalfaffe einzuziehen, die Zahlungen auf die Kafje anzumeifen und die 
Kafjenverwaltung zu revidiren; 

e) den Schriftwechfel für die Genofjenfchaft zu führen und die Urkunden 
derfelben zu unterzeichnen. 


Dem Sozietätödireftor wird ein Vorftand von vier durdy die Genoflen- 
{haft gewählten Mitgliedern beigeordnet, welcher unter dem Vorſitze des So- 
zietätsdirektors nad) Stimmenmehrheit verbindende Beſchlüſſe für die Sozietät 

fafien, den Direktor in feiner Gefchäftsführung zu unterftüten und das Befte 
ben Sozietät überall wahrzunehmen hat. 

An Behinderungsfällen wird jedes Vorſtandsmitglied durch je einen Stell- 
vertreter vertreten. 

Zur Verbindlichkeit des Beſchluſſes gehört die Theilnahme dreier Perſo⸗ 
nen, des Sozietätödireftord und zweier Vorftandömitglieder reſp. Stellvertreter. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme ded Sozietätödireftord den Ausfchlag. 

Die Ausführung der Beſchlüſſe jteht dem Sozietätödirektor zu. 

In Behinderungsfällen läßt der Landrat die Angelegenheiten der Ge- 
noffenfchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Borftandsinitglieber zu er⸗ 
nennenden Stellvertreter leiten. Sowohl der Direktor als die beiden Borftands- 
mitglieder und deren Vertreter verwalten ihr Amt ald ein Ehrenamt. 


$. 7. 
Es haben zu wählen: 
a) die Befiger der Rittergüter und der mit einer Gemeinde nicht vereinten 
für fich beftehenden Guter 
zwei Vorftandsmitglieder und zwei Stellvertreter; 
b) die übrigen Mitglieder der Genofjenichaft 
zwei Vorftandömitglieder und zwei Stellvertreter. 


Bei der Wahl haben die Wahiberechtigten und zwar jeder Beſitzer eines 
betheiligten Gutes, und jeder Ortöfchulge der betheiligten Dörfer für je zehn 
volle auf Normalboden (erite eirageftale reduzirte Morgen ded zum Gute 
oder zur Gemeinde gehörigen betheiligten eiigitanbes Eine Stimme. 

So lange dad Katajter nicht nad $. 4. definitiv feftgeftellt worden, ift 
lediglich die Morgenzahl der im Katafter des Kreisbaumeifters Rofe vom 31. Mai 
1866. als betheiligt aufgenommenen Flächen für die Berechnung der zuftehenden 
Stimmenzahl maafgebend. n 

ie 
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Die bezeichneten Wähler wählen entweder perfünlich oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte reſp. durch ihre gefehlichen Vertreter. 

Abfolute Stimmenmehrheit entjcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 
Wird nach zmweimaliger Wohlarſtmmams eine Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo 
ſind für jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, welche in 
der vorhergegangenen Abſtimmung die relativ meiſten Stimmen erhalten hatten, 
auf die engere Wahl zu bringen. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre, die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Der Sozietätsdirektor iſt Wahlkommiſſarius und ſtellt die Wahlliſten feſt. 

Die Prüfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. Bei dem Wahl: 
verfahren, fowie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl, gelten analog die 
Vorſchriften über Gemeindewahlen. 


$. 8. 


Streitigfeiten, welche zwifchen den Mitgliedern ded Verbandes über das 
Eigenthbum von Grundftüden, über die Zuftändigfeit oder den Umfang von Grund: 
erechtigfeiten und anderen Nutzungsrechten, und über befondere, auf fpeziellen 
Rechtötiteln beruhende Rechte oder Verbindlichfeiten entftehen, gehören zur: Ent: 
fcheidung der ordentlichen Gerichte. 
agegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ber- 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eined oder des anderen Genoffen 
betreffende Befchwerden von dem Vorftande unterfucht und entfchieden, foweit nicht 
in Betreff des Entfchädigungsverfahrens im $. 3. etwas Anderes vorgejchrieben iſt. 

Gegen die Entfcheidung des Borftandes fteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedögericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Befanntmachung 
des Beicheides an gerechnet, bei dem Sozietätsdiveftor angemeldet werden muß. 
Das Schiedsgericht befteht aus drei Mitgliedern und entfcheidet nach Stimmen- 
mehrbeit. 
5 . m weiteres Rechtsmittel findet nicht flatt. Der unterliegende Theil trägt 

ie Koſten. 

Das Sciedögericht wird in jedem Falle fo gebildet, daß der Verbands- 
vorstand einen Schiedörichter, der vder die mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten 
einen Schiedßrichter wählen und daß die Regierung den Obmann bejtimmt, 
welcher den Vorfig führt. 

Zu Mitgliedern ded Schiedögerichtd können nur großjährige, verfügungs- 
fähige unbefcholtene Männer, die nicht zum Verbande gehören, gewählt werden. 

Wenn von dem vder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Wochen, vom Tage des Abganges der fchriftlichen Aufforderung des Vorftandes, 
dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, fo erfolgt die Wahl 
deflelben durch die Negierung. 

Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne fi) der Wahl 
enthalten, fo find fie an die Wahl der übrigen gebunden. 


6.9. 


Nach beendeter Ausführung des Melivrationsplanes findet alljährlich zwifchen 
(Nr. 71297130.) Saut- 
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Saat- und Erntezeit eine Hauptſchau und, fo oft es erforderlich iſt, im September 
eine Nachfchau der Anlagen Seitend des Borftandes ftatt. 

Der Sozietätädireftor fchreibt die Schau aus und leitet diefelbe. Er legt 
dabei ein Verzeichniß der Echaugegenitände mit ihrer Befchreibung zu Grunde 
und zieht die Betheiligten, fofern fie ſich melden, oder er ed für nöthig hält, zu. 

Der Borftand feht demnächft feit, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen gefchehen foll. 

$. 10. 


Der Verband ift dem Oberaufjichtörechte ded Staates unterworfen. Diefes 
Recht wird duch die Regierung zu Poſen ald Landes-Polizeibehörde und in 
böberer Inſtanz von dem Minifter für die landwirthſchaftlichen Be a 
‚gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statut? und im Uebrigen in dem Umfange 
und mit den Befugniffen, welche gefeglich den Auffichtsbehörden der Gemeinden 
zuſtehen. 
$. 11. 


. Abänderungen diefes Statut können nur unter landeöherrlicyer Genehmi⸗ 
gung erfolgen. | 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelöberg, den 6. Juni 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 





(Nr. 7130.) Konzeſſions- und Beftätigungs- Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb ciner 
Eifenbahn von Dsnabrüd nah Bremen und Hamburg von Seiten der 
Eöin-Mindener Eifenbabngefellfhaft, fowie einen Nachtrag zum Statut 
der letzteren. Vom 20, Juni 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Eöln-Mindener Eifenbabngefellfchaft in der Generalverfumm- 

lung ihrer Aktionaire vom 28. uni 1867. die Uebernahbme des Baues und 
Betriebes einer Eifenbahn von Osnabrück nach Bremen und Hamburg befchloflen 
bat, und demzufolge von ihrer duch fie hierzu bevollmädhtigten Direktion der 
anliegende Nachtrag zu ihrem Statut aufgeftellt worden ift, wollen Wir der 
enannten Sefellihaft zum Bau und Betriebe der vorbezeichneten Eifenbahn 
bierdurdh die landeöherrliche Konzefjion ertheilen und den Statutnachtrag in an, 
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Punkten beftätigen. — Zugleich wollen Wir der Oefettioft das Recht zur Expro⸗ 
priation und zur vorübergehenden Benugung der für die Bahnanlage erforderlichen 
Grundftüde nad) Maafgabe der in der Provinz Hannover beftehenden gefeßlichen 
Vorfchriften hierdurch verleihen. 

Die gegenwärtige Urkunde ift nebft dem Statutnachtrage durch die Gefeh- 
Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. | 


Gegeben Berlin, den 20. juni 1868. 
(L.S) Wilhelm 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nachtrag 


zu | 


den am 18. Dezember 1843. Allerhöchft beftätigten Statuten 
der Coͤln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 


J. 1. 


Das durch die Allerhöchſt beſtätigten Statuten vom 18. Dezember 1843. 
gegründete und durch die Allerhöchſten Konzeſſions- und Beſtätigungs-Urkunden 
vom 1. September 1853., 26. Juli 1855. und 28. Mai 1866. erweiterte Unter 
nehmen der Cöln- Mindener Eifenbahngefellihaft wird auf den Bau und Betrieb 
einer Eifenbahn von Osnabrück über Diepholz nach Bremen und Hamburg nebft 
einer feiten Eibüberbrüdung zwifben Harburg und Hamburg ausgedehnt. 

Die fpgzielle Richtung diefer Bahn und Brüden, fowie die Einführung 
in Bremen wird von dem Königlichen Handelaminifterium feftgeftellt. 

Bon dem feftgeftellten Bauplane darf nur unter befonderer Genehmigung 
des gedachten Minifteriums abgewichen werden. 

Dem Bahnförper wird gleich die für ein doppeltes Schienengeleife erforder: 
liche Breite gegeben; jedoch wird aus bloß zwifchen Harburg und Hamburg 
ein doppelte8 Geleife gelegt, dagegen auf der übrigen Bahnftrede mit der Her: 

(Nr. 7130.) tich- 


— 6 — 


richtung des zweiten Geleifes erft je nach fi herausftellendem Bebürfniffe vor- 
gegangen. 
$. 2. 


Die Dönabrüd- Bremen Hamburger Eifenbahn nebft der feften Elbüber- 
brüdung zwifhen Harburg und Hamburg bildet einen integrirenden Theil bed 
Cöln : Mindener Eijenbahn - Unternebmens, und es finden auf di — alle Beſtim 
mungen der Allerhöchſt beitätigten reſpektive Oberanberten Seklihafteflohten 
fowie auch des Geiches vom 3. November 1838. Anwendung. 


6. 3. 

Die Eöln - Mindener Eifenbabngejellichaft ift allen Beſtimmungen derjenigen 
Staatöverträge unterworfen, welche wegen der Dänabrüd- Bremen» Samburger 
Eiſenbahn zwiſchen Preußen und denjenigen Staaten, deren Gebiet von dieſer 

werden wird, bereitö zum Abſchluſſe gefommen jind oder noch 
zum Abfchluffe fommen werden. 


$. 4. 
Das Anlagekapital, welches erforderlich ift: 
a) zum Bau und zur vollftändigen Ausruftung des neuen Unternehmens, 
b) zur Anfchaffung der für die neue Bahn erforderlihen Transportmittel, 
e) zur Beftreitung der Generalkoſten, weldye, foweit fie fich nicht abgejon- 
dert und direft au8 dem Baufonds für das neue Unternehmen verrech⸗ 


nen laſſen, mit einem Drittel Prozent der Ausgabe ad a., den Eöln- 
Mindener Eifenbahn - Unternehmen zu erftatten find, 


d) zur Berzinfung deö Anlagelapitald während der Bauzeit, und 
e) zur Dedung der bei Beihaffung der Geltmittel etwa entflehenden 
Verluſte, 


wird auf acht und zwanzig Millionen Thaler feſtgeſetzt. 

Die Vermehrung dieſes Anlagekapitals bleibt für der: Fall vorbehalten, 
daß zur Vollendung des Baue oder nach Eröffnung des Beiriebes ſich ein Der 
dũrfniß dazu berausftellen follte. 


$. 5. 
Gaffung des Anlagekapitals von acht und zwanzig Millionen 
Thaler —* durch Ausgabe von 
a) fünf und ſechszig Tauſend neuen Etammaltien Littr. B. der Cöln- 
Mindener geiellihaft in Apoints von zweihundert Thalern 
! 


b) fünfzehn Millionen Thaler vier und em halb progentiger er 
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Obligationen, deren Emiffionsbebingungen durch ein befonderes Aller- 
höchſtes Privilegium feſtgeſetzt werden. > def 
Die im $. 4. vorgefehene Vermehrung des Anlagekapitals wird dur 
Aufnahme eher Anleihen befchafft. ® il 


$. 6. 

Die neuen Stammaltien Littr. B. werden nach dem anliegenben Sepema A. 
unter der faffimilirten Unterfehrift dreier Direltiondmitglieder der Cäln-Mindener 
„eekahnget fchaft audgefertigt; fie erhalten fortlaufende Nummern von Eins 
bi fünf und fehözigtaufend, Dividendenſcheine von fünf zu fünf Jahren nad, 
“dem unter B. beigefügten Schema, fowie Ainweifungen zum Empfange einer 

_ neuen Dividendenjcheine-Serie nad dem Schema U. 
. Bezüglich der Neuauöfertigung befchädigter und unbrauchbar geworbener 
Aktien Littr. B. und der zu dentelben gehörigen Dividendenfcheine und Anwei⸗ 
fungen, fowie bezüglich des Aufgebot8 und der Mortifilation vernichteter, verlo- 
tener oder fonft abhanden gefommener Stammaftien Littr. B. und der zu den⸗ 
felben ge en Dividendenfcheine und Anweifungen greifen die Beſtimmungen 
unter X. ( ch) der abämbernden und rn ri Beltimmungen zu ben Sta- 

a} 


tuten der Gln: Mindener Eifenbahngefell vom 13. September 1865. Platz. 


87. 

Die neuen Stammaltien Littr. B. werden den Inhabern ber bereits vor⸗ 
handenen Stammaftien der Cöln « Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, und zwar je 
Eine Aktie Littr. B. auf zwei vorhandene Stammaftien zum Parikurſe angeboten. 

Auf die Aktien Littr. B., welche der Staat auf die in feinem Beſitze be- 
findlichen alten Stam 
innerhalb der Bauzeit 
der Cöln- Mindener € 
Fr an en a 

ahngefellichaft im W 
Zeitungen nach ihrem 
zahlumgen auf die neu 
GRarageaphen eilf) d 
ttifel 221. des Al, 
ftrafe oder das Verfa 
fpäteren Einzahlungen 
auf den Bezug der ne 
alten Aktien der Cöl 
fein muß, beziehungsn 
bat. Auch foll die 
neten neuen Aktien jeder Zeit freiwillige Volleinzahlungen zu geftatten. 

Das Anrecht der präkludirten alten Aktien geht auf bie Cöln- Mindener 
Eiſenbahngeſellſchaft über. 

Jafrgang 1868. (Nr. 7130.) 83 $. 8. 
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S. 8. 


Während der Bauzeit bi8 zum Schluffe des Jahres, in welchem die Venlo» 
Dsnabrüder Eifenbahn nebft der Abzweigung von Haltern nad) der Cöln-Min- 
dener Hauptbahn einfchlieglich der feiten Rheinbrü e bei Weſel und die Bahn 
von Osnabrück nah Bremen und Sanburg einfchlieglich der Elbüberbrüdungen 
Wiſhen Harburg und Hamburg in Betrieb kommen, werden die Stammaktien 

ittr. B. mit fünf Prozent pro anno, weldye jährlih am 2. Januar zahlbar 
find, aus dem Baufonds der Odnabrüd - Bremen - Hamburger Bahn verzinft. 
Später beziehen fie aus dem erzielten Reinertrage jeden Betriebsjahres eine am 
1. Juli des nächftfolgenden Jahres zahlbare Dividende nad) Maaßgabe der nad) 
folgenden Beftimmungen ($$. 9. und 10.). 


$. 9. 

Der Reinertrag ded neuen Unternehmens, beftehend aus der Venlo⸗Osna⸗ 
brüder Eifenbahn, nebit der zorweigung von Haltern nach der Eöln-Mindener 
Hauptbahn, einfchließlich der feften Rheinbrüde bei Wefel, und aus der Bahn 
von Oßnabrüd nad) Bremen und Hamburg, einfclieglich der Elbüberbrüdungen 
wifchen Harburg und Hamburg, wird zum Zwed der Dividendengewährung auf 
bie Stammaltien Littr. B. für jedes Betriebsjahr abgefondert berechnet. Als 
Reinerttag des neuen Unternehmens wird hierbei angenommen die gejammte 
Jahreseinnahme defjelben nach Abzug: 


a) ber darauf fallenden Verwaltungs, Unterhaltungd- und Transportkoften 
mit Einfchluß der für den Erneuerungs- und Refervefonds zurüdzule: 
genden Beträge, und 


b) der Zinfen und Amortifationsbeträge von den für die Ausführung und 
Ausftattung des neuen Unternehmens aufgenommenen Anleihen. 
© 


§. 10. 


Aus dem nad) $. 9. berechneten Reinertrage jeden Betriebsjahred wird 
zunächft auf die Stamm-Aftien Littr. B. eine Dividende von fünf Prozent ge: 
ahlt. Reicht hierzu der erzielte Reinertrag nicht aus, Al wird das Fehlende aus 
—* Neinertrage des Stamm⸗Unternehmens zugeſchoſſen, ſo daß die Stamm- 
aktien Littr. B. vor jeder Dividende auf die alten Stammaktien eine Dividende 
von fünf Prozent gejihert haben. Beträgt dagegen ber Reinertrag des neuen 
Unternehmens mehr, als zur Gewährung von fünf Prozent Dividende auf die 
FT Littr. B. erforderlich ift, fo wird der Ueberfchuß dergeftalt ge- 
. thei / DA 


a) zuvörderft dem Stamm-Unternehmen davon derjenige Betrag zugewiefen 
wird, um weldyen ſich durch den erzielten gelamnten Reine des 
neuen Unternehmens für die Cöln » Mindener Eiſenbahngeſellſchaft die 
ftatutenmäßige Tantieme der Mitglieder des Adminiftrationsrathes und 
der Direktion, ferner da8 an den Staat abzuführende Drittel des Rein 

er⸗ 
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ertrages über I Prozent des gefammten Aktienfapitald und die Eifen- 
bahnabgabe erhöht, 


b) fodann dem Stamm - Unternehmen alles dasjenige erftattet wird, was 
aus defjen Neinertrage etwa in früheren Jahren zur Dedung der Betriebs: 
foften und zur Ergänzung der Dividende der Stammaktien Littr. B. bi8 
auf Höhe von fünf Prozent zugefchoffen worden ift, 


ec) endlich von dem weiteren UWeberjchuffe ein Drittel Behufd Gewährung 
einer fünf Prozent überfteigenden Dividende auf die Stammaltien 
Littr. B. verwendet wird, und die übrig bleibenden zwei Drittel dem 
Stamm -Unternehmen zufließen. 


sl. 


Bis auf den Betrag der nach $. 10. zu gewährenden Dividende auf die 
Stammaftien Littr. B. gebührt den Inhabern der alten Stammalftien alle da8» 
jenige, was für jedes Betriebsjahr bei Aufftellung der, dad gefammte und fomit 
auch das neue Unternehmen der Geſellſchaft umfaflenden Ertragdberechnung nach 
Anleitung der Nr. VI. (Nummer fechd) der abändernden und zuſätzlichen Be— 
fimmungen zu den Statuten der Cöln » Mindener ijenbahngefellihaft vont 
13. September 1865. ſich als zur Dividendenvertheilung vet ar herausftellt. 
Die Eifenbahnabgabe, das dem Staate zuftehende Drittel des Reinertraged 
über fünf Prozent des Aftienfapitald, fowie die ftatutenmäßigen Tantiemen der 
Mitglieder des Adminiftrationsrathed und der Direktion werden ausſchließlich zu 
Saften des mit den im $. 10. feitgeftellten Zuwendungen aus dem Ertrage des 
neuen Unternehmend auageltatteten Stamm -Unternehmend- geleiftet, und zwar 
nah Maaßgabe des einfchlieglich der Dividenden auf die Stammalftien Littr. B. 
erzielten gejammten Reinertrages und unter Sugtundelegung des, fowohl die 
alten Stammaftien als aud die Stammaltien Littr. B. umfafjenden vollen 
Aktienkapitals. 
$. 12, 


Sobald für ein Betriebsjaht auf die Stammaftien Littr. B. fi) die Di. 
vidende gleidy body oder höher ftellt, ald auf die alten Stammaftien, ſoll der 
Unterfchied zwifchen den Stammaltien Littr. B. und den alten Stammaltien 
aufhören, dergeltalt, daß auf diefelben zwar für das bereit8 abgelaufene Betriebs— 
jahr die unterfchiedliche Dividende noch geleiftet wird, für die ‚Folgezeit aber die 
Stammaftien Littr. B. fowohl in der Dividende, als auch in allen fonftigen 
Beziehungen mit den alten Stammaftien gleichgeftellt, auch zu dieſem Zwecke 
gegen ‚ nach dem ftatutenmäßigen Schema der leteren, neu audzuferfigende 

ftien umgetaufcht werden. 


$. 13. | 


Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feftgefeßt, daß 
für die Unterhaltung und Bedienung der feften Elbüberbrüdung zwiſchen Har- 
burg und Hamburg die wirflihen Ausgaben in Anrechnung fommen, dagegen 
die ganze übrige Bahn von Venlo bi8 Hamburg er Sweigbahn von Dal 


mit 
(Nr. 7130.) 83 * 
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tern nach der Cöln- Mindener Hauptbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben für 
die Cöln- Mindener Hauptbahn nebft allem ihren Zweigbahnen, influfive der 
Beiträge zum Erneuerungs⸗ und Reſervefonds in folgender Weife partizipirt: 


1) an den Koften für die allgemeine Verwaltung nad) Verhältniß der 
Bahnlänge; 

-2) an den Koften für die Bahnverwaltung nach Maafgabe der wirklichen 
Ausgaben; 


3) an den Koſten für die Transportverwaltung nad) Verhaltniß der durch— 
laufenen Lokomotiven⸗ und Wagen - Achömeilen ; 


4) an den Beiträgen zum Emeuerungdfonds nach Verhältniß der durch⸗ 
—E Cofomotiven- und Wagen Achdmeilen; 


5) an den Beiträgen zum Reſervefonds nach Verhältniß der Bahnlänge. 


Außer den sub 3. (drei) zu berechnenden Koften wird in Betreff der für 
die Benutzung der Betriebömittel ded neuen und der übrigen Theile des Unter: 
nehmens Cõln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft, ſoweit ſolche gemeinſchaftlich 
ſein wird, zu berechnenden Vergütungen Folgendes feſtgeſetzt: 


a) ſaäͤmmtliche Lokomotiven nebſt Tendern, fowie ſämmtliche Perſonen⸗ und 
Güterwagen der Cõoln⸗ Mindener Eiſenbahngeſellſchaft können ohne Rüd- 
ficht darauf, für Rechnung melden Fonds fie angeichafft werden, für 
alle Theile des Gefammt-LUnternehmens gemeinfchaftlicy benußt merden; 

b) in dieſem Falle [net für jedes Betriebsjahr über die darin ftattgehabte 
Benutzung eine Abrechnung ftatt, welche in der Weife erfolgt, daß vier 
ein halb Drogen des Geldbetrages, welcher für die Beihaffung (nicht 
auch für die euerung) der bezüglichen Betriebsmittel wirklich veraus: 

abt worden, bei den Lokomotiven nebft Tendern nach Verbältniß der 
ofomotiv-Ach8meilen, und bei den Perſonen⸗ und Güterwagen nad) 
Verhältnig der Wagen⸗Achsmeilen auf alle Theile des Cöln - Mindener 
Eiſenbahn⸗Unternehmens repartict werden, und daß alddann, foweit die 
alfo ermittelte Quote für das neue Unternehmen mehr oder weniger 
beträgt, als vier und ein halbes Prozent von den aus defien Fonds 
wirflid verwendeten Beichaffungskoften, feinem Betriebe die ‚Differeng 
von dem Betrieböfonds der Coln-Mindener Hauptbahn freditirt un 
beziehungsweiſe debitirt wird; 


was im Verkehr mit anderen Bahnen an Wagenmiethe aufkommt und 
gezahlt wird, refp. die Differenz zwifchen diefer Einnahme und Ausgabe, 
wird für jeded Betriebsjahr auf dad neue und die übrigen Theile des 
Unternehmens der Eöln- Mindener Eifenbahngefellichaft nach Verhaältniß 
der Magen» Achsmeilen verrechnet. Sollten auch für die Benukung 
von Lokomotiven und Tendern Vergütungen in Einnahme odrr Äus⸗ 
gabe kommen, ſo partizipiren hieran alle Theile des Gefammt-!Interned- 
mens nad) Verhälnif der Lokomotiv⸗Achsmeilen. 


c 


u 


$. 14. 
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§. 14. 


Jedem Befiter von Stammaltien Littr. B. zum Geſammt⸗Nominalwerthe 
von mindeſtens Eintaufend Thalern fteht die en zu, an den General. 
verfammlımgen der Cöln- Mindener Eifenbahngefellihaft Theil zu nehmen. Ein 
Stimmredt darin audzuüben, ift er dagegen nur in den nachitehenden Fällen 
berechtigt: 
1) in foldyen der Generalverfammlung zur Entfcheidung vorgelegten Ange- 
legenheiten, welche ausjchlieglich die O8nabrüd-Bremen- Hamburger Eifen- 
bahn betreffen; 


2) bei den Beichlüffen über die Anlage von Zweig. und Verbindungs⸗ 
a welche in die Odnabrüd-Bremen-Hamburger Eifenbahn einmun- 
en follen; 


3) bei den Beſchlüſſen über die Aufnahme von Anleihen zu Laften der 
obengenannten Bahn; | 


A) bei den Befchlüffen über die Ergänzung oder Abänderung dieſes Statut- 
Nachtrages. 


Bezüglich der Legitimation der Beſitzer der Aktien Littr. B. zur Theil: 
nahme an den Generalverfammlungen, der Zählung und Feftftellung PR Stim- 
men und der höchften zuläffigen Anzahl derfelben finden die Worfchriften der 
6. 33. und 34. der Gerelliche Statuten, fowie der unter Nr. XI. (Nummer 
zwölf) der abändernden und zufätlichen Beflimmungen zu denfelben vom 
13. September 1865: Anwendung. Zur Feftftellung der Stimmberechtigung 
eines Aktionairs findet eine Sufammenzäblung der von ihm befeffenen alten 
Stammaftien und Stammaftien Littr. B. niemals ftatt. 


g. 15. 


Die Gefellfchaft ift verpflichtet, die Bahnftrede von Osnabrück nach Dre: 
men beziehungsweife Hamburg, einfchließlich der feiten Elbüberbrüdung zwifchen 
Harburg und Hamburg, binnen längftend fünf Jahren, vom Tage der Kon— 
zeffionsertheilung an gerechnet, betriebsfähig berzuftellen. 


$. 16. 


Die Gefellfhaft übernimmt die Verpflichtung, allen in Osnabrüd mün- 
denden Eifenbahnen, jomohl den vorhandenen als auch den erft entftehenden, für 
den direkten Verkehr nad) Bremen und Samburg, fowie nad) den über Diefe 
Städte hinaus liegenden Stationen völlig gleiche Behandlung und insbefondere 

leich niedrige Frachtſätze zu fichern, als * die gleichartigen Transportgegen⸗ 
Hände in demjenigen Verkehre mit den bezeichneten Städten umd Stationen pro 
Zentner und Meile zur Anwendung fommen, welcder die von der Hauptbahn 
nach Haltern auszubauende Zweigbahn und die Strede Haltern Münfter -Döna» 
brück paſſirt. 

(Nr, 7130) $. 17, 
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§. 17. 


Für den Lokalverkehr zwiſchen den Städten Harburg und Hamburg wird 
die wirkliche Entfernung dem Perſonen⸗ und Gütertarif zu Grunde gelegt. Das 
gegen ift die Cöln- Mindener Eifenbahngefellfchaft berechtigt, fo lange die Venlo- 
Hamburger Eifenbahnlinie noch nicht einen Reinertrag von fünf Prozent des 
auf dieſelbe verwendeten Anlagekapitals aufgebracht haben wird, für den die 
Station Harburg in einer oder der anderen Richtung tranſitirenden Perjonen- 
und Güterverkehr die Strede Wiſchen Harburg und Hamburg bis höchſtens zu 
drei Meilen zu berechnen. em Königlichen Handelsminiſterium bleibt vor—⸗ 
behalten, Ausnahmen von diefer Berechnung rüdfichtlich ded Verkehrs von ein- 
seinen n in der Nähe Harburgd gelegenen Stationen oder Halteftellen eintreten 
zu laffen, 


$. 18. 


Die Gefellfehaft ift gehalten, infofern und fobald das Königliche Handels- 
minifterium im Intereſſe des Verkehrs es für angemefjen erachtet, anderen Bahn- 
verwaltungen die Mitbenugung der Harburg und Hamburg verbindenden Elb- 
überbrüdungen und ihrer Zugänge gegen Leiſtung einer Vergütung nah Maaf- 
gabe eined in Ermangelung der freien Vereinbarung vom Königlichen Handels: 
minifterium feitzufeßenden Tarif8 zu geftattn. Bei folcher Mitbenugung foll 
jedoch in allen fällen, wenn es fi um Anfchlüffe an andere Bahnen handelt, 
die Cöln- Mindener Eifenbabngefellfchaft nicht verpflichtet fein und niemals an- 

ehalten werben dürfen, ihre Züge erſt nad) den gleichartigen Zügen ber 
Mitbenupun der Brüden verftatteten Bahnverwaltungen uber die Elbüber- 
brüdungen fahren zu müfjen. Letztere haben die nach Maafgabe des betreffen- 
den Tarif zu leiftenden Vergütungen an die Cöln » Mindener Eifenbahngefellfehaft 
allmonatlicy abzuführen und find außerdem verpflichtet, foweit dieſe von ihnen 
gelefteten tarifmäßigen Vergütungen unter Hinzurechnung einer nad) demfelben 

arife —— Vergütungsſumme für alle eigenen Transporte der Cöln⸗ 
Mindener Eifenbahngefellihaft nicht zureichen, von den mitbenußten Brüden und 
Bahntheilen außer allen Unterhaltungs» und Verwaltungskoſten audy noch die 
vollen Zinfen des darauf verwendeten Anlagefapitald zu deden, für jedes Be 
triebsjabr auch von diefem Ausfalle nady Verhältniß der darin über die Elb- 
brüden bewegten fämmtlihen Wagen- und Lofomotiv-Achjen den ratirlichen Theil 
an die Cöln » Mindener Eifenbahngefellihaft zu gewähren. 


Scham A. 
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Schema A. 
Stammalftie Littr. B. 
d 


er 
Cöln- Mindener Eifenbahngefellfchaft 
A ..... 
- über 
Zweibuudert Thaler Preußiſch KRurant. 


Inhaber diefer Aktie bat an die Kaffe der Cöln » Mindener Eifenbahn- 


geſellſchaft 
Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant 


unter den Bedingungen und mit den Rechten und Pflichten, die in dem am 
................ Allerhächſt beſtätigten Nachtrage zum Statute der Cöln-Min- 
dener Eiſenbahngeſellſchaft feſtgeſtellt ſind, baar eingezahlt. . 

Cöln, am . .ten .............. 18.. 


Die Direktion. Der Spezialdireftor. 
(Fakſimilirte Unterfchrift dreier Mitglieder.) (Fakſimilirte Unterfchrift.) 
(Drud.) (Drud.) 
Ausgefertigt. 
(Fakfimilirte Unterſchrift des Hauptkaſſirers.) 
(Stempel.) 





Schema B. 
Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft. 
Serie ..... 2... 


Dividendenfchein 


zur Stammaftie Littr B. 
MR ..... 

Inhaber empfängt gegen diefen Schein aus der Kaffe der Cöln- Mindener 
Eifenbahngefellfihaft denjenigen Betrag ausgezahlt, welcher nah Maaßgabe des 
Statut⸗Nachtrages vom ............... auf die Aftie Littr. B. M..... für 
dad Jahr 18.. entfällt, und der nebft der Verfalleit von der Direktion ftatut- 
mäßig befannt gemacht wird. 


Cöln, den ..ten ............... 18.. 
Die Direktion. Ausgefertigt. 
affimile der Unterfchrift zweier (Fakſimile der Unterfchrift des 
Ge Mitglieder.) | Hauptkaſſirers.) 


(Stempel.) 
(Nr. 7130.) Schema C. 








— 612 — 
Schema C. 


Cöln- Mindener Eifenbahngefellfchaft. 
Anweifung 
zum Cmpfaug der Erz Serie 


der 


Dividendenjcheine zur Stammaftie Littr. B. 


Der Borzeiger diefer Ameifung erhält gegen Ablieferung derſelben ohne 
weitere Prüfung —* Legitimation die für die vorftehend b ni Stamm- 
aftie Littr. B. neu audzufertigenden Dividendenfcheine für die in Jahre ..... 
..... ..... ſofern dagegen Seitens des als ſolchen legitimirten Inhabers der 
Aktie bei ber Direktion der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft vorher fein 
fchriftlicher Widerfpruch eingegangen ift. 


Cm, den ..ten ............... 18.. 
Die Direktion. Audgefertigt. 
ilirte Unt i ile der Unt 
Fakfim Site n ri zweier (Getfimi e Der Un erftrif des 
(Stempel.) 


Redigirt im Bürean bes Staats. Minifteriums. 


Berlin dt in ber Koni imen Ober. 
‚ gebrndt in riglichen Geheimen Sofbuchbruderei 
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Gefeß - Sammlung 
für bie 


KRönigliden Preußiſchen Staaten 





WB Nr. 44, 





Nr. 7131.) Privilegium wegen Ausfertigung einer dritten Serie auf den Inhaber lautender 
Kreis-Obligationen des Kreife Olehko im Betrage von 14,000 Thalern. 
Dom 4. Mai 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden de eiſes laut ber Kreistags- 
Verhandlung vom 18. Monember 181 efchlofen wo die zu Kreis-Rom- 
mumalzweden außer ben duch die — ſien vom 20. * 1863. ir 
Samml. für 1863. ©. 332.) und vom 27. Dezember 1865. (© EM 
für 1866. ©. 31.) genehmigten Anleihen von —8 und 60,000 Thalern 
erforderlichen Geburt im e —5— —7— beſchaffen, ol 
Wir auf den Antrag der —* — sen Bet auf Iren, I" 
ber lautende, mit Sinshupons * läubiger unkündi 
)bligationen zu dem angenommenen trage Sn 35 Thalern auß| ee zu 
dürfen, da 1 hiergegen weber im Intereſſe der Gläubiger noch ber löner 
etwa zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit bes © 2. des Gefeged vom 
17. —* 1833. BR Bftellung von Obligationen zum Betrage von 14,000 
a in Buchftaben: Vierzehn Taufend Thalern, welche in folgenden 


10,000 Thaler & 100 Thaler 
4,000 a ae 
= a Thaler, 


it 3 At De a zu 
geordnung vom a 
ji des Kapital, Fire Zumaı 
ae zu tilgen find, dur« 
Genehmigung mit der rerhtli 
Obfignticnen“ die daraus hervorg 
thums nachweiſen zu dürfen, gel 
Jehtgang 1868. (Nr. 7131.) 04 was 


Ausgegeben zu Berlin den 29. Juni 1868, 
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Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Sewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, ift durch Die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


den Snfeoe unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inflegel. 


Gegeben Berlin, den 4. Mai 1868. 


(L. S.) Milbelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 


Obligation 


des 
Oletzkoer Kreiſes 
III. Serie 


über 


uf Grund des unterm ................. Allerhöchſt beftätigten Kreistag: 

be Au 6: vom 18. November 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 
‚000 Spalern befennt ſich das Kuratorium der Kreiß - Rommunalfaffe des 
Rreife Diekfo Namens ded Kreiſes durch Diefe, für jeden Inhaber gültige, 
Seitens des ou Kaubigers unfinDbare Verfchreibun u zu einer Darlehnsfchuld von 
.......... Thalern, in Buchſtaben .......... Thalern Preußiſch Kurant nad 
bem geſetzlich beftehenden Münzfuße, welche an den Kreis Baar begabt worden 


und mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen if. Die Rüdzablung der Er 
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Schuld von 14,000 Thalern gefchieht vom Jahre 1869. ab aus einem zu dieſem 
Behufe gebildeten Tilgungsfonds von mindeftend Einem Arogent des gelammten 
Kapital jährlich, unter Zuwachs der Zinfen von den gefilgten Schuldverfchrei- 
ungen. | 


Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durch 
da8 Loos beitimmit. ie Ausloofung erfolgt in dem Monate Februar jeden 
Jahres, und follen die audgelooften —— en unter Bezeichnung ihrer 
Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie der —— je vier, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem letzten durch den Staatsanzeiger, das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Gumbinnen und das Olegtkoer Kreis: 
blatt — event. durch anderweit von dem Staate noch näher zu beflimmende 
Publikationsorgane — bekannt gemacht werden. 


Bis zu dem Tage, an welchem folchergeftalt da8 Kapital zurüdzuzahlen 
ift, wird es in balbjährlichen Terminen postnumerando, am 2. Januar und 
l. Juli jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlih in 
gleicher Münzforte mit jenem verzinfet. 


Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße NRüd- 

be der audgegebenen Zinskupons, beziehungsweife diefer Schuldverfchreibun 
ei der Oletzkoer Kreid-Rommunalkaffe zu Marggrabowa, und zwar auch od 
in den nach dem Eintritt der Fälligkeit folgenden Yinsterminen. . 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüdzu- 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 


Die gelündigten Kapitalbeträge, welche inmerhalb dreißig Jahren na 
dem Rüchahlungstermine nicht erhoben werben, fowie die innerhalb vier Sabıer 
nach Ablauf des jahres der Fälligkeit nicht erhobenen Zinfen, verjähren zu 
Bunften des Kreiſes. Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder ver» 
nichteter Schuldverfchreibungen erfongt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gericht3- 
ordnung Theil I. Titel 51. $$. 120. ff. bei dem Königlichen Kreidgerichte zu 
Marggrabowa. 


Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinslupon⸗ vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinsfupond duch Vorzeigung der Schuldverfjchreibung oder fonft in glaub» 
bafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der ange- 
meldeten und bis dahin noch nicht vorgefommenen Zinskupons ausgezahlt werden. 


Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis 

um Schluffe des Jahres 18.. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins. 

ons auf fünfjährige Werioden ausgegeben. Die Sugabe einer neuen Zins⸗ 

fupond -Serie erfolgt bei der Oletzkoer Kreis-Kommunalkaſſe zu Marggrabowa 

gegen Ablieferung des der älteren Zindfupond- Serie beigedrudten Talons, wenn 
nicht der Inhaber der Obligation Widerfpruch dagegen eingelegt hat. 


._ Nr. 7131.) 84° Beim 
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Beim Verlufte des Talons olgt die Aushändigung der neuen Zins. 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern dereri Vorzeigung 
techtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkund Haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Das Kuratorium der Kreis⸗-Kommunalkaſſe des Kreiſes Oletzko. 








Bio 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 


...ter Zinskupon ..... Serie 


zu der 
Kreis-DObligation des Oletzkoer Kreifes 
m. Emtffion 


Littr. ..... MR 2... 
über .......... Thaler zu fünf Prozent Sinfen 
über 
.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 
Der Inhaber diees ons emp en deſſen Rück am 
I ....... no ..... und ſpäterhin nl —— m be —— 
duge für das Sn VOM ................ DB ................ 
(B en) .......... Shalem .......... Silbergrofepen bei der Kreis⸗ Rom. 
munalkaſſe zu —— U 
Marggrabowa, den . tm .............. 18.. 


Das Kuratorium der Kreis ⸗Kommunalkaſſe des Kreiſes Dlehto. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deffen 
—2 ke innerhalb vie ahren nad 
älligkeit, vom Schluffe des Kalender- 

— der Fälligkeit an gerechnet, erhoben wird. 


“Ne! ng .) \ Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk &umbinnen. 
TZalon 


zur 
Kreis. Obligation des Oletzkoer Kreiſes 
m. Emiſſion. 


Der Inhaber dieſes Talons —I tg defien Rüdgabe zu der 
Obligation DE .......... Kreifes Mon Littr ee... über 


......... Thaler à fünf Prozent Sinfn Hi ..t Serie Zinskupons für die 
fünf Jahre 18. bis 18.. der Kreis⸗ Kommunalkaffe in Marggrabowa nad) 
Maaßgabe der diesfãlligen in ve DObligation enthaltenen Beftimmungen. 


Marggrabowa, den „tn ............. 18... 


Das Kuratorium der Kreis-Kommunalkaſſe des Kreiſes Oletzko. 





(Nr. 7132.) 
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(Nr. 7132.) Belanntmadung, betreffend die Iandesherrlihe Genehmigung von Abänderungen 
der Verfaffungsartifel der Berlinifchen Lebens⸗Verſicherungsgeſellſchaft und 
des Statut8 der Berlinifchen Nenten- und Kapitald-Verfiherungsbant. Vom 
17. Juni 1868. 


N önigs Majeftät haben mittelft Allerhöchften Erlaffes vom 30. v. M. 
die in der Generalverfammlung vom 30. April d. J. befchloffene Abänderung 
der Berfa ungBartike der Berlinifchen Lebens⸗Verſich erungegelellihaft, 
fowie des St der Berlinifchen Henten- und Kapitals-Verficherung:- 
bank, wonach das bisher „„Seneralagent”! genannte Mitglied der Direktion fortan 


u rung „vollziebender Direktor! zu führen bat, zu genehmigen 


Der Allerhöchfte Erlaß wird durch dad Amtsblatt der Königlichen Re- 
gierung zu Potsdam und der Stadt Berlin befannt gemadt. 


Berlin, den 17. Juni 1868. 


Der Minifter des Innern. Der Zuftigminifter. 


Am Auftrage: 
Sulzer. | Leonhardt. 


(Nr, 7132—7133.) (Nr. 7133,) 
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(Nr. 7133.) a Erlaß vom 20. Juni 1868., betreffend die Beftimmungen übe 
Wirkungkreis des Dberpräfibenten und die Einrichtung einer Re 
—* in der Provinz Schleswig · Holſtein. 


Ur ben Bericht des Staatöminifteriums vom 12. Juni d. J. beſtimme Ich 
über den Wirkungskreis des Dberpräfidenten und die Einrichtung einer Regie. 
rung in der Provinz Schleswig- Holflein Folgendes: 


I. Der Wirkungätreiß des Oberpräfidenten ber Provinz Saramig- Sol Hol. 
begreift alle di Angelegenheit wel 
—— —— don — eigen N — 


Stellvertretung ber 
— — örde übertrag gen — * — ührt dieſe Verwaltung nach 
re er gtrufl für die Po enten vom 31. Dezember 
En, mt fir 1826. © 1.) und der zu berfelben ergan⸗ 
genen ergänz hen ‚Beiimmumgen. Der Sih dei Oben enten. bleibt 
i8 auf —* in 
I. Die zur Zeit in Kiel und in Schleswig beit enden Regierungen wer: 


den zu einer Regierung vereinigt, welche ihren Si In l 
—e— air F innere Organi / den keine ni — 


Geſchäftsgang dieſer Regierung gelten die | —— ir Die See Kae 

en i Regierungen vom. 23. Oftober 1817. Geſetz⸗ nn 
> — ) me se zu berjelben ergangenen erläuternden, ergänzenden und 
abändern ſtimmungen 


III. Der Ta vg ber Aufhebung der Regierung zu Kiel und der Beginn de 


—— der vereinigten Regierung zu Schleswig wird durch den 
erpräfidenten befannt gemacht werden. 


Diefer Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berkin, den 20. Juni 1868. 
Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An das Stantsminifterium. 





Redigirt im Bärean bei Staats. Miniferinms. 
Berfia in der Mi Ober - 
kanal Tu un 
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Gele: Sammlung 


für die 


Königliden Preußiſchen Staaten. 


— \r 45. — 





(Nr. 7134.) Staatövertrag zwifhen Preußen und Hamburg in Betreff der Herftellung der 
Benlo - Hamburger Eifenbahn nebft fefter Ueberbrüdung der Elbe zwiſchen 
Harburg und Hamburg. Boni 18. März 1868. 


Seine Majeftät der König von Preußen und der Senat der freien und Hanfe- 
ſadt Hamburg, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen zwiſchen 
en beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum Zwecke einer hierüber 
zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober - Negierungsratd Carl Wilhelm 
Everbard v. Wolf, 
Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsratd Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan; | 


der Senat der freien und Hanfeftadt Hamburg: 
den Syndifus Dr. Karl Herrmann Merd, 


den Hanfeatifchen Minifter - Refidenten am Königlich) Preußifchen Hofe 
Dr. Danıel Chriftian Friedrich Krüger, 


welche, nach Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Voll: 
Baden unter dem Vorbehalte der Katififation, folgenden Vertrag abgefchlofjen 
aben: 


Artifel 1. 


Die Königlich Preußiſche Regierung und der Senat der freien und Hanfe- 
ftadt Sanburg verpflichten fich wechfelfeitig, im Anfchluffe an die in Preußen 
unterm 28. Mat 1866. bereits konzeſſionirte Eifenbahnverbindung von Venlo 
über Wefel und Münfter nady Osnabrück eine Eifenbahn von Odnabrüd nach 
Bremen und Hamburg nebft einer feften Ueberbrüfung der Elbe zwifchen Har— 

Jahrgang 1868. (Nr. 7134.) 85 burg 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Juli 1868, 
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burg und burg und ei die Hamburg Witomaer 
Berbintnmgdhahn Kenulaffen und —— hhluſſe an Die 


Artikel 2. 


Die Eöln- Mindener Eifenbahngefellihaft Hat darum nachgefucht, ihr Die 
Ausdehnung ihred Unternehmend auf den Bau und Betrieb diejer Eiſenbaha 
nebft der feſten Ueberbrüdung der Elbe zu geftatten. 

Beide Eontrahirende Regierungen werden diefan Gefuche Folge geben, 
vorausgefeht,. daß die von ihnen für nöthig erkannten und der Gefellfchaft fpäte 
ftend unmittelbar nad) Auswechfelung der Ratifilationen dieſes Vertrages zu 
..  eröffnenden Ronzeffionsbedingungen Seitens der Geſellſchaft innerhalb einer Friũ 

- von längftend drei Monaten angenommen werden. 


Artikel 3. 


. In der ertgeilenben Ronzeffion wird der Senat der freien und Hanfefladt 
Hamburg der Föhn. Mindener iſenbahngeſellſchaft, ohne vorgängiges Eimnwer⸗ 
nehmen mit der Königlich preuifchen Aegierumg, feine erſchwerende Bedi 
auferlegen, welche nicht bei den Eiſenbahnanlagen in Preußen allgemein zur 
Anwendung fommen, oder im gegenwärtigen Vertrage ausdrücklich vorgefehen ſind 

-Der Senat der freim und Semjeftabt Hamburg wird der Gefellfchift 
vielmehr die Durchführung des großen fofifpieligen Intenepmene thunlichfi er: 
leichtern, und zu dieſem Zwecke insbeſondere derjelben alle diejenigen Beihülfen 

und ützungen zu Theil werden laſſen, welche der Gefellfchaft in dem mit 
ihr abgefchlofjenen Vertrage vom 7.9. Dezember 1867. bereits zugefichert find. 


Artikel 4. 


Kerner wirb bei Ertheilung der Konzeffion der Senat der freien und 
anfeftadt Hamburg der Cöln⸗Mindener Eifenbahngefellihaft nah Maaßgabe 
. ihre Königlid) reußifgerfeits beftätigten Sefellfchaftöftatuts auh in dem 
Hamburgiſchen Gebiete die Rechte einer Korporation zugeftehen. Hierbei fol 
aber die Gefelffhaft nach wie vor ihr Domizil und den Sik ihrer Verwaltung 
im Königreich Preußen behalten, und ungeachtet der Ausdehnung ihres Unter: 
nehmens guf das Hamburgiſche Gebiet in Bezug auf alle Maafnahmen und 
Feſtſetzungen, welche die Verhältnifje der Gefellichaft als folcher, und die Beauf- 
fihligung und Berwaltung ihrer Unternehmungen im Allgemeinen betreffen, 
lediglih von der Königlich Preußischen Nenierung tefjortiren. Insbeſondere 
joe auch die Veltätigungen von fünftigen Umgeftaltungen und Abänderung 
er Sefellichaftsftatuten, die Genehmigung von ferneren Erweiterungen des Unter 
nehmen, fowie die Aufnahme von Dar onen und die Emiffion neuer Stamm- 
Altien und Prioritäts-Obligationen der Königlich Preugifchen Regierung allein 

anbeimgeftellt bleiken. 
Wegen aller Entichädigungsanfprüche, die aus Anlaß der Eifenbahnanlage 
"im Hamburgifchen Gebiete oder des Betriebes derfelben gegen bie Con · Rin ge 
ans 
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Gifenbahngefellfchaft erhoben werden möchten, bat die Gefellfchaft fi) der Ham— 
burgifchen Gerichtöbarfeit zu unterwerfen. 


Artikel 5. 


Der Cöln-Mindener Eifenbahngefellihaft wird bei ihrer Konzeffionirung 
zu den Bahnanlagen nebft der Elbüberbrüdung ſowohl im Königlich Preußifchen, 
ald auch im Hamburgifchen Gebiete dad Recht der Exrpropriation verliehen werden. 


Artifel 6. 


Die Bahnanlage im Hamburgifchen Gebiete, einfchlieglich der Ueberbrüdung 
der Elbe und des Bahnhofes in Hamburg, foll, foweit nicht der Senat der freien 
und Hanfeftadt Hamburg und das Königlich Preußifche Minifterium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit einander noch nachträg- 
lihe Abänderungen und fernere Ergänzungen genehmigen oder anordnen, nad) 
den Bauprojeften erfolgen, welcye bei den legten ftattgehabten Wertragsverhand- 
lungen zwiſchen Hamburg und der vormaligen Königlich Hannoverſchen Regie— 
tung über die Ausführung der Eifenbahnverbindung Hamburg - Harburg als 
maaßgebend angenommen und für die damald in Ausficht genommene Ausfüh- 
tung auf gemeinfchaftliche Koften geeignet erachtet find. Ä 


Artikel 7. 


Die Landeshoheit verbleibt in Anfehung der Bahnftrede im Hamburgifchen 
Gebiete außsfchlieglich der freien und Hanfeftadt Hamburg. 

Dem Senate ift e8 vorbehalten, zur Regelung des Verkehrs zwifchen hm 
und der Gefellfchaft, fomwie zur Handhabung der Ihm zuftändigen Auffichts- und 
Hoheitsrechte, einen befonderen Kommiſſarius zu beftellen. Derfelbe hat die Be 
ehungen des Senates zu der Eifenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, 
ie nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einfchreiten der fompetenten 


Behörden geeignet find. 
Artikel 8. 


Die Eifenbahnbeamten find mährend ihre Aufenthaltes auf Hamburgi- 
ſchem Gebiete den Hamburgifchen Gefegen und Anordnungen unterworfen; jedoch 
jollen die Beamten, welche beim Bau und Betriebe der Bahn im Hamburgifchen 
Gebiete ftationirt werden, dadurdy feine Aenderung ihrer Unterthanenverhältniffe 
erleiden und, wenn fie nicht Hamburgifche Unterthanen find, während ihres dienft- 
lihen Aufenthaltes nur denjenigen Steuern und Perfonallaften unterworfen fein, 
welche nach den Hamburgifchen Gefegen unter gleichen Verhältnifjen für alle eine 
Geſchäfts⸗ oder Erwerböthätigfeit ausübende Fremde zur Anwendung fommen. 


Artikel 9. 


Die Bahnpolizei foll in Gemäßheit des für jedes Staatsgebiet befonders 
zu publizirenden Bahnpolizei⸗Reglements nach übereinftimmenden dfäßen ges 
bandhabt werden, 

(Nr. 7134) 85 Der 
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Der Senat der freien und Hanfeftadt Hamburg wird zu dieſem drenr 
das von der Königlich Preußiſchen Regierung feſtzuſtellende Bahnpolizei-Regle⸗ 
ment, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne Abweichungen unvermeidlich machen, 
Fr für die Bahnftrede im Hamburgifchen Gebiete genehmigen und in Kraft 
eßen. 

Artikel 10. 


Die Genehmigung der Tarife und Tarifänderungen, fowie die Genehmi- 
gung und Abänderung der Fahrpläne, wird der Königlich Preußifchen Regierung 
allein vorbehalten. 

Die Eöln- Mindener Eifenbahngefellfhaft foll aber verpflichtet fein, in 
ihren Tarif» Einheitöfügen pro Zentner und Meile Hamburg niemal3 ungünftiger 
zu Stellen, ald Bremen und Harburg. Sie foll feiner auf ihrer Benlo- Ham- 
burger Bahnlinie im Verkehre mit Hamburg, fowohl im Binnen-, ald auch im 
durchgehenden Verkehre, Feine höhere Tarif» Einheitsjäge in Anwendung bringen 
dürfen, ald auf ihrer Stamnı: Bahnftrede Cöln- Minden jeweilig Geltung haben 
werden; jedoch mit der Maaßgabe, daß, fo lange die Venlo» Hamburger Eifen- 
bahnlinie nod) nicht einen Nteinertrag von fünf Prozent des gefammten Anlage 
fapital8 aufgebracht haben wird, es zuläflig fein foll, bei diefer Tarifberechnung 
die Bahnitrede Harburg Hamburg in dem Harburg tranfitirenden Verfehre bis 
höchſtens zu einer Länge von drei Meilen in Anfag zu bringen, während für 
den Lokalverkehr zwiſchen Hamburg und Harburg in feinem Falle mehr als die 
wirkliche Entfernung berechnet werden darf. 


derner follen auf der Bahn zwiſchen dem Rhein und Hamburg täglich 
in jeder von beiden Richtungen mindeftend zwei durchgehende Perfonenzüge —*— 
finden, auch von dieſen Perſonenzügen mindeſtens einer mit nicht geringerer Fahr: 
efhmwindigfeit befördert werden, als biejenige , welche jeßt oder fünftig für die 
Rurierzüge zwifchen Cöln und Berlin einjchlieglich aller Aufenthalte im Durk- 
fchnitte beider Richtungen für die Preußiſche Meile Anwendung findet. 

Außerdem follen zwifchen Harburg und Hamburg, foweit das Bedürfnif 
des Lokalverkehrs es erfordert, neben den durchgehenden Perſonenzügen nod 
befondere Lofalzüge eingerichtet werden, N daß in der Zeit von 6 Uhr Vor: 
mittags bis 11 Uhr Abends täglich in jeder von beiden Richtungen mindeftend 
eine ſechsmalige Perfonenbeförderung ftattfindet. 


Artikel 11. 


Der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg wird fowohl eine geeignete 
Fahrftraße duch Hamburg geftatten, auf welcher der Güterverkehr der Station 
Hamburg der Venlo- Hamburger Eifenbahn mit Altona, Schleswig - Holitein und 
darüber hinaus in beiden Nichtungen frei vom Tranfito-Deflarattondzwange, 
fowie frei von allen Abgaben und ohne Unfoften für die auf das geringite 
zuläflige Maaß zu befchränfenden Kontrolmaaßregeln ftattfinden fann, als aud) 
dafür Sorge tragen, daß. der Eifenbahntransport der Güter zwifchen der Kiel: 
Altonaer und der Benlo- Hamburger Eifenbahn auf der amburg. Mltonner 

er: 
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Verbindungs⸗Eiſenbahn zu einem in beiden Richtungen gleichen, mäßigen Tarif— 
fate bewirkt werde. 


Artikel 12, 


Für die Städte Hamburg und Altona: follen auf der Venlo» Hamburger 
Eifenbahn ein und diefelben Tariffäge in Anwendung fommen. Auch foll die 
Coln⸗Mindener Eifenbabngefellfihaft verpflichtet fein, in allen ihren Betrieb3- 
angelegenbeiten beide Städte thunlichft gleich zu ftellen, und zu dieſem Zwecke, 
inäbefondere auf der Station Hamburg, fowohl für Hamburg als audy für 
Altona, gegen einen für beide Städte gleichen, nach den ducchfchnittlichen Selbit- 
foften zu bemefjenden Zufchlag zu den betreffenden Tariffüten, die anfommenden 
Eil- und Normal: Frachtgüter an die Speicher und Wohnungen der Empfänger 
zu bringen, und die abgehenden Eil- und Normal-Frachtgüter von den Speichern 
und Wohnungen der Abfender abzuholen. 


Artikel 13. 


Die Regulirung der Zollverhältniffe auf der Bahn bleibt der befonderen 
Vereinbarung vorbehalten, deren Feſtſetzungen für die Cöln- Mindener Eifenbahn- 
gefellfchaft bindend fein ſollen, insbeſondere auch rüdfichtlich der auf ihre Koften 
5 macenben zollamtlichen Einrichtungen und Anlagen auf dem Bahnbofe zu 

amburg. 


Artikel 14. 


In Betreff der Telegrapbenverwaltung foll die Cöln-Mindener Eifenbahn- 
gefellfchaft im Falle der Konzeflionserlangung verpflichtet fein, ſowohl unentgeltlid) 
u geftatten, daß längs der Bahn Staatötelegraphen unter den von dem Prä— 
ſidium des Norddeutjchen Bundes feitzufegenden Bedingungen angelegt werden, 
als auch nad) Muafgabe der Anordnungen des Bundespräfidiums auf den Bahn: 
telegraphen Staate- und Privatdepefchen zu befördern. 


Artikel 15. 


Die Königlih Preußiſche Regierung wird von dem Unternehmen der 
Cöln-Mindener Eifenbahngefellfhaft einfchlieglich der im Hamburgiſchen Gebiete 
belegenen Bahnftrede nach Maaßgabe ihrer Geſetze vom 30. Mai 1853. umd 
21. Mai 1859., ſowie der dazu ergebenden abänternden und ergänzenden Beftim- 
mungen eine Eifenbahnabgabe erheben. Don deinjenigen Theile diefer Abgabe, 
welcher durch die Betriebdergebniffe der Bahn von Venlo über Osnabrück nad 
Bremen und Hamburg, fowie der ſich daran anfchließenden Zweigbahn von Haltern 
nad) Eſſen beziehungsweife Geljenficchen aufkommt, wird die Königlich Breußifche 
Regierung diejenige Quote, welche bei Repartition nach Verhaͤltniß der Länge 
diefer Bahnen fich für die im Hamburgifchen Gebiete gelegene Bahnftrede von 
Beginn ded auf die Betrieböeröffnung der ganzen Bahnlinie Venlo: Hamburg 
folgenden Kalenderjahres ab ergeben wird, alljührlih an den Senat der freien 
und Hanjeftadt Hamburg überweifen, und an die von hm zu bezeichnenden 
Einnahmeftellen abführen lafjen. 


(ir. 7134) Der 
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Der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg wird dagegen die Cöln— 
Mindener Sifenbahngefeliaft von allen anderen Abgaben freilaffen, namentlich 
von derfelben fein Konzeffiondgeld fordern, auch wegen ihre8 Bahneigenthums 
und Bahnbetriebes auf Hamburgifchem Gebiete weder Grundfteuer, noch Gewerbe 
oder Einfommenfteuer in Anfpruch nehmen. 


Artikel 16. 


Für den Full, daß die Cöln- Mindener Eifenbahngefellfchaft dereinft im 
allgemeinen Verkehrsintereſſe, fei ed auf Erfordern oder blo8 mit Genehmigung 
der Königlih Preußiſchen Negierung, der Staats- oder Privatverwaltung ber 
Bahnlinie Lüneburg- Harburg oder auch einer anderen etwa noch zur Ausführung 
fommenden Eifenbahnverbindung mit Harburg Behufd des felbititändigen Ver— 
fehr8 mit Hamburg, eine Mitbenugung ihrer Bahnanlagen auf Hamburgifchen 
Gebiete, insbefondere der Brüde über die Elbe, einräumen muß oder will, wird 
der Senat der freien und Hanfeftadt Hamburg zu der für die Erreichung dieſes 
Zweckes erforderlichen VBerftändigung mit der Königlich Preußijchen Regierung 
bereitwillig die Hand bieten. 


Artikel 17. 


Sollte die Königlich Preußifche Regierung dereinft, fei e8 auf Grund des 
$. 42. Ihres Gefeged über die Eifenbahn-Unterneh mungen vom 3. November 1838,, 
oder im Wege ded Vertrages oder aus fonftigem Rechtötitel die den Gegenftand 
gegenwärtigen Vertrages ausmachende Eifenbahn erwerben, fo wird der Senat 
der freien und Sanfeftadt Hamburg hierzu die Zuſtimmung nicht verfagen, foll 
aber zugleich berechtigt fein, alddann zu jeder Zeit von der Königlich gsreubifchen 
Negierung die Uebertragung des Eigenthums der im Hamburgiſchen Gebiete lie 
genden Bahnftrede gegen Erftattung eined_ nad, Verhältnig des Anlagefapitald 
zu berechnenden Theile ded aufgewendeten Erwerböpreifed zu verlangen. Somohl 
für diefen Fall, ald auch mern fonft e8 vorfommen möchte, daß die der Gefell- 
Ichaft ertheilten Konzeffionen in dem einen oder in dem anderen Gebiete, oder in 
- beiden Gebieten erlöfchen, find beide Hohe tontrahirende Regierungen einverftanden, 
daß der einheitliche Betrieb der Bahn nicht aufhört, und werben deshalb fofort 
das Nöthige vereinbaren, um den Betrieb für beide Gebiete im Zufanmenhange 
nach dem Zwecke und den Modalitäten diefes Vertrages ununterbrodyen fortzufeßen. 


Artikel 18. 


Für den Fall, daß innerhalb der nächften zehn Jahre der Senat der freien 
und Hanfeftadt Hamburg fich entſchließen follte, oder hinreichend bemittelte zuver- 
läfiige Privat Unternehmer fich dazu erbieten würden, den Bau einer Eifenbahn 
nad) Cuxhaven zur Ausführung zu bringen, ift die Königlich Preußifche Regierung 
bereit, diefe Bahnanlage zuzulafien, und zwar ausgehend von Harburg im An- 
ſchluſſe an die Venlo» Hamburger Eifenbahn, oder, fe inmittelft eine Eifenbahn 
von garbur nach Stade oder darüber hinaus bereits gefichert fein würde, aus— 
gehend von Stade, beziehungdweife von einem anderen an legterer Bahn gelegenen 
geeigneten Punkte. Di 

e 
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Die Königlich Preußifche Regierung wird alddann mit dem Senate der 
freien und Hanſeſtadt Hamburg wegen Ordnung der beiderfeitigen Beziehungen 
zu einander, beziehungsweife zu den Bahn=Unternehmern in Verhandlung treten 
und nad) hierüber erfolgter Vereinbarung unter den in Preußen üblichen Bedin- 
gungen die Konzeffion zu der Anlage ertheilen. 


Artikel 19. 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll beiderſeits zur Ratififation vorgelegt und 
die Auswechjelung der Ratififations-Urkunden binnen vier Wochen in Berlin 
bewirkt werden. | 


So gefchehen Berlin, den 18. März 1868. 


(L. S) v. Wolf. (L. S) Merd. 
(L. S.) Sordan. (L. S.) Krüger. 


Der vorftehende Vertrag ift ratifizirt worden, und die Auswechlelung der 
Ratifitationd- Urkunden bat ftattgefunden. 





(Nr. 7135.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. Mai 1868., betreffend die Verleihung der 
fisfaliihen Vorrechte an die Kreife Greifenhagen und Soldin für den 
Bau und die Unterhaltung der Kreiß-Chauflen: 1) von Liebenow an 
der Greifenhagen⸗Bahner Kreisftraße nah Fiddichow im Kreiſe Greifen- 
bagen, Regierungsbezirk Stettin, 2) von Rufen an der Soldin-Scön- 
fließer Kreisſtraße bis zur SKreißgrenze in der Richtung auf Bahn im 
Kreife Soldin, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 


N stem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauffeen: 
1) im Kreije Greifendagen, Regierungsbezirk Stettin, von Liebenow an der 
Sreifenhagen-Bahner Kreisftraße nach Fiddichow, 2) im Kreife Soldin, Regie- 
rungsbezirk Sranffurt a. d. O., von Rufen an der Soldin-Schönfließer Kreis- 
(trat bid zur Sreisgrenze in der Richtung auf Bahn, genehmigt habe, verleibe 
Ich hierdurch den Kreife Greifenhagen in Bezug auf die Straße zu 1. und die 
von ihm zum Bau und zur Unterhaltung übernommene Strede der Straße 
zu 2. innerhalb des Soldiner Kreifed von der Kreidgrenze bis zur Rufener Feld— 
marksgrenze, deögleichen dem Soldiner Kreife in Bezug auf die von diefem Kreife 
auszuführende Strede der Straße zu 2. das Erpropriationdrecht für die zu die: 

(Nr. 7134—7136,) jen 
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ſen ehnſeen erf Grundffücke, img'eichen das Recht zur Entnahme der 
Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staais 


Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will 
Ich dem Greifenhagener Kreiſe refv. dem Soldiner Kreiſe gegen Uebernahme 
ter künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der bezüglichen Ettaßenfireden das 
NRecht zur —— des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden erruffeegelb. Sarifs ‚, einfchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beflimmungen über die Befteiungen, fowie der fonftigen 
die Erhebung betreffenden zufäglihen Vorſchriften, wie diefe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Aud 
füllen die dein Ehauffeegeld - Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftim- 
mungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur An 
wendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 15. Mai 1868, 
Milbelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. IKenplik. 


Un den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arveiten. 
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(Nr. 7130.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis - Obligationen 
des Greifenhagener Kreifes im Betrage von 115,500 Thalern, Il. Emiffion. 
Vom 15, Mai 1868, 


Mir MWilbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Greifenhagener Kreifes, im Re 
gierungäebezirk Stettin, auf den Kreistagen vom 31. Juli 1867. und 12. Februar 
—88* beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe unternommenen 
Chauſſeebauten, außer der durch das Privilegium vom 26. Oktober 1857. (Ge 
ſetz Samml. S. 885.) genebmigten Anleibe von 126,000 Thalern, noch erfor- 
derlicben Geldmittel im Wege emer weiteren Anleihe zu beichaffen und zugleich 
durch Ausdgabe von Kreit- Obligationen die in Folge des Oder: Uebergangsbaue 
ür den Kreis kontrabirten Vrivatjchulden von 30,000 Thalern zu tilgen, wollen 
Wir anf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu diefem ned auf jeden In⸗ 
dader lautende, mit Sinsfupons veriehene, Zeiten? der Gläubiger unfündbure 
Obligationen zu dem angenenmenen Betrage ven 115,500 Thalern ausitelln zu 


dürfen, da ſich diergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner 
etwas 
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etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes von 

17. Juni 1833. zur Austellung von Obligationen zum Betrage von 115,500 

Thalen, in Buchftaben: Einkundert und fünfzehn Taufend fünfhundert Tha—⸗ 

lern, welche in folgenden Apoints: | 
20,000 Thaler a 100 Thaler, 


30,000 a 50 
4000 +» & 100 - 
1500 - & 50 — 
1050: a 3 -» 


= 115,500 Thaler, 
. ‚nach dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 
/ Fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftimmenden 
f Folgeordnung jährlidy vom Jahre 1869. ab mit wenigftens jährlich zwei Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten Schuldraten, zu amor- 
tiſiren find, durch gegenwärtige8 Privilegium Unfere landeöherrlihe Genehmigung 
mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obligationen 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthumd nach: 
weifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorstehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlih der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitend des Staats nicht übernommen wird, ift durch die Gefeß- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beigedrudtem 
Königlichen Sinfiegell. 

Gegeben Berlin, den 15. Mai 1868. 


(L.S) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Dbligation 
| des 
Greifenhagener Kreiſes 
I. Emiſſio 
Littr. ..... MM... 
über 
...... .... Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund der unterm ............... genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
31. Juli v. I. und 12. Februar d. J. wegen Aufnahme einer Saul, um 
l' 


Jahrgang 1868. (Nr. 7136.) 
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115,500 Thalern befenmt fich die Freisftändifche Chauffeebau - Rommilfion des 
GSreifenhagener Kreiſes Namens des Kreifed durch diefe, für jeden Inhaber 
ültige, Seitens des Gläubiger unfündbare Verfchreibung zu einer Darlehne- 
Shult von ..... Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreid baar gezahlt 
worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen ift. 

Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 115,500 Thalern gefhieht vom 
jahre 1869. ab allmälig aud einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigftend zwei Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinfen von den getilg- 
ten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durch 
das Loos beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom jahre 1869. ab in dem 
Monate Dezernber jeden Jahres. Der Kreid behält fich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungdfonds durch größere Ausloofungen zu verftärken, fowie fämmtliche nod) 
umlaufende Schuldverjchreibungen zu kündigen. Die ausgelooften, fowie die ge- 
fündigten Schuldverfchreibungen werden unter Be hung ihrer Buchftaben, 
Nummern und Beträge, fowie de Terniind, an welchem die Rüdzahlung erfolgen 
fol, öffentlich bekannt gemacht. Diefe Sefanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungdtermine in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Stettin, dem SKreiöblatte des Greifenhagener Kreiſes und einer in 
Stettin erfcheinenden Zeitung. | 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt da8 Kapital zu entrichten ift, wird 
es in balbjährlihen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit 
jenem verzinfet. | 

Die Auszahlung der Sinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück— 
gabe der ausgege enen Zinskupons, beziehungsmeife diefer Schuldverfchreibung, 

ei der Kreiß-Chauffeebaufafle in Greifenhagen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligleitdtermind folgenden Seit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitötermine zurüd: 
zuliefern. Für Die fehlenden Sindfupond wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 

ezogen. 

gezeg Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf ded Kalenderjahres der Fälligfeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verfreibun en erfolgt nach Vorfchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Thl. 1. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dein Königlichen SKreiögerichte zu Greifenhagen. 

Zindfupond fünnen weder. aufgeboten, noch amortifirt werden. Dod) foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei der Kreiöverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Belig 
der Zindfupond durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub: 
hafter Weife darthut, nach blauf der Pe sfrift der Betrag der an- 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgefommenen inshupong gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit 
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Mit diefer Schuldverfehreibung find .. . .. halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... auögege en; für die weitere Seit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinsfupond - Serie erfolgt bei der Kreis. 
Chauffeebaufaffe zu Greifenhagen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedrudten Talond. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern 
deren Zorzeigemg rechtzeitig gefchehen ift. 

Sicherbeit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 
heit Deffen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt 


Greifenhagen, den „tn ............... 18.. 
Die kreisſtaͤndiſche Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreiſes Greifenhagen. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Zinskupon 

zu der 
Kreis-Obligation des Greifenhagener Kreiſes 
II. Emiſſion 
Littr..... M' ..... 
über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 


Der Inhaber vieles Zinslkupons empfängt gegen deſſen Rüdgade in der Zeit 
vom ..ten ......... bis .......... reſp. vom . .ten ......... bis .......... 
und fpäterhin die Sinien Der vorbenannten Kreis. Oki fir Bas Shake 
VOM ........... bis ........... mit (in Buchſtaben) ........... balern 
.......... Silbergroſchen bei der — — — — — in Greifenhagen. 


Greifenhagen, den ..tm .......... 18.. 
Die Freisftändiihe Chauffeebau - Kommilfion des Kreifed Greifenbagen. 


Diefer Zinskupon iſt ungültig , wenn deflen 
Seldbetrag nicht innerhalb vier Fahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


(Nr. 7136.) Pro⸗ 
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Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


TZalon 


zur 


Kris Obligation des Greifenhagener Kreifes 
U. Emiffion 


Der Inhaber dieſes Talond empfängt gegen deſſen Rüdgabe zu ber Obl | 
gation des .......... Kreiſes 
Littr. ..... MM ..... über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kıeid 
Chauffeebaufaffe zu Gteifenhagen. 
Greifenhagen, den . tm .......... 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Chauffeebau-Kommilfion des Kreiſes Greifenhagen. 








Beridtigung. 


n der im 62. . Stüc der Oleg Sammlung für 1867. abgedrudten Straf: 
prozeß Ze a 25. z Juni 1867. iſt Seite 1039. in der letzten Zeile ſtatt: 





Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober - Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 
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Sejeg : Sammlung 
für die 


Königliben Preußiſchen Staaten 


— Nr. 46. — 





‚ (Nr. 7137.) Bekanntmachung der Minifterial- Erklärung vom 6. Juni 1868., betreffend die 
nıit Braunſchweig getroffene Uebereinkunft wegen Negelung der gegenfri- 
tigen Gerichtsbarkeits - Berhältniffe. Vvm 25. Juni 1868. 


wifchen der Königlich Preußischen und der Herzoglich Braunſchweigiſchen Re- 
ierung find zur Regelung der gegenfeitigen Gerichtöbarkeits - Verhältnifje die nach. 
folgenden Verabredungen getroffen worden: 


Artikel l. 


Die zwifchen beiden Staaten unterm 4./9. Dezember 1841. zur Beförderung 
der Rechtspflege abgefchloffene Uebereinfunft wird, umter den nachftehenden näheren 
Beſtimmungen, bis zum 1. Sjanuar 1880. verlängert und foll, wenn fie nicht 
ein Jahr vor diefem Zeitpunfte von der einen oder anderen Seite aufgefündigt 
worden ift, als ftillfehweigend auf noch auölt fahre verlängert angejehen werden. 

Dafielbe gilt von dem durch die Königlich Preußifche Minifterial»Belannt- 
madhung von 23. Juni 1858. und durch die Herzoglich Braunfchmweigifche Ver— 
ordnung vom 15. “juni 1858. publizitten, den Gerichtöftand der Berficherungs- 
Geſellſchaften betreffenden Zuſatz⸗Artikel zu Artikel 17. der Uebereintunft. 


Artikel 2. 


Die im Artikel 1. gedachte Uebereinktunft fol mit Ausſchluß des die Gerichts- 
barfeit in bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten und in nicht ftreitigen Rechtsſachen 
betreffenden Theile, welcher Königlid) Wreußifcher Seit3 auf den biöherigen Geltungs⸗ 
bereich (Artikel 49.) befchränft bleibt, in Bezug auf den ganzen gegenwärtigen 
Umfang der Königlich Preußifchen Monarchie, und zwar nunmehr auch mit En. 
Ihluß des Bezirk! des Appellationdgerichtähofes zu Cöln, zur Anwendung fommen. 

Die zwifchen Braunfchiweig und Hannover und zwifchen Braunſchweig und 
Kurheſſen wegen wechfeljeitiger Auslieferung der Verbrecher u. ſ. w. abgefchloffen 


gewefenen Verträge bezüglich vom 12,/22. April 1798. und vom — 1823. 
werden als erloſchen angeſehen. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7137.) 87 Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 16, Juli 1868, 
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Artikel 3. 


In den Fällen des Artikel 37. Abfat 1. der Uebereinfunft vom 4.9. De 
zember 1841. und unter den dort bezeichneten Vorausſetzungen hat der ordentliche 
Richter des Angefchuldigten auch der auf Vorladung ded lekteren zur Haupt- 
verhandlung gerichteten Nequifition der (dem anderen Staate angehörigen) Unter- 
jnhungöbehörhe Folge zu geben. Eine Verbindlichkeit zur Siftirung oder Aus: 
ieferung de3 Angeklagten, wenn er der Vorladung nicht Folge leiftet, wird hier— 
durch nicht begründet; jedoch kann die requirirende Behörde nach befchaffter 
befahren gegen den ungehorfam ausbleibenden Angeklagten in contumaciam 
verfahren. 


Artikel 4. | 
Die zwifchen beiden Staaten zur Verhütung der Korft- und Jagdfrevel 


in den Grenzwaldungen abgefchloffenen Verträge vom u 1827., 2 An 


1839. und ee 1848, follen fortan auch wegen der in Grenzwaldungen 


de3 vormaligen Königreich® Hannover von Braunfchmeigifchen Untertbanen ver: 
übten Frevel, ſowie wegen der von Preußifchen Unterthanen in Braunfchweigifchen 
Grenzwaldungen begangenen Frevel, auch dann, wenn der Frevler einem der feit 
jenen Verträgen zu der Königlich Preußifchen Monarchie hinzugekommenen Gebicts: 
theile angehört, zur Anwendung fommen. 


, » . ‚ . 2. Auaguft 
Die Uebereinkunft zwiſchen Braunfchweig und Hannover vom September 


1828., die Entdedung und Beltrafung der an den Grenzen vorfallenden Holz, 
Wild: und Fifchentwendungen betreffend, wird als erlofchen angefehen. 


Es wird jedoch die im Artikel 4. der vorgedachten Uebereinkunft vom FI 


7. Februar 


1827. über die Beweiskraft der offiziellen Angaben und Abſchätzungen des kompe— 
tenten Forſt- und Polizeibeamten getroffene mmung dahin abgeändert, daß 
diefen Angaben und Abſchätzungen von der zur Aburtheilung zuftändigen Behörde 
derfelbe Glaube beigemeffen werden foll, welchen die Gejeße den Ausſagen und 
Abfchägungen der inländifchen Beamten beilegen. 

Zu Urkund deffen ift die gegenmärtige Minifterial- Erklärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entjprechende Erklärung des Herzoglic Braunfchweigifchen 
Staatöminifteriumd auögewechfelt zu werden. 


Berlin, den 6. Juni 1868. 








Der Königlid Preußiſche Minifter der auswärtigen Angelegenbeiten. 


Im Auftrage: 
v. Thile. 


Vor: 
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Vorſehende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung 
des Herzoglich Braunſchweigiſchen Staatömmifteriumg vom 13. “juni 1868. 
auögemwechfelt worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 25. Juni 1868. 


Der Minifter der ausmärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 





(Nr. 7138.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Juni 1868., betreffend Die Verleihung der fisfalifchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreiß- Chauffee von 
Lautenburg, im Kreife Strasburg, Regierungsbezirt Marienwerder, bi8 
zur Löbauer Kreißgrenze in der Richtung auf Löbau, 


Naghdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſee 
im Kreiſe Strasburg, Regierungsbezirk Marienwerder, von Laufenburg bis zur 
Löbauer Kreisgrenze in der Richtung auf Löbau genehmigt babe, verleihe is 
hierdurch dem Kreife Stradburg das Expropriationsrecht für die zu diefer Chauffee 
erforderlichen Grundftüde, imgleichen da8 Necht zur Entnahme der Chauffeebau- 
und Unterhaltungs - Materialien, nad) Maafgabe der für die Staats -Chauffeen 
beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Ich dem 
gedachten Kreife gegen Uebernahme der fünftigen chaufjeeniäßigen Unterhaltung - 
der Straße da8 Recht zur Erhebung des Chauffeegelded nad den Beftimmungen 
des für die Staat. Chauffeen jedesmal geltenden Chauffeegeld-Tarifs, einfchlie —* 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 
jonftigen die Erhebung betreffenden zufäßlichen Vorfchriften, wie diefe Beftim- 
mungen auf den Staatd » Chaufjeen von “Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch follen die dem Ehauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. an- 
gehängten Bellimmungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen. auf die..gedachte 
traße zur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg-Sannnlung zur öffentlichen 

Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babeldberg, den 6. juni 1868. 
MWilbelm. . 


Sch. v. d. Heydt. Gr. p.Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7137 7130) 87° (Nr. 7139.) 
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(Nr. 7139.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis - Obligationen 
des Straßburger Kreifed im Betrage von 15,000 Thalern IV. Emiffion. 
Vom 6. Juni 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des ofradburger Kreifes auf dem Kreistage 
vom 27. April 1867. befchloffen worden, die zum Bau der Chauffee von Lauten- 
burg bis zur Löbauer Kreißgrenze in der ichtung auf Löbau und zur Bollen- 
dung der im Bau befindlichen Chauſſee von Gollub nady Schönfee neben den 
durch die Privilegien vom 23. Juni 1854. (Gefeß : Samml. ©. 404.), vom 
25. Juni 1856. Befeh-Samml. ©. 631.) und vom 15. April 1861. (Gefeh- 
Sarmml. ©. 246.) genehmigten Beträgen von refp. 31,000 Thalern, 120,000 
Thalern und 20,000 Thalern noch erforderlichen Geldmittel in Wege einer fer 
neren Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreis: 
ftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, 
Seitend der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Be- 
trage von 15,000 Thalern außftellen zu dürfen, da fich biergegen weder im In— 
tereffe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in 
Gemäßheit des $. 2. des Gefeged vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 15,000 Thalern, in Buchftaben: funfzehn Taufend 
TIhalern, welche in folgenden Apoints: 
12,000 Thaler à 500 Thaler, 
3,00 » 310 « 
nach dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 
⸗ ünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach ber durch das Loos zu beftimmenden 
olgeordnung jährlih vom “jahre 1873. ab mit wenigftend jährlich 1, Prozent 
des Kapitals, unter Zuwach der Zinfen von den amortiſirten Schuldverfchreibungen, 
zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unfere landeöherrliche Genehmi- 
gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obli- 
gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung ded Eigen: 
hums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertbeilen und wodurch für die Byfried gung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Gefeh- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlidy unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelöberg, den 6. Juni 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Obligation 


des 
Strasburger Kreiſes 
Littr...... KM, 
IV. Emifjion 
über 
.......... Thaler Preußiſch Ruraut. 
Auf Grund des unterm .. ......... er genehmigten Kreista ebeihhufled 
vom 27. April 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 15,000 Thalern be- 


fennt fich die ftändifche Kommiſſion für den „haufleebau des Strasburger Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu— 
bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Thalern 
Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar bezahlt worden und mit fünf Pro- 
zent jährlich zu verzinfen ift. 

Die Rüdzablung der ganzen Schuld von 15,000 Thalern gefchieht vom 
Sabre 1873. ab aus einem zu diefen Behufe gebildeten Tilgungsfonde von 
wenigftend 14 Prozent jährlih, unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten 
Schuldverfchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schulbverfepreibungen wird dur 
da8 Loos beftimmt. ie Ausloofung erfolgt vom Jahre 1873. ab in dem 
Monate .......... jeden Se Der Kreid behält fich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Ausloofungen zu verftärfen, ſowie fänmtliche 
noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. . Die audgelooften, gomie 
die gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch: 
ftaben, Nummern und Beträge, fowie des Termind, an weldyem die Rüdzahlumg 
erfolgen foll, öffentlich bekannt gemacht. Diefe Bekanntmachung jo! im 
Monat Dezember jeden Jahres in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung 
zu Marienwerder, * in dem Kreisblatte des Kreiſes und in einer zu Berlin 
erſcheinenden Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am ..ten .......... und am ..tm nennen. , 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährli in gleicher Münzforte mit 
jenem verzinfet. 

(Nr. 7139.) Die 





w 


Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsmeife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreiß- Kommunalfaffe in Strasburg, und zwar auch in der nad) dem 
Eintritt des Fälligfeitötermind folgenden Zeit. | 

Mit der zur Empfangnahme ded Kapitals präfentirten Schuldverfchreibung 
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ind auch die dazu gehörigen Sindfupons der fpäteren Fälligfeitötermine zurüdzu- 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital abgezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nad) 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf ded Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zin- 
jen, verjähren zu Gunften des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Borfchrift der Allgemeinen Gerichtöordnung Theil I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Straßburg. 

Zinskupons fönnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch fol 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei der Kreiverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Beſiz 
der Zindfupond durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub» 
hafter Weife dartbut, nach Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der ange: 
meldeten und bi8 dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung auß- 
gezahlt werden. | 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinsfupons bis 
zum Schluffe des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins» 
fupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zindfupond Serie erfolgt bei der Kreis-Rom- 
- munalfaffe zu masburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 

beigedruckten Talons. eim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. | 

Zur Sicherheit der hierdurch) eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem DBermögen. 

Deffen zu Urkund haben wir diefe Auöfertigung unter unferer Unter 
fchrift ertheilt. 

Strasburg, den . U .......... 18.. 


Die ftändifche Kommiſſion für den Chauffeebau im Strasburger Kreife. 


Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbesirf Mariemwerder. 
Zinskupon 


zu der 
Kreis-Obligation des Strasburger Kreiſes 
(IV. Emiſſion) 


Littr. ..... Min... 
über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Singfupond empfängt gegen beiten Nüdgabe in der 
Zeit vom . tm ....... ... bis ........... reſp. .ten .... ... ... bis 
.......... und ſpäterhin die Zinfen der borbenannten. Kreis. „Obligntion für da3 


Halbjahr vom ......... bis ......... mit (in Buchſtaben) .......... Thalern 
.... .. ... Silbergroſchen bei der Kreis— Fonmunallaſe zu Strasburg. 
Strasburg, den . tm .......... 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Ebauffebau im Strasburger Rreife. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deffen 
Geldbetrag, nicht innerhalb vier Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirf Marienwerder. 


TZalon 


zur 
Kreis: Obligation des Strasburger Kreifes 
IV. Emifjion. | 


Der Inhaber dieſes Talond empfängt gegen defjen Rüdgabe, infofern nicht 
rechtzeitig Widerfpruch. erhoben ift, zu der Obligation des Straßburger Kreifed 


Littr....... M ..... über .......... Thaler a fünf Prozent Zinfen 


die . .te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis— 
Kommunalkaffe zu Straöburg. 


Straßburg, den „tm .......... 18.. 
Die ftändifche Kommilfion für den Chauffeebau im Strasburger Kreife. 


(Fr, 10-70) | (Nr. 7140, 
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(Nr. 7140.) Allerhoöchſter Erlaß vom 17. Juni 1868., betreffend die Genehmigung zur Her. 
ſtellung eines Deiches zwiſchen Ammelgoßwitz und der Belgernſchen Höhe. 


A den Bericht vom 8. Juni cr. genehmige Ich, nach Anhörung der Bethei- 
ligten, in Gemäßheit des Gelee? über das Deichweien vom 28. Januar 1848. 
(Sefeg-Samml. von 1848. ©. 54.) und des $. 69. des Statuts des Plotha-Ammel- 
oßwißer Deichverbandes vom 30. April 1851. (Gefeg-Samml. von 1851. ©. 313.), 
Me; zur vollitändigen Sicherung der Niederung dieſes Deichverbandes gegen die 
Ueberfchwernmungen der Elbe die am unteren Ende des Polders biöher gebliebene 
Deichlüde zwifchen Ammelgoßwitz und der Belgernfchen Höhe nach dem Projekte 
des Waſſerbau⸗Inſpektors Cuno in Torgau vom 16. Dftober 1867. durch einen 
waflerfreien Deich mit den Dimenfionen der fonftigen Deiche dieſes Verbandes 
efchloffen werde, wobei das Waſſer ded Lieberfeeer Baches während des Schluffes 
er im obigen Deiche anzulegenden Auslaßfchleufe außerhalb des Polders zu leiten 
1. Sur ® Dale der Koften diefer Anlagen und ihrer Unterhaltung ift das 
atafter de Deicyverbandes dahin zu ändern, daß die im $. 5. Nr. 5. des Did 
ſtatuts wegen des Rückſtaues orgelchuiebene Ermäßigung vom 1. Januar 1868. 
ab fortfällt, und _überdied die DBeliker von Grundftüden der Ammelgoßwitzer, 
Lieberfeeer und Dröfchkauer Flur einen befonderen Beitrag von Einhundert 
Thalern jährlich nad) Verhältniß ihrer fonftigen Kataftereindeiten zur Far 
fo lange aufbringen, bis die zur Herjtellung der baulichen Anlagen des Deich— 
verbandes Eontrahirten Schulden wieder abgeftoßen find. Das umzuändernde Ka 
tafter wird in der durch das Statut vorgejchriebenen Weife feftgeftellt. Auch follen 
zur Verminderung ded Bauaufwandes Diejenigen, welche die Sohle des neum 
Deiches hergeben, gehalten fein, folche3 gegen Ueberweifung der Gradnutung auf 
den Deichböfchungen, im Uebrigen aber unentgeltlich zu thun, wie dies bei den 
übrigen Deichen ded Verbandes gefchehen ift. Gegen die nicht zum Deichverbande 
gehörigen Beſitzer der bei der Umleitung des Lieberſeeer Baches betheiligten Mühlen 
und fonftigen Grundftüde wird das Necht zur Expropriation des betreffenden 
Antheild der Waſſerkraft diefer Mühlen und der zur Anlage des Fluthgrabens 
nöthigen Grundftüde dem Deichverbande bierdurch verliehen. 
Diefer Erlaß ift durch die Geſetz - Sammlung befannt zu machen. 
Berlin, den 17. Sjuni 1868, 
Milbelm. 


Für den abwefenden Minifter für die 
landwirtbichaftliden Angelegenheiten. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Leonhardt. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, den Miniſter [ie die Iandwirthfchaftlichen 
Angelegenheiten und den Juſtizminiſter. 


— 





— — 


Redigirt im Büreau bed Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Hofbuchdruderel 
(N. v. Deder). 
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Gele - Sammlung 
für die 
KRönigliden Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7141.) Konzeſſions- und Beſtätigungs-Urkunde für die Eottbus-Großenhainer Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft. Bon 29. Juni 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem fich zur Herftellung einer Eifenbahn von Cottbus über Drebfau, 
Senftenberg, Rubland und Ortrand nady Großenhain eine Aftiengefellfchaft ge- 
bildet hat, wollen Wir zum Baue und Betriebe diefer Bahn Unfere landeöherr- 
liche Genehmigung bierdurd, ertheilen, auch das anliegende, am 27. Mai 1868, 
gerichtlich vollzogene Statut hiermit beftätigen. Zugleich beſtimmen Wir, daß 
die in dem Geſetze über die Eifenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. 
ergangenen Vorfchriften über die Erpropriation und das Recht zur vorübergehen- 
den Benugung fremder Grundftüde auf das in Nede ftehende Unternehmen be- 
züglich des diesfeitigen Staatögebietes Anwendung finden follen. 

Die gegenwärtige Urkunde ift mit dem Statute durch die Geſetz- Samm⸗ 
lung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unferer Höchiteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelöberg, den 29. Juni 1868. 
(1. S.) Milbelm. 


Gt. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7141.) | 88 Stu 
Ausgegeben zu Berlin den 20. Juli 1868, 
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Statut 


der 


Cottbus⸗Großenhainer Eifenbahngefellichaft. 


A. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$.1. 
Name und Zwed ber Gefellihaft. 


Üter der Benennung: ⸗Cottbus ⸗ Großenhainer Eifenbabngefellihnft- wird 
eine Aktiengeſellſchaft gebildet, welche den Bau einer von ber Allerhöchſten 
Beftätigung dieſes Statuts in Yängftene drei Jahren zu vollendenden Lofomotiv- 
PER von Cottbus über Drebfau, Senftenberg, Ruhland und Ortrand nad) 


Großenhain zum Zwede hat. 
$. 2. 
Art der Benugung. 

Die € vefugt, den Betrieb auf biefer Eifenbahn einer anderen 
anfchließender u überlaffen. Die Wahl diefer Gefellfhaft und ber 
mit derfelben de Betriebs -Ueberlafjungsvertrag unterliegt der Ge- 
nel migung d reußiſchen Minifterd für Handel, Gewerbe und öffent: 
lie irbeiten. 

§. 3. 


Bahnlinie und Bauplan. 


Die Bahnlinie Hat auf Koͤniglich Preußiſchem Gebiete der Königlich 

— — Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, auf Königlich 
ächſiſchem Gebiete das Königlich Sächſiſche Minifterium des Innern fe 
fielen; auch unterliegen der Genehmigung derſelben die fpeziellen Bauprojekte 
und Anfchläge. Von dem feftgeftellten Bauplane darf nur unter befonderer Ge- 
nehmigung deu betreffenden Minifterien abgewichen werden. 4 
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S. 4. 


Domizil und Gerichtöftand. 


Das Domizil der Gefellfhaft und der Sit ihrer Verwaltung ift in 
Cottbus. 


$. 5. 


Fonds der Geſellſchaft. 


Das zum Baue der Eiſenbahn und zur aaerzinfung ber Aktien bi8 zu dem 
. 21. beftinmten 3Zeitpunfte nad) den vorläufigen Wnfchlägen erforderliche 
apital von 1,500,000 Thalern wird aufgebracht durch 


5000 Stüd Stammaltien zu je 100 Thalern, 
5000 Stüd Prioritätd-Stammaltien zu je 200 Thalern. 


$. 6. 


Reſervefonds. 


Nah Ablauf des erſten Betriebsjahres wird zunächſt ein Reſervefonds ge⸗ 
bildet, welcher zur Deckung der in außerordentlichen Fällen, z. B. zu nicht im 
genehmigten Bauplane und Anjchlage vorgefehenen Neubauten, nöthig werdenden 

usgaben beſtimmt ift. 


Dieſem Reſervefonds werden überwieſen: 
1) der nach Vollendung der Bahn verbleibende Reſt des Geſellſchaftsfonds; 


2) der Betrag derjenigen Zinfen und Dividenden, die ftatutengemäß (vergl. 
$. 23.) zu Gunften der Gefellichaft verfallen; 


3) die von fäumigen Aktionairen nady $. 16. zu zahlenden Konventional- 
ftrafen, ſowie die ebenfalld nach $. 16. aus einer Vereinbarung mit . 
einem für einen fäumigen Aktionair eintretenden neuen Zeichner etwa 
erwachfenden Vortheile; u 


4) ein Zufhuß aus der Reineinnahme, der vom Vorſtande mit höchſtens 
1200 Thalern für das Jahr fo lange feitgefegt wird, bis der Rejerve- 
fonds die Höhe von 12,000 Thalern erreicht bat. 


Uebernimmt die Gefellihaft den Betrieb auf eigene Rechnung, fo dient 
der Refervefonds auch zur Dedung der Koften für die Vermehrung der Be— 
kriebömitel, welche nad) Ablauf des eriten Betriebsjahres nothwendig befun- 

en wird. | 

An diefem Falle muß aber der Reſervefonds auf die Höbe von 
24,000 Thalern gebracht werden und foll deshalb der Vorftand einen goberen 
jährlichen Zuſchuß, jedoch höchſtens im Betrage von 2400 Thalern für dad Jahr, 
feltzufegen befugt fein. Ä 

(Nr. 5141 88° Ein 
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Ein höherer jährlicher Zuſchuß als 1200 bez. 2400 Thaler kann nur 
unter Zuſtinmung der Generalverſammlung jeitgefe werden. 

Hat der Nefervefonds die Höhe von 12,000 bez. 24,000 Thalern erreicht, 
fo braucht er blo8 auf diefer Höhe erhalten zu werden, und es erfolgen Zufchüffe 
nur dann, wenn eine Verminderung eingetreten ift. 

Sobald und fo lange der Refervefonds in voller Höhe vorhanden ift, 
fließen die nicht erhobenen Zinſen und Dividenden, fowie die Zinfen des Reſerve⸗ 
fonds felbft in die allgemeine Geſellſchaftskaſſe. 


$. 7. 
Erneuerungdfonds. 


Nach Ablauf ded eriten Betriebsjahred wird ebenmäßig ein Exrneuerungs- 
fonds gebildet, welcher beftimmt ift zur Beſtreitung der Koften der Erneuerung 
von Schienen, Schwellen und der kleinen Theile de8 Oberbaues der Eifenbahn 
mit Einfchluß der Weichen. Uebernimmt die Gefellihaft den Betrieb auf eigene 
Rechnung, fo dient der Erneuerungsfonds auch zur Beſtreitung der Koften der 
Erneuerung der Lolomotiven nebft Tendern und der Wagen aller Art. 


Zu diefen Erneuerungen find indbefondere zu rechnen: 


I) bei Lokomotiven und Tendern die Auswechſelung der Feuerkaſten, Keſſel, 
Cylinder, Siederöhren, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, ganzer 
Mafferbehälter und Bremſen, 


2) bei den Wagen die Auswechſelung von ganzen Kaften, Federn, Achfen, 
Rädern, Radreifen, Bremjen und der Umbau des Sinnen ganzer Koupes. 


Dem Erneuerungdfondd werden überwiefen die Einnahmen aus dem Ber- 
faufe alter Materialien des Oberbaues und der Betriebsmittel und ein Zuſchuß 
aus der Reineinnahme, der nach Prozentſätzen von dem Werthe der Schienen 
und Schwellen, beziehentlich von dem Werthe der Lofomotiven, Tender und 
Wagen zu berechnen ift. 

Diefe he normirt der Borftand nady Bedürfniß von fünf zu 
fünf Jahren mit Genehmigung der vorgefegten Staatsbehörde. 

Wenn der Ermeuerungdfond& derartig angewachſen ift, daß der Königlich 
prenBilee Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten eine weitere 

erftärfung deffelben nicht für erforderlich erachtet, fo fallen nicht nur die jähr:- 
lichen Zuſchüſſe fort, fondern ed dürfen auch die Einnahmen aus dem Verkaufe 
alter Materialien des Oberbaued und der Betriebsmittel, fomwie die Zinfen bed 
Erneuerungsfonds felbft zu der allgemeinen Geſellſchaftskaſſe vereinnahnt werden. 


$. 8. 
Verhältniß der Gefellfchaft zum Staate. 
Die Verhältniffe der Gefellfchaft, eventuell der Eifenbahnverwaltung, welcher 


der Betrieb überlaffen wird, zum Staate werden, außer durdy Die beftehenden 
und noch zu erlaffenden Gefete, im Allgemeinen ducch die landesherrliche ge 











— 645 — 


zeſſion, weiche für die $. 1. bezeichnete Eifenbahn ertheilt werden wird, und das 
gegenwärtige Statut beftimmt. Insbeſondere aber bleibt 


1) dem Staate vorbehalten: 

a) die Denchmigung des Bahngeldtarif3 und des Frachttarifs, ſowohl 
für die Güter, als für den Perfonenverfehr, fowie jeder Abänderung 
der Tarife; 

b) die Genehmigung, nöthigenfalld auch die Abänderung des Fahrplanes; 

c) die Deftätigung des oberfiten Adminiftrationsbeamten (Spezialdiref- 
tor8) und des oberften technifchen Beamten (Ober⸗Ingenieurs reſp. 
Betriebödireftord), welcher die formelle Qualififation zum Baus 
infpeftor befiten muß, fowie die Genehmigung der diefen beiden 
Beamten zu ertbeilenden Gejchäftsinftruftionen.. Auch die Qualifi- 
fation des die Bauführung leitenden Sjngenieurd unterliegt der 
Prüfung des Handelöminifters. 


2) Zur Ausführung der Beitimmung über die Benugung der Eifenbahn zu 
militaitifchen Zwecken (Geſetz Samml. für 1843. ©. 373.) ift die Gefell- 
ſchaft verpflichtet, fomohl fi) den Beltimmungen des Reglements vom 
1. Mai 1861., betreffend die Organifation des Trandported größerer 
Tiruppenmaffen auf den Eifenbahnen, desgleichen für die Beförderung 
von Truppen, Militaireffeften und fonftigen Armeebedürfniffen auf den 
Staatsbahnen, endlich der Sinftruftion vom 1. Mai 1861. für den 
Transport der Truppen und des Armeemateriald auf den Eifenbahnen 
und den Fünftigen Abänderungen und Ergänzungen diefer Reglemente 
und Inſtruktionen zu unterwerfen, als auch Militair-Perfonen und Effekten 
jearicher Art zu ermäßigten Preiſen zu transportiren. Als Fahrpreiſe 
follen diejenigen Säte erhoben werden, welche jeweilig auf den Preußifchen 
Staatöbahnen erhoben werden. 


3) Der PBoftverwaltung des Norddeutfchen Bundes gegenüber ift die Gefell: 
ſchaſt verpflichtet: 

a) ihren Betrieb, foweit die Natur deffelben es gejtattet, in die noth- 
wendige Uebereinftimmung mit den Bedürfniffen der Poftverwaltung 
zu bringen; 

b) die Eifenbahngefellichaft ift verbunden, mit jedem fahrplanmäßigen 
Zuge auf Verlangen der Poftverwaltung einen Poftwagen und 
innerhalb defjelben 

aa) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünztes Gold und Silber, 
Juwelen und Wretiofen ohne Unterfchied des Gewichtes, 
ferner folche nicht in die Kategorie der obigen Sendungen 
ehörige Packete, welche einzeln das Gewicht von zwanzig 
Soltyfunden nicht überfchreiten, 

bb) die zur Begleitung der Poftfendungen, jowie zur Verrichtung 
des Dienfted unterwegs erforderlichen Poftbenniten, aud) wenn 

diefelben geſchäftslos zurüdtehren, 
(Nr. 7141.) ce) die 
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ce) die Geräthſchaften und Utenſilien, deren die Beamten unter 
wegs bedürfen, 


unentgeltlich zu befördern. Statt befonderer Poftwagen können auf 
Grund desfallfiger Berftändigung aud) Poſtkoupés in Eifenbahn- 
wagen gegen eine den Selbftfoften für die Beſchaffung und Unter- 
haltung thunlichſt nahe ftehende Miethe benußt, es Tann ferner bei 
ſolchen Zügen, in denen Poſtwagen oder Poftfoupes nicht laufen, 
die unentgeltlihe Mitnahme eined Poſtbeamten mit der Briefpoft, 
dem alddann der erforderlihe Sitzplatz einzuräumen ift, oder die 
unentgeltliche Beförderung von Brief: und Zeitungäpadeten durd) 
das Zugperfonal verlangt werden. 


e) Für ordinaire Packete über zwanzig Pfund, auch wenn diefelben 
innerhalb des Poſtwagens oder Poſtkoupés befördert werden, erhält 
die Eifenbahngefellfchaft die tarifmäßige Eilfracht, welche für dad 
monatliche Gefammtgewicht der zwifchen je zwei Stationen beför- 
derten zahlungspflichtigen Packete berechnet und auf Grund befon- 
derer Vereinbarung avifionixt wird. 


d) Wenn ein Poftwagen oder das an deffen Stelle zu benußende 
Poſtkoupé (ad b.) für den Bedarf der Poſt nicht ausreicht, fo hat 
die Eifenbahngefellfchaft entweder die Beförderung der nicht unter 
zubtingenden Boftfendungen in ihren Wagen zu vermitteln, oder der 
oft ie erforderlichen Transportmittel leihmweife herzugeben. Im 
eriteren Falle wird für ordinaire Padete über zwanzig Pfund eine 
weitere als die ad c. vorgefehene Vergütung nicht geleiftet. Im 
legteren Falle zahlt die Voftverwaltung außer der Frachtvergütung 
für die ordinatren Padete über Wapzig Pfund eine beſonders zu 
vereinbarende, nach Sätzen pro Koupé und Meile und reſp. pro 
Achſe und Meile zu bemeſſende Hergabe- und Transportvergütung. 


e) Die eifenbahngelel haft übernimnit die Unterhaltung, Unterftellung, 
Reinigung, dad Scymieren, Ein: und Ausrangiren ıc. der Eiſenbahn⸗ 
poftwagen, fowie den leihweifen Erſatz derfelben in Beſchädigungs— 
fällen, gegen engen, welche nad) den Selbitkoften bemefjen werden 
und über deren Berechnung befondere Vereinbarung getroffen wird. 


f) Die Gefellfchaft ift verpflichtet, die mit Poſtfreipäſſen verfehenen 
Perſonen unentgeltlich zu befördern, vorausgefegt, daß diefe mur 
einen Theil ihrer Reife auf der Eifenbahn, einen anderen Theil 
aber mit gewöhnlichen Poftfuhrwerk zurüdlegen. 


4) Die Gefellfchaft ift verpflichtet, unentgeltlich die Anlage einer Bundes 
Telegraphenlinie längs der Bahn zu geftatten und gefteht zu dieſem 
Zwede der Bundes-Telegraphenverwaltung die Berechtigung zu, nad 
Bedürfniß eine einfache Stangenreihe oder zwei parallele Stangenreihen 

auf gleicher Seite des Bahnplanumd und außerdem auf derjenigen Seite 

des Bahnterraing, welche die oberirdifchen Leitungen im Allgemeinen nicht 
ver⸗ 
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verfolgen, eine Telegraphenlinie ünterirdiſch in einer dem Zwecke ent- 
ſprechenden Tiefe unter Benutzung des Bahnterrains anzulegen. 

Auch verpflichtet ſich die Geſellſchaft, nach Maaßgabe der Anord⸗ 
nungen des Bundeskanzlers den Eiſenbahntelegraphen Behufs Benutzung 
zur Beförderung von Staats- und Privatdepeſchen einzuräumen. 


Die Gefellihaft Hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beauffichtigung der beim Eifenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroryen 
werden, pünktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen er- 
wachfenden Ausgaben, indbefondere auch die durch die etwaige Anttellung 
eines befonderen Polizei - Auffichtöperfonal8 entftehenden Roften, zu tra 
gen. Sie ift verpflichtet, die nöthigen Zufchüffe zu der in Gemäßbeit 
des Seiehes vom 21. Dezember 1846. (Gefeß-Samml. für 1847. ©. 21.) 
für die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe zu leiften. Nicht min- 
der wird die Sefellfcatt den Anforderungen der zuftändigen Behörde 
wegen Genügung de3 firchlichen Bedürfnifjed der beim Bau befchäftigten 
Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiften und erforderlichen Falles 
auch die Tragung der dadurch etwa bedingten Koften übernehmen. 


6) Die Gefellfchaft ift verpflichtet, nach) Maaßgabe der jekt und fünftig be- 
ftehenden Grundſätze für die Staatd- Eifenbahnen für ihre Beamten und 
Arbeiter Penſions⸗, Wittwenverpflegungs- und Unterftügungsfaffen 
einzurichten und zu denfelben die erforderlichen Beiträge zu leiften. 


7) Die Gefellfhaft ift verpflichtet, die von ihr anzuftellenden Bahnwärter, 
Schaffner und fonftigen Unterbeamten, mit Ausnahıne der einer techni- 
hen WVorbildung bedürfenden, vorzugdweife aus den mit Shoile Ant. 
lungsberechtigung entlafjenen Militaird des Königlich Preußifchen Heeres, 
foweit diefelben das fünfunddreißigfte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt 
haben, zu wählen. 

8), Die Gefellihaft ift allen Bellimmungen unterworfen, welche in dem 
zwifchen der Königlich Preußiſchen und der Königlih Sächſiſchen Re— 
gierung zu vereinbarenden Staatövertrage in Betreff diefer Bahnanlage 
werden feftgefegt werden. 


5 


— 


$. 9. 


Verfaſſung und Verwaltung. 


Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: 
1) SS 06h AReſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung 
2) durdy den Vorſtand, welcher aus fünf Mitgliedern beſteht ($$. 38. ff.), 
3) durch drei Reviforen ($$. 48. ff.). 


(Nr. 7141.) | 6. 10, 
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$. 10. 
Schlihtung von Streitigkeiten. 

Rechtsſtreitigkeiten zwifchen der Gefellfehaft und den Aftionairen find im 
Gerichtsſtande der Gefellihaft anhängig zu machen, welchem fich jeder Aftien- 
zeichner und deſſen Nechtänachfolger durch die Zeichnung beziehungäweife durch 
ben Erwerb der Rechte aus ber Seichnung fraft des gegenwärtigen Statuts un 
terwirft. 

$. 11. 
Deffentlihe Bekanntmachungen. 
Die nach diefem Statute erforderlichen öffentlihen Bekanntmachungen, 
Zahlungsaufforderungen, Einladungen oder fonftige Mittheilungen find in fol: 
genden öffentlichen Blättern: 


1) dem Preußifchen Staatsanzeiger, 

2) der Leipziger Zeitung, 

3) der Berliner Börfenzeitung 
abzudruden. 


Sofern für einzelne Bekanntmachungen nicht ein Andered ausdrüdlid vor: 
gefchrieben ift, genügt ein zweimaliger Abdrud der Bekanntmachung in jedem 
der vorgenannten Blätter zu deren rechtöverbindlicyer Publikation. 

ei dem Eingehen des einen oder des anderen der vorgenannten Blätter 
genügt die Bekanntmachung in den übrigen, bis die nächſte Generalverfammlung 
kunt I Mahl eined anderen Blattes an Stelle des eingegangenen Befchluß ge 
aßt bat. 

Sinfertionen in andere, als die unter 1. bis 3. genannten Blätter bleiben 
dem Ermefjen des Worftandes überlaffen, find aber für die Rechtögültigkeit dei 
betreffenden Bekanntmachungen unweſentlich. 


$. 12. 


Abänderung des Statuts. 


Abänderungen ded gegenwärtigen Statut8 find nur in Folge eines nad) 
Maafgabe der $$. 27. bis 30. gefaßten Beſchluſſes der Generalverfammlung 
unter landeöherrlicher Genehmigung zuläſſig. (Wergl. jedoch $. 58.) 


$. 13. 
Verkauf der Bahn und Auflöfung der Gelellichaft. 

Auch der Verkauf der Bahn und die Auflöfung der Gefellfchaft, ingleichen 
die Vereinigung des Unternehmens mit einem anderen Eifenbahn Unternehmen 
fönnen nur in Folge eines in gleicher Weife gefaßten, landesherrlich bejtätigten 
Beſchluſſes der Generalverfammlung geſchehen ($. 30.). p 











— 649 — 


Beſondere Beſtimmmngen. 
J. Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


$. 14. 
Altien und deren Ausfertigung. 


Sämmtliche im $. 5. gedachten Stamm- und Mrivritäts- Stammaftien 
der Sefellfhaft werden auf den Inhaber lautend unter Iortlaufenber Nummer, 
und zwar die Stammaltien nach dem sub A., die Priorität3- Stammaltien nad) 
denn sub B. anliegenden Schema ſtempelfrei ausgefertigt, jedoch erft dann aus. 
geneben wenn der volle Nominalbetrag deifelben zur Geſellſchaftskaſſe berich- 
igt i | 


Jede Aktie wird mit mindeftend drei Fatfimile- Unterfchriften des Vor— 
ftande8 verfehen, dagegen vom Rendanten der Gefellfchaft unterfchrieben. 


6. 15. 
Einzahlung des Aktienkapitals. 


Vom Aktienkapitale müſſen innerhalb ſechs Wochen nach erfolgter Aller- 
höchſter Beſtätigung dieſes Statuts und Eintragung in das Handelsregiſter zu 
Cottbus 10 Prozent (zehn Prozent), nach anderen drei Monaten 20 Prozent 
(manzig Drogent) und im Laufe des erften Jahres noch 10 Prozent (zehn Pro⸗ 
zent) eingezahlt werden. 

Die Zahlung des übrigen Betrages gefchieht nad) Bedürfniß, worüber der 
Borftand, jedoch mit der Maaßgabe zu beftinnmen bat, daß von Stamm» und 
Prioritäts⸗Stammaktien 


a) die Ausſchreibungen auf ſämmtliche Zeichnungen nach gleichem Prozent- 
fage erfolgen, 


b) feine einzelne Einzahlung den Betrag von 20 Prozent (zwanzig Prozent) 
der gezeichneten Summe überfteigen darf, und daß endlich 


ec) zwifchen jeder neuen Einzahlung und der ihr zunächſt vorangegangenen 
eine Friſt von drei Monaten liegen muß. 


Die eingezahlten Beträge werden bis zu ihrer Verwendung in den Bau 
bei der Königlichen Bank oder bei einem anderen vom Vorftande mit Zuftimmung 
des Handelöminifterd zu mählenden Geldinftitute zu einem unbefchadet der Sicher: 
beit möglichft hohen Aimsfake niedergelegt. 

Die Aufforderung zu Einzahlungen, fowie die Beitimmung, an welchem 
Tage und an wen die Zahlung zu geſchehen habe, erfolgt in der durch $. 11. 
vorgefchriebenen Form dergeftalt, daß jede Aufforderung mindeftens dreimal öffentlich 

Jahrgang 1368. (Nr. 7141.) 8) be⸗ 
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efehten zingahlungöfermine eine mindeflend vierwöchentliche Friſt offen bleibt. 
Bollzahlungen auf Stamm- und Prioritätd-Stammalftien, refp. die Ausgabe von 
folhen — voll eingezahlten — Aktien, find jederzeit geftattet. 

MWenn die Gefellfhaft das Unternehmen aus irgend einem Grunde nic 
nah Maaßgabe ded genehmigten Bauausführungsplanes fortfegt und zu Ende 
führt, fo ift die Stantöregierung berechtigt, dad Depot zur Fortſetzung des Bahn⸗ 
baues zu verwenden. | 


$. 16. 
Folgen der Nichtzahlung der ausgefchriebenen Raten. 


Ein Aktionair bez. Zeichner von Aktien, der eine auögefchriebene Rate zur 
feftgefegten Zeit N 15.) nicht einzahlt, ift verpflichtet, außer der Nachzahlung 
der rüdftändigen Rate nebit den gefeklichen Verzugszinſen eine Konventionalftrafe 
von zehn Prozent der rüdftändigen Rate zur Gefellichaftäfaffe zu entrichten und 
Tann hierzu vom Vorſtande im Nechtöwege angehalten werden. 

Der Vorſtand ift aber auch berechtigt, die bis dahin auf die betreffende 
Aktie eingezahlten Raten als verfallen, die Anſprüche auf den Empfang ber 
gezeichneten Aftie und den Quittungsbogen für erlofchen zu erklären. Es gejchieht 
Dies durch öffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummer des Dutttungd- 

ogend. 

An Stelle der auf diefe Weiſe unter Berüdfichtigung der Beſtimmung 
des Artifeld 222. sub 2. des Handeldgefeßbuches ausfcheidenden Aktionaire können 
neue Aktienzeichner zugelafjen werden, denen die Wa Se verfallenen Ein: 
zablungen anzurechnen und mit denen die Bedingungen für die Uebernahme der 
Zeichnung, unbefchadet der Verpflichtung zur Wolleinzahlung der Aktien, durch 
den Vorftand zu vereinbaren find. 

Iſt durch diefe lediglid, nad) dem Srmeffen des Vorſtandes feſtzuſtellende 
Vereinbarung die vollſtändige Deckung des Reſtes des Nominalbetrages der 
betreffenden Aktie nicht zu erlangen, ſo bleibt der Zeichner, deſſen Rechte aus der 
Zeichnung annullirt ſind, für den Ausfall perſönlich verhafte. 


6. 17. 
Duittungsbogen. 


Bis zur Berichtigung ded Nominalbetrages und bis zur wirklichen Aus: 
fertigung der Aktien werden über die gefchehene Einzahlung der einzelnen Raten 
Quittungsbogen unter fortlaufender Nummer nad) dem beiliegenden Schema C. 
außgefertigt, die auf den Namen des Aftienzeichnerd lauten und nach geſchehener 
Vollzahlung des Nominalbetraged der gezeichneten Aftien gegen diefe felbft auf: 
getaufcht werden. 


aſeh Die Quittungsbogen werden mit drei Fakſimile⸗Unterſchriften des Vorſtandes 
verjehen. 


6. 18. 
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6. 18. 
Aushändigung der Altien. 


. Rad erfolgter Einzahlung ded ganzen Nominalbetrages eines Quittung: 
hogens voirb dem darin benannten Aktionair, oder deffen Ceſſionar, oder demjenigen, 
welcher fich al3 rechtmäßiger Beſitzer audmeifet, gegen Rückgabe des Quittungs— 
bogen3 die gemäß $. 14. audgefertigte Aktie ausgehändigt. Bu 

Die Richtigkeit der Ceffion eine Quittungsbogens zu prüfen, iſt bie 
Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


$. 19. 
Verhaftung der Altionaire. 


Der Zeichner einer Aktie ift für die Einzahlung von vierzig Prozent des 
Nominalbetrages der Aktie nach Artikel 222. sub 2. des Handelsgeſetzbuches 
unbedingt verhaftet on 

eber den Betrag der gezeichneten Aktien hinaus ift fein Aftionair zu Ein- 
zahlungen für Verbindlichfeiten der Gefellfchaft verpflichtet. 


$. 20. 
Zinfen der Einzahlungen. 


Die Aktien der Heſuſchaft⸗ beziehungsweiſe die darauf geleiſteten Ein- 
zablungen werden während der Bauzeit und bis zu deren Ablaufe mit fünf Pro- 
ent, und zwar biß zur erfolgten Volleinzahlung durch Verrechnung auf die nädhft- 
"olgende Einzahlung, von erfolgter WVolleinzahlung an durd) Baarzahlung aus 
dem Baufapitale verzinft. Xebtere erfolgt gegen Einlieferung der befreffenden 
Kupons, welche der Borftand nach dem anliegenden Schema D. außfertigt und 
mit den Aktien zufammen aushändigt. u | 

Die Bahn kann ftredenweife in Betrieb gefeht werden;’ die Verzinfung der 
Aktien aus dem Baufapitale Hört jedoch erft dann auf, wenn’ die ganze Bahn dem 
Betriebe übergeben wird. 


$. 21. 
Dividenden und deren Feſtſtellung. 


Mit Ablauf des Semefterd (30. Juni, 31. Dee in welchem die 
Bahn vollftändig fertig und in ihrer ganzen Ausdehnung in Betrieb gefeht wird, 
wird der vom 1. Juli refp. vom 1. Januar ded auf die Betriebderöffnun 
folgenden Semefter8 an aus dem Unternehmen aufflommende Neinertrag nad) 
Maaßgabe der folgenden Bedingungen vertheilt: 


1) aus dem Ertrage des Unternehmens werden we: die Verwaltungs⸗, 

Unterhaltungs», beiehungöweife Betriebd- und fonftigen Ausgaben, fo: 
niernehmen haftenden „alten beitritten; * 

| o 


wie alle auf dem 
(Nr. 7141.) 


— 652 — 


2) fodann werden die in den $$. 6. und 7. gedachten jährlichen Beiträge zum 
Referve- und Erneuerungdfonds vorweg genommen; 


3) von dem biermac) verbleibenden Reſte find die den Beamten der Gefell- 
haft etwa bewilligten Tantiemen zu berechnen; | 


4) der nach der Berichtigung derfelben verbleibende Reinertrag wird all- 
jährlich in folgender Weiſe unter die Aktionaire vertbeilt: 
a) vorerft erhalten die Inhaber der Prioritäts-Stammaltien 5 Prozent 
(fünf Drozent) des Nominalbetrages ihrer Aktien; 


'b) der nach Dedung diefer fünf Prozent verbleibende Betrag der Rein- 
einnahme wird bis zur Höhe von 5 Prozent (fünf Prozent) pro Aftie 
unter die Sinhaber der Stammaktien nach Verhältniß des Nominal- 
betraged ihrer Aktien verteilt; 


c) der nad Dedung diefer Prozente (ad a. und b.) verbleibende Betrag 
der NReineinnahme wird zur Hälfte unter die Inhaber der Stamm: 
aktien und zur anderen Hälfte unter die Sjnhaber der Prioritäts⸗ 
Stammaftien vertheilt; 


d) jollte in den einen oder dem anderen Jahre der Reinertrag nicht 

außreichen, um den Inhabern der Prioritäts-Stammaltien die unter 

a. gedachten Dividenden zu gewähren, fo wird das Fehlende aus 

- dem Neinertrage des oder der folgenden Jahre nachgezahlt, fo daß 

die Inhaber der Stammaftien eine Dividende nicht eher erhalten, 
als bis diefe Nachzahlung vollftändig geleiftet ift. 


Im Falle der Auflöfung der Gefellfchaft, reſp. der Liquidation des Gefell- 
ſchaftsvermögens, haben die Inhaber der Fan 008 Alnternemen, ein Wrioritütd: 
recht an dem vertheilungsfähigen Erlöfe für da8 Unternehmen, N daß fie aus 
en zunächft und vor den Inhabern der Stammaftien befriedigt werden 
müſſen. 


$. 22, 
Dividendenfcheine und Talons. 


Es werden auf fünf Jahre ausgehändigt und von fünf zu fünf Jahren 
erneuert: 


mit ven Stammattien Dividendenfcheine nad) dem sub E., Talond nad) 
em su . 

mit den Prioritäts-Stammaktien Dividendenſcheine nach dem sub G., 
Talond nach dem sub H. anliegenden Schema. 


Dividendenfcheine und Talond werden unter der Firma des Vorſtandes 
und zwei fakjimilirten Unterfchriften der Mitglieder defjelben, fowie dem Stempel 
der Gefellichaft ausgefertigt. 

Die Ausreihung neuer Dividendenfcheine und Talons erfolgt gegen Ein- 
lieferung der mit den abgelaufenen Dividendenfcheinen und Kupons audgegebenen 
Talons an den Vorzeiger der lekteren ohne Prüfung feiner vegtimation.. 33 





Zahlung der Dividende. 


Die Auszahlung der Dividende erfolgt von der Geſellſchaftskaſſe gegen. 
Einlieferung der entiprechenden Dividendenfcheine vier Wochen nad) gejchebener 
eftftellung der Dividende durch die Generalverfammlung ($. 27.). 

Zinfen für die Aktien während der Bauzeit und Dividenden, die nicht 
birmen vier Jahren, von dem angegebenen Zahlungdtage ab gerechnet, erhoben 
wre Jind, verfallen zum Vortheil der Gejelljchaft, vorbehaltlic, der Beftimmung 
e8 %. 24, 


G. 24. 
Deffentlihes Aufgebot und Mortifizirung. 


Sind Aktien, Dividendenfcheine und Talons beichädigt oder unbrauchbar 
geworden, jedoch in ihren wefentlidyen Theilen dergeftalt erhalten, daß über ihre 
Nichtigfeit fein Zweifel obwaltet, fo ift der Vorſtand ermächtigt, gegen Einreichung 
der beichädigten Papiere auf Koften des Inhabers neue gleichartige Papiere aus: 
zufertigen und auszureichen. | 
Außer diefem Falle ift die Ausfertigung und Ausreihung neuer Aftien 
in Stelle befchädigter vder verloren gegangener nur zuläflig nach gerichtlicher 
Arnortifation derfelben, die im Domizil der Gefellfchaft bei dem dortigen Gerichte 
erfter Inſtanz nachzufuchen ift. 

Eine gerichtliche Amortifation befchädigter oder verloren gegangener Divi- 
dendenfcheine findet nicht ftatt; der Betrag derfelben wird jedoch demjenigen, der 
die Befchädigung oder den Verluft derfelben innerhalb des $. 23. gedachten vier- 
jährigen Zeitraumes bei dem Vorftande angezeigt und feinen Anſpruch durch Ein- 
teihung des in feinen wefentlichen Theilen beichädigten Papieres und im Falle 
des Verluſtes durch Vorlegung der Aktie ſelbſt befcheinigt hat, binnen einer, vom 
Ablaufe des vierjährigen Zeitraumes zu berechnenden einjährigen präklufivifchen 
Stift gegen Rüdgabe der über die rechtzeitige Anmeldung vom Vorſtande zu 
ertheilenden Bejcheinigung ausgezahlt. | 

Auch eine gerichtliche Amortifation befchädigter oder verlorener Talons 
findet nicht ftatt. 


Die Ausreihung neuer Dividendenfcheine gefehieht, wenn der Aftieninhaber 
den Talon nicht einreichen kann, gegen Produktion der Aktie. ft aber vor 
Ausreichung der neuen Dividendenfcheine der Verluft des Talond dem Vorftande 
von einem Dritten angemeldet, der auf die neuen Dividendenfcheine kn 
macht, fo werden leßtere ‚urüdbehalten ‚, bis der Streit zwifchen beiden Präten- 
denten im Wege der Güte oder des Prozeſſes erledigt ft. 
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II. Von der Aufſtellung der Bilanzen. 


6. 25. 


Das Gefchäftd. oder Betriebsjahr der Gefellichaft ift das Kalenderjahr. 
Die Bauzeit wird bid zum Ende dedjenigen Halbjahred gerechnet, in welchem 
der Betrieb der Bahn vollftändig eröffnet wird ($. 21.). 

Mährend der Bauzeit wird nach Ablauf eines jeden vollen Kalenderjahres 
eine Bilanz aufgeftellt, welche nadıyumeifen bat, wie weit das Aktienkapital ein- 
gezogen und verwendet ift. Die Aufftelung der Generalbilanz über die ganye 
Bauaudführung erfolgt nach Beendigung des Baues zur nädhften ordentlichen 
Generalverfammilung. . 

Nah Ablauf der Bauzeit ift am Schluffe eines jeden vollen Gefchäfte: 
bez. Betriebsjahres das Reſultat durch eine Bilanz darzuftellen. 

ft der Betrieb der Bahn nicht im Anfange, fondern im Laufe eines 
Kalenderjahres eröffnet, jo hat ſich Die erfte Bilanz auf diefen Theil des Jahres 
zu beſchränken. 

An der Bilanz werden alle Einnahmen des betreffenden Jahres nach ihrem 
Baarbeträge, etwaige Ausftände nach ihrem Nominalbetrage, infofern fie aber 
unficher fein follten, nach gewiflenhafter Schätung von Seiten des Borftandes, 
und vorhandene Baumaterialim und Vorräthe nad) dem Koftenpreife und bei 
eingetretener Werthövermmderung unter Berüdfichtigung derfelben als Aktiva 
angeſetzt. 

Dagegen kommen als Paſſiva in Anſatz alle Ausgaben, die im Laufe des 
Jahres entſtanden und nicht aus dem Reſerve⸗ oder Erneuerungsfonds ($$. 6. 
und 7.) zu beftreiten gewefen find, mit Einfchluß der etwa am Sahresichlu e ver⸗ 
bliebenen Rüditände. 

Die Jahresbilanzen werden innerhalb der erften drei Monate nach Ablauf 
des betreffenden Jahres durch die Gefellichaftsblätter mitgetheilt. 


IM. Bon den Generalverfammlungen. 


$. 26. 
Ort der Berufung. 


Alle Generalverfammlungen werden in Cottbus abgehalten. Die Be 
rufung dazu erfolgt unter Mittheilung der Tagesordnung durch den Vorſtand 
mittel zweimaliger öffentlicher Bekanntmachungen, von denen die erfte fpäteftens 
vier Wochen vor dem Berfammlungdtage erfcheinen muß. 


$. 27. 
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$. 27. 
Ordentliche Generalverfammlungen. 


Drdentlihe Generalverfammlungen finden ftatt: 
im zweiten Kalenderqyartale eines jeden Geſchäfts⸗ bez. Betriebsjahres. 


Megelmäßige Gegenftände der Berathung und der Beichlußnahme der- 
felben find: | 
1) oe „ericht des Vorftandes über die Lage der Geſchäfte und die Bilanz 

$. 23.)j | 


2) die Wahl der Mitglieder des Vorſtandes und der Neviforen; 


3) Bericht der Reviforen über die Prüfung und Decharge der Rechnungen 
und der Bilanz des verfloffenen Jahres und Beichlußnahme über ge- 
zogene Monita, fowie über die Vorfchläge zur Dividendenvertheilung; 


4) Befchlußnahme über diejenigen Angelegenheiten, welche der General- 
verfammlung von dem orftande ‚, oder den Reviſoren, oder einzelnen 
Aktionairen zur Entfchyeidung vorgelegt werden; 


5) Feſtſtellung der den Mitgliedern des Vorſtandes und den Reviforen zu 
gewährenden Nemuneration. 


$. 28, 
Anträge einzelner Aktionaire. 


Befondere Anträge einzelner Aftionaire müfjen fo zeitig vor der General- 
verſammlung dem Borfigenden des Vorftandes fchriftlich mitgetheilt werden, daß 
diefelben gemäß Artikel 238. des Handelsgeſetzbuches noch in die öffentliche, zur 
Verſammlung einladende Bekanntmachung aufgenommen werden können, widtigen- 
falls fr Beichlugnahme darüber bis zur nächften Generalverfammlung zu ver- 
tagen ill. 


$. 29. 
Außerordentlihe Generalverfammlungen. 


Außerordentlihe Generalverfammlungen finden ftatt in allen Fällen, in 
denen der Vorftand, oder die Neviforen, oder die Auflicht8behörde fie für nöthig 
erachtet, ſowie auf a der Aktionaire, gemäß Artikel 237. des Handelögefeh- 
buches, wenn ein folcher Antrag unter Depofition des zehnten Theiles der emit- 
tirten Stamm- und PBriorität3-Stammaftien und unter Angabe der Gründe und 
bes Zweckes bei dem Vorſtande geftellt ift. Im der Einladung muß der Gegen 
ftand der zu verhandelnden Gefchäfte kurz angedeutet werden, | 
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$. 30. 
Nothwendigkeit einer Generalverfammlung. 


Außer den im $. 27. genannten Gegenftänden ift der Beſchluß einer 
Generalverfamunlung überhaupt erforderlich: 


1) zur Ausdehnung des Unternehmens über den im $. 1. angegebenen 
Swed binaus; . 

2) zur Genehmigun des Vertrages wegen Ueberlaffung des Betriebe an 
eine andere Eifenbahnverwaltung, bez. zum Bejchluffe wegen Uebernahme 
des Betriebes auf eigene Rechnung ($. 2.); 


3) zur Vermehrung ded Grundfapitald der Gefellihaft und Kontrahirung 
von Anleihen für diefelbe (vergl. $. 5.); 


4) zu elbänderungen und Ergänzungen ded Statut auch in anderen, ald 
in den unter 1. und 2. genannten Fällen ($. 12., vergl. jedoch $. 57.); 


5) zum Verkaufe der Bahn, Auflöfung der Gefellihaft, ingleichen Sufion 
derfelben mit einer anderen und Feſtſtellung der deöfallfigen Bedin— 
gungen ($. 13.); 


6) zur Aufhebung der Befchlüffe früherer Generalverfammlungen. 


Beſchlüſſe über diefe Gegenftände können fowohl in ordentlichen wie außer: 
ordentlichen Generalverfammlungen gefaßt werden. Der Gegenitund der Be 
rathung muß aber in beiden Fällen nach $. 29. in der Vorladung bezeichnet fein. 

Die unter 1. bis 5. gedachten Bejchlüffe bedürfen der Genehmigung des 
Staates bez. des Handeldminiftere, um für die Gefellfehaft verbindlich zu fein. 

Ueber die Art der Abftimmung über dieſe Gegenftände ſetzt $. 35. das 


Nöthige feft- Sa 


Stimmenzählung. 


In der Generalverfammlung gewährt eine Stammaltie ebenfoviel Stimm- 
recht als eine Prioritätd-Stammaltie. 
Aktionaire, welche nur vier Aktien oder weniger befiken, haben in der 
Generalverfammlung nur Sit, aber fein Stimmredt. 
Im Uebrigen haben die Beſitzer 
von 5 bis 50 Stamm: oder Prioritätd-Stammaltien für jede vollen 
fünf Ultien je Eine Stimme, 
von 51 und mehr Stamm: oder Prioriät8- Stammaltien für die erften 
funfzig Altien zehn Stimmen, für jede ferneren vollen funfzig 
Aktien je Eine Stimme, 
fo jedoch, daß auch der größte Altienbefik zu nicht mehr als funfzig Stimmen 
berechtigt. 
Kein 
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Kein Bevollmächtigter darf mehr als vierzig fremde Stimmen führen. 
Vertritt er jedoch nur einen Aktionair, und hat diefer mehr als vierzig Stimmen, 
fo führt der Bevollmächtigte alle Stimmen feined Machtgebers. Ä 


$. 32. 
Legitimation der Stimmberedtigten. 


Zur Theilnahme an der Generalverfammlung find nur diejenigen berech- 
tigt, welche fpäteftend am Tage vor der Verfammlung ihre Aktien bei der 
Geſellſchafiskaſſe deponiren. 

ie Nummern der deponirten Aktien werden in einem nad) der laufenden 
Nummer angelegten Verzeichniffe roth angefirichen und das unter der Kontrole 
de8 dazu beftimmten Beamten zu führende Verzeichnig wird von einem Mitgliede 
des Vorftandes verifizirt. 

Gleichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm unterfchriebened Verzeichniß 
der Nummern feiner Quittungäbogen oder Aftien in zwei Egemplaren übergeben, 
von denen das eine zu den Akten der Gefellichaft geht, das andere mit dem 
Siegel der Gefellfhaft unter dem Vermerk der erfolgten Depofition, fowie mit 
der Stimmenzahl verfehen, ihm zurüdgegeben wird. Dies Exemplar dient als 
Einlaßfarte zur Verfammlung, auf Grund deren beim Eintritte in diefelbe dem 
Inhaber eine angemeffene Anzahl von Stimmzetteln verabfolgt wird, welche mit 
dem Stempel der Geſellſchaft verſehen find. 

Gegen NRüdgabe dieſes Duplifatverzeichniffes erfolgt die Rüdgabe der 
betreffenden Aktien. | 

Die Stelle der wirklichen Depofition bei der Gefellfchaftöfaffe vertreten nur 
amtliche Befcheinigungen von Staatd- und Kommunalbehörden über die bei ihnen 
erfolgte Depofition der Aktien. 


$. 33. 
Vertretung der Aktionaire. 


, Es ift einem jeden Aktionair geftattet, fich durch einen aus der Zahl der 
übrigen Aftionaire gewählten Bevollmächtigten vertreten zu laſſen, deflen Voll: 
machtsauftrag durch fchriftliche, entweder von einem Mitgliede des Vorſtandes, 
oder von ‚einem Beamten, der ein öffentliches Siegel zu führen berechtigt ift, 
beglaubigte Vollmacht nachgewiefen ift. 

„  Diefe Vollmacht muß fpäteftend einen Tag vor der Verfammlung im 
Büreau der Gefellfchaft niebergelegt, auch die Legitimation des Vollmachlaus— 
fteller8 auf die im $. 32. vorgefchriebene Weiſe geführt werben. 

Aktionaire weiblichen Gefchlecht8 dürfen den Generalverfammlungen über- 
haupt nicht beimohnen; doch können fie fi) durch ihre Ehemänner oder durch 

evollmächtigte aus der Zahl der Aftionaire vertreten laffen. 

Ein Ehemann bedarf jur Vertretung feiner Ehefrau feiner befonderen Voll: 
macht. Juriſtiſche Perſonen können durch ihre verfaflungsmäßigen Repräfentanten, 
Handlungshäufer durch ihre Brofuriften, Bevormundete duch ihre VBormünder 
vertreten werden, ohne daß dieſe Vertreter Aktionnire zu fein brauchen. 
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$. 34. 
Entſcheidung über das Stimmredt: 


Die Entfcheidung über etwaige Reflamationen wegen des Stimmrecht? 
gebührt der Generalverlammlung, 


$. 35. 
Bang der Verhandlungen. 


Der Vorfitende des Vorſtandes oder deffen Stellvertreter leitet die Ver— 
handlung, beftimmt die Folgeordnung der zu verhandelnden Gegenftände, ertheilt 
das Wort und ſetzt da8 bei der Abftimmung zu beobachtende Verfahren feſt. 

Bei fchriftlicher Abftimmung, für welche nur geſtempelte Stimmzettel gültig 
find, müffen diefelben bei Vermeidung der Ungültigfeit vom Stimmgeber unter- 
ſchrieben und mit der Zahl der Stimmen, welche er repräfentirt, bezeichnet fein. 

Die Befchlüffe werden durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt. Eine 
Ausnahme findet ftatt bei den nad) $. 30. unter 1., 3., 4. und 5. gedachten 
.Gegenſtänden, über welche nur eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Anweſenden 
oder Vertretenen entfcheiden kann. 

Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorfigenden den Ausſchlag. 


$. 36. 
Wahl des Vorftandes und der Reviforen. 


Bei der Wahl der Vorftandsmitglieder und der Reviforen findet in den 
Generalverfammlungen folgendes Verfahren ftatt: 


1) die Wahl erfolgt durch gewöhnliches Sfrutinium, fo daß zuerft das oder 
die Mitglieder des Vorſtandes und hierauf die Neviforen gewählt werden; 


2) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf deren jeden eine der Zahl der 
zu Wählenden gleiche Anzahl Namen wahlfähiger Gefellihaftsmitglieder 
zu ſetzen iſt / 

3) Stimmzettel, welche formell ungültig ſind, bleiben ebenſo wie unſtatthafte 
Wahlen unberüdfihtigt; g 


4) der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung Kommiſſarien, welche 
unter Zuziehung eines Vorſtandsmitgliedes die Stimmzettel ſammeln, 
nach dem jedesmaligen Skrutinium die Unterſchriften der Stimmzettel 
und die beigefügte Stimmenzahl nad) der angefertigten Präſenzliſte ($. 37.) 
prüfen, nach erfolgter Prüfung den Inhalt der Stimmzettel, unter Ber 
[Omeigung des Namens des Stimmgebers, laut vorlefen und die Nefultate 
der Abftimmung zujammenftellen; | 


d) als erwählt werden diejenigen erachtet, welche nach Inhalt Der betreffenden 
Stimmzettel die größte Anzahl der Stimmen und zugleich die abfolute 
Stimmenmehrheit erhalten Haben. ft eine abfolute Stinmenmebihen 

ni 
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nicht erreicht, fo werden diejenigen, welche die meiften Stimmen erhalten 
FAR in doppelter Anzahl der noch zu wählenden zuc engeren Wahl 
gejtellt; 


6) das Refultat der Abftimmung wird hiernaͤchſt in das über die Verhandlungen 
aufzunehmende Protokoll regiftrirt, die Stimmzettel aber werden mit dem 
Siegel der Geſellſchaft verfchloffen und bis einſchließlich zur nächften ordent- 
lihen Generalverfammlung afjervirt; 


7) bei eintretender Stimmengleichheit bei der Wahl entfcheidet über die Priorität 
da8 Loos, nach einer vom Vorfigenden in der Verſammlung jelbft zu 
‚treffenden Anordnung. 


Sollte einer oder mehrere der Gewählten die Annahme des Amtes, zu 
welcher überhaupt ein Zwang nicht ftattfindet, ausfchlagen, wa8 angenommen 
wird, fofern fie fich binnen acht Tagen nach erfolgter Wahl, oder, falls fie in 
der Berfammlung nicht anweſend waren, binnen acht Tagen nad) der ihnen befannt 
gemachten Wahl nicht jchriftlih zur Annahme bereit erklärt haben, fo rüden 
nach der Reihenfolge diejenigen ein, welche die meiften Stimmen, wenn auch nur 
relative Mehrheit, erhalten haben. 


$. 37. 
Prototoll. 


Das über die Verhandlungen jeder Generalverfammlung aufjunehmende 
Protokoll wird gerichtlich oder notariell aufgenommen und von den anmwefenden 
Mitgliedern des Vorftandes und zwei fonftigen Aktionaiven unterfchrieben. 

Die Namen der in der Generalverfammlung erſchienenen ftimmberechtigten 
Aktionaire-und die Legitimation der Bevollmächtigten oder Vertreter der abweſen⸗ 
den ftimmberechtigten Aftionaire find durch eine von den anwefenden Mitgliedern 
des Vorſtandes zu vollziehende Präfenzlifte, in welcher die Stimmenzahl bei den 
einzelnen Namen beizufügen ift, feitzuftellen und foldye dem Protokolle beizufügen. 

Protokoll und Präfenzlifte haben vollkommen beweifende Kraft für den 
Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Befchlüffe. Die nomentliche Aufführung 
der in der Generalverfammlung erfchienenen nicht ftimmberechtigten Aftionaire 
in der Präſenzliſte ift nicht erforderlich. 


IV. Don den Repräfentanten und Beamten der Gefellfchaft. 
A. Der Borftand. 


$. 38, 
Zweck und Umfang. 
Der Vorftand der Gefellihaft befteht aus fünf Mitgliedern. Er ift be- 
ſchlußfähig, wenn mindeftend drei Mitglieder, einfchlieglich des Vorfigenden oder 
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ſeines Stellvertreters, anweſend ſind. Wegen des erſten Vorſtandes wird auf 
Na verwieſen. An Stelle jedes nach $. 55. jährlich aus ihm ausfcheidenden 

itgliede8 wird von der Generalverfammlung ein neued Vorſtandsmitglied auf 
die um $. 45. beftimmte Amtödauer gewählt, welches nach deren Ablauf von 
ſelbſt ausfcheidet und in gleicher Weife durch Wahl erjekt wird. 


$. 39, 
MWahlfähigkeit. 


Jedes Mitglied des Vorſtandes muß im Befike von zwanzig Stammaltien 
fein, welche für die Dauer feined Amtes in der Gefellichaftstaffe niederzulegen find. 


Nicht wählbar find: 
1) Beamte der Gefellihaft; 


2) minderjährige und unter Suratel ftehende Perfonen, fowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeftellt und ficy nicht vollftändig mit ihren 
Gläubigern regulirt haben; 


3) Derfonen, welche nicht im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte find; 
4) Verfonen, welche mit der Geſellſchaft in KRontraftöverhältniffen ftehen. 


$. 40. 
Der Borfipenbe. 


Der Vorſtand wählt aus feinen in Preußen wohnhaften Mitgliedern all 

jährlich einen Vorfigenden (Direktor) und für die Fälle vorübergehender Verhin⸗ 
erung deffelben einen Stellvertreter. 

Scheidet der Vorfigende oder deſſen Stellvertreter im Laufe des Jahres 
aus, fo findet eine Neuwahl für den Reſt des Jahres ftatt. 

Der Vorfigende leitet die Gefchäfte, empfängt und öffnet die eingehenden 
Schreiben, beruft die DVerfammlungen ded Vorftandes, ladet zu denfelben bie 
Mitglieder nach Befinden durch fehriftliche, den Gegenftand der Befprehung an- 
deutende Eirfulare ein und leitet in der Verſammlung felbft die Verhandlungen. 

Der Stellvertreter des Vorfigenden hat, wenn legterer verhindert ift, 
überall die gleichen Rechte und Berpflichtungen, wie der Worfigende felbft. 


$. 41. 
Verfammlungen und Beſchlüſſe. 


Der Borftand verfammelt Ir in ordentlichen Sigungen, deren Anzahl 
und Zeit jährlich in der erften Eonftituirenden Situng für das laufende Jahr 
feftgejegt wird, außerdem aber in außerordentliden Situngen jo oft, ald es der 
Vorſitzende für nothwendig erachtet, oder zwei Mitglieder unter Angabe der 
Gründe es verlangen. ° D 

ie 
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Die Situngen finden in der Regel in Cottbus ftatt, können aber auch 
auf, einer anderen Station der nad) $. 1. zu erbauenden Eifenbahn abgehalten 
werden. 

Gültige Beſchlüſſe können nur mit abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorfienden den Ausſchlag. 

Bei Wahlen wird ebenfo verfahren, wie in $. 36 unter 5., 7. und am 
Ende vorgefchrieben iſt. 

Mitglieder, welche bei dem Gegenftande der Berathung ein Brivatintereffe 
haben, müſſen fich bei ihr und bei der Abftimmung entfernen. 


Soll in den Sikungen 


1) über Feftftellung der Inventur, der Bilanz und der Dividende, 

2) über Anftellung von Beamten mit längerer als dreimonatlicher Kündi- 
gung, oder Entlafjung derjelben, 

3) über Erwerbung oder Veräußerung von “mmobiliar, 

4) über Verträge, deren Gegenftand mehr ald 1500 Thaler beträgt, 


gültig Beſchluß gefaßt werden, fo muß den Mitgliedern mindeftend 14 Tage 
vor der Sigung fchriftlic angezeigt worden fein, daß darüber verhandelt wer- 


den fol. 
Ueber die Befchlüffe des Borftandes wird ein Protokoll geführt. 


$. 42. 
Befugniffe. 


Der Borftand verwaltet ſämmtliche Ungelegenheiten der Gefellfchaft, fu: 
weit fie nicht ausdrücklich durch daB gegenwärtige Statut zur Kompetenz der 
Seneralverfammiung oder der Reviforen gewieſen find, und repräfentirt allein 
die Gefellichaft in ihren Verhältniſſen nach Außen. 

Er Hat hierbei alle diejenigen Nechte und Pflichten, welche das allgemeine 
Deutihe Handelögefegbudy Urt. 227. bis 241. und das Einführungsgefeg dazu 
Dam 24. Juni 1861. Art. 12. $. 6. dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft 
eilegen. 

i Ale Erklärungen, Urkunden, Verträge und Verhandlungen, die der Bor: 
ftand Namens der Gefellfchaft ausſtellt, bez. vollzieht, find verbindlich für die 
Sefellichaft, ſobald fie vom Vorfigenden oder deflen Stellvertreter und mindeſtens 
noch einem Mitgliede des Vorſtandes unterfchrieben find. 


$. 43. 
Legitimation. 

Zur Ausübung aller dem Vorſtande im $. 42. ertheilten Befugniffe be- 
darf derfelbe dritten Perfonen und Behörden gegenüber feiner weiteren Xegiti- 
mation, als eined auf Grund der von der Gerichtöperfon oder dem Notar auf- 
genommenen Wahlverhandlung audgefertigten gerichtlichen oder notariellen Atteſtes 
uber die Perfonen feiner jededmaligen Mitglieder. | 

(Nr, 7141.) $. 41. 


$. 44. 
Pflichten und Verantwortlichkeit. 


Die Mitglieder des Vorſtandes verwalten ihr Amt nach beſter Einſicht 
und ſind der u lea nah Maaßgabe des Geſetzes ($. 132. Tit. 6. Theil I. 
des Allgemeinen Landrechts und Art. 241. des Handelsgeſetzbuches) für ihre Hand- 
lungen verhaftet. NRechtäftreitigfeiten gwilen der Gelellfhaft und den Mitglie⸗ 
dern des Vorſtandes find im ©erichtöflande der Gefellihaft anhängig zu machen. 


$. 45. 
Dauer ded Amtes. 


Die Amtödauer der Mitglieder des Vorftandes wird auf fünf Jahre fet- 
efeßt, welche von der er Tele ordentlichen Generalverfammlung an einfchließ- 
Ti derfelben bis zu der ihr folgenden fechöten ordentlichen Generalverfammlung 
berechnet werden. 

Die Auögefchiedenen find fofort wieder wählbar. 


$. 46. | 
Austritt, Entjegung, Suspenflon. 


Jedes Mitglied des Worftandes kann fein Amt nach vorgängiger vier- 
wöchentlicher fchrifticher Auffündigung niederlegen. 

Ein Austritt ıft nothwendig, wenn die im $. 39. erwähnten Fälle der 
Wahlunfähigkeit eintreten. 

Auch kann in einer unter Angabe des Zweckes berufenen Verfammlung 
des Vorſtandes durch einen Beſchluß die Suöpenfion vom Amte gegen ein Mit: 
glied deffelben bis zur definitiven Entfcheidung in der nächften Generalverfamm- 
lung angeordnet werden. 

in allen diefen Fällen hat der Vorſtand die interimiftifhe Wahl eines 
anderen Mitglieded bis zur nächften Generalverfammlung vorzunehmen. Das 
Protokoll über eine folhe Wahl muß gleichfalld unter Zuziehung einer Gerichts: 
perfon oder eined Notard aufgenommen werden. 

Der Gefellihaft fteht endlich auch das Recht zu, jedes Mitglied des Vor— 
ftandes zu jeder Zeit vom Amte ge entfernen, wenn dieſes von der Staats 
regierung verlangt, oder auf den Antrag des Vorſtandes oder der Reviforen in 
einer Generalverſammlung befchloffen wird. 

Ein derartiger Antrag der Neviforen muß zunächſt bei dem Borftande 
elbft eingebracht und von diefem in einer unter Angabe des Zweckes berufenen 

erfammlung genehmigt, demnächft aber der Generalverfammlung vorgelegt 
merden. X 


Remuneration. 
Die Mitglieder des Vorſtandes erhalten, außer der Erſtattung ihrer baaren 
Auslagen, eine $temuneration, welche Durch die Generalverfammlung eſtgeſetzt Bin. 
ie 
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Die wählende Verſammlung kann aus ihrer Mitte einen Bevollmächtigten 
ernennen, welcher Namens ihrer mit den Gewählten die über deren Anftellung 
und NRemuneration erforderlihen Verträge nach Maaßgabe der Befchlüffe der 
Berfammlung abzufchließen Hat. 


B. Reviforen. 


6. 48. 
Mahl. 


Die Generalverfammlung wählt für jedes Gefchäfts. bez. Betriebsjahr auf 
der Zahl der Aftionaire drei NReviforen. Nicht wählbar ift, wer nach $. 39. 
Alinea 2. nicht zum Mitgliede des Vorſtandes gewählt werden fann. 


$. 49. 
Vorfig und Berfammlungen. 


Die drei Reviforen wählen unter fi nach Stimmenmehrheit einen Vor⸗ 
Nigenben ' welcher die Gefchäfte und in den Berfammlungen die Berhand- 
ungen leitet. 

Diefer Vorfitende beruft die Reviforen zu einer Verſammlung, fo oft e8 
erforderlich ift, nach Cottbus. 

$. 50. 
Befugnifle. 

Den Reviforen liegt es ehe ob, vor der ordentlichen General. 
verfammlung die vom Vorſtande aufjuftellenden Rechnungen und Bilanzen zu 
prüfen und zu dechargiren, auch deifen Borfchläge zur Dividendenvertheilung 
zu begutachten. 

Die in der erften ordentlichen Generalverfammlung nad) Ablauf der Bau- 
zeit zu wählenden Reviforen haben die Baurechnung, fowie die Bilanzen für die 
Bauzeit und die Rechnungen und Bilanz für das erſte Gefchäfts- bez. Betriebs⸗ 
jahr zu prüfen; die in jedem folgenden Jahre zu wählenden Reviforen prüfen 
die Rechnungen und Bilanz desjenigen Jahres, in welchem fie Haar find, 

Die Neviforen find ermächtigt, dem Vorftande Decharge zu ertheilen, wenn 
fie gegen die Bilanz nichts zu erinnern finden, oder ihre etwaigen Erinnerungen 
erledigt worden find. Entgegengefeßten Falles haben fie bei der nächften General. 
verfammlung, welcher da8 Refultat der Prüfung jederzeit mitzutbeilen ift, die 
Beichlußnahme über die Verfolgung oder Befeitigung der unerledigten Exinne- 
tungen anbeim zu ftellen. 

Außer den nach Worftehendem und nad 55 27. 29. ihnen beigelegten 
Befugniffen können die Reviforen auch den eit die Bücher und Schriften der 
Gefellfchaft einfehen, den Beftand der Gefe Keaftstaffe unterfuchen und wahr- 
enommene Mängel in der Verwaltung dem VBorftande zur Erwägung be. Ab: 
—* anzeigen. 

(Nr. 7141.) $. 51. 
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6. 51. 
Nemuneration. 


Wegen Remuneratigs; der Reviſoren finden die Beſtimmungen des $. 47. 
Anwendung. | 





C. Beamte der Geſellſchaft. 
$. 52. 


- Kafienwefen und Kaffenbeamte. 
Ueber die Eintihtung und Verwaltung des Kaſſenweſens wird von den 
Vorftande eine befondere Inſtruktion erlaffen. 


Die Kaffen- und fonft erforderlichen Beamten ftellt der Vorftand an und 
fegt die Bedingungen der mit ihnen abzufchliegenden Kontrafte feft. 


$. 53. 
Andere Beamte. 


Sollte der Betrieb der zu erbauenden Eifenbahn von der Seielfchaft ſelbſt 
übernommen werden, ſo hat der Vorſtand den Betrieb den beſtehenden allgemeinen 
und beſonderen Verordnungen gemäß zu organiſiren und ſämmtliche dazu erfor. 
berliche höhere und niedere Beamten, inöbejondere einen Betriebödireftor anzu- 
jtellen, die Kontrakte mit ihnen abzufchließen, die ihnen zu ertheilenden Befugniffe 
feitzufeßen und die ihnen zu gebenden Inſtruktionen zu erlaffen. 

nfofern den Kafen- und anderen fonftigen Beamten Eontraftmäßig eine 
Kautionsbeftellung auferlegt werden foll, muß diefelbe in Stammaftien der Ge 
ſellſchaft beſtimmt und geleiftet werden. 


$. 54. 


Belanntmachungen. 


Die Namen der Mitglieder des Vorftandes und der Reviforen, ihrer Vor: 
figenden und deren Stellvertreter, bez. des Betriebsdirektors, find bei der erft- 
maligen Wahl bez. Anftellung, fowie bei jeder eintretenden Veränderung durch 
die Gefellfhaftsßlätter ($. 11.) rechtzeitig befannt zu machen. 


V. VBorhbergehende Beitimmungen. 


$. 55. 
In Betreff des Vorſtandes. 


Den erften Vorftand wählt das unterzeichnete Komite nach Stimmen 
mehrheit, fobald die landesherrliche Genehmigung erfolgt ift. Die 
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Die Dauer feiner Amtsperiode erftredt fich: 
1) auf die Bauzeit; Ä 


2) auf die nach Eröffnung ded Betriebes folgenden fünf Betriebsjahre, auf 
dieſe jedoch mit der Berg ar ‚, daß mit dem Beginne des erften, zwei- 
ten, dritten, vierten und fünften Betriebsjahres je ein Mitglied des Vor⸗ 
ftandes nad) Beftimmung des Looſes auöfcheidet, und feine Stelle durch 
Fan Neuwahl in Gemäßheit der Beftimmungen des $. 36. wieder be- 
est wird. 


Bon diefem Worftande gelten die Beftimmungen der $$. 39. bi8 47. und 
die fonftigen, die Rechte und Pflichten des Borftandes betreffenden Feſtſetzungen 
des gegenwärtigen Statut. Ä 

ir die Dauer der Bauzeit bat dad Komite mit dem von ihm erwählten 
Borftande deffen Remuneration zu vereinbaren. Es darf jedoch diefelbe die Ge⸗ 
ſammtſumme von 5500 Thalern für das Jahr nicht überfteigen. | 

Die erfte ordentliche Generalverfammlung normirt die Remuneration von 
da ab aufs Neue nad) $. 47. 

Die von dem Komite für das Unternehmen erworbenen Rechte, fowie die 
für dafjelbe übernommenen Berbindlichkeiten gehen mit der Wahl des exiten Bor- 
ſtandes auf die Gefellihaft über. Das Komite übergiebt demjelben die bis dahin 

ührten Alten und die fämmtlichen generellen technifchen Vorarbeiten. Dagegen. 
ki der erfte Vorſtand die Beiträge bez. Vorſchüſſe, welche zur Dedung des 

ne der Vorarbeiten gemacht worden find, den betreffenden Gebern zu 
teftituiren. 


$. 56. 
Erfte ordentliche Generalverfammlung. 


Die erfte ordentliche Generalverfammlung ift von dem Worftande am 
Schluffe der Bauzeit zu berufen, um die nach $. 55. erforderliche Wahl eines 
Vorftandsmitgliedes, fowie die Wahl von Reviforen vorzunehmen, auch die Re- 
muneration des Worftandes und der Reviforen feftzuftellen, endlich die nach $. 2. 
und $. 30. unter 2. erforderlichen Befchlüffe zu faflen. 


6. 57. 
Beauffihtigung des Baues. 

Die Staatsregierung iſt berechtigt, zu ſpezieller techniſcher Beaufſichtigung 
der Bauausführung einen technifchen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher zu der 
Seit von der vorfchriftSmäßigen und foliden Ausführung des Baued nach den 
genehmigten Plänen und Konftruftionen und von der Belchaffenheit der zu ver: 
wendenden Materialien fich Kenn zu verfchaffen befugt fein foll. 

Seinen Anordnungen ift die Gefellichaft unter Vorbehalt des Rekurſes an 
das Minifterium Folge zu leiften verbunden. 

Die dem Staate durch die fpezielle Aufficht erwachſenden Koften hat dic 
Gefellfchaft zu tragen. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7141.) 91 §. 58. 
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$. 58. 
Abänderung des Statuts. 


Das unterzeichnete Komité iſt ermächtigt, die von der Königlich Preufi- 
— Regierung vor Ertheilung der landesherrlichen Genehmigung etwa als er: 
orderlich zu erachtenden Abänderungen dieſes Statuts vorzunehmen. 


$. 59. 
Verpflichtung der Altionaire. 


Wer durch Zeichnung von Stamm. oder Prioritätd - Stammaltien dem 
Unternehmen beitritt, unterwirft fih damit dem gegenwärtigen, von dem unter- 
zeichneten Komité vollzogenen Statut und erkennt insbefondere die von demfelben 
erfölgte erftmalige Ernennung des Vorſtandes, fowie deſſen innerhalb der ftatut- 
mäßigen Grenzen getroffenen Maaßnahmen und eingegangenen Berbindlichkeiten 
als für fich verbindlich an. 


Das Komite für die Eifenbahn Cottbus - Großenhain. 
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Beilagen. 


Beilage A. 
Stammaktie 


der 


über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kuraut. 
Der Inhaber dieſer Aktie iſt nach Verhältniß des Betrages derſelben an 


dem geſammten Eigenthume der Cotthus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft und 
an em Geminne und Berfun derfelben betheiligt. geſellſchaft 


Cottbus, den ..ten ee 18 
Sottbug- Großenhainer Eifenbabngefellichaft. 
(L. S.) Der Vorftand. Eingetragen Fol...... des Aktienbuchs. 
(Drei fakfimilirte Unterfchriften.) (Unterjchrift de8 Beamten.) 
Beilage B. 


Nrivrität3- Stammaltie 
der 
Cottbus⸗Großenhainer Eifenbahngefellichaft 


über 
Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 

Der Inhaber diefer Aktie ift nach Verhältniß ded Betrages derfelben an 
dem gefammten Eigenthume der Cottbus» Großenhainer —— und 
an dem Gewinne und Verluſte derſelben mit allen denjenigen Vorrechten bethei⸗ 
ligt, die nach dem Geſellſchafts⸗Statute den Inhabern der Prioritäts-Stamm⸗ 
altien zuftehen; inöbefondere alfo mit einem prioritätifchen Anjpruche. auf Gewäh—⸗ 
tung einer Dividende von fünf Prozent pro anno, welche aus den Reinertrage 
de8 Unternehmens der Gefellichaft an die Inhaber der Priorität - Stammaltien 
Fa lt ge ehe irgend eine Dividendenzahlung an die Inhaber der Stammaktien 
olgen 


Cottbus, den . tm .......... 18.. 
Cottbus Großenhainer Eifenbahngefellichaft. 
(L. S.) Der Borftand. Eingetragen Fol...... des Aktienbuch, 
(Drei fakfimilirte Unterſchriften.) (Unterfchrift de8 Beamten.) 


(Nr, 7141.) 91° Beilage C. 





En 


Weilage C. u ° 
Duittungdbogen 
der 
Cottbus⸗Großenhaliter Eiſenbahngeſellſchaft 
... 


err ................. .............................................. 
hat ic ur Zeichnung einer Stammaltie von Einhundert Thalern (Prioritäts⸗ 
Stammaftie von zweihundert halern) bei der Cottbus -Großenhainer Eifenbahn- 
gefellfehaft betheiligt und darauf die bierunter von dem Vorftande der Gefellfchaft 
u quitticenden Raten eingegahlt. Die Aushändigung der Aktie gegen Rüdgabe 
Biefes uittungsbogens erfolgt, nachdem der Betrag der Aftie voll 'eingezahlt 
fein wird. 








Cottbus, den ..ten ......... 18.. 
Der Vorſtand der Cottbus⸗-Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Drei fakſimilirte Unterſchriften.) 
Beilage B. 
Kupon 
zur 
Stamm | er, 1; 
rioritäts. Stamm. | Ale Mo 
der 


Cottbus: Großendainer Eiſenbahngeſellſchaft, 
während der Bauzeit, nachdem die Aftie voll eingezahlt ift. 


erhoben ift. 





Der Borzeiger dieſes Kupons empfängt gegen Einlieferung deffel- 
ben fünf Prozent pro anno von dem voll einggzahlten Aktienkapitale, 


gültig, wenn deſſen Geldbetrag nicht bi8 





S : | mithin für die Zeit vom ............... bis zum ............... 
2: Cottbus, den ..ten .......... 18.. 
F Der Vorſtand der Cottbus-Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
Fi ji (L. S.) (Zwei fatjimilirte Unterfchriften.) 
85 Eingetragen Fol...... 
ös (Unterschrift des Beamten.) 

= 





Beilage E. 
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Berune E. 
Dividendenſchein 
zur | 
Stammaltie M..... 
der 
Cottbus - Großenhainer Eifenbahngefellichaft, | 
Der Borzeiger 7 pe Deine nn fängt gegen „Lintieferumg Seffelben bie 


auf nbige Aktie für dad Sahr ....... 
Vorſtande befannt end erben wird. 


Cottbus, ven ..ten ........ 18. . 

Der Borftand der Cottbus Großenhainer Eifenbahngefellichaft. 
(L. S.) (Zwei fakfimilirfe nn 
ne ragen in das Dividenbenſchein⸗ 
(Unterfchrift des Beamten.) 
Beilage F. 
TZalon 
jur 
Stammaltie M..... 
be 


Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Vorzeiger dieſes Talons empfängt im Jahre ..... gi gen Einliefe- 
rung bejielben den zu Der vorbezeichneten Aktie auszufertigeriben Dividendenfchein 
bis 


Cottbus, Den . tu euren 18. . 


Der Borftand der Cottbus. Sroßenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Gwei fatfimiliete Unterfchriften.) 
apingelragen in das Talon-Regifter A. 


(Unterfchrift des Beamten.) 
Beilage ©. 


(Nr. 7141.) 
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Dividendenfchein 


| zur 
Prioritaͤts⸗ Stammaktie M..... 


der 
Cottbus⸗Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 


Der Vorzeiger dieſes Dividendenſcheins hat gegen Einlieferung deſſelben 
an dem laut Bilanz ſich ergebenden Reingewinn der Geſellſchaft für das Jahr ..... 
einen Prioritätsanſpruch bis zur Höhe von 10 Thalern, gefchrieben sen Thalern 
Preußiſch Kurant. Außerdem wird der nach fernerer demnächitiger Auszahlung 
von fünf Prozent pro anno auf die Stammalftien verbleibende berſchuß des 
vertheilungsfähigen Reingewinnes zur Hälfte unter die Stammaktien und zur 
anderen Sälfte unter die Prioritätd-Stammaftien, und zwar unter jene und 
Diefe pro rata, vertheilt. 


Beilage 6 





Cottbus, den ..ten ......... 18.. 
Der Vorftand der Cottbus: Großenhainer Eijenbahngefellichaft. 
(L. S.) (Swei fakfimilirte Unterfchriften.) 
— gr > at Diebe 
(Unterfchrift de8 Beamten.) 
Beilage H. 
Talon 
zur | 
Prioritaͤts⸗ Stammaltie M°..... 
der 
* Cottbus. Großenhainer Eifenbahngefellfchaft. 
Der Vorzeiger diefed Talond empfängt im Jahre ..... gegen Einlieferung 


deffelben den zu der obengenannten Aftie audzufertigenden Dividendenfchein 
pro ..... bi8 ..... inkl. | 


Cottbus, den ..ten ......... 18.. | 
Der Vorftand der Cottbus-Großenhainer Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L.S) . (Zwei fakſimilirte Unterfchriften.) 


(Unterjchrift de8 Beamten.) 
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(Nr. 7142.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. Juni 1868., betreffend die Vereinigung deB Bezirke 
der Berghauptmannſchaft zu Slausthal mit dem Bezirke der Landdroftei 
zu Hildesheim. 


Auf den Bericht vom 15. Juni er. will N be genehmigen , daß die 
durch Artikel II. Meiner Verordnung vom 9. November 1 867. Geſetz⸗Samml. 
S. 1873.) einem beſonderen Beamten übertragenen Regiminalgefchäfte des Berg⸗ 
hauptmanns zu Clausthal auf die Landdroftei zu Hildesheim übergehen, und daß 
der Bezirk der ‚Berghaupkmannfchaft zu Clausthal mit dem Bezirke der Land» 
droftei Dildesheim vereinigt werde. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung befannt zu machen. 
Berlin, den 17. Juni 1868. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 





(Nr. 7143.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der von der Aktien⸗ 
gefellihaft der Gladbacher Spinnerei und Weberei zu Gladbach in dem 
notariellen Brotofolle vom 14. April 1868. befchlofienen Abänderung ihres 
Gefellihaftsftatuts. Vom 8. Juli 1868. 


Da Königs Majeftät haben mie Allerhöchften Erlaffes vom 29. Juni 1868. 
die von Der Artiengefellfcaft er Gladbacher Spinnerei und Weberei zu Gladbach 
im notariellen Protokolle om 14. aut. 1868. befchlofjene Abänderung ihre 


Gefellichaftöftatut8 zu genehmigen geruht. Der U chfte Erlaß neb 
Siatule ih durch das — der Rönialichen Regierung zu Dü eben 
befannt gemacht Verben. 


Berlin, den 8. Juli 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Herzog. 





(Nr. 7142-7144.) - (Nr. 7144.) 
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(Sr. 7144.) Belanntmachung, betreflend die Ratifitation des Staatsvertrages vom 18. Min 
1867. zwiſchen Preußen, Sachſen · Weimar · Eiſenach, Sachſen Meiningen, 
Schwarzburg · Rudolſtadt und Reuß jüngerer Linie, in Betreff der Her 
ftellung einer Eifenbahn von Gera über Saalfeld nad Eichicht. Vom 
10. Juli 1868, 


fen « Weimar + Eifenah, Sachſen - Meirängen, 
uß jüngerer Linie in Betreff der Herfiel 

Saalfeld nach Eichicht am m Mar 1867. zu 
(Gefeg-Samnıl. für 1868. Nr. 41. ©. 568. — 
echſelung der Ratififations-Urkunden hat ftatt- 


Berlin, den 10. Juli 1868. 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: 
v. Thile. 





Medigtrt im Barean bes Staats Minifteriums. 
Berlin, in Kimi Ober⸗ 
1 gebrudt in ber — — —— 
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Gejeh - Sammlung 
für die 


Rönigliden Preußiſchen Staaten. 


— Nr 48. — 





(Nr, 7145.) Verordnung, betreffend die Höhe und die Art ber Erhebung ber jährlichen 
Averfionalbeiträge in den von dem Sollvereine ausgejchloffenen Gebiet8- 
theilen. Vom 30. Mai 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des Geſetzes vom 5. März 1868., betreffend die Sheung 

jäbrlicher Averfionalbeiträge in den von dem Zollvereine ausgefchloffenen Gebiets- 

theilen (Gefeg-Samml. S.205.), auf den Antrag Unferes Finanzminiſters, was folgt: 
$. 1. 

Die in den von dem Sollvereine ausgefchloffenen Gebietötheilen als Erſatz 
der zu den Ausgaben des Norddeutſchen Bundes zu zahlenden Averfen für Zölle 
und Verbrauchsſteuern zu erhebenden Beiträge ($. 1. des Geſetzes vom 5. März 
1868.) werden für das Jahr 1868. auf den dritten Theil derjenigen Beträge an 
Klaffenfteuer und Kafifizieter Einfommenfteuer feftgefekt, welche in den einzelnen 
Ortfchaften der betreffenden Gebietötheile für das gedachte Jahr nach der flattge- 
fundenen Veranlagung zur Erhebung gelangen. | 

6. 2. 

Die Beiträge ($. 1.) [md , foweit fie nicht in Gemäßheit des 6. 3. des 
vorangeführten Gefeßed von den Kommmmen zur Abführung im Ganzen an die 
Staatöfaffe übernommen werden, in der Form von Zuſchlägen zur Klaffenfteuer 
und Eaffifizirten Einformmenfteuer zu erheben. 

$. 3. | 

Unfer Finanzminifter ift mit der Ausführung diefer Verordnung beauftragt. 

en unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. Mai 1868. 


(LS) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. 
dahrgang 1868. (Nr. 71457146.) 92 (Nz. 7146.) 
Ausgegeben zu Berlin den 23, Juli 1868, 
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(Nr. 7146.) Privilegium wegen Ansgabe auf den Inhaber lautender Obligationen ber Stadt 
Ruhrort Regierungobezirks Düſfeldorf, zum Betrage von 120,000 Thalern- 
Vom 13. Juni 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König ven Preußen x. 


Nachdem der Bürgermeifter und bie Stadtverordneten -Verfammlung, zu 
Ruhrort darauf angetragen haben, zur Regulitung des ftädtifchen Schuldenweſens 
und zur Beſtreitung der Koften mehterer gemeinnügiger Anlagen eine Anleihe 
von 120,000 Thalern aufnehmen und zu diefem Zwecke auf jeden Inhaber lau- 
tenbe, mit Zinskupons VerTeerTe EEE) i jeben zu dürfen, extheilen 
Wir ja Oemäßheit des $..2. detß Gefeges vom 17. Juni 1833. wegen Außftellung 
von ‘Papieren, welde eine Sahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
durch gegenwärtige Privilegium Unfere. landeöherrlihe Genehmigung zur Aus 
ftellung von Einhundert zwanzigtaufend Thalern Rubrorter Stadt-Obligatienen, 
welche itach dem anliegenbitt eine Mr 300 Apointd, und zwar 

Va 100 Apoints a 200 Rihle., 
200 « 850 « 

audzufertigen, mit vom Hundert jährlich zu verzinfen unnd, von Seiten der 

Gläubiger HR mit — Einem Proyent der Kapitalſchuld, unter 
ur bie Tilgung erſparten Sinfen, alljährlich zu amortifiven 
Privileglum / welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
n Inhabern der Obligätionen in Anfehung ihrer Befriedigung 
Seitens ded Starts zu bewilligen, ertheilen, iſt durch bie 
ir allgemeiiien Kenntiuß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höthfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Schloß Babelöberg, dA #3. Juni 1868. 


8) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Br. v. Jpenplig. Gr. zu Eulenburg. 


- 65 — 

Rheinprovinz, Regierungsbezirk Düſſeldorf. 
Obligation 

der Stadt Ruhrort 
KR... 
über 
IB Thaler Preußtſeh Kurant. 
Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom .. ten ........... 18.. 
(Befe-Samml, von 18.. &. ...), 





De Bär, ermeifter der Stadt Ruhrort und die von ber Stadtperordneten · Ver⸗ 
fammlımg hierzu beftellte ſtädtiſche Anleihe und Schuldentilg (gung Korte ion beur- 
kunden und Sefennen hierdurch, daß der Inhaber dieſer Obligatich ber hiefigen Stabt 
ein Darlehn von .......... Thalern Preußifh Kurant gegeben Hat, Beffen 
Empfang Hi ir befcheinigt wird. 

Diefe Summe bildet einen Theil der zur Regulirun, Io Streit 
und zur Beh itung ber Koſten mehrerer geneinmätiger, alag — Bemäßheit 
bes BD en Binilegh jums VOM .......... usgahe von 
Stadt —— jationen zu Pegonirenben Anleihe von 120,000 Fe 


üiichtlich blfer Spligtionen und deren Berinfung, gelten hie nachfol⸗ 
genden ern hungen, 4 


Die Schuldbeträge werden mit vom Hundert perji Id. Die Zin 
in Salbjährigen Terminen am. 30. Ara 3 8 Mi — ih ver —X 
gegen Kückgabe der ausgefertigten Zinstupons —5 


2. 


Dieſe zum werde 
Ku nm Stüd, fammt Tu 
uf bier und jeber fol 
even Zindfupond- Serie r 
bei dı der Stadtfaffe gegen | 
ee beigebrudt w 
ven rechtzeiti— 
EN Kupond E und Er 
Bürgermeifter8 und der S 
von dem Stadt-Rendanten unterjyrieven. 


(Nr. 7146) 2° 3. 
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3 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der’ Zinskupons der Betrag 
derfelben an den Vorzeiger durch die Stadtkafje gezahlt, welche die fälligen Ku— 
pons auch bei allen an fte zu leiftenden Zahlungen, namentlich bei der Entrichtung 
von Gemeindefteuern, in Aaplung annimmt. 


4. 


Die Zinskupons werden jedoch ungätig und werthlo8, wenn fie nicht vor 
Ablauf des vierten Kalenderjahres nach den Ablaufe des jahres, in welchem fie 
fällig geworden, bei der Stadtfafje zur Zahlung präfentirt werden. 


5. 


Zur enlöfung der Obligationen wird jährlich Ein Prozent der Anleihe 
fumme nebft dem Betrage der Zinfen für Die abgettagenen Schuldbeträge ver- 
wendet. Der Stadt bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit Genehmi- 

ung ber Regierung zu Düffeldorf zu verſtärken und dadurch die Abtragung der 
uld zu beichleunigen, oder auch, jedoch nicht wor dem Jahre 1880., fammtliche 
och umlaufende Obligationen mit halbjähriger Frift durch die öffentlichen Blätter 
($. 11.) zu kündigen. Den Obligationd-Inhabern ſteht ein Kündigungsrecht gegen 
die Stadtgemeinde nicht zu. Ä 


6 


Die Nummern der zu tilgenden Obligationen werden jährlich in der erſten 
Woche des Monats September in öffentlicher, 14 Tage vorher durch die $. 11. 
edachten Blätter angefündigter Sigung der Stadtverordneten durch das Loos 
Petit und vor Ablauf dieſes Monatd durch diefelben Blätter bekannt gemacht. 


7. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt am 31. Dezember 
des Jahres, worin die Ausloofung geichehen, durch die Stadtlafje nach dem No- 
minalwerthe an den Sorgeiger der Obligation gegen Auslieferung der leßteren. 
Mit diefem Tage hört die Verzinfung auf. 


8 


Mit der audgelooften Obligation find zugleich die ausgereichten, nach deren 
Sahlungstermine fälligen Zinskupons einzuliefern, widrigenfalls der Betrag der 
fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt wird, um zur Einlöfung diefer 
Kupons verwandt zu werden. Die audgezahlien Obligationen und die zu dem 
Ken gehörigen Zinskupond und Talond werden bei der Zahlungleiftung 
eichen der Kafirung von dem NRendanten der Stadtkaſſe kreuzweis durchfirichen. 


9. 
Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einlöfung vorgezeigten Obli- 
gr 








gefionen find jährlich durch die $. 6. gedachte öffentliche Bekanntmachung: in 
innerung zu bringen. Werden die Obligationen, diefer wiederholten Bekannt- 
machungen ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine 
zur Einlöfung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter Nr. 12, gemäß, al? 
verloren oder vernichtet zum Behufe der Ertheilung neuer Obligationen binnen 
dieſer Friſt angemeldet, fo follen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt 
angefehen werden und die dafür deponirten Kapitalbeträge der ftädtifchen Ver⸗ 
waltung zur Verwendung für gemeinnügige Zwecke anheim fallen. 


10. 


Für die Verzinfung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Ruhrort 
mit ihrem gefammten Vermögen und ihren fämmtlichen Einkünften. 


11. 


Die unter Nr. 2., 5., 6. und 9. vorgefehriebenen Selanntmadungen er⸗ 
folgen durch das Kreisblatt, das Regierungs⸗Amtsblatt oder den zum Amtsblatte 
gehörenden öffentlichen Anzeiger, die —* Zeitung und die Rhein⸗ und Ruhr—⸗ 
zeitung. Geht eines diefer Blätter ein, fo follen die übrig bleibenden Blätter fo 
lange genügen, bis die ftädtifchen Behörden mit Genehmigung der Regierung 
zu Düffeldorf ein andered Blatt beſtimmt haben. 


12, 


In Anfehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zinskupons 
finden die erlaflenen oder noch zu erlafienden Beftimmungen, namentlich die auf 
die Staatöfchuldfcheine und deren Zinskupons Bezug habenden Vorfchriften der 
Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebot® und der Amortifation 
verlorener oder vernichteter Staatöpapiere 99. 1. bis 13. mit nachftehenden näheren 
Beitimmungen Anwendung: 

a) die im $. 1. vorgefchriebene Anzeige muß der ftädtifchen Anleihe- und 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Diefer werden alle oielenigen 
Geſchäfte und Befugniffe beigelegt, welche nach der angeführten Verord⸗ 
nung dem Schafminifterium zulommen;- gegen Die Serfügun en der Kom- 
miflton findet jedoch der Rekurs an die Regierung zu üffeldorf ftatt; 


b) das im $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Kreigerichte zu Duisburg; 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgefchriebenen Bekanntmachungen follen 
duch die hier unter Nr. 11. angeführten Blätter gefcheben; 

d) an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine follen acht, 
an die Stelle des im $. 8. erwähnten achten Sindzahlungstermins foll der 
zehnte treten. 

13. Ä | Ä 
Zur Leitung ber Gefchäfte, welche die Auöftellung, Verzinfung und Tilgung 
(Nr. 7146.) der 
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der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von der Stadtverordneten · Ver⸗ 
fammlung eine Anleihe: nd Schulbentilgungs-Kommiffion gewählt, welche neben 
dem Bürgermeifter für die Befolgung der Beftimmumgen des ertheilten Brivi. 
legiums verantwortlich und für die treue Befolgung der Vorfchriften in Pflicht 

zu nehmen ift. Diefelbe fol aus drei Mitgliedern beftehen, welche durch die 
Stabtverorbneten- Dehnung gewählt werden. 


Ruhrort, den. .......... 18.. 


Der Biirgermeifer Die ſtaͤdtiſche Anleihe- und Schuldentilgungs- 
Kommiſſion. 
Eingeiragen in Di im die Kontrole 


ov....,."E o0ı vo». 


Rheinprovinz, Regierungsbezirk Düffeldorf. 
Serie l. M ..... 


Zinskupon 
sur 
Dbligation der Stadt Rubrort 
| u 
über 
............... Thaler Kurant. 
ber dieſes t am ............... . aus der Stadtk 
Aufn die Sim er al en genannten Bkigfin ver Stadt Ruhrort ri 
Ba SE VOM ...... ........ bis .............. mit ............... Kurant. 
Ruhrort, dem. I) BE 18.. 
Der Buͤrgermeiſter, Die ſtaͤdtiſche Anleihe- und Schuldentilgungs- 
Kommiſſion. 


Der Stadt⸗Rendant. 


Diefer Qupyn wird ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nit innerhalb vier Jahren nad 
den Ablaufe des Kalenderjahres, in welchem 
er fällig geworden, erhoben wird. 
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Rheinprovinz, Regierungsbezick Duſſeldorf. 


Valon. 
Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Dbligation 
der Sdyp uhren. I, ..... über agt gege le fünf Prozent Zinſen 


die ..te Serie Zinskupons für die Jahre 18.. bis 18.. bei der Siadtkaſſe zu 
Ruhrort, fofern dagegen Seitens des Eigenthümers der Obligation vorher fein 
Widerſpruch erhoben it 


Ruhrort, den ..ten ......... 18.. 
Der Buͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Anleihe- und Schuldentilgungs⸗ 
Kommiffion. 
Der Stadt⸗Rendant. 





(Nr. 7147.) Statut der Wieſengenoſſenſchaft des Argendorfer Thales im Kreiſe Neuwied. 
Vom 29. Juni 1868, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


verordnen Behufs Verbeſſerung der in den Gemeindebännen Leubsborf und Hön⸗ 
ningen, Kreis Neuwied, im Argendorfer Thale eegenen Wiefen, nach Anhörun 
der Betheiligten, dern Antrage der Mehrzahl derfelben entfprechend, auf Grun 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 66. 56. 57. (Gefeh-Samml. vom Jahre 
1843. ©. 51.) und des Gefeße8 vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Gefe-Sammil. 
vom Jahre 1853. ©. 183.), was folgt: 


j $. 1. | 

Die Beſitzer der in den Gemeinbebännen Leubsdorf und Hoͤnningen gele 

Ta Miefen, welche in dem Situationdplane des Reid Becenhanmmei ers 

etry zu Heddesdorf vom Auguft 1864. nebſt den dazu gehörigen Kataſterauszuͤgen 

vorm 22. und 27. Dezember 1864. verzeichnet find, werden zu einem Verbande 

unter dem Namen: „Wieſengenoſſenſchaft des Argendorfer Shales’’ vereinigt, um 
den Ertrag ihrer Grundftüde duch Ent- und Bewäflerung zu verbeflern. 

Der Berband hat Korporationdrechte und fein Domizil bei feinem jeded- 

maligen Borfteber. Ä 
$. 2. 


Die Hmupt- Be» und Entwäfferungsgräben, die Wehre und Sajügen 
ie 


(Nr. 7146—7147,) 





m nr 


die Bachregulicumgen, überhaupt alle zur vortheilhaften Beriefelung der Verbands. 
wiejen erforderlichen Inlagen, werden auf gemeinfchaftliche Koften des Verbandes 
auögeführt und unterhalten nad) einem Plan, welcher durch den genannten Kreis⸗ 
—— angefertigt und in Streitfaͤllen von der Königlichen Regierung 
eftzufteller i 

‚. Die Befaamung, der Umbau und die fonftige Unterhaltung der einzelnen 
Wiefenparzellen durd) lanirung , Düngung x. bleibt den Eigenthümern über: 
lafjen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen bed Wiefenvorftehers 
im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiften; auch können fie die Ausführung 
der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wiefenwärter des Verbandes für ihre Ne 
nung übertragen, 


$. 3. 

Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinfchaftlichen An- 
la a von den Genofjen nad Verhältniß ihrer betbeiligten Flächen auf 
gebracht. | 
Der Bürgermeifter fegt die Hebeliften auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feft und läßt die Beiträge von den Säumigen durch abminiftrative Exekution 
zur una kalfe einziehen. Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn 
ausgeführt unter Leitung des beftellten WMWiefenbaumeifterd; wo e3 indeflen zwed- 
mäßig ift, follen die Arbeiten nad) Beftimmung des Vorftanded an den Mindeft- 
fordernden verdungen werden. 

Ausnahmöweife kann der Borftand auch die Anlagen durch Naturalleiftungen 
der Eigenthümer ausführen lafien. In ſolchen Fallen ift der MWiefenvorfteher 
befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig audgeführten Arbeiten nach einmaliger 
vergeblicher Erinnerung auf Koften des Säumigen machen und die Koften von 
demfelben durch Exekution beitreiben iM lafjen. Ebendazu ift der Wiefenvorfteber 
befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre Grundftüde obliegen 
und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben dürfen. 


$. 4. 


Die Anlegung der nötbhigen Gräben, Wehre ıc. muß jeder Wiefengenoffe 
ohne Weitered geftatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in ber 
Regel unentgeltli hergeben, Soweit ibm der Werth nicht durch das an den 
Dammboffirungen und Üferrändern wachjende Gras oder andere zufällige Vortheile 

ebt werden follte, ift Entfchädigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber werden, 
mit Ausfchluß des Rechtsweges, fchiedörichterlich entfchieden (cfr. $. 9.). Die 
Erwerbung von Terrain, welche nicht Mitgliedern des Wiefenverbandes gehört, 
erfolgt nad) den Vorfchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


S. 5. 


Die Angelegenheiten des Wiefenverbandes werden geleitet von einem Wiefen- 
vorfteher und zwei Wiefenfchöffen, welche zufammen den Borftand bilden. Diefel- 
ben befleiden ein Ehrenamt. Als Erfah für baare Auslagen und Verfäumnifle 
erhalt jedoch der Wiefenvorfteher jährlich für den Morgen zwei Silhergroſchen, 
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$. 6. 


Die Mitglieder des Vorftandes werden von den Wiefengenoffen aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebit zwei Stellvertreten für die Wiefenfchöffen. 

Dei der Wahl hat jeder Wiefengenoffe Eine Stimme; wer mehr als zwei 
Morgen im Berbande beftkt, bat zwei Stimmen, wer vier Morgen befigt drei 
Stimmen, und fo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Bürgermeifter beruft die Wahlverfammlung und führt den Vorfik 
in derfelben. Er verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eides flatt. 

Diinderjährige und moralifche Perfonen können durch ihre gefeklichen Ver- 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitfliimmen. 

Wählbar ift derjenige, welcher mindeftens einen halben Morgen Wiefe im 
Verbande befitt und den Vollbefit der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtöfräftiges 
Erkenntniß verloren hat. 
beob Pr Uebrigen find bei der Wahl die Vorfchriften für Gemeindewahlen zu 

eobachten. 
- Zur Legitimation des Vorftandes dient das vom Bürgermeifter befcheinigte 
Wahlprotokoll. 


$. 7. 
Der Wiefenvorfteher ift die ausführende Verwaltungsbehörde des Verbandes 
und vertritt denfelben anderen Perfonen und Behörden gegenüber. 
Er bat insbefondere 


a) die Ausführung der gemeinfchaftlihen Anlagen nach dem feitgeftellten 
Bewäflerungsplane mit Hülfe des vom Vorftande erwählten Wiefenbau- 
meifterd zu veranlaffen und diefelbe zu beauffichtigen; | 

b) die Beiträge auszufchreiben, die Zahlungen auf die Kafle anzumeifen und 
die Kaffenverwaltung zu revidiren; 

c) die Voranfchläge und Jahresrechnungen den Wiefenfchöffen zur Feftftellung 
und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wiefenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beauffichtigen 
und die halbjährige Grabenfchau im April und November mit den Wiefen- 
ſchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechfel für den Wiefenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen ift die Zu: 
flimmung der Wiefenfchöffen nöthig; 

f) die Ordnungdftrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verlekung 
dieſes Statuts umd der befonderd dazu erlafjenen Reglementd bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 

In Behinderungsfällen läßt fic) der Wiefenvorfteher durch einen Wiefen- 
ſchöffen vertreten. Ä 
Jahrgang 1868. (Nr. 7147.) 93 $. 8, 
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$. 8. 

Zur Bewahung und Bedienung der Wiefen ftellt der Borftand einen 
Miefenwärter auf dreimonatlicye Kündigung an, deffen Lohn die Generalverfamm- 
lung der Genofjen bei der ah! des Vorſtandes ein- für allemal beftimmt. Die 
Mahl des Wiefenwärterd unterliegt der Beftätigung de8 Landsrathes. Der Wiefen- 
wärter ift allein befugt zu wäſſern und muß fo wäſſern, daß alle Parzellen 
den verhältnigmäßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein Eigenthümer darf die 
Schleufen öffnen oder zufegen, oder überhaupt die Bewäſſerungs⸗Anlage eigen- 
mächtig verändern, bei Vermeidung einer Konventionalftrafe von zwei Thalern für 
jeden Kontraventiondfall. 

Der Wiefenmwärter wird als Feldhüter vereidigt, er muß den Anweifungen 
des Miefenvorftehers pünktlich Folge leiften und kann von demfelben mit Verweis 
und Geldbuße bis zu Einem Thaler beftraft werden. 


§. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwifchen den Mitgliedern des Verbandes über 
dad Eigenthum von Grundftüden, über die Zuftändigfeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nukungsrechten, und über befondere, auf fpeziellen 
Rechtstiteln beruhende Rechte und Berbindlichfeiten der Parteien entftehen, gehören 
zur Entfcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bemwäflerungsplanes durch 
die Regierung (cfr. $. 2.) alle anderen, die gemeinfamen Ungelegenheiten des 
Verbandes oder die porgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem heile der Rekurs an 
ein Schiedögericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Belanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem MWiefenvorfteher angemeldet werden muß. Ein 
weitered Rechtsmittel findet nicht ftatt. Der unterliegende Theil trägt die Koften. 

Das Schiedsgericht befteht au8 dem Bürgermeiſter und zwei Beifikern. 
Die Beifiger nebft einem Stellvertreter für jeden werden von der Generalverfammiung 
der Wiefengenoffen auf drei Jahre gewählt. Wählbar ift Jeder, der in der Gemeinde 
(eines Wohnortes zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar ift, mindeftens Einen 
Morgen befitt und nicht Mitglied des Verbandes ift. 

Wenn der Bürgermeifter felbft Mitglied des Verbandes fein follte, fo muß 
der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiifchen Vorftkenden 
des Schiedögericht8 ernennen. Daffelbe kann der Landrath thun, wenn jonftige 
Einwendungen gegen die Perſon ded Bürgermeifterd von den Betheiligten erhoben 
werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermefjen des Yandsrathes beein- 
trächtigen. 

$. 10. 


Wegen der Wäfjerung8- Ordnung, der Grabenräumung, der Heuwerbung 
und der Hütung auf den Miefen hat der Vorftand die nöthigen Berti gen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler bedgohen 
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$. 11. 


Der Wiefenverband ift der Oberaufficht des Staates unterworfen. 

Das Auffichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung in 
Coblenz als Landespolizeibehörde und von dem Minifter für die landwirtbfchaft- 
lihen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniffen, 
welche den Auffichtöbehörden der Gemeinden zuftehen. 


$. 12. 


afol | Aenderungen diejed Statut3 können nur unter landeöherrlicher Genehmigung 
olgen. 


en a unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelöberg, den 29. Juni 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow., Leonhardt. 





(Nr. 7148.) Statut der Genoſſenſchaft zur Melioration der Walſchwieſen bei Plauten im 
Kreife Braunsberg. Vom 29. uni 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des Gefeke vom 28. Februar 1843. $$. 56. und 57. 
(Gefe-Samml. vom Jahre 1843. ©. 51.) und des Artikels 2. des Gefekes 
vom 11. Mai 1853. (Gefet -Samml. vom Jahre 1853. ©. 182.), nad) An- 
börung der Betheiligten, was folgt. 


g.1. 


Um die im Kreife Braundberg in den Gemeinden Woppen, Seefeld, 
Liebenthal, landen, Schönfee, Plauten und Steinbotten gelegenen Grundftüde, 
welche duch Ueberſchwemmungen der Walſch leiden, gegen diefe Nachtheile zu 
fihern und zu entwäflern, werden die Eigenthümer Sieter Srundftüde zu einer 
Senofienfchaft mit Korporationstechten unter dem’ Namen | 

»Genoſſenſchaft für die Melioration der Walfchwiefen 

bei Dlauten» 
vereinigt. | 
(Nr. 7147-7148.) 93° i Mit 
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lich ihres Regreſſes an die eigentlich Verpflichteten. In Fällen augenblicklichen 
Bedürfniſſes kann der Vorſtand ausnahmsweiſe und vorbehaltlich ſpäterer Aus- 
gleichung der entſtehenden Koſten zu der erforderlichen Unterhaltung und Sicherung 
der vorhandenen Anlagen auch Naturalleiftungen in Anfpruch nehmen. 

In folden Fällen ift der Wiefenvorfteher befugt, die nicht rechtzeitig oder 
nicht gehörig anagelunnten Arbeiten und Lieferungen nach einmaliger vergeblicher 
Erinnerung auf Koften der Säumigen madyen, tefp. befchaffen und die Koften 
von denfelben durch Exekution beitreiben zu laffen. 

Ebendazu ift der Wicfenvorfteher befugt bei Arbeiten, welcye den einzelnen 
Genoſſen für ihre Grundftüde obliegen und im Intereſſe des Verbandes nicht 
unterbleiben dürfen. 

$. 8. 


Die Anlegung der nöthigen Werke, Dämme, Schleufen, Gräben u. f. w. 
muß jedes Verbandsmitglied ohne Weiteres geftatten und den dazu erforderlichen 
Grund und Boden injoweit ohne Entfhädigung hergeben, als daſſelbe „nerlir in 
dem auf den Uferrändern wachjenden Orafe oder anderen zufälligen Vorteilen 
der Anlage eine ausreichende Entſhädigung erhält. 

Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrich⸗ 
terlich entſchieden (9. 13.). 


F. 9. 


Die Angelegenheiten der Genoſſenſchaft werden von einem Wieſenvorſteher 
und ſechs Beiſitzern geleitet, die zuſammen den Vorſtand bilden. Vorſteher und 
Beiſitzer verwalten ein Ehrenamt, jedoch werden ihnen die baaren Auslagen 
vergütet. 

6. 10. 


Der Vorſtand wird in der Weife zufammengefekt, daß jede der fieben bethei- 
ligten Ortfchaften einen Vertreter in demfelben hat. Diefer Vertreter wird nebft 
einem Stellvertreter für die betreffende Ortfchaft von den fämmtlichen bei der 
Genoffenfchaft betbeiligten Beſitzern derfelben unter Leitung des Ortsvorſtandes 
gewählt Bei diefer Wahl haben Befiter bi zu 10 Morgen Eine Stimme, von 

0 bis 20 Morgen zwei, und von 20 Morgen und darüber drei Stimmen. 

Minderjährige und juriftifche Perſonen werden durch ihre gefeglichen Ver- 

treter, Ehefrauen duch ihre Ehemänner vertreten. 
it er ift derjenige, welcher fih im Wollbefig der bürgerlichen Ehren- 
rechte befindet. ' 

Die Wahl findet auf 6 Jahre ftatt, alle 3 Jahre fcheiden reſp. 3 oder 4 
Mitglieder aus, das erſte Mal durch das Loos, fpäter immer die älteren. Die 
Ausfcheidenden fönnen wieder gewählt werden. Im Uebrigen find bei der Wahl 
die Vorfchriften für Gemeindewahlen zu beobachten. 


$. 11. 
Die Mitglieder des Vorftandes wählen unter fi) den Vorſteher. * 
| e 
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felbe führt den Vorfit in ihrer Verfammlung und ift zugleich die ausführende 
Verwaltungäbehörde des Verbandes, welche denfelben anderen Perſonen und 
Behörden gegenüber vertritt. Er Bat insbefondere 


a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nad Maaßgabe des Sta- 
tuts zu veranlaffen und zu beauflichtigen; 


b) die Beiträge audzufchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzumweifen und 
die Kaffenverwaltung zu revidiren; 


c) die Voranfchläge und Jahresrechnungen zur Feititellung und Abnahme 
vorzulegen; 


d) den Wiefenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beauffichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im Frühjahr und Herbft mit den Be- 
fitern abzuhalten; 


e) den Schriftwechfel für den Verband zu führen und die Urkunden de3- 
felben zu unterzeichnen, wobei jedoch zur Abſchließung von Verträgen 
die Suffimmung der Beiſitzer nöthig ift; 


f) die Ordnungsftrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verlegung 
dieſes Statuts umd der befonderd dazu erlafjenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feitzufegen und an die Kaffe einzuziehen. 


In Behinderungsfällen läßt fich der Vorfteher durch einen Beifiger vertreten. 


$. 12. 


Mit Führung der Kaffenverwaltung des Verbandes betraut der Vorftand 
einen Rendanten und fichert demfelben eine angemeſſene Entſchädigung bierfür zu. 
Auch ift derfelbe befugt, zur Beauffichtigung der gemeinfamen Anlagen einen 
Fr gegen angemefjene Entſchädigung aus der Genofjenfchaftsfafje an- 
zuftellen. 

Dem Vorſteher ift Seiten? des Vorſtandes für die Ausführung der ge- 
meinfamen Anlagen eine dazu befähigte Perfönlichkeit auf Koften der Genofjen- 
Ihaft als ſachkundiger Beifland zuzuordnen. 


$. 13. 


Die Skeeitigteiten, welche zwifchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigentfum von Grundftüden, den Umfang oder über die Zufländigfeit von 
Srundgerechtigfeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über befondere, auf fpe- 
ziellen Rechtstiteln berubende Rechte und Berbindlichkeiten der Parteien entftehen, 
gehören vor die ordentlichen Gerichte. 
agegen werden alle anderen, die gemeinfamen Angelegenheiten des Der: 
bandes oder die vworgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoffen 
betreffende Befchwerden von dem Vorſtande unterfucht und entfchieden. Gegen 
diefe Entfcheidung des Vorſtandes fteht jeden Theile der Rekurs an ein Schieds- 
(Nr. 7148.) Zn ge⸗ 
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gericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des Beſcheides an 
erechnet, bei dem Vorſteher angemeldet ſein muß. Ein weiteres Rechtsmittel 
ndet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil rät die Roften. Das Schiedd- 
gericht befteht aus dem Domainen-Rentmeifter in Mehlſack und zwei Beifitern, von 
enen feiner Mitglied de3 Verbandes fein darf. Die Beifier nebft einem Stell- 
vertreter für jeden werden auf den Vorfchlag des Vorftandes von der Regierung 
in Königsberg auf drei Jahre ernannt. 


$. 14. 
Megen der Grabenräumung, der Heumerbung und der de a auf den Wie- 





jen bat der Borftand tie nöthigen Beflimmungen zu treffen und kann deren 
Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bi8 zu drei Rihlr. bedrohen. 
$. 15. 


Der MWiefenverband ift der DOberaufficht de Staated unterworfen. Das 
Auffichtsrecht wird von dem Kreißlandrathe, von der Regierung zu Königäberg 
und von dem Minifter für die landwirthfchaftlihen Angelegenheiten zu Berlin 
gehandbab! nah Maafgabe diefed Statut3, übrigens in dem Umfange und mit 

en Befugniffen, weldye den Aufficht3behörden der Gemeinden zuftehen. 


$. 16. 


i Dies Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeändert | 
werden. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfhrift und beigedrucktem 
Königlichen Sinfiegel. 


Gegeben Schloß Babelöberg, den 29. Juni 1868. 
(L.S) Wilhelm. 


v. Selhow. Leonhardt. 








Redigirt im Büreau des Staats -Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlihen Geheimen Ober - Hofbuchdruckerei 
(RM. v. Deder), 


mm 
Gejeß - Sammlung 

für die | | 

KRöniglihen Preußifhen Staaten. 


.. 
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(Nr, 7149.) Vertrag zwifhen Preußen und Heffen, betreffend die Verwaltung und den 
Betrieb der im Großherzoglih Heffiihen Gebiete belegenen Strecke der 
Main» Wefer - Bahn. Vom 30. Mai 1868. 


Naghdem in dem Schlußprotokoll zu dem zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige 
von Preußen und Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog von Heſſen und 
bei Rhein am 3. September 1866. abgeſchloſſenen Friedensvertrage sub Nr. 10. 
bezüglich der Abtretung der Sermallung und ded Betriebe der im Großherzog: 
liyen Gebiete belegenen Strede der Main » Wefer - Bahn befondere Verhand- 
lungen vorbehalten ‚worden, fo find zum Zweck derfelben die Bevollmächtigten 
der hetbeiligten Hohen Regierungen, und zwar: 


Seitens der Königlich Preußiſchen Regierung: 


der Be Ober-Regierungsratö Ludwig Auguft Wilhelm 
eife, 


Seitens der Großherzoglihd Heffifhen Regierung: 
der Minifterialratd Auguft Schleiermaner, 


aufammengetreten unb haben unter Vorbehalt der Ratifikation den nachftehenden 
Vertrag verabredet und abgefchloffen. 


Artikel 1. 


Die Großherzoglih Heffifhe Regierung überträgt vom 1. Auguft 1868. 
gb auf ewige A die Verwaltung und den Betrieb des in Ihrem Staatögebiete 
belegenen Theile der Main » Weler - Bahn, fowie die Verwaltung alles dazu 

ehörigen Eigenthumd, an die Königlich Preußiſche Regierung. ie Königlich 
teußifche Negierung nimmt diefe Uebertragung an und wird, nachdem bie 
übrigen Theile der. Main + Wefer - Bahn in Folge der Einverleibung des ehema⸗ 
ligen Rurfürftentbums Heffen und des Gebiete der vormals freien Stadt Frank—⸗ 
jur in hr Eigentbum übergegangen find, das gefammte Main + Wefer - Bahn- 
nternehmen einheitlich verwalten und betreiben. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7149.) 94 Art, 


Ausgegeben zu Berlin ben 25. juli 1868. 
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Artikel 2. 


Zu dem Behuſe wird die Königlich Preußiſche Regierung eine Königliche 
Direktion einſetzen, deren Sitz und Firma die Königlich Preußiſche Regierung 
beſtimmt. Dieſe Direktion wird aus höchſtens vier Mitgliedern beſtehen, von 
welchen die Königlich Preußiſche Regierung den Vorſitzenden reſp. deſſen Stell 
vertreter, ein adminiſtratives und das techniſche Mitglied zu ernennen befugt ift, 
während der Großherzoglih Heſſiſchen Regierung das Recht vorbehalten bleibt, 
auch Ihrerſeits ein mit einem adminiſtrativen Dezernat zu betrauended Direktions⸗ 
mitglied zu ernennen und der Königlich Vreußifchen Regierung zu bezeichnen. Diefer 
Beamte erhält Sit und Stimme in der Direktion und hat im Domizil derfelben 
Wohnſitz zu nehmen. Er fungirt gleichzeitig als fändiger Kommiſſarius der 
Großherzoglich Hefitichen Regierung zur Vertretung Ihrer aus diefem Vertrage 
fonft originivenden Gerechtſame. Ungeachtet feiner Mitgliedfehaft in der König: 
lihen Direktion bleibt er Großherzoglich Heflifcher Unterthan und Staatödiener 
und erhält gleich den übrigen Direktionsmitgliedern feine Kompetenzen aus den 
Intraden der Bahn nach denfelben Grundfägen, welche für die übrigen Direk— 
tiondmitglieder als maaßgehend aufgeftellt werden. 

Die einzufeßende Königliche Direktion wird die Gefchäfte nad) den von 
der Königlich —RAr Regierung zu erlaſſenden Inſtruktionen in koilegialiſcher 
Form führen und die ihr —— Entſcheidungen nach Najeritatobeſchr | 
faffen. Bei Stimmengleicyheit giebt die Stimme des Vorſitzen 
wefenbeitöfällen ſeines Stellvertreterd den uelhing. Bon dem Tage ab, an 
welchem dieſe Direktion eingefeßt wird und in Wirkfamfeit tritt, begiebt ſich bie 
Großherzoglich Heſſiſche Regierung, infoweit in dem gegenwärtigen Bertrage 
nicht Ausnahmebeftimimngen getroffen worden find, der Eimwirtung auf die 
Verwaltung der Main » Wefer - Bahn und ftellt imöbefondere die von derfelben 
für Die in dem Großberzoglichen Gebiete belegene Bahnſtrecke eingefehte Spezial- 
Direktion ihre Funktionen ein. 


en tefp. in Ab⸗ 


Artikel 3. 


Die auf, der Großherzoglich Heffifchen Bahnftrede zur Zeit fungirenden 
oder fonft im Intereſſe der rain «Meer - Bahn von der Groß ersoglic) Sell 
ſchen Regierung angeitellten Beamten treten mit ihren gegenwärtigen Befoldun: 
en, Emolumenten und fonftigen Nechten in den Dienft der Königlid) Preußifchen 

egierung. Sie fiheiden dadurch nicht aus dem Unterthanenverbande ihres 
Seat andes und find den Gefegen und Behörden des Ortes unterworfen, wo 
te ihren amtlichen Wohnfit haben, unterfteben aber rüdfichtlich der Disziplinar- 
behandlung außfchlieglich ber Königlich Preußifchen Regierung, beziehungsweiſe 
deren zuſtaͤndigen Organen. 

Die Großberzoglich Heffifhe Regierung behält Sich übrigens das Recht 
vor, diejenigen dieſer Beamten, welche den Rudtritt in den Großherzoglich Heſſi⸗ 
fchen Diente wünſchen, Bei geeigneter Gelegenheit au8 dem Königlich Preußifchen 
Dienft zurüczuberufen. Der Austritt aus dem lebteren kann in einem folchen 
alle jedoch erſt dann ftattfinden, wenn für den Erfah Sorge getragen ift, was 

je 
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ee mit thunlichfter Befchleunigung und längftend binnen drei Monaten ge- 
chehen wird. 
| Bei künftigen Anftellungen für die innerhalb des Großherzoglichen Ge- 
bietes belegene Bahnftvede wird die Königlich Preußifche Negierung Angehörige 
des Heſſiſchen Staates thunlichſt berüdiichti en. Hinſichtlich des Untertbanen- 
und Disziplinarverhältnifies gelten für diefe Beamten diefelben Normen, wie für 
die aus dem Großherzoglichen in den Königlichen Dienft übergetretenen Beamten. 
Menn die Srohher oglich Heſſiſche Regierung aus polizeilichen Gründen 
die Entfernung eined auf tem ebiete ftationirten’ Beamten von feiner Stelle 
für geboten erachten follte, fo wird Sie der Königlich Preußifchen Regierung 
hierüber Mittheilung machen und diefe dann ein ſolches Anfinnen fobald als 
tbunlich berüdfichtigen. | 
Artikel 4. 


Rüdfichtli der Vertheilung der Reinerträge bewendet e8 bei dem biöher 
beobachteten Grundfage, wonach da8 gefammte Anlagefapital, welches von jedem 
der bei dem Main » Wefer - Dahn « Unternehmen betheiligten Staaten beziehungs⸗ 
weife deren Rechtövorgängern bis zum Schluffe des der Rechnungsaufitellung 
vorhergehenden Jahres auf die in Ihren vejp. Gebieten belegenen Bahnftreden 
aufgewendet worden ift, den Vertheilungsmaaßſtab für die Ueberſchüſſe abgiebt, 
welche nad) Abzug der gefammten Verwaltungs⸗, Unterhaltungd» und Betriebs⸗ 
toften von der Sefammteinnahme übrig bleiben. 

Die von der Königlich Preußiſchen Verwa alljährlicy bi8 zum 1. Mai 
aufzuftellende Betriebsrechnung wird zunächſt der Großherzoglich Heſſiſchen Re— 
gierung zur Einficht mitgetbeit Etwaige Monita der Großberzoglichen Regie— 
tung, die nicht durch Benehmen zwifchen dem von derſelben zu beftellenden 
Kommiffarius und der Königlich Preußischen Eiſenbahndirektion fich begleichen 
laffen, find durch unmittelbared Benehmen der beiderfeitigen Regierungen zum 
Austrag zu bringen. 

Der der Großherzoglichen Negierung zuftehende Antheil an den Betriebs- 
Ueberfchüffen wird alljährlich nad Feſtſtellung der Jahres-Betriebsrechnung 
unverweilt an die von der Großherzoglichen Regierung zu bezeichnende Kafle 
abgeführt werden. 


Artikel 5. 


Die von der Direktion alljährlich aufzuftellenden Verwaltungs: Etats follen 

itig und fpäteftens fech8 Wochen vor Beginn ded Etatdjahred und vor ihrer 

Befinttiven eftftellung durdy die Königlih Preußiſche Negierung Seitens der 

legteren der Großherzoglich Heſſiſchen Negierung mitgetheilt werden. Die von 

diefer in Bezug auf die Etatsaufftellung etwa geäußetten Bedenken und geftell- 

ten Anträge werden Seitend der Königlich Vreußifchen Regierung einer eingehen- 
den Erörterung unterzogen und thunlichſt berüdjichtigt werden. 


Artikel 6. 


Man ift darüber einverftanden, daß das Unternehmen fortwährend in 
{Nr. 7149.) | 91° ei⸗ 





— 612 — 


einem den Anforderungen des Verkehrs entfprechenden Zuftande erhalten und 
diefen Anforderungen entfprechend betrieben werden foll. Sollten fich zu dem . 
Swede Ergänzungdbauten, Vermehrung der Betriebsmittel oder andere dergleichen 
Aufmendungen als nothmendig heraußftellen, weldye eine Erhöhung ded Anlage 
fapitald für das Gefammtunternehmen bedingen, fo wird hierüber zuvor eme 
Derftändigung zwijchen den Hohen Eontrabirenben Regierungen herbeigeführt 
werden. 


Artikel 7. 


Die Landeöhoheit bleibt für die Bahnftrede im Großherzoglich Heflifchen 
Gebiete der Großherzuglihen Regierung ausſchließlich vorbeba ten. Diejelbe 
errichtet Sich jedoch, der Königlich Preußifchen Itegierung in den durch das 
Dee efer-Bahn-Unternehmen bedingten Fällen das Erpropriationsrecyt zu 
verleihen. - 
Die Hoheitözeichen an der Bahnftrede im Großherzoglichen Gebiete find 
nur die der Großherzoglich Heffifchen Regierung. 


Artikel 8. 


Die im Großherzogtbum Heffen zum Schuße der Eifenbahnen und Tele 
gtapben und ded Betriebes derfelben jeweilig beftehenden gefeglichen und polizei- 
ichen Beflimmungen finden gm auch auf die in Rede ftehende Bahn- 

ftrede nebft Bahn-Telegraphenleitung Unmwendung. 
| Da jedoch im Intereſſe der einheitlichen Verwaltung der Main: Wefer- 
Bahn die Handhabung der Bahnpolizei nady übereinftunmenden Grundfähen 
dringend wünfchenöwerth ift, fo wird die Großher oalich eſſiſche Negierung 
das von der Königlich Preußiſchen Regierung fell ende Bahnpolizei- Regle- 
ment, fowert nicht lokale Verhältniffe einzelne Abweichungen unvermeidlich machen 
möchten, auch für die Bahnftrede in Ihrem Gebiete in Kraft fehen. 

bl Das Bahnpolizei » Neglement wird für jedes Staatögebiet befonderd 
publizirt. 


Artikel 9. 


| Alle privatrechtlichen Anfprüche, welche in Beranlaffung des Betriebes 

und der Verwaltung der im —— — Heſſiſchen Gebiete gelegenen Bahn⸗ 

ſtrecke gegen die Königlich Preußiſche Betriebsverwaltung erhoben werden, unter— 
liegen der Entſcheidung der zuſtändigen Großherzoglichen Gerichte. Zu dem 
Ende ſoll die Stadt Gießen als —2 Domizil der Königlich Preußiſchen 
Verwaltung in dem Großherzogthum betrachtet werden. Verbrechen und Ver: 
geben beach der obigen Bahnftrede oder der aranöporee auf derfelben wer- 
den ebenfalld von den zufländigen Großherzoglichen Behörden unterfucht und 
nach den Großherzoglichen Gefeßen beurtheilt. 


Artikel 10. 


Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Großherzoglichen Gebiete 
belegenen —*5* erfolgt durch das in den Babnpolizeis eglements beftimnee 
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Königlich Preußiſche Eifenbahnperfonal. Diefes Verfonal ift auf Präfentation 

. ber Direktion (Artikel 2.) von den kompetenten Großberzoglichen Behörden in 
Pflicht zu nehmen. 

Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt binfichtlich dieſer 

. Bahnftrede den betreffenden eoroßhergeglichen Organen ob. Diefelben werden 

den Bahnpolizei- Beamten auf deren Anfuchen bereitwillig Unterftügung leiften. 


Artikel 11. 


Die Feſtſetzung der Tarife, die Feftftellung des Fahrplanes und die Er- 
laffung aller fonftigen die Verwaltung und den Betrieb der Main-Wefer-Bahn 
betreffenden Verordnungen ift ausjchließlih Sache der Königlich Preußiſchen 
Regierung, welche Sich jedoch verpflichtet: Ä 


a) in Betreff der Tarife ohne vorgängige Zuftimmung der Großherzoglich 
Seifen Regierung feinerlei. Erhsbung der gegenwärtig beftehenden 
ariffäte in Kraft treten zu laflen; | Ä 


b) rüdfichtli der Fahrpläne wird die Königlid Preußische Regierung, da- 
fern nicht eine anderweite Vereinbarung mit der Großherzoglich Heffifchen 
Regierung getroffen fein wird, mindeftend fünf Werfonenbeförderun 

vermittelnde Züge in jeder Nichtung auf der Bahn ablafjen und darauf 
Bedacht nehmen, daß diefe Züge auf fämmtlichen im Großherzogthum 
vorhandenen Stationen zur Aufnahme von Perſonen anhalten. Je einer 
diefer Züge foll in einer frühen Morgenſtunde, ein zweiter in einer fpä- 
teren Morgenftunde, ein dritter in einer Nrachmittageftunde , ein vierter 
in einer Abendſtunde die im Großherzogthum belegene Bahnftrede 
durchfahren; 

überdied wird die Königlich Preußifche Regierung bei Feſtſtellung der 
Fahrpläne, Tarife und Verordnungen die Ihr in Bezug hierauf von 
der Großberzoglich Hefiifchen Regierung etwa fund gegebenen Wünfche 
thunlichft berüdfichtigen. 


C 


Ns 


Artikel 12. 


Zwiſchen den beiderfeitigen Staatdangehörigen foll ſowohl Hinfichtlich der 
Beförderungspreife, als der Zeit der Abfertigung fein Unterfchied gemacht wer- 
den, namentlich follen die aus dem Gebiete ded einen Staates in das Gebiet 
des anderen Staates übergehenden Transporte weder in Beziehung auf die Ab- 
fertigung, noch rüdfichtlidy der Beförderungspreife ungünftiger behandelt werden, 
als die aus dem betreffenden Staate abgehenden oder darin verbleibenden 
Transporte. 


Artikel 13. 


Gegenwärtiger Vertrag fol zur Iandeöherrlihen Genehmigung vorgelegt 
und die Auswe felung der Ratifilationd » Urkunden fpäteftens binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. 
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Deffen zu Urkund ift ber Vertrag von den beiberfeitigen Bevollmächti 
unterzeichnet und unterfiegelt worden. i u. 
So gefchehen Berlin, den 30. Mai 1868. 


(L. S.) ‚Ludwig Auguft Wilhelm Heife. 
(L. 8.) Auguſt Scleiermader. 


Vorftehender Vertrag ift ratifijiet worden, und die Auswechfelung der 
Ratififationg - Urkunden bat ftattgefunden. 


m ——, — — —iwꝰ⸗ 


(Nr. 7150.) Allerhöchſter Erlaß von 30. Mai 1868., betreffend die veränderte Führung der 
Militair -Kicchenbücher. 


Au Ihren Bericht vom 24. d. M. beftimme Ich, unter Aufhebung der ent- 
gegenftehenden Vorfcheiften ia den 6$. 41. 42. 76. und 79. der Militair- Kirchen: 
ordnung vom 12. Februar 1832., Daß hinfort für jede Garnifon, beziehungs— 
weife fur jede Militair Kirchengemeinde nur Ein Kirchenbuch, beftehend aus einem 
Tauf-, Trauungd-, Todten- und Konfirmandenregifter, angelegt und in duplo 
geführt werden A Sie, den Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten, beauf- 
trage Sch mit der Ausführung diefer Meiner Beftimmung. 


Bein, den 30. Mai 1868. 
Milhelm. 
v. Roon. v. Mühler. 


An die Minifter des Krieges und der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 
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(Nr. 7151.) Abgeandertes Statut des Dommithſcher Deichverbandes. Vom 29. Juni 1868. 


Mi, Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig don Preußen 3. 


Nachdem mehrere Hochwaffer der Elbe und namentlich die Hochwafler der 
Frühjahre 1865. und 1867. gezeigt haben, daß der nad) dem Statute des Dom- 
mißfcher Deichverbandes vom 13. November 1854. (Geſetz-Samml. vont Jahre 
1854. ©. 600. ff.) errichtete Sommerdeichverband die eingedeichtn Grund» 
ftüde nur unvolllommen gegen die Vetheerungen des Hochwaflers fchügt, und 
nachdern die geſetzlich vorgefchriebene Anhörung der Betheitigten erfolgt iſt, ge- 
nehmigen Wir bierduch auf Grund des Gefebed über dad Deichivefen vom 
28. Januar 1848. $$. 11. 15. und 23. -(Gefeg-Sammil. vom Jahre 1848. 
©. 54.) auf den Antrag de8 Dommipfcher Deichamtes und der überwiegenden 
Majorität der Betheiligten nachftehende Aenderungen des obigen Statut3 vom 
13. November 1854. | 


I. 


Zum $. 1. des Statut8 vom 13. November 1854. In der im 
$. 1. des Statut vom 13. November 1854. näher bezeichneten Niederung werden 
die Eigenthümer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grundſtücke, welche 
ohne Verwallung bei einem Waſſerſtande von 23 Fuß am Torgauer Pegel der 
Ueberſchwemmung unterliegen würden, zu einem Deichverbande vereinigt, welcher 
eh a bat, fie gegen die Ueberfchwenmungen der Elbe und Weinske zu 


Die fhon vor dem Statut vom 13. November 1854. eingedeichten Dre 
bligner Aue Selber gehören nach wie vor diefem Deichverbande nicht an. Da 
jedoch die Sicherbeit der zum Deichverbande gehörigen Niederung von ber 
Erhaltung des Drebligaer Felddeiches abhängt, fo wird derfelbe unter Schau und 
Aufficht des Dommipfcher Deichamtes geftellt, wie dies weiter ımten näher dar 
geftellt wird. 

II. 

Zum $. 2. Der jekt berzuftellenbe Minterdeich behält die Richtung dei 
bisherigen Sommerdeiched; er wird aber da, wo er hart am fonfaven Ufer der 
Elbe fortläuft, bis zu einer Höhe von 23 I 6 Zoll, im Uebrigen bis zu 
einer Höhe von 23 Fuß, Alles am Torgauer Pegel, bei einer Afüßigen Kronen⸗ 
breite und einer beiderfeitigen 2 füßigen Böſchung erhöht und verftärft, wie dies 
im Koften = Ueberfchlage des Wafferbau  Infpeltord Cuno in Torgau vom 15. Juni 
1865. näher nachgewieſen. 


IH. 


Zum $ 3. Die Anlage und Unterhaltung des Deiches (II.) erfolgt für 
Geld aus der Kaffe des Deichverbandes. gt 
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IV. 


Zum $. 4. Mie der Deich, werden auch die in demfelben enthaltenen 
Schleufen aus der Kaffe des Deichverbandes hergeftellt und unterhalten. 


V. 


⸗ 


Die 66. 5. 6. 7. fallen fort. 


vi 


Zum $. 8. Das von der Regierung in Merjeburg am 22. März 1856. 
angefertigte Deichtateiter wird fofort einer Revifion unterworfen. Die biöherigen 
Grundſätze der Kataftrirung werden dahin geändert, daß Wiefen und Hütungen 
nicht, wie biöher, für voll, fondern nur zur Hälfte ihrer Fläche herangezogen 
werden, und überdied auf Stellen, weldye befonderd vom Qualmwaſſer leiden, 
url Nüdfiht genommen wird. Im Uebrigen bemendet es bei dem für die 

u 


ellung und Revifion des Deichkatafterd im $. 8. vorgeſchriebenen Verfahren. 


VO. 
Der $. 9. fällt fort, 


vo. 


Zum $. 10. Die Gemeinde Drebligar ift gehalten, auf ihre alleinigen 
Koften den von der Höhe am Dorfe ab 518 zum jetzigen Drebligaer Sommer 
deiche vor dern Drebligaer Anger führenden fogenannten Felddeih in gleicher 
Weiſe 8 normaliſiren, wie der Deichverband dies mit ſeinem Sommerdeiche 
thut. Dieſer Drebligaer Felddeich muß ebenfalls eine 4 Fuß breite Krone und 
beiberjeitige 2füßige Böfchungen erhalten, die Normaliſirung auch gleichzeitig mit 
der des Werbanddeiches ftattfinden. Die Stormaliirungßarbeiten erfolgen unter 
Aufficht de Dommitzſcher Deichamtes. Findet diefe Normalifirung nicht reiht: 
zeitig und ordnungsmäßig ftatt, fo ift das Deichamt berechtigt, fie wie die übrigen 
Berbanddarbeiten * Geld ausführen zu laſſen und die entſtehenden Koſten von 
der Gemeinde Drebligar einzuziehen. 

Beim Hochwaſſer iſt der Deich von der Gemeinde Drebligar unter Lei—⸗ 
tung und Auflicht des Deichamted zu vertheidigen und bat ſich der Ortövorftand 
in Drebligar und die Gemeindemitglieder den Weifungen des Deichhauptmannd 
und feined Stellvertreter, fowie des Deichinfpeltord, zu fügen. 

- Die Regierung in Merfeburg hat für den Deichverband und die Gemeinde 
N eine Deichvertheidigungd-Ordnung nad Anhörung der Betheiligten zu 
erlafien. 

Den jährlihen Schauen des Verbandsdeiches ift auch der Drebligaer Feld⸗ 
deich unterworfen. Die Gemeinde Drebligar ift bei der Schau ihres Felddeiches 
zuzuziehen, demnächft aber auf ihre Koſten auszuführen verpflichtet, was bie 
Schaulommifjion im Intereſſe der Sicherheit des Felddeiches anordnet. Di 
| ie 
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Die Gemeinde Drebligar ift berechtigt, jeder Zeit ihre Aufnahme in den 
Deichverband zu verlangen, Die ihr in diefem Stahate_auferlegten Verpflichtun⸗ 
gen geben dann fofort auf den Deichverband über. Sie tritt in dieſem alle 
mit ihrer gefammten eingedeichten Niederung in das Verbanbdskataſter nad) den- 
felben Srundfägen, wie die übrige Niederung darin aufgenommen tft. Das 
Deihamt wird alddann durch noch einen Drebligaer Repräfentunten vermehrt. 

Bis dahin von der Gemeinde Drebligar und dem fa tommmen aufge: 
wendete Koften werden nicht weiter auögeglicen, fondern emfach fompenfitt. 

- ,,Den auf der füdlichen Grenze des Deichverbanbes fi) nach der Höhe 
Binziehenden Felddeich kann die Gemeinde Drebligar gleich nach ausgeführter 
Normalifirung ihre vom Dorfe aus führenden Felddeiches abtragen, wenn ihr 
folhe8 beliebt. Dem Deichverbande fteht fein Widerſpruchsrecht en au. 
IX. 


Zum 6. 11. Die Sejlimmung tvegen des Schleufenfchluffed im Drebli- 
per Felddeich erledigt fich mit feiner Abtragung. Bis dahin behält e8 bei die⸗ 
er Statutsbeflimmung fein Bewenden. 
Ä X 

Der $. 12. bleibt unverändert. 

XI. 

Sum 6 13. Der iche Deichkaſſenbeitrag richtet fich nach den Be⸗ 
dürfniffen her Beibomben, "Die Sähe des —— Reſervefonds wird 
auf 500 Thaler feſtgeſetzt. 


Die 66. 14. bis 20. bleiben unverändert. 


XI. . 
Zum $. 21. Die allgemeinen Beſtimmun te künftig zu erlaflende 
Deichſtatute vom 14. ovember 1853. (Ge —— Kim — ſollen 
für den Dommitzſcher Deichverband Gültigkeit haben. 


XIV. 
Der $. 22. bleibt unveraͤndert. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 29. Imi 1868. 


(L.S) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenpliiz. v. Seldow. Leonhardt. 
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(Nr. 7152.) Allerhöchfter Erlaß vom 13. Juni 1868., betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 
lifchen Borrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis⸗Chauſſee 
von der Grenze des Kreiſes Salzwedel bei Beefe bi Meßdorf zum An 
Schluß emerfeitd an die Mahlödorf-Beefer, andererfeit8 an die Bismark⸗ 
Dfterburger Chauffee im Kreife Ofterburg, Regierungsbezirt Magdeburg. 


Mate Ich Dur Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Shaufie 
im Rreife Ofterburg des Negierngebegirts Magdeburg von der Grenze des Kreijed 
Salzwedel bei Beeſe bis Meßdorf zum Anſchluß einerfeit8 an die Mahlsdorf— 
Beefer, andererfeit8 an die Bismark- Ofterburger Chauffee durch den Kreis Sal; 
wedel genehmigt babe, verleihe Sch hierdurch dem Kreife Salzwedel — 
dem Kreiſe Oſterburg das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Srundftüde, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhal⸗ 
tungd » Materialien, nach Maaßgabe ber für die Staat. Chauffeen beftehenden Bor 
fohriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Ich den Kreifen Salzwedel und 
Dfterburg gegen Uebernahme der Fünftigen haufjeemäßigen Unterhaltung der Straße, 
beziehungsweiſe der großen Biefebrüde, da8 Recht zur Erhebung des Chaufjeegeldes, 
vorbehaltlich näherer Vereinbarung zwifcheh denfelben, und, für den Fall des Nicht: 
zuftandefommend einer folchen, der Entfcheidung der Regierung zu Magdeburg, 
nach den Beitimmungen des für die Staatd-Chauffeen jedesmal geltenden Chauffee 
geh Sarife, einfchließlich der in demfelben enthaltenen Beftimmungen über die 

efreiungen, ſowie der fonftigen bie Erhebung betreffenden zufäglichen Vor— 
fhriften, wie diefe Beſtimmungen auf den Staat. Chaufjeen von Ihnen ange: 
wandt werben, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beftinnnungen wegen der Chaufjeepolizei- Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung fommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch Die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelsberg, den 13. juni 1868. 
Milhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Igenplig. Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminifter, den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den 
Miniiter ded Innern. 
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(Nr. 7153.) Statut der Wiefengenoflenfchaft des Perchthales zu Laufersweiler, Kreifes Sim« 
mern. Vom 1. juli 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 


verordnen, Behufs WVerbefferung der in dem Gemeindebanne von Laufersweiler 
im Thale genannt Perch gelegenen Wiefen, nad) Anhörung der Betheiligten, dem 
Antrage der Mehrzahl dertelben entfprechend, auf Grund des Deleges vom 28. es 
bruar 1843. $$. 56. 57. (Gefe-Samml. vom Jahre 1843. ©. 51.) und de 
Gefeged vom 11. Mai 1853, Art. 2. (Gefeg-Samml. vom Jahre 1853. ©. 183.), 


was folgt: 
.$. 1. . 


. Die Beſitzer der in dem Gemeindebanne Lauferöweiler, Bürgermeifterei 
Kirchberg, Kreid Simmern, gelegenen Wiefen, wie fte in den Situationdplane 
des Miefenbaumeifterd Weber zu Simmern vom März 1865. nebft dem dazu 
gehörigen Ratafterauszuge mit einer Flähe von 32 Morgen 86 TI Rutben 
0 IFuß verzeichnet find, werden zu einem Verbande unter dem Namen: 
„Wieſengenoſſenſchaft des Perchthales/ vereinigt, um den Ertrag ihrer Grund⸗ 
ſtücke durch Be⸗ und Entwäſſerung zw verbeſſern. Der Verband bat Korpora- 
tionsrechte und fein Domizil bei feinem jebesmaligen Vorſteher. 


$. 2. 

 _ Die Haupt-Be- und Entwäfferungsgräben, die Wehre und Schleufen, 
die Bachregulirungen, überhaupt. alle zur vortheilhaften Bewäſſerung und Ent» 
wäfjerung‘ der Verbandswieſen erforberlihen Anlagen werden auf gemeinfchaft- ' 
liche Koften des Verbandes gemacht und unterhalten. Der Umbau und fonftige 
Unterhaltung der einzelnen Wiefenparzellen bleibt den Sign hüimemn überlaffen, 
jedoch find diefelben gehalten, daber den Anordnungen ded Wiefenvoritandes im 

Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiften. 


| 6. 3. | 
Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinfchaftlichen 
Mäfferungdanlagen werden von den Genoffen nady Verhältnig ihrer betheiligten 
Flächen aufgebracht. Der Bürgermeifter feht die Hebeliften auf Antrag des 
Miefenvorftandes feft und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiftra- 
tive Erefution zur Kommunalfaffe einziehen. Die Wäfferungdanlagen fönnen, 
was Hand» und Spanndienfte betrifft, nach Anordnung des Vorſtandes von den 
Genoſſen jelbft ausgeführt werden, und zwar nad) Verhältniß ihrer betheiligten 
Flächen. Der Wiefenvorftand ift dann befugt, die nicht rechtzeitig und gehörig 
ausgeführten Arbeiten nac) einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koften ded 
Säumigen machen und die Koften von demfelben durch Exekution beitreiben zu 
laſſen. Eben dazu ift der Wiefenvorftand befugt ge Arbeiten, welche den ein- 
(Nr, 7153,) zel⸗ 
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elnen Genoffen für ihre Grundftüde obliegen und im Sjntereffe ber en An⸗ 
Inge nicht a Sach, pic eg ef en 


$. 4. 
nuß jeder Wiefengenofle 
Im —* Bahn % der 
nicht durch das an den 
r andere zufällige Bor- 
. Steeitigteiten bierül 
) entichieden ($. 9.). 
Die Erwerbung von Terrain, welches Nichtmitgliedern des Verbandes ge 
Bört, erfolgt nad den Vorfchriften des zweiten Abfenittes des Gefeged vom 
8. Februar 1843. . 
$.5. 


Die Aingelegen iten des Miefenverbanbes werben geleitet von einem Wie 
fenvorfteher und amei Wieſenſchöffen, welche zufammen den Wiefenvorftanb bil: 
den. Diefelben hefleiden ein EI 7* unentgeltlich, und erhalten nur baate 
Auslagen aus der Genoſſenſchafistaſſe erfegt. 


8. 6. 


Die Mitglieder des Vorftandes werben von ben isfengenoffen aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt, nebft zwei Stellvertretern für die iefenfchöffen 
Bei der Wahl hat jeher Wieſen ofle Eine Stimme. Der Bürgerm 
zuft die Wahlverſammlung und führt ben BVorfig in derfelben. verpflichtet 
die Gewählten burch Geneiählag an Eiveöftatt. Minderjährige köönnen durch 
ihre Vormünder mitftinimen. hlhar iſt Jeder, der zur Genoffenfchaft gehört 
und den Volbeig der bürgerlichen Rechte nicht duch techtöfräftiged Erkenniniß 
verloren. hat. Im Uebrigen find bei der Wahl die Borfchriften Mr Gemeinde 
wahlen zu beachten. - U 
j gu Legitimation des Vorſtandes dient das vom VBürgermeifter beſchei⸗ 
nigte Wahlprotofoll. . 
gr 
Der Wiefenvorfteher ift die ausführende Verwaltungsbehörde des Der 
bandes unb vertritt denfelben anderen Behörden und Perfonen gegenüber. 
Er hat inäbefonbere: 
a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Wäfferungsgräben zu veranlaffen 
und zu beauffichtigen; 


b) bie Beiträge au reiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu reviditen / b 
c) die 


fter be 
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e) die Voranfchläge und Jahresrechnungen den Wiefenfchöffen zur Feſt⸗ 
ftellung und Abnahme vorzulegen; 

d) die Unterhaltung der Unlagen zu beauffichtigen und die halbjährige 
Grabenſchau im Februar und September mit den Wiefenfchöffen ab- 
zuhalten / 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur ng von Verträgen ift die Zu- 
flimmung der Wiefenjchöffen erforderlich; 


f) die Ordnungsftrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verlekung 
dieſes Statut und ber dazu. befonders erlalfenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feftgufegen und zur Kaſſe einzuziehen. In Ver⸗ 
hinberungsfällen läßt fich der Wieſenvorſteher ducch einen Wieſenſchöffen 
vertreten. 


8. 8. 

Die Verbandswieſen ſollen zur zwedmäßigen Bewäflerung in ſechs Ab- 
ſchnitte nach Anordnung de8 Biefenvoritanbeh getheilt und die Grenzen der Ab- 
ſchnitte durch numerirte Dfähle bezeichnet werden. Die Bewäflerung der ein- 
zelnen WUbfchnitte findet der Reihefolge nach abwechjelnd ftatt und wird aus- 
geführt durch die Intereſſenten ſelbſt. 

An dem Tage, wo dem einzelnen Abſchnitte das Wäſſerungsrecht zuſteht, 
bat fi) zur Vertheilung des Waſſers jeder Genoffe, der dabei intereffirt ıft, in 
der vom Vorftande zu peilimmenben Stunde an Drt und Stelle einzufinden. 
Der Nichterſchienene erhält das ihm verhältnigm Big zuftehende Waffer durch die 
anweſenden Wiejenaufjeher zugetbeilt. Bi jeden Waflerungdabfchnitt werden von 
den Genoſſen aus ihrer Mitte zwei Miefenauffeher gewählt und vom Bürger: 
meifter durch Handfchlag vereidet. Diefelben haben die MWäff Banlagen zu 
überwachen, die Vertheilung des Waſſers zu leiten und die nöthigen Anordnungen 
darüber an die Betheiligten ergehen zu laflen, fowie die Zumiderhandelnden dem 
MWiefenvorfteher zur Beittafung anzuzeigen. Kein Eigenthümer darf die Schleu- 
fen und Gräben öffnen oder zuſehen oder überhaupt die Bewäflerungsanlagen 
eigenmächtig verändern, bei Wermeidung einer Konventionalftrafe von Einem 
Thaler für jeben Rontrauentionsfall. 


6. 9. 
Die Streitigkeiten, welche wifegen Ditgliebern des Verbandes über das 
Eigentbum von Grundftüden, über die Zufländigfeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigfeiten oder anderen Nukungsrechten, und über befondere, auf fpe- 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Berbindlichkeiten der Parteien eben, 
ehören zur Entfcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden nach er 
* Feſtſeung der Bewaſſerungsordnung durch die Regierung alle anderen, 
ie gemeinfamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vor ehliche Beeinträchti; 
ung eined oder des anderen Dencfen betreffende Befchwerden von dem Vor: 
Man e unterfucht und entfchieben. Gegen die Entſcheidung bes Vorſtandes fteht 
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jedem Theile der Rekurs an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, 
von der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher 
angemeldet werden muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ftatt. Der 
unterfiegende Theil trägt die Koften. Dad Schiedögericht befteht auß dem 
Bürgermeifter und zwei Beiſitzern. Die Beifiger nebft einem Stellvertreter für 
jeden werden von der Generalverfammlung der Wiefengenoffen auf drei Jahre 
gewählt. Wählbar ift Jeder, der in der Gemeinde feines Wohnortes zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar ift und nicht Mitglied des Verbandes ift. 


$. 10. 

Vegen der Wäſſerungsordnung, der Grabenräumung und der Heuwer— 
bung auf den Wiefen bat der Vorftand die nöthigen Beitimmungen zu treffen 
und kann derfelbe Uebertretungen mit Ordnungsſtrafen bis zu drei Thaler 
bedrohen. " 

$ 11. 


Der MWiefenverband ift der Oberaufficht ded Staates unterworfen. Das 
Auffichtsrecht wird von dem Kreidlandrath, von der Regierung in Coblen 
als Zandespolizeibehörde und von dem Minifter für die landwirtbfchaftlichen An- 
elegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugnifjen, welche den 
Nuffichtöbehör en der Gemeinden zuftehen. 

$. 12. 

Aenderungen diefed Statutd können nur unter landesherrlicher Genehmi- 
gung erfolgen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 1. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 








(Nr. 7154.) 
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(Nr. 7154) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Juli 1868., betreffend die Eidesleiftung der evan- 
gelifchen Geiftlihen in der Provinz Hannover. 


DU den von “ihnen nach Anhörung des evangelifch- lutherifchen Landeskonſiſto⸗ 
riums in Hannover erftatteten Bericht vom 29. v. M. genehmige Ich, daß die Eides- 
leiftung der evangelifchen Beiftlichen in der Provinz Hannover künftig nad) Maaß⸗ 
gabe des in der Anlage wieder beigefügten Formulars erfolge. Diefer Eid tritt an 

/ die Stelle aller von diefen Geiftlihen nach den bisherigen Beflimmungen zu 
leiftenden Huldigungs- und Dienfteide, unbefchadet der Beibehaltung befunderer, 
in den leßteren enthaltenen Eirchlihen Verpflichtungen in nicht eidlicher Form. 
Für die in ein Konfiftorialamt Eintretenden behält e8 in Bezug auf die firchliche 
Seite dieſes Amtes bei der biöher vorgefchriebenen befonderen Verpflichtung fein 
—— Die Ableiſtung von Simonie⸗Eiden bei Uebernahme geiſtlicher Aemter 
ört auf. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sammlung zu veröffentlichen. 
Schloß Babeldberg, den 1. Juli 1868. 


Wilhelm. 
v. Mübler. 
An den Minifter der geiftlichen 2c. Angelegenheiten. 


sormular 
für 
den Eid der evangelijchen Geiftlichen in der Provinz Sannover. 


Ich N. N. ſchwöre ıc., daß ich in dem mir jetzt anvertrauten oder künftig 
anzuvertrauenden geiftlihen Amte, fo wie e8 einem Diener der chriftlichen Kirche 
geziemt, Seiner Königlichen Majeftät von Preußen (Name des Königs), meinem 
allergnädigften Könige und Herin und dem Königlichen Haufe treu und gehorfam 
Kr da8 Wohl des Landes in dem mir angewiefenen oder noch anzumeifenden 

irkungskreiſe, foviel in meinen Kräften feht ‚ befördern, die Pflichten meines 
Amtes mit Gewiffenhaftigkeit erfüllen und in meiner Gemeine als ein treuer 
Seelforger mit allem Ernſt und Eifer bemüht fein will, durch Lehre und Wandel 
Pig * Gottes und meines Herrn und Meiſters Jeſu Chriſti zu bauen. Alles, 
o wahr xc. 


(Nr. 7154—7155.) (Nr. 7155.) 
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(Nr. 7155.) Allerhöchſter Erlaß vom 4. Juli 1868., betreffend die Befeitigung ,‚des Aufge⸗ 
bot8 und der Mortififation verlorener Kupons von Schlefiihen altland- 
ihaftlihen Pfandbriefen. 


Auf den Bericht vom 25. Juni d. J. will Ich den von dem zwölften General⸗ 
landtage der Schlefifchen Yandfchaft zu der ihm vorgelegten Propofition IV. gefaßten 
Beihluß dahin: 
„Die unter Nr. 5. des durch Königlichen Erlaß vom 7. Dezember 1848. 
genehmigten Negulativs über die Einführung von Zinskupons zu den 
Schleſiſchen Pfandbriefen enthaltene Beſtimmung, betreffend das Aufgebot 
und die Mortififation verlorener Kupons (Geſetz ⸗Samml. von 1849. 
S. 77.), findet fortan auf diejenigen Zinskupons, welche nad) Ablauf der 
gegenwärtigen Stupondperiode, alfo von Weihnachten 1868. ab und welter 
bin zu den Schlefifchen altlandfchaftlichen Wfandbriefen werden außgegeben 
werden, feine Anwendung.’ 
hierdurch genehmigen. 
Diefer Mein Erlaß ift durch Die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 
Schloß Babelöberg, den 4. Juli 1868. 
Milbelm. 


Für den Minifter des Innern. 
Sch. v. d. Heydt. Leonhardt. 


An den Minifter des Innern und den Juſtizminiſter. 





Rebigirt im Vftveau des Staats, Minifteriens, 
Berlin, gedrudt in ber Königli Ober druderei 
Zu m * — Hofbuchdru 


/ 
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Gele - Sammlung 
für bie 


Königliden Preußifden Staaten. 


em Nr. 50. |— 
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(Nr. 7156.) Privilegium wegen Ausfertigung einer zweiten Serie auf den Inhaber lau— 
tender Kreis - Obligationen des Neuftädter Kreife im Betrage von 
70,000 Thalern II. Emiſſion. Vom 13. Juni 1868, 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisftänden des Neuftädter Kreifes auf dem Kreidtage 
vom 30. Dir 1067. beſchloſſen worden, put Befchaffung der Geldmittel, um 
für den vom Kreife Behufs des Eifenbahnbaued von Cöslin nach Danzig un 
entgeltlich abzutretenden Grund und Boden die erforderlichen Entfchädigungen 
zu gewähren, neben der in dem Privilegium vom 20. Dezember 1865. (Gejet- 
Samml. für 1866. &. 38.) gedachten Anleihe für ne von 
100,000 Thalern eine weitere Anleihe von 70,000 Thalern aufzunehmen, wollen 
Wir auf den Antrag der gedachten Kreisftände: I diefem Zwecke auf jeden In—⸗ 
aber Lautende, mit Zinskupons verjehene , Seitend der Gläubiger unfündbare 

bligationen zu dem angenommenen Betrage von 70,000 Thalern ausftellen zu 
dürfen, da ſich biergegen weder im Sntereffe der Gläubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßbeit des $. 2. des Gefehed vom 
17. uni 1833. zur ne von Obligationen zum Betrage von 70,000 
TIhalern, in Buchftaben: ebenzigtaufead Thalern, welche in folgenden points: 
21,000 Thaler & 1000 Thaler, ' 
35,00 - & 500 - 
14,00 + & 10 - 
= 70,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit fünf 
rozent jährlich zu verzinfen und nach der durdy das Loos zu beftimmenden 
olgeordnung — vom Ablauf des Jahres 1874. ab mit wenigims aha 
inem Prozent des Kapitald unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten Schuld» 
verfchreibungen zu tilgen find, Durch gegenwärtige Privilegium Unſere Iandes- 
berrlihe Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Jahrgang 1808. (Nr. 7156.) 96 


Das 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Juli 1868. 
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Das vorftehende Vrivilegium, ‚pelches Bir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befrie' er Inhaber der Dhligationen eine 
Gewährleiftung Seitens des Staats ——— wird, iſt durch die Gefe- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unferer Höchjfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudten 
Königlichen Infege. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 13. Juni 1868. 


(u 8) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Danzig. 
Obligation 


des 
Neufäüdter Rreifes 
U. Emiffion 
Kite... Kon. 
über 
—R Thaler Preufiſch Kurant. 





“ 27. November 1867. Heftätigten — luſſes vom 
Aufnahme einer Schuld von 70,00 bekennt 
ion für den Eiſenbahnbau des Reuftädter ei Namen 

Dr jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤubigers un 

er Darlehnäfrhuld von ...... Thalern Preusiid 

* Kreis bar gegahlt worden und wit fünf Fhe 


in Fchald von 70,000 Thalgm geſchietzt vom 
a aus einem, M dieſemm Behule gshiben 





Wo 
von wenigſtens Einem Prozent bes gefätiniten Rapifalg jährlich 
unter * der Zinfen von den lan en 4. Kris) 


Die Solgeorbmung ber Einlöfung der Sndswefene huge wirb durch 
das Loob beſtimmit ie Auskobfeng, erfülgt vom & 1874. ab in dem 
Monate Februar jeden Jahres. Der Kreid behält ſich jedoch BE Recht dot, 
den Tilgungsfonds dich größere Audlooſungen zu veritänfen, fomwie fämmtliche 
noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die audgelooften, fowie die 
gefindigten Schuldverfchreibungen werden . unter Bezeichnung ihrer Buchftaben, 

ummern und Beträge, ſowie ded Termind, an welchem die Rüchzahlung er- 
folgen foll, öffentlich bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgi fechs, drei, zwel und Eknen Montt vot dem 
Zahlungstermine in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, dem Amisblatte der König⸗ 
lichen Regierung zu Danzig, ſowie in einer zu Danzig und in einer zu Königs⸗ 
berg erſcheinenden Zeitung. 

Bis jr dem Tage, wo foldhergeftalt dad Kapital zu entrichten if, wird es 
in balbjährlihen Verinirien postnumerando am 2; Same Khd am 1. Juli 
xden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlih in gleicher 
Münzforte mit jenem verzinft. | 
eh Die Ausgablun der Sinfen Bi —— — erfol ne Ru. 

e der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer * teihung, bei 
et —— — aſſe in Neuſtadt und den beſonder ne zu —* 
Zahlungsſtellen in Danzig Berlin und: RönigBberg, und zwar auch in der nad) 
dem Eintritt des Tälligfeitstermind folgenden Yet: 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuähverfchreibun 
find auch die —* ————— der ſpäteren —— — aan 
liefern. Für die fehlenden Sons wird der Betrgg vom Kapitale abgezogen. 

pi 


Die gefündigten Kapitalbettäge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Nädyahhangätetihine nicht erffobew werebn, forvie bit ner victeJ nach 
— des Jahres der Fälligkeit nicht erhobenen Zinfen, verjähren zu Gunſten 

ed: Kreſes. 


Das Aufhgebor und die Amtertiſation verlorener ober vernichteter Schuld⸗ 
derfehreibueng lt na) Vorſchrift der Allgemeinen Geo Theil J. 
Titel 51. $$. 120 séqu. bei dem Königlichen Kteisherichke euftkidt. 
Zinskupons können weder aufgeßoten, noch amortifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluft von Zinskupons vor Wläuf der vi eye er⸗ 
i6 gefriß Dei der. Keeiövermallung led uud ben bien ef der 
ah burth Vorzeigung der Schuldverſchtewwung oder ſonſt in gla ohafter 
Meife darthut, nady Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag mgemeldeten 
und bi8 dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Ouliticnig ausgezahlt werden. 
Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... Beibjährtge Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... ausgegeben, Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
au ährige Perioden ausgegeder. rn 
ie Ausgabe einer neuen, Zinsfupond- Serie erfolgh bei. der Kreis-Kom- 
munalkaſſe zu Neuſtadt gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei- 
(Nr: 7166.) 96* ges 
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gedrudten Talond. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Aushändi 
neuen Zifsfupond- Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit feinem Vermögen. 
Defien zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 


- (Stempel.) 
Neuftadt, den ..tm .......... 18.. 


Die Ereisftändifche Kommiffion für den Eijenbabhnbau im Neuſtaͤdter Kreiſe 
Anmerkung. Die Unterſchriften find eigenhändig zu vollziehen. 


ertheilt 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Danzig. 
Zinskupon 


zu der 
Kreis— Obligation des Neuftädter kreiſes 
II. Emiſſion 
Littr...... X.... 
über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 

Der Inhaber dieſen ‚„inäfupond empfängt gegen deffen Rüggabe in der 
ud fin Deine de Tel .... tejp gem. icai ...... bis 3" Saikiah 
un in die Zinjen der vor ram en Krei igation für da aht 

m ee bis ......... (in Buchſtaben) Be T olem her 


grofeben bei der rei -Kommualfaffe zu Neuftadt und den befonders bekannt 
zu machenden Zahlımgöftellen in Danzig, Berlin und Königsberg. 
(Stempel.) 
Neuftadt, den Ip ten......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiffion fuͤr den Eiſenbahnbau i im Neuſtaͤdter Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht — vier Fi anne vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an 
gerechnet, erhoben wird. 


Anmerkung. Die Ramens-Unterfchriften der Mitglieder der Kommiffion können mit Lettern ode 
Takfimile- Stempeln gedrudt werden, doch muß jeder Zinskupon mit der eigenbän 
digen Unterfchrift eines Kontrolbeamten verfehen werden. 


ne nn AD — — — 


Pre 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Danzig. 


Valon 


zur 
Kreis-Obligation des Neuſtaͤdter Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen 
gation des Neuſtädter Kreiſes II. Emiſſion Littr...... A..... bet .......... 
Thaler a fünf Prozent Sinfen die ..te Serie Zinskupons für die Jahre 18.. 
bi8 18... bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Neuftadt und den befonderd befannt 
zu machenden Zahlungalteten in Danzig, Berlin und Königsberg, fofern nicht 
von dem als folchen legitimirten Inhaber der Obligation rechtzeitig dagegen 
Widerſpruch erhoben ift. 


(Stempel.) 
Neuftadt, den tm ............. 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für den Eiſenbahnbau im Neuſtaͤdter Kreiſe. 


Anmerkung. Die Namens ⸗Unterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion können mit Lettern oder 
Fakſimile ⸗Stempeln gedruckt werden, doch muß jeder Talon mit der eigenhändigen 
Unterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. 
Der Talon iſt zum Unterſchiede auf der ganzen Blattbreite unter den beiden 
legten Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in nachſtehender Art abzudrucken: 





(Nr. 7157.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Juni 1868., betreffend das den Kreiſen Qübbede 
und Herford im Negierungsbezirt Minden verliehene Recht zur Erhebung 
de8 tarifmäßigen Chauffeegelded auf den Chauffeen von Rahden über 
Fieſtel, Qübbede, Bünde und Enger nad Bielefeld, ferner von Bünde bis 
Herford und von Fieftel nah Dielingen. 


Auf Ihren Bericht vom 16. Juni d. J. verleihe Ich den Kreiſen Lübbecke und 
Herford im Regierungsbezirk Minden das Recht, bei fortgeſetzter vorſchriftsmäßiger 
Unterhaltung der Chauſſeen von Rahden über Fieſtel, Lübbecke, Bünde und Enger 
nach Bielefeld, ferner von Bünde bis Herford und von Fieſtel nach Dielingen, 
ſoweit ſolche in den genannten Kreiſen belegen find, Chauſſeegeld nach den Be⸗ 

(Nr. 7166-7108) ſtim 
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feftgefegten Entſchädigungsſummen, fowie die Summen aller übrigen in 

der Nechnung je nach ihren beforideren Titeln erfcheinenden Einnahmen 

und Ausgaben zu erfehen find, durch die Amtsblätter der Provinz all 
ährlich zur offent ioden Kenntniß gebracht und eine Ausfertigung diefer 
eberjicht an Minifter des Innern eingefandt werden. 


Die beiden letten Abſätze des $. 97. bleiben unverändert. 
Diefer Erlaß iſt durch die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichen. 
Bad Ems, den 15. Juli 1868, | 

Milhelm. 


ü Fuür den Minifter des Innern. 


| Ä .v.d. Heydt. 
An den Minifter des Innern. u 9% 





(Nr. 7160.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Juli 1868,, betreffend die Einfehung einer Behörde 
unter der Firma: »Königlihe Direktion der Main- MWefer-Bahne , ſowie 
die Auflöfung der bisher unter den Titeln »Königliche Eifenbahn-Direftion 
(Main⸗Weſer)« und »Direktion der Main-Wefer-Bahne in Kaffel be 
ziehungsweiſe Frankfurt beftandenen Behörden. 


Auf Ihren Bericht vom 16. Juli d. J. ermächtige Ich Sie, Behufs Aus: 
führung des 2. des Staatsvertrages mit dem Großherzogthum Heſſen vom 
30. Mai d. J. für die einheitliche Verwaltung des ganzen Main⸗Weſer⸗Bahn⸗ 
Unternehmens unter dem Titel „Königliche Direktion der Main» Wefer- Bahn! 
eine Behörde einzufeßen, welche von Ihnen unmittelbar vefjortiren, in Kaſſel 
ihren Sit nehmen und in’ Betreff der ihr übertragenen Gejchäfte alle Befugnifie 
und Nflichten einer öffentlidyen Behörde haben fol. Desgleichen ermächtige Ich 
Sie, die bisher unter der Firma „Königliche Eifenbahn - Direktion Main Ice 
zu Kaffel⸗ und „Direktion der ————— zu Frankfurt a. M.“ beſtandenen 
Behörden aufzulöfen. | | | 

Diefer Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 

Bad Ems, den 20. Juli 1868. | 

| Milbelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


—— 








— 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in ber Königlichen Geheimen Ober - Hofbuchdruckerei 
(R. v. Deder). 





n ai 


Gefeh - Sammlung 
für die | 


Rönigliden Preußiſchen Staaten 
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(Nr. 7161.) Berordnung, betreffend die Auflöfung der Berg Hypothekenkommiſſion zu 
Breslau und die Abgabe des dortigen Berg⸗Hypothekenbuches an die ordent⸗ 
lichen Gerichte. Vom 22. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xc. 

verordnen hierdurch, in Ausführung des $. 246. ded Allgemeinen Berggeſetzes 

vom 24. Juni 1865. (Gefeg-Samınl. für 1865. ©. 705.), was folgt: 
Artikel l. 


Die auf Grund des Geſetzes, betreffend Die Kompetenz der Ober-Berg- 
ämter, vom 10. juni 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. e. 425.) für den 
Berirk des Ober-Berganıted zu Bredlau errichtele Berg - Hypothefenkommiffion 
R Breslau ift mit dem 1. September d. J. aufgehoben. Die biöher von diefer 
ehörde geführten Berg Dnpothefenblcher werden von dem gedachten Tage ab 
durch Die ordentlichen Gerichte fortgeführt. | 


Artikel II. 


Mit der Ausführung der gegenwärtigen Berord find der. Minifter 
für Handel, Gewerbe und Serenttiche Arbeiten und der Sufkgminifter beauftragt 


Urfundkch unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 22. Juli 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 





Jahrgang 1868, (Nr. 7161-7182) 97 (Nr. 7162.) 
Ausgegeben zu Berlin ben 30. Juli 1868. 
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(Nr. 7162.) Privilegium zur Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Schwiebus zum Betrage von 60,000 Thalern. Vom 17. Juni 1868. 


Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Schwiebus im Einverſtändniſſe mit der 
Stadtverordneter Verſammlung Darauf angetragen hat, die zur Betheiligung ber 
Stadt bei dem Bau der Märkifch-Mofener Eifenbahn erforderlichen Geldmittel 
im Wege einer Anleihe befchaffen und zu dieſem Zwecke auf den Inhaber lau- 
tende, mit Zinsfupond verfehene, Seitend der Gläubiger unfündbare Obligatio- 
nen zum Betrage von 60,000 Thalern ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in 
Gemäßheit des N 2. des Gefeßed von 17. Juni 1833. wegen Ausftellung von 
Vapieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwärtige Privilegium Unfere landeöherrliche Genehmigung zur Ausftellung 
von auf den Inhaber lautenden Schwiebuser Stadt-Obligationen zum Betrage 
von: ſechszig Taufend Thalern, und zwar in ſechshundert Stüd zu Einhun- 
dert Thalern. Die Obligationen find nach dem anliegenden Schema audzuftellen, 
mit fünf vom Hundert jährlicd zu verzinfen, von Seiten der Gläubiger unkünd 
bar, von Seiten der Stadt Schwiebus aber von dem nädjftfolgenden Jahre ab, 
nachdem die Märkiſch-Poſener Eifenbahn vollftändig fertig und in ihrer ganzen 
Ausdehnung in Betrieb gelangt fein wird, mit wenigftend jährlih Einem Pro 
zent des Kapitald unter Sinzurecinung der Zinfen der getilgten Schuldverfchrei- 
bungen und der außerdem nach Inhalt der audzuftellenden Stadt- Obligationen 
hierzu zu beftimmenden ftädtifchen Einnahmen zu amortijiten. 


Vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter, 
und ohne dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedi⸗ 
gung eine Gemwährleiftung Seitens des Staats zu bemilligen, ertheilen, ift durh 
die Gefeß-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


a on unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. Juni 1868. 
(L. S) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburgz. 
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Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Sranffurt a. d. ©. 
DObligation 
der Stadt Schmwiebuß 


über 100 Thaler Preußiſch Kurant. 


Ausgefertigt in Gemaͤßheit des Iandesherrlichen Privileaiums vom ............ 
geſeri (Gefeß- Samml. von 1868. Sn) 





Mir, der Magiftrat der Stadt Schwiebus, urkunden und befennen hiermit, daß 
der yupaber dieſes Schuldfcheind der Stadt Schwiebus ein Darlehn von 
100 Rthlr. (Einhundert Thalern) Preußisch Kurant gegeben bat. 

ieſes Ie bildet einen Theil der zur Betheiligung der Stadt beim 
Bau der Märkiſch-Poſener Eiſenbahn auf Grund des Allerhöchſten Privilegii 
vom ................ gemachten Anleihe von 60,000 Thalern und wird dem— 
nach jedem Inhaber dieſer Schuldverſchreibung, begiehungäieile der dazu gebo- 
tigen Zinsfcheine, unter folgenden Allerhöchſt genehmigten Bedingungen verzinft 
und zurüdgezahlt: | 

1) Es werden 600 Obligationen à 100 Rthlr., mit laufenden Nummern 
von 1. bi8 600. verfehen, audgegeben. 

2) Jeder Obligation werden zwanzig Zindfcheine für die zehn Jahre von 

186. bis 187. zahlbar postnumerando am Toni und 1. Oftober 
jeden Jahres, fowie ein Talon zur Einlöfung ber zweiten Sindfchein- 
Serie beigefügt. 

3) Nach Ablauf diefer, fowie jeder folgenden zehn Jahre werden neue Zind« 
fcheine nebft Talon für je zehm Jahre nad) vorheriger öffentlicher Be— 
fanntmachung von der Haupt-Stadt- und Kämmereikafje bierfelbft an 
den Präſentanten des Talons audgereicht. 


4) Die Serzinfung erfolgt zu Kin Nrozent jährlid in halbjährigen Ter- 


minen am pril und 1. Dftober. 
5) Zur Tilgung des aufgenommenen ganzen Darlehnd von 60,000 Rihlr. 
"werden verwendet: 


a) jährlich der Betrag von Einem Prozent des ganzen Schuldfapitals 

oder 600 Rthlr., welcher zu diefem Zwecke im Stadthaudhalts- 

Etat befonderd audgeworfen wird; | 
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b) nach Beginn der Amortiſation die durch die allmäligen Rüchzah—⸗ 


lungen erfparen Sinfen; 

c) der volle Erlös, welchen die Stadt Schwiebus aus dem Verkaufe 
der mittelft der in Rede ftehenden Anleihe zu erwerbenden 30,000 
Rthlr. Stammaltien und 30,000 Rthlr. Stamm - Trioritätg. 
altien der Märkifch- Pofener „Ten bahngele chart erzielt; 

d) fo lange und fo weit fih die Stadt Schwiebuß noch im Belike 
der vorgedadhten Stumm- und Prioritätsaftien befindet, derjenige 
Theil der darauf fallenden Jahretbinibende ' „meldher den Betrag 
von fünf Prozent des Aktienkapitals überſteigt. 


Die Amorkifation beginmt in dem nächftfolgenden Jahre, nachdem bie 
Märliih- Pofener Eijenbahn td. De hi g und in ihrer ganzen dub 
dehmmg in Betrieb gejeht fein wird hiernach alljährlich zu tilgen 
den Kapitalöbeträge werden, jedoch nur in runden Summen von 00 
Rthlr., im Monat März auögelooft und am 1. Oktober ausgezahlt. 
Die Ausloofung erfolgt von er Kafjendeputation unter Zuziehung 
zweier Stadtverordneten. 


6) Sleid a erfol igter Ausloofung werden die außgelooften Obligationen 
in dem bi an Sochenblatte ‚ dem Kreiöblatte, dem Staatsanzeiger, de 
Nation er Berliner Börfenzeitung öffentlich befannt 
ma und bie, Sioentbimer zur Einlöſung aufgefordert. In dieſe 

g ſollen auch die in den vorhergehenden Jahren usgelooften 
—* Mt a em te zehn Jahre lang mit aufge 
ehe wi werden. —*— edesmal, ſot bald — F poewãhnten Ste —* 
/wird mit migung der Königlichen Regierung zu Fran 
a ». D. ein entiprechended anderes Blatt gewählt. 

7 Die Auszahlung der elooſten Obligationen erfolgt nach dem Nemn⸗ 
w im Lokal der —* Stadt» und Kämmereikaſſe hierſelbſt gegen 
Rüdgabe der Obli nebft Zinäfcheinen und Talon. Sollten bie 

ereichten Sind eine fehlen, fo wird der Betrag der fehlenden zu- 
rüdbehalten und „et Einlöfung derfelben verwendet, event. den Gläu- 
bigern nachgezah 


8) Berben die often Obligationen nicht bis zu dem nädhftfolgenden 
Oftober zur —— eingereicht, ſo hört dennoch mit dieſem Tage 
hie Verzinſung auf. auf die B Beträge der audgelooften Obligationen, 


die u * werden, haben die Eigenthümer nur inſoweit ein 
—— Pr noch binnen dreißig Yahıen nach eingetretener Fällig- 


9) De Oi Stadtgemeinde bleibt da8 Recht, den Tilgungsfonds zu verftärken, 
oder auch das ganze hiernach angeliehene Kapital, foweit e8 noch nidt 
etilgt ift, „nad ) orheniget —— „aanbigung zurüdzuzablen. 

Sun Ichter alle erfolgt die ; Kündigung durch eine dreimalige Be 

— “ den oben sub 6. erwähnten Blättern. Den Gläubi— 
gem fteht ein Kimdigungsrecht nicht zu. 10) De 
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10) Die getilgten Obligationen werden in Gegenwart des Magiſtrats und 
weier Stadtverordneten vernichtet, darüber, daß ſolches geſchehen, eine 
erhandlung. aufgenommen und dieſe zu den Alten gebracht. 


11) Die fälligen Zinsfcheine werden von der Haupt -Stadt- und Kämmerei- 
kaſſe an Zahlungsſtatt angenonmmen. | 


12) Der Betrag der ligen Zindfcheine wird an jeden Vorzeiger gegen | 
Auslieferung derfelben zu den fefigefehten Terminen fowohl von der 
Haupt: Stadt» und Kämmereifaffe hierſelhſt, wie auch in Berlin von 
einem durch die oben gedachten Blätter bekannt zu machenden Bankier— 
hauſe gezahlt. Die rückſtändigen Zinfen verjähren, wenn ſie nicht in 
den nöchiten vier Kalenderjahren nad) dem Sabre ihrer Fälligkeit bei 
der Haupt- Stadt» und Kämmereikaſſe bierjelbft oder in Berlin abge- 
hoben werben. Ä nn 

13) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die 
§8. 1. bis 13. des Geſetzes vom 16. Juni 1819., ſowie die erlaſſenen 
oder noch zu erlaſſenden, daſſelbe ergaͤnzenden Beſtimmungen, jedoch 
mit folgenden Maaßgaben ſtatt: 

a) die im 6. 1. vorgeſchriebene Anzeige wird dem Magiſtrate zu 
Schwiebus erftattet. Diefem werden alle diejenigen Geichäfte und 
Sana beigelegt, weldye nach der angeführten Verordnung dem 
Schagmmifterium zulommen; gegen feine Verfügungen findet de 
Rekurs an die Königliche Regierung zu Frankfurt a. d. O. flatt; 

b) das im $. 5. nehachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis- 
gerichte zu Züllichau/ 

e) die dort in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntma⸗ 
chungen follen durch die oben: unter Nr. 6. angeführten Blätter 


eichehen; 

d) I Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs a enable follen 
acht, und anftatt des im $. 8. erwähnten achten Zinszahlungster⸗ 
mind foll der zehnte abgewartet werben. 


14) Das gelummte Dermögen und die Steuerfraft ber Stadt Schwiebus 
baftet den Gläubigen für diefe Schuld. 


Urkundlich ausgefertigt unter Siegel und verorbneter Unterfchrift. 
Schwiebuß, den ..ien ............. 18.. 
(L. S.) 
Der Mägiftrat. 
(Unterfchrift des Dirigenten und nod eines Magiftratdmitgliedes.) 
Haupt» Stadt- und Kämmereikaſſe. 


Hierzu find mwanzig gu eine Ar. J. Gingetragen in bie Kaſſenkontrole Fol...... 
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Provinz Brandenburg, Regierungobezirk Frankfurt a. d. ©. 


Zinsſſchein K..... 
über | 
3 Nthir. 15 Sgr., gefchrieben Zwei Thaler Fünfzehn Silbergrofchen 
der 
Schwiebuser Stadt-Obligation AF ..... 
über 100 Rthlr. 

Inhaber diefes empfängt amı 18... die halbjährigen Zinfen der 
Stadt » Obligation AM. .... mit 2 Rihlr. 15 Sgr., gefchrieben Zwei Thaler 
Fünfzehn Silbergrofchen, aus der Haupt-Stadt- und Kämmereilaffe hierſelbſt. 

Schwiebuß, den „tum. ............. ‚18.. 


Der Magiftrat. 
Kämmereilafle. 
Eingetragen Kontrole Fol. ..... 


Die bier genannten Zinfen verjähren, wenn fie in den nächften vier Kalenderjabren 
nad dem Ablaufe de8 Jahres ihrer Fälligkeit nicht erhoben werden. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. ©. 


Talon 


zur 
Schwiebuser Stadt-Obligation AG ..... 
über 100 NRthir. 

Der Inhaber Diefed Talond empfängt gegen Rüdgabe deſſelben ohne 
weitere Prüfung feiner Legitimation die zweite Serie von zwanzig Stüd Sins: 
kupons zur vorbezeichneten Stadt -Öbligation, fofern nicht von dem Sjahaber der 
Iehieren gegen diefe Ausreichung proteflirt worden ift. Im Falle eine folchen 

iderfpruch8 erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons an den Inhaber der 
Obligation. 
Schwiehus, den ..ten ............. 18... 


Der Magiitrat. 
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En zii 


(Nr. 7163.) Belanntmachung, betreffend die mit dem Großherzogthume Sachſen getroffene 
Uebereintunft wegen Ausdehnung der zur Beförderung der Rechtäpflege 
abgeichloffenen Konvention vom 23./29. März 1852. auf die neu erwor- 
benen Landestheile. Vom 25. Juli 1868. 
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N, Königlih Preußiſche und die Großherzoglich Sächfifche Regierung find 
übereingefommen, daß die zwifchen ihnen unterm 23./29. März 1852. getroffene 
Uebereinkunft zur Beförderung der Nechtöpflege nebft den nachträglichen Verein. 


barungen vom Su 1855. und en 1 für die Dauer ihrer Gül- 


tigfeit (Artikel 48.) auch Wirkſamkeit haben foll für die durch das Preußifche 
Geſetz vom 20. September 1866. und durch die beiden Preußifchen Gefehe vom | 
24. Dezember 1866. mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheile, | 
jedoch mit der Einſchränkung, daß in Beziehung auf die Provinz; Hannover nur 

die Artikel 34. bis 42. inkl. der Uebereinkunft und die Beſtimmungen der 

Artifel 1. 43. bis 46. infl. infoweit, ald fich diefe Beftimmungen auf die Straf. 

gerichtöbarkeit beziehen, in Seltung treten. Dabei wird es als felbitverftändlic, 

erachtet, daß an Stelle der im Artifel 43. erwähnten Beſtimmung der in den 

gedachten Landestheilen nicht eingeführten Königlich Breußifchen Verordnung vom 

. Juni 1833. die entfprechenden, in den einzelnen Königlich Preußifchen Landes⸗ 

tbeilen geltenden prozeßrechtlichen Vorſchriften treten. 


Alle älteren Verträge, welche von der Großherzoglich Sächſiſchen Negie- 
ıung über Gegenftände der vorliegenden Uebereinkunft mit den ehemaligen Re— 
gierungen der bezeichneten, mit der Preußifchen Monarchie vereinigten Qandes» 
theile abgefchloffen worden find, inöbefondere die im Jahre 1828. mit dem 
vormaligen Königreich Hannover wegen der gegenfeitigen Auslieferung der Ber- 
brecher, im Jahre 1843. mit Kurheſſen wegen Unterfuchung und Beitrafung der 
von Untertbanen des einen Theild in dem Gebiete des anderen Theils begange- 
nen Verbrechen oder Vergehen und wegen der Koften in Unterfuchungsjachen 
abgefchloffenen Konventionen, werden ald erlofchen angefehen. Jedoch fol ed in 
Bezug auf das Gebiet ded vormaligen Kurfürftenthums Heſſen bei der zwifchen 
der Großherzoglich Sächſiſchen und der vormals Kurheffiichen Regierung getrof- 
fenen Uebereinfunft vom en 1836. wegen Beſtrafung ber Forft-, Jagd⸗, 
Fiſcherei- und Feldfrevel auch ferner fein Bewenden behalten. 

Zu Urkund defjen ift Die gegenwärtige Minifterial-Erfärung ausgefertigt 
worden, um gegen eine entjprechende Erklärung des Großherzoglich Sächfifchen 
Staatdminifterums ausgewechſelt zu werden. 


Berlin, den 25. Juli 1868. 


Der Königlich Preußiſche Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
In Bertretung: 
(LS) . v. Thile. 
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Veſehende Erklärung wird, nachdem fie gegen eine entſprechende Erklarung 
des fhegegich Sächſiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Juli 1868. aus- 
gewechjelt worden ift, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 25. Juli 1868. 


Der Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten. 
In Bertretung: | 
v. Thile. 


Rebigirt im Büren bes Staats-Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in der Köridll Himen Ober» brudei 
‚8 n eig iher Gkimen Bofbuchbruderei 





Gejeb- Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 
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(Nr, 7164.) Verordnung über die Nachverſteuerung der in den Rittergütern und Dörfern 
Settemin mit Peenwerder, Dudow, Rottmannshagen, NRübenfelde, Karls- 
ruh und Pinnow, der Kolonie und dem Erbpachtsvorwerk Groß-Menow, 
fowie in den Preußifhen Antbeilen der Ortfchaften Drenkow, Porep 
und Sudow vorhandenen Beitände von ausländiihen Waaren. Bon 
31. Juli 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Bundesrath des Zollvereind auf Grund des Artikel 6. des 
Vertrages wegen Fortdauer des Deutfchen Zoll» umd Handelsvereins vom 
8. Juli 1867. befchloffen bat, daß die Artikel 3. bis 5. und 10. bis 20. des 
dachten Vertrages, wie in den Großherzogthümern Medlenburg- Schwerin und 

elenburg -Strelig, ferner in der freien und Hanfeftadt Lübeck und deren Ge- 

biet, fo auch in den Preußiſchen Rittergütern und Dörfern Zettemin mit Peen- 

werder ; Dudow, Rottmanndhagen, Rütenfelde, Karlsruh und Pinnow, der 
Kolonie und dem Erbpachtsvorwerk Groß-Menow, ingleichen in den Preußifchen 
Antheilen der Ortſchaften Drenkow, Toren und Sudow, mit dem 11. Aug 
dieſes Jahres in Wirkfamfeit treten follen und in den vorgenannten Staaten un 
Gebietötheilen eine vom Bundesrathe beftimmte Nachfteuer zu erheben ift, ver- 
ordnen Wir, was folgt: Ä Ä 

$. 1. ’ 

Von den am 11. Auguft d. J. in den Rittergütern und Dörfern Zette⸗ 
min mit Deenwerder, Dudow, Rottmanndhagen, Nütenfelde, Karlsruh und 
Vinnow, der Kolonie und dem Erbpachtövorwerf Groß-Menow, jener den 
Preußiſchen Antheilen der Ortichaften Drenkow, Porep und Sudom befindlichen 

/ Baaren unterliegen die in dem anliegenden Tarif A. bezeichneten einer Nach 
fteuer, gleichviel, ob der Inhaber ein Handel- und Gemerbetreibender  ift, 
oder nicht. 

§. 3. 
Es leidet jedoch die Beſtimmung, daß die in der Anlage A. verzeichneten 
Jahrgang 1868. (Nr. 7164.) | 98 Waa⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 10. Auguſt 1868, 
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Waaren zur Nachſteuer herangezogen werden ſollen, die folgenden Ausnahmen 
und Beiehräntungen: 

1) Auch die in der Anlage A. verzeichneten Waaren bleiben von der Nach- 
fteuer frei, wenn fie binnen einer hierzu erwirkten Friſt über die Zoll 
gax nausgeſchafft ober. unter Beobachtung der im Zollverein beftehenden 

arichriften in eine amtliche Niederlage oder auf ein Privat- Tranfitlager, 
fortlaufendes Konto oder eiſernes Kreditlager gebracht und, foweit nöthig, 
zu dem Ende einftweilen unter Steuerverſchluß geftellt werben. 


2) Ferner bleiben die nach der Anlage A. an fich nachfteuerpflichtigen 
Waaren von ber Nachfteuer befreit, wenn gehraudt und ſchon Bisher 
fen find, oder wenn nachgewieſen 
im $. 1. bezeichneten Gebietätheilen 
burg- Schwerin oder Medlenburg- 
18 Ratzeburg oder in dem Lauen- 
in dem Lübedifchen Freiſtaate er- 

aus dem Zollvereine ftammen. 
Bon diefer Befreiung bleiben jedoch Brauntwein (einſchließlich der fonft 
unter Nummer 7. des Sarıs A. begriffenen Spirituofen), Sal, Tabadsfabri 

Tate und Zuder ausgenommen. 


$. 3. 
Bon der Nachfteuer bleiben die eigenen Waarenvorräthe befreit, wenn bie 
Gefammtmenge eined und deſſelben Inhabers 
a) bei Wein Ein Oxhoft, 


b) bei Manufakturwaaren zufammengenommen fünfzig Pfund (Zollgewict) 
netto und 


e) für jede der übrigen in der Anlage A. umter einer und derfelben Rubrit 
aufgeführten Waaren fünfzig Pfund netto 
nicht überfteigt. „ 

Der Inhaber größerer Mengen Hat feinen Anſpruch auf Abſatz der fonft 
von der Nachfteuer freigelaffenen Ouantitäten und muß da8 Ganze ohne Abzug 
nachverfteuern. 

$. 4. 


Sur Entrichtung der Nachfteuer ift der Inhaber der Waare verpflichtet. 


.6. 
Der Inhaber nachſteuerpflichtiger Waaren hat dieſe, gleichviel ob er fie 
in 


I} 
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in feinen eigenen oder fremden Räumen aufbewahrt, ſpäteſtens acht Tage nad) 
Berfündigung diefer Verordnung bei der nächften Soll- oder Steuerftelle an- 
zumelden. 

Daffelbe gu auch von allen denjenigen Waaren, für welche auf Grund 
des 6. 2. eine Befreiung von der Nachiteuer beanſprucht wird. 

Ausgenommen hiervon find nur die eigenen Waaren de Nachfteuerpflich- 
tigen, welde ſchon von demfelben gebraucht worden ($. 2.), fowie diejenigen, 
deren Geſammtbeſtände die im $. 3. angegebenen Mengen nicht überfleigen. 

Waaren, woran einem Anderen das Eigenthumsrecht zufteht, Bat der 
Inhaber, ohne Rüdfiht auf deren Menge, anzumelden. 


$ 6. 

Die Anmeldung muß fchriftlichh nach dem unter B. beigefügten Mufter, 
unter Ausfüllung der Spalten 1. bi8 8. gefchehen, vom Anmelder unterfchrieben 
und in zweifacher gleichlautender Ausfertigung übergeben werden. | | 

Bei jedem einzelnen Poften ift zu bemerken, ob da8 Gewicht brutto ober 
netto angegeben ift. | Ä | | 


$. 7. 


Wer zur Zeit der Verfündigung diefer Verordnung einem Handel» oder 
Gewerbetreibenden bauliche Räume, welche nicht Beftandtheile oder Zubehör von 
defien Wohnung find, vermiethet, oder demfelben deren Benutzung oder Mit- 
benutung gertatiet bat, ift verpflichtet, biervon binnen der im $. 5. erwähnten 
Friſt der ebendafelbit bezeichneten Stelle Anzeige zu mahen. 


$. 8. 


Die Beträge der zu entrichtenden Nachfteuer follen, nach; vorgängiger Res 
vifion, von der niederzufeßenden Kommifjion ermittelt und felgeftellt werden. 


6.9. 


Die Nevifionen gefchehen unter Leitung der Kommiſſion dur) die von 
derfelben hierzu angewiejenen Steuerbeamten. Diefen find die zur Nachfteuer 
angemeldeten Waarenvorräthe vorzuzeigen und nicht allein die zu deren Auf- 
bewahrung dienenden, jondern audy ſämmtliche fonftige bauliche Räume nadyzu- 
weifen, und auf Verlangen zu eröffnen, welche — wie Laden, Waarenfammern, 
Speicher, Keller, Bodenräume, Schuppen, Schifferäume, — zur Aumahme von 
Waaren benubt zu werden pflegen. 

Die Durchſuchung anderer al8 der vorerwähnten Räume, ohne Zuftim- 
mung bed Inhabers, ift den revidirenden Steuerbeamten nur‘ unter Zuziehung 
eines Orts⸗ oder Polizeibeamten geftattet. 
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Der Inhaber der Waare ift verpflichtet, die zu deren Reviſion erforber- 
liche auf fofort zu befchaffen und die zur Verwiegung erforderlichen Geräthe 
und Behälter zur Verfügung zu ftellen. 


. 6. 10. 


Bis zu dem Zeitpunkte, wo die Reviſion der nachſteuerpflichtigen Waaren⸗ 
vorräthe gänzlich beendet ſein wird, dauert die Grenzbewachung von Seiten des 
Zollvereins gegen die im F. 1. bezeichneten Gebietstheile fort. 

Der Zeitpunkt, von welchem an der freie Verkehr mit dem Zollvereine 
eintreten kann, wird öffentlich bekannt gemacht. 

Bis zu dem gleichen Zeitpunkte unterliegt der Verkehr im Innern außer 
den in $$. 92. ff. der Zollordnung für dad Binnenland vorgefchriebenen Kon- 
trolen noch der Befchränfung, daß MWaaren, welche nad) Anlage A. der Nadı- 
fteuer unterliegen, bei Strafe der Konfiskation: 

1) nad) Verkündigung diefer Verordnung aus dem Haufe, in welchem die 
felben ſich befinden, nd _ l 


2) nad) gejchehener Anmeldung von ben in dieſer bezeichneten Lagerräumen 
nicht ohne Erlaubniß der Kommiffion entfernt werden dürfen. 


$. 11. 


Bon der. im $. 10. angeordneten Beſchränkung find ausgenommen: 


a) der gewöhnliche Kleinverfauf unter der Bedingung, daß jede verkaufte 
Menge einer an ſich nachiteuerpflichtigen Waare, vor Aushändigung der- 
jelben, abgefondert vom Berfäufer in ein den revidirenden Steuerbeamten 
auf Verlangen vorzulegended Verzeichniß eingetragen wird, und 

b) der Verbraud im Haushalte des MWaareninhabers. 

Auch ift die Kommiſſion befugt, Waarenbeftände bis zu beendigter Revifion 
unter Steuerverfchluß zu ftellen und dadurch der einfeitigen Verfügung ded In— 
habers einftweilen zu entziehen. 


$. 12. 


Anfprüche auf Befreiung von der Nachſteuer ($. 2.) find bei der Kom- 
miffion binnen der von ihr zu bezeichnennden Friſt durch die von ihr geforderten 
Nachweifungen zu begründen. 

Die Kommiffion ift berechtigt, die Sinfict der auf einen berntigen Anfprud) 
begglichen Frachtbriefe, Fakturen, Handelöforrefpondenzen und Verbuchungen 
zu verlangen. 


$. 13. 
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6. 13. 


Befchwerden über die Entfdeidungen der Kommiffion find innerhalb 14 Ta- 
gen nach Eröffnung der Entfcheidung bei der zum „ling des Zollanſchluſſes 
niedergeſetzten Kommiſſion anzubringen, welche uͤber dieſelben endgültig befindet. 


$. 14. 


Der Waareninbaber, welcher nach $. 6. eine Anmeldung abzugeben bat 
und folched unterläßt, oder welcher in der abgegebenen Anmeldung einzelne, nad) 
. 6. zu deflarivende Waaren ganz verjchweigt, oder in einer Menge oder einer 
efchaffenheit anmeldet, die eine Verringerung der nad) der gegenwärtigen Ber: 
ordnung zu entrichtenden Nachfteuer würde zur Folge gehabt ba en, oder welcher 
in anderer Weife eine Verkürzung des gefelichen Abgabenbetrages durch Täufchung 
der Reviſionsbeamten verfucht, macht fich der Eingangszoll-Defraudation fchuldig. 
Defjelben Vergehend macht fich fehuldig, wer über eine nad) $$. 2. oder 11. unter 
— geſetzte Waare eigenmächtig verfügt. 

Die Unteraſtnn der nad) $. 7. von den Vermiethern u. ſ. w. der Lager⸗ 
räume zu leiftenden Anzeige wird nach Beichaffenheit der Umftände als Theil. 
nahme an der verfuchten oder vollbrachten Zolldeftaudation oder ald Ordnung? 
widrigfeit geahndet. 

Andere nicht befonderd mit Strafe bedrohte Zumwiderhandlungen gegen diefe 
Verordnung find ald Ordnungdwidrigfeiten mit 1 bi8 10 Rthlr., die Aa. 
des nach $$. 2. oder 11. angelegten Verſchluſſes ohne Beabfichtigung der Zoll: 
defraudation aber ift nach Maaßgabe des Zollftrafgefehed als Verlegung des amt- 
lichen Waarenverſchluſſes zu beftrafen. 


$. 15, 


Uebertretungen der in diefer Verordnung enthaltenen VBorfchriften find in 
dem für das Verfahren in Sollfontraventiondfachen angeordneten Wege zur Unter: 
fuchung zu ziehen. 

Die Kommiffion ift jedoch ermächtigt, wegen a fehubigungen, welche aus⸗ 
fhlieglich darauf beruhen, daß die Menge nachiteuerpflichtiger Waaren um nicht 
mehr als zehn Prozent zu gering angemeldet worden, von der Strafverfolgung 
Umgang zu nehmen, andere Unfchuldigungen wegen Defraudatio Aber dann, wenn 
fie die Ueberzeugung gewinnt, daß eine Abgabeverfürzung nicht beabfichtigt war, 
bei freiwilliger Unterwerfung des Befchuldigten durch Feſtſetzung einer ermäßigten 
Strafe zu erledigen.  * 





$. 16. 


Die feflgeitellten Beträge der Nachfteuer find, nachdem‘ diefelben den 
Zahlungspflichtigen bekannt gemacht fein werden, binnen acht Tagen ne 
(Nr. 7164,) OUs 
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Soll- oder Steuerſtelle zu entrichten, welche ihnen bei Bekanntmachung des zu 
zahlenden Nachfteuerbetraged bezeichnet werden wird. 


Für Beträge von mehr als waniig Thalern ſollen auf Antrag der Bethei⸗ 
ligten angemeſſene Zahlungsfriſten bewilligt werden, vorbehaltlich der von der 
Steuerbehörde für größere Poften zu erfordernden Sicherheitsleiftung. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 31. Juli 1868. 


Frh. v. d. Heydt. 
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A. 


Tarif 
zur 


Entrüchtung der Nachſteuer von den Waarenbeſtänden 
in den 


Nittergütern und Dörfern Zettemin mit Deenwerder, Dudom, Rottmanndhagen, 

NRübenfelde, Karlsruh und Pinnow, der Kolonie und dem Erbpachtsvorwerk 

Groß: Menow und den PVreußifchen Antheilen an den Ortipaften Drenkow / 
Porep und Suckow. 


(Nr. 164). 

















Maaßſtab |Abgabenfät: 
Benennung Der Gegenftände. ber nad; dem 





1. | Boummollengern, ungemifcht ober gemifcht mit Leinen, 
Seide, Wolle oder anderen Thierhaaren: 


a) ein. und zweidrähtiged, rohes..................... „(18ol.Ste]| 1|15 
b) dergleichen gebleichtes oder gefärbted................. desgl. 3115 
c) drei- und mehrbrähtiges, roh, gebleicht oder gefärbt... | desgl. 





an 
— 
an 


2. Baumwollwaaren: Waaren au Baumwolle, allein oder 
in Verbindung mit Leinen oder Metallfäden, obne Beimi- 
[hung von Seide, Wolle oder anderen der Wolle gleichge- 
ftellten Thierhaaren: 
a) rohe (aus rohem Garn nerfertigte) und gebleichte Dichte 
Gewebe, auch appretirt, mit Ausfchluß der fammetartigen | _ 
Gewebe .......................................... desgl. 9115 


b) alle nicht vorſtehend unter a oder nachſtehend unter c 
begriffenen dichten Gewebe; rohe (aus robem Garn ver- 
fertigte) undichte Gewebe; Strumpfwaaren; Pofamentier- 
und Knopfmacherwaaren; auch Gefpinnfte in Verbindung 
mit Metallfäden ................................... deögl. I 15 | 15 


c) alle undichten Gewebe, wie Jaconet, Mouffelin, Tüll, 
‚ Marly, Gaze, foweit fie nicht unter b begriffen find; 
Spiten und alle Stickereien......................... deögl. | 26 | 20 


3. I Eifen und Eiſenwaaren: 


a) geſchmiedetes und gewalztes Eiſen in Stäben (mit Aus—⸗ 
nahme des faconnirten); Luppeneiſen; Eiſenbahnſchienen; 
Roh. und Cementſtahl; Guß- und raffinirter Stahl; 
Eifen- und Stahldraht von mehr ald % Dr. Linie Durd)- 
meſſer; Eifen, weldes zu groben Beftandtheilen von 
Mafchinen und Wagen (Kurbeln, Achſen und dergl.) roh 
porgefchmiedet ift, infofern dergleichen Beftandtheile ein- 
zeln 50 Pfund und darüber wiegen ................. desgl. . 11% 


« b) faconnirtes Eifen in Stäben; NRandfranzeifen zu Eifen- 
bahnwagen; Pflugichaaren-Eifen; ſchwarzes Eifenblech; 
rohes Stahlblech; rohe (unpolirte) Eiſen- und Stahl. 
platten; Unter, fowie Anker, und Schifföfetten; Eifen- 
und Stahldraht von % Pr. Linie und darunter Durd)- 
meſſer ........................................... desgl. . 1 27% 








" Maaßſtab JAbgabenſätze 
* Benenuung der Gegenſtände. | de |, nad dem 
Verzollung. on 


ce) gefirnißtes Eifenblech; polirtes Stahlblech; polirte Eifen- 
und Stablplatten ................................. 1Zoll⸗Ztr. 1 
d) Weißblech; gewalzte und gezogene fehmiedeeiferne Röhren | desgl. 2 
e) Eijen- und Stahlwaaren: 
1. ganz grobe Gußmwaaren in Defen, Platten, Gittern 2c. | desgl. 
I 2 
3 


2, grobe, die aus gefchmiedetem Eifen oder Eifenguß, aus 
Eifen und Stahl, Eifenbled, Stahl- und Eifendraht, 
auh in Verbindung mit Holz, gefertigt, jedoch nicht 
polirt find, und zwar: 

a) Amboffe, Bratfpieße, Vrecheifen, BDrabtgewebe, 
Dreifüße, Eggen, allen und Fangeiſen, Dung:, 
Heu- und Ofengabeln, Harken, Hemmſchuhe, Hufeifen, 
Klammern, Kellen, Keſſel, Ketten (mit Ausnahme der 
Anfer- und Schiffäfetten), KRochgefhirre, Nägel, 
Drabtftifte, Gußftifte und Holzſchrauben, Pfannen, 
Pflugſchaaren, Wlätteifen, grobe Ringe, Roſte, 
Schaufeln, gepreßte oder gegoflene rohe Schlüffel, 
Scmiedehämmer, Schraubenbolzen und ‚Muttern, 
Schürbafen, große Waagebalken, Wagen⸗, Thür- 
und Trubenbefchläge, MWagenfedern und gleichartige 
Gegenftände; alle diefe Waaren weder vollftändig ab- 
gefehliffen, noch gefirnißt, verkupfert oder verzinnt; 
Senfen, Sicheln ............................... 
andere, auch vollftändig abgeſchliffene, gefirnißte, 
verfupferte oder verzinnte; als Aexte, Degenklingen, 
Feilen, Hämmer, Hecheln, SHobeleifen, KRaffeetrom- 
meln und ⸗Mühlen, Schlöſſer, Schraubftöde, grobe 
Meffer zum Handwerksgebrauch, Stemmeifen, Strie- 
geln, Thurmuhren, Tuchmacher- und Schneiderfcee- 
ten, Zangen und dergleichen mehr ..............- 
3. feine: aus feinem Eifenguß, polirtem Eifen oder Stahl 

oder aus Eifen oder Stahl in Verbindung mit ande- 
ren Materialien, foweit fie dadurch nicht unter die 
furzen Waaren der Nr. 20 de8 Vereins -Solltarifd 
fallen, als: Gußwaaren (feine), ladirte Eifenwaaren, 
Meſſer, Stridnadeln, Häkelnadeln, Scheeren, Schwert- 
fegerarbeit 2c., jedoch mit Ausnahme der nachftehend 
unter 4 genannten ............................... 


1 
desgl. 2 


E 


Sr 

0 

9 

5 

desgl. 5 
15 


desgl. 
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8 i N Maaßſtab ange ef 
M enenuung Der Gegenftände. 
Berzollung. an 


4. Nähnadeln, Schreibfedern aus Stahl und anderen un. 
edlen Metallen, Ubrfournituren und Uhrwerke aus 
unedlen Metallen; Gewehre aller Art............... Sol.Ste.| 9 | 15 


4. | Kurze Waaren, Quincaillerien ıc. 


a) Waaren, ganz oder theilweife aus edlen Metallen, echten 

Derlen, Korallen oder Edelfteinen gefertigt; Taſchen⸗ 

uhren ; echtes Blattgold und Blattfilber ............. deögl. 1 49 | 15 
b) Waaren, ganz oder theilweiſe aus Schildpatt, aus un. | 

edlen, echt vergoldeten oder verfilberten, oder mit Gold 

oder Silber belegten Metallen gefertigt; Stuß- und 

Manduhren, lektere mit Ausnahme der hölzernen Hänge- 

uhren; unechte8 Blattgold und Blattfilber; feine Galan- 

terie. und Ouincaillerie-Waaren (Herren. und grauen. 

ſchmuck, Toiletten. und ſog. Nippestifchfachen u. |. w.) 

ganz oder theilweife aus Aluminium; ferner dergleichen 

Maaren aus anderen unedlen Metallen, jedod fein ge- 

arbeitet und entweder mehr oder weniger vergoldet oder 

verfilbert oder auch vernirt, oder in Verbindung mit 

Alabafter, Elfenbein, Email, Halbedelfteinen und nad) 

geahmten Edelfteinen, Lava, Perlmutter oder auch mit 

Schnitarbeiten, Paſten, Rameen, Ornamenten in Metall- 

guß und dergleichen; Brillen und Opernguder; Fächer; 

feine boffirte Wachdwaaren, Perrüdenmacherarbeit; Negen- 

und Sonnenſchirme; Wachöperlen; ingleichen Waaren aus 

Gefpinnften von Baumwolle, Leinen, Seide, Wolle, oder 

anderen Thierhaaren, welche mit animalifchen oder vege- 

tabilifhen Schnigftoffen, unedlen Metallen, Glas, Kaut- 

ſchuk, Guttaperha, Leder, Ledertuch (leather cloth), 

Dapier, Pappe, Stroh oder Thonmwaaren verbunden und 

nicht befonders tarifirt find, 3. B. Knöpfe auf Holy 

formen und dergleichen............................. deögl. | 14 | 15 


5. | Leder und Lederwaaren: 


a) Brüffeler und Dänifches Handſchuhleder; auch Korduan, 

Marofin, Saffian und alled gefärbte und ladirte Leder | desgl. 4 | 22% 
b) feine Lederwaaren von Korduan, Saffian, Marofin, 

Brüffeler und Dänifchem Leder, von fämijch- und weiß. 








Gele - Sammlung 
für bie 


KRönigliden Preufifden Staaten 
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(Nr. 7164.) Verordnung über die Nachverſteuerung der in den Rittergütern und Dörfern 
Zettemin mit Peenwerder, Dudow, Rottmannshagen, Rübenfelde, Karls⸗ 
ruh und Pinnow, der Kolonie und dem Erbpachtsvorwerk Groß-Menow, 
fowie in den Preußiſchen Antheilen der Ortichaften Drenlow, Porep 
und Sudow vorhandenen Beftände von ausländiihen Waaren. Vom 
31. Juli 1868, 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


Nachdem der Bundesrath des Zollvereins auf Grund des Artikels 6. des 
Vertrages wegen Fortdauer des Deutfihen Zoll. und Handelövereind vom 
8. Juli 1867. befchloffen bat, daß die Artikel 3. bis 5. und 10. bis 20. des 
geachten Vertrages, wie in den Großherzogthümern Medlenburg- Schwerin und 

ecklenburg⸗Strelitz, ferner in der freien und Hanfeftadt Yübed und deren Ge- 
biet, fo auch in den Vreußifchen Rittergütern und Dörfern Zettemin mit Deen- 
werder, Dudow, Rottmannshagen, Rützenfelde, Karlörub und Vinnow, der 
Kolonie und dem Erbpachtsvorwerk Groß-Menow, ingleichen in den Preußifchen 
Anteilen der Ortichaften Drenkow, Pore und Suckow, mit dem 11. Aug 
dieſes Jahres in Wirkſamkeit treten N en und in den vorgenannten Staaten un 
Gebietötheilen eine vom Bundesrathe beftimmte Nachiteuer zu erheben ift, ver- 
ordnen Wir, was folgt: Ä Ä 

8. 1. ’ 

Von den am 11. Auguft d. I. in den Nittergütern und Dörfern Zette⸗ 
min mit Deenwerder, Dudow, Rottmannshagen, Nütenfelde, Karlsruh und 
Vinnow, der Kolonie und dem Erbpachtövorwerf Groß-Menow, jener den 
Vreußifchen Antbeilen der Ortfchaften Drentow, Porep und Sudow befindlichen 
Waaren unterliegen die in dem anliegenden Tarif A. bezeichneten einer Nach- 
fteuer, gleichviel, ob der Inhaber ein Handel- und Gewerbetreibender iſt, 
oder nicht. 

6. 2. 


Es leidet jedoch die Beftimmung, daß die in der Anlage A. verzeichneten 
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Ausgegeben zu Berlin den 10. Auguſt 1868. 


— MM — a. 


Waaren zur Nachfteuer herangezogen werden follen, die folgenden Ausnahmen 
und Befchränfungen: Al ſolen/ ie 


1) Auch die in der Anlage A. verzeichneten Waaren bleiben von der Nach- 
fteuer frei, wenn fie binnen einer hierzu erwirkten Frift über die Zoll 
gax inausgeſchafft ober. unter Beobachtung der im Zollverein beftehenben 
orſchriften in eine amtliche Niederlage oder auf ein Privat: Tranfitlager, 
fortlaufendes Konto ober eifernes Kreditlager gebracht und, foweit nöthig, 
zu dem Ende einftweilen unter Steuewerfchluß geftellt werben. 


2) Ferner bleiben die nad) der Anlage A. an fich nachfteuerpflichtigen 
aaren von ber Nachfteuer befreit, wenn fie gebraucht und ſchon Bisher 
fen find, oder wenn nachgewiefen 
im $. 1. bezeichneten Gebietötheilen 
burg-Schwerin oder Medlenburg- 
18 Ratzeburg oder in dem Lauen- 
in dem Lübedifchen Freiftaate er- 
aus dem Zollvereine ſtammen. 


Bon diefer Befreiung bleiben jedoch Branntwein (einſchließlich der ſonſt 
unter Nummer 7. des — A. begriffenen Spirituoſen), Salz, Tabacksfabri-⸗ 
Tate und Zuder ausgenommen. 





g3. 


Bon der Nachfteuer bleiben die eigenen Waarenvorräthe befreit, wenn bie 
Gefammtmenge eined und defjelben Inhabers 


a) bei Wein Ein Oghoft, 
b) bei Manufafturwaaren zufammengenommen fünfzig Pfund (Zollgewict) 
netto und 
€) für jede der übrigen in der Anlage A. unter einer und derfelben Rubril 
aufgeführten Waaren fünfjig Pfund netto 
nicht überfteigt. „ 

Der Inhaber größerer Mengen hat feinen Anfpruch auf Abſatz der fonft 
von der Nachfteuer freigelaffenen Duantitäten und m das Ganıe ehn ab 
nachverſteuern. 

$. 4. 
Zur Entrichtung der Nachfteuer ift der Inhaber der Waate verpflichtet. 


6.6. 
Der Inhaber nachſteuerpflichtiger Waaren hat dieſe, gleichviel ob er ſie 
in 


= 
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in ſeinen eigenen oder fremden Räumen aufbewahrt, ſpäteſtens acht Tage nach 
Verkündigung dieſer Verordnung bei der nächſten Zolle oder Steuerſtelle an- 
zumelden. 

Daſſelbe gilt auch von allen denjenigen Waaren, für welche auf Grund 
des $. 2. eine Befreiung von der Nachiteuer beanfprucht wird. 

Ausgenommen hiervon find nur die eigenen Waaren des Nachfteuerpflich- 
tigen, welche fchon von demfelben gebraucht worden ($. 2.), fowie Diejenigen, 
deren Sejammtbeftände die im $. 3. angegebenen Mengen nicht überfleigen. 

Maaren, woran einem Anderen da8 Eigenthumsrecht zufteht, Bat der 
Inhaber, ohne Rüdficht auf deren Menge, anzumelden. 


6 6. 

Die Anmeldung muß fchriftlih nach dem unter B. beigefügten Mufter 
unter Ausfüllung der Spalten 1. bi8 8. gefchehen, vom Anmelder ern en 
und in zweifacher gleichlautender Ausfertigung übergeben werden. 

Bei jedem einzelnen Poſten ift zu bemerfen, ob da8 Gewicht brutto oder 
netto angegeben ift. | | | 


/ 


$. 7. 


Mer zur Zeit der Verkündigung diefer Verordrumg einem Handel⸗ oder 
Gewerbetreibenden bauliche Räume, welche nicht Beftandtbeile oder Zubehör von 
deffen Wohnung find, vermietet, oder demfelben deren Benugung oder Mit- 
benutung geftattet hat, ift verpflichtet, hiervon binnen der im $. 5. erwähnten 
Friſt der ebendafelbit bezeichneten Stelle Anzeige zu machen. 


$. 8, 


Die Beträge der zu entrichtenden Nachfteuer follen, nad) vorgängiger Re- 
vifion, von der niederzufegenden Kommiflion ermittelt und fefigeftellt werden. 


9. 


Die Nevifionen gefchehen unter Leitung der Kommilfion dur die von 
derfelben hierzu angewiefenen Steuerbeamten. Diefen find die zur Nachfteuer 
angemeldeten Waarenvorräthe vorzuzeigen und nicht allein Die zu deren Auf: 
bewahrung dienenden, jondern auch ſämmtliche fonftige bauliche Räume nachzu- 
weifen, und auf Verlangen zu eröffnen, weldye — wie Laden, Wanrenfammern, 
Speicher, Keller, Bodenräume, Schuppen, Schiffdräume, — zur Aufnahme von 
Waaren benußt zu werden pflegen. " 

Die Durchſuchung anderer als der vorerwähnten Räume, ohne Zuftim- 
mung des Inhabers, ift den repidirenden Steuerbeamten mir‘ unter Zuziehung 
eined Orts⸗ oder Polizeibeamten geftattet. | | 

(Nr. 7164.) 98* Der 


7 — 


Anmeldnng. 


(Nr, 7164.) 

















l. 2. 3. 4. 5. 6. T. 
Zahl | Gewicht Ertlärung Aufbewahrungsort. 

Benennung [und Be | ober ob die Angabe in Erflärung 
AR nennung Nach ber „rate auf a. b. c ob dig Anmeldung 
ollij einzelnen erwiegung oder . jur Verſteuerung 

ber (bei ver- Kolt oder| Verm ung ober [Gemeinde] Nummer |Bauliher| ober zur Nieberlegung 

padten | Waaren- | nur auf ungefährem | Berk. des gRaum. unter Steuer⸗ 

Ueberſchlage beruht. Hauſes. verſchluß erfolgt. 





poſten. 











Waare. 
Waaren). 






Der (die) Unterzeichnete verſicher hiermit auf Pflicht und Gewiſſen, daß ſich andere oder mehrere der in der Verord⸗ 
rnit verzeichnete Waaren in feinem (ihrem) Befige nicht befinden. 


vorhandenen Beftände von ausländiſchen Waaren ald nad) 
N.N. den ten 
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8. 9, 10. 11. 


ber ante Gen angemelbeten Ermittelter 
Quantitäten begriffenen : Nachſteuer⸗ 
Behäude von infändifgen Revifionsbefund. u Bemerfungen. 
ober vereinsländifchen ag. 
Waaren. ge 


uung Aber die Racverfteuerung der in ben Rittergätern und Dörfern Zettemin mit Peenwerder, Dudow, Rottmannöhagen u. f, w. 
® 


(Unterfärift.) 
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(Nr. 7165.) Vertrag zwiſchen Preußen und Schwarzburg ⸗Sondershauſen wegen Ueber- 
tragung der Leitung der Grund- und Gebäudefteuer- Veranlagung im 
Fürſtenthume Schwarzburg- Sonderdhaufen auf Königlih Preußiſche 
Behörden und Beamte. Vom 10. Juni 1868, 


Masten Seine Majeftät der König von Preußen dem Wunfche Seiner 
Durchlaucht ded Fürften zu Schwarzburg- Sonderdhaufen mit Bereitwilligeit 
entgegengefommen find, die Ausführung einer neuen Grund» und Gebäudefteuer- 
Veranlagung im Fürſtenthume Schwarzburg » Sonderdhaufen durdy Königlich 
Vreußifhe Behörden und Beamte bewirken zu lafjen, find zur Feſtſtellung der 
dieferhalb erforderlichen näheren Beftimmungen: 


Königlich Preußiſcher Seits: 
der Miniſterialdirektor, Wirkliche Geheime Ober⸗Finanzrath Bitter, 
und 
Fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſcher Seits: 


der Staatsrath und Kammerherr v. Wolffersdorff, 
der Oberforſtmeiſter v. Michael, 


gufammengekreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Ver- 
trag geſchloſſen: 


Artikel 1. 


Die Ausführung der Arbeiten zur Veranlagung 

a) der Grundfteuer von den Liegenfchaften, 

b) der Gebäudefteuer 
im Fürſtenthume Schwarzburg-Sondershaufen mit Einfchluß der Entfcheidung 
über die bierbei vorfommnden Streitigkeiten und Beſchwerden, foll unter der 
Leitung des Königlich Preußifchen Finanzminifteriumd durch die von dieſem 
biermit zu beauftragenden Königlidy Preußifchen Behörden oder Beamten erfolgen. 

j o 


Artikel 2. 


Dem Verfahren hierbei und den Entfcheidungen jllen die für das Fürſten⸗ 

thum Schwarzburg - Sonderöhaufen dieferhalb ergehgnden Gefege und Berord- 
nungen zum Grunde gelegt werden. 

Die zur Ausführung dieſer Gefege und Verordnungen erforderlichen In⸗ 

fruftionen und Verfügungen erläßt da8 Königlih Preußiſche Finanzminifterium. 

Den mit der Ausführung zu beauftragenden Königlich Preußifchen bir 

ör⸗ 





börden und Beamten werden Bierbei diefelben Befugniffe beigelegt, melche ihnen 
bei der in Preußen ftattgefundenen Grund-⸗ und Gebäudeiteuer - Veranlagung 
eingeräumt waren. 


Artikel 3. . 


Soweit bei dem Verfahren die Mitwirkung Fürftlih Schwarzburg- Sonders- 
aufenfcher Behörden oder Beamten erforderlich wird, find diefelben den in Bezug 
terauf ergebenden Anordnungen de8 Königlich Preußifchen Finanzminifteriums, 
ziehungsweiſe der von dieſem beauftragten 

leiften verpflichtet. | 

Die bei der Ausführung mitwirkenden Königlich Preußifchen Beamten, 
Feldmeſſer u. f. w. unterliegen auch in ihren diesfälligen Gefchäften den Preußi- 
ſchen Disziplinar- Vorfchriften und verbleiben unter Preußifcher Disziplin. 


ehörden und Beamten Folge zu 


Artikel 4. 


Dem Fürftlih Schwargburg- Sondershaufenfhen Minifterium bleibt unbe- 
nommen, fich über die jeweilige Lage der DBeranlagungs » Arbeiten und deren 
Fortgang durch abzufendende Beamte, welche auch den bezüglichen Operationen 
im Felde u. |. w. beimohnen fünnen, in fortdauernder Kenntniß zu erhalten. 
Wenn demfelben fpezielle Auskunft über einzelne Punkte wünfchenswerth erfcheint 
und e3 zu befonderen Anträgen Beranlafjung finden follte, wird es fich dieſerhalb 
mit. dem Königlich ea en Finanzminifferium in Verbindung ſetzen und das 
Lettere darauf dad Erforderliche veranlaffen. 


Artikel 5. 


Wegen Nemunerirung der Beamten, Kommifjionsmitglieder, Feldmeſſer 
und wegen der fonjtigen Roten des Verfahrens werden die in Preußen geltenden 
Vorſchriften in Anwendung gebracht und darnach die erforderlichen Anweifungen 
vom Königlich Preußifchen Finanzminiſterium erlaffen. 

Ueber dad Verfahren bei Bezahlung und Erftattung der entftchenden Koften 
erfolgt zwifchen den Königlih Preugifchen Finanzminifterium und dem Fürftlich 
Schiwatzburg-Sonderähaufenfihen Miniftertum befondere Vereinbarung. 


Artikel 6. 


Die Ausführung des Vertrages beginnt fogleih nach erfolgter Ratifikation 
defielben und tritt derfelbe mit dem Abfchluß der Veranlagung » Arbeiten durch 
die nach den Refultaten der lehteren bewirkte Steuervertheilung außer Wirkfamfeit. 


nmerhalb der Ausführung felbit kann der Vertrag nur unter Zuftimmung 
beider Konfropenten zur tg gebracht werden. 


(Nr. 7165.) Art, 
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Artikel 7. 


Gegenmärtiger Vertrag foll unvergüglic zur Iandeöhertlichen Ratififation 
boggeient und die Auswechfelung der Ratıfilationd- Urtunden binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werben. 


Berlin, den 10. Juni 1868. 


(L. S.) Bitter. (L. S.) v. Wolffersdorff. 
(L. 8.) v. Michael. 


Borftehender Vertrag ift ratifizirt worden und e8 hat die Auswechfelun 
der — chunben Ratigehunken. h echſelung 








Rebigirt im Bureau bed Staats - Niniſteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königli G Ober⸗Ho druckerei 
I: ne Ihen elelmen Hofbuch 


* 
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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


1 


—— Nr. 53. — 





(Nr. 7166.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Juni 1868., betreffend die Genehmigung des Tarifs, 
nad) welchem die Abgabe für die Benubung der Oderbrüde bei Schwedt 
zu erheben ift. 


babe den mit Ihrem Berichte vom 26. d. M. eingereichten Tarif, nad) 
welchem da8 Brüdgeld für die Benugung der Oderbrüde zu Schwedt fortan 
zu erheben ift, gerhmigt und fende Ihnen denfelben vollzogen zur weiteren Ver: 
anlaffung zurüd. Zugleich ermächtige Ich Sie, den Finanzminiſter, von gemöhn- 
lihem Landfuhrwerke, einfchließlich der Schlitten, welches der Stadt Schwedt 
Brenn- oder Nutzholz, frifche Lebensmittel, Heu oder fonftige zum Wochenmarkts⸗ 
verkehr geeignete landwirtbfchaftliche Erzeugniffe zuführt, imgleichen von benjenigen 
Fuhrwerk, welches auf dem Wege von oder nach den nur dem rechten Oderufer 
belegenen Wiefen der Stadt Schwedt oder einzelner Bewohner derjelben die ge- 
dachte Brüde paffirt, den durch den beiliegenden Tarif zu A. vorgeiihriebenen 
Sat von 1 Sgr. 6 Pf. für jedes Zugthier nur in dem einmaligen Betrage und 
zwar bei der Hinfahrt erheben zu laflen, infofern die Rüdfahrt fpäteftend an dem 
auf die Hinfahrt folgenden Tage gefchiebt. 


Schloß Babeldberg, den 29. juni 1868. 
Milbelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An die Minifter der Finanzen und für Handel 
Gewerbe und SMentliche Arbeiten 


Jahrgang 1868. (Nr. 7166.) 101 Ta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 12. Auguſt 1868. 





2 — 
Tarif, 


Schwedt zu erbeien if. 


E; ieh entre: 





A. vom Frehwerk, emichlichlich ber Schlitten, für jedes 
Zugpbwer ... -.- 4 1 Sg. 6 P 
B. von mmanzefpammien Thseren- 
1) von dem Peerde, Raulthier oder Naulejel weit 
oder chme Reiter oder Lall.....--..---- ----..- 1 — 
2) von jeden Stück Rindvich ober Eid .........- — 6 
3) von xbem Kalbe, Schaaffe, Lamme, Schwein 
eder jebher Zege..... — 3 
Befreinnugen. 
Brũckzed wird wicht erhoben: 











dest 









tt: 


N 





Ir 
5; 


3) von den Pferden, geritten oder angefpannt, der Steuerbeamten in Uniform 
innerhalb ihres Geſchäftsbezirks, von den Pferden der Gendarmerie- 
Dffiziere, auch wenn fie im Dienft zu Wagen reifen und mit einer Order 
des Brigadierd verfehen find. 

Diefe Befreiung tritt auch ein, wenn dad Fuhrwerk leer zur Ab- 
bolung fährt oder zurüctebrt und mit einer deöfalliigen Befcheinigung 
des Beamten oder des Offizierd verfehen ift; 


4) von Fuhrwerken und Thieren, deren mit Freikarten verfehene öffentliche 
Beamte auf Dienftreifen innerhalb ihrer Gefchäftäbezirfe oder Pfarrer bei 
Amtöverrichtungen innerhalb ihrer Parochie fich bedienen; die Befreiung tritt 
auch für leeres Fuhrwerk ein, wenn dafjelbe ge Abholung beftimmt ift 
oder leer zurüdtehrtt, auf Vorzeigung einer Befcheinigung des Beamten 
oder Pfarrers; 


5) von ordinairen Poſten, einfchließlich der Schnell-, Kariol⸗ und Reitpoften 
nebft Beimagen, imgleichen von öffentlichen Kurieren und Eftafetten und 
von allen von Moftbeförberungen leer zurüdfehrenden Wagen und Pferden; 


6) von Fuhrwerken und Thieren auf der Hin- und Nüdtour, mittelft deren 

Transporte für unmittelbare Rechnung des Staatd gefchehen, auf Bor- 

eigung von Freipäſſen; von Vorfpannfuhren auf der Hin- und Rüd- 

I tt, wenn fie * als ſolche durch die Beſcheinigung der Ortsbehörde, 

imgleichen von Lieferungsfuhren, ebenfalls auf der Hin⸗ und Rückfahrt, 

wenn fie ſich als ſolche durch den Fuhrbefehl ausweifen; 

von Feuerlöſchungs⸗, Kreiß- und Gemeinde - Hülffuhren, von Armen- 

und Xrreftantenfuhren auf der Hin- und Rudfahrt, die beiden legten 

jedoch nur dann, wenn außer den zum Transport gehörigen Perfonen 

und Effekten feine anderen auf dem Fuhrwerke fich befinden; 

8) von Kirchen⸗ und Leichenfuhren innerhalb der Parodhie; 

9) von Fuhrwerken, die Chauffeebau- Materialien anfahren, auf der Hin- und 
Rüdfahrt, fofern nicht durch die Minifter der Finanzen und des Handels 
eine Ausnahme gemacht ift. 


7 


— 


Zuſatzliche Vorſchriften. 


1) Die vorſtehenden Abgabenſätze und Befreiungen kommen auch dann in 
Anwendung, wenn bei einer Hemmung des Verkehrs über die Brücke 
derſelbe mitteljt einer Fähre unterhalten wird. 

2) Jeder muß bei der unweit der Oderbrüde eingerichteten Hebeftelle an- 
—5— auch wenn er nicht verpflichtet iſt, die Abgabe zu entrichten. Nur 
inſichtlich der Poſtillone, welche Poſtfuhrwerke oder Poſtpferde führen, 
findet, wenn ſie zuvor in das Horn ſtoßen, eine Ausnahme ſtatt. 

3) Zu der für den Betrag der Abgabe magß gebenden Beſpannung eines 

(Nr. 7166.) 101° Fuhr⸗ 
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Fuhrwerks werden ſowohl die zur Zeit der Berührung der Hebeſtelle u 


gefpannten, wie aud) diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne augenfcheinlich 
eine andere Beftimmung zu haben, bei dem Fuhrwerke befindlich find. 


4) jeder hat eine Quittung über die von ihm bezahlte Abgabe zu fordem 
und folche den durch Amtsfchild oder Uniform erkennbaren Kontroles oder 
Polizeibeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 


5 rwerke, welche fih auf der Brüde begegnen, müffen fich nach der rechten 
Seh bin halb ausweichen. gegnen, müſſen ſich d 


6) Auf der Brücke darf mit Fuhrwerken und Thieren nicht angehalten und 
über dieſelbe nur im Schritt gefahren oder geritten werden. 


7) Ueber die Brücke darf mit hinter einander angehängten Wagen nicht 
gefahren werden. 


Schloß Babelsberg, den 29. Juni 1868. 
(1. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpligz. 





(Nr. 7167.) Allerhoöchſter Erlaß vom 11. Juli 1868., betreffend die Ausführung eine 
Eifenbahn von Liegnik über Grünberg nad) Rotenburg oder einen fon- 
fligen Anſchlußpunkte an die Märkifch- Pofener Eifenbahn. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 28. Juni d. J. genehmige Ich 
die Ausführung einer Eiſenbahn von Liegnitz über Grünberg nah Rotenburg 
oder einem fonftigen Anfchlußpunfte an die Märkifch-Pofener Eifenbahn. | 
er Diefer Erlaß ift durch die Gefe-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. 


Schloß Babelöberg, den 11. Juli 1868. 
Milhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v.Roon. Gr.v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Seldom. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An das Staatsminiſterium. 


— — — — 


(Nr, 7168) 
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(Nr. 7168,) Sonzeffions- und Beftätigungs-Urkunde für die Breslau-Schweidnih-fFreiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend den Bau und Betrieb einer Eifenbahn 
von Liegnik über Grünberg nad Rotenburg oder einem fonftigen Anfchluß- 
punkte am die Märkifh-Pofener Eiſenbahn und einen Nachtrag zu ihrem 
Gefellihaftsftatut. Vom 11. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachden die Breslau Schweidnit Freiburger Eifenbabngefellihaft in der 
Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 27. Mai 1867. den Bau und Betrieb 
einer Eifenbahn von Liegnig über Grünberg nad) Rotenburg oder einem fonftigen 
Anfchlußpunfte an die Märkifh-Vofener Eifenbahn, ſowie Die Segung eines 
jpeten Geleiſes auf der Bahnftrede wönigegelt Mltwaffer und den Umbau der 

ahnhöfe zu Freiburg und Breslau ꝛc. beichloffen hat, wollen Wir zu dieſen 
Anlagen unter den in dem beigefügten, von Uns hierdurch beftätigten Statut 
Nachtrage enthaltenen Bedingungen die Iandesherrliche Genehmigung hiermit 
ertbeilen. Zugleich beflimmen Wir, daß die in dem Decke über die Eifenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorfchriften, betreffend 
das Expropriationsrecht und dad Recht zur vorübergehenden Benutung fremder 
Srundflüde, auf die in Rede ftehenden Anlagen Anwendung finden follen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen egel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 11. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Achter Nachtrag 
zu dem 


Statut der Breslau⸗Schweidnitz⸗-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. 


$. 1. 
Dad zur Zeit auß der Bredlau-Waldenburger und der Frankenſtein⸗ 
Liegniker Bahnlinie mit der gemeinfamen Kreuzungsftation Königszelt beftehenbe 
(Nr. 7168.) Ns 
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Unternehmen der Breslau - Schweibnig - Freiburger Eifenbahngefellichaft wird 
ausgedehnt: 
1) auf ven Bau und Betrieb einer an die Franfenftein-Liegniger Bahnlinie 
ſich anfchliegenden Eifenbahn von Liegnig über Grünberg nach Rotenburg 
Sie a fonft feftzuftellenden Anſchlußpunkte an die Märkifch - Pofener 
ifenbahn; 


2) auf die Anlage eines Doppeigelsifee zwiſchen den Stationen Königszelt 


und Altwaſſer der Breslau⸗Waldenburger, ſoweit erforderlich, zwiſchen 
den angegebenen Punkten zu rektifizirenden Bahnlinie. Die ſpezielle 
Richtung dieſer Bahnlinie beſtimmt unter Genehmigung des Handels 
Minifterd der Berwaltungsrath der Gefellfchaft. 


Der Handeldminifter feht den Zeitpunkt feit, wo der Bau der ad 1. 
genannten Eiſenbahn in Angriff zu nehmen ift und die Eifenbahngefellihaft ift 
verpflichtet, denfelben der Art zu fördern, daß die ganze Bahn längftens drei 
Jahre nad) dem Beginn des Baues fertig geftellt und dem Betriebe übergeben wird. 


$. 2. 

Die von Siegnit über Grünberg nach Rotenburg oder einem fonftigen 
Anſchlußpunkte an die Märkifh-Pofener Bahn zu führende Eifenbahn bildet 
einen integrivenden Theil des Bredlau- Schweidnig- Freiburger en unter. 
nehmend. Auf diefelbe finden rüdfichtlie der Werhältniffe der Gefellfehaft zum 
Staate, fowie zur Militair-, Poft- und Telegraphen- Verwaltung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes die Beltimmungen des Statutd und der bisherigen Statuts- 
nachträge, fowie Die hierüber in Bezug auf die alten Bahnftreden getroffenen 
befonderen Vereinbarungen Anwendung. 


$. 3. 


Das zur Ausführung der in $. 1. bezeichneten Anlagen, deögleichen zur 
Beftreitung anderer Bedürfniffe des Unternehmens, insbefondere des Umbaues 
ber Bahnhöfe zu Breslau und Freiburg erforderliche Anlagefapital wird auf 
ſechs Millionen fünfhunderttaufend Thaler feftgefekt. 


$. 4. 

Die Beichaffung diefed Anlagefapitald erfolgt durch Ausgabe von: 
fiebenzehntaufend Stück Stammaltien, jede über zweihundert Thaler 
lautend, im Gefammtbettage von drei Millionen vierhunderttaufend 
Thaler, 

und 
mit vier und einhalb Prozent verzinslichen Prioritäts - Obligationen im 
Betrage von drei Millionen Einhunderttaufend Thalern. 


$. 5. 





a — sn: Ei en nu u rn — — 
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§. 5. 


Die zu emittirenden Aktien haben vom 1. Januar desjenigen Jahres, 
welches auf die Betriebseröffnm der von Liegnig über Grünberg nach Roten- 
burg oder einem fonftigen Anfchlußpunfte an die Märkifch - Pofener Bahn zu 
bauenden Eifenbahn folgt, gleiche Rechte und Verpflichtungen mit den bereits 
emittirten Stammaktien, und finden Bet fie alle in dem Statute und den bis⸗ 
perigen Statutönachträgen gegebenen Beitimmungen mit der Maaßgabe Anwen. 
ung, daß die in $. 19. des Statut3 für die injahlungen der Aftionaite auf 
vier Prozent feftgefehten Zinfen auf fünf Prozent bis zu dem Zeitpunfte erhöht 
werden, von welchem ab fie an der Dividende mit den älteren Stammaltien 
Theil nehmen. | 

Die Bedingungen, unter denen die Kreirung und Emiffion der Prioritäts- 
ugetonen erfolgt, werden durch ein beſonderes Allerhöchſtes Privilegium 
eſtgeſetzt. 





(Nr. 7169.) Privilegium wegen Ausgabe von 3,100,000 Rthlr. Prioritäte - Obligationen der 
Breslau. Schweidnih - Freiburger Eifenbahngefellfhaft. Vom 11. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von Seiten der Breslau » Schweidnig » Freiburger Eifenbahn- 
Geſellſchaft darauf angetragen worden ift, ihr zur Herftellung einer Eifenbahn 
von Liegnitz über Grünberg nach Rotenburg oder einem fonftigen Anfchlußpunfte 
an die Märkifch » Vofener Eifenbahn, fowie zur Anlage eined Doppelgeleifes auf 
der Bahnftrede Königäzelt:Altwaffer und gem Umbau einiger Kahnböje die Aus- 

abe von WPriorität3 - Obligationen im eirage von 3,100,000 Thalern zu 8 . 
—* wollen Wir in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. uni 1833. 
(Geſetz Samml. ©. 75.) durch gegenwärtige Privilegium Unfere landeöherrliche 
Genehmigung zur Emiſſion der erwähnten Obligationen unter nachftehenden Be- 
Dingungen ertbeilen. 

$. 1. 

Die auf Höhe von drei Millionen Einhunderttaufend Thaler zu emittirenden 
Obligationen werden unter der Bezeichnung: 

‚Prioritäts-Obligationen der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eifenbahn- 
Gefelfhaft Littera GM u x g ſenbah 


nach dem anliegenden Schema A. in Stücken von Sintaufenb Thalern, fünfhundert 
/ Thalern und Einhundert Thalern unter fortlaufenden Nummern, und zwar: 


1) fiebenhunderttaufend Thaler in Stüden zu Eintaufend Thaler unter 
Nummer Eins bis fiebenhundert, 
(Nr. 7168—7169.) 2) Eine 
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2) Eine Million fünfhunderttaufend Thaler. in Stüden zu fünfhundert 
—* unter Nummer ſiebenhundert und Eins bis dreitauſend ſieben⸗ 
un N 
3) neunhunderttaufend Thaler in Stüden & Einhundert Thaler unter 
Nummer dreitaufend fiebenhundert und Eins bis zwölftaufend fieben- 
hundert, | 
ußgefertigt und mit Zinskupons nach dem Schema B., fowie mit emem Talon 
7 nad dem Schema C. verjeben. l 
Auf der Rückſeite der Obligationen wird dieſes Privilegium abgedrudt. 
Diefelben werden von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes und dem Haupt- 
rendanten der Gefellfchaft unterzeichnet. 


Die Zinskupons und Talond werden mit dem Fakſimile der Unterfchrift 
zweier Mitglieder des Verwaltungsrathes und des Hauptrendanten verfehen. 


Die’ erfte Serie der Zinskupons für zehn Jahre nebft Talon wird den 


Obligationen beigegeben. Bei Ablauf diefer und jeder en zehnjährigen 


Periode werden nach vorheriger öffentlicher Belanntmachun anderweite zehn 
Jahre neue Zinskupons audgereiht. Die Ausreichung erfolgt an den Präſen⸗ 
tanten des Talond, durch deſſen Nüdgabe zugleich über den fang der neuen 
Kupons quittirt wird, ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der Obligation 
bei dem Direktorium der Gefellfchaft fchriftlih Widerfpruch erhoben worden ift. 
Am Falle eined folchen Widerfpruches oder wenn der Talon überhaupt 
nicht beigebracht werden kann, erfolgt die Ausreichung an den Inhaber der 
Obligation. Diefe Beſtimmung wird auf dem Talon befonderd vermerkt. 


$. 2. 
Die Vrioritäts » Obligationen werden mit vier einhalb Prozent in balb- 
jährlichen Raten am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres von der Gefellfchafts- 
auptfaffe in Breslau, fowie von den dur das Direktorium in öffentlichen 
lättern nambaf: zu machenden Bankiers oder Kaſſen ausgezahlt. Zinfen von 
Vrioritäts-Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von den in den 
betreffenden Kupond beitimmten Zahlungsterminen an gerechnet, nicht gefchehen 

ift, verfallen zum Vortheile der Gefellichaft. 


$. 3. . 

Die Priorität - Obligationen unterliegen der Amortifation, die mit dem 
Sabre 1874. beginnt und a len den Betrag von einem halben Prozent oder 
fünfzehntaufend fünfhundert Thalern unter Zufchlag der durch die eingelöften 
Obligationen erfparten Zinfen umfaßt. Die Amortifation wird durch Aus: 
loofung zum Nennwerth bewirkt. 

Die Ausloofung findet jedesmal im Monat April flatt und die Aus: 
zablung des Nominalbetraged der hiernach zu Amortifation gelangenden Prio- 
ritäts-Obligationen erfolgt am erften juli jeden Jahres. Si 

ie 
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Die Berloofung gefchieht durch zwei, von dem Gefellichaftsdireftorium zu- 
gezogene vereidete Notare in einem mindeftend vierzehn Tage vorher zur öffent- 
lien Kenntniß zu bringenpen Termine, zu welchem den Inhabern der Priori- 
tat8. Obligationen der Zutritt geftattet wird. 

Der Generalverfammlung der Eifenbahngefellihaft bleibt das Recht vor- 
behalten, fowohl den Amortifationsfonds zu verftärfen und dadurch die Tilgung 
der Prioritätd- Obligationen zu befchleunigen, als auch fämmtliche Prioritäts- 
Obligationen durch die öffentlichen Blätter mit fechdmonatlicher Frift zu kündigen 
und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöfen. In beiden Fällen bedarf e8 
dev Genehmigung de8 Staates. Ueber die Ausführung der Tilgung wird dem 


betreffenden Eifenbahntommiffariate alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


$. 4. 


Die Nummern der auögelooften Prioritäts Obligationen werden binnen 
pierzehm auf nach Abhaltung des im $. 3. gedachten Termins öffentlich be- 
gemacht. 

Diie Auszahlung erfolgt an dem in $. 3. dazu beftimmten Tage in Breslau 
von der Gefellichafts - Hauptlaffe nach dem Nominalwertbe an die Vorzeiger der 
Obligationen gegen die Kun derfelben und der zugehörigen nicht Fl en 
Sinhupons, Serden die ons nicht mit abgeliefert, fo wird der Betrag der 
fehlenden von dem Kapitalbetrage der Prioritäts-Obligationen gekürzt und zur 
Einlöfung der Kupons verwendet, fobald diefelben zur Zahlung präfentirt werden. 

‚Die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinfung jeder Prioritäts -Obli. 
gation erlifcht mit dem 1. juli dedjenigen Jahres, in welchem diefelbe ausgelooft 
und, Daß dies gefchehen, öffentlich befannt gemacht worden iſt. Die im Wege 
der Amortifation eingelöften Obligationen werden in Gegenwart zweier vereideter 
Notare verbrannt, und es wird eine Anzeige darüber durch öffentliche Blätter 
befannt gemacht. 

6. 5. 


Die Nummern der zur Rüdzahlung fälligen, nicht zur Einlöfung vor- 
gezeigten Goligalionen werden jährlich während zehn Jahren von dem Direfto- 
rium der Gefellfchaft Behufs Empfangnahmme der Zahlung öffentlich einmal auf- 
gerufen. Gehen fie deffenungeachtet nicht fpäteftend binnen Jahresfriſt nach dem 
etzten öffentlichen Aufrufe zur Realifation ein, fo exlifcht ein jeder Anfpruch aus 
denfelben an das Gefellfehaftsvermögen, was unter Angabe der Nummern der 
werthlo8 gewordenen Obligationen von dem Direktorium öffentlich befannt zu 


machen ift. 
$. 6. 


Sind Obligationen, Zinskupons oder Talons befchädigt oder unbrauchbar 
gemacht worden, jedoch in ihren wefentlichen Theilen Dergeitalt erhalten, Daß über 
ihre Nichtigkeit kein Zweifel obwaltet, jo iſt das Eifenbahndirektorium ermächtigt, 
gegen Einreichung der beichädigten Papiere auf Koften des Inhabers neue gleich 
arlige Papiere audzufertigen und auszureichen. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7169.) 2 Aus 
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Außer diefem Falle ift die Anfertigung und Ausreichung neuer Obligatio- 
nen in Stelle bejchädigter oder verloren gegangener nur zuläffig nach gerichtlicher 
Amortifation derfelben, die im Domizil der Gefellfchaft bei dem dortigen Gerichte 
eriter Inſtanz nachufuchen iſt. 

Eine gerichtliche Amortiſation beſchädigter oder verloren gegangener Zins⸗ 
kupons findet nicht ſtatt. Es wird jedoch demjenigen, der die Beſchädigung oder 
den Verluſt derſelben vor Ablauf der Verjährungsfriſt ($. 2.) bei dem Direkto⸗ 
rium der Gefellichaft anmeldet und den ftattgehabten Belt der Zinskupons durch 
Vorzeigung der Obligationen oder fonft darthut, nad) Ablauf der Verjährung: 
frift der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht borgefommenen Zinskupons 
gegen Quittung ausgezahlt werden. Auch eine gerichtliche Amortiſation beſchädigter 
oder verlorener Talons findet nicht ſtatt. 


$. 7. 

Die Inhaber der Privritätd-Obligationen find auf Höhe der darin ver: 
fchriebenen Kapitaläbeträge und der dafür nach $. 2. zu zahlenden Zinſen Gläu- 
biger der red au- Septweibnip tireiburger Eifenbahngefellihaft und haben in 
diefer eigenicaft an dem Gefellfchaftövermögen ein unbedingtes Vorzugsrecht 
vor den Stammaftien nebft deren Dividenden. Dagegen bleibt: 


1) den auf Grund des erften, Allerhöchſt am 16. Februar 1844. (Gefeh- 
Samml. für 1844. ©. 61.) beftätigten Nachtrages zum Gefellichaftd- 
Statut vom 11. Dezember 1843. audgegebenen 2000 Stüd Prioritäts- 
aktien im Betrage von 400,000 Thalern, 


2) den auf Grund des vierten Nachtrages zum Gefellichaftsftatut mit Aller 
böchiter Genehmigung vom 21. Juli 1851. (Gefeb-Samml. für 1851. 
S. 584.) ausgegebenen 7000 Stüd Prioritäts - Obligationen (Littr. A.) 
im Betrage von 700,000 Thalern, 


3) den auf Grund de fünften Nachfunget zum Gefellfchaftsftatut, Aller- 
böchft beftätigt am 14. Februar 1853. (Gefek - Samml. für 1853. ©. 48.), 
audgegebenen 8000 Stüd Priorität3- Obligationen (Littr. B.) im Betrage 
von 800,000 Thalern, 


4) den auf Grund des Allerhöchft am 19. Auguft 1854. (Geſetz⸗Samml. 
für 1854. ©. 517.) bejtätigten fechöten Nachtrages zum Geſellſchafts⸗ 
Statut audgegebenen 6000 Stüd Priorität „Obligationen (Littr. C.) im 
Betrage von 600,000 Thalern, 

5) den auf Grund des Allerhöchften Privilegiums vom 2. Auguft 1858. 
(Deich Sammt. für 1858. ©. 437.) auögegebenen 3800 Stud Priori- 
tät8- Obligationen (Littr. D.) im Betrage von 700,000 Thalern, 

6) den auf Grund des Allerhöchiten Privilegiums vom 3. Juni 1861. 
(Gefeg- Samml. für 1861. ©. 346. ff.) auögegebenen 3200 Stüd Priv 
rität8 - Obligationen (Littr. E.) im Betrage von 800,000 Thalern, 


7) den auf Grund des Allerhöchften Privilegiums vom 12. März Gr 
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(Geſetz Samml. für 1866. ©. 133. ff.) ausgegebenen 7600 Stüd Priori- 
tät3 - Obligationen (Littr. F.) im Betrage von 1,400,000 Thalern, 


alfo im Ganzen den bis jetzt auöge ebenen 37,600 Stüd Drioritäts Aktien und 
Obligationen im Betrage von 5,400,000 Thalern das Vorzugsrecht für Kapital 
und Zinfen vor den neu audzufertigenden 10,800 Stud Prioritätd-Obligationen 
ausdrüdlich vorbehalten. 

$. 8. 


Die Anbaber der Obligationen find außer in den im S 3. gedachten Fäl- 
len nur dann berechtigt, deren Nennwerth von der Gefellichaft zu Torben: 


a) wenn ein Zahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 


b) wenn der Transportbetrieb auf der Eifenbahn länger als fechd Monate 
ganz aufhört; 


c) wenn gegen die Gefellichaft in Folge rechtöfräftig gewordener Erfennt- 
nifje Schulden halber Exekution vollfiredt wird; g 8 


d) wenn die im $. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht inne gehalten wird. 


in den Fällen zu a., b. und c. fann da8 Kapital von dem Tage ab, an 
welchem einer dieſer alle eintritt, zurüdgefordert werden; in dem Falle zu d. ift 
dagegen eine dreimonatliche Kündigungsfriſt zu beobachten. Das Recht zur Zurüd- 
forderung dauert in dem Falle zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zins: 
kupons; in dem Falle zu b. bis zur Wiederherftellung des unterbrochenen Trans⸗ 
ortbetriebes; in dem Falle zu c. bis zum Ablauf eined Jahres nad) Aufhebung 
er Erefution; das Recht der Kündigung in dem Falle zu d. drei Monate von 
dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen hätte erfolgen follen. 
Die Kündigung verliert indeflen in bietem Falle ihre rechtliche Wirkung, wenn 
die Eifenbahnverwaltung die nicht eingehaltene Amortifation nachholt und zu dem 
Ende binnen längftens drei Monaten nad) erfolgter Kündigung die Ausloofung 
der zu amortifirenden Prioritäts Obligationen nachträglich bewirkt. 
Die Obligationen, welche in folge der Beflimmungen dieſes Paragraphen 
eingelöft werden, kann die Gefellichaft wieder ausgeben. 


8. 9. 
Zur Sicherung der Verzinfung und Tilgung der Schuld wird feftgefekt: 
a) die vorgefchriebene DVerzinfung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinfen und Dividenden an die Stammaktionaire der Gefell- 
ſchaft vor; 
b) bis zur Tilgung der Obligationen oder bis zur gerichtlichen Depofition 
der Eintöfungsgeider darf die Geſellſchaft keine zum Eifenbahnkörper und 
zu den Bahnhöfen erforderlichen Grundſtücke veräußern; dies bezieht fich 
jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhöfe befindlichen 
Grundſtücke, auch nicht auf folche, welche innerhalb der Bahnhöfe etwa 
(Nr. 7169.) ’ an 
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an den Staat oder an Gemeinden zu poftalifchen, poligelichen oder. fteuer- 
lichen Einrichtungen, oder zu Padhöfen, Wanrermiederlagen und fonftigen 
mit Genehmigung der Königlichen Regierung audzuführenden Anlagen 
abgetreten werden müfjen. | 


$. 10. 


Die in diefem PBrivilegium vorgefchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußifchen Staatdanzeiger und eine auß- 
wärtige Zeitung. 

Zu Urfund diefes haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchſt⸗ 
eigenhändig vollzogen und unter dem Königlichen Inſiegel auöfertigen laffen, ohne 
jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anfehung ihrer Befriedigung 
eine Gewährleiftung von Seiten des Staat3 zu geben oder Rechten Dritter zu 
präjudiziren. | Ä 

Das gegenwärtige Privilegium ift durch die Gefehk-Sammlumg bekannt 
zu machen. _ 


Gegeben Schloß Babeläberg, den 11. juli 1868. 
(L. S) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 





Sche⸗ 
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Schema A. 
















Drioritäts- Obligetion Litt. G. 


der 


Breslau: Schweidnig - Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft 
20 Sinöfupond — ni RM ..... Verzinsber zu 44 %. 
Ion beigefügt. 


¶ Eintauſend Thaler) Zaufhundert Thaler (Einhundert 
Thaler) Preußiſch Kurant. 





Inhaber dieſer Obligation hat an die Breslau⸗Schweidniztz⸗Freiburger 
Eiſenbahngeſellſchaft Sünfhundert Thaler (Einhundert Thaler) Preußiſch 
Kurant zu fordern als Antheil an dem durch Königliches Privilegium 
vom .................................... autoriſirten Darlehn von 
............... Thalern. | 

Sie Zinfen find gegen bie ausgehebenen Kupons zahlbar. 


vv... .n ..,,.». 00 oo 0—0 





- Der Verwaltungsrath 
der Breölau- Schweidnig- Freiburger Eifenbahngejellichaft. 
N.N. N.N. 


N. N. Rendant. 
Eingetragen sub Folf..... des Regiſters. 









Er, 21099, Schema B. 






Zins-Kupon 
| der | 


Breslau -Schweidnig- Freiburger Eifenbahn - Prioritäts- 
| Obligation 







zahlbar amı 2. Januar (1. Juli) 18... 






Inhaber dieſes hat am 2. Januar (1. Juli) 18.. die halbjährlichen 

Zinſen der obengenannten Prioritäts⸗Obligation über (Eintaufend Thaler) 

Fünfhundert Thaler (Einhundert Thaler) zu erheben mit 22 Rthlr. 

15 Sgr., 11 Rthle. 7 Sgr. 6 Pf., 2 Rthlr. 7 Ser. 6 Pf. 
Breslau, Den ..ten............ 18.. 


Der Verwaltungsrath 
der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eifenbahngefellichaft. 
N.N. N.N. 


N. N. Rendänt. 

















Diefer Kupon wird nad Ablauf von vier Jahren nad dem darin bezeich- 
neten Zahlungstage ungültig und werthlos. Daffelbe ift der Hall, wenn er 
durchſtrichen, durchlocht, oder wenn die auf ihm vermerkte Nummer nicht mehr 
vollftändig zu erfennen ifl. 






Schema Ü. 














Talon 


der 


Breslau: Schweidnit Freiburger Eijenbahn- Prioritäts- 
Obligation 


Inhaber empfängt gegen Nüdgabe dieſes Talons die folgende Serie 


von 20 Stüd Zindfupond zur vorbezeichneten Prioritäts⸗Obligation, 
fofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen diefe Ausreichung 
proteftirt worden if. Im alle eined folchen Widerjpruches, oder 
‚ wenn der Talon überhaupt nicht beigebracht werden kann, erfolgt die 
Ausreichung der neuen Kupond an den Inhaber der Obligation. 


Breslau, den . „tn 


Der Verwaltung3rath 
der Breslau. Schweidnit - Freiburger Eifenbahngefellichaft. 
NN. N.N. 


N. N. Rendant. 





(Nr. 7169-7170) (Nr. 7170.) 
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(Nr. 7170.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma 
»Altiengefellihaft zur Erbauung eine8 eifernen Steges über den Main« 
mit dem Sibe zu Frankfurt a. M. errichteten — Vom 
30. Juli 1868. | 


D es Königs Majeſtät Haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 20. Juli 1868. 
die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma „Aktiengeſellſchaft zur Er- 
bauung eines eiſernen Steges über den Main’! mit dem Si e zu Frankfurt a. M., 
fowie deren in der notariellen Urkunde vom 30. Juni 1868. verlautbartes Statut 
zu genehmigen gerubt. 
Der Allerböchfte Erlaß nebft dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Wiesbaden bekannt gemacht werben. 


Berlin, den 30. Juli 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Am Auftrage: 
Herzog. 


Nedigirt im Büreau bed Staats. Minifterlums. 
Berlin, gebrudt in ber Koͤniglichen Geheimen Ober Sofbucdhbruderei 
‚8 we den fbuch 
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Sejeß- Sammlung 
für die 


KRönigliden Preußiſchen Staaten. 





— Nr 54. — 





(Nr. 7171.) Allerhoöͤchſter Erlaß vom 8. Juli 1868., betreffend die Verleihung. der fisfalifchen 
Vorrechte und des Nechts zur Erhebung de8 Ehaufjeegeldes an den Neu- 
vorponmierfhen Kommunal - Landtag in Bezug auf den Bau und die 
Unterhaltung der Chauffeen 1) von Wittower Fähre über Trent, Brener 
Brüde, Presnitz, Panſewitz nah Bergen, 2) von Brener Brüde an der 
Strafe zu 1. über Dreſchwitz bis zur Bergen -Stralfunder Chaufjee bei 
Samtens mit einer Abzweigung nad) Bingft, 3) von Bergen über Putbus 
nach Zauterbady, und 4) von Bergen über Liehower Fähre nad) Sagard 
mit Durchdämmung refp. Ueberbrüdung der Fährftelle bei Lietow, im 
Kreife Rügen, Regierungsbezirk Stralfund. 


Nechdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſeen 
1) von Wittower Fähre über Trent, Brener Brücke, Presnitz, Panſewitz nach 
Bergen, 2) von Brener Brücke an der Straße zu 1. über Oreſchwitz bis zur 
Bergen - Stralfunder Chaufjee bei Samtend mit einer Abzweigung nad) Gingft, 
3) von Bergen über Putbus nad) Lauterbach und 4) von Bergen über „iegomer 
Kübre nad) Sagard mit Durhdämmung rejp. Ueberbrüdung der Fährftelle bei 
ietzow, im Kreife Rügen, Regierungsbezirk Stralfund, genehmigt habe, verleihe 
Ich Hierdurch dem Neuvorpommerfhen Rommunallandtage, welcher bie YAus- 
fü numg de8 Baues der Chauffeen übernommen hat, das Erpropriationsrecht für 
die zu dieſen Chauffeen erforderlichen Grundftüde, imgleichen das Recht zur Ent- 
nahme der Chaufleebau- und Unterhaltungs - Materialien, nach Draapgabe der für 
die Staatd-Chaufjeen beftehenden WVorfchriften, in Bezug auf diefe Straßen. Zu⸗ 
leich will ch dem Neuvorpommerjchen Konmmunallandtage, gegen Uebernahme 
er fünftigen Dauffeemä igen Unterhaltung der Straßen, das Recht zur Erhebun 
des Chaufjeegelded nach den Beftimmungen des für die Staat3-Chaufjeen je mal 
geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einfchlieglich der in demfelben enthaltenen Beftim- 
mungen über die Befreiungen, fowie der fonfligen die Erhebung betreffenden 
an Vorfchriften, wie diefe Beftimmungen auf den — von 
nen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 


Jahrgang 1868. (Nr. 7171-7172) | 103 Ta—⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Auguſt 1868. 
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Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beflimmungen wegen der Chauffee- 
polizei-Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelöberg, den 8. Juli 1868, 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7172.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obliga- 
tionen des Rügenſchen Kreifes im Betrage von 215,250 Thalern. Vom 
8. Juli 1868. 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisftänden des Rügenfchen Kreifes auf dem Kreistage 
vom 14. November 1867. befchloffen worden, die zur Anefütnng der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, 
Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Be- 
trage von 215,250 Thalern außftellen zu dürfen, da fich hiergegen weder im In⸗ 
terefje der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, im 
Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. uni 1833. zur Ausftellung von 
Obligationen zum Betrage von 215,250 Thalern, in Buchſtaben: Zweihundert 
und hrfzehn Tauſend zweihundert und funfzig Thalern, welche in folgenden 

points: 


80,000 Thaler à 1000 Thaler, 
: & 500 ⸗ 


50,000 

30,000 » & 200 -» 
30,00 » a 10 » 
20,00 - a 50 -» 
5,250 * 2 25 s 


= 215,260 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreidfteuer mit 
4), Prozent jährlich zu verzinfen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlih vom “jahre 1872. ab mit wenigftend arlich ', Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Sinfen von den amortifirten Schuldverfchreibungen, 
zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unfere Iandeöherrliche Genehmi⸗ 
gung 
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gung mit der rechtlichen Wirkung ertüeilen ‚ daß ein jeder Inhaber diefer Obli- 
gationen die daraus herborgehenben echte, ohne die Uebertragung des Eigen- 
thums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gemährleijtung Seitens des Staatd nicht übernonmen wird, ift durch die Gefeh- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

—— unter Unſerer Hoͤchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 8. Juli 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
und zugleich für den 
Miniſter des Innern. 


Provinz Ponmern, RKegiernngsbezirk Stralfund. 


Dbligation 
des 
Ruͤgenſchen KRreifes 
Littr. ..... MR ..... 
über 
......... Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der unterm —.............. genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


14. November 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 215,250 Thalern 
befennt I die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauffeebau des Nügenfchen 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens 
des Gläubigerd unkündbare Verfchreibung zu einer Darlehnsſchuld von ..... 
..... Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und 
mit vier einhalb Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 
Die Rückzahlung der —75 Schuld von 215,250 Thalern geſchieht vom 
1872, ab ullmälig aus einem zu diefen Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens einhalb —*— des —5— Kapitals jährlich, unter Zuwachs der 
Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 
(Nr, 7172.) 103* Die 
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Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird d 
das Loos beftinmmt Die Ausloofung erfolgt vom Sabre 1873. ab in ber 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreid behält fich jedöch das Mecht vor, den 
Tilgungöfonds durch größere Ausloofungen zu verftärfen, fowie fänmtliche noch 
mlaufende Schuldveriihreibungen zu fündigen. Die ausgelooften, fowie die ge 
fündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnun dus Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rü ablung erfolgen 
foll, öffentlich befannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungdtermine in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Stralfund, fomwie in der zu Stettin und Stralfund erfcheinenden 
Stralfunder teip. Stettiner Zeitung, der Berliner Börſenzeitung und dem 
Staatdanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in halbjährlihen Terminen, am 20. Dezember und am 20. Juni, von 
heute an gerechnet, mit vier einhalb Prozent jährlih in gleicher Münzforte 
mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Nüd: 
abe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweife diejer Schuldverfchreibung, 
bei der Kreis-Chauffeebaufaffe in Bergen, und zwar auch in der nach) dem Ein- 
tritt des Fälligfeitötermind folgenden Seit , 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu Yen en Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb breiig Jahren nad) dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf ded Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Sinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreiſes. 

Dad Aufgebot verlorener oder vernichteter Schuldverfchreibungen erfolgt 
erft nad) Verlauf von ſechs Halbjährigen Zindterminen bei dem Königlichen 
Kreiögerichte zu Bergen, wenn bi8 dabin Die zur Kreis. Obligation gehörigen 
Zinskupons für diefe Termine nicht zur Einlöfung gelangt find. " 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcdyer den Verluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjãhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den flattgehabten Befik 
der Zinskupons dur) Do gung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub 
bafter Weiſe darthut, —5 blauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgelommenen Zindfupond gegen Quittung aus 


a en Schuldverfchreibung find hbalbjährige Zinskupons b 
it diefer verfchreibung find ..... jährige Zinskupons bis zum 
Schluffe des Jahres .... audg ben, für die Weitere Seit werden Zinskupons 
auf rünfiabrige Perioden audgegeben. 
Die Ausgabe einer neuen Zindfupons - Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Chauffeebaufafje zu Bergen gegen Ablief des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedrudten Talond. Beim Verluſte des erfolgt die Aushändigung 
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— 761 — 


der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 


.Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Ruͤgenſchen Kreiſe. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stralſund. 
Erſter bis ..... Zinskupon ...'* Serie 


ju der 
KRreis-Obligation des Rügenfhen Kreiſes 
Littr. ..... Kon 


.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 


Der Inhaber diege Zinskupons empfängt gegen deffen Rüdgabe in der Seit 
vom ot nenne bis .........., TED. women bis ...... .. 


und üäterhin die Zinfen der voßbenannten Rei. Oli für dns Halbi abe 
M ........... is ........... mit (in Buchſtaben) ........... | 
.......... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe zu Bergen. 


Bergen, den ..tM ......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommifjion für den Chauffeebau im Rügenfchen Kreife 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn beffen 
| Bcbheng nicht bis zum 8 .. a .... erhoben 


(Nr. 7172—7178,) Pro⸗ 
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Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stralfund. 
Talon 


zur 


Kreis⸗ Obligation des Ruͤgenſchen Kreiſes. 


Der Inhaber bieles Talond empfängt gegen deſſen Rüdgabe zu der Obli- | 
gation des .......... Kreifes 


Liter. .ı.... M..... über‘..... Thaler a 44 Prozent Zinſen 


die ..te Sec Sinstupons für die fünf Sabre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Chauffeebaufaffe u Bergen, fofern dagegen Seitens des als ſ olchen legitimirten 
Inhabers der Obligation fein Widerfpruch erhoben if. . 


Bergen, den . tm ........ 18.. 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Ruͤgenſchen Kreiſe. 





(Nr. 7173.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Juli 1868., betreffend die Genehmigung der in 
der beigefügten Zufammenftellung verzeichneten Beichlüffe des 27. General. 
landtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


Auf Ihren „Dei vom 80. Juni d. J. will Ich den in der beiliegenden 
3 —A— verzeichneten Beſchlüſſen des 27. Generallandtages der Oſt— 
—5 — La —*2 hierdurch Meine Genehmigung ertheilen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt der Zuſammenſtellung durch die Gefeg- Sammlung 
gu veröffentlichen. 


Bad Ems, den 13. Juli 1868. 
Wilhelm. 


Für den Miniſter des Innern. 
Frh. v. d. Heydt. Leonhardt. 


An den Miniſter des Innern und an den Juſtizminiſter. 
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Zufammenſtellung 
der 


bon dem 27. Generallandtage der Oſtpreußiſchen Landſchaft gefaßten 
Beſchlüſſe. 


ö— — — 


I. Auch Grundſtücke, welche in einer ſtaͤdtiſchen Feldmark — und einen 
Werth von mindeſtens 5000 Rihlr. haben, ſind aſſoziationsfähig, inſofern 
ſie einen beſonderen, außerhalb der Stadt belegenen Wirthſchaftshof mit 
Wohnhaus für den Beſitzer oder Verwalter enthalten, und ſich noch zu 
einer ſelbſtſtändigen Nahrungsſtelle durch Bodenbenutzung eignen. 

Bei Beleihung derſelben gelten folgende Beſtimmungen: 

A. Die Verſicherung der Gebäude gegen Feuergefahr muß angemejjen 
und entweder bei der landfchaftlichen oder bei einer anderen von der 
Generaldireftion dazu autorifirten Gefellfchaft erfolgt fein. 

B. Eine Beleihung auf den Erwerbewerth findet nicht ftatt. 

C. Bor der Beleihung müffen die betreffenden Grundftüde durch befondere 
Erklärung des Befiterd der Generalgarantie unterworfen und muß 
diefe Erklärung im Hypothekenbuche eingetragen werden. 

D. In Rüdficht auf die Vertretung werden diefe Brundftüde den länd⸗ 
lichen gleich behandelt. on 

E. Für die Taren und gutachtlichen Werthöfeftftellungen berfelben gelten 
die Abſchätzungs⸗Grundſätze mit folgenden befonderen Beitimmungen: 
1) Brauerei, Brennerei und Schantnutung ($$. 168. ff.), ferner 

Zeitpacht für Krüge ($. 180., jegt $. 163. c.) und Wohnung3- 
miethen ($. 181., jet $. 164.), ebenfo Stubenmiethen ($. 184., 
jet $. 167.) werden nicht veranfchlagt. 

2) Die ftädtifchen Abgaben find nach dem Durchfchnitte der lekten 
6 Jahre zu berechnen, worüber ein Atteft des Magiſtrats bei- 
zufügen ift, und in doppeltem Betrage in Abzug zu bringen. 

3) innerhalb der Stadt Belegene Gebäude werden von ber Taxe 
audgefchlofjen. 

U. Sufaß zu Nr. II. $. 13. der durch Allerhöchſten Erlaß vom 28. Februar 
1859. (Geſetz⸗ Samml. S. 90.) genehmigten Beitimmungen und zu dem 
durch Allerhöchften Erlaß vom 19. Januar 1863. —— . 62.) 
genehmigten Befchluffe: 

Wenn die Generallandfchaf3- Direktion die Herbeifchaffung der älteren 

auf ein beſtimmtes Gut lautenden Pfandbriefe übernimmt und demge- 

mäß befcheinigt, 
daß die an Stelle derfelben neu auszufertigenden Pfandbriefe 
mit 





(Nr. 7173.) 
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mit gleichen ober höherem Zinsfuß nur zur Einlöfung jeni 
alten” Formulare —** a m Aus dem land i 
Depo er F egen iehtere Fa Hal Ar oder gegen 
en geeignete . e von gleichem 
Detrage und Sindfuße Beraußgegeben werden follen, i 
fo ift die Umfchreibung auf Grund ded Antrages der Generalland- 
fhafts- Direktion und diefed Atteſtes derfelben im " Spwolhetenbuce 
vorläufig proteftativifch zu vermerken und die Beglaubigung der neu 
ausgefertigten Pfandbriefe zu vollziehen. 
—— nn Bea 
arlehn na erbeifcha ie 
Maafigabe der beftehenden Wortchriften zu betreiben bleibt. 


II. Zufaß zu Nr. III $. 3. der durch Allerhöchften Erlaß vom 28. Februar 
1859. (Gefeh-Samml. S. 90.) genehmigten Beftimmungen und zu 
Nr. I $. 3. und $. 19. des Regulativd vom 23. Juni 1866. (Geſeh⸗ 
Samml. ©. 343. ff.) 

Die Beglaubigung der neuen Pfandbriefe kann nach vorfchrifte- 
mäßiger Eintragung der Darlehnsforderung im Hupothefenbuche 
betreffenden Gute8 von dem dafür zuflandigen Kreiögericht auch 
duch das Königliche Kreigericht zu Königäberg erfolgen, welches 

Antrag der Generallandichaft3 - Direktion eine Kommiſſion 
von drei Be ollich a m a der für bie Landſchaft 
Ä e vo auf Vorlegung der für inge⸗ 
tragenen Dokumente die auf Grund derſelben auögelertigten Dion 
briefe unter Beidrüdung des Gerichtöfiegeld und vermerkt dies auf 
den vorgelegten Dokumenten. 

Fur den fall der Ausfertigung von Pfandbriefen neuen 
Formulars mit Höperem Zinsfuß an Stelle foldyer mit geringerem 
Zindfuß find nad) Eintragung der erhöhten Zinsverbindlichleit gemäß 
$. 19. des Regulativ vom 23. Juni 1866. diefer Kommiſſion dabei 
zugleich auch die zurüdgezahlten Pfandbriefe zur KRaffation vorzulegen. 





"NRebigirt im Büreau bed Staats- Minifteriums 
Berlin in ber Königli imen Ober - Hojb ‚da 
gedruckt er Fa uchdru 
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Gele - Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 


— Nr. 55. — 
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(Nr. 7174.) Staatövertrag zwilhen Preußen und Heffen, in Betreff der Herftellung der 
Eifenbahnen von Bießen nad Gelnhaufen, von Gießen nad Fulda und 
von Hanau nad Friedberg. Vom 12. Juni 1868, 


Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Königliche Sobei der 
Großherzog von Heffen und bei Rhein, von dem Wunfche geleitet, die jenbahn- 
verbindungen zwilchen den beiderfeitigen Staatögebieten zu erweitern, haben zum 
Zwecke einer hierüber zu treffenden Vereinbarung Bevollmädhtigte ernannt, nämlich: 
Seine Majeftät der König von Preußen: 
Allerhöchftihten Geheimen Ober-Baurath Theodor Weishaupt, 
Allerhöchftihren Wirklichen Legationsratb Wilhelm Jordan; 


alle Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei 
ein: 


Allerhöchſtihren exordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtigten 
| MI —* — Legationsrath Carl Hofmann, gt 


Allerhöchſtihren Miniſterialrath Auguſt Schleiermacher, | 
welche nach vollzogener Auswechfelung ihrer in guter und gehöriger Form befun⸗ 
denen Vollmachten folgenden Staatsvertrag abgefchloffen haben. 


Artikel 1. 
Die Königlich Preußifche und die Großherzoglich Heffifche Regierung ver- . 
pflichten fich, den Eau 
a) einer Eifenbahn von Gießen nach Gelnhaufen, 
b) einer Eifenbahn von Gießen nach ˖ Fulda, 
ce) einer Eifenbahn von Hanau nad) Friedberg 
zu geftatten und zu fürdern. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7174.) 104 Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Auguft 1868. 
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Artikel 2. 
Die Groß Heſſiſche Regierum bereit8 Sorge dafür getragen 
die Herftellung ber fenhabnen don sehen. nach Fulda und nach Ge aufen f 


durch Kr Unternehmer (Artikel 16.) herbeizuführen. 
ar ie Königlich Preußifche Regierung wird es Sich angelegen fein lafjen 
die Herftellung der Eiſenbahn von ana Friedberg entweder durch Ermit. 
telung geeigneter Privatunternehmer oder, falld Sie ſolches in Ihrem Intereſſe 
finden follte, durch den Ausbau diefer Linie auf Staatstoften herbeizuführen. 
Beide vertragfchließende er Regierungen werden für die Zwecke der 
Eifenbahnanlagen, auf welche fih der ge — begieht ‚ innerhalb 
ihrer Gebiete er „ac Maaßgabe  Sefkdenten Can Ba a , dad Hecht zur 
Erpropriatio erforderlihen G und Bodend g 
—— wird die Broken I eifif e —* das Geſetz vom 
14. Auguſt — betreffend die —5* una ber der für das zur. Erbauung 
von Eiſen en erforderliche Gelänte, auch auf die I —7 Oi belegene 
Strede der fenbahn von Hanau nach Friedberg anwendbar erklären 


Artikel 3. 


Die Feftftellung ber Bauprei efte für die Eifenbahnen von Gießen nad) 
Gelnhauſen und Fulda fol der Groß oglih Heſſiſchen Regierung, für Die 
Eifenbahn von Hanau nad) Friedberg a Königlid Preußiſchen Regierung 
uftehen. jedoch bleibt die , (anbespofigeilice Prüfung und Genehmigung des 
Dapeojeltßt Ionwei ſolches die Herftellung von Brüden, Durchläſſen, Flußkor⸗ 
rektionen, eye ergängen und Parallelmegen betrifft, fowie die baupolizeiliche 
ale der Gnbofsunlagen jeder Regierung, innerhalb ihres Gebietd, vor- 


Sofern die Bahnen nicht von vornherein mit einem Doppelgeleife verfehen 
werden, foll die ——— über die I Weeuß des —— G iſe auf n An 
anau⸗Fried lediglich inf ien Gießen 
—*1— Gi en Gelnhauſen lediglich der — Heſſiſchen Regierung 


Artikel 4. 


Die in Rede ftehenden. drei Eiſenbahnen ſollen an ihren Endpunkten Fulda, 

G en und mit der Bebra⸗Hanauer, an den Endpunkten Friedberg 
und Ag bezie begichumgeweile mit der in-Wefer- und der Deub- Gießener 
Eifenbahn e Schienenverbindung gebracht werden. 

Zur Exkeichterun der Anfchlüffe an den Endpunften wollen die „onen 
hirenden Regierungen —* als thunlich die gegenfeitige Mitbenutzung ber für 
den erfonenverteht dort vorhandenen Bahnhoftlofalitäten gegen eine nad) billigen 
Grundfägen zu bemeſſende Miethe geftatten. 


Art. 
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Artikel 5. 


Die Spurweite der Bahngeleiſe ſoll wie bei den Anſchlußbahnen vier Fuß 
acht und einen man Zoll Engliichen Maaßes in Lichten der Schienen betragen, 
auch die Ausführung der Bahnen und das gelammte Betriebdmaterial unter 
Beachtung der von dem Beteine der Deutjchen Eifenbabnverwaltungen angenom- 
menen einbeitlichen Vorfchriften für den ncchgebenden Verkehr derartig eingerichtet 
werden, daß die Transportmittel nach allen Richtungen hin auf die angrenzenden 
Bahnen ungehindert übergehen fönnen. 


Artikel 6. 


Die Landeöhoheit bleibt in Anfehung der im Preußifchen Gebiete belegenen 
Bahnftreden der emiglich Preugifchen Regierung, in Anfehung der Bahnftreden 
im Heſſiſchen Gebiete der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung vorbehalten. 

Die Bahnbeamten find rückſichtlich der Disziplin der kompetenten Auffichts- 
behörde, im Uebrigen aber den Gefegen und Behörden des Staates unterworfen, 
innerhalb deſſen Gebiet3 fie fich jeweilig aufhalten. | 

Die Bahnbeamten aus einem der beiden Staaten, welche dauernd auf dem 
Gebiete ded anderen Staates ftationiıt find, erleiden dadurch feine Aenderung der 
Unterthansverhälnifje und find während ihres dienftlichen Aufenthaltes dafelbft 
nur denjenigen Steuern und Perfonallaften unterworfen, welche nach den dorti- 
un Landeögejeken unter gleichen Berhältniffen für alle Fremden zur Anwendung 
gelangen. 


Artikel 7. 


Die kontrahirenden Regierungen ſagen ſich gegenſeitig die den beſtehenden 
Geſetzen entſprechende, von den kompetenten Behörden zu bewirkende Unterſuchung 
und Beſtrafung derjenigen Polizei- und Kriminalvergehen zu, welche die Anlage 
der drei Eiſenbahnen und den Transport auf denſelben betreffen und von ihren 
tejpeftiven Unterthanen in dem Gebiete des anderen Staated werden begangen 
werden. 

Die betreffenden Eifenbahnverwaltungen haben wegen aller Entfchädigungs. 
anfprüche, die aus Anlaß der Anlage oder des Betriebes der en abren 
gegen fie erhoben werden möchten, fid) der Gerichtöbarfeit und den Gejegen des— 
jenigen Staates zu unterwerfen, auf defjen Gebiete die dabei in Betracht fom- 
mende NN liegt. Die Verwaltung der Bahn Hanau- Friedberg foll zu 
dem Behufe gehalten fein, in Friedberg, die Verwaltung der Bahnen Gießen- 

[da und Gießen-Gelnhauſen in Fulda Domizil zu nehmen und dafelbft einen, 
treter zu beftellen, an welchen Verfügungen der Territorialbehörden mit ver— 
bindlicher Kraft erlafjen und infinuirt werden können. 


Artikel 8. 
Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu im jedem Staatsgebiete 


fompetenten Behörden in Gemäßheit der für jedes Staatsgebiet beſonders zu. 
(Nr. 7174.) 104*® pu⸗ 
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publizirenden Bahnpolizei⸗Reglements gehandhabt werden, und zwar wird iu 
Wahrung übereinftimmender Grundſähe das Bahnpolizei- Reglement für die 
au⸗Friedberger Bahn von der Königlich Preußifchen Regierung, für die 
ießen Fuldaer und die Gießen-Gelnhaufener Bahn von der —— 
Heſſiſchen Regierung feſtgeſtellt und, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne 
weichungen unvermeidlich machen möchten, auch von der anderen Regierung für 
Ahr Gebiet in Kraft gefekt werden. 
Die in den verfchiedenen Staatsgebieten flationirten Bahnpolizeibeamten 
find auf Dräfentation der Bahnverwaltung bei den Eompetenten Behörden des 
betreffenden Staat3 in Pflicht zu nehmen. 


Artikel 9. 


Die kontrahirenden Regierungen werden fich diejenigen Perſonen oder 
Behörden namhaft machen, welche von ihnen di Handbabung des ihnen über 
die Eifenbahn - Unternehmen innerhalb ihres Gebietd zuftehenden Hoheits⸗- ‚und 
Auffichtörechtd zu berufen find, und die Beziehungen ihrer Regierungen zu ben 
Eifenbahnverwaltingen in allen zum direkten gerichtlichen oder bolizeifichen Ein. 
fchreiten der fompetenten Behörden nicht geeigneten Fällen vertreten follen. 

Unbefchadet der beiderfeitigen Hoheit?» und Auffichtörechte verbleibt die 
Ausübung des Auffichtdrechtd über die Verwaltung der Eifenbahnen von Gießen 
nad) Fulda und Seinhaufen und deren Gefchäftsführung ausfchlieglich der Grof- 
berzoglich Heffifchen egierum ‚ für die Eifenbahn von Hanau nad) Friedberg 
ausſchließlich der Königlich Preußifchen Regierung. 


Artikel 10. 


üglich ber Beteuerung der in Rede ftehenden Eifenbahn Unternehmen 

wird — vereinbart: ch 
1) Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Betriebe der in 
Gebiete belegenen Strecken der Eiſenbahnen Gießen⸗Fulda und 
ießen⸗ Gelnhauſen eine Abgabe nach Maaßgabe des Preußiſchen Geſetzes 
vom 16. März 1867. erheben und bei der Berechnung derſelben den 
aus. dem Verhaͤltniſſe der Streckenlängen in beiden Gebieten ſich ergeben⸗ 
den Theil des Aktienkapitals, beziehungsweiſe die auf dieſen Theil de 
Aktienkapitals entfallende, gleihfall8 nach dem Verhältniß der Strecken⸗ 
längen ermittelte Duote des aus den Erträgniffen des Betriebes jährlich 
r Vertheilung kommenden Ertrages als fteuerpflichtigen Reinertrag zu 

Brunde legen. 

2) Sofern die Königlich Preußifche Regierung Sich für die Herftellung 
wer den Betrieb der Eifenbahn von Friedberg nach Hanau durch eine 
Nrivatgefellfchaft entfcheidet, jo wird Sie die von dieſem Unternehmen und 
defien Betriebe zu erhebende Abgabe nach den Preußifchen Geſetzen vom 
30. an 1853. und Mai Ne en 5 Br dem danach 
jährlich eingezogenen Betrage an die erzogli e Regierung, 
——— für die im Großherzogthum —*— beſtehende —* 
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und Gewerbeftewer, denjenigen Theil abführen, welcher fih aus dem 
Verhältniffe der Länge der auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete be- 
legenen Strede zur Gejammtlänge diefer Eifenbahn ergiebt. Sollte ſich 
die Königlich Preußifche Regierung zum Bau und Betriebe diefer Eifen- 
bahn für eigene Rechnung entſchließen, fo foll die Bahnftrede im Groß—⸗ 
berzoglih Hefliichen Gebiete mit feiner anderen Staatöfteuer belegt 
werden, als mit der zur Zeit des gegenwärtigen Vertragsſchlufſſes für 
die Befteuerung der Eifenbahnen im Großherzugthum Hefjen beitebenden 
Grund» und Gewerbefteuer. 


3) Eine weitere, als die in Vorſtehendem vereinbarte Beziehung der Eifen- 
bahn Unternehmen zu den bejtehenden resp. nody einzuführenden Staats⸗ 
fteuern findet ‘weder im Königreich Preußen bezüglich der in deflen Gebiet 
fallenden Streden der Eifenbahnen von Gießen nach Gelnhaufen und von 
Gießen nad Fulda, noch im Droßhergogibum Heſſen bezüglich der in 
deſſen Gebiet fallenden Strede der Eifenbahn von Hanau nad) Friedberg 
ftatt; ebenfowenig werden die Unternehmer einer Konzeffionsfteuer unter- 
worfen. | 


Artikel 11. 

In Unfehung der auf den Bahnen anzuwendenden Fahrzeuge einfchließlich 
der Dampfwagen it man darüber einverftinden, daßg die von einer der beiden 
Rgierngen veranlaßte Prüfung genüge und eine Genehmigung Seitens der 
anderen Regierung nicht — ſei. 


Artikel 12. 


Die Genehmigung der Fahrpläne und Tarife ſoll zwar für die Linie 
Hanau Friedberg der Königlich Preußifchen und für die Linien Gießen- Fulda 
und Gießen⸗Gelnhauſen der Großherzoglich Heffifchen Regierung allein vorbehalten 
bleiben, jedoch werden beide Regierungen dafür Sorge tragen, daß in täunlichfter 
Derbinbung mit den Fahrten der Anfchlußbahnen auf jeder Linie für den Perſonen⸗ 
verkehr täglich mindeſtens eine dreimalige direkte Verbindung in beiden Richtungen 
ohne anderen, ald den durch den Betrieb bedingten Aufenthalt auf den Stationen, 
und ohne Wechſel der Wagen ftattfinde, ſowie daß die Fahrpreife in ein ange 
meſſenes Verhältniß zu den Kabrpreifen der anfeplichenben Bahnen gebracht werden. 

Auch follen tbunlichft auagedehnte direkte Expeditionen im Werfonen- umd 
Güterverkehr unter Geftattung des Uebergangd der Wagen nad) und von den 
Anfchlugbahnen eingerichtet werden. | 


Artikel 13. 


Die fontrahirenden Regierungen wollen beiderfeitig die Unterthanen bes 
anderen Staats ſowohl hinfichtlich der Beförderungspreife, ald der Zeit der Ab- 
fertigung nicht ungünftiger behandeln lafjen, als die eigenen Unterthanen, nament- 
lid) auch den aus dem einen Gebiete in das andere übergehenden Transporten 
weder in Beziehung auf die Abfertigung, noch rückſichtlich der Beförderungspreife 

(Nr. 7174.) | ‚eine 
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eine minder günftige Behandlung angebeihen laſſen, al8 ben aus ben anderen 
Gebieten abgehenden oder darin verbleibenden Transporten. 


Artikel 14. 


Längs der drei Bahnen follen Telegraphenleitungen für den Bahndieft 
angelegt und die Bahnverwaltungen verpflichtet werden, den Eifenbahntelegraphen 
nad) Maafgabe der allgemeinen Anordnungen des Bundespräfidiumd auch zur 
Beförderung von Staatd- und Privatdepefchen einzuräumen. 

Die Bundes-Telegraphenverwaltung foll berechtigt fein, an den drei Eifen- 
bahnen Telegraphenlinien anzulegen und zu dieſem Zwede unter unentgeltlicher 

g des Bahnterraind, jedoch unbefchadet des Bahnbetriebes, nach Be 
dürfniß eine einfache Stangenteihe oder zwei parallele Stangenreihen auf einer 
und derfelben Seite des Bahnplanumd, und außerdem auf derjenigen Seite des 
Bahnterraind, welche die oberirdifchen Leitungen im Allgemeinen nicht verfolgen, 
eine Telegraphenlinie unterirdifch in einer dem Srvede entiprechenden Tiefe anzulegen. 


Artifel 15. 
Für die Beförderung Königlich eier ober Groß ati Heſſiſ 
e 


er 
Militairtransporte auf den drei Eiſenbahnen ſollen diejenigen mmungen nah 
Sariffähe gelten, welche für die Eifenbahnen Norddeutichlands feftftehen ober 
fünftighin feftgeftellt werden möchten. In Ermangelung ſolcher Feftfegungen follen 
die fiir die Üreußifchen Staatsbahnen jeweilig beftehenden Beſtimmungen und 
Tarife gelten. 
Artikel 16. 


Die Königlich Preußifche Regierung wird der Oberheffifchen Eifenbahn- 
gefellfhaft, welche von der Großherzoglih Heflifchen Regierung die Konzeffion 
um Bau und Betriebe der in Ihrem Gebiete belegenen Streden der beiden Eifen- 

ahnen von Gießen nach Fulda und Gelnhaufen bereits erhalten hat, alsbald nad 

der Ratififation dieſes Vertrages auf deren Anſuchen die Konzeffion zum Bau 
und Betriebe der in das Preußiſche Gebiet fallenden Streden diefer beiden Bahnen 
nad) Maaßgabe dieſes Vertrages und unter den font üblichen Bedingungen er- 
teilen, wobei auf eine Bauzeit von längftend drei Jahren zu halten ft. 

Falls die Königlich Preußifche Regierung Sic) vermöge der Ihr im Ar— 
titel 2. des gegenwärtigen Vertrages vorbehaltenen Sniöplebung dafür entjcheiden 
follte, die Bahn von Hanau nad Friedberg durdy eine Eifenbahngefellfchaft zur 
Ausführung bringen zu laffen, wird die Großherzoglich Heflifche Regierung auf 
Antrag der Königlich Preußifchen Regierung diefer Gefellihaft für die in das 
Großherzogliche Gebiet fallende Strede der Bahn die Konzeffion nad) Maafgabe 
ea Vertraged und unter den im Großherzogthum Heflen üblichen Bedingungen 
extheilen. 

‚Den Eifenbahngefellihaften foll zur Pflicht gemacht werden, bei der Aus 
wahl ihred Beamtenperjonal3, foweit dafjelbe nicht befondere technifche Kenntnifle 
befigen muß, auf Er ete verforgungd- und anftellungsberechtigte Militairanwärter 
vorzugsweiſe Rü dt zu nehmen, dit 
tt, 
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Artikel 17. 


Beide vertragſchließende Regierungen behalten ſich, eine jede für ſich, das 
Recht vor, die in ihrem Gebiete belegenen Streden der drei den Gegentan ded 
gegenwärtigen Vertrages bildenden Bahnen nebft Zubehör, foweit ſolche Streden 
nicht auf Koften der Landesregierung erbaut find, nach Ablauf einer Frift von 
35 Jahren, vom Tage der Betriebseröffnung ber betreffenden Bahn an gerechnet, 
oder auch fpäter, nad) einer mindeftend Ein Jahr vorher zu machenden Ankün⸗ 
digunß > gegen Eıftattung des Iwanzigfachen des durchfchnittlichen Reinertrages der, 
der ündigung voraudgegangenen fünf Jahre in Eigenthum zu nehmen. 


Sollte der Fall eintreten, daß in Betreff der Eifenbahn von Gießen nad) 
Gelnhauſen, oder in Betreff der Eifenbahn von Gießen nad) Fulda, nad) Ablauf 
von 35 Jahren nur die Großherzoglich Heffifche Negierung von dem Rechte des 
Ankaufs der in Ihrem Gebiete belegenen Strede Gebrauch macht, fo foll derfelben 
Regierung die Befugniß zuftehen, auch die betreffende Preußifche Strede unter 

leihen Bedingungen auf fo lange in Eigenthum zu nehmen, als die Königlich) 

*2 Regierung von dem Rechte des Ankaufs der in Ihrem Gebiete bele- 
genen Strede feinen Gebrauch macht. Daffelbe Recht foll unter den analogen 
Borausfehungen und Bedingungen der Königlich Preußifchen Regierung in Betreff 
der auf to Shergoglich Heſſiſchem Gebiete belegenen Strede ber Eifenbahn von 
Hanau nad) Friedberg für den Fall zuftehen, daß diefe Bahn von einer Privat- 
geſellſchaft erbaut werden follte. 


Es ſoll jedoch in feinem der Fälle, wo eine der vertragfchließenden Hohen 
Regierungen von der einen oder anderen diefer ihr in dem gegenwärtigen Artikel 
vorbehaltenen Befugniffe Gebraudy macht, auf der betreffenden Eifenbahn eine 
Unterbrechung des einheitlichen Betriebsdienſtes eintreten, vielmehr wegen der 
Fortſetzung eines einheitlichen Betriebes auf den beiderfeitigen Streden der betref- 
fenden Bahn zum geeigneten Zeitpunkte eine Vereinigung zroifchen beiden Regie- 
tungen eingeleitet werden. Hierbei ſoll der Großherzoglich Heffiihen Regierung — 
falls Sie e8 wünſcht — die felbftftändige Betriebsführung auf den Bahnen Gießen⸗ 
Fulda und Giefen-Gelnhaufen, der Königlich Preußifchen Regierung — falls Sie 
ed wünſcht — die felbftftändige Betriebsführung auf der Bahn Sriebberg. Dancu 
überlaffen werden. Die folchergeftalt die Betriebs übrung übernehmende egie- 
tung wird der anderen Regierung für die Benutzung der Bahnftrede in den 
Gebieten derſelben alljährlich einen Pachtzind entrichten, welcher dem nad Ber- 
hältniß der beiderfeitigen Stredenlängen zu berechnenden Antheile an dem, von 
der betrieböführenden Berwaltung fur jede8 Betriebsjahr feitzuftellenden Rein⸗ 
ertrage der betreffenden Bahn entipricht. Ä 


Artikel 18. 


Gegenwärtiger Vertrag, für welchen von Seiten ber Großherzoglich Hef- 
chen Bevollmächtigten die — u fimmung der Landedvertretung ausdrüdlich vor: 
behalten wird, foll beiderfeits zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt und 

(Nr. 7174.) te 





_ 1 — F 
die Suswehfelung der Ratifitations- Urkunden binnen ſechs Moden zu B 
n. 


bewirkt werde 


Zur Urkunde deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten denjelben 
unterzeichnet und befiegelt. 


So gefcheben Berlin, den 12. juni 1868. 


(L. S) Theodor Weishaupt. 
(L. 8.) Wilhelm Jordan. 

(L. S.) Earl Hofmann. 

(L. S) Auguſt Schleiermadher. 


— 


Vorftehender Vertrag ift ratifizirt worden und die Aus elung der 
Ratifitations. Urkunden Bat fattgefunden. wechſelung 
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(Nr. 7175.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Juli 1868., betreffend die Verleihung ber ſiskali⸗ 
Shen Vorrechte an den Kreis Zauch ⸗Belzig, NRegierungsbezirt Potsdam, 
für den Bau und die Unterhaltung der Kreis- Chauffeen: 1) von Golzow 
über Michelsdorf, Lehnin, Goͤhlsdorf und Ploͤtzin bis zum Anſchluß an 
die Berlin- Magdeburger Staatsftraße bei Pleſſow, 2) von Brüd nad 
Beelik, unter gleichzeitiger Aufhebung der durch den Allerhöchſten Erlaf 
vom 15. Februar 1864. für die Straßen von Brüd über Claiſtow nad 
Baumgartendbrüd und von Claiftow nad Lehnin bewilligten Rechte. 


Noechdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Kreis- 
Chauffeen im Kreife Zauch 833 Regierungsbezirks Potsdam: 1) von Golzow 
über Michelsdorf, Lehnin, Göhlsdorf und Ploöͤtzin bis zum Anſchluß an die Berlin⸗ 
Magdeburger Staatsſtraße bei Pleſſow, 2) von Brud nad Beelitz, welche der 
Kreid an Stelle der durch Meinen Erlaß vom 15. Februar 1864. genehmigten 
Chauſſeen von Brüd über Claiſtow nad Baumgartenbrüd und von Claiſtow nach 
Lehnin auszubauen beabfichtigt, genehmigt habe, verleihe ch Hierdurch dem Kreife 
Jauch» Belzig, unter Aufhebung der durdy Meinen Erlaß vom 15. Februar 1864. 
für die zulegtgenannten Straßen bewilligten Rechte, da8 Exrpropriationdrecht für Die 
zu erfteren Hauffeen erforderlichen Grundftüde, imgleichen da8 Recht zur Entnahme 
der Chaufjeebau- und Unterhaltungs. Materialien, nad) Naaggabe der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften in Bezug auf dieſe 

will Ich dem genannten Kreiſe, gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straßen, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beitimmungen des für Die Staats-CHauffeen jedeömal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, 
einfchließlidy der in demfelben enthaltenen Beftimmun en über die Befreiungen, fowie 
der fonftigen die Erhebung betreffenden zufätlichen Vorſchriften, wie diete Beltim- 
mungen auf den Staatd-Chauffen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beftimmungen wegen der Chaufjeepolizei» Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung fommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Schloß Babelöberg, den 1. juli 1868. ' 
Milbelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
Zugleich für den Minifter des Innern. / 


An den Finanzminifter, den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeitet und den | 
Minifter des Innern. 
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(Nr. 7176.) Statut für den Meliorationsverband des oberen Lebabruchs im Kreiſe Lauenburg. 
| Bom 31. Juli 1868, u | 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


| 
erordnen, auf Grund des Gefahed vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Gefeh- 
San vom Jahre 1853. ©. 183.), nach Anhörung der Betheiligten, was 
olgt: 


— 1. 
| 
Unter der Benennung: 
„Verband zur Melioration ded oberen Lebabruchs“ 


wich eine Genoſſenſchaft gebildet. . 
Der Berband hat: Korporationsrechte und feinen Gerichtöftand bei dem 
Kreiögericht zu Bauenbug. 


6. 2, 
Zweck des Perbandes iſt: 


den Ertrag des oberen Lebabruchs von Chotzlow bis zur Grenze der 
Gemarkung. Gans abwärts durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 


Zur Erreichung dieſes Zweckes hat der Verband den ſogenannten Brenken⸗ 
Stangl auf det angegebenen Strecke nach dem von den Waſſerbaumei 
nmel entworfenen Regulirungsplane und Koftenanfchlage vom 27. a 
fowie derfelbe bei der Revifion feftgeftellt ift, berzuftellen und auf Kramper Terrain 
an ber Grenze mit Gans entlang in die Leba fortzuführen, und künftig in ber 
regulirten Befchaffenheit zu unterhalten. 


Erhebliche Abänderungen diefed Projekts und des Roftenanfchlages bedürfen 
der Genehmigung des Minifterd für die landwirthfchaftlichen Angelegenheiten. 


Nach der Ausführung des Regulirungdplanes find die fonft nöthigen oder 
zwedmäßigen neuen Entwäfjerung®- und Bemäflerungsanlagen in Genoflenfchafts- 
gebiete von den fpeziell dabei Betheiligten nach Verhältniß ihres Vortheils aus 
zuführen und zu unterhalten und zwar in folder Weife, daß dadurch die Intereſſen 
des Verbandes nicht gefährdet werden. Die Drgane des Verbandes haben auch 
dergleichen Anlagen zu beauffichtigen. " 


$. 3. 
Ueber die von dem WVerbande zu unter ltenden Anlagen und über die 


tee 


Grundſtücke des Verbandes ift von dem Dirkktot "deffelbeh‘ in Lagerbuch zu 
führen und von dem Vorſtande feitzuftellen. si 
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6. 4. 
. 1J 6(63 3. 

, Der. Verband. ift befugt, ſoweit Died zur Ausführung des Meliorations- 
plane8 nothwendig it, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Ein- 
räumung einer Servitut- und vorübergehende Nutzung von Grundflüden gegen 
utehäbigung nad den en des Geſehes vom 15. November 1811. 
(Gefeg - Sarmml. für 1811. S. 352.) zu verlangen. 


Die Genoffen des Verbandes, haben den zu. dem Entwäfferungsfanale 
erforderlichen Grund und Boden berzugeben, wofür ihnen die Graßnutzungen 
Mi En Böfchungen des Kanals und das verlafjene Kanalbette unentgeltlid) 
zufällt. 


Sofern der Werth der Gradnußung und des verlaſſenen Kanalbettes jedoch 
den Werth de Grund und Bodens, welcher zw dem neu regulirten Kanale ver 
wendet wird, nicht. erreicht, . wird ihnen. der Mehrwerth des lehteren nach den 
Vorfchriften des Gefekes vom 15. November 1811. im Wege des fchiedsrichter- 
lichen Verfahrens entjchädigt. 


6. 5. 
Die beſtehenden Brücken über den Entwäſſerungskanal bedürfen keines 


Umhaues und ſind, nachdem etwaige durch ——— des maſegeeana 
erforderlich werdende Reparaturen an hen, auf Koſten des Verbandes, auß- 
geführt find, von denjenigen ini normalmäßigen Zuftande zu erhalten, welchen 
die Unterhaltung bisher oblag. 

Sofern ſich die Nothwendigfeit au Anlage neuer Brüden über. den, Ent- 
wäfjerungsfanal berauäftellt, werden diefelber auf Koften- des Verbandes erbaut 
und unterhalten. 


Die Aufficht über die normalmäßige Erhaltung der bereit8 vorhandenen 
Brüden führt der Vorſtand des Verbandes. 


. 


$. 6. 
Die Genofjen des Verbandes und das Verhältni ihrer Beitragspflicht 
ur Herſtellung und Unterhaltung ihres ‚gemeinfamen Werkes find durch ein 
atäfter feftuftellen ‚ welches der Regierungskommiſſarius entwirfl. " 
Ä Den Maaßſtab dabei bildet das Verhältniß des Wortheild, dem die Melio- 
ration jedem Sinterefjenten gewährt. 

... Der Entwurf diefed Katafteus iſt den Befigern der ‚betheiligten Riktergüter 
und den Schulzenämtern ‚der interefiirenden bäuerlichen Gemeinden im Auszuge 
mitzuteilen. 

Zugleich ift in dem Kreisblatte für den Lauenburger Kreis eine vierwöchent⸗ 
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liche Friſt befannt zu machen, innerhalb welcher bei dem Kommiffarius Beſchwerde 
geführt werden Tann. 


Der Rommiffarius bat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
nl eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sad 
verfländigen zu unterfuchen. 


Die Sachverftändigen find binfichtlich der Grenzen des Meliorationsgebiets 
und der fonftigen Vermeſſungen, fowie der Nivellements ein vereideter Feldmeſſer 
oder nöthigenfalld ein Vermeflungsrevifor; Hinfihtlih der öfonomifchen Fragen 
aber wei öfonomifche Sachverftändige, denen bei Streitigkeiten über die Wafjer- 
verhältniffe ein Wafjerbauverftändiger beigeordnet werden fann. 


Die Sachverſtändigen werden von der Regierung in Cöslin ernannt. 


Mit dem Refultate der Unterfuchung wird der Befchwerdeführer und ber 
Vorſtandsdeputirte —8* gemacht. 9 nn Ä 


Sind beide Theile mit dem Refultate einverftanden, fo hat e8 dabei fein 
Bewenden, und wird demgemäß dad Katafter berichtigt, andernfall3 werden die 
Akten zur Entfcheidung der Beſchwerde der Regierung in Cöslin eingereicht. 
Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koften derfelben den Beichwerde- 
führer. Binnen vier Wochen ae olgter Bekanntmachung der Entfcheidung 
ir Ira Rekurs an den Minifter für die landwirthfchaftlihen Angelegenheiten 

g. 


Nach erfolgter Feſtſtellung wird das Kataſter von der Regierung zu 
Coͤslin auögefertigt und dem Borftande zugeftellt. 

Bis zur Feſtſtellung ded Katafterd verfügt die Regierung zu Eöslin nad) 
Anhörung des Borftandes über das interimiftiiche Beitragsverhaͤltniß, welches 
vorbehaltlich der Ausgleihung der Einziehung von Baufoften- Beiträgen zum 
Grunde zu legen iſt. 


$. 7. 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung des gemeinfamen Werkes ruht mit der Sozietätspflicht gleich den 
fonftigen Gemeindelaften und Abgaben als Reallaft unablöslih auf den ver- 
pflichteten Grundftüden. 

Die Beiträge find auf da8 Ausfchreiben ded Direktors in den darin zu 
begeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung der admini- 
firativen Exekution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vor— 
fteher die Einziehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. 

Die Exekution findet vorbehaltlich des Regreſſes an die eigentlichen 


Verpflihteten gegen Pächter, Nutznießer oder andere Beſitzer des verpflichte 
ten Grunbflüds ftatt. " Br 


$. 8. 
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$. 8. 


An dem vom Verbande perzurichtenden Kanale müfjen drei Fuß, vom 
oberen Rande der Böfchungen ab gerechnet, unbeadert bleiben, wenn die an» 
grenzenden Grundftüde der Aderkultur unterworfen werden. 


Bei der Räumung des Kanald müfjen die Adjazenten den Auswurf, der 
ihnen zum Eigenthum zufällt, auf ihren Grundftüden aufnehmen und binnen 
vier Wochen bi8 auf Eine Ruthe Entfernung vom Rande bed Kanal fortfchaffen. 
Aus befonderen Gründen fann der Direktor die Friſt abändern. 


$. 9. 


Der Vorſtand ftehbt unter der Aufficht der Regierung zu Cöslin als 
Vandespolizei-Behörde und in höherer Inſtanz des Minifterd für die landwirth- 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Regierung Hat darauf zu balten, daß die 
Beilimmungen des Statut3 beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhal. 
ten, die etwaigen Schulden regelmäßig verzinfet und getilgt werden, und die 
Beamten ded Werbandes die. ihnen zufommenden Befoldungen unverfürzt 
erhalten. 

Die Regierung entfcheidet über die Befchwerden gegen Beſchlüſſe des 
Borftandes und. des Direktors, fofern der —— nicht zuläffig und einge: 
ſchlagen ift, und fegt ihre Entfcheidungen nöthigenfall® exekutiviſch in Vollzug. 

Die Regierung ift befugt, von der Verwaltung des Verbandes jeder Zeit 
Kenntniß zu nehmen, nad) Anhörung des Borftandes eine Gefchäftdanweifung 
für den Verband zu ertheilen und uf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. 
über die Molizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen zum Schuße der 
vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beaufjichtigenden Anlagen zu erlaffen. 


$. 10. 


Wenn der Vorftand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande 
nach diefem Statut oder fonft gefeglich obliegenden Leiftungen auf den Haus: 
halts⸗Etat zu bringen, fo läßt die Regierung nad Anhörung des Vorftandes 
die Eintragung in den Etat von Amtöwegen bewirken und verfügt die Einzie- 
bung ber erforderlichen Beträge. 


Gegen diefe Entfcheidung fteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
. Berufung an den Minifter für die landwirthichaftlichen Angelegenheiten zu. 


§. 11. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werben durch den Vorftand geleitet, 
welcher aus einem Direktor und vier Mitgliedern befteht. 
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Die vier Mitglieder werden aus der Zahl der Genoſſen gewählt, 
und zrwoar: " 


1) von den zum Verbande gehörigen Befigern von Rittergütern zwei Mit- 
glieder; 


2) von den betheiligten Dorfgemeinden und allen übrigen Grundbeſitzern 
des Verbandes zwei Mitglieder. 


Die Mitglieder zu 1. und deren Stellvertreter werden von den zum 
Verbande gehörenden Beſitzern von Rittergütern, refp. ihren Bevollmächtigten 
und gejeglichen Vertretern, die Mitglieder zu 2. und deren Stellvertreter von 
den Vorftehern der intereffirenden bäuerlichen Gemeinden durch abfolute Stim- 
menmehrheit gewählt. 


Dabei wird die Stimme jedes Wählers nad der Morgenzahl der Grund. 
ftüde, weldje er bei diefem Meliorationsverbande vertritt, gezäblt. 


Sobald das Katafter feſtgeſtellt ift, erfolgt die Zählung der Stimmen bei 
den Wahlen nad) dem daraus erfichtlihen Koſtenbeitragsverhältniſſe. Bei 
Stimmengleichheit entfcheidet daS Loos. Die Wahl gilt für fechd Jahre. Der 
Ausfcheidende kann wieder gewählt werden. 

Bei den erften Wahlen fungirt der Landratb des Lauenburger Kreiſes, 
bei den fpäteren der Direktor des Verbandes als Wahlfommilfarius. Die 
Prüfung der Wahlen fteht dem Vorſtande felbft zu. 

Im Uebrigen baben bei dem Wahlverfahren, fowie im Betreff der Ber- 
pflichtung zur Annahme der Wahl die Vorfchriften über Gemeindewahlen Geltung. 

Die Stellvertreter nehmen in Krankheitd- und Bebinderungöfällen de 
Dlitgliebes feine Stelle ein, und treten für dafelhe, wenn es während der Wahl 
zeit ſtirbt oder feinen MWohnfig aufgiebt, bis zur Beendigung der Wahlperiode 
definitiv ein. 

Der Direktor ded Verbandes wird von den vier Vorftandsmitgliedern mit 
abfoluter Stimmenmehrheit auf fechd Jahre gewählt. 

Die Wahl bedarf der Betätigung der Regierung. Wird die Beftäti ung 
verfagt, fo fchreitet der Vorftand zu einer neuen Wahl. Wird auch diefe Wahl 
nicht beftätigt, fo fteht der Regierung die Emennung auf drei Jahre zu. Letztere 
enticheidet auch im Falle der Stimmmengleichheit. 


$. 12. 


Der Borftand des Verbandes verfammelt fi) auf Berufung ded Direktors 
als Borfigenden alle Jahre mindeftend einmal im Monat Mai. Die Zufammen- 
berufung erfolgt unter Angabe der Gegenftände der Verbandlung und muß mil 
Ausnahme dringender Fälle mindeftend acht Tage vorher flattfinden. or 

Det 
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Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten zu beſchließen, ſoweit dieſelben 
nicht dem Vorſitzenden (Direktor) überwieſen ſind, insbeſondere 
a) über die zur Erfüllung der Sozietätszwecke nothwendigen und nützlichen 
Einrichtungen und über die Bauanſchläge, 


b) über den Jahresetat und die erforderlichen gewöhnlichen und außer— 
gemöhnlichen Ausſchreibungen, fowie über die Decharge der Jahresrechnung, 

ec) über etwaige Anleihen, 

d) Aber Berträge, 


e) über bie Benutung der etwa zu erwerbenden Grundflüde oder das fonftige 
- Vermögen des Verbandes, 


f) über Annahme ded Nendanten und der erforderlichen Unterbeamten, 

g) ber die Gefchäftsanweifung, 

h) über die Revifionen der Anlage durch einen qualifizitten Baubeamten. 
Die Ausführung der Beichüffe des Worftandes erfolgt durch den Vorlitenden. 


Der Vorſtand ift aber berechtigt, von den Ausführungen der Befchlüfje fich 
Uebezzeugung zu verjchaffen. 
Beichlüffe des Vorftandes, welche der Vorfitende für gefeßwidrig oder dem 


Gemeinwohl nachtheilig erachtet, hat deufelbe zu beanftanden und die Entſcheidung 
der Negierung einzubolen. 


§. 13, 
Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 
a) zu dem Bau neuer Anlagen, 
b) zu Anleihen, 
c) zur Veräußerung von Grundftüden des Verbandes. 


$. 14. 


Die Mitglieder des Vorſtandes find an Inſtruktionen der Genoffen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Beichlüffe werden nad Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleihheit entfcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


Der Borftand kann nur befchliegen, wenn außer dem Direktor zwei 
Mitglieder erfchienen find. Ä 


Eine Ausnahme findet ftatt, wenn der Vorſtand zum dritten Mal zur 
Verhandlung über denfelben Gegenftand zufammenberufen, dennoch nicht in genü- 
(Nr. 7176.\ . gen. 
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gender Zahl erſchienen iſt. Bei der zweiten und dritten Zuſammenberufung muß 
auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 


§. 15. 


An a Be über Rechte und Pflichten des Verbandes darf derjenige 
nicht Theil nehmen, deffen Intereſſe mit dem des Werbandes im Miderfprud 
fteht. Kann wegen diefer Ausfchließung, felbit mit Hülfe der Stellvertreter, eine 
beichlußfähige Verfammlung nicht gehalten werden, fo bat der Vorſitzende, ober 
wenn. auch diefer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt ift, die Regierung für 
die Wahrung der Intereſſen de8 Verbandes zu forgen und nöthigenfalld einen 
befonderen Vertreter für denfelben zu beftellen. | 


$. 16, 


Die Beſchlüſſe des Borftandes und die Namen der dabei anweſend gewefenen 
Mitglieder find in ein befondered Buch einzutragen. 
F „Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern unter⸗ 
zeichnet. 


§. 17. 


Der Direktor des Verbandes führt die Geſammtverwaltung und handhabt 
die Polizei zum Schug der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauf— 
fihtigenden Anlagen. In einzelnen Fällen kann fich der Direktor durch ein anderes 
Mitglied des Vorftandes vertreten lafjen; jedes Mitglied des legteren ift verbunden, 
Aufträge des Vorfigenden zu übernehmen. Der VBorfitende bat indbefondere 

a) den Verband nad) Außen und in Prozefien zu vertreten; Verträge und 
Sculdurfunden find von dem Direftor und zwei Mitgliedern de 
Vorftandes zu vollziehen; 

b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweifen und da8 Kaflen- und Ned: 
nungsweſen zu überwachen; 

c) die Sozietätsbeiträge nad) dem Etat und den Befchlüffen des Vorſtan⸗ 

des audzufchreiben und ni Beitreibung zu bewirken; 

d) die Unterbeamten zu beauffichtigen und die Ausführung der Bauten 
anzuordnen und zu leiten. 


$. 18. 
Alljährlich im Frühjahr, vor der ordentlichen Jahresverſammlung De 
fe 
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Vorftandes findet eine Hauptfchau der Anlagen, die vom Verbande zu beaufs 
fiihtigen find, ftatt. Der Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei 
Vorſtandsmitgliedern als Miturtheilem ab, weldye in der ordentlichen Jahres— 
verfammlung vom Borftande beftimmt werden. 


Ueber den Befund und die ut ae der Schaukommiſſion ift ein Proto⸗ 
foll aufzunehmen. Die Schau wird öffentlid, bekannt gemacht, damit jeder 
Betheiligte derfelben beimohnen kann. 


So oft es erforderlich ift, fol in gleicher Weife im September eine Nach— 
ſchau abgehalten werden. 


$. 19. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätdanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schau an, in dringenden Fällen auch fonft nad) eigenem 
Ermeſſen, und bolt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Mit- 
urtheilern nicht übereinftimmt, den Befchluß des Vorſtandes ein. Ob die Aus» 
führung auf Rechnung durdy die Unterbeamten, ausnahmsweiſe auch durch ein 
Mitglied ded Verbandes oder einen Gemeindevorftand, oder durch Entreprife zu 
gefchehen bat, darüber fegt der Vorſtand gewiffe Grundſätze feit, unbefchadet 
deren in dringenden Fällen der Direktor nach eigenem Ermefjen verfährt. Zu 
Entreprifefontraften zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor einer 
Vollmacht nicht. 

Mas die Schau für die vom Verbande nur zu beauffichtigenden Anlagen 
betrifft, fo ift da8 Ergebniß der Schau in gleicher Weife feitzuftellen, den Be⸗ 
theiligten vom Direktor danach anmeifung zu ertheilen und die Befolgung 
nötbigenfalld im Wege der adminiftrativen Exekution von ihm zu erzwingen. 


$. 20. 


Zur fpeziellen Beauffichtigung der Anlagen und zur Ausführung der die 
Unterhaltung der Sozietätdanlagen betreffenden Arbeiten bat der. Direktor auf 
Beſchluß ded Vorſtandes die erforderlichen Unterbeamten anzuftellen und eidlich 
zu verpflichten. 

Der Direktor kann gegen diefe Unterbeamten Disziplinarftrafen bis zur 
Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfall® ihnen auch die Aus- 
übung der Amtöverrichtungen vorläufig unterfagen. | 


$. 21. 

Der Direktor ift befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe bis zu fünf Thaleın Geldbuße oder drei Tagen Ge: 
füngniß vorläufig feftzufeßen, nach dem Gefete vom 14. Mai 1852. Die vom 
Direktor allein, nit vom olizeirichter feftgefekten Geldftrafen fließen zur 
Sozietätskaſſe. 

$. 22. 


Auf Beichluß des Vorftandes find die Anlagen des Verbandes rüdjicht- 
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lich ihrer normalmäßigen Beichaffenheit durch einen qualifizirten Bau⸗Sachver— 
fländigen, fo oft es erte IN zu — 


$. 23. 


Zur Führung der Kafjengefchäfte engagirt der Borftand einen Rendanten, 
weldyer durch Handichlag an Eidesftatt vom Borfigenden in einer Verfammlung 
des Vorſtandes verpflichtet wird. 

Der Rendant hat nach den Anweiſungen des Vorfitenden die Einnahmen 
und Ausgaben zu bewirken und den Etat — Die Jahresrechnung 
pro Kalenderjahr iſt bis zum 1. März dem Vorſitzenden zu übergeben, welcher 
diefelbe durch einen Recdhnungdverfländigen und außerdem felbft und durdy ein 
vom Vorftande alljährlich Hierfür zu bezeichnendes Mitglied der Vorprüfung 
unterwirft. Vierzehn Tage vor der ordentlichen Jahresverſammlung des Vor— 
ftandes find Etat und Jahresrechnung im Büreau des Direktors zur Einfidt 
jedes Mitgliedes des Verbandes offen zu legen. 


$. 24. 


Der Borfitende und die Mitglieder des Vorſtandes befleiden Ehrenpoften. 
Dem Direktor ift eine Entſchädigung für Büreau- Aufwand zu gewähren, welde 
die Regierung auf Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. 

Für die Schauen erhält der Direktor und jedes theilnehmende Vorftands: 
mitglied eine Fuhrkoſten⸗Entſchädigung von zwei Thalern pro Tag und Perſon. 


$. 25. 


Die Steeitgteiien welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigentbum von Grundftüden, über die Zuftandigfeit und den Umfang von 
Grundgerechtigfeiten oder anderen Nubungdrechten und über befondere, auf 
jpeziellen Rechtötiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten entftehen, gehören 
zur Entfcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle anderen gemein 
famen Angelegenheiten ded Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eined 
oder des anderen Genoffen betreffende Befchwerden von dem Direktor des Ber- 
Bandes in Gemeinfchaft mit dem Borftande unterfuht und nah Mehrzahl der 
Stimmen entfchieden. 

Gegen die Entfcheidung fteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds— 
gericht frei, welcher binnen sehn Tagen, von der Bekanntmachung des Beſcheides 
an gerechnet, bei dem Direktor anzumelden ift. 

Ein weitered Rechtsmittel findet nicht flatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koſten. 

Das Schiedögericht befteht aus drei Mitgliedern und enticheidet nad) 
Stimmenmehrheit. Die Mitglieder des Schiedögericht8 nebft einem Stellvertreter 
für jedes Mitglied werden vom Vorſtande auf drei Jahre gewählt. Wählbar 
find nur großjährige, verfügungsfähige unbeſcholtene Inländer, die nicht zum 
Verbande gehören. 2 
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$. 26. 


Die erfie Ausführung der Meliorationdanlagen leitet der Regierungskom⸗ 
miſſarius, welcher während des Baues ald Direktor ded Verbandes fungirt, mit 
Hülfe des ihm zugeordneten Baubeamten. 

Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Arbeiten. 

Nach erfolgter Ausführung werden Die Anlagen von dem Regierungd- 
fommiffarius dem Vorſtande des Verbandes übergeben, mit der Baurechnung 
und einem Nachweid der ausgeführten Unlagen und der SInventarienftüde. 
Streitigfeiten, welche dabei entitehen möchten, werden von der Regierung zu 
Cöslin, in höherer Inſtanz von den Minifter für die landwirthichaftlichen Ange- 
legenheiten entjchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläffig ift. 

Die Baurechnung wird nad Anhören des Vorſtandes demnächft von 
der Regierung dechargirt. | 

Die Remuneration des Regierungstommifjarius während der Bauzeit wird 
aus der Staatskaſſe beitritten. | 

§. 27. 


Abänderungen diefed Statut bedürfen der landedherrlichen Genehmigung. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Ems, den 31. Juli 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den abweſenden Miniſter für die land⸗ 


wirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
v. Mühler. Leonhardt. 





(Nr. 71767177.) (Nr. 7177.) 





— 784 — 


(Nr. 7177.) Bekanntmachung, betreffend die Allerboͤchſte Genebmigung der unter der zirma: 
-Allgemeine Berliner Omnibus - Aftiengefellfhaft: mit dem Zige zu Berlin 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 15. Auguft 1868. 


Na Königs Majeftät baben mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 11. Auguft 1868. 
die Errichtung einer Aktiengefellichaft unter der Firma: „Allgemeine Berlimer 
Dmmibus - Aktiengefellihaft” mit dem Site zu Berlin, fowie deren Statut vom 
25. Juni d. 5. zu genehmigen gerubt. 
Der Allerhöchfte Erlaß nebft dem Statute wird durch das Amtsblatt Ber 
Königlichen Regierung zu Potsdam und der Etadt Berlin befannt gemacht werben. 
Berlin, den 15. Auguft 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Yuftrage: 
Mofer. 





Nedigirt im Büren des Staats. Miniferinme. 
Berlin, gebrudt in ber i i Ober i 
18 a Hofbuchbruderei 
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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koöoͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 56. — 





(Nr, 7178.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligatio⸗ 
nen des Kreiſes Cottbus im Betrage von 30,000 Thalern. Vom 
17. Juli 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des Kreiſes Cottbus auf dem Sreißtage 
vom 12, November 1867. befchloffen worden, die zum Eintritte des Kreiſes in 
die Halle - Sorau- Gubener Eifenbabngefellichaft mittelft Zeichnung von Stamm- 
aktien derfelben im Betrage von 30,000 Thalern erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer Anleihe zu _beichaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisftände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver- 
[ebene , Seitend der Gläubiger unfündbare Obligationen bis zum Betrage von 
30,000 Thalern außftellen zu dürfen, in Gemäßbeit des 6. 2. des Geſetzes 
vom 17. uni 1833. zur Ausftellung von Obligationen bis zum Betrage von 
dreißig Taufend Thalern, weldye in Apoints zu je 100 Thalern nach dem an- 

‚liegen en Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit fünf Prozent 
jährlich zu verzinfen und nady der durch das Loos zu beftimmenden Folgeordnung 
jährlih vom ** 1872. ab mit wenigſtens Einem Prozent des Kapitals, unter 
Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen, zu flgen find, 
durch gegenmwärtiges Frivilegium Unfere Iandeöherrliche Genehmigung mit der recht. 
lihen Wirkung ertbeilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obligationen die daraus 
hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweifen zu 
dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das — 3*— rivilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen, und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

—— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
öniglichen Infiegel. 

egeben Bad Ems, den 17. Juli 1868. 


(A. S.) Milhelm. 


th. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
Zugleich für den Minifter des Innern, 
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Ausgegeben zu Berlin ben 1. September 1868, 
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Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt dad Kapital zu entrichten ift, wird 
ed in halbjäbrlidhen Terminen, am 2. Januar und am 1. Jult, von beute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diefer Schuldverfchreibung, 
bei der Kreis-⸗Kommunalkaſſe in Cottbus, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Einpfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren TFälligfeitstermine zurüd- 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie vi innerbalb vier Jahren nad) 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit nicht ‚erhobenen Zinfen, verjähren zu 
Bunften des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Vorfchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Theil I. 
Titel 51. $. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreidgerichte zu Cottbus. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc fol 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Sreiövermaltung anmeldet und den ftattgehabten Befit 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glaub- 
hafter Weiſe darthut, nad blauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange- 
meldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung aus- 
gezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ........ halbjährige Zinskupons bie 
zum Schluffe ded Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗-Serie erfolgt bei der Kreis-Kom- 
munalfafle zu Cottbus gegen Ablieferung des der älteren Zinsfupong - Serie 
beigedrudten Talond. Beim Berlufte des Talond erfolgt die „uöhänbigung der 
neuen Zinsfupond Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen iſt. 

Zur Sicherheit der Hierdurch eingegangenen Berpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. Ä 

Deffen zu Urfund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter- 
ſchrift ertbeilt. 

Cottbus, den ..tn .......... 18.. 


Die ftändifche Kommiſſion des Cotibufer Kreiſes für Erbauung 
der Halle-Cottbus-Sorau-Gubener Eifenbahn. 


— — — — — — — — — — — 


(Bir. 7178.) 107* . Pro⸗ 





m a 


Provinz Brandenburg, Kegierungsbgirt Sranffurt a. d. ©. 


Zinskupon 
(I. Serie) 


zu der 
Kreis-Obligation des Cottbuſer Kreiſes 
Littr....... N | 
über 100 Thaler zu fünf Prozent Sinfen 
über 





Thaler 15 Silbergrofchen. 
Der Inhaber diejed Sinöfupond empfängt ‚gegen deſſen Rüdgabe in ber 


Zeit VOM .P.............. bis ............... d ſpäter die Zinfen der vor- 

benannten Kreis-Obligation für da8 Halbjahr om. ............ bis ............ 

mit 2 Thalern 15 Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Cottbus. 
Cottbus N Den ..ten .......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion des Cottbuſer Kreiſes für Erbauung 
der Halle⸗Cottbus⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahn. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 

—— Knie — bie abren nad 

lauf des Kalenderjahres der Faälligkeit er- 
hoben wird. 





Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Sranffurt a. d. ©. 
Talon 


zur 
Kreis⸗Obligation des Cottbuſer Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obliga⸗ 
tion des Cottbufer Kreiſes ges gabe; 
Littr...... MM... über 100 Thaler a fünf Prozent Zinfen 


die II. Serie Zinskupons en das Jahr ..... bis ..... bei der Kreis⸗Kom⸗ 

munalkaſſe zu Cottbus, ſofern dagegen Seitens bes als ſolchen legitimirten In⸗ 

habers der Obligation vorher kein (ride Widerſpruch eingegangen ift. 
Cottbus, den . U ........ 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion des Gakbufe Kreifes für Erbauung 
der Halle- Cottbus - Sorau: Gubener Eifenbahn. 





(Nr, 7179.) 
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(Nr. 7179.) Statut für den Magdeburger, den Elbenauer und ben Ehle- Deichverband. 
Bon 24. Juli 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem ed für erforderlich erachtet worden, das nothwendige Abflug- 
profil des Hochwafjers der Elbe bei Magdeburg durch Herftellung einer Umfluth 
in der oberen rechtöfeitigen Niederung zu ordnen und die Grundbeſitzer in diefer 
Niederung Behufs Anlegung und Unterhaltung von Deichen gegen die Leber- 
ſchwemmungen der Elbe zu befonderen Deichverbänden zu vereinigen, und nad) 
dem die gefeglich vorgefchriebene Anhörung der Betheiligten erfolgt ift, genehmi. 
gen Wir hierdurch auf Grund des Gefeged über das Deichwefen vom 28. Januar 
1848. 6$. 11. und 15. (Gefeß-Samml. vom Jahre 1848. ©. 54.) die Aus. 
führung diefer Melioration und die Bildung von drei Deichverbänden, wie fie 
u Abkpnitt II. näber bezeichnet find, und ertbeilen denfelben nachitehendes 

tatut. 


I. Abſchnitt. 


Verbefferung der Vorfluth für das Elbhochwaſſer in der Niederung 
bei Magdeburg und Beitragspflicht dazu. 


§. 1. 


In der oberhalb und neben der Stadt Magdeburg belegenen rechtsſeiti 
Elbniederung, welche befteht aus der Inſel⸗, der Elbenauer Werder» und der 
Niederung, welche auf dem rechten Ufer der alten Elbe von Plötzky ber fich 
nördlich Ds nad) Biederit und nordweſtlich bis zur Friedrichſtadt von Magde- 
burg hin erftredt, follen Behufs Verbeflerung der Borfluthöverhältniffe und Behufs 
Ordnung des nothwendigen Abflußprofild des Hochwaſſers der Elbe, nad) Maaß—⸗ 
gabe des Spezialplanes und Koftenanfchlages des Negierungs- und Baurathes 

urffbain vom 22. Februar 1868., fo wie derſelbe bei der höheren Prü- 
fung feftgeftellt ift, folgende Bauten ausgeführt werden: 


1) Ein Fluthprofil (Fluthumlauf) von der Theilung der alten Elbe von der 
Stromelbe oberhalb Dresien ab bis zur Unterelbe bei Groß-Loftau mit 
einem Ueberfalle (Abſchlußwerk) bei Pregien, deſſen Rüden nicht höher 
als 8 Fuß Magdeburger Pegel zu legen ift. 


2) Deicye an beiden Seiten des Fluthprofild bis zum Berlin Magdeburger 


Eiſenbahn⸗ und Chauffeedamm in wafferfreier Höhe und mit einem Hod)- 
wafferprofil von mindeftensd 120 Ruthen von Deihfuß zu Deichfuß. 
3) KRupirung der alten Elbe, ſowohl in der Richtung des linksſeitigen 


Deiches am Fluthumlauf, als auch bei ihrem Ausflug in die Strom- 
elbe auf Terrainhöhe. 


(Nr. 7179.) 4) freie 
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4) Breilegung des Fluthprofils unterhalb der Eifenbahn» und Chauſſee⸗ 
mme. 


Für den Fall der Zufammenlegung der Fluthbrücken in den Berlin 
Magdeburger Eifenbahn- und Chauffedammen (Friedrich Wilhelms -, Ehle- und 
Surthlafen- Brüden) in den Kreuzungspunft diefer beiden Verkehrswege foll ein 
Winterdeih auf der rechten Kanalfeite gezogen werden, der fih an den Biede— 
ritzer Haynholzdeich anſchließt, und follen im Intereſſe der Puppendorfer Deich— 
intereflenten auf beiden Seiten des Kanald neue Deichitreden ausgebaut werden. 

Das überall freigelegte Hochmafferprofil darf durch feinerlei Verwallungen 
gejchmälert oder bejchränft werden. 

Erhebliche Abänderungen des Negulitungdplaned, welche im Laufe der 
Regulirung nothwendig erfcheinen, dürfen nur mit Genehmigung der Minifter 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und für die landwirthfchaftlichen 
Angelegenheiten vorgenommen werden. Auch bleibt diefe Genehmigung für die 
nähere Beſtimmung des Zeitpunftes der Ausführung der vorftehend unter Ar. 3. 
erwähnten beiden Kupirungen vorbehalten. 


$. 2. 

Die Ausführung und die fünftige Unterhaltung der im $. 1. gedachten 
Anlagen, die allmälige Befeſtiams der Ufer des Fluthumlaufes, ſowie die Ein- 
richtungen zur Wiederherftellung der durch denfelben unterbrochenen Kommunifa- 
tion übernehmen die drei Deichverbände ($. 6.). 

Zu den Koften der Ausführung giebt der Staat einen Sujauß von 
340,000 Thalern, fobald die Mittel des Gentral-Meliorationdfonds dies ge 


en. 

Der Staat gewährt außerdem die Roften der erforderlihen Vermeſſungen 
und Nivellementd, der bautechnifhen Aufftellung ſpezieller Projekte und An— 
jchläge , fowie der Remuneration ded Königlichen Kommiffarius und de3 König— 
ichen Baubenmten, welche mit der Ausführung der Meliorationsanlagen ($. 1. 
unter 1. 2. und 3.) von den Staatdbehörden beauftragt werden. 

Die übrigen Koften, foweit fie nicht od $. 7. den einzelnen Deichver- 
bänden zur Laft fallen, werden von den drei Verbänden gemeinfchaftlich durch 
Geldbeiträge nach) Maaßgabe der Normalmorgen ihrer fpeziellen Deichfatafter 
($. 11.) aufgebracht. Zu diefen Koften können auch andere Grundbefiger, welche 
nicht zu den einzelnen Deichverbänden gehören, deren Grundftüde aber von der 
vorgedachten Regulirung ($. 1.) einen Bortheil zu erwarten haben, nad) Ver: 
hältniß dieſes Wortheild in dem nach $. 11. a. aufjuftellenden Katafter heran⸗ 
gezogen werden. 

6. 3. 


Zur Unterhaltung der nad) 6. 1. für den Fall der Zufammenlegung ber 
in den Eifenbahn- und Chauffeerämmen befindlihen Brüden berzuitellenden 
Deichftreden find die dabei fpeziell — verpflichtet. 

Die Unterhaltung der ſchon vorhandenen Wege, Fuhrten, Fähren ꝛc. ver 
bleibt denjenigen, welchen ſie bis jetzt oblag. Ein bloßer Umbau, eine Erweite⸗ 

rung 
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rung ober Verlegung ändert nicht8 in der bisherigen Verpflichtung aur LUnter- 
haltung. Entjteht Streit darüber, ob Anlagen auf Koften der Deichverbände 
oder von einzelnen Mitgliedern derfelben auszuführen oder zu unterhalten find, 
fo entfcheidet darüber die Regierung. 

Die Entſcheidung in zweiter Inſtanz fteht mit Ausfchluß des Rechtsweges 
dem Minifter für die landwirthfchaftlichen Angelegenheiten zu. 

Die Beſchwerde gegen die erite Entjcheidung muß binnen fech8 Wochen 
nach erfolgter Inſinuation der Entfcheidung angebracht werden. 


$. 4. 


Behufs der Ausführung der im $. 1. genannten Anlagen find die Eigen- 
thümer der eingedeichten Grundftüde und der Vorländer verpflichtet, auf An. 
ordnung der Baufommifjion ($. 5.) den erforderlihen Grund und Boden gegen 
Vergütung abzutreten, deögleichen die zu jenen Anlagen erforderlichen Materia- 
lin an Sand, Lehm, Rafen 2c. gegen Erſatz des durch die Fortnahme derfelben 
entftandenen Schadens zu überlaſſen; auch fann die Baulommiffion die Abtre: 
tung der durch die Ausführung des Umfluthskanals ang oder theilmeife auf das 
andere Ufer kommenden Grundftüde, fofern deren Eigenthümer oder fonftige 
Nupungsberechtigte nicht auf da8 Recht, Für die ihnen erwachfenden Inkonve— 
nienzen GEntfchädigung zu fordern, verzichten, gegen Entfchädigung in Anſpruch 
nehmen. 

bh Das durch die Regulirung entbehrlich gewordene alte Flußbett der alten 
Elbe wird, fo weit e8 die Smede der Verbände geftatten, den angrenzenden 
Grundbefigern gegen Erlegung des Taxwerthes eaflen. 

Die Feſtſetzung und Auszahlung der Entfhädigung nad) vworgängiger, 
unter Zuziehung des Beiibers zu bewirfender Abfchägung erfolgt durch die Bau- 
fommiffion. Die durch die Anlage der Fluthdeiche entbehrlich werdenden Polder⸗ 
deiche und Deichfelder gehen in das gemeinfchaftliche Eigenthum der Deichver- 
bände über, foweit nicht den lekteren der durch die Baukommiſſion zu ermittelnde 
Werth derfelben von den biöherigen Eigentümern vergütet wird. 


$. 5. 


Die usführung dev Bauten nach dem feftgeftellten Meliorationsplan 
wird unter der Kontrole der Deichämter einer befonderen Baufommiffion über: 
tragen, welche befteht: 


a) aus dem Königlichen Kommiffarius als Vorſitzenden, 


b) aus dem Königlichen Baubeamten, welcher den Vorfit übernimmt, falls 
der Königlihe Kommiffarius abweſend oder behindert ift, 


ec) aus den drei Deichhauptleuten der Deichverbände, oder an deren Stelle, 
bis deren Wahl erfolgt ift, aus den drei Deichfonmiffarien der bethei- 
ligten Niederungen. 


Der Landrath des erften Jerichowſchen Kreiſes hat das Recht, den 
(Nr. 7179.) Si. 
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Situngen der Baulommiffion mit Stimmrecht beizumohnen. Die Baufommif 
fton ragt ihre Befchlüffe nah) Stimmenmehrheit. 
ei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme bed Vorfigenden. 

Sie beforgt indbefondere auch die Erwerbung und Wbfchreibung der 
Grundftüde, deren Ankauf zur Ausführung des Meliorationsplans nothwendig 
ift, deögleichen die etwaige Veräußerung der in das Eigenthbum der Verbände 
übergebenden Orundftüde; fie ift verpflichtet, im Intereſſe derfelben auf möglichite 
Koftenerfparnig Bedacht zu nehmen und überall dadjenige anzuordnen und zu 
veranlaffen, was ihr zum Nutzen der Verbände zweckdienlich erjcheint. 

Die Verträge, welche die Baukommiſſion abfchließt, find von drei Kom⸗ 
miffionsmitgliedern zu unterfchreiben. 

Sobald die Ausführung des Meliorationspland in allen feinen Theilen 
bewirft ift, hört das Mandat der Baufommiffion auf. Streitigkeiten über Die 
Bauausführung, welche bei der Uebergabe der Anlagen an die Deichämter zu 
deren gemeinfchaftlicher Verwaltung entitehen möchten, werden von dem Minifter 
für die landwirtbfchaftlihen Angelegenheiten nad) Anhörung der Regierung zu 
Magdeburg entfchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläffig iſt. 





II. Abſchnitt. 
Die Deichverbände und deren Organiſation. 


$. 6. 


Durch die Zerftelung des Umfluthprofild und Die Kupituma der alten 
Elbe werden drei Deichpolder abgegrenzt und in diefen Woldern die Eigenthümer 
ber eingebeichten oder noch einzudeicyenden Grundftüde, weldye ohne Verwallung 
bei dem höchften bekannten Wafjerftande den Ueberſchwemmungen durch die Elbe 
unterliegen würden, zu drei Deichverbänden unter der Benennung: 


a) der Magdeburger Deichverband, 
.b) der Elbenauer Deichverband, 
c) der Ehle-Deichverband 
vereinigt. 
Jeder diefer Deichverbände und alle drei gemeinfchaftlich, foweit es id 


um gemeinfame Zwecke ($. 7. sub 1.) handelt, bilden Korporationen und ba 
ihren Gerichtöftand bei dem Stadt. und Kreidgericht zu Magdeburg. 


$. 7. 
Es liegt ob: 
1) den drei Deichverbänden gemeinfhaftlicd: 
die Ausführung der in $$. 1. und 2. gedachten Anlagen und bie 
og ung des Siuthumlauf mit dem Abſchlußwert 
.1. Nr. 1); 


2) dem 





— 79 — 


2) dem Magdeburger Deichverbande: 


a) die Herftelung und Unterhaltung eines wafferfreien tüchtigen Deiches 
in der Fortfegung des Kreuzhorft- Deiches, von der Kupicung gi 
alten Elbe bei ihrem Ausfluſſe ab, in der Richtung der Sommer: 
deiche um den Rehberg, im Anfchluß an den Thurmgartendeich 
und von da ab in der Fortſetzung der alten Cracau⸗Preſterſchen 
Deiche an der Elbe; 


b) die Unterhaltung des im Anfhluß an den alten Pechauer Deich 
oberhalb Zouifenthal fich fortfegenden linföfeitigen Fluth⸗ (Leit-) Deiches 
bis zur Furthlakenbrücke und wenn diefe Brüde eingezogen wird, 
bi8 zur Eombinitten Fluthbrüde im Kreuzungspunkte der beiden 
Verkehrswege oder bis zur Friedrich Wilhelmöbrude. 

Der Punkt, wo der Imföfeitige Fluthdeich an die alte Elbe tritt 
und die Grenze goiicen den beiden Deichverbänden, dem Magdeburger 
Deichverband und dem Elbenauer Deichverband, bildet (sub 3b.), wird 
von den Verwaltungsbehörden feftgeftellt und örtlich markirt werden; 


3) dem Elbenauer Deichverbande: 

a) die Herftellung und Unterhaltung eine8 wafjerfreien tüchtigen Deiches 
an der Strom-Elbe in der Richtung der Naniefer Deiche, des 
Landfchaftsdammes, des Grünewalder Deiched, des durch das 
Statut vom 28. Dezember 1864. feftgefegten Sommerdeicheö, welcher 
um Winterdeich audgebaut wird, der Randauer Deiche bis zum 
— und in deren Anſchluß des Deiches in der Kreuzhorſt 
mit der waſſerfreien Kupirung der alten Elbe bei ihrem — 
in die Strom-Elbe. Für die erſte Herſtellung des Winterdeiches 
in der Kreuzborft mit der waflerfreien Kupirung der alten Elbe bei 
ihrem Auöfluffe wird ein Spezialfatafter entworfen ($. 11. sub c.); 
die Unterhaltung des im Anfchluß der sub a. gedachten Raniefer 
Deiche linksſeitig des Fluthkanals angelegten Fluth⸗ (Leit-) Deiches 
bi8 unterhalb Salenberge bin, wo derfelbe der alten Elbe nahe tritt 
und der Fluthdeich des Magdeburger Verbandes beginnt (sub 2b.). 
Beide Deichzüge sub a. und b. bilden den Elbenauer Deichpolder. 

Von dem Punkte, wo der Fluthdeich des Magdeburger Deichver- 
bandes oberhalb Pechau beginnt, bis zur Kupirung der alten Elbe 
bei ihrem Audfluffe, bildet die alte Elbe die Grenze zwifchen den 
beiden Deichverbänden sub 2. und 3. 

Das Statut des Sommerdeichverbandes auf dem Elbenauer 
Werder vom 28. Dezember 1864. (Geſetz-Samml. von 1865. ©. 20.) 
hi ra Kraft, jobald diefer Sommerdeich zum Winterdeih aus- 
gebaut ift; 


4) dem Ehle-Deihverbande: 


die Unterhaltung des ganzen vechtöfeitigen Fluth- (Leit-) Deiches 
des Kanals bis zum Vetlin Magdeburger ——3*8 hin. d 
Jahrgang 1868. (Nr. 7179.) 10 Die 


b 


a 


BE 
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Die Gübfer Volderdeihe an der Ehle entlang und die Menz- Rönigäbomer 


Deiche bleiben bis zur Verlegung der Ehle als Rüdftaudeiche befteben und werden 
al3 ſolche und foweit ihr Beſtehen nach der Verlegung der Ehle erforderlich ift, 





wie bisher unterhalten. 
üdfichtlid) der Unterhaltung der Sommerdeiche an der Ehle, welche auf 
Grund de Statut vom 13. Oftober 1856. (Gefet- Samıml. von 1856. S. 956.) 
degt find, wird nach Maafgabe der in diefem Statut darüber getroffenen 
—— ein anderes Kataſter angelegt, weil durch die Herſtellung des 
Umfluthkanals und feiner Fluth⸗ (Leit) Deiche das Inundationsgebiet fh in 
diefer Beziehung verändert. 





X 


Die Berbände haben in ihren Deichen die erforderlichen neuen Auslaf- 
fhleufen anzulegen und refp. die vorhandenen zu unterhalten. Etwaige Bewäf: 
ferungsfchleufen haben die betreffenden Grundbeſitzer, weldye deren Emrichtung 
verlangen, anzulegen und zu unterhalten, nachdem der Plan dazu von der 
Regierung nad) Anhörung des Deichamtes und der Betheiligten genehmigt ift. 

Wenn zur Erhaltung ded Deiches eine Uferdedung nothwendig wird, fo 
hat der betreffende Deichverband diefelbe auszuführen, vorbehaltlich feiner An- 
fprüde an andere DVerpflichtete, deren biöherige Verbindlichkeit dadurch nict 
aufgehoben wird. | 


$. 9. 


Diejenigen alten Dämme in den Niederungen, welche nicht zu den neuen 
Deichſyſtemen gehören, oder welche nicht nach dem Urtbeile der Regierung zu 
Magdeburg ald Quelldeiche nüglidy und nothwendig find, in welchem Falle deren 
Unterhaltung den dabei Betheiligten nach dem Katafterverhälmnifje obliegt, können 
nach vollftändiger Herftellung der neuen Deiche und mit Genehmigung der 
af Regierung auch ſchon früher von den bisherigen Eigenthümern weg: 
g werden. ˖ 

Falls die gänzliche oder theilweiſe Wegräumung im polizeilichen Intereſſe 
angeordnet werden ſollte, muß dieſelbe binnen der vom Deichamte und im Falle 
der Beſchwerde von der gedachten Regierung zu beſtimmenden Friſt vom betref⸗ 
fenden Deichverbande nady Maafgabe des Statafterd bewirkt werden. 

Die Befiger der an die faflirten Deichftreden grenzenden Grumdfhüde 
können die Verteilung der Erde von beiden Seiten auf zufammen zehn Ruthen 
Breite verlangen und müſſen fie geftatten, wenn die Erde nicht von den Ver— 
bänden zur Verwendung im allgemeinen Intereſſe beanfprucht wird, in welchem 
Falle fie diefen überlaffen werden muß. 

Die Stellen, an welchen bei einem Bruche in den oberen Streden des 
—— der untere Deich zur Ausführung des eingedrungenen Waſſers durch⸗ 

ochen werden muß, find von dem betreffenden Deichamte unter Genehmigung 
der Regler u ——— im Voraus zu beſtimmen. 

er —2 lbvordeich verbleibt den bisherigen Unterhaltungspflichtigen 

zur Unterhaltung. In ſeinen Verhältniſſen wird nichts geändert. X 
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$. 10. | 


1) Die bereit8 beftehenden Hauptgräben in der Niederung follen, fofern 
deren Beibehaltung überhaupt erforderlich erfcheint, von den bisher dazu 
Verpflichteten auch ferner unterhalten werden. 


2) Neue Entwäfferıngdanlagen müfjen von den fpgziell dabei Betheiligten 
angelegt und unterhalten werden. 

Der betreffende Deichverband hat dergleichen Anlagen, bei welchen 
mehrere Srundbefiger intereffirt find, zu vermitteln und nöthigenfall auf 
Koſten der Betheiligten durchzuführen, nachdem der Plan dazu von den 
Verwaltungsbehörden feftgeftellt ift. 

3) Die Herftellung und Unterhaltung bloßer Suleihmgsgräben bleibt Sache 
der nad) den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 

4) Die regelmäßige Räumung der Hauptgräben wird unter die Kontrole 
und Schau der Deichverwaltung geftellt. 


5) Das Waffer der Hauptgräben darf ohne widerruflihe Genehmigung des 
Deihbauptmannd von rivatperfonen weder aufgeflaut noch abgeleitet 
werden. 


6) Dagegen bat jeder Örumbbefiger der Niederungen das Recht, die Aufnahme 


des Waſſers, deſſen ex fich entledigen will, in die Hauptgräben zu verlangen. - 


Die Zuleitung muß aber an den vom Dei tmann vorzu⸗ 
ſchreibenden Punkten geſchehen. 


$. 11. 
Es werden 5 Ratafter aufgeftellt und zwar: 
a) für bie ‚gemeinfamnen Anlagen der Drei Deichverbände- (6. 2. und $. 7. 
sub. 1.); 


b) für die Normaliſirung, Wieberherftellung und Unterhaltung der Deiche ıc. 
in jedem der drei Deichvolbder ($. 7. sub. 2. bis 4.). 
In diefen Kataftern werden alle von der Berwallung gefchügten ertrags⸗ 
fähigen Grundftüde nach folgenden Klaffen veranlagt: ag 
J. Klaſſe: Hof- und Bauſtellen, Gärten und Acker beſter Qualität (Weizen⸗ 
boden I. und I. Klaſſe und Gerſtenland I. Klaffe) ; 


II. Klaffe: der Ader geringer Qualität (Weizenboden II. Klaffe, Gerften- 


land II. Klaffe und Haferland I. Klaffe); | 


IH. Klaffe: leichter Ader (Haferland II. und II. Klaſſe und 3—9 jähriges 
oggenland); 


IV. Klaffe: Wieſen, Hütung und Forft. 


(Ns, 7179.) 


De 


Die Srunditüde der I Klaffe werden mit ihrer vollen Fläche, die 
ü⸗ 
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ftüde der II. Klaffe werden mit 2, ber III. Klaffe werden mit $, der IV. Klafie 
werben mit % ihres wirklichen Flächeninhalt8 herangezogen. 

‚ Bei den Kataftern für den Magdeburger und den Ehle-Deihverband tritt 
die Modifikation ein, daß die in Winterdeichſchutz bisher — Grundſtücke 
nur zur Hälfte in der betreffenden Klaſſe gegen die bisher der Ueb —— 
ausgeſetzt geweſenen Grundſtücke herangezogen, bei dem Ehle- Deichverban 
aber zugleich die im Rückſtau der Elbe verbleibenden Grundftüde von Beiträgen 
ganz frei gelaffen werden; 


ec) für die erfte Herftellung des Winterdeiches in der Kreuzhorſt mit der 
wafferfreien Kupirung der alten Elbe bis zum Anſchluß an den Reb- 
bergdeich ($. 7. sub 3.). 

Für dies Katafter werden drei Saferfiafien angenommen und zwar werden 
die Srundftüde in Klafje I. mit ihrer vollen Fläche, in Klaffe II. mit der Hälfte 
und die Grundftüde in Klaſſe ILL. mit 4 ihres wirklichen Flächeninhalts herangezogen. 

Etwaige erhebliche Verfchiedenheiten in der Bonititung und Nukungsart 
werden u Herabfegung in eine andere Klaſſe ausgeglichen. 

Die Katafter werden von dem Deichregulirungd- Kommiffarius aufgeftellt. 
Behufs der definitiven Feſtſtellung der Ratafter find diefelben von dem Deich 
regulirungs⸗Kommiſſarius den Deicyämtern vollftändig, dem Fiskus, den einzelnen 
Dominien und Gemeindevorftänden egtraftiweil mitzutheilen und ift zugleich im 
Amtöblatte der Regierung zu Magdeburg eine vierwöchentliche Friſt befannt zu 
machen, innerhalb welcher die Katafter von den Betheiligten bei den Gemeinde 
vorftänden und bei dem Kommiſſarius eingefehen und Befchwerden dagegen bei 
demfelben angebracht werden können. 

Die eingehenden Befchwerden, welche auch gegen die Anzahl und da8 Ver 
bältniß der Katafterklaffen angebracht werden fünnen, find von dem Deichreguli- 
rungs-Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdeführer, eined Deichamtd 
Deputirten für jeden Verband und der erforderlichen Sachverftändigen zu unter 


uchen. 

Die Sachverftändigen find binfichtlich der Grenzen des Smunbationdgebiei 
und der fonftigen Vermeſſung ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigenfalls ein 
Vermeffungsrevifor, binfichtlic der Bonität und Einfchäßung zwei öfonomifche 
heran denen bei Streitigfeiten in Betreff der Ueberſchwemmungsgefahr 
ein Wafferbauverftändiger beigeordnet werden Tann. Alle diefe Sachverfländigen 
werden von der Regierung ernamnt. 

Mit dem Nefultate der Unterfuhung werden die Betheiligten, namlich 
die Befchwerbeführer einerfeit3 und die Deichamts-Deputirten andererfeitd, befamnt 
gemacht; find beide Theile mit dem Refultate einverftanden, fo hat e8 dabei 
ein Bewenden, und wird dad Deichfatafter demgemäß berichtigt. Andernfalls 

tt die Entfcheidung der Regierung ein. 

Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die Koften derfelben die Be 
chwerdeführer. Binnen ſechs Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Ent 
cheidung ift Rekurs dagegen an den Minifter für die landwirthichaftlichen An- 
gelegenbeiken zuläffig. | 

ch erfolgter Feftftellung der Deichfatafter find diefelben von der Regie 
rung 
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rung in Magdeburg auszufertigen und dem betreffenden Deichamte zuzuſtellen. 
Sobald die Katafter entworfen find, werden die Beiträge danach erhoben, vor- 


behaltlicy der Ausgleihung nach erfolgter Feſtſtellung derfelben. 
$. 12. 


I. Die Zahl der NRepräfentanten der Deichgenoffen im Deichamte jeden 


Verbandes wird, wie nachſteht, feſtgeſetzt: 


A. zum Deichamte des Magdeburger Deichverbandes beftellen: 


1) dad Kloftergut Eh ...................... 1 Repräfentanten, 
2) » ⸗ ipkeleben ....-. — ——— — 1 ⸗ 
3) die Gemeinde Pechau....................... ‚1 . 
4) » . Cracau ....................... 1 . 
5) ⸗ s Preſter ........... ............ 1 . 
B. zum Deichamte des Elbenauer Werder» Deihverbandes be- 
ftellen: 
1) der Königliche Korftfißtuß .................... 1 Repräfentanten, 
2) daß Rlofter u. I. Frauen al8 Befigerin der 
—AI .................................. 1 . 
3) das Nittergut Randau............. ......... 1 s 
4) die Gemeinde Ranies .P...................... 1 s 
5) — ⸗ Elbenau....................... 1 ⸗ 
6) — Grünewalde .................. 1 . 
7) ⸗ s Plötzky .. EEE 1 ⸗ 
8) » . Pretzien ....................... 1 , 
9, ⸗ , Randau ....................... 1 . 
10) » . Salenberge .................... 1 . 
C. zum Deichamte des Ehle-Deichverbandes beftellen: 
2 das Rittergut Kömigäbon .................... 1 Repräfentanten, 
2 ⸗ ⸗ Wah itz ....................... 1 ⸗ 
3) —⸗ Woltersdorf .................... l . 
4) die Gemeinde Vechau..... ................. 1 . 
5) » ⸗ lötzky........................ 1 ⸗ 
6) s s 168 Pa a a a a a 1 * 
Menz ......................... 1 
8 ⸗ s Ei .. EEE 1 s 
9) » . Woltersdorf ................... 1 


Nah Feſtſtellung der Deichkataſter bleibt es dem Miniſter für die land⸗ 
uhjaftlicen Angelegenbeiten vorbehalten, die Bezirke und dad Stimmver- 
hältniß in denfelben nach Anhörung des betreffenden Deichamtes durch Verfü- 


gung anderweit unter Berüdfichtigung der Beitragspflicht zu ordnen, 


(Nr. 7179.) 


. 


I. Es 
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1. Es gelten folgende allgemeine Beftimmungen: 
a) Jeder Repräfentant hat Eine Stimme im Deichamte zu führen. 
b) Die Vertreter für die fisfalifchen VBefigungen werden von der Regierung 


und für das Klofter Unſer Lieben Frauen und die Klofter Bergeſche 
Stiftung von dem Provinzial Schulfollegium in Magdeburg ernannt. 


c) Die Stimme eined Nitterguted wird von deffen Beſitzer oder dem von 
dieſem felbft erwählten Vertreter geführt. | 


d) Die Gemeinden werden durch ihren Ortövorfteher repräfentirt oder durch 
defien gewöhnliche Stellvertreter. An Stelle des letteren kann der Orte. 
vorfteher aus der Zahl der Deichgenofjen feiner Gemeinde einen anderen 
Vertreter erwählen. 

e) Frauen und Minderjährige dürfen ihr Stimmrecht durch ihre gefetlichen 

ertreter oder durch Bevollmächtigte ausüben. 


f) Gehört ein Gut mehreren Befigern gemeinfchaftlich, jo kann nur einer 
derfelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben. 


g) Wenn ein ftimmberechtigter Gutöbefißer den Vollbeſitz der oürgerlichen 
Rechte durch rechtöfräftiged Urtheil verloren hat, fo ruht während feiner 
Befitzeit dad Stimmrecht des Gute. 


h) Der Stellvertreter eined Repräfentanten nimmt in Krankheit3- und Be 
binderungdfällen defjen Stelle ein und tritt für ihn interimiftifch ein, 
ee „der Nepräfentant ftirbt oder die Bedingung feiner Wählbarkeit 
aufhört. 


II. Zur Ordnung und Verwaltung der den drei Deichverbänden gemein 
fam obliegenden An elegenheiten ($$- 2. 6. 7. sub 1.) wird, fobald das Mandat 
der Baufommiffion ) vollftändig erledigt ift, eine befondere Kommiffion ge 
bildet, welche befteht: 

a) aus den drei Deichhauptleuten der Verbände, 


b) aus je zwei Repräfentanten aus jedem Deichamte der drei Deid) 
verbände, Ä 


c) aus einem Kanalinfpeltor, welchen die unter a. und b. genannten Mit 
glieder wählen. 


Bon den drei Deichhauptleuten hat derjenige, welcher als Deihhauptmann 
am längften fungirt, den Vorſitz in dieſer Kommiffton, bei gleicher Amtsdauer der 
ältefte den Jahren nad). Bei Krankheit oder Verhinderung des Vorſitzenden 
übernimmt derjenige der beiden anderen Deichhauptleute, welcher am längften 
fungirt, reſp. der ältefte ift, den Vorſitz. | 

Der Königliche Wafjerbaubeamte des Bezirks ift zu diefen Sitzungen ein- 
uladen, bat aber in denfelben nur berathende Stimme, wofern er nicht als Kanal. 
inſpektor gewählt ift. F 

ie 
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Die Regierung kann befondere Kommiſſarien zu den Situngen aborbnen. 
Der Landrath des eriten Jerichowſchen Kreifed ift berechtigt, den Sitzungen mit 
Stimmrecht beizuwohnen und ift zu denfelben einzuladen. 


111. Abſchnitt. 
Gemeinfame Beftimmungen in Betreff der Abfchnitte I. und IL 


§. 13. 


Die Lage und die Abmefjungen des Fluthprofils, feiner Fluth⸗ (Leit -) 
Deiche mit den nöthigen Schleufen und Sielen, der erforderlichen Ducchftiche, 
Durdyfuhrten, Apparetllen ꝛc. des oberen Abſchlußwerks, der Kupitungen in der 
alten Elbe, endlich der ſämmtlichen Deichanlagen ꝛc. in den drei Deichverbänden 
werden — foweit I nicht fehon in den vorftehenden Paragraphen beftimmt 
find — bei der Ausführung von den Staatsverwaltungsbehörden näher feitgefekt. 


$. 14. 


Die Arbeiten werden nicht durch Naturalleiftungen der betheiligten Grund- 
befigee und Deichgenofjen, fondern für Geld aus den Spezialbaufafien resp. 
Deichkaſſen ausgeführt. Die erforderlihen Mittel zur Herftellung und Unter 
haltung der Sozietätdanlagen, zur Befoldung der Beamten und zur Verzinfung 
und Tilgung der zum Beſten der Sozietät und Verbände etwa fontrahirten 
Schulden find von den betheiligten Grundbeſitzern und Deichgenoffen nach den 
von der Regierung audzufertigenden Kataftern aufzubringen. | 


8.15. 


Der gewöhnliche Beitrag zur Unterhaltung der den drei Verbänden ge 
meinſam obliegenden Anlagen wird auf 2 Sar. 6 Pf. pro Normalmorgen, der 
Beitrag zur Unterhaltung der Deiche in jedem Verbande auf 5 Sgr. pro Normal: 
morgen feltgefeßt, und die Höhe des anzufammelnden Reſervefonds in jedem 
der drei Deichverbände auf 10,000 Rthlr. beſtimmt. 


6. 16. 
Die allgemeinen Beitimmungen für fünftig zu erlaffende Deichftatute vom 
14. November 1853. (Gefeß-Samml. vom jahre 1853. S. 935. ff.) follen für 
diefe drei Verbände und den für den Fluthumlauf gebildeten Gefammtverband 
Gültigkeit haben, foweit fie nicht in bem vorftehenden Statute abgeändert find. 


(Nr. 7179-7180.) $. 17, 
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$. 17. 


Abänderungen diefed Statuts können nur unter landeöherrlicher Genehmigung | 


erfolgen. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenbändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 24. “juli 1868. 
(L.S) Wilhelm. 


Sir den abweienden Minifter für die 
andwirtbfchaftlihen Angelegenheiten. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Mübler. 
Leonhardt. 





(Nr. 7180.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 8. Auguft 1868., betreffend die Aenderung des Statuts 
für das Ritterſchaftliche Kreditinftitut des Fürſtenthums Lüneburg. 


A. den Bericht vom 3. Auguft d. J. will Ich, in Folge des am 5. Februar 
d. J. von der Ritterfchaft des Sürftentbumd Lüneburg gefaßten Beſchluſſes, 
ierdurch nachfolgenden Zufa zu $. 1. Abfchnitt I. der durch Verordnung vom 
4. Januar 1856. (Geſetz⸗ Samml. für Hannover de 1856. Abtheilung L 
©. 37. ff.) beftätigten Aenderungen des Statuts für dad Ritterfchaftlicye Kreditinftitut 
des Fürſtenthums Lüneburg genehmigen: 

Die ritterfchaftliche Kreditlommiffion wird ermächtigt, fobald und fo lange 
daB Kreditinftitut felbft für die feinerfeits angeliehenen Kapitalien feinen 
Släubigern durchgängig mehr ald drei und ein halbes Prozent Zinfen 
zu zahlen bat, nach demfelben Verhältniſſe die jährlichen Beiträge der 
von jet ab in das er aufzunehmenden Mitglieder über die im 
6. 1. Abſchnitt I. der gedachten Verordnung beftimmten Prozentfäge zu 
erhöhen.‘ 

Diefer Erlaß ift durch die Gefeh-Sammlung zu veröffentlichen. 
Bad Ems, den 8. Auguft 1868. | 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 





Redigirt im Büreau bes Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober · Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königliben Preußiſchen Staaten. 





ek NT. 57. — 





(Nr. 7181.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Juli 1868., betreffend die Verleihung der fiskali⸗ 
Ihen Vorrechte an den Kreis SHeiligenbeil, Regierungdbezirt Königsberg, 
für den Bau und die Unterhaltung der Streiß- Chauffeen: 1) von Heiligen- 

“ beil über Thomsdorf, Nebfeld, Eifenberg, Königlih Rödersdorf und 
Groß-Haffelberg nad) Lichtenfeld, 2) von Kobbelbude an der Oftbahn 
über PBerwilten, Legnitten nad Pörſchken, 3) von Zinten über Korjchellen 
bis zur Pr. Eylauer Kreisgrenze. 


Neghdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Heiligen- 
beil, im Regierungsbezirk wönigeberg, bejchlofjenen chauffeemäßigen Ausbau der 
Straßen: 1) von Heiligenbeil uber Thomedorf, Rebfeld, Eifenberg, Königlich 
Rödersdorf und Oroß- Daleberg nach Lichtenfeld, 2) von. Robbelbude an der 
Oſtbahn über Verwilten, Legnitten nad) Pörſchken, 3) von Zinten über Kor: 
ſchellen 6bi8 zur Pr. Eylauer Kreisgrenze, genehmigt babe, verleihe Ich hierdurch) 
dem Kreiſe Heiligenbeil das Expropriationsrecht für die zu diefen Chauffeen erfor- 
derlihen Grundſtücke, imgleicyen das Recht zur Entnahme der Chaufjeebau- und 
Unterhaltungs. Materialin, nad Maaßgabe der für die Staatd-Chauffeen be- 
[iehenden Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straßen und hinficht8 der Unterhaltung 
er aus Staatöfonds zu erbauenden Chauffee von Mehljad nad, Zinten. Zugleich 
will Id) dem genannten Kreife, gegen Uebernahme der fünftigen hauffeemäbigen 
Unterhaltung der zu 1. bi8 3. bezeichneten Straßen, das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nad) den Beltimmungen des für die Staats-Chauffeen jedesmal 
geltenden Chauffeegeld«Tarifs, einfchließlich der in demfelben enthaltenen Beftim- 
mungen über die Befreiungen, ſowie der fonftigen die Sehebung betreffenden 
zufäßlichen Vorſchriften, wie diefe Beftimmungen auf den Staats Chauffeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chaufjeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehüngten Beitimmungen wegen der Chauffee- 
polizei- Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung fommen. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7181-7182.) 109 Der 
Ausgegeben zu Berlin den 9. September 1868, 
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Der gegenwärtige Erlaß ift duch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Bad Ems, den 20. Juli 1868. 
Milhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentlicye Arbeiten. 





(Nr. 7182.) PBrivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreiß- Obligationen 
des Heiligenbeiler Kreifes im Betrage von 100,000 Thalern. Bom 
20. Juli 1868. Ä 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisfländen des Seiligenbeiler Kreifed auf dem Kreid- 
tage vom 16. März d. J. befchlofjen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreife unternommenen Chauffeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreiöftände: zu 
diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens 
der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
100,000 Thalern auöftellen zu dürfen, da fich biergegen weder im Intereſſe der 
Oläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden bat, in Gemäßbeit 
des $. 2. des Gefehed vom 17. Juni 1833. zur Außftellung von Obligationen 
jum Betrage von 100,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert Taufend Tha— 
ern, welche in folgenden Apoints: 


20,000 Thaler à 500 Thaler, 
0,000 s a 100 s 
2000 » a 50 + 

= 100,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auözufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 
fünf Prozent sährlich zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlih vom Jahre 1871. ab mit wenigftend jährlich Einem Pro- 
zent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den getilgten Schuldverfchrei- 
bungen, zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unſere Iandesherr- 
liche Genehmigung mit der rechtlihen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
diefer Obligationen die daraus bervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigentums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. Das 
A 
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Das vorftehende ee welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens des Staats nicht übernommen wird, ift durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


ben Su unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 20. Juli 1868. 


(L.S) Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
Zugleih für den Minifter des Innern. 


— 





Provinz Preußen, Kegierungsbezirk Königsberg. 


Dbligation 
des 
Heiligenbeiler Kreiſes 
Littr. ..... Mer ⸗ 
über 
.......... Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der unterm ................ enehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


16. Mär; 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern bekennt 
(ih die Mändifche Kommiffion für, den Chauffeebau des SHeiligenbeiler Kreiſes 

amens ded Kreiſes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu- 
bigers unfündbare Berfchreibung zu einer Darlebnsfhuld von ........... Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt worden und 
mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonde 
von wenigftend —*58 des Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zinſen 
von den getilgten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schulbverichreibungen wird durch 
das Loos beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreid behält fich jedoch das Recht vor, ben Til. 
gungsfonds durch größere Ausloofungen zu verflärfen, fowie amtliche nod) 
umlaufende Schuldverjchreibungen zu fündigen. Die audgelooften, fowie die 
gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter Pgehnung ihrer Buchſtaben, 

(Nr. 7182.) ums 
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Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Königsberg, dem Staatdanzeiger, dem Heiligenbeiler 
Kreisblatt, der Oftpreußifchen Zeitung und der Hartungichen Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wogfolcyergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in balbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von heute 
an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rück— 

abe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe diefer Schuldverfchreibung, 
bei der Kreis-Kommunalkaſſe in Heiligenbeil, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligfeitstermind folgenden Zeit. | 

Ä Mit der zur Empfangnahme ded Kapitals präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüch⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital abgezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nad) dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreiſes. 

Dad Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld. 
verfchreibungen erfolgt nach Vorfchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Braunsberg. 

Zinskupons fünnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doi) foll 
demjenigen, welcher den Verluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei ber Streiöverwaltung anmeldet und den ftattgehahten Belit 
der Zinskupons durd) Deräung der Schuldverfchreibumg oder fonft in glaub- 
bafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel- 
beien und bi8 dahin nicht vorgeflommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 


en. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... balbjährige Zinskupons bis zum 
Schlufje des Jahres ..... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf Kanten e Perioden auögegeben. 

ie Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalfafle zu Seiligenbei gegen Ablieferumg des der älteren Yinsfupond- Serie 
beigedrudten Talond. Beim Verlufte des Talond erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinsfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern Deren 
Borzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermog 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 


eilt. 
Zinten, den tm ee 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Ehauffeebau - Kommilfion des. Kreifed Heiligenbeil. 
Bemerkung. Die Unterſchriften find eigenhändig zu vollziehen. 


Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungebezir Königsberg. 


Eriter (bis Zehnter) Zinskupon I. Serie 


zu der 
Kreis-Obligation des Heiligenbeiler Kreiſes 
Littr...... A ..... 
über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
.......... Thaler .......... Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes inslupons empfängt gegen deſſen Rüdgabe in ber 
Zeit vom ..ten ...... bis .......... reſp. vom ..ſen.......... bis .......... 
und abn die ‚zinfen Ber borbenannten Kreis⸗ Sruiatin für das Halbjahr 
vom .......... bis .......... mit (in Buchſtaben) ..... Thalern ..... Silber- 
groſchen ..... Afenhigen bei der Kreis. Konmunalfaffe zu Heiligenbeil, 
Zinten, den ..ten ........ 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreiſes Heiligenbeil. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Sabren vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an 
gerechnet, erhoben wird. 


Bemertung Die Namens -Unterfchriften der Mitglieder der Kommiffion fönnen mit Rettern oder 
Fakſimile Stempeln gedrudt werden, doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhän- 
digen Ramend-Unterfchrift eines Kontrolbeamten verjeben werden. 


* — un a — — — — 


(Nr. 7182 Pro—⸗ 
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Provinz Preußen, XRegierungsbeirt Königsberg. 


TZalon 


zur 
Kreis. Obligation de3 Heiligenbeiler Kreiſes. 


Der Sjnhaber dieſes Talons empfängt gegen defien Nüdgabe zu der Obli- 
gation des Heiligenbeiler Kreifed 


Littr...... A 2... Über .......... Thaler & fünf Prozent Zinfen 


die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Krei 
Kommunalfaffe zu Heiligenbeil, fofern dagegen Seitens des Inhabers der Obli- 
gation nicht rechtzeitig Widerſpruch erhoben worden ift. 


Zinten, den ..ten .......... 18... 


Die freisftändifche Chauffeebau : Kommilfion des Kreiſes SHeiligenbeil. 


Bemerfung: 
1) Die Namens -Unterfchriften der Mitglieder der Kommiffion können mit Lettern oder 
Takfiinile- Stempeln gedrudt werden, doch muß jeder Talon mit der eigenbändigen 
Ramend - Unterfchrift eines Kontrolbeamten verfeben fein. 
2) Der Talon ift zum Unterfchiede auf der ganzen Blattbreite unter den beiden Ic} 
ten Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in nachftehender Urt abzudruden: 






Hter Zins-Aupon. | 10ter Zins - Aupon. 





Talon. 





(Nr. 718) 








% 
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(Nr. 7183.) , PBrivilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis - Obligationen 


ded Stuhmer Kreifed in Betrage von 30,000 Thalern, IV. Emiffion. 
Vom 27. Juli 1868, | | 


Mi, Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des Stuhmer Kreiſes auf dem Kreißtage 
vom 10. Juni 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauffeebauten, außer den durch die Privilegien vom 21. No- 
vember 1864. (Geſetz⸗Samml für 1865. ©. 1. ff.), vom 14. Mai 1866. (Gefet- 
Samml. für 1866. ©. 387. ff.) und vom 27. April 1868. Geſetz ⸗Samml. 
für 1868. ©. 505. ff.) genehmigten Anleihen von zuſammen 110,000 Thalern, 
annoch erforderlichen Geldmittel im bee einer ferneren Anleihe zu beichaffen, 
wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreißftände: zu diefem Zwecke auf 
jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitend der Gläubiger un- 
findbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 30,000 Thalern aus⸗ 
ftellen zu dürfen , da fich biergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der 
Schuldner etwas zu erinnem gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes 
vom 17. juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 
30,000 Thalern, in Buchftaben: Dreißig Taufend Thalern, weiche in folgenden 


Apoints: 

20,000 Thaler à 500 Thaler, 

6,00 : &100 ⸗ 

200 » 2 50 » 

200 » 3 3 + 

— 30,000 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit fünf 
/ Prozent jährlih zu verzinfen und nad) der durch da8 Loos zu beftinmmenden 

Folgeordnung jährlid) vom Jahre 1872. ab mit wenigftens jährlih Einem Pro— 
zent des Kapitald, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldraten, zu 
tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unfere landeöherrliche Genehmigung 
mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeoer Inhaber diefer Obligationen 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohme die Uebertragung ded Eigentums nach— 
weifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlicy der Rechte Dritter 
ertbeilen, und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitend des Staat nicht übernommen wird, ift durch die Gefeß- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich umter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 27. Juli 1868. 


(L. S.) Milhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Ir. zu Eulenburg. 


(Nr. 7183.) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Dbligation 
des 
Stubmer Kreiſes 
IV. Eniffion 
Littr. ...... Mr 
über 
........... Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterm .............. ge migten Kreistagsbeſchluſſes vom 
10. Juni 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 30,000 Thalern bekennt 
fi) die ftändifche Finanzlommiffion des Stuhmer Kreiſes Ramens des Kreiſes 
durch dieſe, für jeden Snpaber ültige, Seiten des Gläubigerd unkündbare Ver⸗ 
fchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .......... Thalern Prepiſh Kurant, 
en nr den Kreis baar gezahlt worden. und mit fünf Prozent jährlich zu ver- 
zinfen ift. | 
Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 30,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1872, ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfondd 
von wenigftend Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinfen von den ge 
tilgten Schuldverfehreibungen, nad) Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 

Die Holgeordnung der Einlöfung der Schu verjehreibungen wird durch 
da8 Loos beftimmit. ie Ausloofung erfolgt vom jahre 18/2. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch das Recht vor, den 
wilgumgefond durch größere Ausloofungen zu verftärten, ſowie ſämmtliche noch 

laufende Schuldverkhreibungen zu kündigen. Die audgelooften, fowie die ge 

fündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnun ihrer Buchftaben, 
Nummern und Beträge, fowie des Termind, an welchem die Rüdzablung erfolgen 
ſoll, öffentlich befannt hemnacht Dieſe Selanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungdtermine in dem Amtöblatte der Königlichen 
Regierung zu Marienwerder, fowie in dem Kreisblatte des Stuhmer Kreiſes, 
in der Danziger Zeitung und in dem Preußifchen Staatsanzeiger. 

Bi8 zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
e3 in Salbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. juli jeden “Jahres, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit 
jenem verzinfet. ©; 

ie 
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Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd. 
abe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsmweife diefer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreid- Kommunalfaffe in Stubm, und zwar auch in der nad) dem Ein- 
tritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitstermine ri, 
zuliefen. Für die Tehlen en Zindfupond wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreifeß. 
| Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 

verjchreibungen erfolgt nach Worfchrift der „gemeinen Gerichtdordnung Theil I. 
Titel 51. 6$. 120. seq. bei dem Königlichen eiögerichte zu Marienburg. 

Zinskupons fönnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc, foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungäftift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ftattgehabten Befik 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder jonft in glaub- 
bafter Weife darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an- 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zindfupond gegen Quittung aus- 
gezahlt werden 


Mit diefer Schuldverfchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schlufie des Jahres ..... auögegeben. Für Die weitere Zeit werden Zinskupons 
en. 


auf fünfjährige Perioden audgege 
m Nusgabe einer neuen Zindfupond « Serie erfolgt bei der Kreiß- 
Kommunalkaſſe zu .......... gegen Ablieferung des der älteren Zindfupond- 
Serie beigedrudten Talond. Beim Berlufte des Talons erfolgt die Aushändigung 
der neuen Zindfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern 
deren Sozeigumg rechtzeitig gefchehen ift. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen WBerpflichtungen baftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 
alt Oeh en zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 


Stuhm, Den HU ....... 18.. 
Die ftändifche Finanzkommiſſion des Stuhmer Kreifes, 


Jahrgang 1868. (Nr. 7183.) *110 Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Sinslupon 
zu der. 
Kreis-Obligation des Stuhmer Kreifed 
IV. Emiffion 
Littr....... Rn... 
über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
........ Thaler . .. Gilbergrofchen. 
Der Inhaber dieſes Zinstuyon "empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Seit vom „tm ........... bis ........... , reſp. vom . tm .......... bis 
......... mb ſpäterhin die infen der vorbenannten Kreis. ‚Obligation für das 
Halbjahr vom ......... bi8 ......... mit (in Buchftaben) .......... Thalem 
. .. ..... Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Stuhm. 
Stuhm, den ..ien .......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion des Stuhmer Kreiſes. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalen eriahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Dalon 


zur 
Kreis-Obligation des Stuhmer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe der 
Obligation des Stuhmer Kreiſes IV. Emiſſi geg N gabe zu 
Littr...... A... Über .......... Thaler à fünf Prozent Zinſen 
die ..te Serie Zindfupond für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
—— zu Stuhm, ſofern nicht rechtzeitig dagegen Widerfpruch er⸗ 
oben i 
Stuhm, den „tm ........ 18.. 


Die ftändifche Finanzkommiſſion des Stuhmer Kreifes, 


(Nr. 7184.) 
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(Nr. 7184.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 11. Auguſt 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Darkehmen, Regierungsbezirk Gumbinnen, 
für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis- Chauffee von Eſzerninken 

nah Bidfzuhnen an der Kraupifchlehmen- Luder Staatsftraße. 


M asvem Ich duch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauffee 
von Eſzerninken nad Bidſzuhnen an der Kraupifchlehmen-Lyder Staatsſtraße, 
im Kreiſe Darkehmen, Regierungsbezirk Gumbinnen, genehmigt habe, verleihe 
Ih bierduch dem Kreife Darkehmen das Expropriationstecht ir die zu dieſer 
mil erforderlichen Grundſtücke, imgleichen da8 Recht zur Entnahme der 
Chauffeebau- und Unterhaltungd- Materialien, nach Maaßgabe der für die Stants- 
Chaufjeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Ich 
dem genannten Kreife gegen Uebernahme der tünftgen hauffeemäßigen Unter- 
baltung der Straße dad Recht ge Erhebung des haufleegetbeB nach den Be⸗ 
Kinmmmungen des für die Staats - Chauffeen jededmal geltenden Chauffeegeld- Tarifs, 
einfchließlich der in demfelben enthaltenen Beftimmungen über die Befreiungen, 
fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zufählichen Vorſchriften, wie diefe 
Beftimmungen auf den Staat8 » Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beitimmungen wegen ber Chaufleepolizei-Vergeben auf die gedachte 

Straße zur Anwendung fommen. Ä 
Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 


v 


Kenntniß zu bringen. 
Bad Ems, den 11. Auguft 1868. 


Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 
Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7184—7185.) (Nr. 7185.) 
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(Nr. 7185.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Auguft 1868., betreffend die Beſtimmung des 
Sites der für die Provinz Schledwig - Holftein zu errichtenden Rechnungs: 
fommilfion. 


Au; Ihren Bericht vom 11. d. M. beftimme Ich, daß die für die Provinz 
les golltein zu errichtende Rechnungstommiflion ihren Sig nicht, wie im 

. 1. der Verordnung vom 31. Auguft 1867., betreffend das Rechnungsweſen 
h den neu erworbenen Vandestheilen (Gefe- Samml. S. 1442), beftimmt war, 
in Kiel, fondern in Schleewig haben foll. 


Diefer Mein Erlaß ift durch die Geſetz⸗ Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Wiesbaden, den 14. Auguft 1868. 
Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. 


An den Finanzminiſter. 





Rebigirt im Büreau bes Staats. Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober» HSofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 
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Geſetz-Sammlung 
für die 
Koöniglichen Preußiſchen Staaten. 


un — — — — — — — — — —— — —— — — ———— — — 
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(Nr. 7186.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Juli 1868., betreffend die Verleihung der ſiska⸗ 
liſchen Vorrechte an die Stadtgemeinde Oelde für den Bau und die Unter- 
baltung einer Gemeinde- Chauffee vom Oeldener Bahnhofe an der Cöln- 
Mindener Eifenbahn, im Kreiſe Bedum, Regierungsbezirf8 Münfter, durch 
Delde in der Richtung auf Warendorf bi8 zur Grenze der Landgemeinde 
Delde. 


N acsen Ach durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von der Stadt- 
gemeinde Delde, im Kreife Beckum, Regierungsbezirks Muünfter, beabfichtigten 
hauffeemäßigen Ausbau der Straße vom Deldener Bahnhofe an der Cöln- Mindener 
Eifenbahn durdy Delde in der Richtung auf Warendorf bis zur Grenze der Land» 
gemeinde Delde genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadtgemeinde Delde 
da8 Erpropriationstecht für die zu dieſer Chauffee erforderlihen Grundftüde, 
imgleichen dad Recht zur Entnahme der Chaufjeebau- und Unterhaltungs Materialien, 
nad) Maaßgabe der für die Staate-Chauffeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug 
auf diefe Straße. Zugleich will Ich der genannten Stadtgemeinde gegen Ueber: 
nahme der fünftigen chaufjeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur 
Erhebung des Chaufleegelbes nach den Seflimmmgen de3 für die Staats⸗Chauſſeen 
jedesmal geltenden Chaufleegeld- Tarif, einfchlieglidy der in demfelben altenen 
Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung betreffenden 
ufählichen Vorſchriften, wie diete Beftimmungen auf den Staatd-Chauffeen von 
Shnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftimmungen wegen der Chauffee- 
polizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch Die Gefeg-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Schloß Babeldberg, den 8. Juli 1868. 

Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Br. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel 
Feng öffentliche Yrbeiten, Bande 
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(Nr. 7187.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Auguft 1868., betreffend Die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreiß Lyck für den Bau und die Unter 
baltung der Kreid-Chauffeen: 1) von Lyd über Sentken und Wyfoden 
nach Stallinowen, 2) von Wyſocken über Myfolaiten nad der Dlchloer 
Kreißgrenze bei Gutten, 3) von Sentten über Piſſanitzen nad Bordzym- 
men, 4) von Sybba bei Lyck oder von Lyd über Wifchniewen nach der 
Landesgrenze bei Tworken, 5) vom Anmitsvorwerke Lyck nad Claufen 
und 6) von Lyck nad Grabnid, im Kreife Lyck, Regierungsbezirk Gum- 
binnen. 


M adden Ich ur Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Kreis. 
Chaufleen: 1) von Lyck über Sentfen und Wyſocken nach Kallinowen, 2) non 
Wyſocken über Mykolaiken nad) der Oletzkoer Kreidgrenze bei Gutten, 3) von 
Sentten über Piffanigen nad Bors;ymmen, 4) von Sybba bei Lyck oder von 
Lyck über Wifchniewen nach der Landeögrenze bei Tworfen, 5) vom Amts 
vorwerfe Lyck nad Claußen und 6) von ud nach Grabnid, im Kreife Bud, 
Regierungsbezirk Gumbinnen, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreife 
Lyck das Erpropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grund- 
ftüde, imgleichen da8 Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterbaltungs- 
Materialien, nad) Maaßgabe der für die Staatd-Chauffeen beftehenden Vorfchrif- 
ten, in Bezug auf diefe Straßen. Zugleich will Ich dem gedachten Kreife gegen 
Uebernahme der fünftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straßen das t 
ur Erhebung des Chauffeegelded nach den Beftimmungen ded für die Staats⸗ 
Ehau een jedesmal geltenden Chaufjeegeld-Tarifs, einfchließlich dex in demſelben 
enthaltenen Beflimmungen über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Er- 
gebung betreffenden zufäglichen Borfchriften, mie diefe Beſtimmungen auf den 
tants + Chauffeen von Ihnen angewandt werden, bierdurdy verleihen. Auch 
follen die dem Chauffeegelb. Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Be 
ſtimmungen wegen der Chaufjeepolizei- Vergehen auf die gedachten Straßen zuı 
Anwendung fommen. Ä 
: Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Wiesbaden, den 14. Auguft 1868. 


MWilbelm. 


Fuͤr den Finanzminiſter: 
Sr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplit. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
— Ir öffentliche Arbeiten. 


Tre —— — 
(Nr. 7188.) 
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(Nr. 7188.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligatis- 
nen des Lycker Kreiſes im Betrage von 100,000 Thalern, II. Emiflion- 
Vom 14. Auguft 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreißftänden des Luder Kreifes auf dem SKreistage 
vom 14. Februar 1868. befchloffen worden, die zur Ausführung ber vom Kreife 
unternommenen Chauffeebauten, außer der durch das Privilegium vom 2. uni 
1866. (Gejeg-Samml. für 1866. ©. 382. ff.) genehmigten Ausgabe von Kreis: 
Obligationen im Betrage von 25,000 Thalern, noch erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer weiteren Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den Antrag der ge- 
dachten Kreisftände: zu diefem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Sins 
kupons verfehene, Seitens der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem an- 
genommenen Betrage von 100,000 Thatern ausftellen zu dürfen, da fich hier- 
gegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern 
& den bat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Auni 1833. zur 

usftellung von Obligationen zum Betrage von 100,000 Thalern, in Bud 
ſtaben: Einhundert Taufend Thalern, weldye in folgenden Apoints: 
10,000 Thaler & 1000 Thaler, 


15,00 ⸗ a ⸗ 
50000 - A 100 
2000: a 50. 

500 AB.» 


nach dem anliegenden Schema audzufertigen, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit 
/ fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftimmenden 

Solgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigftend jährlich Einem Pro- 
zent des SKapitald, unter Zuwachs der Zinfen von den amortifirten Schuldver- 
ſchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unfere landeöherrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen: ung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung ded Eigen- 
thums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegtum, welches Wir vorbehaltlic, der Rechte Dritter 
ertbeilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen .eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitend des Staat8 nicht übernommen wird, ift durdy die Gefeh- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. | 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Königlichen IInftegel. 

Gegeben Wiesbaden, den 14. Auguft 1868, 

(L.S) Wilhelm. 
Gr. v. Igenplig. Gr. zu Eulenburg. 
u Zugleich für den Finanzminifter. 
(Nr. 7188.) 111* Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Kegierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 


des 
Lycker Kreiſes 
Littr. ..... Me... 
über 
.......... Thaler Preußiſch Kurant, 


II. Emiſſion. 


A Grund der unterm .... ............ genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
14. Februar 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 100,000 Thalern befennt 
ſich die ftändifche Kommiſſion für den Chauffeebau des Lycker Kreiſes Namens des 
Kreiſes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unfünd- 
bare Berfchreibung zu einer Darlehnsfhuld von .......... Thalern Preußiſch 
Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jähr⸗ 
lich zu verzinfen ift. on 

Die Rücdahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern gefchieht vom 
Sabre 1870. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigftend Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinfen von den ge- 
tilgten Schuldverfchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Saulboerichreibungen wird dur 
da8 Loos beftimmt. ie Ausloofung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate April jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Necht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Ausloofungen zu verflärfen, fowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverjchreibungen zu fündigen. Die ausgelooften, fowie die ge- 
fündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchftaben, 
Nummern und Beträge, ſowie ded Termind, an welchem die Ya lung er 
folgen foll, öffentlich befannt gemadht. Diefe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte 
der Königlichen R ierung zu Gumbinnen, in der Königöberger Hartungjchen 
Zeitung, dem Kreiöblatte ded Lycker Kreifed und dem Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in Balbjährlihen —* postnumerando, am 2. Januar und am 1. Juli 

je⸗ 
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jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlic in gleicher Münze 
forte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Sinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
pabe der ausgegebenen —* beziehungkweiſe dieſer Schuldverſchreibung, bei 
er Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lyck, und zwar auch in der nad) dem Eintritt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüdzu- 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nad) dem 
Rüczablungätermine nicht erhoben toerden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreiſes. | | 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verichreibungen erfolgt nad) Vorſhuit der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil J. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lyck. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifitt werden. Doch fol 
demjenigen, welcher den Verluft von Kinsfupond vor Ablauf der oe jahrigen er⸗ 
jährungsfriſt bei der Figrewattung anmeldet und den I ſuhemn eſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in gla er 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung fmd ....: halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ..... auögegeben. Für Die weitere — werden Sinsfupond 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinsfupond » Serie erfolgt bei der Kreis. 
Kommunaltafje zu Lyck gegen Abrieferung, des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedrudten Talond. Beim Berlufte des Talond erfolgt die Auehändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der bierducch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 

ei Deffen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. 


ud, den . tu ......... 18.. 
Die ftändifche Kommiffion für den Chauſſeebau im Lycker Kreife. 


(Nr. 7188.) Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Regietrungsbezirk Gumbinnen. 


Zinskupon— 
(I. Serie) 
ju der 
Kreis. Obligation des Lycker Kreifes 
II. Bmifjion 
Littr. ..... Mn... 
Über .......... Thaler zu fünf Prozent Sinfen 
über 
....... Thaler ....... Silbergrofchen. 
Der Inhaber diefes Zindhupond empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit vom ..ien ........... bis ........... reſp. vom . tm ......... bis 
. ......... und ſpäterhin Die Zinſen der —E "reis: Oblig 
für da8 Halbjahr vom.............. bis ............. mit (in Buchſtaben) 
........... Thalern ........... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe 
zu Lyck. 
Lyck, den nn BE 18 


Die ftändifche Kommilfton für den Ehauffeebau im Luder Kreife 
D insfupon Itig, wenn d 

en Sit innerhalb ovien ähren. all 

der Faͤlligkeit, vom Schluffe des betreffenden 

Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz: Preußen, Kegierungsbezirk &umbinnen. 
Talon 


jur 
Kreis. Obligation des Lycker Rreifes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rüdgabe zu der Obli. 
gation des Lycker Kreiſes II. Emiffion 
Littr...... MR ..... über Thaler & fünf Prozent Zinfen 


die ..* Serie Zindtupons- für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis 
Kommumaltafe zu Lyck nach Maaßgabe der diesfälligen in der Obligation ent⸗ 
halt Beſtimmungen. 

rd N den .. ten ....... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Lycker Kreiſe. 





(Nr. 719.) 
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(Nr. 7189.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. Auguft 1868., betreffend die Verleihung der fißfa- 
lichen Vorrechte an den Kreis Frankenſtein für den Bau und die Unter- 
haltung einer Kreiß-Chaufjee von ‚der Kreißgrenze zwiſchen Ober-Pomb- 
dorf und Baitzen über Baihen 538 zum Anſchluß an die Frankenſtein⸗ 
Wilhelmsthaler Chauſſee bei Camens, im Regierungsbezirk Breslau. 


M ahdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Ständen 
des Kreifes Frankenſtein, im Regierungsbezirk Breslau, abfeigten chaufjee- 
möbigen Ausbau der Strafe von der Kreisgrenze zwifchen Ober- Domsborf 
und Baiten über Baitzen bis zum Anfchluß an die Frankenitein-Wilhelmsthaler 
Chauffee bei Camens genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch, dem Kreife Fran- 
fenflein das Expropriationsrecht für die zu diefer Chauffee erforderlichen Grund- 
ftüde, imgleichen da8 Recht zur Entnahme der Ehauffeebau- und Unterhaltungs- 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beftehenden Vorfchriften, 
in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Ich dem gebachten Kreife gegen Ueber- 
nahme der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Strafe dad Recht ‚zur 
Erhebung des Chauffeegeldes nach den -Beftimmungen des für die Stauts-Chauffeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in dernfelben ‚enthaltenen 
Beitimmungen über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betveffen- 
den zuſätzlichen Vorſchriften, wie diefe Beftimmungen auf den Staats Chaufleen 
von ihnen angewandt werden, hierdurd) verleihen. Auch follen die dem Chauffee- 
eld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftimmungen wegen ber 
hauffeepolizei-Wergehen auf die gebachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 


Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguft 1868. 
Milbelm. 


Kür den Finanzminiſter: 
Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 71897190.) | (Nr. 7190) 





Nr. IR) Wcchödier Eriaf vom 17. Sucut 1868, betreffen bie Verleihung ber file 





Zarife vom 29. Februar 1540. mgehingten twegen wegen der Chauflee 
polizei- Vergehen auf Die gedachte Strafe zur Anwending femmen. 


Der gegenwärtige Erlaß ifi durch die Geieg- Zummlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguft 1868. 
Wilhelm. 


ar den yinanzminifter: 
Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den und den 
— — m on Die: für Qandel, 
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Nr. 7191.) Allerhöchfter Erlaß vom 17. Auguft 1868., betreffend die Abänderung der Be- 
zeichnung der auf Grund des Privilegiumd vom 16. April 1868. auszu« 
fertigenden Kreis-Obligationen des Kreifes Rofenberg. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 10. Auguſt er. will Ich hierdurch 
ehmigen, daß die auf Grund des Privilegiums vom 16. April 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 521.) au guferligen ben, auf den Inhaber lautenden Kreis- Obligationen 
des Kreiſes Rofenberg in Weftpreußen im Betrage von 16,000 Thalern nebft 
den zugehörigen Sinshupons und Talond, in Abanderung ded dem Privilegium 
ie a! ſtatt der Bezeichnung „Dritte Serie’! die Bezeichnung „vierte 

n en. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeg-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguſt 1868. 


Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Zugleich fuͤr den Finanzminiſter. 


An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den 
Mini er des Innern. 





(Nr. 7192.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. Auguſt 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liihen Vorrechte an die Stadt Lenzen für den Bau und die Unterhaltung 
einer Chauffee im Kreiſe Weit-Priegnik, Regierungsbezirks Potsdam, von 
Lenzen bis zur Elbe im Anſchluß an die Chauffee von Lenzen nad) Karftäbt. 


Mae Ih durch Meinen Erlaß vom beutigen Tage den eemäßigen 
Ausbau der Straße im Kreiſe Weft-Priegnik, Regierungsbezirks — ß * 
Lenzen bis zur Elbe im Anſchluß an die Chauſſee von Lenzen nach Karftäbt 
enehmigt babe, verleihe Ich hierdurch der Stadt Lenzen das Erpropriationdrecht 
Kir ie zu dieſer Chauffee erforderlichen Orums ide, imgleichen das Hecht zur 
Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs - Materialien, nach Maafgabe ber 
für die Staats⸗Chauſſeen beftehenden Vorfchriften, in Bezug auf diefe Straße, 
Jahrgang 1868, (Nr. 7191—7198,) 112 Zu⸗ 


FR 


Zugleich n ex fünftigen chauſſe⸗ ⸗ 
ie 1 des I 
nad) den ð il geltenden Chauffee 
nt Ehen her 

efreiung« jäglichen Vorſchriften 
wie Biefe n angewandt werden, 


Hiecburch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegelb- Tarife vom 29. Februar 
840. angehängten Beftimmungen wegen der Ehauffeepolizei- Vergehen auf die | 
gedachte Straße jur Anwendung fommen, 
Der gögenwättige Erlaß ift durch die Geſeh ⸗ Sammlung zur öffentlichen 
Rd ne 9 1 durch ’ 3 dur fen 
Homburg v. d. Höfe, den 19. Auguft 1868. 


Wilhelm. 


Für den Finanzminifter: 

. Gr. zu Eulenburg. ©r. v. Itzenplitz. 
An den Finanzniniſter und ben Minifter für Handel 
ehe hab öffentliche u 


— —— 


(Nr. 7193.) Allerhöchſter Erlaß vom 23. Auguſt 1868., betreffend die Auflöfung der Kom- 
miffion für den Bau der Heppens- Oldenburger Eifenbahn. 


cch will Sie nad) Ihrem Aintrage vom 19. Auguft d. I. hierdurch ermächtigen, 

die mittelft Meines Erlafjes vom 1. Mai 1865. angeordnete Kommiffion mit ber 

Firma „Köni lie Kommiffion für den Bau ber Heppens Oldenburger Eifenbahn! 

aufzulöfen und bie noch zu erlebigenben Gefchäfte, beziehungsweiſe die Weiter: 
ig berfelßen der ——— ſreltion in Hunnover zu ubetttagen. 
Toblenz, den 23. Auguſt 1868. 


"Wilhelm. 
Gr. v. Igenplig. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 


(Nr. 719) 


I 
- 823 — 


(Nr, 7194.) Statut der Wiefengenoffenfchaft zu Sotzweiler im Kreiſe Ditweiler. Dom 
28. YAuguft 1868, 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen. 2. 


verordnen, auf Grund der $$. 56. und 57. des Geiege® vom 28. Februar 1843. 
Geſetz⸗ Samml. vom jahre 1843., ©. 51.) und des Gefeges vom 11. Mai 
1853. Artikel 2. (Gefeß-Samml. vom Jahre 1853. ©. 182.), nach Anhörung 
der Betheiligten, was —* | 


&.1. 


Die Eigenthümer der in dem Intereſſentenverzeichniſſe des Diigermeiftere 
Merten vom 6. Juni 1867. als betheiligt aufgeführten Grundflüde an ber 
Theel, in ben Ölurgemarfungen 2., 3. und 7. und Diftrilten vor dem Wald, 
in der Erzwies und in der Reitzfurth auf dem Banne non Sofmeiler werben 
Behufs Werbefferung diefer Grundftüde durch Be- und Entwäflerimg zu einer 
Senofjenfchaft unter dem Namen: 


Wiefengenoffenfhaft zu Sogweiler 
mit dem Wohnſiztz bei ihrem jedesmaligen Vorſteher vereinigt. 


g. 2. 


Die Haupt-Be- und Entwäflerungsgräben, die Wehre und Schüben, 
überhaupt alle zur vortheilhaften Beriefelung der Verbandswieſen erforderlichen 
Anlagen werden auf gemeinfcyaftliche Koften des Verbandes gemacht und unter- 
halten, nach einem Plane, welcher durch den beftellten Wieſenbaumeiſter anzu- 
ferfigen und in Streitfällen von der Regierung feftzuftellen fl. 

Die Beſaamung, der Umbau und die Ionftige Unterhaltung der einzelnen 
Wiefenparzellen dur) Planirung, Büngung ze. bleibt den Eigentümern über: 
lafien, jedoch find Ddiefelben gehalten, dabei den Mordnungen des Wieſen⸗ 
vorſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiften; auch können fie die 
Ausführung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Miefenwärter des Verbandes 
für ihre Rechnung übertragen. 


$. 3. 

Die Beiträge zur Anlegung ımd Unterhaltung der gemeinfchaftlichen An- 
lagen werden von den Genojjen nad Verhältniß ihrer beteiligten Flächen auf 
gebracht. 2 *7* 

Der Bürgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 

(Nr. 7194) 112* fett 
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feft und läßt die Beiträge von den Säumigen durch adminiftrative Exekution 
zur Kommunalfaffe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgeführt, unter Lei. 
tung eined MWiefenbaumeifterd; wo es indeſſen zwedmäßig ift, follen die Arbei⸗ 
Ion nah Beflimmung des Borftandes an. den Mindeftfordernden verdungen 
werden. 


Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural. 
leiſtung der Eigenthümer ausführen laſſen. In ſolchen Fällen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, Die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koften des Säumigen machen und 
die Koften von demſelben uch Exekution beitreiben zu laffen. Eben dazu ift 
der Wiefenvorfteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre 
Grundftüde obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben dürfen. 


$. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ıc. muß jeder Wiefengenofie 
ohne Weiteres geftatten und den dazu erforderlihen Grund und- Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. So weit ihm der Werth nicht durch dad an den 
Dammboffirungen und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vor: 
tbeile erfeßt werden folte, iſt Entfhädigung zu gewähren. Streitigkeiten 
ee en mit Ausſchluß des Rechtsweges, fchiedsrichterlich entjchieden 
CII. % J.) 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Miefen- 
verbandes gehört, erfolgt nach den Vorfchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


S. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet won einem 
Miefenvorfteher und zwei MWiefenfchöffen, welche zufammen den Vorſtand bilden. 

Diefelben befleiden ein Ehrenamt. Als er für baare Auslagen und 
Verſäumniß erhält jedoch der Wiefenvorfteher jährlih pro Morgen eine von ber 
Verfammlung der Wiefengenoffen zu befchließende Vergütung. 


$. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wiejengenoffen aus ihrer 
Mitte auf drei Jahre gewählt nebft zwei Stellvertretern für die Wiefenfchöffen. 
Bei der Wahl hat jeder Wiefengenofje Eine Stimme, wer mehr ald einen hal 
ben Morgen im Berbande befigt, bat zwei Stimmen, wer mehr ald Einen 
Morgen befigt, drei Stimmen. 


Der Bürgermeifter beruft die Wahlverfammlung und führt den Borfif 
in derfelben. Er verpflichtet die Gemählten durch Handſchlag an Cibeäflatt, 
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Minderjährige und moralifche Perſonen können durch ihre gejehlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitftimmen. 

Mählbar ift jeder Wiefengenoffe, der den Vollbefit der bürgerlichen Rechte 
nicht durch rechtäfräftiges Erfenntniß verloren Bat. 

Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorfchriften für Gemeindewahlen 
zu beobachten. Ä 

Zur Legitimation des Vorftandes dient da8 vom Bürgermeiſter befchei- 
nigte Wahlprotofoll. 


$. 7. 
Der Miefenvorfteber ift die ausführende Werwaltungsbehörde des Ver—⸗ 
bande8 und vertritt denfelben anderen Derfonen und Behörden gegenüber. 


Er bat indbefondere: 

a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nah dem feitgeftellten 
Bewäſſerungsplane mi Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wiefen- 
baumeifterd zu veranlaffen und diefelbe zu beauffichtigen; 

b) die Beiträge auszufchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzumeifen 
und die Kafjenverwaltung zu repidiren; 

ce) die Voranſchläge und Sjahresrechnungen den Wiefenfchöffen zur Feſt⸗ 
ftellung und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wiefenwärter und die Unterhaltung der Anlagen zu beauffichtigen 
und die balbjährige Grabenfchau im April und November mit den Wiejen- 
ſchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechfel für den Wiefenverband zu führen und die Urkunden 
deffelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen ift die Zu- 
flimmung der Wiefenfchöffen nöthig; 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder de8 Verbandes wegen Verletzung 


dieſes Statutd und der befonderd dazu erlaffenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feftzufegen und zur Kaffe einzuziehen. 


An Bebinderungdfällen läßt fich der Wiefenvorfteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchöffen vertreten. 


$. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wiefen ftellt der Worftand einen 
Miefenwärter auf dreimonatlihe Kündigung an, deflen Lohn die General. 
verfammlung der Genofjen bei der Wahl des Vorflanded ein für alle Mal be. 
ſtimmt. Die Wahl ded Miefenwärterd unterliegt der Beftätigung ded Land- 
rathes. Der Wiefenwärter ift allein befugt p väen und muß fo wäfjern, daß 
alle Parzellen den verhälmigmäßigen Antheil an Waſſer erhalten. Kein Eigen- 
thümer darf die Schleufen öffnen oder zufeßen oder überhaupt die Bewäflerungs- 

(Nr. 7194.) AN 
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anlage eigenmächtig veraͤndern bei Vermeidung einer Konpentionalſteafe von zwei 
Thalern für jeden Kontrapentionsfall. 

Der Wieſenwärter wird ala Feldhüter vereidigt; er muß den Anweſungen 
des Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit Ver— 
weis und Geldbuße bis zu Einem Tpaler beftraft werden, 


§. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Orundgrechbigfeisen oder anderen Ruhungsrechten und über befondere, auf fpe 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte u d Berbindlichfeiten der Parteien entfliehen, 
gehören zur Enticheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewäflerungsplaned durch 
die Regierung (cfr. $. 2.) Mi Anderen bi gemeinfamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgeblige Beeinträchtigung eined oder des anderen Genoſſen 
betreffende Befchwerden von dem Vorſtande unterfucht und entfchieden. 

Segen die Entfcheidung des Worftandes fteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedögericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Befcheided an gerechneh bei dem Wiefenvorfteher angemeldet werden muß. Ein 
—2 Rechtsmillel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil zaͤhlt die 

often. 

Das Schiedsgericht beiteht aus dem Bürgermeifter und zwei Beifikern. 
Die Beiſtitzer nedft ch Erslivertreter für jeden werden or der General: 
verfammlung der Wiefengenoffen auf drei Jahre gewählt. MWählbar ift Jeder, 
der IR ber Gemeinde enge Mohnortes zu den öffentlichen Gemeindeämtern 
wähl ar iſt, mindeftend Einen Morgen Ira befigt und nicht Mitglied des 
Verbandes ift. Sollte hiernach eine Wahl in der Gemeinde Sotzweiler nidt 
erfolgen fünnen, fo kann Diefelbe durch eine Wahl von Einem refp. zwei Mit: 
gliedern aus ber nächft benachbarten Gemeinde ergänzt werden. 

Wenn der VBürgermeifter felbft Mitglied des Werbandes fein follte, fo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unpatrteiifchen 
Vorfigenden des Schjehögerichtd ernennen. Daffelbe kann der Landrath thun, 
wen fonjtige Einwendungen gegen die Perſon des Bürgermeifterd von den Be 
theiligten erhoben werden, welche defjen Urparteilichkeit nach dem Ermeffen des 
Landrathes beeinträchtigen. 


$. 10. 

Wegen der MWäflerungsordnung, der Grabenräumung, der Heumerbung 
und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nongen Bellimmungen 
je treffen und kann deren Uehertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
edroben. 

$. 11. 
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g§. II. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Stantes unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Königlichen Re⸗ 
gierung in Trier als Landespolizeibehörde und von dem Miniſter für die land- 
wirthſchaftlichen Angelegenbeiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Be 
fugniffen, welche den Aufjicdhtöbehörden der Gemeinden zuftehen. 

§. 12. 


Abänderungen des vorftehenden Statuts fönnen nur unter Iandeöherrlichet 
Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 28. Auguft 1868. 
(1. S.) Wilhelm. 


r ben Miniſter fiir die landwirth⸗ urtallan 
si ſchaftlichen Angelegenheiten: Fur den Juftigminifter: 


Gr. zu Eulenburg. v. Roon. 


(Nr. 7194-7195.) | (Nr, 7195.) 


(Nr. 7195.) Allerhöchſter Erlaß vom 31. Auquft 1868., betreffend die Ausdehnung dei 
Bezirks der Handelskammer in Crefeld auf den Bezirk der Gemeinde 
Uerdingen. 


Au uf den Bericht vom 25. Au gut d. J. genehmi ige Ich die Ausdehnung dei 
Bezirks der Handelöfammer in Erefeld auf den Bezirk der Gemeinde Werden en. 
Don den Mitgliedern der Handelöfammer und den Stellvertretern follen fünftig. 
bin mindeftend je einer den Gemeindebezirt Uerdingen angehören. 


Diefer Mein Erlaf ift durch die Gefeg-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 31. Auguft 1868. 
Milbelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





Mebigirt im Büren bes Staats -Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober ⸗ Sofbuchbruderel 
(BR. v, Decker). 





/ 
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Geſetz-Sammlung 
für die 


Rönigliden Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7196.) Konzeſſions ⸗ und Beftätigungs-Urkunde für Die Oberichlefifche Eiſenbahngeſellſchaft, 
betreffend die Ausdehnung ihres Unternehmens auf die Anlage einer 
Eifenbahn von Pofen nad) Thorn mit einer Abgweigung nad) Bromberg. 
Vom 4. September 1868. 


Mir Milbelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem die Oberfchlefifche Eifenbahngefellichaft in ihrer Generalverfamm- 
lung vom 5. Februar Ties beſchloſſen bat, ihr Unternehmen nady Maaßgabe 
des dem Gefeke vom 11. März 1868. beigefügten Vertrages vom 30. November 
1867. (Gefeg-Samml. von 1868. ©. 270. ff.) auf den Bau und Betrieb 
einer Eifenbahn von Pofen nad) Thorn mit einer Abzweigung nad Bromberg 
von einem durch den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten zu 
beftimmenden, nicht füdlicher als afoah oder Inowraclaw belegenen Puntte 
außzudehnen, wollen Wir der gedachten Gefellihaft hierzu Unfere landeöherrliche 
Genehmigung ertheilen und den anliegenden funfzehnten Nachtrag zum Statute 
der perkhleiifchen Eiſenbahngeſellſchaft hiermit beftätigen. 

Zugleich beitimmen Wir, daß die in dem Gefege über die Eifenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen Borfchriften, insbeſondere 
diejenigen über die Crpropriation auf das vorgedadhte Unternehmen einer Eifen- 
Sn von Pofen nach Thorn mit einer Abzweigung nad) Bromberg, Anwendung 

en follen. 

Die — Konzeffiond- und Beftätigungs - Urkunde iſt nebſt dem 
Statutennachtrage durch die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundli unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | | 

. Gegeben Berlin, den 4. September 1868. 


(L.S) Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: Für den Juftigminifter: 
Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. v. Roon, 


+ 





Jahrgang 1888. (Nr. 7198-7197.) 113 Funf⸗ 
Ausgegeben zu Berlin ben 22, September 1868, 
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Funfßzehnter Nachtrag 


zu dem 


Statut der Oberſchleſiſchen Eifenbahngefellfhaft. 


Das Unternehmen der Oberfchlefiichen Eifenbahngefellichaft wird auf die 
Erbauung und den ei einer Non hn San a — —— mit ne 
Abzweii ung — Dromberg aus, gebehnt. 

Nichtung —— beiden Eiſenbahnen iſt durch einen vom 


Handeis üten B lan el⸗ 
—— en ers a bien init ums Ahgarihe werden vr 
beftimmt. 
52. 
. eh neuen Unternchuunnß erforderliche Anlagelapital 
iſt auf En 
nd —— ——— — ehe yadı Ne 

jabe d egehenten ben beſonderen A 

alu —2 liaregierins —— Vertrages 
vom 





(Ne. 7197.) Pebvilegium wegen Emifflen von Priorität «Obligationen der Ohexkciefikhen 
Eiſenbahngeſellſchaft bis zum Betrage von breigehn Millionen Thaler 
Dom 4. September 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König vom Dioufen x. x. 
Nachdem von Seiten ber Dberfäte en —— ellſe 
des in ber Ömeralverfammmhung ie enden ee 1 J 
ien Beſchluſſes, gjowie des — vom mıı. Di 1868, 
ages vom 30. November 1867. (Gefeg- Samml. von 1868. ©. 270. ff.) über bie 
Erbauung und den en ne" Betrieb einer Eifenbahn von Pofen nad) Thom 
nebft einer g nad) Beomberg angetragen worden ift, ihr zu biefem 
—* die Sue einer Anleihe bis zur Höhe von dreizehn Millionen The 


egen Aust auf den * lautender und mit Zinsſcheinen ver⸗ 
— Prioritäts "Oh a ® 


ftatten und Wir zu de . 
unter Dem haigen Datum nfre Gmemigung eielt da, wel 
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Wir in Berüdfichtigung ber Gemeinnützigkeit de8 Unternehmens und in Gemäß. 
heit des $. 2. des Se es vom 17. Juni 1833. durch gegenwärtige Privile— 

zur Kaufen 0 ter Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen Un- 
—— enehmigung ertheilen. 


§. 1. 
Die zu emittirenden Obligationen werben unter fortlaufenden Nummern 
nach dem beigefügten Schema I. unter der Bezeichn : Priorität - Obligationen 
/ des Oberſchleſiſchen Sifenbahngefelihaft Lite H. ofen» Zhorn - Bromberg), 
ſtempelfrei audgefertigt. 
Diefelben zerfallen im: 
4,000 Stüd zu 1000 Rihlr., von a 1-— 4,000, 4,000,000 Rthlr. 
8000 +» zu 500 Br vn J 4,001—12,000, ri 000,000 + 
50,00 * =» 10 0 »123,001-—62,000, + 5,000,000 + 
Summa 13,000,000 Rthlr. 


Jeder Obligation werden Zinskupons für ‚fünf u und ein Talon zur 

ebung fernerer Kupons nad) uf von fünf 3 ren nah ben wei weiter bei- 

A ten Schema8 II. und III. beigefügt. Die Kupons fowie ber Talon wer- 
den alle fünf Jahre auf befonder8 zu erlaffende Bekanntmachung erneuert, 

Auf der Küdfeite der Obligationen wird das gegenwärtige Privilegium 


6. 2. 

Die Prioritäts- Obligationen werden mit vier einhalb Prozent jehrlid 
verginft und die zinfen in balbjährliden Terminen am 1. Januar und 1. Juli 
jeden Jahres in Breslau und h Berlin gezahlt. Zinfen, deren Erhebung inner- 
halb vier Jahren, von dem in dem betreffenden Kupon bezeichneten Zahlungs- 
tage an, nicht gejchehen ift, verfallen zum Vortheil der Gefellf 

Merden lons nicht innerhalb een vom Tage ihrer Fäligkett ab 
zur Srhebun der neuen Kupons benutf w erfolgt die Ausgabe der neuen 
Kupons Kung Talond an bie aba r Sb bigatien en. 


6. 3. 
di d et Ma d 10. de 
e GER, Die Bahfung, ber Binfen ho nah Maaßgabe des $; 5 Ber: 
1) für das erfte $ Prozent die Oberfchlefifche Eiſenbahngeſellſchaft, 
2) für Die weiteren vier Prozent der Staat mit feinen aus dem Mber- 
fchlefifchen Eifenbahn- Unternehmen auflonmmden Sinbtaden.. 


Die an egarante des Staates hört jedoch auf, ſobald bie B ede der 
Brojefticten orn +» Inſterburger Eifenbahn von Thorn bis zum Anſchluß an die 
Oſtpreußiſche Südbahn zehn Jahre hindurch im ieh geweſen fern wird — 


(Nr. 7197.) 
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$. 4. 


Die Inhaber der Priorität8-Obligationen find auf Höhe der darin ver- 
ſchriebenen Beträge Gläubiger der Oberfchlefifchen Eiſenbahngeſellſchaft. Sie 
haben in diefer Eigenjchaft ein unbedingtes Vorzugsrecht vor allen Stammaltien 
und PWriorität8 Obligationen nebft deren Sinfen und Dividenden in Anfehung 
der Poſen⸗Thorn⸗Bromberger Bahn und deren Betriebsmittel. 

Inſoweit nicht der Staat vermöge der von ihm geeiteten Garantie für 
die Zinfen auffommen muß, baben fie auch vor allen Stammaltien der Ober 
fchlefifchen Eifenbabngefellfehaft nebft deren Zinfen und Dividenden in Anfehung 
alles übrigen Geſellſchaftsvermögens das Vorzugsrecht. 

Dagegen bleiben den auf Grund der Allerhöchiten Deoilligungen und 
Privilegien vom 7. März 1843., 8. Februar 1846., 24. März 1851., 24. Mai 
1853., 20. Auguft 1853., 26. Juni 1857., 22. Oftober 1861. und 28. Mai 1866. 
emittirten Nriorität8- Aktien und Obligationen Littr. A. B. C. D. E. F. und G, 
im Gefammtbetrage von 27,396,900 Thalern nebft Zinfen, die denfelben in An- 
ſehung des Geſellſchaftsvermögens eingeräumten Vorzugsrechte vor den auf Grund 
des gegenwärtigen Privilegiums zu emittitenden Prioritätd - Obligationen au 
drüd Id refervirt und nefichert. 

Eine weitere Vermehrung des Gefellfchaftsfapitald durch Emiffion von 
Aktien oder Prioritätd- Obligationen darf hiernächſt nur dann erfolgen, wenn 
den auf Grund des gegenwärtigen Privilegiums emittirten Prioritäts - Obligatio- 
tionen nebft Zinfen das Vorzugsrecht eingeräumt wird. 

Eine Veräußerung der zum Bahnkörper und zu den Dahnhöfen erforder 
lichen, der Geſellſchaft gehörigen Grundftüde ift unftatthaft, jo lange die Priori- 
tat8. Obligationen der gegenwärtigen Emiffion nicht eingelöft oder deren Ein 
löfungsbetrag nicht gerichtlich deponirt if. Diefe Deräuperungsbefchränfung be 
zieht fich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und Bahnhöfe befindlichen 
Srundftüde, auch nicht auf folche, welche innerhalb der Bahnhöfe etwa an den 
Staat oder andere juriftifche Perfonen zu öffentlichen Zwecken abgetreten werden 


möchten. 
$. 5. 


Die Priorität - Obligationen unterliegen der im $. 12. des obengedachten 
Vertrages vom 30. November 1867. Feftgelehten Amortifation, wozu demgemäf 
nach ?ertigftellung der ganzen Bahn abi der über vier einhalb Prozent 
des Anlagelapitald jährlich auffommende Reinertrag der Pofen- Thorn- Brom. 
berger Baͤhnſtrecke bis zur Höhe eines halben Prozents des Anlagelapitald unter 
Zufchlag Det durch die eingelöften Priorität3 - Obligationen erfparten Zinſen ver 
“wendet wird. - 

Die Nummern der biernach in einem Jahre zu amortifirenden Priorität 
Obligationen werden im Juli des folgenden Jahres durch da8 Loos beftimmt 
und fofort öffentlich bekannt gemadıt. | 
| Der Oberjchlefiichen Eifenbahngefellichaft bleibt das Recht vorbehalten, mit 
Genehmigung ded Staatd den Amortifationdfonds zu verftärken und dadurch die 
Tilgung der Vrioritäts. Obligationen zu befchleunigen, wie auch fämmtliche Prio— 
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ritäts⸗Obligationen Littr. H. durch die öffentlichen Blätter mit ſechsmonatlicher 
Stift zu Fündigen und duch Zahlung des Nennwerthes einzulöfen. 


6. 6. 


Die Ausloofung der zu amortifirenden Obligationen gefchieht durch Die 
Königliche Direktion in Gegenwart eines Notar in einem vierzehn Tage vorher 
zur öffentlichen Kenntniß zu dringenden Termine, zu welchem den Inhabern der 
Prioritäts- Obligationen der Zutritt geftattet wird. 


8. 7. 

Die Auszahlung der ausgelooften Prioritäts Obligationen erfolgt an dem 
auf den Ausloofungstermin folgenden 2. Januar in Bredlau und in Berlin nad) 
dem Nominalwertde an die Borzeiger der Obligationen gegen Aushändigung der- 
jelben und der dazu gehörigen noch nicht fälligen Zinskupond. Werden die Kupond 
nicht mit abgelieterh jo wird der Betrag der fehlenden von dem Kapital gekürzt 
und zur Einlöfung der Kupons verwendet. 

Im Uebrigen erlifcht die Verbindlichkeit der Seielihaft zur Verzinfung 
einer jeden Priorität3-Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, in 
welchem diefelbe ausgelooſt und, daß dies gefchehen, befannt gemacht worden ift. 

Die im Wege der Amovrtifation eingelöften Obligationen follen in Gegen- 
wart eines Notard verbrannt und es foll, daß dies gefthehen, durch Die öffent. 
lihen Blätter bekannt gemacht werden. 

Die in Folge der Kapitalrüdforderung von Seiten des Inhabers ($. 8.) 
oder in Folge einer Kündigung $ 5.) außerhalb der Amortifation eingelöften 
Prioritätd-Obligationen kann die Gefellfehaft wieder ausgeben. 


$. 8. 

Die Inhaber der Prioritäts-Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verfchriebenen Kapitaldbeträge anders ald nah Maafgabe der in den 
$$. 5. und 7. getroffenen Beftimmungen zu fordern, ausgenommen: 

a) wenn ein Zindzahlungstermin durch Verſchulden der Eifenbahnverwaltung 
länger ald drei Monate unberichtigt bleibt; 

b) wenn durch Verfehulden der Eifenbahnverwaltung der Transportbetrieb 
auf der Pofen- Thorn -Bromberger Eifenbahn länger als ſechs Monate 
gänzlich eingeftellt geweſen tft; 

c) wenn die im $. 5. feſtgeſetzte Amortifation nicht eingehalten wird. 

In den Fällen ad a. und b. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, fon- 
dern da8 Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer diefer Fälle eintritt, 
zurücdgefordert werden, und zwar: 

zu a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, 
zu b. bis zur Wiederberftellung des unterbrochenen Transportbetriebes. 
(Nr. 7197.) An 
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In dem sub c. gedachten Falle ift eine dreimonatliche Künbigungsfii 
beobachten, auch kann der Inhaber einer Brioritäts-Obligation von GEBETE 
digungsrechte nur innerhalb dreier Monate von den Tage ab Gebrauch machen, 
wo die Zahlung des Amortifationsquantums hätte flattfinden follen. Die Kün- 
digung verliest indeffen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſenbahnverwaltung 
die nicht eingehaltene Umortifation nachholt und zu dem Ende binnen längftens 
dreier Monate nach erfolgter Rünbigumg die Auslooſung der zu amortiſirenden 
Prioritäts-Obligationen nachträglich bewirkt, 


$. 9. | 


Diejenigen Priorität - Obligationen, welche audgelooft cder gekündigt find, 
und, der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht recht. 
zeitig zur Realifirung eingehen, werben während der nächften ehn Jahre von 
der Königlichen Direktion der Oberfchleiifchen Eifenbahn alljährlich) einmal öffent 
lich aufgerufen; gehen fie aber deflen ungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Fahre 
frift nach dem legten öffentlichen Aufruf zur Realifation ein, fo exlifcht ein jeder 
Anſpruch aus derfelben an das Oefekoaftevermögen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gewordenen Prioritäts » Obligationen von der Direktion 
öffentlich bekannt zu made iſt. 


$. 10. 


Die Mortififation angeblich vernichteter oder verlorener Obligationen erfolgt 
im Wege des gerichtlichen Aufgebot? nad) den für das Aufgebot von Privar 
urkunden geltenden gefehlichen Beſtimmungen. 

Zinskupons und Talons fönnen weder aufgeboten, noch mortifizirt werden. 
Demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der Verjährung: 
frift ($. 2.) bei der Königlichen Direktion anmeldet und den ftattgehabten Belik 
glaubhaft darthut, foll nach Ablauf ber Verjährungsfriſt der Betrag ber an 

emeldeten und bis dahin nicht zum Vorſchein gefoinmenen Zinskupons gegen 
uittung ausgezahlt werden. 


$. 11. 


Die in den 8* 5. 6. 7. und 9. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, den Preußiſchen Staats⸗ 
anzeiger oder die Zeitung, die an feine Stelle tritt, und durch eine auswärtige 
Zeitung. | 

Zu Urkund diefed haben Wir das gegenmärtige lanbeaherrlihe Privile⸗ 
gium Allerhöchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Jafioge 
außfertigen lafjen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An— 
fehung ihrer Sefriebigung eine Gewäßrleiflung von Belten des Staats, außer 
der von demfelben übernommenen Zindgarantie, zu geben oder Rechten Dritter 
zu präjudigiren. | Du 

















ni 
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R Das gegenwärtige Privilegium ift durch die Gefeh-Sammlung bekannt zu 
machen. 


Gegeben Berlin, den 4. September 1868. 
(L. S) Wilhelm. 


Für den Finanzminifter: Für den Auftigminifter: 
Gr. zu Eulenburg. Sr. v. Itzenplitz. v. Roon. 


Schema 1. 
Nrioritäts-Obligation. 
Ä | der | 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Littr. H. (Poſen⸗Thorn⸗-Bromberg) 


MM ..... 
über | 
.......... Thaler Preußiſch Kurant. 

Inhaber dieſer Obligation hat auf Hohe des obigen Betrageö von ...... Tha- 
lern Preußiſch Kurant Ant il an dem m Gemaͤßheit des Alerhächften evilegiums, 
Dom . ten nennen .. emittirten Kapitale von 13,000,000 haler Preußisch 
Kurant Kudritits: Öbtigafionen der Oberfchlefifchen Eifenbahngefe Schaft. 

Breslau, den „tm .......... 18.. 


Königliche Direktion der Oberjchlefiichen Eifenbahn. 
(Fakſimile der Unterfchrift zweier Direktionsmitglieder.) 
- Eingetragen im Lagerbuche 18 ..... 


(Trodener Stempel.) Der Hauptkaſſen⸗Rendant. 
(Unteriheift durch Stempel.) 


(Nr, 7197.) Schema IL 
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Geſetz-Sammlung 


für die 


KHoͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— — 


„ed: 


—— Nr 60. — 





(Nr. 7198.) Srivilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt / Aachen zum Betrage von 240,000 Thalern. Bom 14, Muguft 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


ertheilen, nachdem der Oberbürgermeifter und die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
zu Wachen darauf angetragen haben, zum Zweck der Dedung verfchiedener 
außer gewöhnligher Auögaben und Tilgung älterer Stadtfchulden zur Aufnahme 
eines Darlehnd von 240,000 Rthlr., gefchrieben: zweimalhundertvierzig end 
TIhalern, gegen Ausftelung auf den Snaber lautender und mit Zinskupons und 
Talons verjehener Obligationen Unfere landeöherrliche Genehmigung zu ertbeilen, 
und bei diefem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde [pm l als der Gläu— 
biger ſich nichts zu erinnern gefunden bat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes 
vom 17. juni 1833. wegen öltelung von Papieren, welche eine Zahlungs- 
verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenmoärtige® Privilegium 
Unfere landesherrlihe Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen 
unter nachftehenden Bedingungen. M 


6. 1. 

Es werden audgegeben: 

425 Obligationen, jede zu 400 Rthlr., gleih 170,000 Rthlr. 

07000 He 

300 . : +: 10 ⸗ .- 30,00 ⸗ 
in Summa 240,000 Rthlr. 

Diefe Obligationen werden mit vier emhalb vom Hundert jährlich verzinft 
und die Zinfen jedes Jahr am 31. Dezember‘ von der Stadt-NRenteikaffe zu 
Aachen gegen Rüdgabe der auögefertigten Zinskupons gab: Sur. Tilgung 
der Schuld wird jährlich anderthalb Prozent von dem ifalbetrage der aus- 
gegebenen Obligationen nebft den Zinfen der eingelöften Obligationen verwendet, 
10 daß in zweiunddreißfig Jahren die fänmmtlichen Obligationen eingelöft 
fein werden. | Ä 6 

Jahrgang 1868. (Nr. 7198.) 114 Der 


Ausgegeben zu Berlin den 25. September 1868, 





/ 
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Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds zu ver- 
ftärfen und dadurch die Abtragung der Schuld En beichleunigen. 

Den Inhabern der Obligationen fteht fein Kündigungsrecht gegen die 
Stadtgemeinde zu. 


$. 2. 


Zur Leitung der die Ausftellung, Verzinfung und Tilgung der auagage 
benden Obligationen betreffenden Gefchäfte —* eine Kommillion gebildet, be. 


ſtehend aus dem Oberbirgermeifter und zwei von der Stadtverordneten.Berfamm 


lung zu wählenden Mitgliedern. 


6. 3. 

Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern, und zwar bie 
Obligationen zu 400 Rthlr. von 1. bis einfchließlich 425., jene zu 200 Rthlr. 
von 426. bis einfchließlich 625., und endlich jene zu 100 gt Ir. von 626. bi 
925. inkl. nach dem angehängten Schema aus geſtenn von der Kommiſſion 2) 
und dem Stadt⸗Rentmeiſter unterzeichnet und von dem mit der Kontrole be 
auftragten ftädtifchen Sekretariatsbeamten Eontrafignirt. 


6. 4. 
Den Obligationen werden für die nächften 8 Jahre Zinskupons und 
Talons nad) dem angehängten Schema beigegeben. 
Mit Ablauf diefer und jeder folgenden Periode werden, nad) vorheriger 
öffentlicher Bekanntmachung, neue Zindfupond und Talond durch die ftädtifche 





Gemeindelaffe an die Worzeiger der Talond oder, wenn diefe abhanden gefom: 


men fein follten, dem rechtzeitigen Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, und 
daß dies gefchehen, auf den Obligationen vermerft. 

Die Kupond werden mit dem Fakſimile des Oberbürgermeifters und der 
Kommiffion verfehen. Die Talond werden mit dem Faffimile der Kommittirten 
der Stadtverordneten verfehen und von dem Oberbürgermeifter unterfchrieben. 


$. 5. 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung ber Zinskupons der Betrag 
derfelben an den Vorzeiger durch die Stadt-Renteifaffe gezahlt. 


$. 6. 

Die Zinskupons werden ungültig und werthlos, wenn fie nicht binnen 
fünf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung präfentirt werden; die dafür auf 
gr ten Fonds follen nad Beflimmung der ftädtifchen Behörden zu milden 

tiftungen verwendet werden. 
$. 7. 


Die nad) der Beſtimmung unter $. 1. einzulöfenden Obligationen werben 
jährlich durch das Loos beitimmt. Auch behält ſich die Gemeinde das Recht 
DOT, 
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vor, u noch umlaufende Schuldverfchreibumgen zu kündigen, Die aus- 
gelooften,, fowie die gefündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung 
ihrer Nummern und Beträge in angemeffener Friſt vor dem Zahlungstage 
öffentlich bekannt gemacht. 

6. 8. 


Die Verlooſung gefchieht durch die im $. 2. bezeichnete Kommiffion in 
einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu nüingenten Termine, 
zu welchem den Publiftum der Zutritt geftattet ift. Ueber die Verloofung wird 
ein von dern Oberbürgermeifter und den übrigen Mitgliedern der Kommiſſion 
zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen. 


$. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooften Obligationen erfolgt an dem dazu be 
fimmten Tage nad) dem Nominalwerthe duch die Stadt-Renteilaffe an den 
Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derjelben. Mit diefem Tage 
bört die DVerzinfung der außgelooften Obligationen au: Mit legteren find zu- 
gleich Die audgereichten, nach deren Zahlungstermine fällig werdenden Zinskupons 
einzuliefern; gefchieht dies nicht, fo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
von dem Kapitale gekürzt und zur Einlöfung diefer Kupons verwendet. 


$. 10. 


Die Nummern der audgelooften, nicht zur Einlöfung vorggeigten Obli- 
gefionen find in der nach der Beltimmung unter $. 7. jährlich zu erlaffenden 
anntmahung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, 
diefer wiederholten Bekanntmachung ungeachtet, nicht Binnen dreißig Jahren 
nad dem Zahlungdtermine zur Einlöfung vorgezeigt, auch nicht, der Beftimmung 
unter $. 13. gemäß, als verloren oder vernichtet angemeldet, fo bien nach deren 
Ablauf die Obligationen als getilgt angefehen und die Kapitalbeträge derſelben 
zu milden Stiftungen verwendet werden. 


6.11. 


Für die Verzinfung und Tilgung der Schulden haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem gefammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften und fann, 
wenn die Zinfen oder die ausgelooften Obligationen nicht zur rechten Zeit gezahlt 
werden, die Zahlung von den Gläubigern gerichtlicy verfolgt werden. 


§. 12. 


Die in $ 4. 7. 8. und 10. vorgefchriebenen Bekanntmachungen erfol- 
gen durch den Staatdanzeiger, dur) das Amtsblatt der Regierung zu Wachen 
oder den Deffentlichen Anzeiger derfelben, durch die Nachener Seitung und durch 
das Echo der Gegenwart zu Aachen. Sollte im Laufe der Zeit die eine oder 
die andere diefer Zeitungen eingehen, fo bat die Stadtverwaltung zu Wachen 
mit Zuſtimmung der Regierung dasjenige zu Wachen oder auswärts erjcheinende 

(Nr. 7198.) 114*® Blatt 


T 
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Blatt reſp. die Blätter zu beſtimmen melde an Sie Giele ber ausfalienden 
treten, und dieſe Beſtimmung in ortBübli eife öffentlich befannt zu maden. 


6. 13. 
In Anfehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins 
kupons finden die Auf die Staatsfchuldfcheine und deren Zinskupons KB 
habenden Vorfchriften der Verordnung vom 16. juni 1819. wegen des 
gebot8 und der Amoıtifation verlorener oder vernichteter Staatspapiere (8. 1. 
bis 13.) mit nachftehenden näheren Beitimmungen Anwendung: 


a) im hie 1. jener Verordnung gorgefchtiebene Anzeige muß 
dieſes —* enannten Kommiſſion gemacht werden. Die 
Sehen alle —* 9 Pr al beig egt welche nach der angeführten 
Veror ern, zuf ommen; gegen die gungen 
ber nen —* hoch der Rekurs an die Regierung zu Aachen 
17 

b) das im $. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Lant- 
gerichte zu Aachen; 

ec) die in den 66. 6. 9. und 12. derfelben vorgefchriebenen Belamt- 
nadhungen jo en durch die im $. 12. dieſes Privilegii angeführten 
Blätter geſchehen, 

d) an die Stelle der im $. 7. der Verordnung errähnten ſechs Zinszahlungs- 
termine follen vier, und an die Stelle de8 im $. 8. erwähnten achten 
Sinszahlungsterming foll der fünfte treten. 


Zu Urkund diefe und S Sicherheit der Gläubiger haben Wir * 
* ge, durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bri 
—** ic he Privilegium Allerhöchfteigenhändig vollzogen und unter nl 
—5 — Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Se riebigung eine Gewährleiftung von Seiten 
des Staates zu bewilligen oder Rechten er zu präjudiziren. 


Gegeben Wiesbaden, den 14. Auguſt 1868. 
(L. S) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz.“ Gr. zu Eulenburg. 
Zugleid für den Finangminifte. 
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u der ge gen . Bei der Zurüdzablung 


— Mean eb —— 
bis nt .. ’ Yacyener An Bons für Die noch ni 
nebft Anweilung zur Em⸗ S t a d t O b | ı g a ti on —— em 
Fir Die folgende ©erie ..,.:Ehaler Wreuniich Surant bone He biefolgenbe@&k 
(Talon) bier beigefügt. °""" rie zurückgegeben werden. 


Der unterzeichnete Oberbürgermeiſter und die mitunterzeichneten beiden 
Kommittirten der Stadtverordneten der Stadt Aachen urkunden und bekennen 
hiermit, daß der x Inhaber diefer, in Gemäßheit deö Ianbeöberrlichen Drivilegiums 
vom . .............. ausgefertigten Schuldverſchreibung M'..... die Summe 

.................... Thalern, deren Empfang hierdurch von dem unter- 
heichneten Stadt-Rentmeifter befcheinigt wird, an die Stadtgemeinde von Aachen 
zu fordern bat. Die auf vier und eim halbes Prozent feſtgeſetzten Zinfen wer. 
den Ende Dezember jeden Jahres von der Stadt-Renteifaffe bierfelbft gegen 
Nüdgabe der ausgefertigten Zinskupons gezahlt. 

Das Kapital wird, dem feftgeftellten Tilgungöplane emäß, aus dem 
jährlichen Amortiſationsfonds mittelſt Verlooſung in den Sa ahren 186. bis 
infl...... urhgegabli weshalb eine Kündi gung Seiten? des Gläubigers nicht 
uläffig if. Für Sigerfeit des Kapitals und der Zinfen haftet das Ge- 
\ammstvermögen der Stadt. Diejenigen Sinfen, welche nicht in den nächften 
fünf Jahren, nachdem fie verfallen waren, erhoben worden, find der Stadt 
verfallen und follen J milden Zwecken verwendet werden. 


Aachen, den .Pten ............. 18.. 

Der Oberbürgermeifter. Die Kommittirten Der Stabt-Rentmeifter. 
(Unterfchrift.) der Stadtverordneten. (Unterfchrift.) 
(Unterfchriften.) 

Rontrafignirt 
N. N. 
Müuͤckſeite.) 
Privile ium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
dach chen im Betrage von 240,000 Thalem. Vom ................ 


(Folgt der Ubdrud des Privilegiums.) 


(Nr. 7198.) ine 


— 82 — 

Sinfen pro 18... .. Thlr. .. Spr. 

..ter Kupon 
zur 

Aachener Stadt-Obligation 
sub M..... de 1868, 
über ..... Thaler Preußiſch Kurant. 
Inhaber dieſes empfängt am 31. Dezember 18.. an Zinſen der vor 
genannten Obligation au8 der Uachener Stadt» Renteitaffe ................... 
Preußiſch Kurant. 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn der Geldbetrag deſſelben nicht bi 
zum 1. Januar 18.. erhoben ift. 


Aachen, den ..ten ............... 18.. 





Der Oberbürgermeifter. Die Kommittirten der Stadtverordneten. 
(Fakſimile.) (Fakſimilia.) 


Mit dieſem Talon ſind ‚die ic Sinetupon⸗ der erften 
Serie pro ..... bis infl. ..... ausgehändigt 


a 
TZalon 


zur 


Obligation der Stadt Aaden 
sub M'..... de 1868. 


Inhaber dieſes empfängt im Monat Januar 1876. bei der hieſigen 
Stadt-Renteilafje die neue Serie der Zindfupond zur vorbegeichneten Obligation 


de 1868. über .................... Thaler Preußiſch Kur 
Aachen, den ..ten ........... 18.. 
Der Oberbuͤrgermeiſter. Die Kommittirten der Stadtverordneten. 
(Unterfchrift.) (Fakſimilia.) 





(Nr. 71%.) 
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(Nr. 7199.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis ˖ Obligationen 
des Kreiſes Löbau, im Regierungsbezirt Marienwerder, zum Betrage von 
20,000 Thalern. Vom 17. Auguſt 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des Kreifes Löbau, im Regierungsbezirk 
Marienwerder, auf dem Kreistage vom 28. November 1867. befchloffen worden, 
die zur unentgeltlihen Hergabe des innerhalb der Grenzen ded Kreiſes belegenen 
Grund und Bodens für die Thom - Infterburger Eifenbahn an den Staat erforder- 
lihen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu bejchaffen, wollen Wir auf den Antrag 
der gedachten Kreisftände: zu diefem Zwede auf jeden Inhaber lautende, mit Zins- 
kupons verfebene, Seitend der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem an- 
genommenen Betrage von 20,000 Thalern außftellen zu dürfen, in Gemäßheit 
des $. 2. des Gefehed vom 17. unit 1833. zur Ausftellung von Sligationen 
zum Betrage von 20,000 Thalern, in Buchftaben zwanzig Taufend Shalern, 
welche in folgenden Apoints: 

10 Stüd zu 1000 Thaler = 10,000 Rthlr. 
10 s 8 500 ⸗ = 5 ,0 9 s 
30 + :» 00 +: = 3000 ⸗ 
40 ⸗ s 50 8 = 2,000 s 


20,000 Rthlr. 


nach dem anliegenden Schema ausyufertigen mit Hülfe einer Kreisfteuer mit fünf 
/ Nrozent jährlih zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftimmenden 

Folgeordnung jährlih vom Jahre 1870. ab mit wenigſtens jährlih Einem und 
einem halben Prozent des Kapitald und dem Betrage der durdy die fortfchreitende 
Amortifation erfparten Zinfen zu filgen find, durch gegenwärtiged Privilegium 
Unfere landeöherrlihe Genehmigung mit der rechtlichen rung ertbeilen, daß 
ein jeder Inhaber diefer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
Uebertragung des Eigenthumd nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Brivilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch [is die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitend des Staatd nicht übernommen wird, ift durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

en Su unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und beigedrudtemn 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguft 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenpliiz. Gr. zu Eulenburg. 
Zugleich für den Finanzminiſter. 


(Nr. 7199.) Pro- 
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An dem sub c. gedachten Falle ift eine breimonatliche Klindi 1 
beobachten, auch kam der Inhaber einer Prioritäts-Obligation von BT 
digungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch machen, 
100 die Zahlung de8 Amortifationgquantums hätte flattfinden follen. Die Kün— 
digung verliert indeffen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eifenbahnvenwaltung 
die nich eingehultene Umortifation nachholt und zu dem Ende binnen längftend 
dreier Monate nach erfolgter Ründigumg die Audlsofung der zu amortiſirenden 
Prioritäts-Obligationen nachträgli bewirkt, 


$. 9. 


Diejenigen Wrioritäts - Obligationen, melche auagelooft oder gekündigt find, 
und, der Bekanntmachung durch die öffentlichen Blätter ungeachtet, nicht recht⸗ 
zeitig zur Nealifirtung eingehen, werden während der nächiten zehn Jahre von 
der Königlichen Direktion der Oberfchleitfchen Eifenbahn alljährlidy einmal öffent. 
lich aufgerufen; gehen fie aber deflen ungeachtet nicht fpäteftend binnen Jahres— 
frift nah) dem legten öffentlichen Aufruf zur Realifation ein, fo erlifcht ein jeder 
Anſpruch aus derfelben an das Gefelffchaftövermögen, was unter Angabe der 
Nummern der werthlos gemordenen Wrioritätd » Obligationen von der Direktion 
öffentlich bekannt zu made iſt. 


$. 10. 


Die Mortifitation angeblich vernichteter oder verlorener Obligationen erfolgt 
im Wege des gerichtlichen „tufgebotg nad) den für das Aufgebot von Privat. 
urkunden geltenden gefehlichen Beitimmungen. 

Zinskupons und Talond können weder aufgeboten, noch mortifizirt werden. 
Demjenigen, welcher den Berluft von Zinskupons vor Ablauf der Verjährungs- 
friſt 2.) bei der Königlichen Direktion anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
glaubhaft darthut, foll nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ar 

emeldeten und bis dahin nicht zum Worfhein gekommenen Zinskupons gegen 
uittung ausgezahlt werden. 


$. 11. 


Die in den * 5. 6. 7. und 9. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen erfolgen durch zwei Breslauer Seihungen ‚ den Preußifchen Staats: 
ne oder die Zeitung, die an feine Stelle tritt, und durch eine ausmärtige 

eitung. 

Su Urkund diefes haben Wir da8 gegenwärtige Ianbesherrliche Privile⸗ 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Jnfiege 
auöfertigen lafjen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in An— 
fehung ihrer Defeiebigung eine Gewährleifiung von Seiten des Staats, außer 
der von demfelben übernonnnenen Zindgarantie, zu geben oder Rechten Dritter 
zu präjudiziren. | Das 
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& Das gegenwärtige Privilegium ift durch die Gefeg-Sammlung bekannt zu 
machen. 


Gegeben Berlin, den 4. September 1868. 
(L. S) Wilhelm. 


Für den Finanzminifter: Für den Juſtizminiſter: 
Gr. zu Eulenburg. Sr. v. Itzenplit. v. Roon. 


Schema 1. 
Vrioritäts-Obligation 
| der 
Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Littr. H. (Pofen » Thorn = Bromberg) 


über 


.......... Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat auf Höhe des obigen Betrages von ...... Tha 
lern Preußiſch Kurant Antheil an dem m Gemäßbeit des Aerhächften vilegiums. 


vom ..tn een 18.. emittirten Kapitale von 13,000,000 Thaler Preufifch 
Kurant Scioritäl. » Obligationen der Oberfchlefifchen Eifenbahngefe ſchaft. 
Breslau, den ..ten .......... 18.. 


Königliche Direktion der Oberichlefiichen Eifenbahn. 
(Faffimile der Unterſchrift zweier Direktionsmitglicher.) 
- Eingetragen im Lagerbudhe 8 ..... 


(Trodener Stempel.) Der Hauptkaſſen ⸗ Rendant. 
(Unterfcheift durch Stempel.) 


(Nr. 7197.) Schema II. 


— — — — — 
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Schema II. 


Talon 


zu der 


Privrität3-Obligation der Oberſchleſiſchen Eifenbahngefellichaft 
Littr. H. (Pofen= Thorn = Bromberg) 
A 


Inhaber dieſes Talond empfängt gegen defien Rüdgabe, wodurch er zu 
leich über ben n Empfang der felgenben erie der inshupond quittirt, binnen 
ahresfriſt, vom ............... ab, an den durch öffentliche un 

bezeichneten Stellen die Serie der Zinskupons für die Jahre ..... biß ..... 
ofern nicht von dem Inhaber der obligation bei der untergeichneten Direktion 
rechtzeitig Widerfpruch Dagegen erhoben wird 

Breslau / den ..ten 


.......... 18.. 


Königlihe Direktion der Oberſchleſiſchen Eifenbahn 


(Unterfärift in Fakfimile.) 
(Trodener Stempel.) 


.. Sgr. 2... Pf. Seriel. A 1. 
Eriter Zinstupon 


für Die 


Drigritäts - Obligation der Oberſchleſiſchen Eifenbahngefellfchaft 
. Littr. H. (Pofen » Thorn = Bromberg) 
| A 


.v.......,.2. 


Sildergrofchen hat Inhaber diefed Kupons vom 
b auß der Saite der Oberfchlefifchen Sienbahn und an 
den durch öffentliche Befanntmachung bezeichneten Stellen zu erheben 

Breslau, den ..ten 


.......... 18.. 
Trockener Stempel.) 


us or 290 0 0 098 909096 


Königliche Direktion der Oberfchlefifchen Eiſenbahn 
(Unterfrift in Fakſimile.) 
Verjährt am 


(Beieh-Sammi. für 1868. ©. . 





Nedigirt im Bureau des Staats: Minifterkums 





Berlin, gebrudt In der Königlichen Geheimen Ober druderel 
Zu: R om Br Bofbuch 
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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr 60. — 





(Nr. 7198.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt / Aachen zum Betrage von 240,000 Thalern. Vom 14, Auguſt 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


ertbeilen, nachdem der Oberbürgermeifter und die Stadtvetordneten-Berfammlung 
zu Aachen darauf angetragen haben, zum Zweck der Dedung verichiebener 
außer getwöhnligjer Auegaben und Tilgung älterer Stadtſchulden zur Aufnahme 
eine8 Darlehns von 240,000 Rthlr., gefchrieben: zweimalbundertvierzig Taufend 
Thalern, gegen Ausftellung auf den Inhaber lautender und mit Zindfupond und 
Talons verfehener Obligationen Unfere landedherrliche Genehmigung zu ertbeilen, 
und bei diefem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde [pm l als der Gläu— 
biger ſich nichts zu erinnern gefunden bat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. wegen Ausftellung von Papieren, welche eine Zahlungs: 
verpflichtung an jeden Snbaber enthalten, durch gegenwärtige Privilegium 
Unfere landeöherrlihe Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obligationen 
unter nachftehenden Bedingungen. 


G. 1. 
Es werden audgegeben: 
425 Obligationen, jede zu 400 Rthlr., gleich 170,000 Rthlr. 
FTIR 7 a? 1 1 TR 
300 ⸗ : : 100 ⸗ - 30,000 ⸗ 
in Summa 240,000 Rtblr. 


Diefe Obligationen werden mit vier einhalb vom Hundert jährlich verzinft 
und die Zinfen jedes Jahr am 31. Dezember‘ von der Stadt-Nenteilaffe zu 
Aachen gegen Rüdgabe der audgefertigten Zinskupons geacbt: Sur Xilgung 
der Schuld wird jährlich anderthalb Prozent von dem aptbalbetvage der auß- 
egebenen Obligationen nebft den Zinfen der eingelöften Obligationen verwendet, 
h daß in zmweiunddreißig Jahren die färnmtlichen Obligationen eingelöft 
fein werden. | Ä Ä ' 

Jahrgang 1868. (Nr. 7198.) 114 Der 


Ausgegeben zu Berlin den 25. September 1868. 


/ 
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Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds zu ver- 
ftärfen und dadurch die Abtragung der Schuld zu befchleunigen. 
Den Inhabern der Obligationen fteht fein Kündigungsrecht gegen die 
Stadtgemeinde zu. 
$. 2. 


Zur Leitung der die Ausftelung, Verzinfung und Tilgung der zunzuge 
benden Obligationen betreffenden Gefchäfte ich eine Kommiſſion gebildet, de 
ftehend aus dem Oberbürgermeifter und zwei von der Stadtverordnneten-Verfamm- 
lung zu wählenden Mitgliedern. 


$. 3. 


Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern, und zwar die 
Obligationen zu 400 Rthlr. von 1. bis einfchließlich 425., jene zu 200 Rthlr. 
von 426. bis einfchließlih 625., und endlich jene zu 100 Kt Ir. von 626. bi8 
925. inkl. nach den angehängten Schema außgefteit , von der Kommiffion 6 2.) 
und dem Stadt-Rentmeifter unterzeichnet und von dem mit der Kontrole be 
auftragten ftädtifchen Sefretariatsbeamten Eontrafignitt. 


§. 4. 


Den Obligationen werden für die nächften 8 Jahre Zinskupons umd 
Talons nad) dem angehängten Schema beigegeben. 

Mit Ablauf diefer und jeder folgenden Weriode werden, na vorheriger 
öffentlicher Bekanntmachung, neue Zinskupons und Talond durdy die ftädtijche 
Gemeindefaffe an die Vorzeiger der Talond oder, wenn diefe abhanden gefom- 
men fein follten, dem re heiligen DBorzeiger der Obligationen audgereicht, und 
daß dies gefchehen, auf den Obligationen vermerkt. 

Die Kupond werden mit dem Fakſimile des Oberbürgermeifterd und der 
Kommiffion verfehen. Die Talond werden mit dem Fakfimile der Kommittirten 
der Stadtverordnneten verſehen und von dem Oberbürgermeifter unterfchrieben. 


S. 5. 


Vom Verfalltage ab wird gegen uölieferung der Zinskupons der Betrag 
derfelben an den Vorzeiger durch die Stadt-Renteilafje gezahlt. 


$. 6. 

Die Zinskupons werden ungültig und wertblo8, wenn fie nicht binnen 
fünf Jahren nach der Verfallgeit zur Zahlung präfentirt werden; die dafür aus 
ge ten Fonds follen nach Beſtimmung der ftädtifchen Behörden zu milden 

tiftungen verwendet werden. 
$. 7. 


Die nad der Beftimmung unter $. 1. einzulöfenden Obligationen werden 
jährlich duch) da8 Loos beftimmt. Auch behält fich die Gemeinde dad Recht 
dot, 
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vor, färmutliche noch umlaufende Schuldverfchreibungen zu kündigen. Die aud- 
gelooften, jowie die gerünbigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung 
ihrer Nummern und Beträge in angemeflener Friſt vor dem Zahlungstage 
öffentlich bekannt gemadht. 

$. 8. 


Die Verloofung gefhieht durch die im $. 2. bezeichnete Kommiſſion in 
einem vierzehn Tage vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, 
zu welchem den: Publikum der Zutritt geftattet ift. Ueber die Verloofung wird 
ein von dem OÖberbürgermeifter und den übrigen Mitgliedem der Kommiffion 
zu unterzeichnended Protofoll aufgenommen. 


$. 9. 


Die Auszahlung der audgelooften Obligationen erfolgt an dem dazu be- 
fiimmten Tage nad) dem Nominalwerthe durch die Stadt-Renteikaffe an den 
Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derfelben. Mit diefem Tage 
bört Die DVerzinfung der audgelooften Obligationen uf Mit lekteren find zu- 
gleich die ausgereichten, nach deren Zahlungdtermine fällig werdenden Zinskupons 
einzuliefern; gefchieht dieß nicht, fo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons 
von dem Kapitale gekürzt und zur Einlöfung diefer Kupons verwendet. 


$. 10. 


Die Nummern der auögelooften, nicht zur Einlöfung vorgeeigten Obli—⸗ 
ationen find in der nach der Beſtimmung unter $. 7. jährlich zu erlaffenden 
eTanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, 

diefer wieberholten Bekanntmachung ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren 
nach dem Zahlungdtermine zur Einlöfung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimmung 
unter $. 13. gemäß, als verloren oder vernichtet angemeldet, fo ſollen nad) deren 
Ablauf die Obligationen als getigt angefehen und die Kapitalbeträge derfelben 
zu milden Stiftungen verwendel werden. 


§. 11. 


Für die Verzinfung und Tilgung der Schulden haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem nt en Vermögen und ihren fammtlichen Einkünften und fann, 
wenn die Sinfen oder die außgelooften Obligationen nicht zur rechten Zeit gezahlt 
werden, die Zahlung von den Gläubigern gerichtlich verfolgt werden. 


12 


Die in $ 4. 7. 8. und 10. vorgefchriebenen Bekanntmachungen erfol- 
gen durch den Staatdanzeiger, durch das Amtöblatt der Regierung zu Wachen 
oder den Deffentlicyen Anzeiger derfelben, durch die Aachener Seitung und durch 
da8 Echo der Gegenwart zu Wachen. Sollte im Laufe der Zeit die eine oder 
die andere diefer Zeitungen eingehen, fo hat die Stadtverwaltung zu Wachen 
mit Zuftimmung der Regierung dasjenige zu Aachen oder auswärtd erjcheinende 

(Nr. 7198.) 114* Blatt 
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Blatt reſp. die Blätter zu beſtimmen an bie Stelle der ausfalienden 
treten, und Biefe Beliommung in ortBülicher Weife Öffentl betannt zu made 


$. 13. 


An Anfehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins 
fupond finden die auf die Staatöfchuldfcheine und deren Zinsfupond Be 
babenden Vorfchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Auf: 
gebot8 und der Amportifation verlorener oder vernichteter Staatspapiere (68. 1. 
bis 13.) mit nachftehenden näheren Beitimmungen Anwendung: 

a) die im 6. 1. jener Verordnung vorgefchriebene Anzeige muß der im 
$. 2. dieſes Privilegii genannten Kommiffion gemacht werden. Diefer 
werden alle diejenigen Figeſ beigelegt, welche nach der angeführten 
Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfügungen 
—F Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an die Regierung zu Aachen 


b) das im 6.5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Land: 
gerichte zu Aachen; 

c) ad den Fr 6. * und 12. eh Pr eiöhtiebenm Bekannt. 
machungen follen dur die im $. 12. dieſes Privilegii angeführten 
Blätter gejchehen; 

d) an die Stelle der im $. 7. der Verordnung erwähnten ſechs Zinszahlung?- 
termine follen vier, und an die Stelle ded im $. 3. erwähnten achten 
Zinszahlungstermins foll der fünfte treten. 

Zu Urkund diefes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir da3 
enswärtige, durch die Gejeß- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringende 
In Trivilegium Auleböchfteigenhändig vollzogen und unter Unteren 
Königlichen Inge ausfertigen lafjen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Defriebigung eine Gewährleiftung von Seiten 
des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 
Gegeben Wiesbaden, den 14. Auguſt 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz.“ Gr. zu Eulenburg. 
Zugleih für den Finangminifte. 


Zu 
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zu der gegenwärtigen . Bei der Zurüdzahlung 
bligation —* die Zind- | „Ye .......... des Kapitals müffen au- 
kupons der erſten Serie _ BerdieferObligation auch 
„pm 18. Ancener ale ausacänbige Au 
is infl. 18.. it; ' ‘ verfallenen Zinfen neb 
nebft Anweilung zur Em⸗ S ta d t— O b | g a ti on —— Ne Em 
iangnabmt ber upon über nn Zinefu- 
ie folgende Serie pons für die folgende Se- 
(Talon) bier beigefügt. """"" Thaler Preufifch Kurant. tiequrücgegeben werden. 


Der unterzeichnete Oberbürgermeifter und die mitunterzeichneten beiden 
Kommittirten der Stadtverordneten der Stadt Wachen urkunden und befennen 
hiermit, daß der Inhaber diefer, in Gemäßheit des Iandeöherrlichen Privilegiums 
vom ............... ausgefertigten Schuldverſchreibung M· .... die Summe 
von .................... Thalern, deren Empfang hierdurch von dem unter 
zeichneten Stadt-Rentmeifter befcheinigt wird, an die Stadtgemeinde von Aachen 
zu fordern bat. Die auf vier und ein halbes Prozent feftgefehten Sinfen wer. 
den Ende Dezember jeden Jahres von der Stadt-Renteifaffe hierfelbit gegen 
Nüdgabe der audgefertigten Zinsfupond gezahlt. 

Das Kapital wird, dem feftgeftellten Tilgungsplane gemäß, aus dem 
jährlichen Amortifationsfondse mitteljt Verlooſung in den jahren 186. bis 
imfl...... zurüdgezahlt, weshalb eine Kündigung Seitens des Gläubigerd nicht 
uläffig ift. Für die Sicherheit des Kapitals und der Zinſen baftet dad Ge- 
—— — der Stadt. Diejenigen Zinſen, welche nicht in den nächſten 
fünf Jahren, nachdem fie verfallen waren, erhoben worden, find der Stadt 
verfallen und follen zu milden Sweden verwendet werden. 


Aachen, den . ten .............. 18.. 

Der Oberbürgermeifter. Die Kommittivten Der Stadt-Rentmeifter. 
(Unterferift.) der Stadtveroröneten. (Unterfchrift.) 
(Unterfchriften.) 

Kontrafignirt 
Muͤckſeite.) 
Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
laden im Betrage von 240,000 Thalern. Vom ................ 


(Folgt der Abdrud de8 Privilegiums.) 


(Nr. 7198.) Sins 
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Binfen pro 18.., .. Thle. .. Ser. 


ter Rupon 


zur 
Aachener Stadt-Obligation 
sub M' ..... de 1868. 
über ..... Thaler Preußiſch Kurant. 
Inhaber dieſes empfängt am 31. Dezember 18.. an Zinſen der vor- 
enannten Obligation au8 der Aachener Stadt- Renteikaffe ....... ........... 
—* Kurant. 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn der Geldbetrag deſſelben nicht bis 
zum 1. Januar 18.. erhoben ift. 


Aachen, den . tm .............. 18.. 


Der Oberbürgermeifter. Die Kommittirten der Stadtverordneten. 
(Fakſimile.) (Fakſimilia.) 


Mit dieſem Talon find die Zinskupons der erſten 
Serie pro ..... bis infl. ..... ausgehändigt 


worden. 
TZalon 


zur 


Obligation der Stadt Aaden 
sub M' ..... de 1868. 


Inhaber dieſes empfängt im Monat Januar 1876. bei der hieſigen 
Stadt» Renteifaffe die neue Serie der Zindfupons zur borbegeichneten Obligatton 


de 1868. über .................... Thaler Preußiſch Kur 
Aachen, Den ..ten ............ 18.. 
Der Oberbürgermeifter. Die Kommittirten der Stadtverordneten. 
(Unterichrift.) (Fakfimilia.) 





(Nr. 719.) 
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(Nr. 7199.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreiß-Obligationen 
des Kreifed Löbau, im Regierungobezirk Darienwerder, zum Betrage von 
20,000 Thalern. Bom 17. Auguft 1868. 


Mir Milhelm, von Gotte8 Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreißftänden des Kreifes Löbau, im Regierungsbezirk 
Marienwerder, auf dem Kreidtage vom 28. November 1867. befchlofjen worden, 
die zur unentgeltlichen Hergabe des innerhalb der Grenzen ded Kreifes belegenen 
Grund und Bodens für die Thorn» Snfterburger Eifenbahn an den Staat erforder- 
lichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beichaffen ‚, wollen Wir auf den Antrag 
der gedachten Kreiäflände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zind- 
kupons verfehene, Seitens der Gläubiger unfündbare Obligationen zu dem an- 
enommenen Betrage von 20,000 Thalern außftellen zu dürfen, in Gemäßheit 
de8 6. 2. des Gefeted vom 17. uni 1833. zur Ausftellung von Sbligationen 
zum Betrage von 20,000 Thalern, in Buchſtaben zwanzig Taufend Thalern, 
welche in folgenden Apoints: 

10 Stüd zu 1000 Thaler = 10,000 Rthlr. 

0: »: 50»: = 500 » 

30 +» «<< 10 +: = 300 « 
0 »:» «50 +: = 23000 » 


nach dem anliegenden Schema außgufertigen ‚, mit Hülfe einer Kreiöfteuer mit fünf 
/ —5— 44 zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
olgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigſtens jährlich Einem und 
einem halben Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die fortſchreitende 
Amortiſation erſparten Zinſen zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium 
Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Siung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
Uebertragung des Sigenldums nachweiſen zu Dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurd) [ür die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens des Staatd nicht übernommen ‚wird, ift durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
—— unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Homburg v. d. Höhe, den 17. Auguſt 1868. 


(L.S) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Zugleich für den Finanzminiſter. 


(Nr, 7199.) Pro . 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Dbligafign 


des 
Kreiſes Lobau 
Littr. ..... Me... 
über 
............... Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterm ............. landesherrlich beſtätigten Kreistagsbe⸗ 


ſchluſſes vom 28. November 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 20,000 
Thalern bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Kreife 

Löbau Namend des Kreifes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens de 
Gläubigers unfündbare Verfchreibung zu einer Schuld von ..... Thalern Preußiſch 
Kurant nach dem beftehenden Münzfuße, welche für den Kreis kontrahirt worden 
und mit fünf Prozent jäbrlich zu verzinfen iſt. 

Die üczaklun er ganzen Schuld von zwanzig Taufend Thalern ge 
fhieht vom Jahre 1870. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten 
Tilgungsfonds von wenigftend Einem und einem halben Prozent des Kapitald 
—5 — und dem Betrage der durch die fortſchreitende Amortiſation erſparten 

inſen. 

ſ Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate April jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Til ungöfonde u größeren Sueloofungen zu verftärfen, fowie ſämmtliche nod 
umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die ausgelooften, fowie bie 
gefimbigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchitaben, 

ummern und Beträge, fowie ded Termin, an welchem die Rückzahlung erfolgen 
— öffentlich befannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt drei Monate vor 
em Sab ungötermine in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Marienwerder und dem Kreiöblatte des Kreiſes Löbau. 
Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
ed in 2 Terminen, am 1. wir und am 1. Oftober, von beute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährli in gleicher Münzforte mit jenem verzinfet. 

Die —— F der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen ie Rüd- 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweife diefer Schuldverf teibung, 
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bei der Kreis⸗Chaufſeebaukaſſe in Neumark, und zwar auch in der nad) dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme ded Kapital präfentirten Schulbverfehreibum 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüd- 
zuliefern. Für die eehlenden Sinsfupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rüdzahlungdtermine nicht erhoben werden jorie die innerhalb vier Jahren, vom 
all un an gerechnet, nicht erhobenen Sinfen, verjähren zu. Gunften 

ed Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verfchreibungen erfolgt nad Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtordnung Theil I. 
Titel 51. c 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Löbau. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc, foll 
demjenigen, welcher den Berluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der streiverwallung anmeldet und den fiattgehahten Befik 
der Zinskupons durch Vorzeigung ber uldverſchreib oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, na blauf der Verjährun sfrift der Eng, ver an. 
Hg und bi8 dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung aus: 
g werden. 

Mit pieler Schuldverfchreibung find ........ balbjährige Zinstupons bis 

Schlufje ded Jahres ..... audgegeben. Für die weitere Zeit werden ins» 
—* auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Chauſſee⸗ 
baukaſſe zu Neumark gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei- 
edrudten Talond. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen 

inöfupond- Serie an den Inhaber der Schulbvertehreibung, fofern deren Vor- 
zeigung rechtzeitig geſchehen ift. 

Zur Siqher hein der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 

‚„Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. | 


Die ftändiihe Kommiſſion für den Chauffeebau im Kreife Löbau. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7199.) 115 Pro⸗ 


m — 


Provinz Preußen, KRegierungsebezirk Marienwerder. 


Zinskupon 
| zu der 
Rreis-Obligation des Kreiſes Lobau 
Littr....... A... 
über...... Thaler zu Fünf Prozent Sinfen 
..... Thaler ..... ESilbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rüdgabe am 
.ten ......... nd —* vie inſen der vor nannten Kreis⸗ Obligation für 
das Halbjahr vom ............ BB ........... mit (in Buchflaben) ..... 
Thalern ..... Silbergrofiben bei her Kreis-Chaufjeebaufaffe zu Neumark. 
Neumark, del . tm .......... 18.. 


Die Chauffeebau - Kommiffion des Kreifes Löbau. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn defien 
Gelbekrap nicht innerhalb vier Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Schluffe des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. | | 


Provinz Preußen, Regierungsbezirt Marienwerder. 


TZalon 


zur 
Krei8.Obligation des Kreifed Lobau. 


Der nhaber diefed Talond empfängt gegen deſſen Rüdgabe zu der Oblig«- 
tion des a aha mpfängt gegen deſſ gadez 3 | 
Littr...... Ro... über ..... Thaler ..... Prozent Zinfen 
die ..te Serie Zindfupond für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis 
Chauffeebaufaffe ; u Neumark, infofern Seitens des als folchen Tegitimirten In⸗ 
habers der —2B vorher kein Teile Widerſpruch dagegen eingegangen iſt. 

Neumark, den . tm ........ 


Die Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreifes Löbau. 








(Nr. 7200.) 
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(Nr. 7200.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. September 1868., betreffend die Genehmigung jur 
Herftellung einer Eifenbahn von der Concordia- Hütte bei Bendorf nad) 
dem Bahnhofe der rechtsrheiniſchen Eifenbahn zu Engers. 


ch will nach Ihrem Antrage vom 28. Auguft d. J. zu der von den Gebrüdern 
Loffen auf der Concordia. Hütte bei Bendorf, im Kreife Coblenz, beabfichtigten 
Anlage einer für den Lofomotivbetrieb einzurichtenden Eifenbahn von dem genannten 
Syüttenmwerte nach dem Bahnhofe der rechtörheinifchen Eifenbahn zu Engers hierdurch 
eine Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, daß anderen Unternehmern 
fowohl der Anſchluß an die neue Bahn mittelft Zweigbahnen, ald auch die Be- 
nutung der erfteren gegen zu vereinbarende, eventuell von Ihnen feftzufeßende 
Stacht» oder Bahngeldfäge vorbehalten bleibt. „ Zugleidy beſtimme Ich bei Rück— 
gabe des Situationdpland, daß die in dem Geſetze über die Eifenbahn- Unter- 
nehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Borfchriften, indbe- 
fondere diejenigen über die Exrpropriation und da8 Recht zur vorübergehenden 
Benutung fremder Grundftüde, auf das Unternehmen Anwendung finden follen. 
Diefer Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 2, September 1868. 
Milhelm. 
Gt. v. Itzenplitz. 
An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7201.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung ber Abänderungen 
der 66. 20. und 24. des Statuts der Bergbau - Altiengefellihaft Pluto 
zu Efjen in der Rheinprovinz. Vom 14. September 1868. 


Da Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchiten Erlaſſes vom 4. September 
d. J. die von dem Berwaltungdrathe der Bergbau» Aktiengefellihaft Pluto zu 
Eifen in der Rheinprovinz in dem notariellen Protokolle vom 28. Mai d. J. 
verlautbarten Abänderungen ber $$. 20. und 24. des Gefellihaftsftatuts zu 
genehmigen gerubt. Der Allerhöchſte Erlaß nebft den genehmigten Statutänderun- 
gen wird durch da8 Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Düffeldorf bekannt 
gemacht werden. 


Berlin, den 14. September 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Mofer. 





(Nr. 7200-7202.) (Nr. 7202.) 
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(Nr. 7202.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoöͤchſte Genehmigung des von der Glad⸗ 


bacher Aktiengeſellſchaft für Druckerei und Appretur in der Beneralver- 


ſammlung vom 19. März 1868. beſchloſſenen zweiten Statutnachtrages. 
Vom 15. September 1868. 


Nas Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchften Erlaffes vom 4. September 
1868. den zweiten Sratutnachttag, welcher von der Beneralverfammlung der 
Gladbacher Aftiengefellichaft für Druderei und Appretur am 19. März d. 5. 
befchloffen worden ift, zu genehmigen gerußt. | 


Der Werhöchfte Erlaß nebft dem Statutnadhtrage wird durch das Amts- 
blatt der Königlichen Regierung zu Düffeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 15. September 1868. 


Der Minifter fin Sandel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Mofer, 





Rebigirt im Büreau bes Staats⸗Niniſteriums. 
Berlin, gedrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Gofbuchbruderei 
(R. v. Deder). 
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Sefjeß - Sammlung 
| für Die 


KRönigliben Preußiſch'en Staaten 


ö— Nr. 61. — 


— — — 





(Nr. 7203.) Bertrag zwiſchen Preußen und Schwarzburg-Rudolftadt wegen Uebertragung 
der Leitung der Grund» und Gebäudefteuer-Veranlagung im Fürftenthume 


Schwarzburg-Rudolftadt auf Königlih Preußische Behörden und Beamte. 
Vom 14. Juni 1868, 


Masten Seine Majeftät der König von Preußen dem Wunfche Seiner Durdh- 
laucht des Fürften zu Schwarzburg mit Bereitwilligfeit entgegengefommen find, 
die Ausführung einer neuen Grund» und Bebäudefteuer-Veranlagung im Fürften- 
thume Schwarzbung-Rubolftabt durch Königlich Preußifche Behörden und Beamte 
bewirken zu lafien, find zur eftftellung der dieferhalb erforderlichen näheren 
Beitimmungen: 
Königlich Preußiſcher Seits: 
der Minifterial» Direktor Wirklide Geheime Ober-Finanzrath Bitter, 
und | 
Fürſtlich Schwarzburg-Rudolftädtifcher Seite: 

der Geheime Finanzrath Schwark - 
zufammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifitation folgenden Vertrag 
geſchloſſen. | 

Artikel 1. 
Die Ausführung der Arbeiten zur Veranlagung 
a) der Grundfteuer von den Liegenfchaften, 
b) der Gebäudefteuer 

im Fürſtenthume Schwarzburg -Rubdolftadt, mit Einfchluß der Entſcheidung über 
die hierbei vorkommenden Streitigkeiten und Beichwerden, foll unter der Leitung 
ded Königlich Preußifchen Finanzminifteriumd dur die von diefem hiermit zu 
beauftragenden Königlich Preußifchen Behörden und Neamten erfolgen. 


“jabrgang 1868. (Nr. 7208.) Art, 


Ausgegeben zu Berlin den 8. Oktober 1868, 
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Artikel 2. 


Dem Verfahren bierbei und den Entfcheldungen follen die für das SFürften- 
thum —— — dieſerhalb ergebenden Geſetze und Verordnungen 
zum Grunde gelegt werden. Ä 

Die zur Ausführung, dieſer Gefege und Verordnungen erforderlichen In⸗ 
firuftionen und Verfügungen erläßt das Preußffche Stnongminifke ium, 

Den mit der —— zu beauftragenden Königlich Preußiſchen Be 
börden und Beamten werden hierbei durch die Fürſtlich Schwarzburgifcher Seite 
u erlafjenden var diefelben- Befugnifle beigglegt, welche ihnen bei der in Preußen 
* denen Grund⸗ und Gebaudeſteuer Veranlagung eingeräumt waren. 


Artikel 3. 


Soweit bei dem Verfahren die Mitwirkung Fuͤrſtlich Schwarzburg-Rubdol- 

abtifer Kreis- und Lokalbehörden oder Beamten erforderlich wird, find Diefelben 
en in Bezug hierauf ergehenden Anordnungen des Königlich Preußiſchen Finanz 

lau Li beziehun geile der von diefem beauftragten Behörden und Beamten 
olge zu leilten verpflichtet. | 

| i Die bei der bring mitwirfenden Königlich Preußifchen ten Di 

mefler u. ſ. w. unterliegen auch in ihren hen en Gefchäften den Wreußiichen 

Disziplinarvorfchriften und verbleiben unter Preußiſcher Disziplin, 


Artikel 4. 


Dem Fürftlih Schwarzburg-Rubolftädtifchen Minifterium bleibt unbenommen, 
ſich über die jeweilige Lage Ber Beranlagın Sarheiten md deren Fortgang durd 
abzufendende Beamte, welche auch den eig ichen Operationen im Felde u. ſ. w. 
beiwohnen koͤnnen, in fortdauernder Kenntniß zu erhalten. Wenn bemfelben 
fpezielle Auskunft über einzeme Punkte winſdenswarth exrſcheint, und es 
u befonberen Anträgen Beranlaffung finden follte, wird es ſich biejerbalb mit 
em Königlich — Finanzminiſterium in Verbindung fegen und das Le 
tere darauf da8 Erforderliche veranlafien. 


Artikel 5. 


Wegen Remuneritung ber Beamten, Kommiffiondmitglieder, Feldmeſſer, und 
wegen der fonftigen Koften des Verfahrens werden die in Üreußen geltenden Vor⸗ 
ſchriften in Anwendung gebracht und Dana) die erforderlichen Anweifungen vom 
Königlih Preugifchen Finanzminifterium erlaffen. 

Ueber das Verfahren bei Bezahlung oder Erftattung der entſtehenden Koften 
erfolgt zwifchen dem Königlich Preußifchen Finanzminifterium und dem Fürftlid 
Schwarzburg-Rudolftädtifhen Minifterium befondere Vereinbarung. ° 


Artikel 6. 
Die Ausführung bes Vertrages beginnt fogleih nach erfolgter Raab 
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deffelben und tritt derfelbe mit dem Abfchluß der Veranlagungsarbeiten durch die 
nad) den Refultaten der letzteren bewirkte Steuervertheilung außer Wirkfamteit. 
nnerhalb der Aust tung kun kann der Vertrag nur unter Zuflimmung - 
beider Kontrahenten zur Auflöfung gebracht werden. Ä 
Artikel 7. 


Gegenwärtiger Vertrag foll unverzüglich zur landeöherrlichen Ratififation 
vorgele t und die Auswechfelung der Ratifitationd-Urkunden binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. 


Berlin, den 14. juni 1868. 
(L. S.) Bitter. (L. S.) Schwart. 


Vorftehender Vertrag ift ratifizit worden und es die Auswechfelun 
der Ratifikations ‚Urkunden —— hat g 


_— 





(Nr. 7204.) Sonzeffions- und Beftätigungs-Urkunde, betreffend die Anlage einer Eifenbahn 
von Gera über Saalfeld nad Eichicht durch die Thüringifche Eifenbahn- 
Geſellſchaft. Vom 22. September 1868, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


Nachdem die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlun 
ihrer Aktionaire vom 16. Mai 1868. b &lo'fen bat, ihr Unternehmen nach Man 
gabe des dem Geſetze vom 23. März 1868. (Geſetz⸗ Samml. ©. 561.) beigefügten 

ertrages, welcher unterm 4. Degember 1867. zwifchen den Vertretern: der darin 
genannten Regierungen und der Gejellfchaftsdirefiion unter glei get An- 
erfennung des ebendort veröffentlichten taatövertraged vom 18. März 1867. 
vereinbart worden, auf den Bau und Betrieb einer Eifenbahn von Gera über 
Saalfeld nach Eichicht auszudehnen, wollen Wir der gedachten Gefellfchaft Hierzu, 
beziehungsweiſe zum Baue und Betriebe diefer Eifenbahn auf der in das ie 
tige Stantögebiet fallenden Strede, bierburch Unfere landesherrliche Konzefiton 
ertbeilen, auch den anliegenden, von den durch die ——— —— hierzu 
/ exmächtigten Geſellſchaftsvorſtänden aufgeſtellten Statutnachtrag hiermit beitäfigen. 
Zugleich beſtimmen Wir Daß nach näherer Maaßgabe der vorbezeichneten Verträge 
die in dem Geſetze über bie ifenbahn ‚Unternehmungen vom 3. November 1838. 
ergangenen Vorſchriften, insbefondere für die Preußifche Strede diejenigen über 
die Erpropriationen und über das Recht zur vorübergehenden Denugung fremder 
Grundftüce, auf das vorgedachte Eifenbahn - Unternehmen Anwendung finden follen, 

(Nr. 7208-7204.) 116* Die, 
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Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſeh⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. | 


Gegeben Berlin, den 22. September 1868. 
(L. S) Wilhelm. | 


| Für den Juſtizminiſter: 
Sr. v. Itzenplitz. v. Roon. 





Statuten Nachtrag 
bezüglich 


‚der Eifenbahn von Gera nad Eichicht. 


61. 

Das Unternehmen der Thüringifchen Eifenbahngefellihaft wird auf den 
Bau und Betrieb einer Eifenbahn, von der Station Gera ausgehend über Saalfeld 
bis zum Fuß des Thüringer Waldes bei Eichicht, nach Maaßgabe des zwiſchen 
der Königlich Preußifchen, der Großherzoglich Sächfifchen, der Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenfchen, der Fürftlih Schwarzburg-Rudolftädtifchen und Fürſtlich Reupi- 
— Regierung einerſeits, und der —5 Ya Eifenbahngefellfchaft,, vertreten 
urch ihre Direktion, andererſeits, abgefchloffenen Vertrages vom 4. Dezember 

1867. ausgedehnt. 





$. 2. 


| Das au 2usfüßrung des neuen. Unternehmens erforderliche Anlagekapital 
wird auf 6,000,0000 Thaler, in Worten ſechs Millionen Thaler, angenommen. 


63. 

Die Beſcha ‚der 6,000,000 Thaler erfolgt durch Ausgabe von 
60,000 Stüd ikar Siogent verginglicher ati Lie Co <iirin 
gischen Eifenbahngefellfehaft in Apointd von 100 Thalern Nominalwerth, unter 
Zindgarantie Seitens der betheiligten Staaten und der Thüringifchen Eifenbahn 

ge⸗ 
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gerelfhaft nad Maaßgabe der 66. 5. 8. und 11. des Vertrages vom 4. Des 
ember 

Der etwaige Mehrbedarf an Anlagefapital wird in Gemäßheit des $. 5. 
de8 erwähnten Vertrages feftgeftellt und ift für Rechnung des Thüringiſchen 
Stamm-Unternehmens aufzubringen. 


$. 4. 


Für die Ausgabe der Stammaktien Littr. C. ift die Beſtimmung im $. 4. 
des Vertrages vom 4. Dezember 1867. maaßgebend. Die desfallfigen Bekannt: 
machungen erläßt die Direktion nach Vorſchrift des $. 11. des Statut3 der 
Thüringifchen Eifenbahngefellfhaft vom 3. und 5. Auguft 1844., fowie ded $. 4. 
des Statuten-Rachtraged vom Sabre 1856. 


6. 5. 


Die neuen Stammaltien Littr. C. werden nad) dem anliegenden Schema 
/ mit der faffimilirten Unterfchrift des Vorfigenden und zweier Direltiondmitglieder 
der Thüringifchen Eifenbahngefellichaft unter fortlaufenden Nummern ftempelftei 
ausgefertigt. Sie erhalten Dividendenfcheine nach dem unter B. beigefügten 
/ er und Talond nach dem Mufter C. 
/ Die Dividendenfcheine werden mit dem Garantie» Kontrolftenpel verfeben. 
Bezüglich des Aufgebot3 vernichteter, verlorener, oder _fonft abhanden ge- 
fommener Aktien greifen die Beltimmungen des $. 22. ded Statutd der Thürin- 


gifchen Eifenbahngefellfhaft Plat. Ein Aufgebot von Dividendenfcheinen iſt 
unzuläffig. | 


6. 6, 


Die Befiter der Stammaftien Littr. C. nehmen an dem Reinertrage des 
Stamm-Unternehmens der Gefellichaft und deffen etwaigen Fünftigen Erweiterungen 
nicht Theil, find vielmehr lediglich auf den Neinertrag der neuen Zweigbahn, 
beziehungöweife auf die von den beteiligten Staaten und der Thüringifchen 
Eifenbabngefellfhaft garantirten Zinfen nady den Beftimmungen des Vertrages 
vom 4. Dezember 1867. angemiefen. 

Hiernach wird der Reinertrag bis zu 5 rogent ausſchließlich an die In⸗ 
ne der Stammaktien Littr. C. vertheilt. Ueberfteigt der Neinertrag 5 Prozent, 
o fließt von dieſem Ueberfchuß die Hälfte den betheiligten Staatdregierungen 
Behufs Abtragung der in den Mh A in Folge der übernommenen Garantie 
geleifteten Zufchüfje nach Maafgabe ihrer Betheiligung, ein Viertel den Stamm- 
aktien Littr. A., einfchlieglich der drei Staatsaftien, und ein Viertel den Stamm- 
aktien Littr. C. zu. 

Sind die Zufchüffe der StaatSregierungen vollftändig zurüderftattet, fo 
wird der 5 Prozent überfteigende Ueberfchuß des Reinertrages geiiggen den 
Stammaltien Littr. A., einfchlieglich der drei Staatsaktien, und den Stamm- 
aftien Littr. C. je zur Hälfte vertheilt. 

Den Inhabern der Prioritätd- Obligationen der Thüringifchen Eifenbahn- 
gejellfchaft ift die neue Zweigbahn nicht verhaftet. 7 

(Nr. 7204.) . 7. 








Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


m 4 dd 5.4 


des 
Rreifes Lobau 
Littr. ..... AM... 
über 
.............. Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterm .. ........... landesherrlich beſtätigten Kreistagsbe⸗ 


— vom 28. November 1867. wegen Aufnahme einer Schuld von 20,000 
halern bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Kreiſe 
Löbau Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des 
Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Schuld von ..... Thalern Preußifch 
Kurant nach dem beftehenden Münzfuße, welche für den Kreis Eontrabirt worden 
und mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen ift. 

Die üchlung der ganzen Schuld von zwanzig Taufend Thalern ge- 
fchieht vom Sabre 1870. ab allmälig au8 einem zu diefem Behufe gebildeten 
Tilgungsfond8 von wenigftend Einem und einem halben Prozent de3 Kapitals 
Ken und dem Betrage der durch die fortfchreitende Amortifation erfparten 

infen. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Sauldverfihreibungen wird durch 
das 2008 beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Sabre 1870. ab in dem 
Monate April jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds zu größeren Sudloofungen zu verflärken, ſowie fänmmtliche noch 
umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die ausgelooften, fowie die 
gefünbigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichn ihrer Buchitaben, 

ummern und Beträge, fowie des Termind, an weldyem die Rückzahlung erfolgen 
fol, öffentlich befannt gemacht. Diefe Bekanntmachung erfolgt Drei Monate vor 
dem Seh umgetermine in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, dem Amtsblatte der 
Königlihen Regierung zu Marienwerder und dem Kreisblatte des Kreiſes Löbau, 
i8 zu dem Tage, wo folchergeftalt da8 Kapital zu entrichten ift, wird 
es in balbjährlichen Terminen, am 1. wir und am 1. Oftober, von beute an 
gerechnet, mit [in Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitald erfolgt gegen bloße Rüd: 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverfi veibung, 
.. ei 


_ 8456 — 


bei der Kreis⸗Chaufſeebaukaſſe in Neumark, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermind folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapital® präfentirten Schuldverfchreibun 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine zurüd« 
zuliefern. Für die sehlenben Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nad) dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
ae an gerechnet, nicht erhobenen Sinfen, verjähren zu Gunften 

es Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nad Vorfchrift der Allgemeinen Gericht3ordnung Theil I. 
Titel 51. 66. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Löbau. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amottifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfrift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder gen in glaub» 
hafter Weiſe darthut nach blauf der Berjährungäftift der der an⸗ 
al wo und bi8 dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Q g aus⸗ 
ge werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ........ balbjährige Zinskupons bis 
um Schluſſe des Jahres ..... audgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
—* auf furftährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Chauſſee⸗ 
baukaſſe zu Neumark gegen Ablieferung des der Älteren Zinskupons ⸗Serie bei. 

edrudten Talons. Beim Berlufte des Talons erfolgt die ns hänbigung der neuen 
inöfupond Serie an den Inhaber der —— ſofern deren Vor⸗ 
a — ſt. ducch ei Beni 
ur Sicherheit der bierdur gegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Bermögen Ä u i 
.Deſſen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unter- 
ſchrift erteilt. | 


Neumark, Den ..ten........ 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Kreiſe Loͤbau. 


Jahrgaug 1868. (Nr. 7199.) 115 Pro⸗ 


Provinz Preußen, Regierungsbesirt Marienwerder. 


Sinsfupon 
| zu der 
Rreis-Obligation des Kreiſes Löbau 
Littr. ..... AR... 
über ..... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über | 
..... Thaler ..... Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deflen Rückgabe am 
..ten ..... h und — die Zinſen der —— — Kreis⸗Obligation für 
das Halbjahr vom ............ BB ........... mit (in Buchftaben) ..... 
TIhalern ..... Silbergrofchen bei der Kreis-Chaufjeebaufafje zu Neumark. 
Neumark, del . MR ......... 18... | 


Die Chauffeebau - Kommilfion des Kreijed Löbau. 
iefer Sins ift ungültig, d 
— wies Jahren mad 


der Fälligkeit, vom Schluffe des betreffenden 
he an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Zalon 
zur 
Kreis-Obligation des Kreifes Lobau. 


Der Inhaber dieſes Talond empfängt gegen deflen Rüdgabe zu der Obliga- 


tion des Kreiſes Löbau 
Littr...... AR ..... über ..... Thalera..... Prozent Zinfen 
die ..te Serie Sindfupond für die fünf jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 


Chauffeebaufafje zu Neumark, infofern Seitens des als ſolchen legitimirten In - 


habers der Obligation vorher fein fchriftlicher Widerfpruch dagegen eingegangen ifl. 
Neumark, den . tm ......... 18.. 


Die Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreiſes Loͤbau. 





(Nr. 7200.) 





a —— 


| 
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(Nr. 7200.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. September 1868., betreffend Die Genehmigung zur 
Herftellung einer Eifenbahn von der Concordia - Hütte bei Bendorf nad 
dem Bahnhofe der rechtsrheiniſchen Eifenbahn zu Engers. 


ch will nach Ihrem Antrage vom 28. Auguft d. J. zu der von den Gebrüdern 
Loffen auf der Concordia Hütte bei Bendorf, im Kreife Coblenz, beabfichtigten 
Anlage einer für den Zofomotivbetrieb einzurichtenden Eifenbahn von dem genannten 
Sittenmerte nad) dem Bahnhofe der rechtöcheinifchen Eifenbahn zu Engers hierdurch 

eine Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, daß anderen Unternehmern 
fowohl der Anſchluß an die neue Bahn mitteljt Zweigbahnen, als auch die Be 
nutung der erfteren gegen zu vereinbarende, eventuell von Ihnen feſtzuſetzende 
Fracht⸗ oder Bahngeldfage vorbehalten bleibt. . Zugleich beftimme Ich bei Rüd- 
gabe des Situationdpland, daß die in dem Deiehe über die Eifenbahn- Unter- 
nehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Borfchriften, insbe⸗ 
fondere Diejenigen über die Erpropriation und dad Recht zur vorübergehenden 
Benutung fremder Grundftüde, auf da8 Unternehmen Anwendung finden follen. 


Diefer Erlaß ift durch die Gefeg- Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 2. September 1868. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 7201.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſfte Genehmigung der Abaͤnderungen 
der 6$. 20. und 24. des Statutd der Bergbau - Aktiengefellihaft Pluto 
zu Efien in der Rheinprovinz. Vom 14. September 1868. 


N Königs Majeftät haben mittelft nuerhöchiten Erlaſſes vom 4. September 
d. J. die von dem Verwaltungsrathe der Bergbau -Aktiengefellfehaft Pluto zu 
Eſſen in der Rheinprovinz in dem notariellen Protokolle vom 28. Mai d. 9. 
verlautbarten Abänderungen der 66. 20. und 24. des Gefellfchaftöftatuts zu 
genehmigen gerubt. Der Allerhöchfte Erlaß nebft den genehmigten Statutänderun- 
gen wird durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Düffeldorf befannt 
gemacht werden. 


Berlin, den 14. September 1868. 


Der Minijter für Handel, Gewerbe und sffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Mofer. 





(Nr. 7200-7202.) (Nr. 7202.) 
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(Nr. 7202.) Belanntmadung, betreffend die Wllerhöchfte Genehmigung des von der Glad⸗ 
bacher Aktiengefellihaft für Druderei und Appretur in ber Generalver- 


fammlung vom 19. März 1868, befshloffenen zweiten Statutnachtrages. 
Bom 15. September 1868. 


Nas Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 4. September 
1868. den zweiten Statutnacdhtrag, welcher von der Generalverfammlung ber 
Gladbacher Aktiengeſellſchaft für Druderei und Appretur am 19. März d. 9 
befchloffen worden ift, zu genehmigen gerußt. | 


Der Mlerhöchite Erlaß nebft dem Statumachtrage wird durch das Amts- 
blatt der Königlichen Regierung zu Düffeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 15. September 1868. 


Der Minifter fin Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: 
Mofer, 





Redigirt im Büreau bed Staats. Miniftertums. 
Berlin, gedrudt in ber Koͤnigli men Ober - Sofbuchbruderei 
8 R —— 
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Gejet - Sammlung 
| für die 
Rönigliden Preußifden Staaten 


ö— ⸗ Nr. 61. —i — 


— —— — — 





(Nr. 7203.) Bertrag zwiſchen Preußen und Schwarzburg-Rudolftadt wegen Uebertragung 
der Leitung der Grund- und Gebäudefteuer-Veranlagung im Fürſtenthume 
Schwarzburg-Rubdolftadt auf Königli Preußifche Behörden und Beamte. 
Vom 14. Juni 1868, 


Messen Seine Majeftät der König von Preußen dem Wunfche Seiner Durd)- 
laucht des Fürften zu Schwarzburg mit Bereitwilligfeit entgegengefommen find, 
die Ausführung einer neuen Grund» und Bebäudefteuer-Beranlagung im Fürften- 
thume Schwarzburg-Rudolftadt durch Königlich Preußiſche Behörden und Beamte 
bewirken zu laflen, find zur Feſtſtellung der dieferhalb erforderlichen näheren 
Beſtimmungen: 
Königlich Preußiſcher Seits: 
der Miniſterial⸗Direktor Wirkliche Geheime Ober⸗Finanzrath Bitter, 
und | 
Fürſtlich Schwarzburg-Rudolftädtifcher Seits: 

der Geheime Finanzrath Schwartz 
zuſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag 
geſchloſſen. | | 

Artikel l. 
Die Ausführung der Arbeiten zur Veranlagung 
a) der Grundfteuer von den Liegenfchaften, 
b) der Gebäudefteuer 

im Fürſtenthume Schwarzburg-Rudolftadt, mit Einfchluß der Entfcheidung über 
die —* —ãSe Streitigkeiten und Beichwerden, foll unter der Ceitung 
des Königlich Preußifchen Sinanzminifteriumd durch Die von dieſem Biermit zu 
beauftragenden Königlich Preußifchen Behörden undPeamten erfolgen. 


Jabegang 1868. (Nr. 7208.) Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 8. Dftober 1868, 
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Artikel 2. 


Dem Verfahren hierbei und den Entſcheidungen ſollen die für das Fürſten⸗ 
thum Schwarzburg- Rudolftadt dieferhalb ergebenden Geſetze Inh Berochmungen 
zum Grunde gelegt werden. Ä 

Die zur Ausführung, diefer, Geſetze und Verordnungen erforderlichen In⸗ 
ftruftionen und Verfügungen erläßt das Mreußifche Sinongminik ium. 

Den mit der Ausführung zu beauftragenden Königlich Iteußifchen Be 
börden und Beamten werden hierbei durch die Fürſtlich Schwarzburgifcher Seit 
u ehem Der dieſelben Befugnifle beigeledt, welche ihnen bei der in Preußen 
tige enen Grund» und Gebänvefteuer-Beranlagung eingeräumt waren. 


Artifel 3. 


Soweit bei den Verfahren die Mitwirkung Fuͤrſtlich Schwarzburg-Rubol. 
äbtifcher Kreis. und Lokalbehörden oder Benmten erforder wird, find diefelben 
en in Bezug hierauf ergebenden Anordnungen des Königlich Preußifchen Finanz 

minifteriums, beziehungsweife der von diefem beauftragten Behörden und Beamten 
Folge zu [eiften 5 — | 
| Die bei der Ausführung mitwirfenden Königlich Preußifchen Beamten, Selb: 
meſſer u. f. w. unterliegen auch in ihren diesfälligen Geſchäften den Preußifchen 
Dißziplinarvorfchriften und verbleiben unter Preußiſcher Disziplin. 


Artikel 4. 


Dem FFürftlich Sochmmanzbu ⸗Rudolſtädtiſchen Minifterium bleibt unbenommen 
fi) über die jeweilige Lage di andagungearbe ke und deren Fortgang dur 
abzufendende Beamte, welche auch den bezüglichen Operationen im Felde u. f. w. 
beiwohnen koͤnnen, in fortdauernder Kenntniß zu erhalten. Wenn demfelben 
fpezielle Auskunft über einzelne Punkte wünfchenswerthb ericheint, und es 
jr befonderen Anträgen Seranlaffım finden follte, wird e8 I bielerhalb mit 
em Königlih Preußiſchen Finanzminifterium in Verbindung fegen und das Le 
tere darauf das Erforderliche veranlaffen. 


Artikel 5. 


Wegen Remunerirung der Beamten, Kommiffionsmitglieder, Feldmeſſer, und 
wegen der fonftigen Koften des Derfahuene werden die in Üreufen geltenden Vor⸗ 
fehriften in Anwendung gebracht un darnac die erforderlichen Anweiſungen vom 
Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium erlaſſen. 

Ueber das Verfahren bei Bezahlung oder Erſtattung der entſtehenden Koſten 
erfolgt zwiſchen dem Königlich Preußiſchen Finanzminiſterium und dem Fürſtlich 
Schwarzburg-Rudolftädtifhen Minifterium befondere Vereinbarung. ° 


Artikel 6. 
Die Ausführung des Vertrages beginnt ſogleich nach erfolgter Ratiſiletn 
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beffelben und tritt derfelbe mit Dem Abfchluß der Veranlagımgsarbeiten durch dic 
nach den Refultaten der letzteren bewirkte Steuervertheilung außer Wirkfamteit. 

nnerhalb der Ausführung ken kann der Vertrag nur unter Zuftimmung - 
beider Kontrahenten zur Auflöfung gebracht werden. 


Artikel 7. 


Gegenwärtiger Vertrag foll unverzüglich zur landesherrlichen Ratifation 
vorgelegt und die Auswechfelung der Ratifilationd-Urkunden binnen vier Wochen 
in Berlin bewirkt werden. 


Berlin, den 14. juni 1868. 
(L. S.) Bitter. (L. S.) Schwart. 


Vorftehender Vertrag ift vatifgie worden und es die Auswechfelm 
der Ratifilationd - Urkunden ftattgefunden. m rang 





_— 


(Nr. 7204.) SKonzeffions- und Beftätigungs-Urkunde, betreffend die Anlage einer Eifenbahn 
von Gera über Saalfeld nad Eichicht durch die Thüringifche Eifenbahn- 
Geſellſchaft. Vom 22. September 1868, 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Thüringiſche Eifenbahngefellihaft in der Beneralverfammlung 
ihrer Aktionaire vom 16. es! beielo'fen kat ‚ hr Unternehmen nad) Hanf. 
abe des dem Geſetze vom 23. März 1868. ‚Deich: Samml. ©. 561.) beigefügten 
ertrageß, welcher unterm 4. Dezember 1867. zwifchen den Vertretern. der darin 
genannten Regierungen und der Gefellfchaftsdireftion unter gleichzeitiger An⸗ 
erfennung des ebendort beröffentlichten Staatövertrage® vom 18. März 1867. 
vereinbart worden, auf den Bau und Betrieb einer Eifenbahn von Gera über 
Saalfeld nach Eichicht auszudehnen, wollen Wir der gedachten Gefellfchaft hierzu, 
beziehungsweife zum Baue und Betriebe diefer Eifenbahn auf der in das fe 
tige Staatögebiet fallenden Strede, hierdurch Unfere landesherrliche Konzeſſion 
ertheilen, auch den anliegenden, von den Durch die —— —— hierzu 
/ ermächtigten Geſellſchaftsvorſtänden aufgeſtellten Statutnachtrag hiermit beitätigen. 
Zugleich beftimmen Wir, daß nach näherer Maaßgabe der vorbezeichneten Verträge 
die in dem Geſetze über die Eifenbahn Unternehmungen vom 3. November 1838. 
ergangenen Vorſchriften, insbefondere für die Preußiſche Strede diejenigen über 
die Erpropriationen und über das Recht zur vorübergehenden Denugung fremder 
Grundftüde, auf das vorgedachte Eifenbahn »- Unternehmen Anwendung finden follen, 
(Nr. 72037204.) 116* Die 
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Die gegenwärtige Urkunde ift nebft dem Statutnachtrage durch die Gefek- 
Sammlung zu veröffentlichen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. September 1868. 
(LS) Wilhelm. 


Für den Juſtizminiſter: 
Gr. v. Itzenplitz. v. Roon. 


— un. we“ 


Statuten Nachtrag 


bezüglich 
‚der Eifenbahn von Gera nach Eichicht. 


61. 
Das Unternehmen der Thüringifchen Eifenbahngefellichaft wird auf den 
Bau und Betrieb einer Eifenbahn, von der Station Gera ausgehend über Saalfeld 


der Vreugifchen, der Großherzoglich Sächſiſchen, der Herzoglich Sachſen⸗ 
Meiningenſchen, der Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen und Fürſtlich Reußi⸗ 
6er egierung einerfeit3, und der Thüringifchen Eifenbahngefellichaft , vertreten 
uch ihre Direktion, andererſeits, abgefchloffenen Vertrages vom 4. Dezember 
1867. ausgedehnt. 


$. 2. 


| Das Au Ausfühn ng des neuen. Unternehmens erforderliche Anlagekapital 
wird auf 6,000,0000 Thaler, in Worten ſechs Millionen Thaler, angenommen. 


6. 3. 

Die Beſcha ‚der 6,000,000 Thaler erfolgt durch Ausgabe von 
60,000 Stüd mit 4 Prozent verzindlicher Stammalftien Littr. C. der Thürin⸗ 
giſchen Eifenbahngefellfchaft in Apoints von 100 Thalern Nominalwerth, unter 
Sindgarantie Seitens der betheiligten Staaten und der Thüringifchen Eifenbahn- 

ge: 


bis —7 — des Thüringer Waldes bei Eichicht, nach Maaßgabe des zwiſchen 
ön 
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gefellichaft nach Maaßgabe der 66. 5. 8. und 11. des Vertraged vom 4. De 
zember 1867. 


Der etwaige Mehrbedarf an Anlagefapital wird in Gemäßheit des $. 5. 
des —A Vertrages feſtgeſtellt und iſt für Rechnung des Thüringiſchen 
Stamm ⸗Unternehmens aufzubringen. 


5.4. 


Für die Ausgabe der Stammaltien Littr. C. ift die Beilimmung im $. 4. 
des Vertrages vom 4. Dezember 1867. maaßgebend. Die desfallfigen Befannt- 
machungen erläßt die Direktion nad Vorſchrift des $. 11. des Statutd der 
Thüringifchen Eifenbahngefellihaft vom 3. und 5. Auguft 1844., jowie ded $. 4. 
des Statuten-Nachtraged vom Jahre 1856. 


6. 5. 

Die neun Stammaltien Littr. C. werden nad) dem anliegenden Schema 
mit der faffimilirten Unterfchrift des Vorſitzenden und zweier Direktiondmitglieder 
der Thüringifchen Eifenbahngefellfchaft unter fortlaufenden Nummern ftempelftei 

— — efertigt. Sie erhalten Dividendenſcheine nach dem unter B. beigefügten 


er und Talond nad) dem Mufter C. 
Die Dividendenfcheine werben mit dem Garantie- Rontrolftempel verſehen. 
Deal des Aufgebots vernichteter, verlorener, oder font abhanden ge- 
fommener Aktien greifen die Beltimmungen des $. 22. des Statutd der Thürin- 
gifchen Eifenbahngefellihaft Plat. Ein Aufgebot von Dividendenfcheinen  ift 
unzuläflig. | 
6. 6. 


Die Befiker der Stammaftien Littr. C. nehmen an dem Reinertrage des 
Stamm-Unternehmens der Gefellfchaft und deflen etwaigen fünftigen Erweiterungen 
nicht Theil, find vielmehr lediglich auf den Reinertrag der neuen Zweigbahn, 
beziehungsweile auf die von den betheiligten Staaten und der Thüringifchen 
Eifenbahngefellfchaft garantirten Zinfen nad) den Beftimmungen de8 Vertrages 
vom 4. Dezember 1867. angewiefen. 

Hiernach wird der Reinertrag bis zu 5 Prozent ausſchließlich an die In— 
abe der Stanmmaltien Littr. C. vertbeilt. Ueberfteigt der Reinertrag 5 Mrozent, 
o fließt von dieſem Ueberfchuß die Hälfte den betheiligten Staatöregierungen 
Behufs Abtragung der in den Be — in Folge der übernommenen Garantie 
geleifteten Zufchüfle nach Maaßgabe ihrer Betheiligung, ein Viertel den Stamm: 
aktien Littr. A., einfchlieglich der drei Staatsaftien, und ein Viertel den Stamm- 
aftien Littr. C. zu. 

Sind die Zufchüffe der Staatsregierungen vollftändig zurüderftattet, fo 
wird der 5 Prozent überfteigende Ueberfchuß des KReinertrages eigen den 
Stammaltien Littr. A., einſchließlich der drei Staatsaktien, und den Stamm- 
aktien Littr. C. je zur Hälfte vertheilt. 

Den Inhabern der ‘Brioritätd Obligationen der Thüringifchen Eifenbahn- 
gejellfchaft ift die neue Zweigbahn nicht verhaftet. 67 

(Nr, 7204.) . 7. 
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6.7. 

Jedem Befiter von Stammaltien Littr. C. zum Gefammt-Nominalwerth 
bon mindeſtens Emtaufend Thalern fteht die Befugniß zu, an den General- 
verfanmnlungen der Thüringifchen Eifenbahngefellihaft Theil zu nehmen und ein 
Stimmrecht darin auszuüben: . 

1) in ſolchen Angelegenheiten, welche ließlich die Gera» Saalfeld: 

ı Eidyichter Eifenbabn tn, che ausſchleßlich f 


2) bei den Beſchlüſſen üher die Aufnahme von Anleihen zu Laſten der eben 
genannten Bahn; 


3) bei den Befchlüffen über die Ergänzung oder Abänderung diefes Statuten 
Nachtrags. 


Bezüglich der Legitimation der Veſitzer der Altien Littr. C. ge Theil. 
nahme an den Generalverfammlungen, der Zählung und Feftftellung ihrer Stim- 
men, und der höchiten zuläfligen Anzahl derfelben finden die Worfchriften der 
68. 26. bis 28. des Statutd Unmendung. . 

Zur Feftftellung der Stimmberechtigung eined Aktionairs findet eine Zu— 
fammenzäblung der von ihm befeflenen Stammaftien Littr. A. und Littr. C. 
niemals Dagegen werden in den Fällen, in welchen die Beſither der 
Stammaltin Littr. C. überhaupt ftimmberechtigt find, die Stimmen derfelben 
denen der Beſitzer der Stammaltien Littr. A. gezählt um nach der Geſammi⸗ 
fumme gemäß $. 25. des Statut, und gemäß dem Statuten » Nachtrage vom 
Jahre 1862,, für jede einzelne Abftimmung die Anzahl der Stimmen der drei 
gen von Preußen, Sachfen - Weimar Sachſen⸗Koburg⸗ Gotha 

en. 


$. 8. 

Im Yebrigen finden die Beſtimmungen ded Statut8 der Thüringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft und der Iandesherrlic genehmigten Nachträge deffelben auf 
da8 neue Unternehmen und defien Verwaltung gleichfalls Anwendung. Ins⸗ 
befondere werden auch die in Gemäßheit des $. 12. des Vertrages vom 4. De 
zember 1867. aufzuftellenden Baw und Betriebsrehnungen von dem Verwal. 
tungärathe der Thüringiſchen eifenbahngejetlichaft geprüft und dechargirt, mit der 
Maaßgabe jedoch, daß diefelben der Reviſion durch einen von der Königlich 
Preußiſchen Staatsregierung fpeziell zu dieſem Geſchäft zu ernennenden, zu 
Wahrnehmung der Intereſſen ſämmtlicher betheiligter Regierungen verpflichteten 
Kommiſſar unterliegen. 
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Anlagen 
zum 


Statuten-Nachtrage bezhglid Ber Eifenbahn von Gera nad Eichicht. 


A. 


Stamm-Altie 
| der 
Chüringifhen Eifenbahngefellfihaft 
Littr. O. M ..... 
über 
Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 
Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaffe der Thüringiſchen Eifenbahngefell- 
gar Enkunbert Thaler Ra ifch Kurant unter van Beinginge und —7— * 
echten und Pflichten, die in dem landesherrlich beftätigten Nachtrage zum Sta- 
tute der Thüringifchen Eifenbahngefellfchaft bezüglich der Eifenbahn von Gera 
nah Eichicht und in den betreffenden Konzeſſions⸗Urkunden feftgeftellt find, baar 
eingezahlt. | 
Erfurt, den rn 18.. 


Die Direktion der Thäringifchen Eifenbabngejellichaft. 
(Fakſimilirte Unterfhrift dreier Mitglieder, darunter die des Vorſitzenden.) 
(L $.) 


Kontrafignirt: 
Eingetragen im Regiſter Fol. ..... 


(Nr. 7204) B. 
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Kaſſe der Thüringifhen Eiſenbahngeſellſchaft denjenigen Betrag aus 
"gezahlt, welcher nach Maafgabe ded betreffenden Statuten Nachtrages 
auf die Aftie Littr. C. M°..... für das Verwaltungsjahr 18.. ent 
. fällt, und der nebft dem Fälligfeitötermin von der Direktion flatuten- 
mäßig befannt gemacht wird. 


18.. B. 
gr Stamm-Aktie Littr. ©. A..... 
ei 
Eria PR ; 
—— Dividendenſchein 
BS8E Mn. Jahr 18.. 
838 Inhaber diefes Scheines erhält ‚nen deſſen Rüdgabe aus ber 
& 
8 


Erfurt, den tn een. 18.. 
5282 
SEFE Die Direktion der Thäringifchen Eifenbahngefellichaft. 
8 —5 (wie Anlage A.) R 
ER (L. S) 
c. 
Talon 
zu ber 

Stamm-Aftie Littr. C. der Thuͤringiſchen Eifenbahngefellfchaft 

RR... 


Der Präfentant dieſes Talons ai gegen Ablieferung beffelben ohne 
weitere Prüfung feiner Legitimation die für Die vorfteben bezeichnete Stamm 
Aktie neu außzufertigenden Dividendenfcheine AP ..... is .... für die Jahte 
18.. bis 18.., fofern bagegen Seitens des als foldhen legitimirten Inhabers 
der Aktie bei der Direktion der Thüringifchen Eifenbahngefellfhaft vorher kein 
ſchriftlicher Widerfpruch eingegangen ift. 
Erfurt, den . tm ........ 18.. 
Die Direktion der Thüringifhen Eiſenbahngeſellſchaft. 
(wie Anlage A.) 
(L. S.) 





Redigirt im Bürean des Staats. Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchdruderei 
(R. v. Deder). 
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(Nr. 7205.) Allechöchfter Erlaß vom 31. Auguft 1868., betreffend die Verleihung ber fißfa- 
liſchen Borrechte für den Bau und die Unterhaltung der Streit - Ehauffeen: 
1) von Heildberg über Lauterhagen bis zur Friedländer Kreidgrenze in 
der Richtung auf Bartenftein; 2) von Heildberg über Siegfriedswalde 
bi8 zur Nöffeler Kreißgrenze in der Richtung auf Seeburg; 3) von Heils⸗ 
berg über Lawden und Frauendorf bis zur Braundberger Kreisgrenze; 
4) von Guttftadt über Elditten bis zur Brücke über die Paflarge bei 
Pittehnen in der Richtung auf Liebftadt; 5) von Guttftabt nach Heiligen- 
thal in der Nichtung auf DOfterode und Mobrungen; 6) von Sommer- 
feld über Wolfsdorf und Heiligenthal bis zur Allenfteiner Kreißgrenze in 
der Richtung auf SJonfendorf; 7) von der Heildberg-Seeburger Strafe 
aus in der Richtung auf Kiwitten und Thegſten bis Wuslack an ber 
Bifhofftein-Bartenfteiner Staats-Chauffee, im Kreiſe Heilsberg, Regierungs- 
bezirk Koͤnigsberg. 


M acem Ich durch Meinen Erlaß vom beutigen Tage den vom Kreiſe peiläderg, 
im Regierungäbezirfe Königsberg, beabfichtigten chaufjeemäßigen Ausbau der Stra- 
pen: 1) von SHeilsberg über Lauterhagen bis zur Friedländer Kreidgrenze in der 
Richtung auf Bartenftein; 2) von — über Siegfriedswalde bis zur Röſſeler 
Kreisgrenze in der Richtung auf Seeburg; 3) von Heilsberg über Lawden und 
Stauendorf bis zur Braundberger Kreißgrenze; 4) von uttftadt über Elditten 
bis zur Brüde über die Paſſarge bei Pittehnen m der Richtung auf Liebftadt ; 
9) von Guttftadt nach Heiligenthal in der Richtung auf Ofterode und Mobrungen; 
6) von Sommerfeld über Wolfsdorf und Heiligenthal bis zur Allenfteiner Kreis. 
grenze in der Richtung auf Sonfendorf; 7) von der Heildberg- Seeburger Straße 
aus in der Richtung auf Kimwitten und Thegiten bis Wuslad an der Bifchofitein- 
Bartenfteiner Staats-Chauffee, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreife 
FAR das Erpropriationdrecht für die zu dieſen Ehauffeen erforderlichen Grund» 

üde, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs: 
Materialien, nach) Maaßgabe der für die Staats - Chaufleen beftehenden Vorfchriften, 
in Deu auf Diefe Straben. Zugleich will Ich dem genannten Keil gegen Ueber⸗ 
nahme der fünftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Strafen dad Recht zur 
Erhebung des Chauffeegelded nach den Seflimmungen des für die Staat8-Chauffeen 
jedesmal geltenden Chauffeegeld-Tarifs, einfchließlich der in demfelben enen 
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18.. B. 
Er Stamm-Aktie Littr. ©. A... 
g2> 2 , 
SEE Dividendenschein 
BSE Mn. Jahr 18.. 
3 Inhaber Dies heine erält gegen beffn Rücgebe auß de 
32 Kaffe der Thüringiſchen Eifenbahngefellihaft denjenigen Betrag aus 
3: gezahlt, welcher nad) Maafgabe ded betreffenden Statuten Nachtrages 
23 auf die Aktie Littr. C. M*..... für das Verwaltungsjaht 18.. ent: 
a: fällt, und der nebft dem Fälligfeitötermin von der Direktion ftatuten- 
&° __ mäßig befannt gemacht wird. 
FRE Erfurt, dem ot nenn. 18.. 

äg, 
SE © Die Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
©2858 (wie Anlage A.) R 

BE (L. S.) 

€. 
Talon 
zu ber 
Stamm-Aftie Littr. C. der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
Rn... 


Der Präfentant dieſes Talons erhält gegen Ablieferung deſſelben ohne 
weitere Prüfung, feiner Legitimation die für die vorftehend bezeichnete Stamm- 
Aktie neu außzufertigenden Dividendenfheine AM..... bis ..... für bie Jahre 
18.. bi8 18.., ſofern bagegen Seitens des als folchen Iegitimirten Inhabers 
der Aktie bei der Direktion der Thuͤringiſchen Eifenbahngefellihaft vorher fein 
fhriftlicher Widerfpruch eingegangen ift. 


Erfurt, den tm anne 18.. 
Die Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
LS) (wie Anlage A.) 





Beebigirt im Bürean des Staats- Miniferiums, 
Berlin, gebrutt in der Rönigliden Geheimen Ober» Hofbuäbruderet 
r & m — » 
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für Die 


KRönigliben Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7205.) Allerhöchfter Erlaf vom 31. Auguſt 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
lichen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis - Chauffeen: 
1) von Heildberg über Lauterhagen bis zur Friedländer Kreißgrenze in 
der Richtung auf Bartenftein; 2) von Heildberg über Siegfriedswalde 
bi8 zur Röſſeler Kreißgrenge in der Richtung auf Seeburg; 3) von Heils- 
berg über Lamden und Frauendorf bi8 zur Braunsberger Kreisgrenze; 
4) von Guttftadt über Elditten bis zur Brüde über die Paſſarge bei 
Pittehnen in der Richtung auf Liebftadt; 5) von Guttſtadt nach Heiligen- 
thal in der Richtung auf Ofterode und Mobrungen; 6) von Sommer- 
feld über Wolfsdorf und Heiligentbal bis zur Allenfteiner Kreisgrenze in 
der Richtung auf Jonkendorf; 7) von der Heildberg-Seeburger Strafe 
aus in der Richtung auf Kimitten und Thegften bis Wuslack an der 
Bilchofitein-Bartenfteiner Staats ˖ Chauſfſee, im Kreiſe Heiläberg, Regierungs- 
bezirt Koͤnigsberg. 


Madden Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Seiläberg, 
im Regierungäbezirfe Königsberg, beabfichtigten chauſſeemäßigen Ausbau der Stra- 
Ben: 1) von SHeilaberg über Lauterhagen bis zur Friedländer Kreisgrenze in der 
Richtung auf Bartenftein; 2) von Seleberg über Siegfriedöwalde bis zur Röffeler 
Kreidgrenze in der Richtung auf Seeburg; 3) von Heildberg über Lawden und 
Stauendorf bis zur Braunöberger Kreiögrenze; 4) von Guttftadt über Elditten 
bi8 zur Brüde über die Paſſarge bei Pittehnen m der Richtung auf Liebftadt; 
9) von Guttftadt nach Heiligenthal in der Richtung auf Ofterode und Mohrungen; 
6) von Sommerfeld über Wolfsdorf und Heiligenthal bis zur Allenfteiner Kreis: 
grenze in der Richtung auf Sontendorf; 7) von der Heilsberg- Seeburger Straße 
aus in der Richtung auf Kimwitten und Thegſten bis Wuslad an der Bifchofitein- 
Bartenfteiner Staats-Chauffee, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreife 
Mader das Erpropriationsrecht für die zu diefen Chauffeen erforderlichen Grund» 
ſtücke, imgleichen da8 Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs: 
Materialien, nad) Maaßgabe der für die Staats - Chaufjeen beftehenden Vorfchriften, 
in Bezug auf diefe Straßen. Zugleich will Ich dem genannten Sreife gegen Ueber. 
nahme der fünftigen hauffeemäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur 
Erhebung des Chauffeegeldes nach den Peitimmungen des für die Staat8-Chauffeen 
jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einfchließlich der in demfelben enthaltenen 
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Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
uſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staatd-Chauffeen von 
Sinen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beftimmungen wegen der Chauffee 
polizei- Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung fonmmen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefek-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 31. Auguft 1868, | 

Wilhelm. 
Für den Finanzminifter: 


Gr. zu Eulenburg. Sr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


— — — — 





(Nr. 7206.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligatio- 
nen des Heildberger Kreifes im Betrage von 150,000 Thalern. Dom 
31. Auguft 1868, 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


Nachdem von den Kreisftänden des Heilsberger Kreifes auf dem Kreis— 
tage vom 16. April 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreife unternommenen Chaufjeebauten erforderlichen Seldmittel im Wege einer 
Anleihe zu befchaffen, wollen Wir au den Antrag der gedachten Kreisftände: zu 
dieſein Zwede auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verfehene, Seitens der 
Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 150,000 
Thalern außftellen zu bürfen, da fich hiergegen weder im Intereſſe der Gläu- 
biger noch der Schuldner etwas zu erinnem ‚gefunden hat, in Gemäßheit des 
—* des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum 

ettage von 150,000 Thalern, in Buchftaben: Einhundert und funfzig Taufent 
Thalern, welche in fölgenden Apoints: \ 
40,000 Thaler à 500 Thaler, 

7000 - 310 . 

3000 : à 50 ⸗ 

1000 +» A 25 + 

= 150,000 Thaler, 

nach ‚dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisfteuer mit 
inf Prozent jährlid) iu verzinfen und nad) der durch dad Loos zu beftimmen- 
en Folgeordnung jährlich vom Jahre 1874. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent ded Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den amorkifirten Schuld- 
verfchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtige Privilegium Unſere een 
eTts 


» 
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liche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
aber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertra- 
gung des Eigenthums nachweisen zu Dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir Borbealtich der Nechte Dritter 
ertheilen und wodurdy für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitend des Staat8 nicht übernommen wird, ift durch die Gefet- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

den an unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 31. Auguft 1868. 


(L.S) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pu“ 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Dbligation. 


des 
Heilsberger Kreiſes 
Littr. ..... Mu 
über 
.......... Thaler PBreufifch Kurant. 
Auf Grund des unterm —.............. genehmigten Kreistagsbeſchluſſes von 


16. April 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 150,000 Thalern befennt 
ID die Ntänbifche Kommifjton für den Chauffeebau des Heildberger Kreifes 

end des Kreiſes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu- 
bigers unfündbare VBerfchreibung zu einer Darlehnsfhuld von ........... Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fün 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 150,000 halern efchieht vom 
Jahre 1874. ab allmälig aus einem zu diefem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigftend Einem Prozent jährlich, unter Zumwach der Sinfen von den ges 
tilgten Schuldverfchreibungen. 

Die Holgeordnung der Einlöfung der Schulbverjehreibungen wird durch 
da8 Loos beftunmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1874. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch das Recht vor, den 
Til ungöfonde durch größere Ausloofungen zu verftärken, fowie fämmtliche noch 
umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die auögelooften, ſowie die 
gefümdigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchftaben, 

ummern und Beträge, fowie ded Ternind, an welchem die Rüdzahlung cı- 
(Nr, 7206.) 117* fol⸗ 
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folgen fol, öffentlich bekannt gemacht. Diefe Belanntmachımg erfolgt ſechs, 
drei ‚we und Einen Monat vor den Zablumgstermine in dem Ymtshlatte der 
Königlichen Regierung zu Königsberg, dem Kreisblatte des Heilsberger Kreifes, 
fowie in einer zu Königsberg erjcheinenden Zeitung und in dem Königlich Prew 
Bifchen Staatdangeiger. 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in balbjährlichen Terininen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von heute 
an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapital erfolgt gegen bloße Rüd—⸗ 
gabe der außgegebenen Zinskupons, negiehungöioeie dieſer Schuldverfchreibung, 

ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Heildberg, und zwar audy in der nach dem 
Eintritt des Fälligfeitötermind folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligfeitstermine zurückzu⸗ 
liefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Dep vom Kapitale abg ogen. 

Die gefündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nad em 
Rüdzahlungstermme nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunſten des Kreifes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld» 
verfchreibungen erfolgt na Sort der Allgemeinen Gericht8-Ordnung Theil I. 
Sitel 51. 6%. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Heilsberg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Boch oll 
demjenigen, welcher den Verluft von —BB vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungßfrift bei der —— anmeldet und den ſtattgehabten Befitz der 
Binstupong durch Vogegens der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... albjährige Ainskupang bis zum 
Schluſſe des Jahres .... auögegeben. Für die weitere Seit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden audgegeben. Ä 

ie Ausgabe einer neuen Zindfupons - Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Heildberg gegen Ablieferung des der älteren Zinsfupons » Serie 
beigedrudten Talond. Beim Verlufte des Talons erfolgt die Aushänbigung der 
neuen Sindfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, fofern deren 
Vorzeigng rechtzeitig geſchehen iſt. | | 

ur Sicherheit der Hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 

a len zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. 
Heilöberg, den . tm ......... 18.. 


Die ftändifche Kreiskommiſſion für den Chauffeebau im Heilöberger 
Kreiſe. 


Dro- 


— 861 — 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Konigsberg. 
Zinskupon 


zu der 
Kreis-Obligation des Heilsberger Kreiſes 
Littr. ..... M..... 
über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
....... Thaler ....... Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in Det 
Zeit vom „tm .......... bis ........... reſp. vom . tn ......... 
........... und ſpäterhin die Zinſen der —e— E7 Obli ation 


für das Salbjahr Dom ............. bis ............. in Buchſtaben) 
............ Thalern ........... Silbergroſchen bei der Fa —S 


zu Heilsberg. 
Heilsberg, dem . m .......... 18.. 
Die ſtaͤndiſche Kreisfommiffion für den Chauffeebau tm Seilöberger 
Kreife. 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nad) 
der Fälligkeit, vom Schluffe des betreffenden 
Kalenderjadres an gerechnet, erhoben wird, 


Provinz Preußen, KRegierungsbesirf Königsberg. 


Salon 


jur 

Kreis-Obligation des Heilsberger KRreifes. 

Der Inhaber diefed Talond empfängt gegen defjen Rüdgabe zu der Obli⸗ 
gation ded Heilsberger Kreiſes 

Littr...... A ..... über Thaler & ..... Prozent Zinfen 


die „.t Serie Zinsfupond für die fünf Jahre 18.. bie 18.. bei der Kreis 
Kommunaltaffe zu Heildberg, fofern nicht rechtzeitig von dem al folchen legiti- 
mitten Inhaber der Obligation dagegen Diderſpruch erhoben iſt. 


Heilsberg, den . tr .......... 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion ar he Chauffeebau im Heilsberger 
Kreile. 
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(Nr. 7207.) "Statut deb Mellotationdverbandes der Bialla Brüder im Kreife Johannisburg. 
Vom 22. September 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf Grumd der SS. 56. und 57. ded Gefeßes vom 28, Februar 1843. 
(Geſetz⸗- Samml. von 1843. ©. 41.) und des Artikels 2. des Gefehes vom 11. Mai 
1853. (Gefek- Samıml. von 1853. ©. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, 
was folgt: 

$. 1. 


Unter der Benennung: 
„Meliprationsverband der Bialla-Brücder” 


wird eine Genoflenfchaft mit Korporationsrechten gebildet. 
- Genoffen des Verbandes find alle Grundbefiger, welche von den Anlagen 
deſſelben Bortheil Baden. 
Der Verband hat feinen Gerichtäftand bei dem Kreiögerichte in Johannisburg. 


W S. 2. 
Zweck des Verbandes ift: 


die Bialla⸗Brücher Bu Regulicung des Dombrowker⸗Fließes, des 
Bialla⸗Fließes und des Konopker-Fließes bis hinauf an die Kofucher- 
Mühle und durch Seitengräben vollftändig zu entwällen , die bierzu 
geeigneten Flächen jener Brüder durch Stau- und Niefelanlagen zu 
ewäſſern, Dadurch aber ertragreicheres Wiefen- und Aderland zu gewinnen. 


Zur Erreichung dieſes Zweckes find die in den Anfchlägen des Wafferbau- 
Inſpektors Kudud vom 12. Dezember 1867. verzeichneten Anlagen von dem 
Verbande auszuführen und zu unterhalten. Erhebliche Abänderungen des Projekts 
und des Anſchlages dürfen nur mit Genehmigung des Minifterd für die land- 
wirtbfchaftlichen Ungelegendeiten vorgenommen werden. 

Die zwedmäßige Richtung der veranfchlagten Seitengräben bleibt, nad 
Anhörung der Betheiligten, dem Befchluffe des Vorſtandes vorbehalten. 

Die mehrere Binnenentwäfjerung bat der Vorftand des Werbandes auf 
Koften der fpeziell dabei Betheiligten zu vermitteln und nöthigenfall8 durchzuführen, 
nachdem der Wlan dazu, fowie da8 Beitragsverhältniß, dem Vortheil eines jeden 
entſprechend von den Staats⸗Verwaltungsbehörden feſtgeſtellt iſt. 

ß ie Unterhaltung ſolcher Anlagen hat der Vorſtand ebenfalls zu bemuf- 
chtig 


igen. 
Ueber die Inangriffnahme der veranſchlagten Bewäſſerungsanlagen hat der 
Vorſtand nach Anhörung ber fpeaiel Detbeiligien ir befchließen. 
Andere Bewäflerungsanlagen find auf den Antrag der Betheiligten unter 
Genehmigung des Vorſtandes auszuführen, nachdem die Regierung den Plan 
und das Beitragsverhältniß fejtgejegt Bat. Die 
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Die- Beauffichtigung der Bewäfferungdanlagen gebührt dem Vorſtande, 
welcher auch die Benußung des Waſſers unter den Betheiligten regelt. 
Die Koften der Ent und Bewäfferung find getrennt zu halten. 


$. 3. . 
Meber. die vom Berbande zu unterhaltenden Anlagen und über die Grund- 
ſtücke des Verbandes ift ein Lagerbuch vom Direktor des WBerbandes zu führen 
und vom Borftande feitzuftellen. 


$. 4. 


Der Verband ift befugt, foweit dies zur Ausführung des Meliorations- 
plane nothwendig ift, die Abtretung fremden Grund und Bodens, die Ein- 
räumung einer Servitut und die borübergebenbe Nutzung von Grundftuden gegen 
Entfchädigung nad) den Beftimmungen ded Geſetzes vom 15. November 1811. 
(Gefeg- Samml. für 1811. ©. 352) u verlangen. | 

Die Genoffen de8 Verbandes haben den zu den Gräben und Kanälen 
erforderlichen Grund und Boden in der Regel ohne Entſchädigung berzugeben. 
Dagegen gebührt ihnen die Grasnugung auf den Böfchungen und es fällt ihnen 
aud) das verlaffene Flußbett unentgeltlich zu. 

Sofern der Werth der Gradnußung und des Flußbettes den Werth des 
Grund und Bodens jedoch nicht erreicht, ſoll ihnen der eo ewerti des letzteren 
nad den VBorfchriften des Gefehes vom 15. November 1811. im Wege des 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens entfchädigt werden. 


6. 5. 

Die beftehenden Brüden auf den Entwäfferungszügen find, nachdem fie 
auf Koften des Verbandes umgebaut find, won denjenigen in normalmäßigen 
Zuftande zu unterhalten, welchen die Unterhaltung bisher oblag. Wenn die 
DBrüden bei dem Umbau erheblich größer, als bisher werden, fo hat der Verband 
den Unterhaltungspflichtigen für die Vergrößerung feiner Laſt zu entfchädigen. 

Die —* die Entwäſſerungszüge nothwendig werdenden neuen Brücken 
hat der Verband allein zu unterhalten. 


F. 6. 


Die Genoſſen des Verbandes und das Verhältniß ihrer Beitragspflicht 
zur Dee und Unterhaltung ihrer gemeinfamen Anlagen find dur ein 
Kataſter feitzuftellen, melches der Regierungskommiſſarius entwirft. 
dabei Das Verhältniß des Vortheils an der Melipration bildet den Maaßſtab 
abei. 

Einrichtungs⸗ und Unterhaltungsfoften ſolcher Anlagen, welche nur ein- 
zelnen Genofjen VBortheile gewähren, nd nur dieſen zur Laſt zu legen und nad 
Verhältniß diefer Vortheile. Died gilt indbefondere von den Koſten der Be, 
wäflerungsanlagerı. Auch find innerhalb jeder der beiden ‚nterjogietäten deren 
Intereſſen nach denn Koftenanfchlage des Waſſerbau⸗Inſpektors Kudud vom 2. De- 
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— ———7 von einander 
verſchieden find, die Eintichtimgs- und Unterbalumgsfeiten feiceter: zu berechnen 
Diefe beiden Unterfozietäten betichen eineriets en en "ram Dam 
browfa- ließ und amdererieits aus den Beiigem, deren Laͤndereien Men bed 
Re ae Runen ihre Haurtentwäflerng baten 
bes Satafters it bei dem Wandratbäamite zu 


umb epfraftli bei Dan Gemeinbevorfländen n zu legen, — — 
ec: " Zaglen ii M in 
eine vier 


der Regierng zu Gumbinn 
wöchentliche Gi Slam yı made, imerhlb wei Bi dom Rome 
Der Kommiflarius hat die erhobenen Beichwerden umier Zuriehung ber 
Beichhwerbeführer, eines Deputirten des Vorftandes und der erferdertihen Sud 


verſtäntigm unterſuchen 
Sachverfländigen find hinfichtlich der —— des Inmdations⸗ 
ebietes nd der fonfligen Bermefjungen ein vereideter Fellmeiler oder nöthigen- 
ti ‚ein Bermefjungsrevifor, binfichtlih der Bonität wei olonomiſche Sach 
e, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberihwemmungsverhältifie 
ein Wafjerbauverftändiger —— werben fan 
Die verfländigen werden von der Regierung ernannt. 
Mit dem Refultate der Unterfuhung werden die Betbeiligten, nal) 
die Befhwerbeführer einerfeit8 und der Vorftandödeputirte andererfeits, befannt 
s Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, —— — 
— — und wird das Katafler dengemãß berichtigt. Anderenfalls werben 
Entſcheidung der Beſchwerden der Regierung eingereicht. 
ne hr die Beichwerde verworfen, fo treffen die Koften derielben den Be: 


ſch innen vier Doden nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung ifl 
—5 dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 


zuläffig 

Nach erfolgter Feitftellung wird das Katafter von der Regierung zu 
Gumbinnen ausgeferti gt und dem Vorſtande zugeftellt. 

Bid zur Seffte ng des Katafterd verfügt die Regierung zu Gumbimnen 
nady Anhörung des Vorſtandes über das interimiftiiche Beitragsverhältniß, wel⸗ 
ches vorbehaltlidy der Ausgleihung der Einziehung von Beiträgen zum Grunde 
zu legen ift. 

6. 7. 

Die Verbindlichkeit zur Entrihtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht mit der Sozietätspflicht gleich den fonftigen gemeinen Laften 
und Abgaben ald Reallaſt unablöslih auf den verpflichteten Grumd 

Sie Beiträge find auf das Ausfchreiben des Direktord in den darin zu 
bezeichnenden Terminen zur Kaſſe des Verbandes bei Vermeidung ber abmini- 
ſtrativen Egefution einzuzahlen. Innerhalb der Gemeinden bewirken deren Vor⸗ 
ſteher die iehung und Abführung zur Kaſſe des Verbandes. Si 
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Die Erekution findet auch flatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
Befiger der verpflichteten Grundflüde, vorbehaltlic deB Regreſſes "an die eigent- 
lich flichteten. 

$. 8. 


_ An den vom Verbande zu unterhaltenden Haupt⸗ Entwäflerungegigen 
müfjen Drei Fuß, vom oberen Rande der Bong ab gererhnet, unbendert bleiben. 
Bei der Räumung der Ranäle und Gräben müflen die Eigenthümer der 
angrenzenden Grundftüde den Auswurf, deffen Eigenthum ihnen bagegen 7 
aufnehmen und binnen vier Wochen nach der Räumung, wenn aber die Räu⸗ 
mung vor ber Ente gefchieht, binnen vier Wochen nad) der Ernte, bis auf 
Eine Ruthe Entfernung von bem Rande fortfehaffen. Aus befonderen Gründen 
fann der Direktor diefe Friſt abändern. 

Ausnahmen von der Beftimmung diejed Paragraphen können in einzelnen 
Fällen vom Vorſtande des Verbandes mit Genehmigung der Regierung geitattet 
werden. Wo die Eigenthümer der angrenzenden Ländereien durch die Gräben 
feinen Vortheil haben, ſoll ihnen die Kortihaffung des Ausmurfd gegen ihren 
Willen nicht aufgelegt werden. ' 


9. 


Der Verband fteht unter der Aufficht der Regierung zu Gumbinnen al3 
Landespolizeibehörde und in höherer Inſtanz des Miniſters für die landwirth- 
ſchaftlichen Angelegenheiten. Die Negie bat darauf zu halten, daß die Ber 
ftimmungen des Statutd beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und erhalten 
und die etwaigen Schulden regelmäßig verzinft und getilgt werden. 

Die Regierung entfcheidet über die Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe des 
Vorſtandes und des Direktors, fofern der Nechtöweg nicht zuläffig und ein« 
geſchlagen ift, und ſetzt ihre Entſcheidung nötbigen all —32— in Volug 

Die Regierung iſt befugt, von der Verwaltung des Verbandes jederzeit 
Kenntniß zu nehmen, nach Anhörung des Vorſtandes eine Geſchaäftsanweiſung 
für den Verband zu ertheilen und auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850. 
über die Polizeiverwaltung die nöthigen Polizeiverordnungen zu erlaſſen zum 
Schuße der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauffichtigenben nlagen. 


$. 10. 


Wenn der Borftand es unterläßt oder verweigert, die dem Verbande nad) 
diefem Statute oder fonft gefehlich obliegenden Leiitungen auf den Haushalts 
Etat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, fo läßt die tegierung nad) 
Anhörung des Vorftandes die Eintragung in den Etat von Amteiwegen ewir⸗ 
fen, ober ſtellt die außerordentlichen Audgaben feit und verfügt die Einziehung 
der erforderlichen Beiträge. 

Gegen dieſe — 3 — ſteht dem Vorſtande innerhalb zehn Tagen die 
Berufung an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 
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§. Ii. 


‚Die Regierung Bat darauf zu halten, daf den Beamten des Verbandes 
die ihnen zufommenden Befoldungen unverkürzt zu Theil werden, und etwaige 
Beſchwerden darüber zu entjcheiden, vorbehaltlich des Rechtsweges. 


$. 12. 


Die Angelegenheiten des Verbandes werben durch einen Vorftand geleitet, 
welcher aus einem Direktor und fünf Mitgliedern beiteht. 
‚ Der Direktor und fein Stellvertreter werden von der Regierung zu Gum- 
binnen ernannt. Die fünf Mitglieder werden dagegen ernannt refp. gewählt: 


1) vom Domainenfisfus Ein Mitglied, 


2) von den zum Verbande gehörigen Befizern felbftftändiger Güter zwei 
Mitglieder; 


3) von der Stadtgemeinde Bialla und den betheiligten Dorfgemeinden 
‚zwei Mitglieder. 


Die Wahl. der Mitglieder ad 2. und 3. erfolgt innerhalb der Unterfogie 
täten, . deren im $. 6. gedacht ift, dergeftalt, daß Ihe Sozietät für fi Einen | 
Vertreter der. Gutöbezirfe und Einen Vertreter der Gemeinden erwählt. 

Die Mitglieder ad 2. und deren Stellvertreter werden in jeder Sozietät 
von den ‘zu ihr gehörigen Befitern felbftftändiger Güter reſp. von ihren Bevoll 
mächtigten und. gejeglichen Vertretern, die Mitglieder ad 3. und deren Stel. 
vertrefer von den Vorſiehern Kun Gemeinden, zu welchen die übrigen 
‚bei der Sozietät betheiligten Grundbefiger gehören, durch abfolute Stimmen 
mebrheit gemäblt. Dabei wird die Stimme jede wählenden Vorſtehers gezählt 
nach der. ogen ahl, welche er vertritt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
—— Die ab gilt für ſechs Sabre. Der Ausfcheidende kann wieder ge 
w werden. 

. Die Regierung zu Gumbinnen ernennt die Wahlkommiſſarien. Die 
- Brüfung der Wahlen fteht dem Vorſtande felbft zu. 

m Uebrigen finden bei dem Wahlverfahren, fowie in Betreff der Ber- 

pflichtung. jur Annahme der Wahl die Vorſchriften über Gemeindewahlen An- 


wendung. u 

"Die Stellvertreter nehmen in Krankheits- und Behinderungsfällen de 
Mitgliebed feine Stelle ein und treten für das Mitglied ein, wenn daſſelbe 
während der Wahlzeit flirbt, oder feinen Wohnſitz in der Gegend aufgiebt. 


$. 13. 


. Der Vorftand des Verbandes bat über alle Angelegenheiten zu befchließen, 
foweit diefelben nicht dein Worfigenden (Direktor) überwiefen find, insbeſondere: 
. a)-über die zur Erfüllmg der Sozietätszwecke nothwendigen und nütlichen 

. Einrichtungen und über die Bauanfchläge; ’ g X 
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b) über den Jahresetat und die erforderlichen gewöhnlichen und aufer- 
gewöhnlichen Ausfchreiben, fowie über die Decharge der Jahresrechnung; 

c) über etwaige Anleihen; 

d) über Verträge (f. jedoch $. 21.); 

e) über die Benutzung der etwa zu erwerbenden Grundftüde oder des fon- 
figen Vermögens des Verbandes; 


f) über die Annahme de8 Rendanten und der erforderlichen Unterbeamten; 
g) über die Gefchäftsanweifungen; 
h) über die Revifion der Anlagen durch einen qualifizirten Baubenmten. 


Die Ausführung der Beichlüffe des Borftanded erfolgt duch den Vor—⸗ 
fitenden. Der Vorſtand ift aber berechtigt, von der Ausführung der Befchlüffe 
fih Ueberzeugung zu verfchaffen. 

Beſchlüſſe des Vorſtandes, welche der Vorſitzende für geſetzwidrig oder 
dem Gemeindewohl nachtheilig erachtet, Hat derſelbe zu beanftanden umd die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung einzuholen. 


$. 14. 
Die Genehmigung der Regierung ift erforderlich: 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen; 
b) zu Anleihen; 
ce) zur Veräußerung von Grundftüden des Werbandes. 


§. 15. 


Der Vorſtand verfammelt fih auf Berufung des Vorfitenden alle jahre 
mindeftend ein Mal im Monat Mai. Die Art und Weife der Yufammen- 
berufung erfolgt unter Angabe der Gegenftände der Verhandlung; mit Ausnahme 
dringender Fälle muß diefelbe mindeftend fieben freie Tage vorher ftattfinden. 


$. 16. 


Die Mitglieder ded Vorſtandes find an Inſtruktionen der Genoſſen des 
Verbandes nicht gebunden. Die Bejchlüffe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entfcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Borftand Tann nur befchließen, wenn außer dem Direktor zwei Mit 
glieder erfchienen find. 

Eine Ausnahme findet flatt, wenn der Vorftand, zum dritten Mal zur 
Verhandlung über denfelben Gegenitand zufammenberufen, dennoch nicht in ge- 
nügender Zahl erfchienen ift. 

Bei der zweiten und dritten Zufammenberufung muß auf diefe Beftimmung 
ausdrüdlich hingewieſen werden. 

(Nr, 7807) 118* $. 17, 
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$. 17. 


An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Verbandes darf der- 
jenige nicht Theil nehmen, deffen Sntereffe mit dem des Verbandes im Wider 
ſpruch fteht. Kann wegen dieſer Ausfchliegung, felbft mit Hülfe der Stellver- 
treter, eine beſchlußfähige Verfammlung nicht gehalten werden, jo bat der Vor- 
fitende, oder, wenn auch diefer aus dem vorgedachten Grunde betheiligt ift, bie 
Regierung für die Wahrung der Intereſſen des Verbandes zu forgen und 
nötbigenfalls einen befonderen Vertreter für denfelben zu beftellen. 


$. 18. 


Die Beſchlüſſe des Vorftandes und die Namen der dabei anweſend ge 
weienen Mitglieder find in ein beſonderes Buch einzutragen. 
Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigftend zwei Mitgliedern un 
terzeichnef. 
$. 19. 


Der Direktor des Verbandes führt die Gefammtverwaltung und handhabt 

die Polizei zum Schuße der vom Verbande zu unterhaltenden oder zu beauf- 

ichtigenden Anlagen. In einzelnen Fällen kann fich der Direktor duch ein an- 

ered Mitglied des Vorſtandes vertreten lafjen; jede Mitglied des legteren iſt 

— Aufträge des Vorſitzenden zu übernehmen. Der Vorfitende bat ind 
ondere: 


a) den Verband nad) Außen und in Prozeſſen zu vertreten. Zu Verträgen 
und Schuldurkunden ift eine nach $. 18. zu vollziebende Urkunde oder 
Vollmacht des Vorſtandes erforderlich (ſ. jedoch $. 21.); 


b) die Einnahmen und Ausgaben anzuweifen und das Kafjen- und Red; 
nungsweſen zu überwachen; “ 


ce) die Sozietät8beiträge nach dem Etat und den VBefchlüffen des Vorſtandes 
ausdzufchreiben und die Beitreibung zu bewirken; 


d) die Unterbeamten zu beauflichtigen und die Ausführung der Bauten an- 
zuordnen und zu leiten. 


$. 20. 


Alljährlich im Frühjahr, vor der ordentlichen Jahresverſammlung de 
Vorftandes, findet eine Hauptfchau der Anlagen des Verbandes ſtatt. Diefelbe 
erftredt fi auch auf die vom Verbande zu beauflichtigenden Anlagen. Der 
Direktor hält die Schau mit Zuziehung von zwei Vorftandsmitgliedern als Mit- 
urtheilern ab, welche in der ordentlichen Jahresverſammlung vom Borftante 
beftimmt werden. Dabei verfteht es ſich von felbit, daß auch die übrigen drai 
Vorftandsmitglieder fich bei der Schau und den Beichlüffen der Schaufommiffton 
mit vollem Stimmrechte betheiligen Fönnen, le 
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Ueber den Befund und die Beſchlüſſe der Schaufommiffion if ein Pro» 
tofoll aufzunehmen. Die Schau wird öffentlicy befannt gemacht, damit jeder 
Vetheiligte a eher it, fol gleicher Weiſe im Septemb Nach 
o oft es erlich iſt, ſoll in gleicher Weiſe im ember eine Nach⸗ 
ſchau abgehalten werden. r 
$. 21. 


Die gewöhnliche Unterhaltung der Sozietätdanlagen ordnet der Direktor 
nach dem Befund der Schau an, in dringenden Fällen, aud) fonft nad) eigenem 
Ermeffen und holt nur in zweifelhaften Fällen, oder wenn er mit den Mit- 
urtheilern nicht übereinftimmt, den Befchluß des Vorftandes ein. Ob die Aus- 
führung auf Rechnung durch die Unterbeunnten, ausnahmöweife auch durdy ein 
Mitglied des Verbandes, oder einen Gemeindevorftand, oder durch Entreprife. zu 
geiheben bat, darüber feßt der Vorftand gemiffe Grundfäte feſt, unbejchadet deren 

dringenden Fällen die Direktion nad) eigenem Ermeffen verfähtt. Zu Entre- 
ae zur Unterhaltung der Anlagen bedarf der Direktor einer Boll. 
macht nidt. 

Was die Schau für die vom Verbande nur le een Anlagen 
betrifft, fo ift da8 Ergebniß der Schau in gleicher Weife feitzuftellen, den Be⸗ 
theiligten vom Direktor danach Anweiſung zu ertheilm und die Befolgung 
nöthigenfalld im Wege der adminiftrativen Erekution von ihm zu erzwingen. 


$. 22. 


Zur fpeziellen Beauffichtigung der Anlagen und zur Ausführung bet die 
Unterhaltung der Sozietätdanlagen betreffenden Arbeiten bat der Direltor au 
Beſchluß des Vorftandes die erforderlichen Unterbeamten anzuftellen und ti 
u verpflichten. Der Direktor kann gan diefe Unterbeamten Disziplinar- 
Strafen bi8 zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, nöthigenfalld ihnen 
auch die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unterfagen. 


$. 23. 


Der Direktor ift befugt, wegen der die Anlagen betreffenden polizeilichen 
Uebertretungen die Strafe bis zu fünf Thalern Geldbuße oder drei Tagen Ge- 
fängniß vorläufig feftzufeßen, nad) dem Gefehe vom 14. Mai 1852. Die vom 
ai allein, nicht vom Polizeirichter, feftgefegten Geldftrafen fließen zur Sozietäts- 

e. | 


g. 24. 


Auf Beſchluß des Vorftandes find die Anlagen des Verbandes rüdfichtlich 
ihrer normalmäßigen Befchaffenheit durch einen qualifizirten Baufachverftändigen, 
fo oft e8 erforderlich ift, zu revidiren. 

Bei neuen Anlagen und größeren Unterhaltungsarbeiten hat der Direktor 
durch einen ſolchen Sachveritändigen den Anfchlag vorher fertigen und die Aus. 
führung infpiziren und abnehmen zu laffen, 

‚Als. 7207.) F. 25. 
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Zur Führung efchäfte eng engagit ber Bo ber Borfiand einen Rendanten, 
pache durch — an —— orfigenden m einer Berfammlung 

Der Rendant den Anıw des Borfigenben die Einnahm 
und Ausgaben zu —— und den Et ar Die Sahresrehnung 8* 
Kalenderjahr iſt bis him 1. Are dem Vorfitenden zu ira welcher diefelbe 
durch 0 anen Rechnung digen und außerdem ſelbſt und durch ein dem Vor— 
— — e Mitglied der Borprüfung unterwirft 

een Sage vw be im — des —— ft Pr Diitalihes bes 

un 
Verbandes offen * legen. u 


$. 26. 


Der Borfigende und die Mitglieder des Vorſtandes befleiden Ehrenpoften. 
Dem Direktor iſt eine Entf eauaufwand w 
Die Regierung auf Mntören bes Werfanbes feffeht ur Weir 


S. =. 


Die erfte Ausführung Aeliorationdenlogen leitet der Regierungs⸗ 
kommiſſarius, welcher fa Des Baued als des 1 Verbandes Fre 
mit Hülfe des ihm zugeordneten Baubeamten. 

Der Vorſtand und bis zu deſſen Konſtituirung die am 18. Januar cr. ge 
wählten interimiftifchen Deputirten nebft dem zu ernennenden fiöfalifchen Vertreter 
unterftügen ihn Dabei und nehmen die Rechte ded Verbandes wahr. 


Diefe Deputirten und der fiöfalifche Vertreter haben mit dem Regierungs- 
kommiſſarius den Verband nad) Außen zu vertreten, inäbefondere oh fie Di 
Befugnig, Grundflüde zu erwerben, Anleihen zu fontrahiren, fowie alle fonfligen 
NRechtögeichäfte Namen des Verbandes auszuführen und legteren dadurch rechts⸗ 
verbindlich zu verpflichten. 

Ein Baubeamter der Regierung revidirt die Arbeiten. 


Nah erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs. 
fommiffarius dem Vorftande des Verbandes überge ben, mit der Baurechnung 
und einem Nachweis der auögeführten Anlagen er „Snentarienftide. Stra 
tigfeiten, welche dabei en mö ee en von der Regierun g Dumbinnen, 
in höherer Inſtan Ian) von dem Minifter für die landwicthfcaftlihen Sn gelegenheiten 
entfchieden, ohne daß der —— zuläſſig iſt. 
Die Baur zung wird nach Anhören des Vorſtandes denmächſt von der 
Regierung dechar Si 
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Die Remuneration des Regierungskommiſſarius während der Bauzeit 
wird aus der Staatstkaſſe beftritten. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. September 1868, 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Seldow. Leonhardt. 





(Nr. 7208.) SKongeffions- und Beftätigungs-Uekunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Zweigbahn von der Cöln -Herbeöthaler Eifenbahnlinie am Bahnhofe Stol- 
berg nad den Kohlenzechen bei Alsdorf durch die Rheinische Eijenbahn- 
Geſellſchaft, ſowie einen Nachtrag zu den Statuten der lehteren. Dom 
22. September 1868. Ä 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Rheiniſche Eifenbabngefellihaft in Folge der Beſchlüſſe der 
Generalverfammlungen Ihren Aktionahe ou 27 ei 1865. und 29. ei 1867. 
den Ausbau und Betrieb einer Zweigbahn von der Cöln » Herbesthaler Eifenbahn- 
Linie beim Bahnhof Stolberg nach Alsdorf hin zum Anfchluffe der dort belegenen 
Kohlenzechen beantragt hat, wollen Wir in Anerkennung der Vortheile, welche 
diefe Zweigbahn für die bergbaulichen und Verkehrs⸗Intereſſen des Alddorfer 
Reviers mit fich bringt, der Rheiniſchen Eifenbahngefellihaft zum Ausbaue und 
Betriebe der vorbezeichneten Erweiterung ihres Unternehmens unter den, in dem 
beigefügten, von Uns hiermit beftätigten Statutnachtrage enthaltenen Bedingungen 
die Iandeöherrliche Genehmigung mit der Maaßgabe hierdurch ertheilen, daß an- 
deren Unternehmern ſowohl der Anfchluß an die neue Bahn mittelft Zweigbahnen, 
als auch die Benutzung der erfteren gegen zu vereinbarende, eventuell von dem 
Minifter für Handel, Gewerbe und 5 entliche Arbeiten feftzufegende Fracht⸗ oder 
Bahngeldfäte vorbehalten bleibt. | 
Ä Mir verordnen zugleich, daß auf den a Bahnbau die in dem 
Geſetze über die Eifenbahn - Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen 
Vorfchriften, insbeſondere diejenigen über das NA re und das Recht 
zur vorübergehenden Benukung fremder Grundftüde, Anwendung finden follen. 
Die gegenwärtige Urkunde ift durch die Gefe- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
(Nr. 7207-7208.) Ur 
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Urkundlich unter Unferer Höchfteigenpändigen Unterfehrift und beigebrudtem 
Königlichen Inſiegel. | \ 
Gegeben Berlin, den 22. September 1868. 


(L. S.) Milhelm. 


Für den QJuftizminifter: 
Gr. v. Itzenplitz. v. Roon, 


Nachtrag zu den Statuten 


der 
Rheinifhen Eiſenbahngeſellſchaft. 


| $. 1. 

Die Rheinifche Eifenbahngefellfhaft übernimmt in Erweiterung ihres Unter: 
nehmens den Bau und Betrieb einer Sweigbahn von der Enge eöthaler Linie 
am Bahnhofe Stolberg ausgehend nach den Koblenzechen bei Alsdorf. 

Diefe Erweiterung bildet einen integrivenden Beftandtheil des gedachten 
Unternehmend und es finden auf diefelbe alle Beftimmungen der Geſellſchafts⸗ 
Statuten und deren Nachträge Anwendung, 


$. 2. 

Das zur Ausführung der Bahn, fowie zur verhältnigmäßigen Vermehrung 
des Betrieb8materiald erforderliche Kapital wird vorläufig auf dreihundert Tau- 
fend Thaler angenommen, und foll dafjelbe je nach dem Ermefjen der Direktion 
durch Ausgabe von Stamm-Aftien oder Obligationen befchafft werden. Der Zait- 

unft, von welchem ab die eventuell zu emittirenden Stammaltien an der Divi- 


Dende Theil nehmen, fowie die fonftigen Bedingungen der Emiffion, werden von 
der Direktion beftimmt und befannt gemacht. 


$. 3. 


Die finanziellen Refultate der zu erbauenden Bahn follen auf die im 

NE des Statutnachtrage8 vom 5. März 1856. vorgefehene Berechnung eine 

einertrages von fünf und einem halben Prozent feinen Einfluß üben, fondern es 

ol mit Rückſicht hierauf fo lange, als die mitteld der Allerhöchften Order vom 

. Suni 1860. bewilligte Zinsgarantie des Staat3 für das zum Bau der Brüde 

zwifchen Coblenz und Chrenbreititein erforderliche Anlagefapital fortdauert, ge 
trennte Rechnung geführt werden. 





Redigirt im Büreau bed Staat! Minifteriums. 
Berlin, gedrudt in ber Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchbruderei 
(RR. v. Deder). Hofbuch 
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Gele - Sammlung 
für die 


Rönigliden' Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 63. — 
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(Nr. 7209.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen und Seiner. Hoheit 
dem Herzoge von Sahjen- Meiningen wegen Uebertragung ber Leitung 
der Grundftüdzufammenlegungen und Hutablöfungen auf die Königlich 
Preußiſchen Auseinandberjeßungsbehörden. Vom 18. Juni 1868. 


M acisem Seine Majeftät der König von Preußen dem Wunfche Seiner Hoheit 
des Herzogd von Sachen Meiningen mit Bereitwilligfeit entgegengelommen find, 
die eitung Der rund ftichufennmente ungen und Sutablöfungen im Herzogthum 
Sacjfen- Meiningen den Königlich Preußiſchen hBeinanberfehun sbehörden zu 
übertragen, find zur Feſtſtellung der hierbei erforderlichen näheren Beltimmungen 


Königlich Preußiſcher Seitß: 
1) der Geheime Legationsrath von Kehler, 


2) der Geheime Regierungsrath Greiff, 
und 


Herzoglih Sahfen-Meiningenfcher Seitß: 

2 der Staatsrat Giſeke, 

2) der Regierungsrath Dr. jur. Heim 

zufammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifilation folgenden. Vertrag 
geſchloſſen. 


Artikel 1. 


Die Leitung der Grundſtückzuſammenlegungen und ‚Autablöfun en, fowie 
die Entfcheidung der dabei vorfommenden Streitigkeiten foll in dem Herzogthum 
Sachfen- Meiningen durch die für die umliegenden Preußiſchen Landestheile dazu 
berufenen Königlich) Preußifchen Behörden, zur Zeit die sönigliche Generalkom⸗ 
miſſion zu Merſeburg und das Reviſionskollegium für Landeskulturſachen in 
* , fowie in den dazu geeigneten Fällen das Obertribunal im Berlin, 
erfolgen. | 

Jahrgang 1868. (Nr. 7209.) 119 Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Oktober 1868, 
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Artikel 2. 


Dem Verfahren und den Entſcheidungen ſollen die im Herzogthum Sachſen⸗ 
Meiningen geltenden Geſetze und Verordnungen zum Grunde gelegt werben." 


on Artikel 3. W 
Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden ſollen in dem 
Seikens Seiner Hoheit des Herzogs von Sachſen⸗Meiningen jr erlaffenden 
Ausführungsgefege über die Artikel 1. bezeichneten Gefchäfte diefelben Befugniſſe 
erhalten, weldye ihnen in ähnlichen Preußischen Anlegenheiten eingeräumt find. 


Artikel 4. 


Die richterlichen Entfcheidungen der Königlich Preußifhen Behörden in 
dem im SHerzogthum Sachien- Meiningen vorlommenden Auseinanderfeßungs- 
ſachen ergehen unter der Formel: 


In Gernäßheit des zwifchen Seiner M jeftät dem Könige von Preußen 
und Seiner Hoheit dem Herzoge von Sacjen- Meiningen gefchlofienen 
Staatövertrage8 vom 18. Juni 1868. 


Artikel 5. 


Die betreffende : Königfich Treufifh Generalkommiſſion üherweift die 
Bearbeitung der einzelnen Gefchäfte den geeigneten Speiallommifjarien.. und 
Geometern, führt auch über diefe ihre Unterbeamten die geichäftliche Disziplin. 


Artikel 6. 


Das Herzoglich Sachfen- Meiningenfche Stantöminifterium ift befugt, von 
der betreffenden Königlich Berubifgen Öeneralfommiffion über die Lage der din 
jenen Auseinanderjeßungsfachen jederzeit Auskunft zu foren. Tür. den Fall, 
aß das Herzoglicye Staatsminifterium in einzelnen, das l ecpoli eiliche In⸗ 
tereffe berühtenben Punkten der betreffenden Königlichen Generalkommiſſion 
beftimmte —ã zu ertheilen hätte, wird daſſelbe mit dem Königlich 
Preußiſchen Miniſterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten in Ko ikation 
treten, durch welches letztere dann die Beſcheidung der Generalkommiſſion erfolgt. 
Auch in allen auf die Disziplin der Behörde oder der einzelnen Beamten 
Bezug habenden Fällen wird ſich das Herzogliche ——— —— an das 
gedachte Königliche Miniſterium wenden, ſofern daſſelbe nicht vorziehen ſollte, ſich 
ieſerhalb zuvörderſt unmittelbar mit der Auseinanderf etzungsbehörde zu verftändigen. 


Artikel 7. 


| Die im. Königreich Preußen wegen der KRoften und der Remumerirung 
der Beamten und Sachverftändigen in Auseinanderſetzungsſachen geltenden Vor- 
fohriften, fie mögen fchon erlafjen fein oder noch erlaflen werden, follen ar 
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bei den im Herzogthum Sachfen- Meiningen vorkommenden, im Artikel 1. be 
zeichneten Auseinanderfegungägefchäften Anwendung finden. 


Artikel 8. | 
Seine Hoheit der Herzog von Sachfen- Meiningen verpflichten Sich, zu 
den Generalfoften der Konlatin Preußiſchen Auseinanderjegungsbehörden, welche 
aus der Königlich Preußifchen Staatskaſſe gewährt werden, an dieſe einen an- 
gemefjenen Beitrag alljährlich zu zahlen. Diefer Beitrag wird für die nädıfien 
zehn Jahre auf die Summe von Eintaufend fünfhundert Thalern jährlich feit- 
geftellt und bleibt für die weitere Folgezeit beſonderer Verabredung vorbehalten. 


Artikel 9. 


Die Ausführung diefed Vertrages erfolgt mit dem 1. Januar 1869. 
Von dem Vertrage zurüdzutreten foll Sowohl Seiner Majeftät dem Kö: 
nige von Preußen, als Seiner Hoheit dem ‚Denoge von Sachjen- Meiningen 
nach Ablauf von zehn Jahren und von da ab jederzeit nach einjähriger Kun- 
Digung freiftehen. Eine gleiche Kündigung foll Seiner Majeftät dem Könige 
von Preußen innerhalb der vertraggmäßigen Zeit von zehn Jahren feeiftehen, 
wenn an der binfichtlich der Auselnanderfegungen im Herzogthum Sachien- 
- Meiningen jetzt befiehenden materiellen Gejeßgebung etwas geändert werden follte. 


Artikel 10. 


Gegenmwärtiger — ſoll unverzü lich zur landesherrlichen R ion 
vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden binnen vier Wochen 
"in Berlin bewirkt werden. " © | 


Berlin, den 18. Juni 1868. 


(L. S.) Hermann Karl Friedrich Viktor v. Kehler. 
.(L. S.) Johann Julius Edmund Greiff. 

(L. S.) Albrecht Otto Giſeke. 

(L. S.) Johannes Friedrih Wilhelm Heim. 


on. 








Vorſtehender Vertrag ift ratifizirt und e8 hat die Auswechfelung der Ra- 
tififationd » Urkunden ftattgefunden. 





 (Np 7209-7210.) 119® (Nr. 72'0.) 
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(Nr. 7210.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. September 1868., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorredhte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde- 
Chauſſee von Recht nad) der Landesgrenze mit Belgien bei Brüden und 
von da aus über Brüden bis zur Malmedy- St. Vither Bezirksſtraße, im 
Kreife Malmedy, Regierungebezirk Aachen. | 


M acsem Ich durdy Meinen Erlaß vom beutigen Tage den von der Gemeinde 
Recht, im Kreife Malmedy, Regierungsbezirk Aachen, beabfihtigten Bau einer 
Gemeinde -Chauffee von Recht nach der Landeögrenze mit Belgien bei Brüden 
und von da auß über Brüden bid zur Malmedy-St. Vither Bezirksſtraße ge 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Gemeinde Recht das Expropriationsrecht 
für die zu dieſer Chauffee erforderlichen Grundftüde, imgleichen das Recht zu 
Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs - Materialien, nad) Maaßgabe der 
für die Staatd-Chauffeen beftehenden Vorſchriften, in Bezug auf diefe Straße. 
Zugleich will Ich der genannten Gemeinde gegen Uebernahme der fünftigen 
chauffeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chaufler 
geldeö nach den Beitiinmungen des für die Staats-Chauffeen jedesmal geltenden 

hauſſeegeld⸗Tarifs, einfchlieglich der in demfelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zufätlichen 
Vorfchriften, wie diefe Beftimmungen auf den Staatd-Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld - Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chaufjeepolizei- 
Vergeben auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 2. September 1868. 
Milbelm. 


Für den Syinanzminifter: 


Gr. zu Eulenburg Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





(Nr. 721) 
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(Nr. 7211.) Statut für den Verband zur Regulirung der Schaaksvitter Beek im Landkreiſe 
Königsberg. Dom 26. September 1868, 


Mir Wilhelm ‚ von Gotte8 Gnaden König von Preußen x. 


verordnnen, auf Grund des Artifeld 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗ 
Samml. vom Jahre 1853. ©. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, 
was folgt: 

$. 1. 


Sur Durchführung des über die Regulizung der Schaafövitter Beek in 
der Denkichrift des Waiferbau - Infpeftors Kuckuck vom 18. März 1868. und 
den dazu gehörigen Nivellementd und Situationsplänen von demfelben Datum 
aufgeftellten Meliorationsprojeft8 werden die Eigenthümer der‘ oberhalb Schaaf8- 
vitte zu beiden Seiten diefer Beek und ihrer Seitenarme a. b. und c. (Station 
0. bi8 304., Station 214. bi 414. a., Station 323. a. bi8 365. b. und Sta⸗ 
tion 275. bis 310. c. gedachter Pläne) belegenen Grundſtücke, foweit denfelben 
aus der Ausführung ded angegebenen Projekts Wortheile erwachfen, zu einer 
Genoflenfchaft unter dem Namen: 


„VBerband zur Regulirung der Schaaksvitter Beet‘ 
vereinigt. 
Diefelbe bat ihren Gerichtöftand bei dem Kreißgerichte zu Königsberg. 


$. 2, 


Der Genofienfchaft liegt die Ausführung der in der erwähnten Dent- 
ſchrift und dem dazu gehörigen Koftenanfihlage näher bezeichneten Anlagen ob. 
Hiervon bleiben jedoch diejenigen Anlagen ausgeſchloſſen, die fich auf die Regu- 
Iirung des Reichgrabens —* 

Mit Genehmigung des Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
beiten kann in Laufe der Ausführung der Genoſſenſchaftsanlagen von dem er⸗ 
wähnten Plane und Koſtenanſchlage abgewichen werden. 


$. 3. 


Die fpätere Unterhaltung der nad) diefem Plane und Koftenanfchlage zu 
regulirenden MWafferläufe und anzulegenden Brüden ift von denjenigen zu bewir- 
fen, denen die Unterhaltung bisher oblag. Nur foweit andere Verpflichtete nicht 
vorhanden find, erfolgt die Unterhaltung auf Koften der Genoffenfchaft. 

Deögleichen liegt der leßteren die fpätere Unterhaltung der im erwähnten 
Koftenanfchlage unter Titel II. aufgeführten Ueberfälle, fowie die Beftreitung der 
- aus der laufenden Verwaltung der Genofjenfchaft entftehenden Koften ob. 


(Nr. 7311.) $. 4 
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$. 4. 


Die ordentliche Unterhaltung der zu regulirenden Wafferläufe wird unter 
die Kontrole und Schau des Genoflenfchaftsvorftandes geftellt. Ohne wider: 
tufliche Genehmigung des lekteren darf das Waſſer in jenen Mafjerläufen nid 
aufgeitaut werden. 

$. 5. 

Die Beiträge zur Erfüllung der der Genofferfchaft obliegenden Verpflid 
tungen werden von den Genofjen nad) Maaßgabe der aus den gemeinfchaftlichen 
Anlagen ihnen erwachſenden Vortheile aufgebracht. Zu diefem Behufe wird von 
dem Worftande unter Zuziehung des Katafterfontroleurs des Kreiſes ein Katafter 
Def dum Berbande gehörigen Grundflüde nach Maaßgabe der Flächengröße auf: 
geſtellt. oo | | 


$. 6. 


Das Katafter wird den einzelnen Gemeindevorftänden, fowie den Beſitzern 
der Güter, weldye einen befonderen Gutsbezirk bilden, extraftweife mitgetheilt und 
im Amtöblatte eine vierwöchentliche Frift befannt gemacht,, innerhalb. welcher da3 
Katafter bei den Gemeindevorſtänden eingefehen werden fann und Beſchwerden 
dagegen bei dem Kommiſſarius angebracht werden können. Nach Ablauf diefer 
Friſt werden die angebrachten Befcywerden, weldye auch gegen die Vertheilung 
der Koften nad) den bloßen Flächenmaaß gerichtet werden fönnen, von bem 
Regierungskommiffarius unter Zuziehung der Beichwerdeführer, eined Deputirten 
des —5328 und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen unterfucht. 

Die Sachverftändigen, und zwar binfichts der Vermeffung und des Nivelle 
ments ein vereideter Feldmeſſer oder.nöthigenfalld ein Vermeſſungsreviſor, bin 
ſichts der öfonomifchen Fragen zwer öfonomifche Sachveritändige, denen bei 
- Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhälmiſſe ein Waflerbau- Sadyver 
ftändiger beigeordnet werden fann, werden von der Regierung in Königsberg 
ernannt. 

Mit dem Refultate der Unterfuchung werden die Betheiligten, nämlich da 
Befchwerdeführer einerfeitd: und der Deputirte ded Vorftandes andererfeits, br 
fannt gemacht. Sind beide Theile mit dern Refultate einverftanden, fo bat « 
dabei fein Bewenden, und wird dad Katafter demgemäß berichtigt. Anderenfalls 
werden die Akten an die Regierung zur Entfcheidung über die Befchwerden ein 

ereicht. Wird die Befchwerde verworfen, fo treffen die Koften derfelben den Be 
——— 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung ik 
Rekurs dagegen an den Minifter für die landwirthchaftlihen Angelegenheita 
zuläſſig. 

Nach erfolgter Feſtſetzung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung u 
Königsberg —— und dem Vorſtande zuzuſtellen. 
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$. 7. | 


Auf Grund des Katafters feht der Landrath die Hebelifte auf den Antra 
des Genoffenichaftsvorftandes feft und läßt die Beiträge von den Säumigen dur 
Adminiſtrativ⸗Exekution einziehen. 

Die Arbeiten werden in der Regel in Tagelohn unter Aufficht eines Be- 
vollmächtigten des Entwäflerungsverbande8 ausgefühtt. Wo ed indeffen zmed- 
mäßig ift, follen diefelben na Beftimmung ded Vorſtandes an den Mindeft- 
fordernden verdungen werden, auch fann der ma die Anlagen duch Natu« 
ralleiftungen der Eigenthümer ausführen’ lafjen. In [oien Fällen ift der Vor— 
fteher beugt die nicht rechtzeitig oder die nicht gehörig ausgeführten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koften- der Säumigen machen und 
die Koften von denfelben durch Exefution beitreiben zu laffen. Eben dazu iſt 
der Vorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genofjen für ihre Grund» 
ſtücke obliegen und im Intereſſe der Anlage nicht unterbleiben dürfen. 


$. 8. 


Die Regulirung der Beet und der im $. 1. genannten Seitenarme der- 
felben muß jedes Sozietätdmitglied ohne Weitered geftatten und den dazu er— 
forderlihen Grund und Boden infoweit ohne Entfchädigung hergeben, als ihm 
der Werth durch Mergel- oder Moderausmurf und durch das an den Damm- 
doffirungen und Uferrändern wachjende Gras oder andere zufällige Vortheile der 
Anlage erfeßt werden follte. Streitigfeiten hierüber werden; mit Ausfchluß des 
Rechtsweges, fchiedsrichterlich entfchieden (conf. $. 12.). 


§. 9. 

Die Angelegenheiten de8 Werbande werden von einem Worfteher und 
drei Beifitern geleitet, welche zufammen den Vorftand bilden. Won den Bei- 
figern hat einer die Kaffe zu führen. Der Vorfteher und die Beifiger bekleiden 
ein Ehrenamt, ed werden ihnen jedoch baare Auslagen erſetzt. 


$. 10. 


Die Mitglieder des Worftanded werden von den Verbandömitgliedern aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Der Vorfteher ernennt in Behinderungs- 
fallen feinen Stellvertreter aus der Zahl der Beiſitzer. 

Der Landrath beruft die Wahlverfammlung und führt den. Vorfig in 
derfelben. 

Zur Theilnahme und aktiven Wahlfähigfeit berechtigt der Grundbeſitz won 
zwei Morgen Preußiſch. 

Der Beliker von mehr ald dreißig Morgen Preußifch ift berechtigt, zwei, 
wer mehr ald ſechszig Morgen befigt, drei, und der Befiger von mehr als Ein- 
hundert Morgen Preußiſch vier Stimmen abzugeben. 

(Nr. 7211.) "Der 
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Der Landrath verpflichtet die Gewaählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moralifche Perfonen können durch ihre gefeglichen Ver, 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitflimmen. 

Wählbar ift derjenige, welcher mindeftend Einen Morgen Wiefe oder 


Ader beſitzt und den Vollbejig der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechts: 
fräftiges Erkenntniß verloren bat. 


Zur Legitimation des Vorftandes dient das von dem Landrathe befcheinigte 
Wahlprotokoll. 


g. II. 


Der Vorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Verbandes und 
vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach Maaßgabe des von 
der Gemnoſſenſchaft yetaßten Beſchluſſes zu veranlaffen und diefelben zu 
beauffichtigen; 


b) die Beiträge auszufchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweifen und 
die Kaffenverwaltung zu revidiren; 


c) die Voranfchläge und Jahresrechnungen den Beifikern zur Feflftellung 
und Abnahme vorzukegen; 


d) die Unterhaltung der Anlagen zu beauflihtigen und die halbjährige 
Grabenſchau im April und Oftober mit den Beiſitzern abzuhalten; 


e) den Schriftwechfel für den Verband zu führen und die Urkunden deſſel⸗ 
ben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Verträgen ift die Zuftim- 
mung der Beifiger nöthig; 


f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verlekung 
dieſes Statut3 und refp. des noch zu exlaffenden Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feftzufegen und zur Kaffe einzuziehen. | 


$. 12. 


Die Streitigkeiten, welche zwifchen Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundftüden, über den Umfang oder die Zuftändigfeit von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutungerehuen und über beſondere, auf ſpe— 
ziellen Sechtättteln berubende Rechte und Berbindlichkeiten der Parteien — 8 — 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. Dagegen werden alle ande— 
ren, die gemeinfamen Angelegenheiten des Verbandes oder die vorgebliche Beein- - 
trächtigung eines oder des anderen Genofjen betreffenden Beichwerden von dem 
Vorſtande unterfucht und entfchieden. 


Gegen diefe Entjcheidung des Vorſtandes fteht jeden Theile der Rekurs 
an ein Schiedögericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Befcheided an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. 





— 8 — 


Ein weiteres Rechtömittel findet nicht ftatt. 
Der unterliegende Theil trägt die Koften. 


Das Schiedögericht befteht aus dem Landrathe und zwei Beifikern, von 
denen feiner Mitglied ded Verbandes fein darf. 


° Die Beifiger nebſt einem Stellvertreter für jeden werden von der General- 
verfammlung der Genofjen auf drei jahre gewählt. 


$. 13. 


Megen der vorzunehmenden Sntwälerungen und Grabenräumungen und 
wegen des Schutzes der Verbandanlagen hat der Vorfteher die nöthigen Vor. 
[riften Ki erlafjen und kann deren Nichtbefolgung mit Ordnungsſtrafen bis zu 
rei Thalern bedrohen. 


4 


§. 14. 


| Die Genofienfchaft ift der Oberaufficht ded Staated unterworfen. Das 
Auffichtöreht wird von dem Kreidlandrathe, von der Regierung zu Königäberg 
als Landespolizeibehörde und von dem Minifter für die landwirthichaftlichen 
Angelegenheiten gehandhabt nad) den Beſtimmungen dieſes Statut? und im 
Uebrigen in dem Umfange und mit dei Befugniffen, welche den Auffichtsbehör- 
den der Gemeinden zufteben. " | | | 
6. 15. 


ad Dieſes Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeändert 
en. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlihen Inſiegel. Ba 

Gegeben Berlin, den 26. September 1868, 


(LS) Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 


Jahrgaug· 1868. (Nr. 7211-7212) 120 (Nr. 7212) 
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(Sr. 7212.) Betanntmadhung, betreffend den wechſelſeitigen Schuß ber Bearenbegeihmunge 


innerhalb der Zollvereinäftgaten. Vom 26. September 1. | 


Bundes ii 201. der Si unter 
Di Beeren na 


i ird unter . 269. E 
14, PERS pe fen en FA gbrat vs Hucſacruenhe vom 


Berlin, den 26. September 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und Der Inkinninifter. 
öffentliche Arbeiten. 


Br. p. Ipenplig gepuhardt. 


— — — — 


Or 793) 


(Nr. 7218.) Bekannimachung, betreffend die Ullerhödfte Benehmigung der unter ber Firma 
Beuerverfiherungd - Atiengefelifhaft Patria mit dem Sipe zu Berlin 
errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 2. Hktober 1868. 


Da —S I A hab mittelſt Allaho hto Erlaſſes vom 26. p. M. 

ſchaft unter der Fine SeuerperfcherungerBlttien 

—— Patria“ niit dem Peg zu Berlin, ſowie dexen Statut vom 31. Auguft 
d. J. zu genehmigen geruht. 

Der Allerhöhfte Exlaß nebſt dem Statute Br durch das Amtsblatt der 

Königlichen Megierung zu Poisdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht werden, 


Berlin, den 2. Oktober 1868. 


Den Minißer Hr Handel; Gewerbt Der Miniften ded Innern. 
und öffentliche Arbeiten. | 


Gr. v. Itzenplit. Gr. zu Eulenburg. 


Qir 7218-7214.) (Nr. 7214.) 
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halb des Sächfiichen Gebietes belegene are wird die Königlich Sächfifce 
Regierung derjenig 2 a imebe für hi 1.8 Ohr Gebiet Gelee 
Theil der Bahn die Fon ereitd —* hrerſeits Die Konzeſſion 


unter gleich günſtigen Bedingungen ertheilen, wie pich in neuerer Zeit den in 


Sachſen konzeſſionirten Privat⸗Eiſenbahngeſellſchaften überhaupt geſtellt worden find. 


Artikel 3. 





Die Geſellſchaft hat ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung in Preußen 


zu nehmen und in Bezug auf alle Danfnahmen und Feſtſetzungen, welche die 
Verhältniſſe der Gefelfcaft als folche igung und Verwaltung 
des Unternehmens im Allgemeinen betreffen, lediglich von der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu refortiren. 


Artikel 4. 
Die Genehmigung und Feftftellung des Bauprojektes innerhalb jedes Staats⸗ 


ebiete8 bleibt der Be Tender Regi grund, überlafjen. jedoch find die techniſchen 


Vorarbeiten zur F hnlinie und zur Ausführung der Bahn, de 


B sanl der bseinrichtun K 
Satan a — na folge hg 9 — 


Saͤchſiſchen Regierung * A von Ihr zu echt enden Sue mung ep 
erfolgte * 


der in ra ebiet falemden und. Pie 

Genehmigun der Seeuſchaft ar im —— 

ſollen nötbigenfahß kur, M8halb ahyıardr nde bei ei Min: a ai 

ollen nöthigenfalJ8 alh abzu nenbe e n — 

näher A gu werben er AN —* ee » 
Artjfel 5. 


Die Königlich Sächſiſche Regierung wird bei Erteilung der Konzeffion 


die im Königreich —2 — — Beſtimmupaen ‘em die ne € von 


Grundeigenthum für Eiſenbahnen für Die im Könige e Strede 


der Cottbus. Gro hainer iſenbahn in Wirkfam * A SE Ufchaft hat 
darnäch in Bezie ung. au & e zwangsweiſe —— ken Grund und Boden 
Ik die — I der Bauführung zufammenhän en Werhältniſſe ‚ die nm 


— Befagnie unh Dölagepeten, wir ae ing — —— Ping 
ih © en. 


Artikel 6. 


Der Köni lich — — Regierung — ne dem Bahnkörper 
auf der ganım £ —— tthus big Großenh j.Gelejſe erforder⸗ 
lichen Abmeſſungen geben und zur ——— * A ee nach eigenen 
Ermeſſen ſchrtiten zu laſſen. 

Artikel 7. 


Die Spurweite der erbauenden Eiſenbahn ſoll in Hebereinftimmun 
mit den anfchließenden en Eberall' geeihmäßig vier Fuß acht und 


‚halben Zoll Engliigen — * | im. Pichten ber Schienen hetra en; gt 
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Artikel 8. 


Die von einer der beiden Lontrahtrenden Regierungen geprüften Betriebs. 
mittel werden obne weitere Revifion auch im Gebiete der anderen Regierung 


zugelafien werden. 
Artiker 6. 


Der Königlich Sächfifchen Regierung verbleibt die Landeshoheit hinfichtlich 
der in Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke. Die auf leßterer zu errichtenden 
Hoheitszeichen follen baber ie Königlich Sädhfifchen fein. 

Uebertretungen, Vergeben und Berbrechen in Bezug auf die Bahnanlagen 
oder deren Betrieb follen, fofern fie im Königlich Sächſiſchen Gebiete ausgeubt 
find, von den betreffenden Königlich Sächfifchen Behörden unterfucht und nad) 
den dortigen Geſetzen beurtheilt werden. 

Die Gefellichaft hat wegen aller, ee ne die aus Anlaß 
der Eifenbahnanlagen, auf Königlih Sächſiſch ebiete oder des Betriebes der⸗ 
ſelben gegen fie erhoben werden möchten, ſich der Königlich Sächſiſchen Gerichts⸗ 
barkeit zu unterwerfen. 

Artikel 10. 


Der Königlich Sächfifchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Regelung des 
Verkehrs zwifchen Ihr und der Gefellfehaft, fowie zur a ehe Ihrer Hoheits⸗ 
rechte und des Ihr über die Bahnſtrecke im Sächſiſchen Gebiete nach diefem 
Vertrage zuftehenden Aufſichtsrechts, einen fländigen Kommiſſarius zu beftellen. 
Derfelbe Hat die Beziehungen feiner Regierung zu der —— in 
allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen 
Einſchreiten der kompetenten Behörden geeignet ſind. Die Eiſenbahnverwaltung 
hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche hiernach von jenem 
Kommiſſar reſſortiren, an dieſen zu wenden. 


Artikel II. 


Die Bahnpolizei auf ber Cottbus Großenhainer Bahn pl in Gemãßheit bes 
für jedes Stantögebiet befonders zu publizitenden Bahnpölizei-Reglementd nach 
übereinftimmenden Grundfäten gepandhaht werden. Die Königlich Sächfiſche 
Regierung wird zu diefem Zwecke dad von der Königlih Preußischen Regierung 
feffuftellenbe Babnpolizei- Reglertient , foweit HN lokale Berhältniffe einzelne Ab- 
weichungen unvermeidlich machen mödjten, auch für bie Bahfiftrede in Ihrem 
Gebiete in Kraft fehen. 


Artıket 12. 


Untetthanen der einen Regietufig, welche bein Betriebe in dem Gebiete der 
anderen Regierung angeftellt werdet, ſcheiden dadurch nicht au8 dem Unterthanen- 
verbande ihres Heimathälandes. Ä 

Die Betriebsbenttiten find ohne Unterſchied des Ortes det Anftellung rüd- 
fichtlich der Diegtilin der kompetenten Auffichtsbehörde, kin Uchrigen aber den 
Gefeen und Behoͤrden des Stacites, in welcheni fie thun Wohnſit haben, witerworfen. 


(Nr. 7215.) tt. 
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Artikel 13. 


Die Beſtimmung der Fahrten, Fahrzeiten und Transporipreiſe ſteht aus⸗ 
ſchließlich der Königlich Preußiſchen Regierung zu. 

Es ſoll jedoch ſowohl im Perſonen⸗ als im Güterverkehr zwiſchen den beider: 
ſeitigen Unterthanen weder hinfichtlich der Beförderungspreiſe noch der Zeit der 
Abfertigung ein Unterſchied gemacht werden. Die für dad Unternehmen feftzu 
ftellenden Fahrpläne und Tarike, fowie beabfichtigte fpätere Abänderungen derfelben 
werden, wenn irgend thunlich, vor deren Einführung Königlich Preußifcher Seite 
dem nad) Xrtifel 10. Seitens der Königlich Sächſiſchen Regierung zu beftellenden 
Kommiſſarius mitgetbeilt, und die von demfelben in Beziehung darauf etwa fund: 
gegebenen, mit den Sejanmtintereffen des Unternehmens zu vereinigenden Wünfche 
werden thunlichft berüdfichtigt werden. 


Artikel 14. 


Die Königlich Preugifche Regierung wird nach Maafgabe Ihrer Gefehe 
vom 30. Mai 1853. und 21. Mai 1859., fowie der dazu etwa noch ergehenden 
abändernden und ergänzenden Beftimmungen, alljährlid) Er die Cottbus - Großen- 
hainer Eifenbahn, einfchlieglich der im Königlich Sächfifchen Gebiete belegenen 
Bahnftrede, eine Eifenbahnabgabe berechnen, feititellen und erheben, und von 
diefer Abgabe an die Königlich Sächfifche Regierung, ald Aequivalent für die im 
Königreih" Sachſen beftehende Grund- und Gemwerbefteuer, unter Mittheilung 
des Repartitionsplans, denjenigen Theil abführen, welcher fich nad) dem Verhältniſſe 
berechnet, in welchem die Zange der auf Königlich Sächſiſchem Staatägebiete 
liegenden Eifenbahnftrede zu der Öefammtlänge de8 ganzen Eiſenbahn⸗Unternehmens 
ſteht, deffen Theil fie bildet. 

Eine Beiziehung der fraglichen Unternehmung zu anderweiten direkten Staats. 
fleuern wird im Königreiche Sachſen fo lange und in fo weit nicht flattfinden, 
als folche8 im Königreiche Preußen nicht gefchieht. Insbeſondere wird die Königlich 
Sächſiſche Regierung von der etellfhaft ‚ welche die Ronzeflion in Preußen ohne 
Auferlegung, einer Konzeffiondabgabe bereit8 erhalten hat, eine foldye Abgabe auch 
Ihrerſeits nicht erheben. 


Artikel 15. 


Für den Fall, daß die Königlich Preußifche Negierung die in Ihrem Gebiete 
belegen Strede der im Artikel 1. gedachten Eifenbahn anfaufen würde, gewährt 
die Königlich Sächſiſche Regierung der Königlich Preußifchen Regierung das Recht 
des Ankaufs auf der anfchließenden Sächſiſchen Strede nad Maaßgabe de 
Königlich Preußifchen Geſetzes über die Eifenbahn-Unternehmungen vom 3. Novem- 
ber 1838., behält Sich jedoch die Befugniß vor, das Eigenthum der in Ihr Gebiet 
fallenden Bahnftrede zu jeder Zeit, nachdem diefelbe von der Königlich Preußiſchen 
Regierung angefauft worden, nady einer mindeftend ein Jahr vorher gemachten 
Ankündigung unter denjelben Bedingungen an Sich zu ziehen, unter welchen die 
Köni lic Preußiſche Regierung diefelbe erworben hat, umter Bergütung der von 
der Königlich reußifchen Regierung inzwifchen ausgeführten Meliorationen, as 
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u nach Abzug des zu ermittelnden Betraged etwaiger Deteriorationen. Aber 
auch in dieſem alle foll die Verwaltung und die Leitung des Betriebes auf der 
fraglichen Bahn in ihrer gefammten Ausdehnung der Königlich Preußiſchen Re 
gierung gegen Ablieferung der auf die Sächſiſche Strede entfallenden Betrieb. 
uberfchüfle, nach den überall in Kraft bleibenden Beftimmungen diefed Vertrages 
verbleiben. 

Artitel 16. 


Beide Eontrabirende Regierungen find darüber einverftanden, daß die Diefe 
Eifenbahn ausführende Gefellfehaft gehalten fein fol: 

1) wnentgeltlicy die Anlage einer Bundes-Telegrapbenlinie längs der Bahn zu 

get und zu diefem Swede der Bundes Telegraphenverwaltung ‚die 

erechtigung”’ zugugeftehen, nad) Bedürfniß eine einfache Stangenteihe 
oder zwei parallele Stangenreihen auf gleicher Seite de8 Bahnıplanums und 
außerdem auf derjenigen Seite des Bahnterrains, welche die oberirdifchen 
Leitungen im Allgemeinen nicht verfolgen, eine Telegraphenlinie unter- 
irdifch in einer dem Zwecke entfprechenden Tiefe unter Benukung des 
Bahnterraind anzulegen; ' 

2) fidy im Allgemeinen den Beftimmungen zu unterwerfen, welche durch noch 
zu erlaffende Bundesreglementd über die Benukun der Eifenbahnen zu 
Sweden der Bımded -Telegraphenverwaltung getroffen werden möchten; 

3) nad) Dranbgabe der Anordnungen des Bundesfanzlerd den Eifenbahn- 
telegrapben Behufs Benutzung zur Beförderung von Staatd- und Privat- 
depefchen einzuräumen. 

Dagegen foll der Gefellihaft geftattet fein, ihre Betriebd-Telegrapbenleitung 
an dem Bunded-Telegrapbengeflänge mit anzubringen. 


Artikel 17. 


Gegenwärtiger Vertrag foll zur landesherrlichen Ratififation vorgelegt und 
die Auswechfelung der darüber ausgefertigten Urkunden fobald als möglich, fpäteftend 
aber Binnen ſechs Wochen, in Berlin bewirkt Werden. 

Defien zu Urkund ift diefer Vertrag von den beiderfeitigen Bevollmächtigten 
unterzeichnet und befiegelt worden. | 

Sp gefchehen zu Dresden, den 15. Auguft 1868. 

(L. S.) SHeife. 
(L. S.) Sordan. 
(L. S.) Dr. Weinlig. 


Vorſtehender Vertrag ift ratifizirt worden, und die Auswechfelung der Rati- 
fikations⸗Urkunden «hat ftattgefunden. 





(Nr. 7215— 7216.) (Nr. 7216.) 
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(Nr. 7216.) Stonzeffiond- und Beftätigungs-Urxkunde, betreffend ben Bau unb Betrieb einer 
Eifenbahn von Erkelenz über Jülich nad Düren, fowie einer Zweigbahn 
von Jülich über Eſchweiler in da8 Stolberger Thal und einer Zweigbahn 
von Mündyen-Gladbad nad Odenkirchen und weiter in ber Richtung nad 
Neulichen durch die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, und einen 
Nachtrag zum Statuf der lehteren. Vom 26. September 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem don Seiten der Bergifch - Märkifhen Eifenbahngefellichaft be 
ſchloſſen worden ift, die im $. 5. bes mit ihr unterm 7. Mai Tec: (Gefet- 
Samml. ©. 520.) vensmbarten Bertraged vorgejehene Eifenbahnverbindung 
wifchen der Aachen Düffeldorfer imd ber Rheiniſchen Bahn über Jülich in der 

ichtung von Erkeleng über Jülich nad) Düren auszuführen, fowie auf Grund 
des $. 4. ihre unterät 22. Septeinber 1867. (Geſetz⸗Samml. ©. 1745.) von 
Uns igten Statutnachtrages eine Sweigbahn von Jülich über Efchweiler 
in das Stolberger Thal umd eine Zwei bahn von München-Gladbach. nach Oden- 
ficchen und weiter in der Richtung nach euficchen berzuftellen, wollen Wir der 
gedachten Geſellſchaft zu diefer Erweiterung ihres Unternehmens unter den in 
em beigefügten, von Uns hierdurch) beffätiaten Statutnachtrage enthaltenen 
Bedingungen die Iandeöherrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 

Zugleih beftimmen „Wir, daß die in. dem Gefeße über die Eifenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorfchriften, betreffend 
das ropriationsrecht und da8 Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke, auf die in Rede fteheriden, im 8. 1. des Statutnachtrageß näher 
bezeichneten Unternehmungen Anwendung finden folfen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebft dem Statutnachtrage durch die Gefeh- 
Sammlung zu veröffentlichen. | 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


* 


Gegeben Berlin, den 26. September 1868. 
(L. 8S) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Nach 








Nachtrgg 
zum 
Statut der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahugeſellſchaft. 


$. l. 


In 2a lihrung der von ber. Teile « Märkifchen Eifenbahngefellichaft 
im $. 5. des Vertraged vom 7. Mai 1864. über die Erwerbung der Aachen⸗ 
Düfeldorf - Rubrorter Eifenbahn übernommenen Verpflichtung jur Herftellung 
einet Eifenbahnverbindung zmwifchen ber Aachen Düffeldorfer und der Rheinifchen 
Eifenbahn und auf Grund des Befchluffes der Gefellihaftsdeputation und ber 
Königlichen Eifenbahndireftion vom heutigen Tage, gemäß $. 4. des unter dem 
22. September 1867. Allerhöchſt beftätigten Statutnachtrages, wird das Unter. 
nehmen der Bergifch. Märkifhen Eifenbahngefellfchaft 


1) auf den Bau und Betrieh einer Eiſenbahn von Erkelenz über Jülich 
nach üren, | . . . 

2) auf den Bau und Betrieb der Zweigbahnen von Jülich über Efchweiler 
ind Stolberger Thal und von Mi Gladbach nad) Odenkirchen und 
weiter in der Richtung nach Neukirchen nebft denjenigen zur Belebung 
des Verkehrs dienlichen Anſchlußbahnen zu gewerblichen Anlagen und 
Etabliſſements, deren Ausführung vom Königlichen Handelsminiſterium 
genehmigt wird, | I | 

ausgedehnt. 
$. 2. 


Auf die im hr 1. aufgeführten —5 finden die Statuten und 
ämmtliche Statumachträge der Bergiſch Närkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, der 

etrieb3 » Urberlaffungsvertrag vom 23. Auguft 1850.'unb feine Ergänzungen, 
ferner der $. 9. des durch Geſetz vom 30. April 1856. genehmigten Vertrages 
über die Ruhr⸗Sieg Eifenbahn, deögleichen die zwifchen der Königlichen Staats⸗ 
regierung und der Bergifc) - Närtifchen Eifenbahngejellfchaft beftehenden Berein- 
barungen über die Militair-, Poſt- und Telegraphenverwaltung und über die 
Deialfung der Betriebömittel für die Dagiie Därkifche und Ruhr⸗Sieg Eifen- 
bahn Anwendung. Auch unterwirft fi) die Bergifcy - Märkifche Eee ngefell- 
War — derſelben den Beſtimmungen, welche von dem Bundeskanzleramt 
es Norddeutſchen Bundes in Unfehung der Militaid⸗ Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung erlaſſen ſind oder noch —5— werden. 3 
(Nr. 7216.) “ . 3. 
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6. 3. 
Die Bergiſch⸗Märkiſche Eifenbahngefellfchaft wird den Bau der Bahn von 
M. Gladbach nad) Odenkirchen unverzüglich nach eilung der landesherrlichen 
Konzefiion beginnen und diefe Bahn längftend im Lauf des folgenden Jahres 
betrieböfähig Berftellen. | 
Die Bahn von Erkelenz über Jülich nach Düren nebft Sweigbahn von 
Jülich über Eſchweiler ind Stolberger Thal verpflichtet fie fi), innerhalb der 
vom Königlichen Handeldminifterium nad Anhörung der SefellicaftSvorftände 
und unter Berüdfichtigung der finanziellen Verhältniſſe der Geſellſchaft feitzu- 
fegenden Friſt zu vollenden. 
$. 4. 


Gemäß $. 2. des unter dem 2. Dezember 1867. Allerhöchſt beftätigten 
Statutnachtrages der Rheiniſchen Eifenbahngefellfchaft ift letztere verpflichtet, in 
der von dem Königlichen Minifterium für Handel, Gewerbe und öffentliche XAr- 
beiten feftgeftellten Linie der Eifenbahn von dem Bahnhof Stolberg der Eöln- 
Aachener nie ins Stolberger Thal bis zum Binäfelder Hammer das Terram 
. für einen zweigeleifigen Bahnkörper zu erwerben und auf Anforderung des Han- 
delöminifteriums auf dem zwifchen dem neuen Etabliffement der Spiegelmanufaf- 
tur am Schnorrenfeld und dem Bindfelder Hammer gelegenen Theil des Bahn- 
förperd, der Bergifch - Märkifchen Eifenbahngefellfhaft die Anlage eines eigenen 
Bahngeleifed auf der zu diefem Zwed an legtere — gegen Rückgewähr der darauf 
verwendeten verzindlichen Koften — abzutretenden Hälfte des Bahnplanums zu 
geftatten. Für den Fall, daß die Bergifch-Märkifche Eifenbahngefellfchaft künftig 
ie Weiterführung einer zweigeleifigen Bahn durch das Stolberger Thal über den 
Binsfelder Hammer hinaus zur Audführung bringt, it diefelbe berechtigt, bie 
ganze Zweigbahn von der Stolberger Spiegelmanufaftur thalaufwärts, ſoweit 
diefelbe zumachft zur gemeinfamen Benußung beftimmt ift, gegen Erftattung der 
aufgewendeten Anlagefoften von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu über- 
nehmen. Die Bergiih- Märkische Eifenbahngefellfhaft verpflichtet fich aber in dieſem 
Full, von dem Abtretungspunft (der neuen Spiegelmanufaftur) ab die Trans- 
porte der Rheinifchen Eiſenbahngeſellſchaft auf der Stolberger Thalbahn glei) 
den ihrer eigenen Bahn zuftämdigen zu behandeln und zu befördern. 


Elberfeld, den 14. Auguft 1868. 





Nebigirt im Bürsan be Staats · Minifteriumt. 
Berlin in der Mei Ober - Sofbubruferei 
— 


Gejeb- Sammlung 
für bie 
Rönigliben Preußiſchen Staaten. 





——— Nr. 65. nn 





(Nr. 7217.) Verordnung wegen Einberufung. der beiden Häufer des Landtageß ber 
Monardie. Bom 15. Oftober 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


verordnen, in Gemäßheit des Artikels 61. der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 
31. Januar 1850., auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


| Die beiden Häufer des Landtages der Monarchie, da8 Herrenhaus und 
das Haus der Abgeordneten, werden auf den 4. November cr. in Unfere Haupt: 
und Refidenzftadt Berlin zufammenberufen. 

Das Staatdminifterium wird mit der Ausführung diefer Verordnung 
beauftragt. | 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Gegeben Baden-Baden, ben 15. Ollober 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. p. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


Jahrgaug 1868. (Nr. 7217—7218,) 12 (Nr. 7218.) 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Oktober 1868. 


— f. — 


(Nr. 7218.) Allerbödfter Erlaß vom 3. Oktober 1868., betreffend die Genehmigung des von 
der Seneralverfammlung der ritterfchaftlihen Kreditverbundenen der Kur- 
und Neumark beſchloſſenen Regulativs zur Feſtſtellung des ritterfhaftlihen 
Tagwertbe von Gütern und deren Bepfandbriefung nad) Maafgabe der 
Behufs der Grundfteuerveranlagung ermittelten Neinerträge. 


A. Ihren Bericht vom 26. September d. J. will Ich da8 nach den anlie 
genden Verhandlungen von der Öeneralverfammlung der Tier Khaftlichen Kredit. 
verbundenen der Kur- und Neumark am 26. Mai d. J. befchloffene 


Regulativ, betreffend die Feſtſtellung des ritterfchaftlichen um 
von Gütern und deren Bepfanbbriefung nach Manfgabe der Behufs kn 
Grundfteuerveranlagung ermittelten Reinerträge, 


/ hierdurch in der von Ihnen modifizirten Fafſung der beigefügten Ausfertigung 


genehmigen. 


Diefer Erlaß ift nebft dem modifizirten Regulative durch die Gefek-Sanım- 
lung zu veröffentlichen. Ä ü 


Baden-Baden, den 3. Oftober 1868. 
| Milhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. 


Negulatip, 
betreffend 
die Feſtſtellung des vitterfchaftlihen Taxwerthes von Gütern und 
deren Bepfanddriefung nad) Maafigabe der Behufs der Grund: 
ſteuerveranlagung ermittelten Reinerträge. 


§. 1. 


F ür die im Bereiche des Kur-⸗ und Neumärkiſchen ritterſchaftlichen Krebit- 
Inſtituts belegenen, zur Bepfrebrieng geeigneten Güter kann aud) der nach dem 
gegenwärtigen Regulativ auf den Grund des Behufs der Grundfteuerveranlagung 
ermittelten Reinertrages feftgeftellte Gutswerth als ritterfchaftlicher Taxwerth en 
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6. 2. 

Zu diefem Zwecke wird der 30 fache Betrag ded Behufs der Veranlagung 
und Untervertheilung der Grundfteuer nach dem Geſetze vom 21. Mai 1861. 
(Geſetz⸗ Samml. ©. 253.), der Verordnung vom 12. Dezember 1864. (Geſetz⸗ 
Samml. ©. 673.) und dem ooeiehe vom 8. Februar 1867. (Gefet-Samml. ©. 185.) 
endgültig ermittelten jährlichen Reinertrages des Grundſtücks, fowie der 10fache 
Betrag ded nach den N 4. und 5. Nr. 1. des Gefehes vom 21. Mai 1861. 
(Gefek-Samml. S. 317.) ermittelten jährlichen Nutungswerthed des en 
als Kapitalwerth ausgeworfen, von demfelben der 20fache Betrag der auf dem 
Grundftüde baftenden Grund- und Gebäudefteuer und anderweiten Abgaben 
($. 5.) — die Naturalabgaben nad) den publizirten 1 jährigen Durchſchnitts⸗ 
preiſen zu Gelde berechnet — abgeſetzt, und die nach dieſem Abzuge verbleibende 
Kapitalſumme als Gutswerth Behufs der Pfandbriefsbeleihung angenommen, vor⸗ 
— jedoch, daß ſich dabei für ein Rittergut mindeſtens ein Werth von 
6000 Thalern, für andere Güter mindeſtens von 20,000 Thalern ergiebt. 


G. 3. 

Die definitive Feſtſetzung diefer Werthsermittelung (Tare) gefchieht dur 
die Haupt» Ritterfchaftsdireftion, nachdem die Tare durch ———— 
au d einer vorgenommenen Beſichtigung des Grundſtücks zuſammengeſtellt 

durch das ritterſchaftliche Provinzialkollegium genehmigt worden iſt. 

Sämmtliche auf dem Grundftüde befindliche Gebäude müfjen nach der für 
die Bepfandbriefung bei dem ritterfchaftlihen Kreditinftitut beftehenden Beſtim⸗ 
mung gegen Feuersgefahr verfichert fein. 

enn Gebäude, Inventarium oder Aderbeftellimg unmwirtbfchaftlich oder 
Pr befunden werden, fo kann die Taxe einen entfprechenden Abzug er- 
ren. 


§. 4. 


Daß zu gewährende Darlehn darf zwei Drittheile des nach den vorftehenden 
Beftimmungen diejed NRegulativs ermittelten Beleihungswerths des Grundſtücks 
it überfteigen.. Es fommen übrigend auch hierbei die Vorſchriften der $$. 3. 

5. des Alterhöchft beftätigten Regulativs vom 15. März 1858, zur Anmendung. 


$. 5. 


Mer die Bewilligung eine Pfandbriefs⸗Darlehns nachſuchen will, Fir 
| feinen Anttag bei der Provinzialdirektion fehriftlih anzubringen. Demfelben find 
eizufügen: 


1) ein von dem Katafterlontroleur beglaubigter Auszug aus der Grund» 
fteuer -Mutterrolle refp. dem Flurbuche und aus der Gebäudefteuerrolle, 
aus welchem 

a) der Flächeninhalt der Liegenfchaften des zu beleihenden Grundſtücks 
nach den ve iedenen Kulturarten und — en, Inh 
eingefchägte ertrag, fowie der Betrag der Grundſteuer, b) 

(Nr. 7218,) 








_ 896 — 


b) der eingeſchätzte Nutzungswerth der Gebäude und 
c) der Beirag der Gebäudefteuer hervorgeht; 

2) der neuefte vollftändige Hypothefenfchein; 

3) eine amtliche Befcheinigung über die auf dem Gute haftenden öffentlichen 
Abgaben und Laſten, einfchlieglich der an die geiftlichen und Schul⸗Inſtitute 
zu entrichtenden; 

4) da8 neuefte Feuer⸗Sozietätskataſter. | 

Der Provinzialdiretion bleibt e8 überlafien, einen nach ihrem Dafürhalten 
angemefjenen Koftenvorfchuf zu erfordern. nen, oh ih run 


$. 6. 

Der Befiter eines gemäß der obigen Beitimmungen nach dem Grumdfleuer- 
ſchaͤtzumgswerthe iarten utes it befugt, demnächſt von feinem Gute eine den 
jonftigen bei dem SKreditinftitute beftehenden reglementsmäßigen Borfchriften ent- 
jprechenbe Tfandbriefstare aufnehmen und na dem etwaigen höheren Betrage 
erfelben die Beleihung regeln zu laffen. 


§. 7. 

Auch fteht dem Befiker eines bereit3 ritterfchaftlich taxirten Gutes die 
Befugniß zu, Fi daffelbe die Vorſchriften dieſes —2 "Über die Werths⸗ 
ermittelungen in Anwendung treten zu laffen. 

6. 8. j 

Alle bei dem Kreditinftitute in Kraft ftehenden Beſtimmungen, inſoweit 
— nicht durch die beſonderen Vorſchriften des ——— —* aus⸗ 
rücklich modifizirt find, kommen auch für die zufolge der Werthsermittelungen 
nach dieſem Regulativ zu bepfandbriefenden Güter in Anwendung. 


$. 9. 
Rüdfichtlich der Eintragung des Darlehnd, der Verzinfung und Amorti⸗ 
fatton, fowie aller übrigen daran perzueitenden Rechte oder Pflichten elten 
die B ungen des Regulativs über die hypothekariſche Beleihun Besen 
brichmgetähiger Güter mittel Ausfertigung Kur- und Reumärkifeher euer 
Nfandbriefe vom 15. März 1858. und die das lektere ergänzenden Beitimmungen. 
$. 10. 
Dem Engeren Ausfhuß bleibt vorbehalten, nähere Beftimmungen darüber 
zu treffen: ob und in ieh die Vorfchriften dieſes Negulativs auch bei ande 
als Darlehnd - Tagen zur Anwendung zu bringen find. | 





| ——— 





Nedigirt im Bärenu bes Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober - Sofbuchbruderel 
(R. v. Deder). 





. 
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Sefeb - Sammlung 
für die 


Rönigliden Nreußiiden Staaten, 


— Nr. 66. — 


un ne 





(Nr. 7219.) Berordnung, betreffend die anderweitige Organifation der Juſtizbehoͤrden in 
den Fürftentbümern Waldel und Pyrmont, Vom 6. Oktober 1868; 


Wir Milhelm, von Gottes Gnaden König don Preußen x. 


verorbnen, in Gemäßheit des Wiſhen Preußen und Waldeck⸗Pyrmont geſchloſſe⸗ 
nen Vertrages vom 18. Juli 1867., betreffend die Uebertragung der Derwaltung 
der Fürftenthümer Walded und Pyrmont an Preußen (Gefeb-Samml. für die 
Preußiſchen Staaten von 1868. ©. 1., Fürſtlich Waldedifches Regierungsblatt 
von 1867. ©. 133.), auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, für das Ge 
biet der genannten Fürſtenthümer, was folgt: 


I, Einrihtung und Zuftändigfeit der Gerichte. 


| 1. 
Die Gerichtsbarkeit wird ausgeübt: 


1) durch ein Kreiögericht in Ocoljen und durch die Amtögerichte in Arolſen, 
Corbach, Niederwildungen und Pyrmont, 


2) durch Unfer Appellationsgericht in Kaſſel, 
3) durch Unfer Ober-Appellationsgericht in Berlin. 


$. 2. 
Die beftehenden Gerichtöbehörden werden aufgehoben. 
An der Einrichtung der Friedendgerichte wird nichts geändert. 


1. Amtögerichte und Kreidgerichte. 


6. 3. 


- Die Amtögerichte werden mit einem oder mehreren Umtsrichtern und mit 
den erforderlihen Büreau- und Unterbeamten bejeßt. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7219.) 123 §. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 22, Oftober 1868. 
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$. 4. 
Die Amtsgerichte find zuftändig: 
I. in bürgerlichen Rechtsfachen: 


1) für die Verhandlung und Entſcheidung aller Rechtöftreitigfeiten, 
deren Gegenftand an Geld oder Geldeöwerth die Summe von Ein 
hundert Thalern nicht überfteigt, fowie außerdem, ohne Rüdjicht auf 
den Werth des Streitgegenftandes, für die Verhandlung und Ent. 
fcheidung der Befisftreitigfeiten, der Streitigkeiten uber Altentheile 
(Auszüge), über Anfprüche aus einem unehelichen Beifchlaf, der 
Streitigkeiten zwifchen Dienftboten und Dienftherren, die auß dem 
Dienftverhältniffe entfpringen, und der Streitigkeiten über Einräw 
mung oder Verlaffung einer Wohnung zwifchen Miether und 
Vermiether / 


2) für die Behandlung der Konkurſe, mit Ausſchluß der Entſcheidung 
ſolcher einzelner Rechtsſtreitigkeiten, welche mit Rüdficht auf Nr. 1. 
die Zuftändigfeit des Einzelrichterd überfchreiten, und für den Erlaf 
einftweiliger Verfügungen, insbejondere für Die Anlegung von 
Arreften u. f. w.; 


3) für die gefammte nicht ftreitige Gericht3barkeit, mit Einfchluß des 
Vormundfchafts-, Depofiten« und Hypothefenwefens; 


U. in Straffachen für die Beforgung der in dem Gefege vom 14. Juni 
1850., die Einführung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens mit 
Geſchworenen in Unterfuchungsfachen betreffend, dem Einführungsgeſetz 
gum Strafgeſetzbuch und den zu diefen Geſetzen ergangenen Nachträgen 
en Unterfuchungsrichtern und den Eingelrichtern zugewiefenen Gefchäfte; 


II. für Aufnahme von Klagen, Geſuchen, Anträgen und Erklärungen jeder 
Art, welche Eingefefjene des Bezirks in ihren Rechtsangelegenheiten zum 
Protokoll geben wollen, und die Weiterbeförderung derfelben an die zu- 
fländige Gerichtöbehörde; Ä 


IV. für die Erledigung von Aufträgen der vorgefekten Kollegialgerichte. 


6.5. 


Die Amtsrichter handeln und entfcheiden al8 Einzelrichter. 

Sind bei einem Amtsgerichte mehrere Amtörichter angeftellt, fo können die 
Dit unter ihnen entweder nach Gattungen oder nach örtlih abgegrenzten 
Diftrikten vertheilt werden. Sie vertreten fi) in Behinderungsfällen gegenfeitig. 

Für diejenigen Amtsgerichte, bei denen nur Ein Amtärichter angeftellt it 
wird im Voraus ein benachbartes Amtögericht zur Vertretung in Behinderungs⸗ 
fällen bejtimmt. Für da8 Amtögericht in Pyrmont kann ein Preußifcher Richter 
ald Vertreter beftellt werden. a 

U⸗ 
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Außerdem ift es zuläffig, für eilige Fälle einen anderen Rechtskundigen 
im Voraus zum Stellvertreter zu verpflichten, welchem die Entfcheidung ftreitiger 
Nechtöfachen jedoch nicht zu übertragen ift. 


$. 6. 
‚Der Gerichtöftand der Amtsrichter ift der ordentliche; doch tritt in den 
einen Amtörichter perfünlich betreffenden Rechtsſachen ein im Voraus zu beftim- 
mendes anderes Amtögericht ein. 

$. 7. 


Das Kreiögericht befteht aus einem Direktor und der erforderlichen Zahl 
von Mitgliedern, nebit den entfprechenden Büreau- und Unterbeamten. 

Der Direktor ift befugt, Mitglieder der Amtögerichte in DVerhinderungs- 
fällen einzelner Mitglieder des Kreiögerichtd als deren Wertreter und in Schwur- 
gerichtöfachen als Ergänzungstichter einzuberufen. 


$. 8. 

Zur Beichlußnahme und Entfcheidung des Streiägericht genügt die Theil- 
nahme von drei Mitgliedern, einfchließlic, des Vorſitzenden, foweit nicht ein An⸗ 
deres beftimmt if. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorfigenden 
den Ausfchlag. so 


Unfer Juftizminifter fann anordnen, daß in Corbach, Nieder - Wildungen 
und Pyrmont drei Richter von Zeit zu Zeit zufammentreten, um nad) Beltim- 
mung eined Gefchäftöregulativs gewiſſe, follegialifch zu erledigende Angelegenheiten 
Pr s ericht3deputation an Stelle des Kreisgerichts zu verhandeln und zu ent 

eiden. 

Zur Bildung der Gerichtödeputation in Pyrmont fönnen zwei bei benadh- 
barten Preußiſchen Gerichten angeftellte Richter zugezogen werden. 

Unfer Suftigmmnifter beauftragt erforderlichen Falld auch einen Beamten 
der Staatdanwaltichaft bei den benachbarten Preußiſchen Gerichten mit der Ver- 
tretung des Staatdanwaltd in Pyrmont. 


‘ $. 10. 
Das Kreidgericht ift zuftändig: 
I. in bürgerlichen Rechtöfachen: 
1) für die Verhandlung und Entfcheidung aller bürgerlichen Rechtäftreitig- 
feiten erfter Inſtanz, welche nicht vor die Amtögerichte gehören; 
2) für die Verhandlung und Entfcheidung des Recht3mitteld der Re⸗ 
vifion und der Nichtigkeitöflagen gegen Erkenntniſſe der Amtögerichte; 
3) für die Ertheilung von Großjährigfeits » Erklärungen; 
für die Beftätigung der Annahme an Kindeöftatt; - 
für die Genehmigung zur Veräußerung unbeweglicher Güter der 
Pflegebefohlenen; 
(Nr. 7219) 123 ® | für 
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für die Erlaffung der Proflame: 
a) wegen Mortifilation von Urkunden, 
b) wegen Todeserflärung Verjchollener, 
ohne daß e8 in diefen Fällen der Genehmigung einer höheren Behörde 
ferner bedarf; 
für da8 Verfahren bei Blödfinnigkeit3., Wahnfinnigfeitd- und 
Prodigalitäts - Erklärungen; 
für die Führung der im Handelögefeßbuch den Handelögerichten 
ra Negifter, fo lange Handeldgerichte a nicht eingerich 
et md; 
DI. in Straffachen: 
für die Erledigung der in den Gefegen einem Kollegialgericht zu 
gewiefenen Geichäfte, infoweit diefelben in diefer Verordnung —*— 
einem höheren Gericht übertragen ſind. | 


§. 11. 
Wenn der Staatsanwalt wegen nachfolgender Vergehen: 
des Widerflanded gegen die Staatdgewalt in den Fällen der SE 85. 
und 90. des Strafgeſetzbuchs vom 15. Mai 1855., 8 


der Beleidigung in dem Falle des $. 98. a. a. O., 
der Körpemerlegung oder Mißhandlung in den Fällen der $$. 176. 178, 
.0.0.0., 


des einfachen Diebſtahls (SS. 204. 205. a. a. O.), 

der Unterfchlagung ($$. 213. 214. a. a. 9©.), 

ber einfachen Hehlerei ($. 225. a. a. O.), 

des Betruges in den Fällen der $$. 229. bis 231. a. a. O., 

der Urkundenfälſchung in dem Falle des $. 243. a. a. O., 

der Vermögensbeſchädigung in den Fällen der $6. 261. 262. a. a. O., 
Anklage erhebt und Vor ic auf feine andere Strafe als Gefängni bis 
u drei Monaten oder Geldbuße bis zu Einhundert Thalern allein oder in Ber- 
Bindung miteinander zu erkennen ift, fo fann, felbft wenn Rüdfall ($. 58. a. a. O.) 
vorliegt, das Kreiögericht bei oder nad) Erö g der Unt den Antrag 
des Staatsanwalts befchließen, daß das Amtögericht des betreffenden Bezirks fid 
der Verhandlung und Entſcheidung der Sache zu unterziehen habe. . 


§. 12. 


Findet das beauftragte Amtsgericht, ee, eine nicht unter den 6. 11. jell 
feine eigene Zuftändigfeit überfchreitende ſtrafbare Handlung vorliege, oder daß 
wegen eines ber dort bezeichneten Vergehen auf andere, als die ebenda angegebenen 
Strafen zu erkennen Bi ‚ fo erklärt dafjelbe mittelft Beſchluſſes, gegen welchen 

ein 
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ein Rechtömittel nicht ftattfindet, den ihm ertheilten Auftrag für erledigt, worauf 
das Verfahren vor dem Kreidgerichte — trag ß 

ür das Verfahren vor dem Amtsgerichte kommen die Beſtimmungen in 
den 66. 35. bis 43. des Geſetzes vom 14. Juni 1850., betreffend die Einfüh- 
rung des öffentlichen und mündluhen Verfahrens mit Geſchworenen in Unter⸗ 
fuchungsfachen, zur Anwendung. , 


§. 13, 


Bei der Bildung der zahrestilten der Geſchworenen wirkt fortan flatt. 
des Rreiögericht3direftord der Amtärichter, und wenn deren mehrere am Orte 
find, der dem Dienftalter nad) ältefte, mit. inigt fi) derfelbe mit dem Mit- 
—7— bed Kreisvorftandes nicht, fo bleibt die betreffende Perſon aus der Jahres⸗ 
ifte fort. 

Die Jahresliften find bis zum 1. Dezember jeden Jahres, ftatt, wie bißher, 
an das Obergericht, Fünftig an das Kreidgericht einzufenden, welches die Aus- 
— der Haupt. und Ergänzungsgefchworenen nad) den beftehenden Wor- 

tiften bewirkt. 

Die Termine zur Abbaltung der Schwurgerichtöfikungen werden von 
dem Streiögerichtöbirefior feftgefeßt und befannt gemacht. Er ladet die aus⸗ 
elooften Gefchworenen, begeichnet den Ort des abguballenden Gerichts und führt 
en ort im Schwurgerichtähof, vorbehaltlich der Befugnig des Wräfidenten 
des Appellationdgericht8, einen anderen Vorfitenden zu ernennen. 


2. Appellationdgericht. 
$. 14. 
Unferem Appellationsgerichte in Kaffel werden folgende Befugniffe der 
Juſtizbehörden höherer Inſtanz übertragen: g 
J. in bürgerlichen Rechtsſachen: 

1) die Verhandlung und Entſcheidung des Rechtsmittels der Appella⸗ 
tion gegen Erkenntniſſe des Kreisgerichts und der Amtsgerichte, 

2) die Entſcheidung auf Beſchwerden über Verfügungen und Beſchlüſſe 
des Kreisgerichts und der Amtsgerichte in allen nicht prozeſſualiſchen 
Angelegenheiten, in denen e8 bei der Entſcheidung des Appellations: 
gerichts bewendet; 

U. in Straffachen: 

die Gefchäfte der Anklagefammer und die Entfcheidungen auf Be 
ſchwerden gegen Befchlüffe, welche das Kreisgericht in erfter Inſtanz 
erlaſſen bat, infoweit die abe fih nicht auf das Verfahren 
in Schwurgerichtöfachen bezieht; 

HI. die Beftimmung des zuftändigen Gerichts: 

1) wenn ein pofitiver oder negativer Kompetenz -Ronflitt zwifchen ver- 

jchiedenen Amtögerichten oder diefen und dem Kreisgerichte befteht, 
(Nr, 7219) 2) wenn 
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2) wenn das zuftändige Amtsgericht verhindert ift, ſich der Verhand- 
lung und Entfcheidung der Sache zu unterziehen, 
3) ‚wenn ein gemeinfchaftlicher Gerichtöftand zu beflimmen ift; 

IV. die Auftizauffiht und Verwaltung der Fürftenthümer, in&befondere für 
Auftipifitationen, Disziplinar- und Anftellungsfachen, und zwar in dem- 
jelben Umfange, in weldem da8 MWppellationsgericht überhaupt zu- 
ftändig ift; 

V. die Zuſtändigkeit in allen privatrechtlichen Angelegenheiten. des Fürſten 
von Walded und Pyrmont, fowie der Mitglieder des Fürftlichen Haufes 
einfchlieglich deffen Gräflicher Linie. 


$. 15. 


Zur Beſchlußnahme und Entfcheidung des Appellationsgerichts ift die 
Theilnahme von fünf Mitgliedem, einfchlieglid des Worfigenden, erforderlich. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Borfigenden den Ausfchlag. 

Die prozeſſualiſchen Angelegenheiten zweiter Inſtanz in den Fällen des 
S. 0. Nr. V. werden in einem befonderen Senate von fieben Mitgliedern 
erledigt. 


$. 16. 


Dem Verfahren und den Entjcheidungen des Appellationegericht8 werden 
die in den Fürftenthümern geltenden Gefeße zum Grunde gelegt. 


$. 17. 


Die richterlichen Entfcheidungen des WUppellationdgerichtd ergehen unter 
der Formel: 
in Gemäßbeit des zwijchen Seiner Majeflät dem Könige von Preußen 
und Seiner — dem Fürſten von Waldeck und Pyrmont ge— 
ſchloſſenen Staatsvertrages vom 18. Juli 1867. 


$. 18, 


in den aus den Fürftenthümern an dad Appellationdgericht gelangenden 
Sachen dürfen auch die in den erfteren angeftellten Rechtsanwalte Schriftfäte 
anfertigen. 

Zur Vertretung der Marteien vor dem GerichtShofe find nur die bei dem- 
felben zur Praxis veritatteten Anwalte befugt. 

Die Gerichtöfoften und die Gebühren der Rechtsanwalte find nach den 
Fürſtlich Waldedifchen Gefeten zu berechnen. Bei Wppellationen werden an 
Gebühren für die Anfertigung der Schriftfäge zwei Drittheile, für die Ver— 
tretung bei der mündlichen Verhandlung aber die Hälfte des Pauſchſatzes 


vergütigt. 
3. Ober⸗ 
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3. Oberſter Gerichtshof. 
$. 19. 


Unferem Ober -Appellationsgerichte in Berlin werden die bißher dem Ober- 
tribunal übertragenen Befugniffe des oberften Gerichtshofes zugewiefen. Es 
bewendet in diefer Beziehung indbefondere bei den Beftimmungen der Verträge 
vom 1. Februar 1851. und 5. Juli 1856. mit folgenden Maaßgaben: 


Unferem Ober Appellationsgericht ſteht zu: 
I. in bürgerlichen Rechtsfachen: 


die Verhandlung und Entfcheidung auf die Rechtsmittel der Nevifion 
und Nichtigfeitsbefchwerde . gegen Erkenntniſſe de8 Appellations⸗ 
gerichts, fomwie auf die nach den beftehenden Gefegen dem Inſtanzen- 
zuge der Rechtömittel folgenden und zur Zuftändigfeit des oberiten 
Gerichtshofes gehörenden Beichwerden. 

Eined befonderen Antrages der Parteien bedarf e8 ferner 
niht, um eine Civilprozeßfahe im Wege der Nichtigfeitöbe- 
fehwerde vor den oberften Gerichtähof zu verweiſen. 

Das fchriftlihe Verfahren in der Revifionsinftanz findet 
vor dem Kreidgericht ſtatt. Bei demfelben iſ das Rechtsmittel 
anzumelden und die Rechtfertigung und Vernehmlaſſung einzureichen. 

Ingleichen erläßt das Kreisgericht die zur Berichtigung der 
Förmlichkeiten erforderlichen Auflagen an die Parteien und iſt 
befugt, das Rechtsmittel wegen Mangels derſelben zu verwerfen. 

Auch Reſtitutionsgeſuche gegen progelfnalifche Verſäumniſſe, 
ſowie Friſtgeſuche und die darauf zu erlaſſenden Verfügungen ge- 
hören zunächft vor dad Kreißgeridht. 

Megen Anfechtung der Verfügungen des Kreißgerichtd im 
Vorverfahren, fowie wegen der Borkhriften über da8 Verfahren 
felbft bleibt da8 Gefe vom 22. Auguft 1856., die Bildung einer 
Revifiond- Inftanz in Civilprozeſſen betreffend, in Kraft; 

I. in Straffachen: 
die Verhandlung und Entfcheidung auf die Nichtigkeitsbefchwerden gegen 
Erkenntniſſe ded Kreisgerichts —* auf Beſchwerden gger — 
des letzteren als Schwurgerichtshof und gegen Beſchlüſſe des 
Appellationsgerichts, inſoweit es ſich um die Entſcheidung einer 
Rechtsfrage handelt; 
II. in Disziplinarſachen: 
in demfelben Umfange, in welchem da8 Ober-Appellationsgericht über- 
haupt zuftändig. ift. 
Die Entfcheidungen de8 Ober » Appellationdgericht8 ergehen unter der im 
$. 17. bezeichneten Formel, | 
(Nr. 7219.) 4. Staats. 
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4. Staatsanwalktſchaft. 


$. 20. 


Bei dem Kreißgerichte wird ein Staatsanwalt mit dem erforderlichen 
Hülfsperfonal angeftellt. Bei den Amtögerichten fungiren Polizeianwalte mit 
den ihnen gefeblich obliegenden Befugniffen. 

Die Geichafte des Polizeianwalts können von dem AJuftizminifter einem 
Beamten der Staatdanwaltichaft oder einem bei dem Amtögericht angeftellten oder 
ne tichterlichen Beamten, oder auch einem in der Ausbildung für das 
Richteramt begriffenen Beamten widerruflich übertragen werden. 


Inſoweit dieſe Befugniß nicht zuc Anwendung fommt, erfolgt die Er 
nennung des Dolizelanwalts kommifjarifh durch den Ranbesdirektor na Mn 


hörung ded Staatsanwalts. 

Vorſteher der Gemeindeverwaltung (Bürgermeifter) am Site des Amts 
gage ſind verpflichtet, die Verrichtungen eines Polizeianwalts gegen eine von 
en Gemeindeverbänden des Amtsgerichtsbezirks zu gewährende, von dem Lande 
Direktor feftzufehende Entfchädigung zu übernehmen. | 


§. 21. 


Die Verrichtungen der Staatdanwaltfchaft in den aus den Fürftenthümen 
an dad Appellationsgericht gelangenden Sachen werden durch Unferen Ober 
Staatsanwalt in Raffel und deſſen Vertreter rgenommen. Derſelbe bilde 
in Auffichtäinftang für die Staatdanwalte und die Polizeianwalte in den Fürſten⸗ 

mern. 


5. Rechtsanwalte und Rotare. 


$. 22. 


Die Advokaten, weldye den Amtskarakter ‚„Nechtsanwalt’! annehmen, wer 
den fortan bei dem Kreiögerichte und den Amtögerichten unter Anweiſung eine 
beftimmten Wohnſitzes angeftellt. 


Die vorhandenen Anwalte dürfen ihren biöherigen Wohnſitz nur mit Ge 


nehmigemg des Juftizminifterd verändern. 

Unter Auftizminifter ift ermächtigt, wo fich dazu ein Bedürfniß berausftellt, 
den aa alten auch die Ausübung des Notariatd in den Fürftenthümern 
u geftatten. 
ne ür den Anſatz und bie Erhebung der Gebühren der Notare treten al 
dann die im Departement des Appellationsgerichts zu Kaſſel geltenden Geſehe 
mit der Draafge in Kraft, daß ‚ wo in denſelben auf den Gerichtäfo entari 
verwieſen wird, der für die Fürſtenthümer beſtimmte Tarif anzuwenden iſt. 

In Betreff der Disziplin und Aufſicht über die Rechtsanwalte und Notare 
kommen die im Departement des Appellationsgerichts zu Kaſſel beftehenden Vor⸗ 
ſchriften zur Geltung. De 
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Der bei diefem Gerichtöhofe gebildete Ehrenrath tritt auch für die Rechts: 
anwalte und Notare der Fürſtenthümer in Wirkfamfeit. Zu fpäteren Neuwahlen 
defjelben werden fie mit zugezogen. 


6. SInfinuationen. 
$. 23. 


Die Inſinuation fowohl der Erfenntniffe ald aller gerichtlichen Derfügungen 
in Civil» und Strafjachen fann Dur die Poſt nach Maaßgabe der im Depar- 
tement des Appellationsgerichts zu Kafjel über die Poftinfinuationen geltenden 


Vorſchriften gefchehen. 
II. Allgemeine Beitimmungen. 


1. Angelegenheiten der Juftizverwaltung. 
§. 24. 


Die nächfte Aufficht über die Amtögerichte wird von dem Direktor des 
Kreisgerichtd ausgeübt und die Aufficht in Döberer Inſtanz, fowie die über das 
Kreisgericht, Unferem Appellationsgericht in Kaffel, die Oberaufficht über ſämmt— 
liche Gerichte, fowie über die Beamten der Staatdanwaltfchaft Unferem Juſtiz⸗ 
minifter übertragen. 2 


Ba Angerer welche die Disziplin, den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerungen 
betreffen, binfichtlich aller Rechtdangelegenheiten, ebenfo wie die Befchwerden 
wegen unrichtigen Anſatzes der Gerichtäfoften und wegen verweigerter Stundung 
oder Niederichlagung, im Auffihtswege demnach ſchließlich durch Unferen Juſtiz⸗ 
minifter zu erledigen. g26 


In Betreff der Begnadigungsſachen, der Aufſicht über die Straf» und 
Gefängnißanftalten, der Juſtiz-Etats-, Kaffen- und Rechnungdfachen und der das 
Auftizeeffort betreffenden Landtagsangelegenheiten werden den Landesdireftor die 
früher von der Regierung geübten Funktionen übertragen. Er ift befugt, fi 
in Wahrnehmung derfelben durch den Kreißgerichtödireftor oder den Staatsanwa 
vertreten zu lafjen. X 


Die Beſtätigung einer Annahme an Kindesſtatt (Adoption oder Arrogation) 
gehört fortan wor das ordentliche Gericht des Annehmenden. Unſere Genehmi⸗ 
gung dazu ift nur in den Fällen erforderlich, in denen dies für das Gebiet des 

Ugemeinen Vreußifchen Landrechts vorgefchrieben ift. 

Gropjährigfeits » Erklärungen, Dispenfationsgefuhe der Kinder von 
Beibringung des Heirathskonſenſes, fowie Die Gefuche um Genehmigung, zur 
Veräußerung unbeweglicher Güter der Pflegebefohlenen gehören vor die ordent- 
lichen Gerichte. 

Sjahrgang 1868. (Nr. 7219.) *124 $. 28, 
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$. 28. 


An die Stelle der nach Artikel 23. de8 Geſetzes vom 13. Oktober 1858,, 
die Ablöfung der Huteberechtigungen betreffend (Negierungsblatt ©. 61.), pr 
Entjcheidung über erhobene Rekurs⸗ und andere (einfache) Befchwerden wider 
Befcheide und Verfügungen der Ablöſungskommiſſionen berufenen Behörde tritt 


Unfere Generallommiffion in Kaffel 


2. Verhältniß der Gerichte unter einander und zu den Berwaltung?: 
Behörden. 


$. 29. 


Die Gerichte unter einander, fowie die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
haben ficy bei Erledigung der ihnen obliegenden Gefchäfte innerhalb ihres Reſſorts 
gegenſeinig⸗ Unterſtützung zu leiſten. 

Die Entſcheidung über Kompetenz⸗Konflikte, welche zwiſchen Juſtiz⸗ und 
Verwaltungsbehörden entſtehen, wird Unſerem Gerichtshof zur Entſcheidung der 
Kompetenz⸗Konflikte in Berlin übertragen. Zur Erhebung des Kompetenz— 
Konflikts iſt der Landesdirektor befugt. Im Uebrigen bewendet es in dieſer 
Beziehung, ſowie in Betreff des Verfahrens nach der Erhebung des Kompeten;- 
Konflikts bei dem Gefeke, die Kompetenz Konflikte wifchen den Juſtiz⸗ und Der: 
warn ebehör ben betreffend, vom 9. Mai 1854. (Fürſtlich Waldedifches Regie 
rungsblatt Seite 109.). 


3. Dualifilation und Ernennung der AJuftizbeamten. 
$. 30. 


Wer zur Laufbahn ald Richter, Staatsanwalt ‚oder Rechtsanwalt zuge 
lafien fein will, bat die Bedingungen zu erfüllen, weldye in dem Departement 
Unfered Appellationdgericht8 in Kaffel zur Ablegung der erften juriftifchen ea 
en find, und nad den dort geltenden Vorſchriften diefe Prüfung 
zu beitehen. 

Der in der erſten Prüfung Beftandene wird von dem Präfidenten de 
eppellationgericht8 um Reſzrendarius ernannt und eidlich verpflichtet. Ex hat 
fodann Ki feiner praftifchen Vorbereitung bei einem Amtd- und Kreiögerichte, bei 
einem Nechtsanwalte, bei der Staatdanwaltfchaft und bei einem Appellationd: 
gerichte, indgefammt vier Jahre, zu arbeiten. Die näheren Beilimmungen über 
die Art und Dauer der Befchäftigung bei den einzelnen Behörden werden von 
Unferem Juſtipuimiſter erlaſſen. 

Referendarien können die Funktionen eines Gerichtsſchreibers wahrnehmen 
und in den letzten Jahren der Vorbereitungszeit nach beſcheinigter Tüchtigkeit von 
Unſerem Juſtizminiſter mit der zeitweiſen Funktion eines Huͤlfsrichters bei den 
Kreis⸗ und den Amtsgerichten, oder eines Gehülfen der Staatsanwaltſchaft br 
auftragt, auch zur Vertretung eines Rechtsanwalts verſtattet werden. 

Nach der Vorbereitungszeit wird der Referendarius auf Grund der übe 
feinen Fleiß und feine praftifche Tüchtigfeit beigebrachten Zeugniffe von Unſern 
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Auftizminifter zur großen Staatsprüfung zugelaffen. Für diefelbe werden die 
Vorfchriften, welche im Bezirke des Appellationdgericht3 in Kafjel gelten, zum 
Maaßſtabe genommen. 

Referendarien, welche die große Staatsprüfung beftanden haben, werden 
bi8 zu ihrer anderweiten Anftellung zu GerichtSaffefforen beftellt und dem Direktor 
des Kreisgerichts zur unentgeltlichen Befchäftigung bei dem letteren und bei den 
Amtögerichten überwiefen. Die Berleibung des vollen Stimmrechts an folche 
GerichtSafjefjoren und bei den Amtsgerichten die Anweifung eined beftimmten 
I ftikändigen Geſchäftskreiſes hängt von der Genehmigung Unjeres Juftizminifters 
ab. Bei dem Kreidgericht darf die Zahl der unbejoldeten Mitglieder mit vollem 
Stimmrecht nie die Hälfte der etatsmäßigen Richter erreichen. 


$. 31. 


ur Bekleidung jeder Richter-, Staatsanwalts⸗ und Rechtsanwaltsſtelle 
ift die Ablegung der großen Staatsprüfung erforderlich. 

Diefe Beſtimmung findet auf die bei den aufgehobenen Gerichten ange 
ftellten Richter und auf Diejenigen, welche nach den bisherigen Vorfchriften zur 
Bekleidung eines Richteramts qualifiziet find, feine Anwendung. 

Die vorhandenen Acceſſiſten (Auskultanten) werden nach näherer Beftim- 
mung des Erften Präfidenten Unferes Appellationägerichts in Kafjel, ihrer bi 
perigen Ausbildung entſprechend, als Neferendarien beihäftigt. Bei Berechnung 

er für ihre Vorbereitung zur großen Staatsprüfung erforderlichen Seit kommt 
ihre bisherige praftifche Beichäftigung in Betracht. 


$. 32. 


Der Direktor ded Kreidgericht8 und der Staatsanwalt werden von Uns, 
die Kreid- und Amtsrichter, Gehülfen der Staatsanwaltfchaft, die RechtSanmwalte 
und Notare fowie die erichteafieoren in Unferem Namen durch Unferen Juſtiz⸗ 
minifter, die Subaltern- und Unterbeamten durch den Erften Präfidenten Unferes 
Appellationdgerichte in Kaſſel ernannt. 

Wir behalten Uns vor, älteren und verdienten Kreid- oder Amtsrichtern 
den Karakter als Kreisgerichtsrath oder Oberamtsrichter zu verleihen. 


II. Ausführungs- Beftimmung. 


$. 33. 


Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1869. in Kraft. 
Unfer Juſtizminiſter ift mit der Ausführung derfelben beauftragt und hat 
die Gerichtöbehörden mit der erforderlichen Anweiſung zu verfehen. 
Die zur Seit beftehenden Behörden ($. 2. Abfat 1.) bleiben bis zur Ein- 
fegung der neuen Gerichte in ihrer biöherigen Wirkſamkeit. 
Die bei den aufgehobenen Gerichten anbängigen Sachen find nach einer 
(Nr. 72197220.) von 
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von Unferem Appellationsgericht in Kaffel zu erlaffenden Inſtruktion an die 
zuftändigen neuen Gerichte abzugeben. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 6. Oftober 1868. 
(LS) Wilhelm. 


Sch. v.d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Seldhow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonbardt. 
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(Nr. 7220.) Allerhöchſter Erlaß vom 26. September 1868., betreffend die bei der Spreeſchleuſe 
zu Coffenblatt zu erlegende Schiffahrtsabgabe. 


Au Ahren Bericht vom 23. d. M. beftimme I, daß die beim Paſſiren der 

Spreefchleufe zu Coffenblatt im Kreife Beeskow. Storfom des Regierungsbezirks 

Potsdam zu erlegende Schiffahrtsabgabe fortan nad) den Sätzen und Vorfchriften 

des Tarifd für die Schiffahrtsabgabe auf den Waſſerſtraßen zwifchen der Oder 

und Elbe vom 9. September 1867. (Geſetz⸗-Samml. ©. 1577. ff.) erhoben werbe. 
Diefer Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 26. September 1868. 
Milhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An die Minifter der Finanzen und für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


— ii - 


Redigirt im Bürcan bed Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Hofbuchdruderei 
(R. v. Decker). 
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Gejeh- Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 


— Nr 67. — 





(Nr. 7221.) Allerhöchſter Erlaß vom 26. September 1868., betreffend die Emiffion von auf 
den Inhaber lautenden Obligationen der Provinzial- Hülfskaffe für die 
Provinz Preußen. 


Auf Ihren Bericht vom 8. September d. J. will Ich, dem Antrage in der 
Petition des XVIII. Preußiſchen Provinziallandtages vom 18. März 1868. 
entſprechend, unter Abänderung des $. 2. des durch Allerhöchſten Erlaf vom 
27. September 1852. beflätigten „Statuts der Provinzial Hülfsfaffe für die 
Provinz Preußen! das anliegende 

/ „Regulativ, betreffend die Emiffion verzinslicher Obligationen durch die 

genannte Hülfskaſſe“, | 

in der von Ihnen vorgefchlagenen Faſſung hierdurch Iandeöherrlich, genehmigen. 
Gleichzeitig und in Folge Dieter Meiner Genehmigung, joroie gemaß $. 2. de8 
Gefete vom 17. uni 1833. (Geſetz⸗Samml. von 1833. ©. 75.), bewillige 
ch der erwähnten Arovingial gũ getag hiermit das Privilegium, die in jenem 
Regulativ näher bezeichneten, in Gemäßheit deſſelben d verzinfenden und nad 
defjen Beitimmungen einzulöfenden Obligationen und Kupons mit der rechtlichen 
Wirkung audzuftellen, daß ein jeder Inhaber derfelben die daraus herworgebenden 
Rechte, ohme die Uebertragung des Eigenthums nachweifen zu dürfen, geltend 
u machen befugt if. Uebrigens ift dieſes Privilegium vorbehaltlich der Rechte 
Dritter, und ohne dadurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
und, ber Kupons eine Gewährleiftung Seitens des Staats zu übernehmen, ertheilt 
worden. 

Diefer Mein Erlaß und das anliegende NRegulativ nebft den Beilagen 
deffelben find durch die Gefek- Sammlung und durch die Amtöblätter der Provinz 
Preußen zu veröffentlichen: | ' 

Berlin, den 26. September 1868. 


Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Selhow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. | 
An die Minifter: der Finanzen, für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten, für. die —* 
Angelegenheiten, des Innern und der Juſtiz. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7221.) 125 Re⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Oktober 1868. 
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und die Danziger Zeitung, die vier Negierungd-Amtsblätter und den Preußifchen 
Staatdanzeiger. Sollte eines diefer Blätter eingehen, oder die Hülfsfaffen-Direktion 
andere Blätter für die Veröffentlichung wählen, fo muß (im erfteren alle) ein 
anderes Blatt gewählt und (in beiden Faͤllen) die erfolgte Aenderung durch die übrig 
bleibenden, reſp. durch die bisher benutzten Blätter öffentlich befannt gemacht werden. 


$. 7. 


Auf verlorene oder vernichtete Obligationen finden die Beſtimmungen der 
Verordnung vom 16. uni 1819., betreffend da8 Verfahren Behufs der Amor: 
tifation verlorener Staatöfchuldfcheine ꝛc. $$. 1—12., fowie die ergänzenden Be 
ſtimmungen derfelben mit nachftehenden Maafgaben Anwendung: 


a) die im $. 1. der Verordnung vorgefchriebene Anzeige muß der Direktion 
der Provinzial Hülfäkaffe gemacht werden. Diefer werden alle diejenigen 
Geſchäfte und Befugnifje beigelegt, welche nach der angeführten Verordnung 
dem Schatzminiſterium zukommen,; gegen die Verfügungen der Direktion 
findet jedod) der Rekurs an den Oberpräfidenten der —* Preußen ftatt; 


b) das im $. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem König—⸗ 
lihen Stadigerichte zu Königsberg, 


c) die in den $$. 6. 9. und 12. der Verordnung vorgefchriebenen Bekannt⸗ 
machungen follen durd) Die m 5 6. dieſes Regulativs genannten Blätter 
gefchehen. Zinskupons und Talons fünnen ni « aufgeboten und amortiſitt 
werden. Doc fann nad) dem Ermeflen der Direktion der Provinzial. 

ülfskaſſe demjenigen, welcher vor Ablauf der vierjährigen Verjährungs⸗ 

ft ($. 3.) den Verluſt eine8 Zinskupons bei der Direktion anmeldet 
und befcheinigt, der Betrag des Kupond, wenn letterer bis zum Ub- 
laufe der Verjährungsfriſt nicht präfentirt worden ift, nach Ablauf der- 
felben ausgezahlt werden. 





X 

Für die Sicherheit der ausgegebenen Obligationen und deren Zinſen haften 

die der Feovinzial, Sültätafle gehörigen, auf Grund der $$. 8 — 13. des unterm 
27. September 1852. landesherrlich beftätigten Statut8 der Provinzial. Hülfsfafle 
für die Provinz Preußen erworbenen Darlehnöforderungen in mindeltens gleichem 
Betrage und dad Stammvermögen der Provinzial- Hulfskaffe. 


$. 9. 


Der Kurator der Provinzial. Hülfskaffe überwacht die Befolgung der in 
diefem Regulativ gegebenen Borkhriften. 3 
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Schema zu den Obligationen der Provinzial- Hülfskaffe. 


Obligation 
der 
Dıeopinzial-Hulfslajjfe für Die Provinz; Preußen 
(Wappen der Provinz) 


über 


Die Provinzial. Hülfstaſ e er Drobin Preußen verfchuldet dem Inhaber 
diefer Obligation .......... Thaler im 3 0-Shalerfuße, verzindlich zu fünf —* 
zent jährlich. 

Dieſe Darlehnsſchuld iſt auf Grund des unterm ............... Aller⸗ 
rd genehmigten — chluſſes des XVIII. Preußiſchen a hen fon- 


it worden. Die Deftnnmungen des umfeitig abgedrudten Regulativs 
auf fie Anwendung. 
Königsberg, den ..ten ......... 18.. 
Die Direltion der Provinzial: Sülfstaffe für die Provinz Preußen. 


(Unterjchriften.) 
Eingetragen in da8 Regifter sub Fol...... 


Der Kontrolbeamte. 
nterſchrift.) 
(Folgt der Abdruck des Regulativs.) 


(Nr. 7221.) Schema 
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(Nr. 7222.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. Oftober 1868., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrages zu dem Negulative vom 22. Rovember 1858. über bie Be- 
leihungsgrenge der Schlefifhen Landſchaft. 


uf Ihren Bericht vom 22. September d. J. will Ich den anliegenden, in 
Folge des Beſchluſſes des zwölften Benerallandtages der Schlefifchen Landſchaft 
zu der ihm vorgelegten Propoſition J. aufgeſtellten 


Nachtrag 8 dem Regulative vom 22. November 1858. über die land— 
ſchaftliche Beleihung der dem Schlefiichen Iandfchaftlihen Kreditwerbande 
inforporirten Güter auf das vierte Sechötheil der Taxwerthe und über die 
Emiffion von Pfandbriefen Litt. C. (Gefek-Samml. von 1858. S. 583. ff.) 

hierdurch genehmigen. 


Diefer Erlaß ift nebft dem Nachtrage durch die Gefeß- Sammlung zu 
veröffentlichen. | 


Baden-Baden, den 6. Oftober 1868. 
Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
An den Minifter de8 Innern und an den Juſtizminiſter. 


Nadtrag 


zu dem 


Regulative vom 22. November 1858. über die landſchaftliche 
Beleihbung der dem Schlefiihen landſchaftlichen Kreditverbande 
inforporirten Güter auf das vierte Sechötheil der Taxwerthe 
und über die Emiffion von Dfandbriefen Litt. C. 
(Geſetz-Samml. für 1858. ©. 583.) 


6.1 | 
Nachdem die im $. 1. des Regulativs vom 22. November 1858. beftimm! 
gewefene Frift für das Einbringen von Kreditgefuchen abgelaufen ift, wird de 
ai 
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außerordentliche Kredit auf das vierte Sechötheil der Tarwerthe inkorporirter 
Güter den Kreditverbundenen biemit anderweit ohne die biäherige Befchränfung 
auf gewiſſe Berwenbungeztede oder auf beitimmte Zeit, und zwar vom Tage 
Der rn Genehmigung diefer Beſtimmung an, und unter Fo igenden Many. 
gaben eröffnet. 


§. I. 


Die fernere Seleibung der Güter erfolgt nach den in den $$. 3. 1 
des Megulativd vom 22. November 1858. enthaltenen Vorſchriften. Die 
Beſtimmungen dieſes Negulativs über die Bewilligung und Bemeſſung des 
Kredits, über die erbriehung und GSicherftellung der zu gewährenden Darlehne 
und die Modalitäten des Nechtögefchäfts, über die Bildung eines Sicherheit, 
und eines Amortifationsfonds, fowie über die Emiffion von Pfandbriefen Litt. C. 
zu Beichaffung der Darlehnövaluta, über Ausfertigung, Verzinfung und Wieder 
einlöfung diefer Pfandbriefe bleiben, infoweit fie nicht nachftehend abgeändert 
werden, auch für die ferneren Beleihungen maaßgebend. 


$. I. 


Alle durch Die Ausführung des Negulativg vom 22, November 1858. 
bereit8 begründeten Rectönerbältniie werden durch die neuen Kreditbewilligungen 
$. I. und II.) nicht berührt. Es bleiben vielmehr ebenfowohl die Rente er 
nhaber von Pfandbriefen Litt. C., welche auf Grund jenes Regulativs bereits 
emittirt worden find, insbeſondere die Rechte derfelben auf den für diefe Pfand» 
briefſchuld nad §. 28. gewibıneten Sicherheitsfonds, als auch die Verbind—⸗ 
lichfeiten und die Nechte der bisherigen Schuldner refp. Befiker der nach dem 
Regulativ bereits beliehenen Güter unverändert fortbeftehen. 


$. IV. 
Su G 3. de8 Regulativs. 


1) Der für die Kreditbewilligung maaßgebende Werth des Gutes kann auch, 
wenn der Dabeichnönehmer arau —55— und nicht beſondere, eintre⸗ 
tenden Falls durch Loka recherche zu prüfende Bedenken dagegen obwalien, 
ohne fpezielle Abſchätzung des Gutes aus der Veranlagnng deffelben zu 
der durch Gefeb vom 21. Mai 1861. eingeführten Grundſteuer von den 
Liegenf El hergeleitet werden. 

u dem med wird der dem Gute bei der Veranlagung zur 
Grundfteuer beigelegt jährliche Neinertrag ermittelt und mit der Zahl 
zwanzig zu Kapital erhoben. Bon dem gefundenen Kapitale wird der 
zwanzigfache Betrag der jährlich au entrichtenden Grundſteuer ab oft. 

Wenn auf dem Gute ein ebtagbrect, oder wenn darauf Sinfe, 

Nenten oder Abgaben aus iellem Rechtstitel haften, fo wird ferner 

auch der zwölf und einhalbfacye Betrag der an den Lebtagsberechtigten 
präftirenden Leiftungen und begiehungöweife der. fünfundzwanzigfache 

ag der Sinfe, Renten und Abgaben, yweit dieſelben nicht amorti⸗ 

Jehtgan 1868, (Nr. 7222.) 126 firt 
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firt find, abgeſetzt, wobei die Naburalabgaben nach den vierundzwanzig⸗ 
jährigen Marftdurchfchnittöpreifen, wie ſolche zufolge 6. 22. des Neallaften- 
Ablõſungsgeſetzes vom 2. März 1850. zuletzt feftgeftellt und durch die 
Amtsblätter publizirt worden, zu berechnen find. 

Endlih werden zur Sicherftellung des zu gewähtenden Kresitd 
noch zwanzig Prozent ded Reinertragkapitals in Abzug gebracht. 

Der nad) diefen Abzügen verbleibende Reſt if als Beleihungs⸗ 
werth des Gutes anzunehmen. 


2) Auch injoneit als der Betrag der privilegirten, zweijährigen Zinſen der 
rofl en altlandfchaftlicden Pfandbriefe Feine Dedung in dem für diefe 
Hi briefe bereits aufgefammelten be m bug oe findet, wird der 
Betrag diefer Zinfen von dem Kredit auf das vierte. Sechötheil des 
Gutöwerthe nicht gekürzt. 
6. V. 
Su 865 6. 9. des Regulativs. 
Dem Darlehnönehmer fteht die Wahl zu, ob er die Darlehndvaluta 
in vier und einhalb Prozent Zinjen tragenden, oder in vierprozentigen Pfand: 
briefen Litt. C. entnehmen will. * erſten Falle hat er eine fortlaufende 
Jahreszahlung von ſechs Prozent neb Duitiungs roſchen à ein zwölflel —5 
im zweiten Falle eine ſolche von fünf und einhal ro ent nebft Quittungsgroſchen 
à ein zwölftel Prozent zu entrichten. Won diefer Jahreszahlung find vier und 
einhalb (begiehungweile vier) Prozent zur Berzinfung der audzugebenden Pfand: 
briefe Litt. C., ein Viertel Prozent zur Anfammlung eined Sicherheitsfonds, 
Ein und ein Viertel Prozent zur Amortifation und der Quittungsgrofchen & ein 
zwölftel Prozent zu den Verwaltungskoſten bejtimmt. 
Wenn der Beitrag zum Sicherheitöfonds durch ſechszehn Jahre binburd 
entrichtet worden ift, fließt jener Beitrag von ein Viertel Prozent fernerhin zum 
Amortiſationsfonds des betreffenden Schuldners. 


6. VI. 
Su $$. 17. 18. des Regulativs, 

Sur Unterfcheidung der fernerhin auf Grund dieſes Nactrage zum 
Regulativ zu emittirenden Pfandbriefe Litt. C. von denjenigen, welche auf 
Grund des Regulativs bereits emittirt und nach $. 18. deſſelben mit der Bezeich⸗ 
nung Seried I. refp. Seried II. und Serie IL. verfehen find, müffen die auf 
Grund diefed Nachtraged zum Regulativ audzufertigenden Pfandbriefe Litt. C. 
und zwar die vier und einhalbprogentigen ald Seried IV. uber 1000 Riälr., 
Series V. über 500 Rthlr., Series VI. über 100 Rthlr., die vierprozentigen 
ala Serie8 VII. über 1000 Rthlr., Series VIIL über 500 Rthlr., Series D\. 
über 100 Rthlr. bezeichnet werden. 


6. VI. 
Su 86. 12. 14. 28, des Regulativs. 
Der zur Sicherftellung der bereits emittirten Pfandbriefe Litt. % nad 
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. 28. des Regulativs gebildete Sicherheitsfonds und der zur Abzahlung dieſer 
Pfandbriefe u der Darlehne nach — 12. ebend. gebildete Amortiſationsfonds 
verbleiben im Genuſſe der ihnen überwieſenen Hebungen, und werden im Intereſſe 
der Betheiligten auch fernerhin ſelbſtſtändig, daher abgeſondert von anderen Fonds 
verwaltet und immer evident erhalten. ir die neu zu emittirenden Pfandbriefe 
werden eben ſolche Fonds nach den Vorſchriften des Regulativs $. 12. und $. 28, 
felbftftändig gebildet und ebenfall3 abgefondert verwaltet. 

Auf den neu gebildeten Amortifationsfonds findet der $. 14. des Negulativß 
mit der Maaßgabe Anwendung, daß die Ertradition des den Darlehnsbekrag er- 
füllenden Beſtandes zwar nur zum Iwede der Abbürdung des Darlehns ftatt- 

et, daß aber der Darlehnsſchuldner nicht gehalten ift, das aus den Mitteln 
Fonds oder aus anderen Mitteln abgebürdete Darlehn im Hypothefenbuche 
löſchen zu laſſen. 
$. VII. 
Zu 6. 20. de8 Regulativs. 


So lange die auf Grund des Regulativs vom 22. November 1858. 
emittirten Pfandbriefe nicht vollftändig abgelöfet find, haften die Eigenthünmlichen 
Fonds der Landſchaft den auf Grund ded vorliegenden Nachtrages zu emittiren- 
den Dfandbriefen nur infoweit, als fie nicht erforderlich find, um die früher aus⸗ 

egebenen Pfandbriefe in demjenigen Betrage zu deden, welcher in den ihnen 
eiell gewidmeten Fonds (Amortiſationsfonds, Sicherheitsfonde, Hypotheken) 
feine Dedung nicht follte finden können. 


6. IX. 
Su SG. 31. des Regulativs, 


Den Schuldnern neu zu gewährender Darlehne und deren Rechtsfolgern 
wird ein eventueller Anſpruch auf einftige Nüdgabe der von ihnen zu dem Sicher⸗ 
heitsfonds geleifteten Peiträg nicht eingeräumt; vielmehr iſt dem für die zu 
emittirenden Pfandbriefe zu bildenden Sicherheitsfonds die rechtliche Natur eines 
zu dem beſtimmten Zweck der Sicherſtellung auszugebender Pfandbriefe dauernd 
gewidmeten Korporationsvermögens beigelegt. 


g. X. 


Die Wiederbenutzung des, wenn auf den zehnten Theil der ordentlichen 
Pfandbriefſchuld angewwachtenen Amortifationdfonde findet auch bei denjenigen 
Gütern, auf welden ein nad) Maaßgabe dieſes Nachtrages zu dem Regulativ 
vom 22. November 1858. auf das vierte Sechötheil des Gutswerthes bewilligtes 
Darlehn, als ein außerordentlicher Kredit, haftet, nur zum Zweck der gänzlichen 
Ablöfung dieſes Darlehns ftatt. 





— 
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(Nr. 7223.) Wllerhöchfter Erlaf vom 6. Oktober 1868., betreffend die Verwaltung des 
Eigentbümlihen Fonds der Schlefiihen Landſchaft. 


uf Ihren Bericht vom 22. September d. 5. will Ich den von dem zwölften 
©enerallandtage der Salefiihen Landfchaft auf die ihm vorgelegte Propofition IL 
efaßten Beihluf zu Theil III. Kapitel 9. $. 14. des Landſchafts⸗Reglements 
Biermit dahin genehmigen: 

Die zu den Eigenthümlichen Fonds eingehenden Baarvaluten für ge- 
Fündi ß Beftandöpfandbriefe derfelben werden zur Wiederanichaffun on 
Pfandbriefen bi8 zum Nennwerthe der gelündigten verwendet. Inſoweit 
ae u die Baarvaluten nicht verbraucht werden, ift der verbleibende 

ehrbetrag zum Betriebe der laufenden Gefchäfte zu konſerviren.“ 

Diefer Mein Erlaß ift durch die Geſetz⸗ Sammlung zu veröffentlichen. 


Baden-Baden, den 6. Oftober 1868. 
Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An den Miniſter des Innern und an den Juſtizminiſter. 





(Nr, 7224.) 
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(Nr, 7224.) Ullerhöchfter Erlaß vom 6. Oktober 1868., betreffend bie Genehmigung eines 


Nachtrages zu dem Negulative für die Schleſiſche landſchaftliche Darlehns- 
kaſſe vom 13. November 1848. 


en Bericht vom 22. September d. I. will 3% den anliegenden, in 
Au & "Beichluffes bes zwö en —— der Schleſiſchen Landſchaft 
zu der ihm vorgelegten Propoſition V. aufgeſtellten 


Nachtrag zu dem Regulative für die Schleſiſche landſchaftliche Darlehns⸗ 
faffe vom 13. November 1848. (Geſetz⸗ ende ie De 10m, 


hierdurch genehmigen. 


Diefer Erlaß ift nebft dem Nachtrage durch die Gefeh- Sammlung zu 
veröffentlichen. 


Baden-Baden, den 6. Oktober 1868. 
Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
An den Miniſter des Innern und an den Juſtizminiſter. 


Nadtrag 


zu dem 


Negulativ der Schlefifchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe vom 13. 
November 1848. (Geſetz⸗Samml. 1848. ©. 410.) 


I 
Zu 8. 2. des Regulativs. Geſchäfte. 


Die land iche Darlehnskaſſe, welche künftig die Firma: „Schlefifche 
landſcha ie ont zu Bell führen Mi 1 ke auf — — 
bereits ge atteten Lombardgefchäften, fortan auch nachſtehend — Geſchaͤfte 


zu betreiben 


1) gezogene und trockene (eigene) Wechſel — vorzüglich ſolche Schleſiſcher 
(Nr, 7224.) 


— 1 — 
Landwirthe — die im Inlande zahlbar find, zu diskontiren und Wechſel 
auf Plätze des Auslandes zu kaufen. 

Die zur Diskontirung oder jum Ankauf angebotenen Papiere 
müffen mit einem auf die Darlehndfaffe Tautenden Giro verfehen fein, 
dürfen nicht fpäter al8 drei Monate nad) dem Datum der Ausftellung 
verfallen, und es müfjen aus ihnen in der Regel wenigftens drei folide 
Verbundene haften. 

Wechſel mit nur zwei Unterfchriften dürfen nur ausnahmsweiſe 
und nur unter ausdrüdlichem Einverftändniß beider Mitglieder des Vor- 
ftandes der Darlehnskaſſe erworben werden; 


2) da8 Inkaſſo von Wechfeln, Geldanweifungen, Rechnungen und Effekten 
u bejorgen, und verzinsliche und unverzindliche Rapitalien ohne VBerbriefung, 
edoch gegen Empfangßbefcheinigungen, Die nut auf den Namen des Ein- 
A lauten dürfen, anzunehmen und mit den Eigenthümern der ſolcher⸗ 
geltalt einfaffirten oder angenommenen Gelder und Effekten in Giroverfeht, 
jedoch äußerſtens in Höhe des bei der Kaffe beftehenden Duthabeng zu treten. 
Die berginälichen Kapitalien dürfen niemald den doppelten Betrag des 
Stammkapital überfteigen, und muß bei Annahme derfelben eine Kün- 
digungäfrift von nicht weniger al8 zwei Monaten vorbedungen werden; 


3) Effeten nicht nur von der in $. 2. Litt. C. des Regulativs bezeichneten 
Art, fondern auch andere Werthpapiere nach denfelben Grundfägen wie 
die Preußiſche Bank zu beleihen, zu faufen und zu verlaufen. . 


D. 
Su $. 6. des Regulativs. Baluta. 
Die landfchaftliche Bank zahlt und rechnet in Preußifchern Sibergeibe nad) 
ai 


den Werthen, welche durch das Geſetz über dad Münzwefen vom 4. Mai 1857. 
(Gefeh -Samml. 1857. S. 305.) beftimmt worden find. 


II. 

Das Stammfapital der landfchaftlihen Bank wird auf Eine Million 
Thaler beftimmt und von der Schlefifchen Landfchaft in baarem Gelde befchafft. 
Dagegen darf das nad) $. 7. des Negulativd zu dieſem Zweck gewidmet ge 
wefene Pfandbrieffapital von 800,000 Thalern zurüdgezogen werben. 

Su 9. Verwaltung. 
An die Stelle des $. 9. treten folgende Beſtimmungen: 


1) Die laufenden Gefchäfte der Bank werden von einem aus zwei Di. 
rektoren, davon der eine aus ben Mitgliedern ber Generallandſchan⸗ 
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Direktion genommen werden darf, beftehenden Direktorium verwaltet. 
Die Ernennung gebührt dem landfchaftlihen Engeren Ausſchuſſe; die 
Namen der Direktoren, fowie eined für Fälle der Verhinderung des 
Einen oder Anderen im Voraus zu emerinenden Stellvertreterd werden 
öffentlich befannt gemacht. Bei eigentlichen Rechtögefchäften muß einer 
der Generallandfchaft3. Syndicl zugezogen werden. 

Gegenüber der Generallandichaftd - Direktion ift da8 Bankdireftorium 
bei feiner Gefchäftsführung an die ihm zu ertheilende Gefchäftsinftruftion 
und fonftige Anmweifung gebunden; nad) Außen bin aber jedem Dritten 
‚gegenüber vertreten die beiden Direktoren mit ihrer gemeinfchaftlichen 
nterfchrift die Bank ſelbſtſtändig und rechtöverbindlich, auch bei den» 
jenigen Nehtähanblungen, welche fonft nach den Geſetzen eine Spezial 
vollmacht erheifchen. Ein Legitimationdbedenfen au $. 118. Tit. 13. 
Ih. I. des Landrecht3 kann ihnen nicht entgegengefeßt werden. Gericht. 
liche Srlafle an die Bank werden einem der Direktoren rechtöverbindlich 
Re: ‚, Eide Namens derfelben von den beiden Direktoren rechtögültig 
abgeleiftet. 


2) Der Bank ift als ein Kuratorium die Schlefifhe Generallandfchafts- 
Direktion vorgefebt. Diefelbe erpält fih in fortwährender Kenntniß von 
dem Gefchäftsbetriebe der Bank und veranftaltet vierteljährlich eine 
ordentliche, fo oft fie es nöthig findet eine außerordentliche Reviſion 
derfelben. | 

Dem landfchaftlihen Engeren Ausſchuſſe legt fie alljährlich den 
von den Direktoren zu erftattenden Gefchäftöbericht und die von den- 
felben abzulegende Jahresrechnung zur Entlaftung vor, und theilt beide 
nach erfolgter Decharge den Fürſtenthumslandſchaften zur Kenntniß⸗ 
nahme mit. 

3) Zur Wahrnehmung ihre Oberauffichtörechtö ernennt die Staatsregierung 
einen Kommiſſar, welcher befugt ift, den Situngen des Bankdirektoriums 
und des Kuratoriumd ohne Stimmrecht beizuwohnen, fowie von ben 
Büchern und Skripturen der Bank Einficht zu nehmen, auch die Organe 
der Bank gültig zufammen zu berufen. 


4) Der Status der Bank wird von drei zu drei Monaten veröffentlicht. 


V. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
1) Die landſchaftliche Bank genießt innerhalb des durch das Regulativ vom 


13. November 1848. und durch den obigen Nachtrag ihr geſtatteten 
mel ltäbetriebee Die Rechte einer juriftifchen Perfon, und taufmännifche 
echte. 


2) Ihren Gerichtöftand hat die Band vor dem Königlihen Stadtgerichte 
zu Bredlau. | 
(Nr. 7224.) 3) Die 
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3) Die von ihr zu erlaſſenden öffentlichen Bekanntmachungen erfolgen in 
ben Amtsblättern der drei Schleſiſchen Regierungen und in mindeftens 
zwei von der Generallandichaftd- Direktion auszuwählenden und in den 
Amtsblättern zu bezeichnenden Zeitungen. 


VL 
Aufloͤſung. Vergl. ©. 8. 


Bei Auflöfung der Iandfchaftlihen Bank wird jeder Fürſtenthumslandſ 
mit dem von ihr Angefihoffenen Stammtapitald - Antheile der darauf enifellere 
Gewinn pro rata zurüd- und ausgezahlt. 











Rebigirt im Bürean bes Staats Minifteriums. 
Berlin in ber Konigli Ober. ruckerei 
gebruckt wer eig Sofbuhb 
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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 


m Nr. 68. — — 





(Nr. 7225.) Allerhoͤchſter Erla vom 31. Juli 1868., betreffend die Geftattung des Baues 
einer Crefeld- Kreis Kempener jnduftrie-Eifenbahn unter gleichzeitiger 
Bewilligung des Expropriationsrechts. 


Ar den Bericht des Staatsminiſteriums vom 29. d. M. will Ich zur An- 
lage einer eingeleifigen (fefundären) Induſtrie-Eiſenbahn * den Kreis Kempen 
von Süchteln über Dedt nach Kempen und von da kreisförmig über Hüls, 
Srefelb, St. Tönis, Vorft zurüd nad Süchteln, mit Abzweigungen nad) Bierfen 
und MGre unter Bor Mothehaf be ber ſeiner Zeit zu beftimmenden näheren Bedin- 
gungen, hierdurd) Meine enehm ‚gung ertheilen. Zugleich geftatte Ich Daß, „ie 
in Dem Geſetze über die Eifenbahn Unternehmungen vom 3. November 1 
enthaltenen WBorfchriften über Wr Erpropriationdrecht auf diefes Untemehmen 
Anmendung finden. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen 


Bad Ems, den 31. Juli 1868. 
Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


An das Staatsminiſterium. 


Vhrgaug 1868. (Nr. 72257226.) 127 (Nr. 7226.) 
Ausgegeben zu Berlin den 29. Oktober 1868. 








Mt. —— — — — — — — — — 
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(Nr. 7286.) Konzeifions - und Beftätigungs - Urkunde für die Erefeld - Kreis Kempener 
AInduftrie- Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 6. Oktober 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem fich zur Herftellung einer Eifenbahbn von Sücdhteln über Dedt 
Kenpen und von da freisförmig über Hüls, Crefeld, St. Tönis, Vorſt 
zurück nad) Süchteln, mit Abzweigungen nad) Vierfen und Grefrath, eine Aktien- 
gielfnft mit dem Sitze in Crefeld gebildet * , wollen Wir derſelben zum 
und Betriebe dieſer Bahn Unſere landesherrliche Genehmigung pierbund 
ertbeilen, auch das anliegende, am 7. September 1868. notariell verlautbarte 
Statut hiermit beftätigen. 
Die, gegenwärtige Urkunde ift nebft dem Statut durch die Gefeh-Sammlung 
zu veröffentlichen. 
Urkimdlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 6. Oftober 1868. 
(L.S) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


Statut 


der 


Crefeld- Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft. 


A. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§. 1 


Namen und Domizil der Geſellſchaft. 

Unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung wird durch dad gegen- 
wärtige Statut und nad) Maaßgabe der Beftimmungen des Allgemeinen Handel 
gefehbuches Artikel 207. bis 249. eine Aktiengefellfchaft unter der Firma 

„Srefeld- Kreis Kempener Induftrie - Eifenbahngefeklfhaft” 
gegründet, welche in Crefeld ihren Sit und Gerichtsſtand hat. * 
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§. 2. 


Der Zwed der Gefellfchaft ift die Erbauung und der Betrieb einer ſekun⸗ 
dairen Eifenbahn, welche von Süchteln ausgehend über Dedt nach Kempen und 
von da kreisförmig über Hüls, Erefeld, St. Tönid und Vorſt zurüd nad) 
Südteln führt, mit Abzweigungen nad) Bierfen und Grefrath. 

Die ſpyen Richtung der Bahn wird von dem Königlichen Miniſterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten Vefigefte auch unterliegen der 
Genehmigung defjelben die fpezielln Bauprojekte und Anfchläge. 


$. 3. 


Die Bahn wird für ein einfaches Geleife und für den Betrieb vermittelft 
Lokomotiven eingerichtet. Die Anlage fernerer Geleife auf einzelnen Streden im 
Falle des Bedürfniſſes ſoll jedoch nicht ausgeſchloſſen fein. 


$. 4. | 

Die Gefellihaft wird das Tiransportgefchäft auf der Bahn für eigene 
Rechnung betreiben Frl joweit fie e8 ihrem Intereſſe gemäß findet oder ge eich 
dazu verpflichtet ift, Anderen die Benutzung der Bahn iu Perſonen⸗ und Güter- 
transporten —— Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes geſtatten. Sie kann 
auch unter Genehmigung des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten einer anderen Eifenbahnverwaltung den geſammten Betrieb der Bahn 
durch befonderen Vertrag überlaflen. 


6. 5. 
Eine jelbftftäni e Ausdehnung de3 Unternehmens dur) Bau neuer Bahnen 
[ir Rechnung der Geſellſchaft, fowie eine Betheiligung der Gefellihaft bei an- 
eren Bahnunternehmungen fann mit Genehmigung der Generalverfammlung 
und des Staats eintreien. 


6. 6. 

Die Gefellihaft kann unter Genehmigung des Königlichen Handeldmini- 
ſteriums für ihre Rechnung, jedoch nicht mit ausfchlieglihem Privilegium, die 
erforderlichen Einrichtungen zur Beforgung der Perfonen und Güter von und 
nach den Stationsplägen heritellen. 


6. 7. 


Das Grundkapital der Geieliäch, veranschlagt zu zweihundert zehntaufend 
Thaler per Meile, befteht in Einer Million zweihundert ſ en Thaler 
oder vier Millionen fiebenhundert fünf und zwanzig taufend Franks, von denen 
die Hälfte, alfo fechshundert dreißigtaufend Thaler oder zwei Millionen drei⸗ 

dert zwei umd ſechszig taufend fünfhundert Franks durch ſechstauſend dreihun⸗ 
dert Stud Stammaktien zu je Einhundert Thaler guet dreihundert fünf Ye 
(Nr, 7226.) (2) 
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ebenzig Franks und die übrige Hälfte durch ſechstauſend dreihundert Stit 
orte - Stammaltien zu je Sisunt dert Thaler oder dreihundert fünf un 
ftebenzig Franks aufgebracht werden. 
die dermalige Direktion ift unter Genehmigung des Königlichen Mini. 
Hertumd befugt, zum Smwede der etwanigen Kompletirung der Anlagen Behufs 
Inſchluſſes an Die — ietfen, Crefeld, Kem eapen um und Grefrath 
eine angemeſſene Erhöhung des Geſellſchaftskapitals zu beſchließen und zu be 
wirken. Yu jeder anderweitigen Erhöh ung bejjelben, namentlich auch: che die 
etwaige Anlage eines zweiten Bahngeleiſes zwilchen Bierfen und Grefrath, if 
der Zeſts der Generaͤlverſammlung ($. 48.) und die Genehmigung des Staates 


erforder! 
$. 8. 


Nah Ablauf des erften Betriebsjahres ($. 20.) wird ein Refecvefune 
gebildet, welcher zur Dedung der in auferordentlichen Hällen nöthigen Ausgaben 
und der Koften für die Vermehrung der DBetriebömittel beftimmt ift. Diefem 
Reſervefonds werden überwiefen: 


a) der Betrag derjenigen Zinſen und Dividenben, die rechtzeitig er: 
— un —8* gemäß $. 21. zu Ounften ber m verfal⸗ 


b) Sinn Vortheile, mel e ber Gefellichaft aus dem Eintritte neuer 
enzeigner in die Stelle der wegen fäumtiger oder_ uneinziehbarer 
de ablung außgefchiebenen Aktionaire erwachſen ($. 17.); 


c) ein Zufhuß aus den Betriebseinnahmen, der mit Zuftimmung de} 
Staates von der Direktion nad) Bedürfniß feftgefegt wird, aber z jabelig 
ein Siebentel Prozent des Anlagelapitald nicht überfchreiten folk. 


Hat der Hefervefonds bie Summe von zwölf Taufend Thalern erreicht, 
jo erfolgen weitere Zuſchüſſe nut dann, wenn eine Verminderung eingetreten iR. 
So lange der RefervefondE in diefer vollen Höhe vorhanden if, fließen die 
ad a. gedachten Zinfen und Dividenden, fowie die Sinfen des Refervefonbs in 
die — — 

$. 9. 


Erneuerungsfonds. 


Ferner wird nach Ablauf des erſten Betriebsja pres ein Erneuerungsfonds 
Ge welcher beftimmt ift jut Be eitung der Stoften der —— der 
Seen , Schwellen und der kleinen Ajentheile des Oberbaues der Eifenbahn, 
Einfhluß der een, , fowie der Erneuerung der Lokomotiven nebft Ten 
Magen aller 
Zu diefen Erneuerungen find insbeſondere zu rechnen: 

1) bei Lokomotiven und Tendern bie Ausmehfelung ber Feuerkaſten, Kefiel, 

linder, Siederöhren, Federn, Achfen, Räder, Radreifen, ganzer Wafjer 

behälter und Bremfen; 


2) ki 





2) bei den Wagen die Auswechſelung von en Kaſten, Federn, Achfen 

Ride, Radreifen, Bremfen und ber Yhnbau deb Sm ganzer 

upeB. 

Ale diefe Emeuerungen fd jedoch nur dann aus dem uerungsfonds 

zu beſtreiten, wenn ſie durch Abnutzimg nöthig werden, nicht aber wenn ſie den 

getitehmern , Lieferanten oder ſonſtigen verantwortlichen Perſonen zur 
allen. 


Dem Erneuerungsfonds werden überwiefen: 


a) der nad) vollftändigem Ausbau und vollftändiger Ausrüftung der Bahn 
etwa verbleibende Reft des Bau- und Betrieböfapitals; 


b) die Einnahme aus dem Verkaufe alter Materialien bed Oberbaugd und 
der Betriebsmittel; 


ce) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der nach dem Vecſchleiße der 
Schienen und Schwellen und nad) dem Verjchleige ber Lokomotiven, 
Sender gun Magen nen H if De sis Suse Pa 
ie Direktion nach Bedürfniß von fünf zu fü ren mit Genehmi 
der vorgeſetzten Stantäbehörbe. ı su 


$. 10. 
Berhältniß der Befellihaft zum Staate. 

Die Berhältniffe der Geſellſchaft, eventuell der Eifenbahnverwaltun; 
welcher ber Deich überlaffen — zum Staate Iren al — die bu 
ag und — u a enden, Oeiehe im „algemeien bucd die enbenher 
iche Aion für bie und das gegenwärtige t Beftimmt. . Insbe⸗ 
fordere abe Bit 


a) dem Stante vorbehalten: 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifs : 
die Güter, als für den Perfonenverke 
der Tarife. Die erften Tarife ſollen i 
höher ang werden dürfen, als d 
hieſes Statut8 beftehenben entſprechend 
Gütertarif8 der Bergifh-Märkifchen € 
6) die Genehmigung, nöthigenfalls aud) die Abänderung des Fahrplans, 
y) die Betätigung des oberften Abminiftrationsbeamten (Spezial. 
diveftor8) und des oberften technijchen Beamten, welcher die formelle 
Qualififation gm Bauinfpektor befigen muß, fowie Die Genehmigung 
der diefen beiden Beamten zu ertheilenden Gefchäftsinftruftionen. — 
Auch die Qualififation des die Bauführung leitenden Ingenieurs 
unterliegt der Prüfung des Hanbelsminifters. 


b) Zur Ausführung der Beftimmung über die Benukung ber Eifenbahnen 
@r. 7226.) zu 
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zu militairiſchen Zwecken (Geſetz⸗Samml. für 1843. ©. 373.) iſt die 
Geſellſchaft verpflichtet, fowohl fi) den Beſtimmungen des Reglements 
vom 1. Mai 1861., beiteffend die Organifation des Transports größerer 
Truppenmaffen auf den Eifenbahnen, dedgleichen für die Beförderung 
von Truppen, Militaireffeften und jonftigen Armerbebürmniffen auf den 
Staatöbahnen, endlich der Inſtruktion vom 1. Mai 186 den 
Transport von Truppen und de8 Armeemateriald auf den Eifenbahnen 
und den fünftigen Abänderungen und Ergänzungen diefer Reglement? 
und Inſtruktionen zu unterwerfen, ald auch Militatr-Perfonen und Effekten 
jeglicher Art zu ermäßigten reifen zu transportiren. Als Fahrpreiſe 
follen diejenigen Säte erhoben werden, welche jeweilig auf den Preußifchen 
Staatsbahnen erhoben werden. 


ce) Der Poftverwaltung des Norddeutſchen Bundes gegenüber ift die Gefell: 
{haft verpflichtet: 

a) ihren Betrieb, foweit die Natur defielben e8 geftattet, in die noth- 
wendige Uebereinftinmung mit den Bedürfniffen der Doftverwaltung 
zu bringen; 

) die Eifenbabngefellichaft ift verbunden, mit jedem fahrplanmäßigen 

⸗ Zuge au —2 der Poftvermaltung einen Poflwagen und 
innerhalb defjelben 

aa) Briefe, Zeitungen, Gelder, ungemünztes Gold und Silber, 
Juwelen und Pretiofen ohne Unterfchted des Gewichts, ferner 
— nicht in die Kategorie der obigen Sendungen gehörige 
ackete, welche einzeln das Gewicht von zwanzig Pfund nicht 
uͤberſchreiten, 

bb) die zur Begleitung der Poſtſendungen, ſowie zur Verrichtung 
des Dienfted unterweges erforderlichen Noftbenmten, auch wenn 
diefelben geſchäftslos zurüdtehren, 

cc) die Gerätbfchaften und Utenfilien, deren die Beamten unterweges 
edürfen, 

unentgeltlich zu befördern. 


Statt befonderer Boftwagen können auf Grund desfallfiger Ver- 
ändigung aud) Poſttonpe in Sijenbahnivagen gegen eine, den 
elbftkoften für die Beichaffung und Unterhaltung thunlichft nahe: 

Sohn Miethe benutt, e8 kann ferner bei folchen Zügen, in denen 
oftwagen und Woftfoupes nicht laufen, die unentgeltliche Mit- 
nahıne eines Poſtbeamten mit der Briefpoft, dem alddann der er- 
[or etliche Sigplak einzuräumen ift, oder die unentgeltliche Beför- 
erung von Brief- und Zeitungspadeten duch das Zugperfonal 
verlangt werden. 
y) Kür ordinaire Packete über zwanzig Pfund, auch wenn diefelben 
innerhalb de8 Moftwagend oder Moftloupes befördert werden, 


erhält die Eifenbahngefellfchaft die tarifmäßige Eilfracht, welche fi 
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da8 monatliche Gefammtgewicht der zwifchen je zwei Stationen 
beförderten uahlungepflichhigen Tadete berechnet und auf Grund 
befonderer Vereinbarung avifionirt wird. 


9 Wenn ein Poftwagen oder dad an defjen Stelle zu benutzende 
Poſtkoupé (ad ß. —* den Bidar der Poſt nicht ausreicht, ſo hat 
die Eiſenbahngeſellſchaft entweder die Beförderung der nicht unter 
ubringenden Poftfendungen in ihren Wagen zu vermitteln, oder 
er Poft die erforderlihen Transportmittel leihweife herzugeben. 

In erſterem Falle wird für ordinaite Wadete über zwanzig 
Pfund eine weitere ald die ad y. vworgefehene Dergäitung nicht ge 
leiftet. In legterem alle zahlt die Woftverwaltung außer ber 
Frachtvergütung für die ordinaiten Packete über zwanzig Pfund 
eine befonder8 zu vereinbarende, nach Sätzen pro Koupé und Meile 
und rejp. pro Achfe und Meile zu bemefjende Hergabe- und Trans» 
portvergütung. 


e) Die Eifenbahngefellichaft übernimmt die Unterhaltung, Unterftellung, 
Reinigung, da8 Schmieren, Ein- und Ausrangiren u. f. w. der 
Eifenbahnpoftwagen, jowie den leihweifen Erfab derfelben in Be—⸗ 
[hädigungsfällen gegen Vergütungen, welche nad) den Selbftloften 
Semi werden und über deren Berechnung befondere Vereinbarung 
getroffen wird. 


£) Die Gefellfchaft iſt verpflichtet, die mit Poftfreipäffen verfehenen 
Perſonen unentgeltlich zu befördern, vorausgefeht, daß diefe nur 
einen Theil ihrer Reife auf der Eifenbahn, einen anderen Theil aber 
mit gewöhnlichen Poſtfuhrwerk zurüdiegen. 


d) Die Geſellſchaft it verpflichtet, unentgeltlich die Anlage einer Bundes⸗ 
Telegraphenlinie längs der Bahn zu geſtatten, und geſteht zu Diele 
Ende der Bunded-Telegraphenverwaltung die Berechtigung zu, nach Be 
dürfniß eine einfache Stangenreihe oder zwei parallele Stangenteihen auf 
leiher Seite de8 Bahnplanumd und außerdem auf derjenigen Seite bes 
Bahnterrains, welche die oberirdifchen Leitungen im Allgemeinen nicht 
verfolgen, eine Selegranhenlinie unterirdiſch in einer dem Zweck ent- 
fprechenden Tiefe unter Benußung des Bahnterraind anzulegen. 
Auch verpflichtet fi) die Gefellichaft, nad) Maaßgabe der Anord- 
nungen des Bundeskanzlers den Eifenbahntelegraphen Behufs Benutzung 
zur Beförderung von Staatd- und Privatdepefchen einzuräumen. | 


e) Die Gefellihaft Hat auch den Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beauffichligung der beim Eifenbahnbau befchäftigten Arbeiter getroffen 
werden, pünktlich nachzulommen und die aus diefen Anordnungen erwach⸗ 
jenden Ausgaben, indbefondere auch die durch Die etwaige Anftellung 
eined befonderen Polizei-Auffichtöperfonal8 entftehenden Koften zu tragen. 
Sie ift verpflichtet, die nöthigen Zuſchüſſe zu der in Gemäßheit des Ge- 
feed vom 21. Dezember 1846. (Geje-Sammil. für 1847. ©. 21.) für die 

(Nr. 7226.) Baus 





Bauarbeiter einzurichtenden Krankenlaſſe zu leiften. Nicht minder wird 
die Bereliepaft den Anforderungen ber ging igen ie mx en Ge 
nügung des kirchlichen Bedürfniſſes ber Bau beſchã — 
und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und erforberlinen $ hie auch die 
Tragung der dadurch etwa bedingten Koften übernehmen. 


Die © tet, nach Maafgabe der jet und kün 
9 —— —— San —— age Pepe 


beiter Penſions ⸗ Withvenw: Unterftügungsfaflen 
der und zu denfelben die erforderli —E zu — 1 
D: in ichtet, die von ihr anzuftellenden Bahnmärter, 


interbeamten, mit Ausnahme der einer technifchen 
Dorzugemeile aus den mit Civil-Anftellungsbe 
— td des Königlich Preußiſchen Heeres, fo 
und dreißigſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 


1 
I 


\ 
haben, zu wählen. 
§. 1. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 

gelfeft und den Aftionairen wegen 

e Aktien ($. 17.) firb im Gerichtöftande 
chem ni jeder — und deffen | 

zefp. durch ben Erwerb der Rechte 

Siatuis auiterwirft. Sonftige Streitig- 

zwiſchen ber haft und den Aktio- 

x emifchieben werben, von denen jeder 

1göverfchiedenheit einen Obmann wi 8 
Su Sgeo ericht urtheilt nach den am Site der Gefellſchaft — | 

iedsrichterlichen Ausſpruch iſt fein ordentliches Re Im 

er be einer ber ftreitenden Theile auf die ihm duch einen Notar o | 
en infmuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung ein —— — | 

Wmger als vierzehn Tage und Können ſich die Schiedsrichter über Die Wahl det 


Obm i igt di Em den Bräfidenten 
58 Königlihen Gabelgeäcies u Grel dorch den Praf 
§. 12. 


Dcffentlihe Bekanntmachung. 


Die na ſem Statute erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen find 
‚in folgenden 5 — Blättern: “ 


1) dem Preußiſchen Staatdangeiger, 
3 ber ae Zeitung / 
er Zeitung, 
res — Kreisblatte, 
5 ber Jndependance Belge, 


_ 993 — 


abzudruden. Geht eines diefer Blätter ein, fo erwählt die Direftion fofort ein 
anderes öffentliches Blatt und macht die getroffene Wahl durch die übrig gebliebenen 
Blätter bekannt. 
$. 13. 
Abänderung des Statuts. 

Abaͤnderungen bed gegenwärtigen Statuts find nur im Folge eined nach 
Maaßgabe des Statutd gefaßten Beſchluſſes der Generalverfammlung unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung zuläfjig. 


| B. 
Befondere Beftimmungen. 


J. 
Bon den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


$. 14, 
Aktien und deren Ausfertigung. 

Die Altien der Gefellfchaft werden auf jeden Inhaber lautend unter fort- 

Ä Ioufender Nummer ftempelftei, und zwar die Stammaftien nach dem anliegenden 
| Schema A. mit der erften fünfjährigen Serie von Dividendenfcheinen nad) 
om Schema B. und einem Talon nah dem Schema C., und die Prioritäts⸗ 
Stammaktien nad den Schema D. mit der erften fünfjährigen Serie von 
 Dividenbenfiheinen nach dem Schema E. und einem Talon nad) dem Schema F. 

an 


Die Ausreichung einer neuen Serie von Dividendenſcheinen nebſt Talons 
erfolgt gegen Einreichung des betreffenden Talond von fünf zu fünf Jahren. 


| | $. 15. 
| Duittungsbogen. 


| Bis zur Berichtigung des vollen Nominalbetrages werden über die erfolgte 
Einzahlung der einzelnen Raten Duittungdbogen unter fortlaufender Nummer 
für die Stammaltien nach dem Schema G. und für die Brioritätd-Stammaltien 
nad dem Schema H. ertheilt, die auf den Namen ded Aftienzeichnerd aus⸗ 
gejertgt und nach bemirkter Bolkahlung des Nominalbetraged der gezeichneten 

ktien gegen dieſe felbft ausgetauſcht werden. 


$. 16. 
Einzahlung der Altienbeträge. 


Die Emzahlungen auf die Aktien find nach erfolgter Allerhöchfter Be⸗ 
gJahegang 1868. (Nr. 7226.) 128 ſtaͤ⸗ 





— 94 — 


ftätigung dieſes Statut3 und nad) Eintragung defjelben in da8 Handelsregiſtet 
nah Maaßgabe der Bedürfniffe der Geſellſchaftskaſſe von der Direktion in Raten 
von höchftend zwanzig Prozent audzufchreiben und innerhalb einer Friſt von 
circa vier Wochen, vom Tage der Bekanntmachung an gerechnet, nach Wahl der 
Aktionaire in Erefeld oder den in der Bekanntmachung bezeichneten fonftigen 
Städten zu leiften. Die Direktion ift befugt, auch ſchon vor dem Eintritte 
Fälligkeit aller audgefchriebenen Raten Vollzahlungen der Aktien anzunehmen und, 
wenn fie gefchehen ind, die betreffenden Aftiendofumente auszugeben. 


6. 17. 
Folgen der Nichtzablung vorgefchriebener Raten. 


MWird auf eine Aktie die vorgefchriebene Rate zur fetgefehten Zeit nicht 
eingezahlt, fo wird der erſte Zeichner durch einen zur — gegebenen rekomman⸗ 
dirten Brief auf ſeine Koſten (unfrankirt) zur Zahlung aufgefordert. Erfolgt binnen 
vier Wochen nach Aufgabe dieſes Briefes auf die Poſt keine Zahlung, ſo wird 
eine nochmalige Aufforderung mittelſt einer nochmaligen Bekanntmachung erlaſſen, 
in welcher nur die Nummern der Quittungsbogen, nicht aber auch die Namen 
der erſten Zeichner aufgeführt zu werden brauchen. Bleibt auch — 
derung, welche wenigſtens vier Wochen vor dem darin für die Einzah 
geiehten Schlußtermine publizirt fein muß, erfolglos, h ift die Direktion 
erechtigt, den ſäumigen Seichner im Wege Rechtend zur Zahlung der betreffenden 
Mate nebft Verzugszinfen in Anfpruch zu nehmen oder auch denfelben feiner An- 
rechte aus der Zeichnung und den geleifteten Theilzahlungen zu Gunſten ber 
Geſellſchaft für verluftig zu erklären. Der desfallfige Beſchluß, in welchem die 
darnach werthlofen Beicheinigungen über Annahme der Zeichnung oder die Rum 
mern der Duittungdbogen über geleitete Ratenzahlungen zu bezeichnen find, wird 
öffentlich bekannt gemadt. An Stelle und unter der Nummer der für exlofchen 
erklärten Zeichnungen werden zur Ergänzung de8 Grundfapitald neue Zeichnungen 
vorgenommen. 


$. 18. 
Interimkſcheine. 


Kann ein Aktionair bei Einzahlungen den Quittungsbogen nicht ſofort vor- 
legen, fo empfängt er über geleiftete Zahlungen Interimsbeſ ernigum en, welde 
auf den Namen des Zahlenden auögeftellt und gegen deren Rüdgabe die Zah 
lungen auf dem fpäter vorgelegten Quittungdbogen vermerkt werden. 


$. 19. 


Die Ratenzahlumgen werden von dem Tage der erfolgten Einzahlung an 
mit fünf vom Hundert jährlich verzinfet und diefe Sinfen bei den folgenden Ein 
zahlungen in Anrechnung gebracht. Die alddann voll eingegahiten Aktien werden 
mit fünf Prozent jährlih bis zum Schluffe desjenigen Ka mnberjahre verzinfe, 
in welchem die ganze Bahnftrede in Betrieb gefeht worden if. Wegen ber * 
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lung der Zinſen macht die Direktion die erforderlichen verbindlichen Beſtimmun⸗ 
gen öffentlich bekannt. 


$. 20. 
Dividenden und deren Feſtſtellung. 


Mit Ablauf des Jahres, mit welchem die Bahn voliftändig Tertig und in 

Sue ganzen Ausdehnung in Betrieb gefegt fein wird, hört die Verzinfung der 

in aus dem Baufapitale auf und wird ftatt derfelben der vom 1. Januar 

de8 auf die Betriebseröffnung folgenden Jahres aus dem Unternehmen auf- 
fommende Reinertrag nach Maaßgabe der folgenden Beftimmungen vertheilt: 


1) Aus dem Ertrage ded Unternehmens werden zunächſt die Verwaltungs», 
Unterhaltungs», Betrieb8- und fonftigen Ausgaben, fowie alle auf dem 
Unternehmen haftende Laften beftritten. 


2) Sodann werden bie in den $$. 8. und 9. gedachten jährlichen Beiträge 
zum Reſerve⸗ und Emeuerungsfonds vorweg genommen. 


3) Darnach erhalten die Inhaber der Prioritäts-Stammaltien ſechs Prozent 
des Nominalbetraged ihrer Aktien. 

Die Auszahlung der Zinfen ee! für die Stamm: Prio- 
ritätsaktien foll am 1. Februar und 1. Auguft jeden Jahres ftattfinden 
und die Zahlung der erften Quote auf dem betreffenden Dividenden» 
fheine Schema E. vermerkt werden. 


4) Der dann verbleibende Reinertrag wird alljährlich nah Beichluß der 
Generalverfammlung unter die Stammaltionaire ald Dividende vertheilt. 


5) Sollte in dem einen oder anderen Jahre der Reinertrag nicht ausreichen, 
um den Inhabern der Prioritäts - Stammaltien die unter 3. gedachte 
Zahlung von ſechs Drogen! zu gewähren, fo wird das Fehlende aus dem 
Reinertrage des folgenden oder der folgenden “Jahre nachbezahlt und 
erhalten die Inhaber der Stammaltien nicht eher eine Dividende, als 
bis diefe Nachzahlung vollftändig geleiftet 5 Im alle der Auflofung 
der Gefellfchaft, reſp. der Liquidation des Gefellfchaftsvermögend, haben 
die Inhaber der Privritäts-Stammaltien ein Prioritätsreht an dem 
vertheilungsfähigen Erlöſe für da8 Unternehmen, fo daß fie aus dem- 
in zunächſt und vor den Inhabern der Stammaltien befriedigt fein 
müſſen. 


$. 21. 
Verjährung der Sinfen und Dividenden. Amortifation verlorener Dividendenfceine. 


Zinfen und Dividenden, welche binnen vier Jahren nach dem Fälligkeits⸗ 
termine nicht erhoben werden, verfallen zu Gunften der Gefellfhaft. Iſt ein 
Dividendenfchein verloren gegangen, und der Berluft der Direktion —58— 
obiger Friſt angezeigt, ſo wird der Betrag des Dividendenſcheins noch innerhalb 
einer ferneren, vom Ablaufe der vier Sabre zu berechnenben präflufivifchen Frift 

(Nr. 7226.) 123* von 
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von Einem gehe nachbezahlt, infofern nicht etwa der Dividendenſchein inmittelß 
von einem Dritten eingereicht und realiſirt ift. 

Die Gefellfehaft wird durch Annahme der Anzeige von dem Verluſte eines 
Dividendenfcheind nicht verpflichtet, die Legitimation eine etwaigen Präfentanten 
deffelben zu prüfen, oder die Realifation zu vertagen. Dem Verlierer und dem 
Inhaber des Scheind bleibt vielmehr die Ausführung ihrer Anfprüche auf den 
Betrag defjelben gegen einander lediglich überlaffen. Eine Amortifation verlorener 
Dividendenfcheine findet nicht ftatt. 


$. 22, Ä 
Amortifation verlorener Talons. 
Verlorene Talons können nicht amortifirt werden. 


Die Aushändigung der neuen Serie von Dividendenfcheinen erfolgt, wenn 
der dazu beftimmte Talon nicht erreicht werden kann, an den Präfentanten der 
betreffenden Aktien. ft aber vorher der Verluſt de Talons der Direktion an- 
gezeigt und der Aushändigung der neuen Serie der Dividendenſcheine wiber- 
— worden, jo werden dieſelben bis zur gütlichen oder richterlichen Aus 
gleihung der ftreitigen Anfprüche zurüdgehalten. 


$. 23. 
Amortifation der Aktien. 


Soll die Amortifation verlorener oder vernichteter Aktien erfolgen, fo er 
läßt die Direktion auf Antrag der Betheiligten dreimal in Zwiſchenraum von 
wenigftens vier, höchſtens ſechs Monaten eine öffentliche Aufforderung, die Do- 
fumente einzuliefern oder etwaige Nechte an diefelben geltend zu machen. 

Sind vier Monate nach der letten Aufforderung vergangen und bat aufer- 
dem feit der erften Aufforderung ein Termin zur Sunpfangnabme einer neuen 
Serie von Dividendenfcheinen fattg nden, ohne daß hierbei innerhalb minde 
ftend ſechs Monaten nad) deffen Ablauf die betreffenden Obligationen oder die 
zu denjelben gehörenden Talond zum Vorſchein gekommen find, reſp. wenn letztere 
präfentirt werden, ohne daß bei der nächftfolgenden Ausgabe von Talons die 
Iftien vorgelegt werden, fo ſpricht das Landgericht zu Düſſeldorf auf Grund 
jened Aufgeboted die Mortififation aus. Racden, die Direktion diefelbe zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht, erfolgt die Außfertigung und Ausreichung einer 
neuen Aktie unter neuer Nummer. Sämmtliche Koften des Verfahrens trägt 
der Antragfteller. 


g. 24. 


Beichädigung. 


Sind Aktien, Talond oder Dividendenfcheine zwar nicht verloren, aber br 
ſchädigt jedoch in ihrem weſentlichen Theile noch dergeſtalt erhalten, daß uber 
ve Richtigkeit fein Zweifel obwaltet, fo ift die Direktion ermächtigt g Ein⸗ 
lieferung der beſchädigten Papiere neue gleichartige Papiere auf fen des Ir 
habers unter gleichen Nummern auözufertigen und außzureichen. f 





N. 
Aufftellung der Bilanzen. 


$. 25. 


Das Gefchäfts- oder Betriebsjahr der Gefellfchaft ift das Kalenderjahr. 
Die Barzeit wird bis zum Ende deöjenigen eiäftelahres gerechnet in welchem 
der Betrieb auf der Bahn vollftändig eröffnet ift. Nach Ablauf der Bauzeit ift 
am Schluffe eines jeden vollen Betriebsjahreß das Refultat des Betriebes durch 
eine Bilanz fefuftelen. Auch vor Beendung ded ganzen Baues fönnen einzelne 
Streden auf Beichluß der Direktion und unter Zuftimmung der Königlichen 
Staatsregierung dem Verkehr übergeben werden. Die Recnun en über den 
Betrieb werden feparat geführt. In der Betriebsbilanz werden alle Einnahmen 
des betreffenden Jahres nad) ihrem Baarbetrage, etwaige Ausftände nach ihrem 
Nominalbetrage, infofern fie aber wunficher fein follten, nach gewifjenbafter 
Schätzung von Seiten der Direktion, und noch vorhandene Baumaterialien und 
Vorraͤthe nad) dem Koftenpreife und, bei eingetretener Werthverminderung, unter 
Berückſichtigung derfelben ald Aktiva angefeht. Dagegen fommen ald Paſſiva 
in ab alle Ausgaben, die im Laufe des Jahres entftanden und nicht aus dem 
Reſerve⸗ oder Erneuerungdfonds (Sf. 8, und 9.) zu beitreiten gewejen find, mit 
injhluß der etwa am SJahresfchluffe verbliebenen Rüdftände Die Bilanzen 
werden innerhalb der erften drei Monate nach Ablauf des betreffenden Jahres 
durch die Geſellſchaftsblätter mitgetheilt. 


IH. 
Bon den NReprajentanten und Beamten. 
$. 26. 


Direktion. 


Die Direktion zählt neun Dritglieber , wovon die Majorität aus Preußen 
beftehen muß. Diefelbe wird von der Generalverfammlung der Aftionaite gewählt. 


6. 27. 


Die Mitglieder der Direktion, welche weiter als zehn Meilen von der 
Bahn entfernt wohnen, haben das Recht, fi) durch einen Bevollmächtigten, wel. 
cher Befiger von fünf Aktien ift, vertreten zu laffen. Derfelbe darf jedoch nicht 
jelbft Direktor fein. 

$. 28. 


| Die Direktion ermählt aus ihrer Mitte einen Präfidenten und einen Vize⸗ 
praͤſidenten. 
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ebenzig Franks und die übrige Hälfte durch ſechstauſend dreihundert Stud 
cn - Stammaftien zu je Einhundert Thaler oder dreihundert fünf und 
fiebenziq Franks aufgebracht werden. | 
bi. dermalige Direktion ift unter Genehmigung des Königlichen Mini- 
Hertumd befugt, zum Smede der ehwanigen Kompletitung der Anlagen Behufs 
nſchluſſes an die Eifenbaßnflationen Vierfen, Crefeld, Kempen und Grefrath 
eine angemefjene Erhöhung des Geſellſchaftskapitals zu befchliegen und zu be 
wirken. Su jeder anderweitigen Erpöbung dejfelben, namentlich auch für bie 
etwaige Anlage eined zweiten Bahngeleiſes zwilchen Vierfen und Grefrath, if 
ber Befchluß der Generalverfamimlung ($. 48.) und die Genehmigung des Staates 
erforderlich. 
5 8. 


Nach Ablauf des erften Betriebsjahres ($. 20.) wird ein Reſervefonds 
gebildet, welcher zur Dedung der in außerordentlichen Faͤllen nöthigen Ausgaben 
und ber Koften für die Vermehrung der Betriebömittel beftimmt iſt. Diefem 
Reſervefonds werden überwiefen: 


der Betrag derjenigen und Dividenden, die mie tig er⸗ 
De a Ba Sr a 
/ 


ı 


b) diejenigen Vortheile, welche der Gefellfhaft aus dem Eintritte neuer 
Aktienzeichner in die Stelle der wegen ſäumiger oder uneinziehbarer 
Ratenzahlung audgefchiedenen Aktionaire erwachſen ($. 17.); 


c) ein Zuſchuß aus den Betrieb3einnahmen, der mit Zuflimmung de 
Staate8 von der Direktion nach Bedürfniß feftgefegt wird, aber jährlich 
ein Siebentel Prozent des Anlagelapitals nicht überfchreiten ſoll. 

Hat der Hefervefonds die Summe von zwölf Taufend Thalern erreicht, 
fo erfolgen weitere Zufchüffe nur dann, wenn eine Berntinderung eingetreten if. 
Sp lange der Refervefonds in diefer vollen Söhe vothanden Hi, fließen bie 
ad a. gedachten Zinfen und Dividenden, fowie die Sinfen de8 Reſervefonds, in 
die Betriebäfaffe. 

6. 9. 


Erneuerungsfonds. 


Ferner wird nach Ablauf des erſten Betriebsjahres ein Erneuerungsfonds 
ebildet, welcher beſtimmt iſt Ei Beitreitung der Koflen der Srmeuerung der 
chienen, Schwellen und der fleinen Ajentheile des Oberbaued der Eifenbahn, 

mit Einfchluß der ein , fowie der Erneuerung der Lokomotiven nebft Ten- 
bern Magen aller Art. 

Zu dieſen Exrneuerungen find insbeſondere zu rechnen: 

1) bei Lokomotiven und Tendern bie — ber Feuerkaſten, Keſſel, 
linder, Siederöhren, Federn, Achſen, Räder, Radreifen, ganzer Waſſer⸗ 
be und Bremſen; 


2) bei 
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2) bei den Wagen die Auswechtelung von ganzen Kaſten Achſen 
—— , Radreifen, Bremſen und der Umbau deB ern ganzer 
upẽs. 


Alle dieſe Erneuerungen ſind jedoch nur dann aus dem Erneuerungsfonds 
zu beſtreiten, wenn ſie durch Abnutzung nöthig werden, nicht aber wenn ſie den 
Allen mern, Lieferanten oder fonftigen verantwortlichen Perſonen zur 

aft fallen. 


Dem Erneuerungdfond werden überwiefen: 


a) der nach vollfländigem Ausbau und vollfländiger Ausrüftung der Bahn 
etwa verbleibende Reſt des Bau- und Betriebäfapitals; 


b) die Sinnabme aus dem Verkaufe alter Materialien des Oberbaues und 
der Betriebsmittel; 


c) ein Zuſchuß aus den Betriebseinnahmen, der nach dem Verſchleiße der 
Schienen und Schwellen und na dem Verſchleiße der Lokomotiven, 
Tender und Wagen zu berechnen ift. Die Höhe des Zuſchuſſes normirt 
die Direktion nad) Bedürfniß von fünf zu fünf Jahren mit Genehmigung 
der vorgefetten Staatäbehörde. 


$. 10. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate. 


Die —— der Geſellſchaft, eventuell der Eiſenbahnverwaltung, 
welcher der Betrieb überlaſſen wird, zum Staate werden außer durch die be- 
ſtehenden und noch zu erlaſſenden Geſetze im Allgemeinen durch die landesherr⸗ 
liche ion für die Bahn und das gegenmärtige Statut beſtimmt. Insbe⸗ 
fondere aber bleibt 


a) dem Staate vorbehalten: 


a) die Genehmigung des Bahngeldtarifd und Frachttarifs, fowohl für 
die Güter, als für den Perfonenverfehr, fowie jeder Abänderung 
der Tarife. Die erſten Tarife follen indeß fünfundzivanzig Prozent 
höher arigefeht werden dürfen, als die zur Zelt der Beltätigun 
— Statuts baſtehenden entfprechenben Sätzee des Derfonen- un 
Guͤtertarifs der Bergifch-Märkifchen Eifenbahngefellichaft, 

P) die Genehmigung, nöthigenfalld auch die Abänderung des Fahrplans, 

y) die Beſtätigung des oberften Adminiſtrationsbeamten (Spezial- 
direftord) und des oberften technifchen Beamten, welcher die formelle 
Qualifikation zum Bauinfpektor befiken muß, fowie die Genehmigung 
der diefen beiden Beamten zu ertbeilenden Gefchäftsinftruftionen. — 
Auch die Qualififation des die Bauführung leitenden Ingenieurs 
unterliegt der Prüfung des Handeldminifterd. 


b) Zur Ausführung der Beftimmung über die Benugung der Eifenbahnen 
fr. 7226,) zu 
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Leitung des ganzen Unternehmens und es umterliegen ihrer Entſchendung alle 
—* inſoweit dieſelben nicht der Generalverfanmmlung überwoiefen 
worden find. 


6. 38. 
Spezialdirektor. 


8 Di die ——ã— a an 6 Bei —* — 
eaufſichtigung des Dienſtes auf der Bahn, ſowie zur Lei er kaufmä en 
Angelegenheiten wird ein Spezialdirektor ernannt, der in Bezug auf dieſe Geſchäfts⸗ 
—— die Gefellſchaft vertritt. Er bat ch bei feiner Geſchäfts na 
en Anordnungen und Inſtruktionen zu richten, die ihm von des Direktion 
ertheilt werden, und vertritt diefelbe innerhalb feines amtlichen Wirkungskreiſes. 
Er führt die auf feinen Dienft Bezug habende amtliche Korrefpondenz und bes 
t alle übrigen Angeftellten der GSefellfchaft, die ımter ihm ftehen. Er 
ift verpflichtet, jeden Monat der Direktion einen ausführlichen Bericht über: ben 
ang des Ge häfte und eine Uebel über Einnahme und Ausgabe vorne 
legen und alle Maaßregeln und Verbefferungen vorzufhlagen, die er 
Gedeihen de8 Unternehmens nütlich oder nothwendig erachtet. Er ift Befhgt, 
laufende Ausgaben bis zum Betrage von zweihundert funfzig Thalern ohne jedes⸗ 
malige befondere Sumäctigung ber Direktion anzumweifen; jene, die zweihumdert 
unfaig Thaler überfchreiten, bedürfen der Anweifung der Direktion. Für die 
pünftlihe Erfüllung feiner Obliegenheiten bleibt er verantwortlid. Am Ende 
eine8 jeden Jahres hat er der Direktion einen umfaflenden Bericht über alles, 
was auf feinen Dienft Bezug hat, abzulegen. Er erhält eine beflimmte fire 
Befoldung und eine Tantieme vom Reingewinn. Er hat nad) dem en 
der Direktion eine Kaution in Aktien der Gefellfchaft zu binterlegen. Er wird 
8 ‚den Sitzungen der Direktion beigezogen und bat dabei eine berathende 
timme. 


$. 39. 
Techniſcher Beamter. 


ur Leitung der technifchen Angelegenheiten der Geſellſchaft wird ein tech⸗ 
nischer Beamter ernannt, welcher alle, die Unterhaltung der Bahn und der Ge 
ara A betreffenden Arbeiten zu beauffichtigen, für gute und zwedmäßi 
Unterhaltung, Aufbewahrung und Ergänzung der Mafchinen, Materialien, Trand- 
portmittel und fonftigen Utenfilien, für die Handhabung des PVerfonen- und 
Gütertrandport3 zu ſorgen und die mit diefen Gegenftänden befchäftigten Perſonen 
zu überwachen bat. Derfelbe erhält feine nftruftion durch den peaialbireftor 
und farm zu den Situngen der Direktion mit einer beratbenden Stimme zu⸗ 
ezogen werden. Er hat den Spezialdireftor in Fällen der Abwefenheit im law 
enden Dienfte zu vertreten. Diefe Vertretung kann auch durch ein von ber 
Direktion dafür zu bezeichnendes Mitglied ftattfinden. 


IV. 
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IV. 


&. 40. 
Von den Generalverſammlungen. 


Im Monat Mai eines jeden Jahres ſoll die ordentliche Generalverſamm⸗ 
lung der Aktionaire ſtattfinden, welche durch die Direktion zuſammenberufen wird. 
Die Ankündigung derſelben, welche die zur Berathung kommenden Gegenſtände 
im Allgemeinen namhaft zu machen Behr fol vier Wochen vorher in den $. 12. 
angeführten Zeitungen erfolgen. Die Verfammlungen werden in Erefeld gehalten. 
Bei wichtigen Veranlaſſungen fönnen auch aubergewöhnlihe Generalverſammlun⸗ 
gen von der Direktion zuſammenberufen werden 


. 4. 

ee een x fe an der Generalverfammlung beiheiligen 
wollen, baben ih nterim® nk auf denen die geihehene . 
muß, nebft 


ahlung aller bis Bahn — enen Kit ($. 16.) quittirt ſ 
oppelten Verzeichniß und außerdem, wenn ſie nicht perſönlich erſcheinen, 
die Vollmachten oder ſonſtigen Segitimations-Urkumden ihrer Vertreter fpäte a 
vierzehn e vor der Eröffnung der Berfammlung bei der Geſellſchaftskafſe 
deponiren oder die anderweitige Depofition der Allien oder Interimsſcheine fr 
eine der Direktion genügende ee zu_beicheinigen. Das Duplifat des Verzeich- 
niſſes wird, mit dem Stempel der Gefellihaft und einem Vermerk über bie 
Stimmenzahl des betreffenden Aktionairs ve en, qurüdigen geben und dient als 

Legitimation zum Eintritt in die Verſa die Anerkennung der 
Vollmachten, infofern dieſelben nicht durch einen fentüichen Beamten beglaubigt 
aid, fowie über etwaige Reklamationen in Betreff ded Stimmrechts entſcheid 
bei entfiehendem Zweifel die Generalverfammlung. 


$. 42. 


Die Altionaire können fih durch andere I en te Aktionaire ver- 
treten laſſen, antbeilberechtigte Sal shäuſer rokuraträger, Ge⸗ 
meinden und öffentliche Inſtitute durch ihre —* evormundeie ducch ihre 
Vormünder, Ehefrauen durch ihre Ehemänner, wenn diefe Vertreter auch nicht 
Altionaire find. 

$. 43. 


Das Stimmrecht der Stammaftionaire und der Prioritäts-Stammaltionaire 
ift gleih. Bei allen Abftimmungen geben je fünf Aktien Eine Stimme, jedoch 
fol fein Defiger von Aktien mehr als g, Stimmen für feine Perſon ab- 
geben dü Nur ald Vertreter anderer fionaite fann ein nutienbe er en 
größeres tüinmee t —— jedoch niemals mehr als Einh 
im Ganzen auf einigen. Die Beſitzer von weniger — Se mb 
zur <heilnahme an der. Generalverfammlung, jedoch ohne Zlimmre here htigt 


Jahrgang 1868. (Nr. 7226.) 











— 942 — 


$. 4. 


Diejenigen Aftionaire, welche bei der Generalverfammlung nicht erfcheinen, 
werden als mit den gefaßten Befchlüffen einverftanden angefehen und find durch 
diefelben gebunden. sa 


Der Präfivent der Direktion oder deffen Stellvertreter hat den — in 
der Generalverſammlung und leitet deren Berathungen ein. Die Protokollführer 
und Skrutatoren werden von der Generalverſammlung erwählt. 


$. 46. 


Bei der Eröffnung der Situng macht der Präfident die Verfammlung 
mit den Gegenfländen, welche ihre Zufammenberufung vweranlaßt haben, näher 
befannt, und eritattet in der bei abzubaltenden ordentlichen Generalverfamm- 
lung den allgemeinen Jahresbericht über den Gang und den erfe des Unter- 
nehmend. Er bringt hierauf die Anträge der Direktion zur Diskuſſion und Ab⸗ 
flimmung. jeder Aktionair bat das Recht, in der Generalverfammlung Anträge 
u Stellen, jedoch müſſen diefelben dem Vorfikenden mindeftens drei Wochen vorher 
iftlich mitgeteilt worden fein und von einem Zehntel der in der General: 
verfammlung anmelenben Aktionaire unterftügt werden. Diejenigen Anträge, bie 
nicht von der Direktion audgehen, gelangen ſodann zur Erledigung. Der Jahres 
bericht muß wenigftend drei Tage vor der Generalverfammlung im Gerhäft 
lofal der Direktion offen gelegt und den ſich legitimirenden Aktionairen auf Ver- 
langen gedrudt eingehändigt werden. 


. 47. 


Der Generalverfammlung fteht die Selötuhnahme über die von ber 
Direktion zu legende Jahresrechnung zu; die Entlaftung wird ertheilt oder ver- 
weigert auf den Bericht des von der vorherigen Generalverfammlung aus ihrer 
Mitte gewählten Ausſchuſſes von drei Mitgliedern der Geſellſchaft, welchen brei 
Wochen vor der Generalverfammlung unter Vorlage ſamm icher Beläge und 
Sinventarien die Jahresrechnung zur Revifion übergeben if. Die nämliche 
Rechnung wird unter Anfchluß jammtlicher Beläge und nventarien drei Tage 
vor der Generalverfammlung im Dejnäftslofale für die legitimirten Aftionaire 
it Einfiht aufgelegt. Die Mitglieder ded Reviſionsausſchuſſes verfehen ihr 

mt unentgeltlih, und haben nur bei Entfernung aus ihren Wohnfigen Anfprud) 
auf Diäten und Erfah ihrer fonftigen Auslagen. 


$. 48. 
Die Generalverfammlung hat die Beftimmung: 


a) über die Abänderung der Statuten, 
b) über DI ne rung des Unternehmens durch Zweigbahnen oder auf 
e/ 


andere 
c) über 
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ec) über Verbefferungen des Unternehmens, welche einen Roftenaufwand von 
mehr ald zwanzig Taufend Thalern erfordern, 

d) über die Art und Weife der Anfchaffung der für außerordentliche Aus- 
gaben erforderlihen Geldmittel, fei e8 duch Aufnahme von Anleihen 
oder Vermehrung des Alktienkapitals. 

Die Beichaffung eines borübergebenben Vorſchuſſes im Intereſſe 
der Bahnverwaltung ſoll nicht als eine Anleihe angeſehen, und ſoll von 
der Direktion bewerkſtelligt werden können, 

e) über die zu vertheilende Jahresdividende, 

f) über die Legitimation der Aktionaire zur Abſtimmung in ſtreitigen Fällen 

Beſchluß zu faflen. 
$. 49. 


Die Beichlüffe der Generalverfammlung werden durch abfolute Stimmen- 
mebrbeit gefaßt. Zur Gültigkeit eines Beſtgue über die in dem vorſtehenden 
Paragraphen unter a. und b. bezeichneten Gegenſtände iſt jedoch die Vertretung 
von drei Viertheilen des Aktienkapital erforderlich. Iſt diefe nicht erreicht, fo 
fteht e8 der Direktion frei, eine zweite Generalverfammlung unter ausdrüdlicher 
Angabe der zu berathenden Gegenftände einzuberufen, in welcher die anweſenden 
Aktionaire mit einfacher Stimmenmehrheit zu berathen befugt find. 


$. 50. 


Die Protokolle der Generalverfammlungen werden von dem Präfidenten der 
Direktion oder deffen Stellvertreter, dem Sekretair und den Sfrutatoren der 
Gefellfhaft unterzeichnet und in den Archiven aufbewahrt. Die Beſchlüſſe der 
Generalverſammlung bat die Direktion in Ausführung zu bringen. 


$. 51. 


Die Generalverfanmnlung kann den Druck und die Veröffentlichung ihrer 
Sikungsprotofolle beſchließen. 


$. 52, 


Die von der Generalverfammlung vorzunehmenden Wahlen geh en durch 
eheime Abftimmung und nad) abjoluter Stimmenmehrheit; ergiebt Gleich⸗ 
Bei der Stimmen, fo entfcheidet das Roos. Wird bei einer zweiten Abftimmung 
ht ae Majorität erlangt, fo entfcheidet bei einer dritten relative Stimmen⸗ 
mehrheit. 


V. 
Von der Aufloͤſung der Geſellſchaft. 
§. 53. 
Die Auflö der Gefell der Verkauf der Bahn, oder die Ver—⸗ 
a8 2 uflöfung eſellſchaft, der au ge ahn, ober ehmel- 


— 944 — 


fehmelzung des Unternehmens mit einem anderen Unternehmen können nur unter 
ſtaatlicher "Genehmigung und nur in en außerorbentlichen Genetalv 
die von der Direktion eigens da oe beuuf en werden muß und in welcher jede ein- 
Ine Aktie Eine Stimme bat, befchlo m werben, und zwar nur, wenn wenig. 
Fee drei Viertheile des Aktienkapital vertreten find und für "die Auflöfung 
en. Sollte aber Hi ber ee ieſem Behufe ee Generalverſamm⸗ 
kıng ein gültiger B Stande kommen, fo foll eine zweite Ver⸗ 
fammlung unter dem ai — en werden, daß die in * en buch abfolute 
Stimmenmehrheit gefaßten Beſchlüſſe für alle Aekonaire bindend find. 


$. 54. 


Wird die Auflöfung der Gefelihaft ausgefprochen, fo bat die nämliche 
Generalverfammlung auch bie Art und Weife der Ciquibation des Gefellfenfte 
vermögens zu beflimmen und feitzufeßen. 


$. 55. 
Die fol beſchl A der G d 12. 
— Sehenger dermal von Homt zu Mont belannt gemauht werben 
und kann die Liquidation erft nach Verlauf Kiefer drei Monate le 
O. 
Trauſitoriſche Beſtimmungen. 
$. 56. 


Die dermalige Direktion beftehbt aus den Herren: 
1) —ã En er, Königlier Geheimer Regierungsrath und Landrath, 


2) Seine, ermes, Jo hanns Sohn, Kaufmann und Vorſitzender 
der Handelskammer, in Crefeld, 


3) Mathias Johannes Lüps, Kaufmann und Vorſitzender bes Gewerbe⸗ 
gericht won Gladbach, in Vierfen, 


4) Ludwig Heinrich Ondereyd, Oberbürgermeifter, in Crefeld, 
5) Jacob Seulen, Bürgermeifter, in St. Tönis und 
6) Rihard Freudenberg, Kaufmann, in Süchteln, 
und haben diefe fich durch eigene Wahl zur ftatutmäßigen Zahl von neun Mit. 
gliedern der Direktion zu —— ß 
Dieſe Direktion übt während der Bauzeit und noch zwei Jahre nach ber 
Vollenbung bed Baues alle in biefem St der Diefin ba gelegten An 
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tionen aus. Tritt während diefer Zeit eine Vakanz in der Direktion ein, fo 
wird die Vakanz durch die Direktion für die weitere Dauer der Funktionszeit des 
ausgeſchiedenen Mitgliede8 durch eine von ihr zu vollziehende Wahl demnächſt 
beſetzt. Nach Ablauf diefer zwei Jahre tritt der $. 31. m Kraft. 


$. 57. 


Der dermaligen Direktion wird mit dem Rechte der Subftituirung die Be- 
fugniß ertheilt, in die von der Staatäregierung etwa verlangte Abänderung des 
Statut Namens der Unterzeichner deffelben zu willigen. Die Direktion wird hier- 
mit zugleic) bevolnächtigt, den Ausbau der Bahn und die g des Betriebs- 
materials — unter Ausſchluß der General⸗ riſe — zu bewerkſtelligen und 
demgemäß, vorbehaltlich der Genehmigung einer hierzu nach der Erthei der 
Konzeſſton zu berufenden außerordentlichen Ener er ammÄıng, die erforderlichen 
Einrichtungen zu treffen und die Verträge abzufchliefen, welche Die vollftändige 
—5— der Bahn nebſt Betriebsmitteln und Zubehör aus den Mitteln des 

eſellſchaftskapitals fichern. 


$. 58. 


Die dermalige Direktion ift berechtigt, unter Genehmigung des Königlichen 
Sandelöminifterkums über eine eima erforderlich werdende Vervollſtändigung der 
nſchlußlinien an die Stationen Erefeld, Vierfen, Kempen und Grefrath, deren 
Ausrüftungen mit Gebäulichkeiten Subehör und über die Befchaffung der zu 
Vorſtehendem ee Ban Geldmittel, fowie über die Einrichtung des Trans⸗ 
portgefchäftes auf der Bahn zu befchließen. 


6. 59. 


Der Staat ift berechtigt, zur fpeziellen Beauffichtigung der Bauausfü 
einen befonderen te —S——— ernennen, welchem; —S 
gemeinen Aufſfichtsrechts des Staats, die Befugniß lebt ſich zu jeder Seit in 
jeder ihm gerigmei fcheinenden Weife von der borfchriftsm Bigen und foliden Auß- 
ührung des es nach den genehmigten Plänen und Konſtruktionen und von 
er Beichaffenheit der zu verwendenden Materialien durch Einfichtsnahme : und 
Proben Mebergeugung zu verfchaffen. Seinen Anordnungen ift die Oele 
tefpeftive der Bauunternehmer, unter Borbehalt des — an den Hande 
miniſter binnen zehntägiger praͤkluſiviſcher Friſt unbedingt Folge zu leiſten verbun⸗ 
den. Es ſteht ihm das Recht zu, in dringenden Fällen ſelbſtſtaͤndig, ſonſt aber 
mit Genehmigung bee Handeldminifterd, die Ausführung eines Bauwerkes und Die 
Benutzung von Betriebsmittel zu unterfagen. Die dem Stante durch bie Ipe- 
zielle Aufficht erwachienden Koften bat die Geſellſchaft nach Beſtimmung 
Handeldminifterd vorfcehußweife zu berichtigen oder zuferftatten. 





(Nr. 7296.) Schema A. 
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Schema A. 


Stammaktie 


der 


Ä üb 
Einhundert Thaler Preufifch Rurant 
(dreihundert fünfundfiebenzig Franks). 
Der ber diefer Aktie ift nach Verhältniß derfelben an dem gefamm- 
—— Sen s — Kempener ——— ——— be⸗ 
ei | 


Crefeld, dm ..tm .......... 18.. 
Erefeld- Kreis Kempener Induftrie- Eifenbahngefellichaft. 
Direktion. 
(L. 8.)  (Unterfchriften.) Eingetragen Fol. ..... des Aktienbuchs. 
-  (Unterfchrift des Beamten.) 
Schema B. 
Dividendenfdein 
zut 
Stammaktie AR..... 


der 


Crefeld⸗Kreis Kempener Induftrie- Eifenbahngefellichaft 
über | 


Einhbundert Thaler Preuftiſch KRurant 
Ureihundert fünfundfiebenzig Franks). 
Der Inhaber dieſes Scheines empfängt gegen Einlieferung deſſel⸗ 
ben die auf obige Aktie fallende Dividende für das Jahr 18.., deren 
Betrag von der Direktion befannt gemacht wird. 


Eingetragen in da8 Kupon-Regifter 
Fol. ..„.u.o 
(Unterfchrift de8 Beamten.) 


Erefeld, den ..ten........ 18.. 
Die Direktion der Erefeld- Kreis Rempener Sjnduftrie- 
Eifenbahngejellichaft. 


(L. S.) nterſchriften in Fakſimile.) 
Schema (. 
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Schema C. 
TZalon 
jur 
£ Stammaktie ..... 
* — der 
= 8 Exefeld- Kreis Kempener Induſtrie⸗Eiſenbahngeſellſchaft 
2.2 über 
* Einhundert Thaler Preußiſch Kurant 
* 2 (dreihundert fünfundfiebenzig Franke). 
—55* Der Inhaber dieſes Talons empfängt im Jahre 18.. gegen 
: 5 Einlieferung defielben die zur obigen Aktie auszufertigenden Dividenden- 
2 =  fcheine für den Seittaum vom .......... bis .......... inkluſive. 
— Crefeld, den ..ten .......... 18.. 
5 Die Direktion der Erefeld- Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eijenbabngefellichaft. 
(L. S.) (Unterjchriften in Fakſimile.) 
Schema D. | 


Prioritäts - Stammaktie 


über 
Einhundert Thaler Preußiſch KRurant 
(dreihundert fünfundfiebenzig Franke). 

Der Inhaber diefer Aktie ift nach Verhältniß des Betrages derfelben. an 
dem gefammten Eigentbume, dem Gewinne und Berlufte der Erefeld - Kreis 
Kempener Induftrie- Eifenbabngefellfchaft mit allen den Vorrechten betheiligt, die 
nad) dem Gefellichaftäftatute den Inhabern der Prioritätd- Stammaltien zuftehen, 
inöbefondere aber mit dem prioritätifchen Anfpruche auf Gewährung einer Divi- 
dende von ſechs Prozent jährlih aud dem Neinertrage des Unternehmens der 
Seel, ehe irgend eine Dividendenzahlung an die Inhaber der Stammaltien 

attfinden darf. 


—2 den ..ten euren 18.. 
Crefeld- Kreis Kempener Induftrie: Eifenbahngefellichaft. 
Die Direktion. 
(L. S.)  (Unterfihriften.) Eingetragen Fol..... des Aktienbuchs. 


(Unterfchrift de8 Beamten.) 
(Nr. 7226.) Schema E. 


Eingetragen in da8 Kupon- Regifter 


Fol...... 


Eingetragen in das Talon- Regiſter 
(Unterfchrift des Beamten.) 


(Unterföärift des Beamten.) 


_ 5 — 
Siena E. 


Dieidenbenjgein 
Prieritäts - -ammaktic 


der 
Giefeld- Kreis Renpener Iduſtrie— eierhahmgediſden 


. 0 00 rn 


Khnler. renfifch Kuraut 
(dreihundert fünfundfiebenzig Franks) | 
Der Inhaber dieſes Scheined Hat gegen Borlegung refp. Ein- 
lieferung defjelben an dem laut Bilanz ſich ergebenden gewinn der 
Gefellfhaft für das Jahr 18.. eventuell an dem Reingewinn der 
Bilanzen der folgenden Jahre ($. 20. ded Statuts) einen Priorität: 
Anſpruch Ai ſechs Thaler Preu iſch Furant. 


Crefeld, den . tm .......... | 
Die Direttion der Crefeld⸗ reis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenhahngeſellſchaft. 
(L. 8.) nterſchriften in Falſimile.) 
Schema F. 
Zalon 


Priorkäts” -Stommahti 


.2 0 86 


a 
Cinhundert Thaler Preußiſch Rurant 
(dreihundert —— Franks). 
D aber dieſes Talons 18. 
—— zur obigen IH aıetigaben Direnben 


fcheine für den Seitraum vom .......... bis .......... influfive. 
Crefeld, dem „tn ........ 18.. 
Die Direktion der Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie⸗ 


Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Unterfhriften in Saffimile.) 


Schema 6. 
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® Schema ©. | 
QDuittungsbogen 
der 


eve 


Herr ...................................... hat fich durch Zeichnun 
einer Stammaktie von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant (dreihundert 
undfiebenzig Franks) an der Crefeld-⸗Kreis Kempener Induſtrie-Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft betheiligt und auf dieſen Betrag die hierunter quittirten Raten eingezahlt. 


Crefeld, den ..ten .......... 18 
Die Direktion der Crefeld-Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. 8.) (Unterfchriften.) 
Schema H. 
Duittungäbogen 
der 


Crefeld-Kreis Kempener Induftrie- Eifenbabngefellfchaft 


o 
...0.0 


Herr ...................................... bat fich durch Zeichnung 
einer Priorität -Stammaltie von Einhundert Thalern Preußifh Kurant (drei. 
undert Tünfmoichengig Franks) an der Crefeld - Kreid Kempener Induſtrie⸗ 

iſenbahngeſellſchaft betheiligt und auf diefen Betrag die bierunter quittirten 
Raten eingezablt. 
Erefeld, den ..ten ........ 18.. 


Die Direktion der Erefeld- Kreis Kempener Induſtrie⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) (Unterfhriften.) 





Jahrgang 1868. (Nr. 7226-7227.) 130 (Nr. 7227.) 
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(Nr. 7227.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Oktober 1868., betreffend die Genehmigung zur N 
Herftellung einer Eifenbahn vor dem Mühfhofener Hüttenwerke nad) dem 
Bahnhofe der rechtsrheiniſchen Eifenbahn zu Engers. 


Oktober d. J. Ai ber Yon ze: 
Anlage einer Er den —E etrieb 
Ihofener üttenwerfe nach dem Bahn ⸗ 
Engere hierdurch Mein | 
ven Unternehmern fowo! j 
als auch bie —— 
nen feftiegenbe Brad) acht- \ 
Ich unter Rüd } 
yahn » Unternehrtiung: a Som 3. Rovem⸗ 
riften, inshefonbere Diejenigen über die 
Erpropriation und Diejenigen über das Hecht zur vorübergehenden Benupumg 
fremder Grundſtücke, auf das Unternehmen — finden ſollen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 
Baden-Baden, den 10. Oktober 1868. 


— 


SESeEt os EB 7 SQ — 


Wilhelm. 


Gr. ». Syenplig: 


An den Minifter für Kandel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 





* 
om 


Nr. 7388) 


Fr 
— Sl — 


(Nr. 7228.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen der 
ö KRommunalftände de Preußiſchen Markgraftpums Oberlaufik im Betrage 
von Einer Million Thaler. Vom 12. Oktober 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes. Gnaden ‚König von- Preufen:x. 


Nachdem von dem im Jahre 1866. verfammelt gewefenen Kommunal · 
Iandtage Unferes Markgrafthums Oberlaufig befhlofen °— 7 m 
ining ber fommunalftandifchen Bank der Preußifcyen 

elbwittel im Betrage von Einer Million Thaler 

it dieſes Dartgaf ums ($. 1. des Statuts vom _! 
amml. ©. 157.) im Wege einer Anleihe zu befchaffe 
Pinteng der gebachten Kommwmalftände: zu diefem Sr 
tende, mit Talons und Zinsfupons » ie, Seiten 
hate Obligationen 5i8 zum Betrage von Einer Million Thaler in vericjiedenen 
Serien auöftellen zu dürfen, ihnen in Gemäßheit des $. 2. des Gefehes vom 
17. Juni 1833. zur Ausftellung von Obligationen bis zum Betrage von Einer 
Million Thaler, wovon drei Zehntheile in Apoints zu je Einhundert Thalern, 
der Ueberreft aber je zur Hälfte in Apoints à 50 und 25 Thalern nady dem 
anliegenden Schema ausgufertigen, und welche nach einem von dem Rommunal- 
landtage des Markgrafthums Oberlaufik Königlich Preußiſchen Antheils für jede 
Serie befonderd zu beſtiummenden Zindfuße zu verzinfen und durch Ankauf oder 
Derioofung jährlich, vom Jahre 1872. ab, mit wenigſtens Einem Prozent des 
Kapitals, unter Zuwachs der Zinfen von den amortifirten Schuldverfhreibungen, 
zu tilgen find, duch gegenwärtiges Privilegium Unfere landesherrliche Genehmi- 
gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber diefer Obli⸗ 
gationen bie daraus hervorgehenben Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums 
nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 

Das porftehenbe Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
extheilen und woburch für bie Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gemwährleiftumg des Staates nicht übernommen wird, ift durch die Gefeg- Sammlung 
zur allgemeinen Kenutniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen Infiegel. 

Baden-Baden, den 12. Oftober 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpliz. Gr. zu Eulenburg. 





EGr. 7928.) 130* She 
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Schema für die Obligationen. 
(Wappen der Königlich Preußiſchen Oberlauſigz.) 


Obligation 
des 
Markgrafthums Oberlauſitz Koͤniglich Preußiſchen Antheils 
über 
100 (50, æ5) Thaler, 
buchſtäblich .............................. Preußiſch Kurant, 


Mir die Stände des Markgrafthums Oberlaufig Königlich Preußiſchen Antheils 
urfunden und befennen durch diefe für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu- 
bigerd unfündbare Obligation, daß der Inhaber derfelben die Summe von Em- 
hundert (funfzig, fünf und zwanzig) Thalern Preußiſch Kurant, deren Empfang 
wir befennen, als einen Theil der auf Grund des Allerhöchften ‚neioifegtumd 
VOM .................. aufgenommenen Anleihe von Einer Million Thaler 
nebft ..... Prozent mr Zinfen von der Yandesmitleidenheit des Markgraf 
thums Oberlaufi Königlich Vreußifchen Antheild zu fordern bat. 
Die zilgung der ganzen Schuld von Einer Million Thaler gefchieht plan- 
mäßig dur Anlauf oder Ausloofung der Obligationen aus einem zu diefem 
Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigftend Einem Prozent des itals 
jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten dpügetipen vom Jahre 
1872. ab. Wir behalten uns jedoch ſowohl eine ſtärkere uöloofung als auch 
die Kündigung fänmtlicher noch umlaufender Obligationen vor. Die Ausloofun- 
gen und Kündigungen finden ftet3 im ge att. Die ausgelooſten, fowie die 
efündigten Obligationen werden unter Bezeichnung ihrer Serien, Buchftaben, 
ummern und Beträge, fowie des Termind, an welchem die — erfol⸗ 
gen ſoll, drei, zwei und Einen Monat vor dieſem Termine im Fenig ichen Staats⸗ 
anzeiger, im Amtsblatt der Fongier Regierung zu diegni im Görlitzer 
Anz ge oder, wenn eind diefer Blätter eingehen follte, in dem nach Beftimmung 
des Kommunallandtages der Preußiſchen Oberlaufi an die Stelle deffelben tre 
tenden Blatte öffentlich befannt gemacht. 
Bis zum Rüdzahlungdtermine des Schuldfapitald werden die Sinfen davon 
in balbjährlichen Terminen am 1. April und 1. Oftober jeden Jahres gegen 
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Rüdgabe der Zinskupons bei der Landfteuerkaffe in Görlig und den ubrigen 
vom Kommunallandtage der Preußischen Oberlaufiß zu beſtimmenden und befannt zu 
machenden Zahlungäftelln in Preußiſchem Kurant gezahlt, und zwar auch in der 
nach dem Eintritt des Fälligkeitsſtermins folgenden Zeit. In gleicher Weife erfoigt 
die Zahlung des Kapitals bei der Landfteuerkaffe in Görlitz gegen nloße Rüdgabe 
der Obligationen, der dazu gendrigen Talons und der Zinskupons der fpäteren 
Sillgteitötermine. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
gezogen. 

Die gefündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalmderfahres der Falligkeit nicht erhobenen Zinfen, verjähren zu Gun- 
ften unferer Landſteuerkaſſe. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verichreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtdordnung Thl. I. 
Tit. 51. $$. 120. ff. bei dem Königlichen Kreiögerichte zu Görlig. Zinskupons kön⸗ 
nen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch joll demjenigen, welcher 
den Berluft ven Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Verjährungsfriſt bei 
den Landesälteften des Markgrafthums Oberlaufik Königlich Preußiſchen Antheils 
anmeldet und den ftattgehabten Befik der Zinskupons u Sorzeigung der Obli- 

ation oder fonft in glaubhafter Meife darthut, nach Ablauf der Verjährungs- 
ar der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zindtupond 


gegen Quittung — werden. 


Mit dieſer Obligation find die dazu gehbrigen bis inkl. 1. Oktober 1873. 
hlbaren Zinskupons nebſt Talon ausgegeben. Bon da ab wird gegen Ablie- 
* des der älteren: Kupons⸗Serie beigedruckten Talons je eine neue fünf- 


jährige Zinskupons⸗Serie bei der Landſteuerkaſſe in Görlitz außgereicht. Bei dem 
Berlufte des Talond- erfolgt Die Aushändigung der neuen Zindfupond Serie‘ am 


den Inhaber der Obligation, fofern deren Vorzeigung rechtzeitig gejchehen ift. 
Görlitz, dene nn. 18.. | 


2... , Die Stände ded Markgrafthums Oberlaufig 


Königlich Preußiſchen Antheils. 
| | (L. S.) 
Gamenbunierſchrift ⸗Fakfimile.) (Namendunterfchrift- Fakſimile.) 


Landesaälteſter des Markgrafthums Ober- Landesbeſtallter des Markgrafthums Ober- 
lauſitz Königlich Preußiſchen Antheils. lauſitz Königlich Preußiſchen Antheils. 
Gegengezeichnet: Namendbunterſchriften) 


Kaſſirer. Buchhalter. 


(Nr. 7228.) Sche⸗ 


W 


(Nr. 7229.) Bekanntmachung , betreffend bie Allerhöch ‚Genehmigung der unter der Firma 
»&t. Georgen - Aktienbrauerei« mit em Sitze zu Sangerhaufen errichteten 


Aktiengeſellſchaft. Vom 19. Oktober 1868, 


D es König 3 Majeftät haben mittelft Allerhöchſten Erlaſſes vom B. Oftober 1868. 
die Errichtun g einer Altiengefellihaft unter der Firma „St. Georgen Aktien- 
Brauerei’ mit dem Sie zu a ante, fowie deren Statut vom 2. Septem- 


ber 1868. zu genehmigen g 

Der Allerhöchfte Erlaß nebft dom, Sta Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Merfeburg bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 19. Oftober 1868. 
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Der Miniſter für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Moſer. 
— — 





Mebigirt im Bären des Staats -Minifteriams, 
Berlin, gebrudt in ber Konigli Geheimen Ober + Sofbuhbruderd 
8 a a 
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Sejeh- Sammlung 
für die 


Königliden Preußiſchen Staaten 


— — — — — — — —— — 


— Nr 69. — 





(Nr. 7230.) Verordnung wegen Einführung des Zollgeſetzes, der Zollordnung, des Soll- 
ſtrafgeſetzes, der Ordnung für das Verfahren bei Zuwiderhandlungen 

gegen die Gefehe über Zölle und andere indirekte Steuern, des Zolltarifs, 

der Verordnung über die Beiteuerung des Nübenzuderd, des Geſetzes 

über die Erhebung einer Abgabe vom Salze und wegen der Erhebung 

einer Nachfteuer auf den Elbinfeln Overbaden und Sinfenwärder- Blumen- 

fand, fowie in dem Preußiſchen Antheile der Landſchaft Kirchwärder, und 

in den Dörfern Hohenfelde, Samfelde und Köthel. Vom 1. Oftober 1868. 


Mir Milhelm, von Gottes‘ Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Bundesrath des Zollvereind auf Grund des Artifeld 6. des 
Vertrages wegen Fortdauer des Deutfchen Zoll- und Handelövereind vom 8. Juli 
1867. beichloflen hat, daß die Artifel 3. bis 5. und 10. bis 20. des gedachten 
Vertrages, wie in verfchiedenen zum Gebiete der freien und Hanfeftadt Hambur 
gehörigen Landestheilen, fo auch in Ioigenden Preußiſchen Yandestheilen, nämlich 
auf den Elbinfeln Overhaden und Fintenwärder-Blumenfand, fowie in den Preußi⸗ 
ſchen Antheilen der Landſchaft Kirchwärder mit dem 1. November 1868. in Wirk. 
ſamkeit treten follen und in den gedachten Gebietötheilen eine vom Bundesrathe 
beftimmte Nachfteuer zu erheben ift, verordnen Wir, was folgt: 


$.1. 
Die folgenden Geſetze und Verordnungen: 


1) die Verordnung vom 29. juli 1867. (Gefeß- Samml. ©. 1265.), be» 

- treffend die Einführung des Zollgeſetzes, der Zollordnung, des Sollitraf- 
geiede® und die Regelung ded Verfahren? bei Zumwiderhandlungen gegen 
ie Geſetze über Zölle und andere indirefte Abgaben in den Herzogthümern 
Holitein und Schledwig, 

2) der durch dad Gefek vom 1. Mai 1865. (Geſetz⸗Samml. ©. 209.) in 
Kraft gefekte Zolltarif, nebit den fpäter ergangenen abändernden und 
ergänzenden Borfchriften, 

Jahrgang 1868. (Nr. 7230.) 131 3) die 


Ausgegeben zu Berlin den 31. Oktober 1868, 
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3) die Verordnung vom 7. Auguft 1846. (Geſetz⸗ Samml. ©. 335.), betreffend 
die Beiteuerung ded im Inlande erzeugten Rübenzuckers nebſt den fpäter 
ergangenen abandernden und ergänzenden Vorfchriften, und 


4) da8 Gefe vom 12. Dftober 1867. (Bundes - Gefetblatt de8 Norddeutfchen 
Bundes ©. 41.), betreffend die Erhebung einer Abgabe vom Salze, 


treten auf den im Eingange gedachten Elbinfeln Overhaden und Finkenwärder⸗ 
Blumenfand, fowie in dem Preußifchen Antheile der Landichaft Kirchwärder 
mit dem 1. November 1868. in Kraft. 


$. 2. 


In den vom Herzogthum Lauenburg eingefchloffenen und mit diefen bereits 
in die Zolllinie gezogenen Solfteinifepen Dörfern Hohenfelde, Hamfelde und Köthel 
treten die im $. 1. gedachten Geſetze und Verordnungen, foweit e8 nicht ber 
geicheben ift, gleichzeitig in Wirkſamkeit. 


$. 3. 


Don den am 1. November 1868. in ben im $. 1, gedachten Sanpeakielen t8theilen 
befindlichen Waaren unterliegen die in dem anliegenden — bezeichneten einer 
en! gleichviel ob der Inhaber ein Handel- und Gewerbetreibender iſt, 
oder nicht. 

Bei der Erhebung diefer Nachfteuer kommen die 2 efimmungen der $$. 2. 
bi8 16. der Verordnung über die Nachverfteuerung in den Rittergütern und Dörfern 
Zettemin u. f. w. vom 31. Juli 1868. (Gefet- Samml. ©. 721.) zur Anwendung, 
jedoch mit der Maaßgabe, daß die dort im $. 2. Nummer 2. wegen der, Ah 
Nammung der Wanren vorgejchriebene Befreiung von der Nachfteuer nicht auf 

en Nachmweiß der Herftammung aus den dort genannten Ländern und Landes 

theilen, fondern auf den Nachweid zu gründen if ‚, daß die betreffenden nachſteuer⸗ 
pflichtigen Waaren entweder in den im $. 1. genannten oder in den gleichzeitig 
mit denfelben an den Zollverein angeichlofjenen Hamburgifchen Landestheilen er- 
zeugt oder verfertigt find, oder daß fie aus dem Zollvereine herftammen. 


Urfundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Baden-Baden, den 1. Oftober 1868. 
(L.S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. 


Ta⸗ 
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Tarif 


zur 


Entrichtung der Nachſteuer von den Waarenbeſtänden 


auf den 


Elbinfeln Oberhacken und Finkenwaͤrder⸗Blumenſand und in dem Preußifchen 
Antheile der Dorfichaft Kirchwaͤrder. 





(Nr. 7230,) 131* 












Maapftab Abgabehfäge 
ber nad) dem | 
Berzollung. |” Trehktfub 
_ le % 





1. 1 Baumwollengern, ungemifcht oder gemifcht mit Leinen, 
Seide, Wolle oder anderen Thierhaaren: 


a) ein. und zweidrähtiges, rohes....................... 1 Soll-Ste.| 2 
b) dergleichen gebleichtes oder gefärbteß. ................ deögl, 4 
c) drei» und mehrdrähtiges, roh, gebleiht oder gefärbt... | desgl. 6 


2. Baumwollwaaren: Waaren aus Baummolle, allein oder 
| in Verbindung mit Leinen oder. Metallfäden, ohne Beimi— 
fhung von Seide, Wolle oder anderen der Wolle gleichge- 
ftellten Thierhaaren: 
a) rohe (aus rohem Garn verfertigte) und gebleichte dichte 
Gewebe, auch appretirt, mit Ausſchluß der famınetartigen | ' 
Gewebe .......................................... desgl. | 10 


b) alle nicht vorftehend unter a oder nachſtehend unter c 
begriffenen Dichten Gewebe; rohe (aus rohem Garn ver 
fertigte) undichte Gewebe; Strumpfmwaaren; Pofamentier- 
und Knopfmacherwaaren; auch Gefpinnfte in Verbindung | 
mit Metallfäden .................................. beögl. I 16 


c) ale umdichten Gewebe, wie Sjaconet, Mouffelin, Tüll, 
Marly, Gaze, foweit fie nicht unter b begriffen find; 
Spiten und alle Stickereien...................... beögl. | 26 | Bo 


3. I @ifen und Eifenwaaren: 


a) geichmiedeted und gewalztes Eifen in Stäben (mit Aus. 
nahme de8 faconnirten); Luppeneifen; Eifenbahnfchienen ; 
Roh. und Kementftahl; Guß- und raffinirter Stahl; 

Eifen- und Stabldraht von mehr als % Pr. Linie Durd). 

mefjer; Eiſen, welches zu groben Beftandtheilen von 

Mafchinen und Wagen (Kurbeln, Achfen und dergl.) roh 

vorgeſchmiedet ift, infofern dergleichen Beftandtbeile ein- | 
zen 50 Pfund und darüber wiegen................. I deögt. . 18 


b) faconnirtes Eifen in Stäben; Randlranzeifen zu Eifen- 
bahnwagen; Pflugfchaaren- Eifen; ſchwarzes Eifenblech; 
rohes Stahlbleh; rohe (unpolirte) Eifen- und Stahl. 
platten; Anker, fowie Anter- und Schiffsketten; Eifen- 
und Stahldraht von % Pr. Linie und darunter Duck). 
meſſer ........................................... desgl. 1 


u — u — — nm nm... - - 
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Beuennung der Gegenſtände. 


e) gefirnißtes Eiſenblech; polirtes Stahlblech; polirte Eifen- 
und Stahlplatten .......................... ....... 


d) Weißblech; gewalzte und gezogene ſchmiedeeiſerne Röhren 


(Nr. 7230,) 


e) Eifen- und Stahlwaaren: 
1. ganz grobe Gußwaaren in Defen, Platten, Gittern ıc. 
2. grobe, die aus gefehmiedetem Eifen oder Eiſenguß, aus 


Eifen und Stahl, Eifenbleh, Stahl. und Eifendrabt, 
auch in Verbindung mit Holz, gefertigt, jedody nicht 
polirt find, und zwar: 


a) 


E 


Amboſſe, Bratſpieße, Brecheiſen, Drahtgewebe, 
Dreifüße, Eggen, Fallen und Fangeiſen, Dung., 
Heu- und Ofengabeln, Harken, Hemmſchuhe, Hufeiſen, 
Klammern, Kellen, Keſſel, Ketten (mit Ausnahme der 
Anker: und Schiffsketten), Kochgeſchirre, Nägel, 
Drahtſtifte, Gußſtifte und Holzſchrauben, Pfannen, 
Pflugſchaaren, Plaͤtteiſen, grobe Ringe, Roſte, 
Schaufeln, gepreßte oder gegoſſene rohe —— 
Schmiedehämmer, Schraubenbolzen und ⸗Muttern, 
Schürhaken, große Waagebalken, Wagen⸗, Thür— 
und Truhenbeſchläge, Wagenfedern und gleichartige 
Gegenſtände; alle dieſe Waaren weder vollſtändig ab⸗ 
geſchliffen, noch gefirnißt, verkupfert oder verzinnt; 
Senſen, Sicheln ............................... 
andere, and) vollftändig abgefchliffene, gefirnißte, 
verfupferte oder verzinnte; als Aexte, Degenklingen, 
Teilen, Hämmer, Hecheln, SHobeleifen, Kaffeetrom-. 
meln und ‚Mühlen, Schlöffer, Schraubftöde, grobe 
Meffer zum Handwerksgebrauch, Stemmeifen, Strie—⸗ 
geln, Thurmuhren, Tuchmacher⸗ und Schneiderfcee- 
ren, Zangen und dergleihen mehr ............... 


oder aus Eifen oder Stahl in Verbindung mit: ande 
ren Materialien, foweit fie dadurch nicht unter bie 
furzen Waaren der Nr. 20. des Vereins -Solltarifs 
fallen, als: Gußwaaren (feine), ladirte Eifenwaaren, 
Meffer, Stridnadeln, Häkelnadeln, Scheeren, Schwert. 
fegerarbeit 2c., jedoch mit Ausnahme der nachſtehend 
unter A genannten .............................. 





—— 1 ml. 


Maaßſtab Abgabenſaͤtze 
nach dem 


- der 
Berzollung. | Lhalerfuße 
* 


1Zoll⸗Ztr. 
desgl. 


desgl. 


desgl. 


desgl. 


3. feine: aus feinem Eiſenguß, polirtem Eiſen oder Stahl | 


1 
2 


1 


2 


Gr 


224 
15 


12 


"10 


20 


4. | Kurze Waaren, Quincaillerien ꝛc. 


5. Leber und Lederwanren: 





4. Rähnadeln, Tagan aus Stahl und anderen un 
edlen Metallen, Ubrfournituren und Uhrwerke aus 
uneblen Metallen; Gewehre aller Art. .............. 





veife aus eblen Metallen, echten 
Edelſteinen gefertigt; Zafgen- 
und Blattfilder ........... 

lweiſe aus Schildpatt, aus un. 
„der verſilberten, oder mit Gold 
Metallen gefertigt; Stup- und 
Ausnahme dev hölzernen Hänge- 
ld und Blattfilber; feine Galan- 
Waaren (Herren. und Fu 
fog. Nippestiſchſachen u. ſ. w.) 


> Aluminium; ferner dergleichen 


edlen Metallen, jebod fein ge- | 


iehr ober weniger vergolbet oder 

viet, ober in Verbindung mit 
Mabafter, Elfenbein, Email, Salbebelfteinen und nad). 
geahmten Ehelfteinen, Lava, Perlmutter oder auch mit 
Efniparbeiten, Paſten, Kameen, Ornamenten in Metall. 
guß und bergleihen; Brillen und Opernguder; Fächer; 
feine boſſirte swaaren, Perrüdenmadherarbeit; Regen. 
und Somenfhirme; Wachöperlen; ingleichen Waaren aus 
Gefpinnften von Baumwolle, Leinen, Seide, Wolle, ober 
anderen Thierhaaren, welche mit animalifhen oder vege- 
tabilifchen Schnigftoffen, unedlen Metallen, Glas, Kaut- 
ſchuk, Guttaperha, Leder, Ledertuch (leather cloth), 
Papier, Pappe, Stroh oder Thonmaaren verbunden und 
nicht beſonders tarifirt find, 3 8. Knöpfe auf Holz 
formen und dergleichen. ............................ 





a) Brüffeler und Dänifches Handſchuhleder , auch Korduan, 
Marokin, Saffian und alles gefärbte und ladirte Leder 


db) feine Lederwaaren von Korduan, Saffien, Marotin, 
VBrüffeler und Dänifchem Leber, von fämifh- und weiß. 


debgl. 


desgl. 


desgl. 


15 


5 





N 20-2patenge 
Ya: 7 


garem Leder, von gefärbtem ober lackirteom Geber-undl....... .. 
Pergament, auch in Verbindung mit anderen Materia- 
lien, foweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 des Vereins- 





Zolltarifs fallen; feine Schuhe aller Art ............ fl Soll-Str. . 

n Handſchuhe. ....................................... deögl. | 13 | 10 

6. | Leinwand und andere Leinenwaaren, d. i. Bebe und | / ıe:, 
- Wirkwaaren auß Flachs oder anderen vegetabilifhen Spinn- 
fioffen, mit Ausnahme der Baumwolle: 

a) gebleichte, gefärbte, bedrudte oder in anderer Art zuf | 
gerichtete, auch aus gebleicytem Garn gewebte Leinwand; ; 
gebleichter oder in anderer Art zugexichteter Swillich und | 
Drillich; rohes und gebleichtes, auch verarbeitetes Tifch., 

Bett- und Handtücherzeug; leinene Kittel; Batiſt und Linon J desgl. | 10° 

b) Bänder, Borten, Franſen, Gaze, Kammertuch, gewebte |. 
Kanten, Schnüre, Strumpfwaaren; Geſpinnſte und al . 
dere Waaren in Verbindung mit Metallfäden .. | deal, | 20. 

e) Swirnfpiben ................................... desgl. | 40: 

7. 1 Btanntwein aller Art, auch Arac, Rum, Franzbranntwein| 
und verfegte Branntweine in Fäſſern und Flaſchen....... desgl. 6, 
8. | Bein in Faͤſſern und Flaſchen: Ä 
a) Vortugiefifcher ................... ............... .desgl. |. 
b) anderer ............... .......................... desgl. 2 | 20 
9. | Getrodnete Datteln, Feigen, Korinthen, Mandeln, Pitrfichterne, | 
Rofinen, Yorbeerblätter, Pommeranzen, Pormmerangenfäaalen | | 
und dergl. .......................................... desgl. 4 
10. | Gewürze aller Art, im Bereind. Solltarif nicht beſonders | 
genannt ................................ desgl. 6 | 15 
11. | Raffee ................................... desgl. 5|. 
12. Kakao in Bohnen und Kakaoſchaalen desgl. 6115 
13. | ©efchälter Heis und Neismehl desgl. 1|. 
14. 1Syrop ............................................... desgl. 2| 15 
15. | Xabad: 
a) Tabacksblätter, umbearbeitete und GStengel....,....... desgl. 4 
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Maaßſtab Abgabenſahe 
nach dem 
30. Thalerfuße 
_% 





Benennung Der Gegenitände. 
Berzollung. 


b) Raudtabad in Rollen, abgerollten ober entrippten 
Blättern oder gefchnitten; Karotten oder Stangen zu 


Schnupftabad, auch Tabadsmehl und Abfälle ........ 1 Sol-Ste.] 11 
ce) Eigarren und Schnupftabal ........................ beögl. I 20 
16. Thee ................................................. desgl. 8 
17.3Zucker: | 
a) Brod- und Hut-, Kandis⸗, Bruch- oder Qumpen. und 
weißer geftoßener Zucker ........................... desgl. 4 | 22} 
b) Robzuder und Farin Guckermehl) .... .............. desgl. 4 | 22% 
18. | Salz (Kochſalz, Steinfalz) ............................... desgl. 2 


19. | Seidenwaoren: 
a) Waaren aus Seide oder Floretſeide, auch in Verbindung 
mit Metallfäden ................................... desgl. | 40 
b) Waaren aus Seide oder SFloretfeide in Verbindung mit | 
Baumwolle, Leinen, Wolle oder anderen der Wolle | 
gleihgeftellten Thierhaaren ......................... deögl. I 30 
20. |Wollenwaoren (Waaren aus Wolle, einſchließlich der 
Ziegen⸗, Haſen⸗, Kaninchen- und Biberhaare,.auh in Ver—⸗ 
bindung mit Baumwolle, Leinen oder Metallfäden): 
a) Stickereien, Spitzen und Tülle...................... desgl. | 30 
b) bedrudte Waaren aller Art ......................... desgl. | 25 
c) unbedrudte, ungewaltte Waaren; Pofamentier- und Rnopf- 
macher⸗Waaren; auch Gefpinnfte in Verbindung mit 


Metalfäden ...................................... deögl. | 20 
d) unbedrudte gewalkte Tuh-, Zeug- und Filzwaaren; 
Strumpfwaaren; Fußteppiche ....................... deögl. | 10 






Allgeyaiue Anmerkung. 
Bei den no in WB befindlichen 
Maaren Tann, infoweit Ihe in dem Bereind. Solltarife 
überhaupt eine Tara feitgefeßt ift, da8 Nettogewicht durch Ab- 
rechnung diefer Tara von ihrem Bruttogewicht feftgeftellt wer- 
den. Bei Salz in Säden gefchieht dies durch Vergütung einer 
Tara von einem Pfund vom Sentner Bruttogewicht. 





Rebigirt im Büreau bes Staats -Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober» Sofbuchbruderel 
. (R. v. Deder). 
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Geſeh— Sammlung 
on für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 
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(Nr. el) Vrivilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der | 
Stadt Diffeldorf IV. Serie im Betrage von 150,000 Thalem. Vom 
26. September 1868. 


RW; Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


tachbem der Oberbürgermeifter und die Stadtvergröneten - Verfammlung 
der Stadt Düffeldorf darauf angetragen haben, daß derfelben zur Beftreitum ge | 
Koften mehrerer gemeinmägiger nlagen geftattet werde, ein Darlehn von 15 
FH geſchrieben: Einhundert und funfzig taufend balem Kurant, egen A Yus, 
ftellung auf den Inhaber Tautender, mit Zinskupons und —— Obli⸗ 
gationen IV. Serie, jede zu 100 Thlr., geſchrieben: Thaler 7 auf 
nehmen und bei diefem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde gemeinde (ch 

ee fich nichts zu erinnern efunden’ hat, jo em Wir in emäßei 

des Gef & vom 17. Ei uni 1833. wegen Ausftellung von Papieren, 

* e eine Satlunn verpflichtung an jeden Anhaber enthalten, durch — 
Privilegium die landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obli. 
gationen' unter nachftehenden Bedingungen: 


1) Die Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinft und die 
Zinfen in Balbjährigen Terminen geza ci Zur allmäligen Tilgung der 
Schuld werden jährlid Ein Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten 
Di ationen nebft den Zinfen der eingelöften oeligationen verwendet; 

tadtgameinde bleibt jedoch afekhort en, den Ti gungöfonbe mit Ge- 
—— der Regierung zu Düſſeldorf zu verſtärken und dadurch die 
Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inhabern der Obligationen 

ſteht kein Kündigungsrecht gegen die Stadtgemeinde zu. 

2) Die Leitung der Gefchäfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til- 
gung der zu — Obligationen betreffen, , "wird der auf Grund 
des Privilegiums vom 17. Dezember 1849. bereite beftehenden ftädtifchen 
Schuldentilgungd-Rommiffion übertragen, welche auch für die Be —* ung 
der Beſtimmungen des gegenwärtigen Privileg md verantwortl h 

Jahrgang 1868. (Nr. 7231.) 3) Die 


Ausgegeben zu Berlin den 5. November 1868, 


N 


— 066 — 


3) Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1. bis 1500. 
nach beiliegendem Schema augeftelt ‚ von dem Oberbürgermeifter und 
den Mitgliedern der Schuldentilgungd-Kommiffion unterzeichnet und von 
dem Rendanten Der — und dem mit der Kontrole beauftragten 
ſödtiſ en Sekretariatsbeamten kontraſignirt. Denſelben iſt ein Abdruck 

ieſes Privilegiums beizufügen. 


4) Den Obligationen werden für die nächſten fünf Jahre Zinskupons nebſt 
Talon nach den anliegenden Schemas beigegeben. 

Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden fünfjährigen Periode 
werden nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons 
durch die Fonwumataſe an die Vorzeiger des der alteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedrudten Talond audgereiht. Beim Verluſt de8 Talons er- 
folgt die Aushändigung der neuen Zinsfupons »Serie an den Inhaber 
der Schuldverfchreibung, fofern deren Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Die Kupons und Talond werden von dem Rendanten der Kom- 
munalfaffe und dem mit der Kontrole beauftragten ftädtifchen Sefreta- 
riatsbeamten unterfchrieben. 


5) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be- 
trag derfelben an den Borzeiger durch die Kommunalkaſſe gezahlt. 
Auch werden die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Kom- 
munalfaffe, namentlich bei Entricytung der Kommunalifteuern, in Zahlung 
angenommen. 


6) Die Zinskupons werden ungültig und werthlod, wenn fie nicht binnen 
fünf Jahren nach der Bertalkeit zur Zahlung präfentirt werden; die 
dafür auögejehten Sonde follen nach Beftimmung der ftädtifchen Behörden 
zu milden Stiftungen verwandt werden. 


7) Die nach der Beftimmung unter 1. eingulöfenben Obligationen werden 
entweder durch Ankauf getilgt oder jährlih durch da8 Loos beftimmt. 
Die audgelooften Nummern werden wenigftend drei Monate vor dem 
Zablungstage öffentlich befannt gemacht werden. 


8, Die Verloofung gefchieht unter dem Vorſitz des Oberbürgermeifters 
durch die Schuldentilgungd -Rommiffion in einem le Tage vorber 
gut Öffentiichen Kenntnif zu dringenden Termine, zu weldyem dem Publi- 

er Zutritt geftattet ift. Ueber die Verloofung wird ein von dem 
Oberbürgermeifter und den Mitgliedern der Konmiffion zu unterzeich- 
nendes Protokoll aufgenommen. 


9) Die Auszahlung der ausgelooften Obligationen erfolgt an dem dazu be- 
flimmten Tage nad) dem Nominalwerth durch die Rommmaltaffe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen nalicherung derfelben. Mit die- 
fem Tage hr die Verzinfung der ausgelooften Obligationen auf. Mit 
legteren find zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine fälli- 
gen Zinskupons einzuliefern; gefchieht dies nicht, jo wird der Betrag fe 
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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— 
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(Nr. 7230.) Verordnung wegen Einführung de8 Zollgefehes, der Zollordnung, des Soll- 
ſtrafgeſetzes, der Ordnung für das Verfahren bei Zumiderhandlungen 

gegen die Geſetze über Zölle und andere indirefte Steuern, des Zolltarifs, 

der Verordnung über die Befteuerung des Rübenzuckers, des Geſetzes 

über die Erhebung einer Abgabe vom Salze und wegen der Erhebung 

einer Nachfteuer auf den Elbinfeln Overhaden und Finfenwärder - Blumen: 

fand, fowie in dem Preußischen Antbeile der Landihaft Kirchwärder, und 

in den Dörfern Hohenfelde, Hamfelde und Köthel. Vom 1. Oktober 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem der Bundesrath des Zollvereind auf Grund des Artikels 6. des 
Bertrages wegen Fortdauer des Deutfchen Zoll» und Handelövereind vom 8. Juli 
1867. befchlojfen bat, daß die Artikel 3. bis 5. und 10. bis 20. des gedachten 
Vertrages, wie in verfchiedenen zum Gebiete der freien und Hanfeftadt Sambur 
gehörigen Yandestheilen, fo auch in folgenden Preußiſchen Yandestheilen, nämlich 
auf den Elbinfeln Dverhaden und Finkenwärder⸗Blumenſand, fowie in den Preufi- 
ſchen Antheilen der Landfchaft Kirchwärder mit dem 1. November 1868. in Wirk- 
ſamkeit treten follen und in den gedachten Gebietötheilen eine vom Bundesrathe 
beftinmmte Nachfteuer zu erheben ift, verordnen Wir, was folgt: 


$.1. 
Die folgenden Gefete und Verordnungen: 


1) die Verordnung vom 29. Juli 1867. (Gefeß- Samml. ©. 1265.), be 

- treffend die Einführung des Zollgefehes, der Zollordnung, des Zollſtraf— 
geiene® und die Regelung ded Verfahrens bei Zuwiderhandlungen gegen 
ie Geſetze über Zölle und andere indirekte Abgaben in den Herzogthümern 
Holftein und Schleswig, 


2) der durch das Gefeh vom 1. Mai 1865. (Gefeg-Samml. ©. 209.) in 
Kraft geſetzte Zolltarif, nebit den fpäter ergangenen abändernden und 
ergänzenden Vorfchriften, 

Jahrgang 1868. (Nr. 7230.) 131 3) die 


Ausgegeben zu Berlin den 31. Oktober 1868. 
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3) die Verordnung vom 7. Auguſt 1846. (Geſetz⸗ Samml. ©. 335.), betreffend 
die Befteuerung des im Inlande erzeugten Rübenzuckers nebft den fpäter 
ergangenen abändernden und ergänzenden Borfchriften, und 


4) das Geſetz vom 12. Dftober 1867. (Bundes » Gefetblatt des Norddeutfchen 
Bundes ©. 41.), betreffend die Erhebung einer Abgabe vom Salze, 


teeten auf den im Eingange gedachten Elbinfeln Overhaden und Finkenwärder⸗ 
Blumenfand, fowie in dem Wreußifchen Antheile der Landfchaft Kicchwärder 
mit dem 1. November 1868. in Kraft. 


$. 2. 


In den vom Herzogthum Lauenburg eingefchlofjenen und mit dieſen bereits 
in die Zolllinie gezogenen Holfteinifchen Dörfern Hohenfelde, Hamfelde und Köthel 
treten die im $. 1. gedachten Gefete und Verordnungen, foweit es nicht bereit3 
geſchehen ift, gleichzeitig in Wirkjamteit. 


6. 3. 


Bon den am 1. November 1868. in den im $. 1; ge hten Landestheilen 
befindlichen Waaren unterliegen die in dem anliegenden Tarif bezeichneten einer 
a! gleichviel ob der Inhaber ein Handel- und Gewerbetreibender ift, 
oder nicht. 


Bei der Erhebung diefer Nachiteuer kommen die „a immumgen der $$. 2. 
bi8 16. der Verordnung über die Nachverfteuerung in den Riftergütern und Dörfern 
Settemin u. |. w. vom 31. Juli 1868. (Gefeß- Samml. ©. 721.) zur Anwendung, 
jedoch mit der Maafgabe, daß die dort im $. 2. Nummer 2. wegen d a 
ftammung der Waaren vorgefchriebene Befreiung von der Nachfteuer nicht auf 
den Nachweiß der Herftammung aus den dort genannten Ländern und Landed« 
theilen, fondern auf den Nachweis zu gründen if ‚ daß die betreffenden nachiteuer- 
pflihtigen Waaren entweder in den im $. 1. genannten oder in den gleichzeitig 
mit denfelben an den Zollverein angefchloffenen Hamburgifchen Landedtheilen er- 
zeugt oder verfertigt find, oder daß fie aus dem Zollvereine herftammen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 1. Oftober 1868. 
(L.S.) Wilhelm. 
| Frh. v. d. Heydt. 


En 


Elbin 


N 
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Duͤſſeldorfer Stadt-Obligation 
Litt. PI. ol Ver rodt A... 
über 


Einhundert Thaler Kurant. 


Nie Enbeöunterzeichneen ‚ durch das Allerhöchſte Privilegium vom ........ 
............ hierzu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, 
daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von 


Einhundert Thalern Kurant, 
deren rang fie befcheinigen, an die Stadtgemeinde Düffeldorf zu fordern hat. 
auf Ele Prozent jährlich tefigefegten Sinfen find am 1. Mai und 


1. November jeden. Jahres fi fällig, \werb werden aber nur gegen Rüdgabe der auß- 
gefertigten halbjährigen Zinskupons gezahlt. 
Das Kapital wird durch Anfauf oder Verloofung berichtigt werden, wes- 
38 eine Kündigu ung Seitens des Gläubigerd nicht zuläffig iſt. Die näheren 
edingungen find in dem umftehend abgedrudten —* enthalten. 


Düſſeldorf, den . tm .............. 18.. 
nn rockener Stempel der\ Die ſtaͤdtiſche Schuldentil⸗ 
Der Oberbuͤrgermeiſter. (“osadt Düfelhort. ) gungs-Rommiffion. 
Eingelr Kontrolbud Fol. ..... dd 8 Serie 1. M I. 
ingeleagen Kontrolbuch Fo a Sales — — 
Der ſtädtiſche Sekretariatsbeamte. Der Stadtrentmeiſter. 


(Rüdfeite.) 


Privilegium wegen Ausgabe auf den nhaber lautender Obligationen 
der Stadt Dü elhort 


IV. Serie im Betrage von 150,000 Thalern. Vom .P................ 
(Folgt der Abdrud des Privilegiums.) 


(Nr, 7231.) Ser. 
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Maaßſtab Abgabehfäge 
ber nad dem ; 


A Benennung Der Gegenftände. 
Berzollung. u 


1. 1 Baummwollengarn, ungemifht oder gemifcht mit Leinen, 
Seide, Wolle oder anderen Thierhaaren: 
a) ein. und zweidräbtiged, rohes....................... 1S00.Str.| 2 
b) dergleichen gebleichte oder gefärbted. ................ desgl. 4 
c) drei» und mehrdrähtiges, roh, gebleicht oder gefärbt... desgl. 6 


2. Baumwollwaaren: Waaren aus Baumwolle, allein ober 
in Verbindung mit Leinen oder. Metallfäden, ohne Beimi— 
hung von Seide, Wolle oder anderen der Wolle gleichge- 
ftellten Thierhaaren: 
a) rohe (aus rohem Garn verfertigte) und gebleichte Dichte 
Gewebe, auch appretirt, mit Ausſchluß der fammetartigen | ' 
Gewebe ..... ..................................... desgl. | 10 


b) alle nicht vorftehend unter a oder nachftehend unter < 
begriffenen Dichten Gewebe; rohe (aus rohem Garn ver- 
fertigte) undichte Gewebe; Strumpfwaaren; Pofamentier- 
und Knopfmacherwaaren; auch Gefpinnfte in Verbindung | - 
mit Metallfüden ................................... deögl. | 16 


ce) alle undichten Gewebe, wie Jaconet, Mouffelin, Tu, 
Marly, Gaze, foweit fie nicht unter b begriffen find; 
Spitzen und alle Stickereien................... beögl. | 26 | BO 


3. | Eifen und Eifenwaaren: 


a) gejchmiedetes und gewalztes Eifen in Stäben (mit Aus. | 
nahme de3 faconnirten); Luppeneifen; Eifenbahnfchienen ; Ä 
Roh. und Cementftahl; Guß- und raffinirter Stahl; 

Eifen- und Stahldraht von mehr al8 J Pr. Linie Durd). 

mefjer; Eiſen, welches zu groben Beftandtheilen von 

Mafchinen und Wagen (Kurbeln, Achfen und dergl.) roh 

borgefehmiedet ift, infofern dergleichen Beftandtbeile ein- ' 
zeln 50 Pfund und Darüber wiegen ................. J desgl. . 125 


b) faconnirtes Eifen in Stäben; Randlranzeifen zu Eifen. 
bahnwagen; Pflugfchaaren-Eifen; ſchwarzes Eiſenblech; 
rohes Stahlblech; rohe (unpolirte) Eiſen- und Stahl. 
platten; Anker, ſowie Anker- und Schiffsketten; Eifen- 
und Stahldraht von % Pr. Linie und darunter Durch— 


eſſer.. ..C. XC desgl. | 1 | 5 


mit = GE in — mu 
®. 
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J Benennung Der Gegenftände. 


e) gefirnißtes Eiſenblech; polirtes Stahlblech; polirte Eifen- 
und Stahlplatten ................................. 


d) Weißblech; gewalzte und gezogene fehmiebeeiferne Röhren 


(Nr. 7230,) 


e) Eifen- und Stahlwaaren: 
1. ganz grobe Gußwaaren in Defen, Platten, Gittern ıc. 
2. grobe, die aus gefehmiedetem Eifen oder Eifenguß, aus 


Eifen und Stahl, Eifenbleh, Stahl- und Eifendraht, 
auch in Berbindung mit Holz, gefertigt, jedod) nicht 
polirt find, und zwar: 


a) 


3 


Amboffe, Bratfpieße, Brecheiſen, Drabtgemwebe, 
Dreifüße, Eggen, Fallen und Fangeiſen, Dung., 
Heu- und Ofengabeln, Harken, Hemmſchuhe, Sufeifen, 
Klammern, Kellen, Keffel, Ketten (mit Ausnahme der 
Anker- und Schiffsketten), Kochgefchirre, Nägel, 
Drahtſtifte, Gußſtifte und Holzſchrauben, Pfannen, 
Pflugſchaaren, Plätteiſen, grobe Ringe, Roſte, 
Schaufeln, gepreßte oder gegoſſene rohe Shläfel 
Schmiedehämmer, Schraubenbolgen und ‚Muttern, 
Schürbafen, große Waagebalken, Wagen-, Thür 
und Truhenbeſchläge, Magenfedern und gleichartige 
Gegenftände; alle diefe Waaren weder vollftändig ab- 
gefchliffen, noch gefirnißt, verkupfert oder verzinnt; 
Senfen, Sicheln .............. ................. 
andere, auch vollftändig abgeſchliffene, gefirnißte, 
verfupferte oder verzinnte; ald Aexte, Degenklingen, 
Feilen, Hämmer, Hecheln, SHobeleifen, Kaffeetrom. 
meln und -Müblen, Schlöffer, Schraubftöde, grobe 
Mefjer zum Handwerksgebrauch, Stemmeifen, Strie- 
geln, Thurmubren, Tuchmacher⸗ und Schneiderjchee- 
ten, Zangen und dergleihen mehr .P.............. 


oder aus Eifen oder Stahl in Verbindung mit: ande- 
ren Materialien, foweit fie dadurch nicht unter die 
furzen Waaren der Nr. 20. des Vereins -Zolltarifs 
fallen, ald: Gußwaaren (feine), ladirte Eifenwaaren, 
Meſſer, Stridnadeln, Häkelnadeln, Scheeren, Schwert- 
fegerarbeit 2c., jedoch mit Ausnahme der nachftehend 
unter 4 gmannten ............................... 





“rn... 
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Maaßſtab JAbgabenſaͤtze 
| nad) dem 


- der 
Berzollung. |" Thalerfuße 
Yr Ua 


1Zoll⸗Ztr. 
desgl. 


desgl. 


desgl. 


desgl. 


3. feine: aus feinem Eiſenguß, polirtem Eiſen oder Stahl | 


1 
2 


1 


2 


223 
15 


12 


"10 


20 






2.2... Benennung der Gegenftände. 


‚4. Rähnadeln, Schreibfebern aus Stahl und anderen un. 
"edlen Metallen, Uhrfournituren und Uhrwerke aus 






4. | ur = 7 Vexien 20. 
a) yeife aus edlen Metallen, echten 
Ebelfteinen gefertigt; Taſchen⸗ 

- and Blaktfilber ............ 
b) Imeife aus Schildpatt, aus un. 

. der verfilberten, oder mit Gold 
Retallen gefertigt; Stug- und 

Ausnahme ber hölzernen Hänge- 

d und Blattfilber; feine Galan- 

. Waaren (Herren. und Frauen 
a fog. Nippestifchfachen u. f. 1.) 
' Aluminium; ferner dergleichen 

R edlen Metallen, jedoch fein ge- 
ehr ober weniger vergoldet oder 

irt, ober in Verbindung mit 

mail, Salbebelfteinen und nad. 

ava, Perlmutter oder auch mit 

Rameen, Ornamenten in Metall, 

illen und Opernguder; Fächer; 

% Perrüdenmaderarbeit; Regen- 

und Somenjgirme; “sachöperlen; ingleihen Waaren aus 
Gefpinnften von Baumwolle, Leinen, Seide, Wolle, oder 
anderen Thierhaaren, welche mit animalifhen oder vege- 
tabilifchen Schnigftoffen, uneblen Metallen, Glas, KRaut. 
ſchuk/ Guttapercha, Leber, Ledertuch (leather cloth), 
Papier, Pappe, Stroh oder Thonwaaren verbunden und 
nicht beſonders tarifirt find, z. B. Knöpfe auf Holz. 
formen und dergleichen............................ 


Leber und Lederwaaren: 


a) Brüffeler und Dänifces Handſchuhleder ; auch Korduan, 
Marokin, Saffian und alles gefärbte und lackirte Leber 
b) feine Lederwaaren von Korduan, Saffian, Marokin, 
Brůuͤſſeler und Dänifchem Leder, von fämifd- und weiß ⸗ 




































debgl. 


desgl. 


desgl. 






uneblen Metallen; Gewehre aller Art ............... 1 Soll⸗Ztr.) 10 


50 


15 


5 








6. 


10. 


11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
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garem Leber, von gefärbtem oder Iadirtem Geber. und 
Dergament, aud in Verbindung mit anderen Materia- 
lien, foweit fie dadurch nicht unter Nr. 20 de Vereind- 
Zolltarifs fallen; feine Schuhe aller Art . 


6) Handſchuhe. ....................................... 


Leinwand und andere Leinenwaaren, d. i. Webe, und 
Wirkwaaren aus Flachs oder anderen vegetabiliſchen Spinn- 
ſtoffen, mit Ausnahme der Baumwolle: 





. 1 Zolledic. 


desgl. 


a) gebleichte, gefärbte, bedruckte oder in ander "uf 


gerichtete, auch aus gebleichtem Garn gemebte j 
gebleichter oder in anderer Art zugerichteter S b 
Drillih; rohes und gebleichtes, auch verarbeil 7 
Bett. und Sanbtücherzeug; leinene Kittel; Batif n 


db) Bänder, Borten, Franfen, Gaze, Kammertu 
Kanten, Schnüre, Strumpfwaaren; Gefpinnfte und an 
dere Waaren in Verbindung mit Metallfäden ........ 
©) Zwirnſpihen .................................2 
Branntwein aller Art, auch Arac, Rum, Franzbrauntwein 
und verſetzte Branntweine in Fäſſern und Flaſchen........ 
Wein in Zäffern und Flaſchen: 
a) Beier Kenssnusncsestsssonsennensnnrannnse 
b) anderer ...................... 


Getrodnete Datteln, Zeigen, Korinthen, Mandeln, Mfcfitere, 
Rofinen, — Pommeranzen, Pommeranzenfhaalen 
und dergl. ................... .......... 


Gewürze aller Art, im Bereind-Zolltarif nicht beſonders 






Kakao in Bohnen und Kaklaoſchaalen 
Gefchälter Neis und Neismehl . . 
Syrop ..P........................ ................. 





Taback: 
a) Tabacksblätter, unbearbeitete und Stengel...........- 


(Nr. 7230.) . 


desgl. 


hesal, 
desol. 
desgl. 


desgl. 
desgl. 


10 


20 


40. 


De 





20 
15 
15 


15 
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Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der auögegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe Diefer Schuldverfchreibung, 
ei der —— zu Kaſſel in der nad) dem Eintritte der Fälligkeitstermine fol- 
genden Zeit. it der zur Empfangnahme ded Kapitald präjentirten Schuld- 
verfchreibung find auch Die dazu gehörigen Sindfupons der fpäteren Fälligkeits- 
termine zurüdzuliefen. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom. 
Kapitale abgegogen. 

Die gefündigten Rapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rüdzahlungdtermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb fünf Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinfen, ver- 
jähren zu Gunften der Stadtfaffe. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Vorfchrift der Kurheffifchen Verordnung vom 18. De 
zember 1823. bei dem Königlichen Kreidgerichte zu Kaſſel. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Berluft von Zinskupons vor Ablauf der fünfjährigen 
Verjährungsfrift bei dem Stadtratb anmeldet und den ftattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverfchreibung oder fonft in glauafe 
Meife darthut, nad) Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
und bi8 dahin nicht vorgefommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find zehn halbjährige Zinskupons bis zum 
............ 18.. einſchließlich ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben werden. 

Die Ahabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Stadtkaſſe zu 
Kaſſel gegen Ablieferung bed der älteren Zinskupons⸗Serie beigegebenen Talond. 
Beim Berlufte ded Talond erfolgt die Aushändigung der neuen ˖Zinskupons⸗ 
Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, wenn —*— rechtzeitig zu dieſem 
Zweck vorgezeigt wird. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadt Kaſſel mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften. 

„Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Kaſſel, den .. ten ............. 18.. 


Der Stadtrath. 
Stempel. (Die Unterſchriften find eigenhändig zu vollziehen.) 


Anzudruden find bier die $6. 5. 6. 7. 8. 9. und 10. der Verordnung vom 
18. Dezember 1823. ing 


Re⸗ 
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Regierungsbezirk Raffel. 


Erſter (big Zehnter) Zinskupon 


I. Serie 
zu der 
Obligation der Stadt Kaſſel 
A. 
Littr. 5 MR... 
über 
500 
100 Thaler. 

Der Inhaber dieſes Zinskupons fängt gegen deſſen Rückgabe am 
.............. h .. 18.. und ſpäterhin die Ainfen eben nten Shligation 
für da8 Halbjahr vom ................. bis .................. mit - 
Thaler bei der Stadtkaſſe zu Kaffel. 

Kaflel, den .. ten .............. 18.. 

Der Stadtrath daſelbſt. 
(Stempel.) 


Gemerkung: Die Namensunterſchriften der Mitglieder des Stadtraths und des Ober⸗ 
bürgermeiſters können mit Lettern oder Fakſimiles gedruckt werden; doch muß jeder 
Zinskupon und Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten 
verſehen ſein. Der Talon iſt zum Unterfhiede auf der ganzen Blattbreite unter den 
beiden, ae Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in untenftehender Art ab» 
zudruden. 


Bir Bins-Mupon. | 10 ter Zins Aupon. 
Talon. 


Diefer Zinskupon wird ungültig, wenn deffen 
@eldbetrag nicht innerhalb fünf Jahren nad 
der Fälligkeit, vom Ablauf des Kalenderjahres 
der Fälligkeit an gerechnet, erhoben wird. 


(Nr. 7232-7233.) Mes 
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Regierungsbesirt Kaffe. 
Zalon 


zur 
Obligation der Stadt Raffel 
Littr, ..... Moin. 


Der Inhaber diefes Talons empfängt gegen deſſen Nüdgabe zu der Obli- 
gation der Stadt Kaſſel fangt ges 


Ma ..... Mo über ..... Thaler zu vier en Zinſen 
„te Serie go nshupond I VOM ............ 18.. ab laufend bis zum 
............ einſchließlich, bei der Stadtkaſſe zu adfel. 
Kaſſel, ben . .ten ......... 18.. 


Der Stadtrath dajelbft. 
(Stempel,) 





(Nr. 7233,) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Oftober 1868., betreffend die Verleihung des 
Erpropriationsreht8 an die Stadt Effen zur Erhaltung und Erweiterung 
der von ihr angelegten Wafferleitung. 


Auf Ihren gemeinfchaftlichen Beriht vom 2. Oftober d. J. verleibe Ich der 
Stadt Efjen zur Erhaltung und „„peiterung der von ihr zu ihrer Verforgung 
mit fließendem Wafler in der Linie A. B. des zurüderfolgenden Auszugs aus 
der Flurkarte der Gemeinde Huttrop Flur A. vom 19. Juni d. J. angelegten 
Mafjerleitung dad Recht zur Expropriation Behufs vorübergehender oder nad) 
Art von Grundfervituten dauernder Benugung fremder Grundftüde. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Baden-Baden, den 10. Oftober 1868. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Minifter „nit Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Minifter des Innern. 





Rebigirt im Büreau bes Staats-Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in der Konigli Ober: 
8 “ ms Ihen an SHofbuhbruderei 








Sefeb - Sammlung 
für bie 


KRönigliden Breußifdben Staaten 


— Nr. 71. — 





(Nr. 7234.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Oktober 1868., betreffend die Erhebung der Hafen- 
" und Lagergelder für die Benukung der Hafenanlage zu Saalfeld am 
Emwing-See. 


Ta babe den mit Ihrem Berichte vom 30. September d. J. eingereichten Tarif, 
nach welchem die Hafen» und Lagergelder für die Benugung ber Hafenanlage 
bei Saalfeld am Emwing-See erhoben werden follen, vorbebalt ip einer Reviſion 
von fuͤnf zu fünf Jahren genehmigt und ſende Ihnen denſelben hierbei vollzogen 
zur weiteren Veranlaſſung zurück. 


Baden⸗Baden, den 8. Oktober 1868. 
Wikhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Geerhe und öffentliche Arbeiten. v 


Jahrgang 1868. (Nr. 7234.) 134 Ta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 11. November 1868, 
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Tarif, 


nach welchem 


die Abgaben fuͤr die Benutzung des Saalfelder Hafens und der 


an demſelben liegenden Lagerplaͤtze zu entrichten ſind. 
Vom 8. Oktober 1868. 


E— wird entrichtet: 
A. An Hafengeld. 
I. von jedem Schiffsgefäß mit Ausnahme der Fiſcherböte: 
1) wenn e8 belaben ift: 


a) beim Eingange.................................... 15 Sgr. 
b) beim Ausgange.................................... 15 Sgr. 
2) wenn es beballaftet oder leer ift: 
a) beim Eingange.................. .................. . 5 Sgr. 
b) beim Ausgange .................................... 5 Ser. 
DI. von einem ifcherboot 
nur beim Eingange.............. ...................... 1 Ser. 
Befreiungen. 


Bon Entrichtung der tarifmäßigen Abgaben find befreit: 


1) Fahrzeuge, welche durch erlittene Befchädigung oder andere auf Erfordern 
näber nachzumeifenbe Unfälle an der Fortfegung ihrer Reife verhindert 
find und in den Hafen einlaufen, fofern fie den Hafen wieder verlafien, 
— re Ladung ganz oder theilweiſe gelöſcht oder Ladung eingenommen 
zu haben; 


2) Fahrzeuge, welche, nachdem fie den Hafen verlaffen haben, wegen 

widrigen Windes dorthin zurüdfehren, unter der zu i am Schluffe 
gedachten Bedingung; 

3) Fahrzeuge, welche Königliches Eigenthum find oder ausſchließlich König. 
liche oder Armer-Effekten befördern. ’ BY 
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B. An Lagergeld. 
Von jeder Quadratruthe der benutzten Lagerplätze am Hafen für eine 
Woche......................................... .. .......... 2 Pfennige. 


Anmerkung: Flächen von weniger als Eine Quadratruthe, und Friſten 
von weniger als Eine Woche, werden für Eine Quadratruthe, 
beziehungsweiſe für Eine Woche gerechnet. 


Baden⸗Baden, den 8. Oktober 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 





(Nr. 7235.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. November 1868., betreffend die Genehmigung des 
Regulativs für die Organifation der Verwaltung des provinzialftändifchen 
Vermögens und der provinzialftändifhen Anſtalten in der Provinz 
Hannover. 


Yu Ihren Bericht vom 31. Oftober er. will Ich in Gemäßheit der 66. 2. 

und 19. Meiner Verordnung vom 22. Auguft 1867., betreffend die provinzial- 
andifche Verfaſſung im Gebiete des vwormaligen Königreichs Hannover, dem 
ntrage des Hannoverfchen Provinziallandtaged entfprechend, das anliegende 


Regulativ für die Organifation der Verwaltung des provinzialitändifchen 
ne und der provinzialftändifchen Anftalten in der Provinz 
annover 


hiemit genehmigen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß Au bringen, : 


Berlin, den 1. November 1868. | 
| Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. 


(Nr. 724-7335.) 134* Re 
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Regulativ 
für die | 
Organiſation der Verwaltung des provinzialftändiichen Vermögens 


und der propinzialftändifhen Anftalten in der Provinz 
Hannoper. 


$. 1. 
Ständifher Verwaltungsausſchuß. 
Sum Zwecke der Berwaltung des provinzialftändifchen Vermögens und 
der provinzialftändifhen Anftalten der Provinz Hannover wird ein 
„ſtändiſcher Verwaltungsausſchuß/ 


$. 2. 
Zufammenfehung de8 Ausſchuſſes. 


Der Ausfhuß befteht aus: 


1) dem jedesmaligen Landtagdmarfchalle, welcher auch in der Zwiſchenzeit 
bi8 zum nächſten Brovinziallanbtage im Ausfchuffe verbleibt, und in 
deffen Behinderung dem Stellvertxeter defjelben; 

2) — Mitgliedern, welche von dem Provinziallandtage aus ſeiner Mitte 
ergeſtalt gewählt werden, daß jedem der drei Stände je vier Mitglieder 
angehören. 

Die Wahl ad 2, erfolgt auf die Dauer des Mandats der Provinzial⸗ 
landtag8-Abgeordneten $ 8. der Verordnung vom 22. Augufi 1867.), mit der 
Maafgabe jedoch, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliebfchaft im Aus- 
fchufie bis zur Wahl de8 Nachfolger fortdauert. 

Aus jedem Stande find vier Stellvertreter zu wählen, welche für den Fall 
‚der Bebinderung eined Mitgliedes des betreffenden Standes für die Dauer diefer 
Behinderung nad) der durch die erhaltene Kmmengab und bei Stimmengleid)- 
heit durch das Loos zu Beftimmenden Reihenfolge eintreten. 


6. 3. 
Wirkungskreis des Ausfchufjes. 


Der Ausſchuß hat die Verwaltung des provinzialſtändiſchen Bermögens 
um 


beitellt. 


— a — 


und der provinzialftändifchen Anftalten nach Maafgabe der Befchlüffe des Pro- 
vinziallandtages, indbefondere auch in Gemäßheit ded von diefem feftzuftellenden 
Finanz⸗Etats, zu führen. 

Inwieweit im Uebrigen der Ausfchuß die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen, 
oder die Beichlußfaffung des Provinziallandtages zu erwirfen hat, wird, foweit 
die für die einzelnen Verwaltungszweige beitehenden Neglementd darüber feine 
Beſtimmung treffen, durch Beſchluß des Provinziallandtages feitgefegt. Der Aus- 
ſchuß bat uber die Ergebniffe der Verwaltung dem Wrovinziallandtage Jahres⸗ 
berichte zu erftatten. 

Seinen Geigäftegeng regelt der Ausfhuß durch eine von ihm zu ent- 
werfende, durch Beſchluß des Provinziallandtages feftzuftellende Gefchäftsordnung. 


$. 4. 
Landtagsmarſchall. 


Der Landtagsmarſchall und in deſſen Behinderung der Stellvertreter deſſelben 
führt den Vorſitz im Ausſchuſſe. Er beruft denſelben und leitet die Verhandlungen 
nach Maaßgabe der haterdnung ($. 3.). Er iſt berechtigt, jederzeit, nament⸗ 
lich auch wenn der Ausfchuß nicht verfammelt ift, Kenntniß von dem Gange 
der Verwaltung zu nehmen, und find die ſämmtlichen ftändifchen Beamten ver- 
pflichtet,, ihm jede verlangte Auskunft zu ewähren 

Maafregeln, melde nach feiner Anſicht die Befugniffe der ftändifchen Be- 
amten überfchreiten oder für den provinzialftändifchen Verband und die Aufgaben 
deffelben weſentlichen Nachteil herbeiführen würden, fann er bis zur nächiten 
Ausfhußfitung beanftanden. 

Auf Verlangen des Londesdireftoriumd (vergl. $. 6.) wird er jedoch in 
diefem Falle eine außerordentliche Ausſchußſitzung Behufe Entjcheidung der Streit- 
frage obne Verzug berufen. 


$. 5. 


Ständifche obere Beamte. 


Sur he ung der laufenden Berwaltungsgefchäfte werden drei befolbete 
Dberbeamte beitellt, welche vom Mrovinziallandtage gewählt werden. 

Ihre Anftellung gefchieht auf zwölf Jahre. Werden fie nach Ablauf die- 
er Deriode nicht wiedergewählt, fo erhalten fie die Hälfte ihres Gehalte als 

enfion. 

Dem Provinziallandtage fteht außerdem das Recht zu, auf den Antrag 
des Ausſchuſſes na) Ablauf von ſechs Jahren diefe Beanıten unter Belaffung 
der Hälfte ihres Gehalts ald Penfion ihres Dienftes zu entlaffen. Sie können 
Mitglieder des Provinziallandtages, nicht aber ded Ausfchuffes fein. 

Sie haben ihren Wohnfit in der Stadt Hannover zu nehmen. Sie wer- 
den vom Landtagdmarfchall in ihre Aemter eingeführt und vereidigt. 


(Nr. 7235.) $. 6. 
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$. 6, 


Obliegenheiten des Landesdirektoriums. 


Die ſtändiſchen Oberbeamten ($. 5.) bilden das Landesdirektorium. Der 
Vorfigende defjelben führt den Titel eines Landesdireftord, Die beiden anderen 
Mitglieder denjenigen eines Schatzrathes. Die Wahl des Landesdireftord bedarf 
ber Beftätigung des Königs. 

Das Landesbireftorium führt unter Aufficht des Ausfchuffes die laufenden 
Gefchäfte der ftändifchen Verwaltung felbftftändig. Es Bat die Beſchlüſſe des 
Ausſchuſſes vorzubereiten und für die Ausführung derfelben Sorge zu tragen. 
Es vertritt die fländifche Verwaltung nah Außen und verhandelt Namens der 
felben mit Behörden und Aeivatperfonen. 

Der Geſchäftsgang des Landesdirektoriums ift, vworbehaltli der nad) 
ftehenden Befugniffe des Vorfigenden, ein Tollegialifcher. 

Der Landesdirektor vertheilt die Gefchäfte und zeichnet alle Schriftftüde. 
Er ift dem Vrovinziallandtage, beziebungsweife dem Ausfchuffe, verantwortlid) 
für den unmangelbaften Betrieb der Gefchäfte und für tüchtige gefekmäßige Füh—⸗ 
tung der Verwaltung. 

Befchlüffe, welche der Landesdireftor für befonderd nadhtheilig hält, kann 
er bis zum Zuſammentritt des Ausſchuſſes beanftanden, muß diefelben jedoch 
diefem zur Entfcheidung vorlegen. Kann die Sache bis dahin eine Verzögerung 
nicht leiden, fo ift der Vandesdireftor berechtigt, die nothwendigen Maaßregeln 
für die Zwiſchenzeit felbft anzuordnen. | 

Der Ausſchuß kann in befonderen Fällen die Beforgung einzelner Ge 
ſchäfte dem Landesdireftor allein übertragen. 

Der Landesdireftor wird im Behinderungdfalle durch den erften Schap- 
rath vertreten. 

Am Uebrigen wird der Umfang der Antspflichten des Landesdirektord 
und der Schagräthe, fowie ihre gegenfeitige dienftliche Stellung von dem Aus» 
[ou e durch befondere Gefchäftsinftruftionen geregelt, welche der Genehmigung 

es Vrovinziallandtages bedürfen. 


$. 7. 
Ständiihe Büreaubeamte. 


Die Stellen der zur Beforgung der Büreau-, Kaffen«, technifchen und 
anderen Gefchäfte des Ausfchufjes nöthigen Beamten werden der Zahl, der Dienft- 
einnahme und der Art der Beſetzung (auf Lebengzeit, auf Zeit, auf Kündigung) 
nach auf Vorſchlag des Ausfchufjes mittelft des Finanzetats beftimmt. Die Be 
fetung diefer Stellen erfolgt durch den Ausſchuß, fofern nicht der Landtag Die 
Anftellung einzelner Beamten ſich vorbehält. 

Diefe Beamten werden von dem Landeddireftor vereidigt und in ihre 
Aemter eingeführt. Sie erhalten ihre Gefchäftsinftruftionen vom aus lhufe, 

Das ftändifche Kaſſen- und Rechnungsweſen wird durch befonderes Re 
glement geordnet. 


S. 8. 
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$. 8. 


Ständiſche Lokalkommiſſionen. 


Für die unmittelbare Verwaltung und Beaufſichtigung einzelner ſtändiſcher 
Anſtalten können beſondere ſtändiſche Kommiſſionen oder Kommiſſare beſtellt 
werden. 

Die Einſetzung, die Begrenzung der Kompetenz und die Art und Weiſe 
der Zuſammenſetzung derſelben hängt vom Beſchluſſe des Provinziallandtages ab. 
Die Wahl der Mitglieder ſteht dem Ausſchuſſe zu, wenn ſich der Provinzial⸗ 
landtag diefelbe nicht für einzelne Anftalten beſonders vorbehält. 

Die Kommiffionen oder Kommiffare empfangen von dem Ausfchuffe ihre 
Geſchäftsinſtruktidn und führen ihr Gejchäft unter der Leitung und Aufficht des 
Ausichuffes und des Landeödireftoriumd. 


$. 9. 
Ständifhe Inſtitutsbeamte. 


Ueber die an den einzelnen fländifchen Inftituten anzuftellenden Beamten, 
über die Art der Anftellung derfelben, und inwieweit dabei die Beftimmungen 
oes Reglements über die Civilverforgung ꝛc. der Militairperfonen vom 20. uni 
1867. ($$. 11. und 12.) zur Anwendung kommen, wird duch die für diefe In⸗ 
ftitute zu erlaffenden Ordnungen bejtimmt. 


$. 10. 
Beftallungen. 


Sämmtliche ftändifche Beamten haben die Rechte und Pflichten mittel- 
barer Staatsbeamten. Die befonderen dienftlihen Verhältniſſe der ftändifchen 
Beamten werden durch ihre Beftallungen geregelt. 


$. 11. 
Oberaufſicht. 


Der Oberpräfident iſt Behufs —— der ihm nach $. 19. der 
Verordnung vom 22. Auguft 1867. zuftehenden Oberaufficht befugt, über alle 
Gegenftände der ftändifchen Dermaltung Auskunft zu erfordern, und an den Be 
rathungen des Ausſchuſſes entweder ſelbſt ober durch einen zu feiner Vertretung 
abzusrdnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 

Er bat Beichlüffe des Ausfchuffes, welche deſſen Befugniß überfchreiten 
oder dad Staatöwohl verlegen, zu beanftanden und, fofern eine das Borbanden- 
fein diefer Worausfegungen begründende fchriftliche Eröffnung an den Ausſchuß 
fruchtlo8 geblieben tft, Behufs Enticheidung über deren Ausführung dem be. 
treffenden Reffortminifter einzureichen. | 

Dem Oberpräfidenten ift demgemäß von den Situngen des Aus chuſſes 
unter Angabe der Berathungsgegenſtaͤnde durch den Vorfigenden zeitig Anzeige 

(Nr. 7235.) zu 
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zu machen, und auf Erfordern find ihm Ausfertigungen der Beſchlüſſe des Aus: 
fchufles zur Kenntnißnahme mitzutheilen. < en, 

Der Oberpräfident fan, wenn’ er dolches im einzefren Kalle für erforber- 
lich erachtet, den Lokalkommiſſionen ($. 8.) einen Beamten mit gleichen Befug- 
niffen zuordnen. Falls von legterem..eine Maaßregel diefer Kommilfion bean- 
ftandet werden follte, fo ift die Angelegenheit zunächſt an den ftändifchen Aus: 
ſchuß zur weiteren‘ Beſchlußnahme zu bringen 3 Ina M 

nn $. 12. . 0 nen 
Ausführungsbeſtinumungen zum Geſche uam 7. März 1868, 

Der Uebergang derjenigen biöherigen Staatäanitalten in die fländifche Ver⸗ 
waltung, welche in —* des Geſetzes vom 7. März 1868.' (Geſetz er 
©. 223.) den Hannoverfchen Provinzialftänden überwiefen werden, imgleichen 
die Berveltung der denfelben Behufs ber Landſtraßen und Gemeindewege über 

i 


wiefenen Mittel, wird durch befonbere im Einverſtaͤndniſſe mit der Staatsregierung 
aufzuftellende Reglements geordnet. 


+ " 


u 


Redigirk im Büren bed Staats: Minifleriums, 


Berlin, gedrudt in der Königlichen Beheimen Ober» Sofbuchbruderel 
(R. v. Decker). 
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Gejeß- Sammlung 
für die 


KRönigliben Preußiſchen Staaten 





— \r. 72 | 
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(Nr. 7236.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. September 1868., betreffend die Verleihung ber fis⸗ 
faliichen Vorrechte an den Kreis Teltow für den Bau und die Unter 
haltung einer Kreiß- Chauffee von Station Null der Teltow- Zeblendorfer 
Chauffee durch Die Stadt Teltow über Stahnsdorf bis zum Anſchluß an 
die Potsdam - Gütergoper- Chauffee bei Stein AF 0,92., im Regierungs- 
bezirt Potsdam. 


Nagdem Ich durch Meinen Gruß vom heutigen Tage den vom Kreiſe Teltow, 
im Regierungsbezirk Potsdam, beabſichtigten chauffeemäßigen Ausbau der Straße 
von Station Null der Teltow -Zehlendorfer Chauffee durch die Stadt Teltom 
über Stahnsdorf bis zum Anſchluß an die Potsdam: Gütergotzer⸗Chauſſee bei 
Stein M 0,o2. genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreife Teltow das 
Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauffee erforderlichen Grundftüde, imgleichen 
daß Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs- Materialien , nad) 
Maaßgabe der für die Staatd-Chauffeen beftehenden Borfchriften, in Bezug auf 
traße. Zugleich will ch dem genannten Kreife gegen Uebernabms der 

en chaufjeemäßigen Unterhaltung der Straße da8 Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nad) den Seltimmungen des für die Staatd-Chauffeen jedesmal 
geltenden Chauffeegeld-Tarifd, einſchließlich der in demfelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der fonftigen die Erhebung betreffenden 

äglichen Vorſchriften, wie dieſe Beftimmungen auf den Staats - bauffeen von 

hnen angemandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chau eegeld» 

tife vom 29. Februar 1840. angehängten Beflimmungen wegen ber ei 
polizei Vergehen auf die gedachte Straße jur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch Die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntmi zu bringen. 
erlin, den 22. September 1868. 


dieſe 
Fünfti 


auſſee⸗ 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
—— u öffentliche cheiien. ? 





—— 


Jahrgang 1868. (Nr. 7236-7237.) 135 (Nr, 7237,) 
Uußgegeben zu Berlin den 16. November 1868, 


Es 
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(Nr. 7237) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis - Obli- 
gationen des Teltower Kreiſes im Betrage von 14,000 Thalern. Bon 
22. September 1868. AR era 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisftänden des Teltower Kreifes, im Regierungsbezirk 
Notsdam, auf dem Kreißtage vom 27. April 1868. befchloffen worden, die zur 
Ausführung der vom Kreiſe veleflenen Chauffeebauten außer den durch die 
Privilegien vom 16. Januar 1860. (Geſetz⸗Samml. für 1860. ©. 82. ff.), vom 
16. Dezember 1861. (Gefeh- Samml. für 1862. ©. 26. ip} vom 13. April 1863. 
Geſetz Samml. für 1863. ©. 259. ff.) genebmigten Inleihen von tefpeftive 
0,000 Thalern, 11,050 Thalern und 15,000 Thalern noch erforderlichen Geld. 
mittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen Wir auf den Antrag der 
edachten Kreisftände: zu diefem Zwecke auf jeden Inhaber laufende, mit Zins⸗ 
—* verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem an 
genommenen Betrage von 14,000 Thaler auöftellen zu dürfen, da fich bier- 
gegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern 
ger nden bat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. uni 1833. zur 

Stellung von Obligationen zum Betrage von 14,000 Thalern, in Buchftaben: 
vierzehn Taufend Thalern, welche in folgenden Apoints: 
9,400 Thaler a 100 Thaler, 

460 »:» a 50 ⸗ 
= 14,000 Thaler, . un 


nah dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreiöftener mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nach der dur) das Loos zu beſtimmen 
den Folgeordnung jährlich vom Sabre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitald, unter Zuwachd der Sinfen von den getilgten Schuld⸗ 
ver) ibungen, zu amortifiven find, durch gegenwärtige Privilegium Unfere 

herrliche Genehmigung mit der vechtlihen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber diefer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne di 
Uebertragung des Eigenthumd nachweifen zu dürfen, geltend zu machen be 


iſt. 
dns vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlih der ech! 
Dritter, ertbeilen und wodurch fir die Befriedigung der Inhaber "der Hen — 
och, 9 


2 76 
* Dom 


tionen eine Gewährleiſtung Seitens des Staated nicht übernommen w 
duch die Geſetz, Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrusttem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. September 1868. 
(L.S) Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Bir 
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Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Potsdam. 


Obligation 
W des 
Teltower Kreiſes 
Littr....... N CR 
IV. Serie 
über | 
........... Thaler Preußiſch Kurant. 

Auf Grund der unterm —P.............. genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


27. April 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 14,000 Thalern befennt 
fih die nanbiice Kommiffion für die Chauffeebauten im Teltower Kreife Na- 
weend des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers 
unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .........:... Thalern 
Preußiſch Aurant nach dem zur Zeit geſetzlich beftehenden Münzfuße, welche für 
ven Kreis fontrahiet worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinfen iſt. 
> Die Rüdzahlung der ganzen Schuld von 14,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1871. ab mit wenigftend Einen Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zin⸗ 
fen von den getilgten Schuldverfchreibungen. 

| Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfchreibungen wird durch 
dad Loos beftimmt. Die Ian e olgt in dem Monate Februar jeden 

abres, und werden die ausgelooſten Schuldverfchreibungen unter Bezeichnung 
ihrer Buchftaben, Nummern und Beträge, fowie des Termind, an welchen die 

üdzahlung erfolgen fol, öffentlic) bekannt gemacht. Diefe Bekanntmachung 
entagt vier, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungdtermine in dem 
Amitsblatte ' der öniglichen Megierung zu Wotsdam, fowie in dem Staatd» 
anzeiger und in der Voflifchen Zeitung. 

Die Auszahlung der Zinfen und de8 Kapitals erfolgt gegen bloße Rück— 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beniehungeweife dieſer Schuldverfchreibung, 
ei der Teltower Kreis⸗Kommunalkaſſe in Berlin, und zwar auch in der nad) 
dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 
Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Schuldverfchrei- 

bug find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpateren — — 

(Nr. 7237.) ji 





Mm —- . 

aucduliefen Big is Äehlenhen:Binäbıp ont nis her Venng gen Kapitale 
gezogen. EEE 

Die gefünbigten Kapilhihktrhge, weldt "innerhalb dreißig Jahren nad) 

dem Rüczahlungstermine niht a mel Fa bie innerhelß X Jahren, 


vom Ablauf he. Ralenderiahres, älligfeit . sicht Zerhoben 
a a 
ach ‚Das en, Fr: —— —*5 Fa er 
verfchreibungen erfolgt mı orſchrift der meinen Gericht8-Orbnung Th. I. 
1. auch Ko⸗ Seeiögerihte zu. Brrluu u 


Titel 51. $. IN, sequ:;bei. dem Koöniglichen 







Mit diefer Schuldverfchreibung find . 
—* Schluſſe Jahres 18.. pe 
ons aufge Perioden nußgegrhene = 3%. 0: 
Die Ausgabe einer neuen.gi ond« Serie .erfolgt bei ber Tel 
Kommunaltaffe {m Berlin gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons Serie 
beigedrudten Talons, wenn nicht der zrigber der Obligation ¶Wderſruch da · 
gegen erhoben hat. Beim Verluſte des Talons sfolgt, ie Aug 1 
neuen Zinskupons· Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, la ) 
BVorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 
rt Si it der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen ber 
Kreis Su a ne —* ges— ig Berpflichtungen, haftet 
IM en zu Urkund haben wir biefe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


eg BA; a ET ES e7 
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Die kreisſtaͤndiſche Komnriffion für. die Chauſſeebquten 


u) 


2 


im Teltower Kırif un: © 











(EST az. j Bee (7 


— IE — 
nd u eapiny Brandenburg, Kegierungobeʒirk Potodam. 


En Zinskupon. 

5 Kreis, — des Zeltower kreiſes 

un Lite. Mann. 

Ä IV. Ste 
über .......... Thaler U... Prozent Sinfen 
....... Thaler ....... ESilbergroſchen. * 

un er Sjnhaber dieſes Zinskupons empfängt, Bogen deſſen Ri jabe in der 
Bet vom a E ....... bis ........... d fpäterhin die Zinſen der vor⸗ 
enannten Kıei Obligation für bus Salbiahe Dont nennen. is .......... 


mit (in Buchſtaben) ...... Thalern .......... Sbergrofen bei der Tel 
tomer Kreis⸗ nmunalfafle zu Berlin. | 


are nu dm m . ...... 18.. 
Die kreisſtaͤndiſche Kommiffion für die Chauſſeebauten 
| im. Teltower Kreife, Ä 
eben Bin —— —e nu 


der eit, vom Schluſſe des betreffenden 
Banken res an erh! erhoben Ba 


Provinz Brandenburg, Regierungsbesirk potsdam. 
DT ee zaton 


Kreis, Obligation des: Teltomer Kreiſes 
IV. Serie 


Der Inhober vieſch Zong ylingt (gen deſſen Rückgabe u der 
Obligation des Teltower Kreiſes IV gt geg M gade 3 


Littr. ..... I ..... Über .......... Thaler & fünf Prozent Zinfen 


die ..te Serie Zindkupons für die Jahre 18.. bis 18.. bei der Teltower 
Kreiß-Rommunalkaffe zu Berlin nad; Maafgabe der diesfälligen in der Obliga- 
tion enthaltenen Beilimmungen. 


.......... den ..ten .......... 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr die Chauſſeebauten 
im Teltower Kreiſe. 


Qu 72377288.) (Nr. 7238.) 
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Ru — eh twin. 
(Nr. 7238.) Alerhöcfter Erlaß vom 3. Oktober 1868,, betreffend die Rerleihung ber ficla ⸗ 
u . lichen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung. der Kreis · Chauffeen: 

a) von der Grenze des Stettiner Weichbildes über. Polchow, Falkenwalde 
und Entepöhler Theerofen bis zur Ueckermünder Kreisgrenze bei Barnimd- 
kreuz / b) von Entepöhler Theerofen über Stolgenburg bi8 zur Stettin - Paſe ⸗ 


Eifenbahn, fowie die Fortführung der zu a. bezeichneten Chauffee von den Thoren 
Stettind bis zur, Grenze des Randower Kreifes durch die Stadt Stettin geneh- 
migt habe, verfeihe Ich Hierdurch dem Kreife Random beziehungsweife der Stadt 
Stettin das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauffeen erforderlichen Grund- 
ftüde, imgleihen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau-. und Unterhaltungs: 
Materialien, nach Maafgabe der für bie Staats-Chauffeen beftehenben Voꝛſchrifien 
in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem Kreiſe Randow beziehungs- 
weife der Stadt Stettin gegen Uebernahme der künftigen chauffeemäßigen Unter- 
haltung der Straßen das Recht zur Erhebung des SHauffegelbes nach ben Be 
fimmungen des für die nalen jedesmal geltenden Chauffeegeld- Tarife, 
einfchlieglich der in demfelben enthaltenen Beftimmungen über die Vefteiungen, 
fowie der fonftigen die Erhebung betweffenden yufäglichen Vorſchriften, wie diefe 
Beftimmungen auf den Staatd - Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hier 
duch verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beftimmungen wegen ber Chauffeepoligei Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung fommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeß- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Baden-Baden, den 3. Oftober 1868. 


Wilhelm. 
Sch. v. d. Heybt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
— und öffentliche Ite ° ' 





(Nr. 7239) 


— 9 — 
MR. 


(Nr. 7239.) Ylgchöchter Erlaß vom 2. November 1868., betreffend die Uebertragung ber 
nn TE Vefügnif zur ausnahmsweiſen Ertheilung dee Genehmigung zu öffent 
J lichen inlänbifjen 'Ausfpielungerr anf die Oberpraͤſidenten für den Um- 
fang ihrer Verwaltungsbezitke und auf den Minifter des Innern für den 
ganzen Umfang der Monatchie. : 


A. den Bericht des Staatdminifterlumd vom 23. Dftober d. I. beftimme 
Ich Hierdurch für den gefammten Umfan 

entgegenftehenden Vorſchriften, daß bien 

liche obrigfeitliche Etlaubniß zur Vornah 

fortan von den Oberpräfidenten für 

für den ga Umfang der Monarchie 

ertheilt werden foll, mit Ausnahme 1 

flände,. welche bei Volksbeluſtigungen v 

Genehmigung von den Oxtöpoligeibehört 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch bie Geſetz Sammlung bekannt zu machen: 
Berlin, den 2. November 1868. u 


Wilhelm. 


ch. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenpliz. v. Mühler,,' 
5 on Adon. Gr. zu Eulenburg. Litnharht v 


An das Staalsminiſierium. 


(Nr. 7239-7240.) (Nr. 7240.) 





-— HA 


(Nr. 7240.) Allerhoͤchſter Erlaß I 4. Rougmber er, Fa end die Ernennung bed 


MWirkligehi Gfheiſüſnſ ſOher Regie cheat ehrmann zum Mitgliede 
des Kuratoriums der Preußiſchen Bank und zum Vorſitzenden der Immediat⸗ 
kommiſſion zur Kontrolirung der Banknoten. 


richt vom 28. Oktober d. I. an die St 
Ru ah var tert Witklichen Gehermen Rüt © —E ten | 


eimen ber.‘ egierungsrath und bortragenden Rath im Stantöminifteriuu 

ehrmann hierdurd) zum Mitgliede des ———— der Preußiſchen Bank 
und zum Vorſitzenden der Immediaikommif Kontrolirung der Banknoten 
ernennen. een. 


Diefer Mein € Erlaß ift ducch die Gaſeh⸗ Sammlung beta zu machen. 
oo Berlin, f ben 4. November 1868. | 


Wilhelm. 
Gr. v. Ipenplig, u 


in im Sister ſir Handel Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, & der Mazssı Banf. 


Ks Ä Nedigirt im Bürean bes Staats, Minifteriuns. 
Berlin, gebruct in der Koniglichen Geheimen Ober - Zoſbuchd tuderri 
5 R v Deder), r \ ' , . . 
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(Nr. 7241.) Privilegium wegen Ausgabe von auf den, Inbabes lautenden Ohliggtipnen der 
Stadt Duisburg im Betrage von 250,000 Thalern. Bon 28. Oktober 1868, 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen xc. 


ertheilen, nachdem die Stadtverordneten ⸗Verſammlung zu Duisburg darauf an« 
getragen bat, zur Befrein der Koſten mehrerer gemeinnütziger Einrichtun 
ihr zur Aufnahme eines Darlehns von 250,000 Thalern erobert. fıtk: 
taufend Thalern) gegen Ausftellung auf den Inhaber‘ lautenberunde mit Zins: 
fupond verfehener Obligationen Unfere landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, 
und bei diefem Antrage im Ipntereffe der Stadtgemeinde ſowohl als der Gläubiger 
fih nichts zu erinnern ge bat, i beit des $. 2. des Gefehes vom 
17. uni 1833. wegen Ausftellung von Papieren, welche eine Zahlungsverbind⸗ 
lichfeit an jeden Inhaber enthalten, durch gegenmärges Privilegium Unfere 
— Genehmigung zur Ausgabe gedachter Obligationen unter nachſte⸗ 
henden Bedingungen⸗ 
§. 1. 


Es werden ausgegeben: 

a) 500 Obligationen, jede zu 100 Thalern 50,000 Thaler, 
b) 200 ..: 50. 100,00 

e) 100 - : 10  -  =1000 ⸗ 


in Summa = 250,000 Thaler. 


Die Obligationen find nach dem anliegenden Schema auszuftellen, mit fünf 
vom Hundert säßrlich zu verzinfen, von Seiten der Gläubiger unfündbar, von Seiten 
der Stadt Duisburg aber mit Eind vom Hundert der audgenebenen Obligationen 
unter Zurechnung der Zinfen.der getilgten Obligationen iährlic zu amorttifiten. 


Vorſtehendes Privilegien ‚welches Wir vorbehaltlich der Nechte Dritter 
ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Obligationen⸗Inhaber kei⸗ 
Jahrgang 1868. (Nr. 7241.) 136 ner⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 20. November 1868. 
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nerlei Gewährleiſtung Seitens des Staates bewilligt wird, tft nebſt dem Siena 
der Obligationen, der Zinskupons und der zu dieſen gehörenden Anweiſungen 
(Talons) durdy die Gefeg- Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


UUrktundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen Infiegel. F 
Gegeben Berlin, den 28. Oktober 1868. 


(L. S.) Milbelm. 
drh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


m 


Kheinprovins, Regierungsbezirk Düffeldorf. 


Duisburger Stadt-Obligation 


Littr. ..... Men. | un 
über ..... Thaler Preußiſch Kuraut. | 


ußgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ..................... 
Ausgefentig Geſetz Sammlung von 186. Stück ..... ) Ä 


t 


Der Bürgermeiſter der Stadt Duisburg und die von der Stadtverordnezen⸗ 
Verſammlung hierzu beftellte äbtiice Anleihe- und Schuldentilgungs-Kommiffion 
beurfunden und befennen hierdurch, da ber „Inhaber iefer Obligation in Folge 
einer baaren Einzahlung an die Stadtkaſſe ein Kapital von ..:......-. Thalern 
Preußiſch Kurant von der Stadt Duisburg zu fordern hat. 

| Die Zinſen diefed Kapital find auf fünf vom Hundert für das Jahr 

| feftgefeßt und werden am 30. uni und 31. Dezember jeden Jahres füllig. Sie 
werden nur gegen Rüdgabe der zu der Obligation jedesmal für fünf Jahre aud- 
gefertigten Kupons gezahlt, und diefe werden ungültig und werthlos, werm fie 
nicht vor Ablauf ded vierten Kalenderjahred nad) dem eingetretenen Falligtein 


der 
Aunleihe von Zweihundertfunfig Tauſend Tpalern 
| 
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gwzine bei: ber. Stadtkaſſe zur Zahlung praͤſentirt werber Jeder Serie non 
Fans. wi eine Anmeifung (Talon) ‚beigegeben, g deren Rüdgabe die Ver⸗ 
abfolgung der folgenden Serie an den Inhaber eo "Die. Tilgung der An- 
leihe, wozu jährlich Ein Prozent der ausgegebenen Obligationen und die Zinſen 
Ber eingelöften Obligationen beſtimmt find, erfolgt durch Ankauf oder Auslooſung 
der Obligationen. Der Stabt bleibt da8 Necht vorbehalten, mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung zu Düffeldorf den Tilgungsfonds zu verftä oder 
auch, jedoch nicht vor dem Jahre 1879., die ſämmtlichen dann noch nicht getilgten 
Obligationen zu fündigen, ooge en ben Inhabern ber Obligationen eine Kündi- 
guna nicht zufteht. e aus elooften Obligationen, die etwaige rind gung fünmt- 
icher noch nicht getilgten Obligationen und der Tag der Rüdzahlung werben 
durch das Amtsblatt oder den öffentlichen Anzeiger ber Königlichen Regierung zu 
Düffeldorf, durch den Preugifchen Saatsanzeiger und durch das biefige Kreis⸗ 
blatt wenigſtens drei Monate vor dem Rückzahlungstage öffentlich bekannt gemacht. 
Sollte eins oder das andere dieſer Blätter eingehen, fo beitimmt die Stadtver- 
waltung mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Düffeldorf ein anderes 
an feine Stelle tretendes. 

Mit dem Ablaufe des .angefimdigten Zahblungstages hoͤrt die Berzinfung 
des betreffenden Kapitals auf. 

Die Rüdzahlung des Kayitald erfolgt gegen Auslieferung der Obligation 
nebſt den nicht derfallenen Zinskupons. An rmangelun letzterer wird deren 
Betrag vom Kapitale in Abzug gebracht, um zur Einlöfung der Kupons verwendet 
zu werden. 

Für die richtige Verzinfung und Tilgung des Kapitals haftet da8 Geſammt⸗ 
vermögen und die Geſammteinnahme der Stadt. J 

Wenn ausgelooſte oder gekündigte Obligationen nicht binnen dreißig Jah⸗ 
ren nad) dem Kündigungstage zur Zahlung praͤſentirt oder als verloren oder ver⸗ 
nichtet zur Amortifation nad) den unten folgenden Bedingungen angemeldet wer- 
den, fo erlifcht die Schuldverpflichtung der Stadt. | 
Sole Obligationen follen bis dahin alle drei Jahre von der Stadt 
verwaltung durch die oben bezeichneten Blätter aufgerufen werden. 

In Anfehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zinskupons 
finden die auf die Staatsfchuldfcheine und deren Zindfupond Bezug babenden 
Vorfchriften der Verordnung vom 16. uni 1819. wegen des Aufgebot8 und 
der Amortifation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit 
nachftehenden näheren Beftimmungen Anwendung: 

1) Die im $. 1. vorgefchriebene Anzeige muß der ftädtifchen Anleihe- und 
Schulbensilguin 8: Kommiffion gemacht werden. Diefer werden alle die. 
.  jenigen Gejchäfte und Befugnifle beigelegt, welche nach der angeführten 
erordnung dem Schapminifterium zufommen. Gegen die Verfügungen 
der Kommilfion findet jedoch binnen vier Wochen nad) der Suftellung 
der Rekurs an die Königliche Regierung zu Düffeldorf ftatt. 

2) Das in dem $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis: 

| ‚gerichte zu Duisburg. | 
. (Nr. 7241.) 136 * 3) Die 
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3) Die in. den 86. 5. bis 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
‚ Sollen durch Diejenigen Blätter felgen, durch welche die nusgelooften 
Obligationen befannt zu machen find. 


4) An Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine follen 
acht, und an die Stelle des im $. 8. erwähnten achten Zinszahlungs⸗ 
termins ſoll der zehnte treten. 


5) Im $. 11. Nr. 1. tritt an die Stelle der Obliaor ſelbſt der Talon. 
Duisburg, den ..ien ........ 18.. 


(Stadtwappen mit der Unterichrift: Stadt Duisburg.) 


Die ſtaͤdtiſche Anleihe- und Schulden · 
tilgungs⸗Kommiſſion. 


Unierſchrift.) Unterſchriften) 


Der Bürgermeiſter. 





_ — 
J n. Rheinprovinz, Kegiermngehezirk Düffedörf 


Erſter Kupon. 
Duisburger Stadt. ‚Obligatiom“ 


Serie I. 


Littr. ..... AR .....: übe ..... Sale J— 
.......... Thaler . . Ser. ..... Wr... 17 
Inhaber empfängt am 30. Jumi 18.. an Halbjährigen Ainfen obiger 
Stadt-Obligation .. :.... Thaler Sr: 2. Pf. aus der Stadtlaffe zu 


Duisburg. Diefer Kupon wird ungiltig — und dwerthlos, wenn der Betrag nicht 
bis zum 31.- Dezember. 18.. een wird, -. 


Duisburg ,. den... * "era » .18.. 211 DAT ! 4 I 
I Die ftädtifche Anleihe. und, Schulden⸗ 
Der Buͤrgermeſſter. tilgungs-Kommiſſion. 


(Die Namen in Fakſimile gedruckt.) 
Der Stadt-Rendant. 
Unterſchrift.) 


| Serie I. 
Zweiter Kupon 
zur 
Duisburger Stadt-Obligation 
Littr. ..... M' ..... über ..... Thaler 
.......... Thaler ...... Sgr. ...... Pf. 
ber empfängt am 31. Dezember 18.. an balbjährigen Zinfen obi 

Stadt Dbllgatin nn Thaler ..... Sur. ..... Bf. hs et —X — 

t 


Duisburg. Dieſer Kupon —* ungültig und werthlos, wenn der Betrag ni 
bis zum 31. Dezember 18.. erhoben en 


Duisburg, den ..tm ..... Die ſudiſch Anleihe dSquld 
mo⸗iſtor ie e Anleihe⸗ un ulden» 
Der Bürgermeiiter. tilgungs-Rommiffion. 
Ramen gedrudt in Fakſimile.) 
Der Stadt-Rendant. 
Unterſchrift.) 


Tal) Rhein, 
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Kheinprovin;, Regierungsbezirk Düffeldorf. 


Anweiſung 
u zur . = b 
Duisburger Stadbt;Öbligation _ 
it Me über .... ale, 


Inhaber Hi er  Smefung (Zalon) empfän gt gegen deren Rüdgabe an bie 
Duisburger Stadtlaffe am ..tm ............ e peeite © Serie von zehn 
o halbjährigen Zinskupons zur obigen Duisburger Sant. ‚v ligation. 


Die Rüdgabe muß binnen Sahresfeift vom obigen Tage efchehen, widrigen- 
falls die Aushändigung der neuen Zindfupond - Serie an den Inhaber ber Stadt: 
Dbligation erfolgt, wenn deren Vorzeigung vor Nüdgabe des Talons geſchieht. 


Duisburg, den . tm ........ 18.. 


Der Bingermeifr, Die ſtaͤdtiſche Anleihe- und Schulden 


| tilgungd-Rommilfion. 
(Ramen gebrudt in Fakſimile.) 


Der Stadt-Rendant. 
(Unterfchrift.) 
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(Nr. 7243.) Allerhöchfler or lRehibbeiabere 1868 blireffend die Genehmigung des 
Regulativs für die Organiſation der Verwaltung des kommunalſtaͤndiſchen 
Vermoͤgens und der, koinalſt diſchen Anſtalten in dem kommunal⸗ 
fändifchen Verbande bed Regie gsbezirks Kaſſel. 


Auf den Bericht vom 8. HR er will Ich in Gemäßbeit der 66. 2. und 28. 

Meiner Vexordnun Pa ae ber -1867. ein 3! munalftän- 

difche Verfüſſting iete — —— et Kaſſel, b —* des 
Kormmumallanbtaneh dieſes Regierungs ezirks entſprechend, das anliegende 


Regulativ für die Organiſation der Verwaltung des tommunalftänbifchen 
. „Bermögend. und der Fonmmunalftändifchen Anitalten in dem bommunal- 
ſtandiſchen Verbande des Regierumgebe— ezirks Kaſſel 


hiermit genehmigen. 


Ser gegenwärtige Erla iſt durch die G Sammlan ur enili en 
Kenntniß — ß ß | ü a N “en 


Berlin, den 11. November 1868. 


Wilhelm, 


„Gr. ‚zu Eulenburg 


An den Miniſter des Innern. 


(Kr. 7240. Re 
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.. Regulativ. 
Te 
Organifation der Verwaltung des tommmalftändiiden Bermö- 
gend und Dex. kommunalſtaͤndiſchen Anſtalten in dem fommunal- 
„ ſtandiſchen Verbande des Regierungsbezirks Kaffel. 


* 


| 
Fur BE 5 


6. 1. 
Ständifher Verwaltungsausſchuß. 

Zum. Zwecke der Verwaltung des Vermögens und der Anftalten bei 

tommunalfländifchen Verbandes des Negierungsbezirks. Kaflel wird en . 
— — Andi Verwaltungsausſchuß / 

safe. | * ſher gsausſchuß 
S. 2. 2, I— 

3uſamnmenſehung des Ausſchuſſes. B 

Der Ausschuß beſteht aus: . 

1) dem jedesmaligen Vorſitzenden des Kommunallandtages, welcher auch in 

der Zuwiſchenzeit bis zum nächſten Kommunallmdtage im Ausſchuſſe ver- 
bleibt, und in deſſen Verhinderung dem Stellvertreter deſſelben; 

2) acht Mitgliedern, welche vom Kommunallandtage aus feiner Mitte der- 
geftalt gewählt werden, daß jedem der vier Stände je zwei Mitglieder 
angehören. 

Die Wahl zu 2. erfolgt auf die Dauer des Mandats der Kommumal⸗ 
landtags » Abgeordneten ($. 16. der erorbuung vom 20. September 1867.), mit 
der Maaßgabe jedoch, daß bei Ablauf der Wahlperiode die Mitgliedfchaft im 
Ausichuffe bis zur Wahl des Nachfolgers fortdauent. a 

Aus jedem Stande find zwei Stellvertreter zu wählen, weiche für ben Fall 
der Pehinderung eines Mitgliches des betreffenden Standes für die Dauer der 
[eben nach der durch die erhaltene Stiinmenzahl und bei Stimmengleichheit durch 
a8 Loos zu beftimmenden Reihenfolge eintreten. Ä 


53 
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6. 3. 
Wirkungskreis des Ausſchuſſes. 


Der Ausſchuß hat die Verwaltung bes er Vermögens 

und der fommunalftändifchen Anftalten nach Maaßgabe der Beichlüffe des Kommu- 

nes ' N Abe auch in Gemäßheit de8 von dieſem  feitzuftellenden 
anz⸗ y zu ten. 

Inwierosit im Uebrigen der Ausſchuß die Verwaltung felbititändig zu führen, 
oder die Zeſchnhfaſtn des Kommunallandtages zu erwirken hat, wird, ſoweit 
die für Die einzelnen Verwaltungszweige beſtehenden Anordnungen darüber feine 
Beſtimmung nen: duch Beſchluß des Landtages feitgefeßt. 

Der Ausihuß bat über die Ergebniffe der Verwaltung dem Kommunal⸗ 
landtage Jahresberichte zu erflatten. 

Seinen Gefchäftsgang regelt der Ausſchuß durch eine von ihm zu 
entwerfende, durch Beihluf des Kommunallandtages feftzuftellende Gejchäfts- 
ordnung. | 

$. 4. 


Der Borfitende de8 Kommunallandtage®. 


Der Borfikende des Kommunal anbtage6 und in defien Behinderung ber 
Stellvertreter deifelben führt den Vorfit im Ausſchuſſe. Er beruft denſelben und 
leitet die Verhandlungen nad) Maaßgabe der Geſchäftsordnung ($. 3. a. S.). 
Er ift berechtigt, jederzeit, namentlidy auch wenn der Ausſchuß nicht verfam 
ift, Kenntnig von dem Gange der Verwaltung zu nehmen, und find die ſämmt⸗ 
lichen ftändifchen Beamten verpflichtet, ihm jede verlangte Auskunft zu gewähren. 

Maaßregeln, welche nach feiner Anficht die Befugnifle der ftändiichen Be- 
amten überfchreiten oder für den fommunalftändifchen Verband und Die Aufgaben 
defjelben wefentlichen Nachtheil herbeiführen würden, fann ex bis zur nächſten 
Ausſchußſitzung beanftanden. 

Auf Verlangen de8 Landesdirektord 5. 5. 6.) ift in diefem falle 
eine —— — Ausſchußſitzung Behufs Entſcheidung der Streitfrage ohne 

erzug zu berufen. 

Auf Antrag von drei Ausfchußmitgliedern bat der Vorſitzende ſtets eine 
Situng zu berufen. 

$. 5. 


Ständifche obere Beamte. 


Sur Beforgung der laufenden erwaltungögeicäfte wird ein befoldeter 
Dberbeamte angeftellt, welcher vom Landtage zu wählen und vom Könige zu be 
ftätigen iſt. Er führt den Titel eines Landesdirektors. 
Die Anftellung erfolgt auf ſechs bis zwölf Jahre. 
ſh eg An Landesdireftor Tann Mitglied des Landtages, nicht aber des Aus: 
uſſes fein. | " 
Er bat feinen Wohnfit in Kaffel zu nehmen. Ä 
Er wird vom Landtagdvorfihenden beeidigt und in fein Amt eingeführt. 
Jahrgang 1868. (Nr. 7242.) 137 Dem 
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Dem Landesdirektor können nad) Debücfniß noch andere vom Landtage 
u, wählenbe obere Beamte zugeordnet werden. Sie werden vom Vorfigenden 
Landtages vereidigt und in ihre Yemter eingeführt. 





. .$.6, . 
Obliegenheiten des Landesdirettort.  :  "" a 

Der Landesdireftor führt 'al‘ erfter. ſtändiſcher Behinte bie, Isufenden 
Geſchäfte der Verwaltung —— a, site A üffe ded Aus: 
ſchuſſes vor und trägt für die Ausführung derfelben Sorge. 

Er vertritt die ftändifche Verwaktung nach Außen, verhandelt Namens 
derfelden mit Behörden und Privatperfonen. 

Im Uebrigen wird der Umfang der Amtöpflichten des Landesdirektors 
und der etwaigen anderen oberen Beamten, forte ihre gei erteltige dienftliche 
Stellung von dem Musfeuffe durch befondere Geſchä jonen geregelt, 
deren Genehmigung dem Kommunallandtage vorbehalten Bleibt.” ° 





$. 7. 
Ständifhe Büreaubenmte. 


mer gevevnet, ne de 


EL rer \ 
Ständiſche Sndaltimmiflionen.! : - : - DEE 

Für die unmittelbare Verwaltung und Beauffichtigung einzelner ſtändiſchet 
Anſauen können beſondere ſtändiſche Kommiſſionen ober, Rommiffare beftellt 
werden. 

Die Einſetzung, die Begrenzung der Zuſtändigkeit und die Art und Weiſe 
der Sufammenfeung berfelben bingt vom — — ——— 
ab. Die —J— der Mitglieder ſteht dem Ausſchuſſe zu, wenn fi) der Kom ⸗ 
mmallanbiag iefelbe nicht für einzelne Anftalten beſonders vorbehält. 

Die Kommiffionen oder Kommiflare empfangen vom Ausſchuſſe ihre Ge- 
ſchaftsanweiſung und führen ihr Geſchäft unter Leitung. des Landesdirektors 
und der Mitautficht bes Ausſchüſſes. en u 





nel. 


65. 9. 








Ueber bie an den einzelnen ftändifchen Inftituten anzuftellenden Beamten, 
über die Art der Anftellung derfelben, und inwieweit dabei die Beftimmungen 
des Reglements über die .Cindnerforgung,. x. der Militaicperfonen vom 20. Juni 
.1867..(8$..11. und 12.) zur. Anwendung fommen, wird durch die für. biefe In 
fühute zu” erlaffenden Orbnungen beftimmt.”. - .,. ' 








$. 10. 
, Beſtallungen. 
Sammtliche ſtändiſche Beamten haben. die Rechte: und. Pflichten: mittel⸗ 
- barer Salsa en befonberen dienſtlichen Verhaͤltniſſe der ſändiſchen 
Beamten werden durch ihre: Beſtallungen geregelt, welche fur die ‚oberen Be⸗ 
amten ($. 5.) vom Vorſitenden des Kommunallandtages, für bie übrigen vom 
Landesdireftor auögefertigt werden. 
$. 11. . 
In 2% " Oberaufũcht. 
Der Obeipräſident 
Verordnung vom 20. € 
; alle Gegenſtände der ſtän 
Beratungen des Ausſch 
„ıkgetung, gbuordnenden € 
—— Befchläffe 
. ober das Staatswohl ver 
fein dieſer Borausfegung: 
erfolglos geblieben ift, 
betreffenden Reffortminifter einzureichen. . 
Dem Oberpräfidenten ift demgemäß von den Sitzungen des Ausſchuſſes 
unter Angabe der Berathungsgegenftande durch den Vorfigenden zeitig Anzeige 
. an und find ihm, auf Erfordern Ausfertigungen., der, Befchlüffe des 
- Ausfhufes zur Kenntnißnahme mitzutheilen. .. » 2. een: 
Der Oberpräfident kann fich bei den Lokalkommiſſionen durch einen Be- 
auaten. vertreten laſſen. Wird von diefem eine Maahregel ber Kommiffion be 
anſtandet, fo ift Die Angelegenheit zunächſt an ben ftändifchen Ausfhuß zur 
weiteren Beſchlußnahme zu Bringen. oe 


J §. 2. 
Ausfügrungsbeftinmungen zu’ Allerhöcften Exlaffe, vom „16, Stptanißkt" 1887, | 
Der Uehergang derjenigen bißherigen Staatsanftalten in die ſtändiſche 
* ANr. 7242) “ Der 
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Verwaltung, welche in Gemäßheit des AUllerhöchften Erlaſſes vom 16. September 
1867. (Geje-Samml. ©. 1528.) dem fommunalftändifchen Verbande des Re- 
ierungsbezirks Kaflel überiielen werden follen, imgleichen die Verwaltung der 
emfelben zur Unterftügung des Chauffee- und Nandwegebaues überwielenen 
Mittel, wird durch befondere in Einverftändniffe mit der Staatsregierung auf: 
zuftellende Neglements geordnet. 


Rebigirt im Büreau bed Staats Minifteriums. 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober Hofbuchbruderei 
(R. v. Dede). 





EAA 


7 
= 


FE 
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Geſetz— Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 74. — 





(Nr. 7243.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. April 1868., betreffend die in Gemaͤßheit des Geſetzes 
vom 17. Februar 1868. zur Deckung von Vorſchüſſen für Eiſenbahnanla⸗ 
gen, zur Beſchaffung von Betriebsmitteln für bereits beſtehende Eiſenbahnen 
und zur Erweiterung des Eifenbabnnege8 aufzunehmende Staatbanleihe 
von vierzig Millionen Thaler. 


Au Ihren Bericht vom 25. d. M. genehmige Sich, daß die Staatsanleihe, 
welche in Gemäßbeit des Geſetzes vom 17. Februar d. J. (Gefeh-Samml. ©. 71.) 
zur Dedung von Vorfchüffen für Eifenbahnanlagen, zur Befchaffung von Betriebs. 
mitteln für bereit8 beftehende Eifenbahnen und zum Erweitern es Eiſenbahnnetzes 
bis zur Höhe der neranflagten Summe von vierzig Millionen Thaler au 
nehmen iſt, in Schuldverfchreibungen über Eintaufend Thaler, fünfhundert Thaler, 
zweihundert Thaler, Einhundert Thaler, funfzig Thaler und fünf und zwanzig 
Thaler nach Maaßgabe des Bedarfs ausgegeben und mit vier und einem halben 
Prozent abelich am 1. Ayril und 1. Oftober jeden Jahres verzinft werde. Die 
realilicte Anleihe ift von den auf die Eröffnung des Betriebes der Thorn⸗Inſter⸗ 
burger Eifenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung folgenden jahre ab jährlich mit 
Einem Prozent, fowie mit dem Betrage der durch die fortfchreitende a moztjetion 
erfparten und der durch Verjährung erlofchenen Zinfen des Schuldfapitald zu 
tilgen. Dem Staate bleibt dad Recht vorbehalten, fowohl den hiernach zu be: 
recinenden Tilgungsfonds zu verftärken, ald auch die ſämmtlichen Schuldverſchrei⸗ 
Bungen zur Nüdzahlung nad) ſechsmonatlicher Frift Fl einmal zu fündigen, auch 
die etwa im Laufe der jahre 1868. 1869. und 1870. aufzunehmenben neuen 
Anleihen, fofern fie mit vier einhalb Prozent verzinfet werden, mit der vorbezeid- 
neten Anleihe Behufs der Verzinfung und Tilgung zu einer und derfelben Anleihe 


zu vereinigen. 
Ich ermächtige Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zu treffen. 


D 


Jahrgang 1868. (Nr. 72437244.) 138 Dies 
Ausgegeben zu Berlin den 24, November 1868, 
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Diefer Mein Erlaß ift durch die Gefe-Sammlung zur öffentlichen Kennt» 
niß zu bringen. 
Berlin, den 27. April 1868. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heybt. 


An den Finanzminifter. 





(Nr. 7244.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen des 
Kreiſes Glogau, Regierungẽbezirks iegnig, zum Betrage von 55,000 
Thalern. Vom 21. Oftober 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


Kreiſes Glogau auf dem Kreistage am 28. Juli 

Abmwicelung der Älteren Schulders des Kreiſes 

einer Anleihe von 55,000 Thalern zu befchaffen, 

‚dachten Kreisftände: zu diefem Zwecke auf Jen 

18 verfehene, Seitend der Gläubiger unfündbare 

| »,000 Thalern außftellen zu dürfen, da ſich Bier- 

gegen weber im Intereſſe der Stäubiger nody der Schuldner etwaß zu erinnern 

handen bat, in Gemäßheit des $. 2. des Seen vom 17. Juni 1833. zur Auß 

ellung von Defgationen zum Betrage von 55,000 Thalern, in Buchftaben: fünf- 
undfunfzig taufend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


20,000 Thaler à 1000 Thaler 
D 0 Sn an ha 


10,00 

10,000 » a 20  « 
1000 - & 10 « 
500 » a 50 « 


A dem “anliegenden Schema ausjufertigen, mit Hülfe einer Kreidfteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nad der durch das Loos zu beftim- 
menden Folgeorbnung vom Sabre 1869. ab mit wenigftens jahetich Einem Proʒent 
des Kapitald unter Zuwachs der Zinfen von den gelten © Iboerförelbungen 

zu amortifiren find., durch ärtiged Privilegium ujer she Se 

“ nehmigung mit ber vehtlicen Wirkung ertheilen, daß jeder Inhaber ei 


‚ 
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Obligationen die daraus hervorgehenden Nechte, ohne die Uebertragung dei 
Eigenthums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 


Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlih der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurd für die Befriedigung der Inhaber der Obliga- 
tionen eine Gewährleiftung Seitens des Staated nicht übernommen wird, ift 
durch die Gefeß-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudtem 
Königlichen Infiegel. | 
Segeben Baden-Baden, den 21. Oftober 1868, 
(L. S.) Milhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7244.) 138° Pro⸗ 
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Provinz Schleſien, Regierungobezirk Ciegnitz. 
Obligation 
des 


Glogauer Kreiſes 


Litir...... MR... 
über 
.......... Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterm ...... —RX ... beſtätigten ygitagebeſchuu es 
vom 28. Juli 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 55,000 Thalern be- 


fennt ſich die Lindifche ommiffton für die Emittirung von Kreis: Obligationen 
Seitens des Glogauer Kreifed Namens des Kreifed durch diefe, für jeden In⸗ 
haber gültige, Seitend des Gläubigerd unfündbare Verfchreibung zu einer Dar- 
—*8 VON .......... Thalern Preußiſch Kurant, welcher Betrag an den 
Kreis baar gezahlt worden und welcher mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 
Die Rüdzablung der ganzen Schuld von 55,000 Thalern gefchieht vom 
Jahre 1869. ab allmälig innerhalb eined Zeitraumes von 37 Jahren dur) 
Amortifation von Einem Weozent des ganzen Kapitals jährlich, unter Zuwachs 
der Zinfen von den getilgten Schuldraten, nach Maaßgabe ded Tilgungdplanes. 
| Die Tolgeordnung der Einlöfung der Sahulbverfihreibungen wird durch 
das Loos beftimmt. ie Audloofung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem 
- Monate Juli jeden Jahres. Der Kreis behält fich jedoch das Hecht vor, den 
Til ungefond⸗ durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtli 
* umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ibuer uch⸗ 
ſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung 


erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Belnmmachung erfolgt 1008, 


drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungdtermine in dem 
dem Glogauer Kreisblatt (Stadt- und Land- 


Königlichen Regierung zu Liegni 
s ß — de Schlefſiſchen Zeitung, ſowie im Preußiſchen 


boten), in der Breslauer un 
Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo —— das Kapital zu entrichten fh , wird 

es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 

gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzforte mit jenem verzinfen 

| . Die 
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Die Auszahlung der Sinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd. 

gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverfchreibung, 
ei der Kreid-Kommunallafje in Glogau, und zwar auch in ber nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Seit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverfchreibun 
7 auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren —— — *— 
zuliefern. | 

Für die fehlenden Zinsfupond wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gefündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb wanzig Jahren nach dem 
Rüdzahlungdtermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen Sinfen, 
verjähren zu Gunften des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verfchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der gemeinen Gericht8-Ordnung Theil L 
Titel 51. ch 120. seq. bei dem Königlichen Kreiögerichte in Glogau. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doc) fen 
demjenigen, welcher den Verluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver- 
jährungäfrift bei der Kreisverwaltung anmeldet und den flattgehabten Befik der 
Binsfupons dur Done) g der Ochuldverjchreibung oder fonft in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der angemeldeten 
und bis dahin nicht vorgelommenen Zinsfupond gegen Quittung ausgezahlt 
werden. | 

Mit diefer Schuldverfchreibung find _..... halbjährliche Zinskupons bis zum 
Schluffe des Jahre 18.. ausgegeben.” Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fü Hährige Perioden außgegeben. Die Ausgabe einer neuen Zindbupons! Serie 
erfolgt bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Blogan gegen Ablieferung des der älteren 
Sind on8»Serie beigedrudten Talons. Beim Verlufte des Talons erfolgt die 

händigung der neuen Zindkupons Serie an den Inhaber der Shulbrerfhrd 
bung, fofem deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen ift. 
Zur Sichenien der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet ber 
Kreis mit feinem Vermögen. 

Deffen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ertheilt. 


Blogau, den „tm ........ 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreisfommifjion zur Emittirung von Kreis- Obligationen 
im Glogauer Kreife. 
(Unterſchriften.) 


Nr 1) 7244.) Pro⸗ 
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Provinz Schlefien, Regierungsbezirk Liegnitz. 
Ssinslupon; 


zu der 


KreisObligation des Glogauer Kreifes 
Littr. ..... MR ..... 
über ..... Thaler zu fünf Prozent Sinfen 
über 


Der Inhaber biefet Zinskupons empfängt gegen deſſen Rüdgabe in ber 
VOM .......... bis ........... TED. VOM on ......... bis .......... 
and ſpäterhin die —* der bocbenannten Streik Kreis⸗ eeten FH das Soden 
VOM ............ DE ............ mit (in Buchftaben) .......... lern 
.......... Silbergrofegen bei der Are Rommumaltafte zu Glogau. 


Glogau, den . tum .......... 18.. 
(Stempel) 


Die ſtaͤndiſche Kreistommilfion zur Emittirung von Kreis- Obligationen 
im Glogauer Kreife. 
(Unterichriften.) 
insku ltig, d 
king nt meh Sem, Sm 


Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab 
gerechnet, erhoben wird. 
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Provinz Schlefien, Regierungsbezirk Liegnig. 
TZalon 


zur | 
Kreis-Obligation des Glogauer Kreifes, 


Der Inhaber dige Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gatton be Closaner Aıcfe pfängt geg gabe 3 


Littr.*..... M 2... über ..... Thaler à ..... Prozent Zinjen 


die ..t* Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. Bei der Kreis⸗ 
Kommunaifaffe zu Glogau nach Maaßgabe der diesfälligen in der Obligation 
enthaltenen Beſtimmungen. 


Glogau, den „tm .......... 18.. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion zur Emittirung von Kreis⸗Obligationen 
im Glogauer Kreiſe. 
(Unterfchriften,) 


Anmerkung. 
Die Ramens-Unterfchriften der Mitglieder der Kommiffion können mit Leitern ober 
alfimile- Stempel gebrudt ıverden, doch muß jeder Talon mit der eigenhändigen 
Ramend- Unterfchrift eines Kontrolbeamten verfehen werden. 


(Nr. 74-7245.) (Nr. 7245) 
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(Nr. 7245.) Stonzeffions- und Beftätigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Eifenbahn von Dortmund durch das Emſcherthal nah Meiderih von 
Seiten der Eöln-Mindener Eifenbahngefellihaft, ſowie einen Nachtrag 
zum Statut der lehteren. Vom 11. November 1868. 


ir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


Nachdem die Cöm- Mindener Eifenbahngefellfhaft in den Generalverfanm- 
lungen ihrer Aktionaire vom 30. juni 1866. und 30. juni 1868. befchlofjen hat, 
ihr Unternehmen 

a) auf den Bau und Betrieb einer von Dortmund ausgehenden Eifenbahn 
durch das Emſcherthal mit Anfchlüffen an die Hauptbahn und Ober- 
baufen- Arnheimer Sweigbahn, fowie von Zweigbahnen, ausgehend von 
den bereits konzeſſionirten und noch zu fonzeffionitenden Linien nach dem 
Dortmunder, Bochumer und Effener Koblenteviere, 


b) auf den Anlauf und Betrieb des dritten Geleiſes vom Brüdthore bei 
Dberhaufen bi8 Sandgate und von Herme nach Zeche Pluto, der Zweig. 
bahnen von Zeche Pluto nad) Zeche Königsgrube, fowie von 3 
Hannover nach der Karolinenglüder Eifenbahn und von Geljenficchen 
bi8 zu den Zechen Glüdauf und Carolinenglüd, 


e) auf den Bau und Betrieb einer Bahn zur Verbindung der Sweigbahn 
nad) der Zeche Prosper mit dem dritten Geleife der Sauptbahn der 
Richtung nad) Berge-Borbed, fowie einer Bahn zur Verbindung der 
Zeche Königdgrube mit der Zeche Hannover, 

d) auf den Anfauf und Betrieb der Bahn zur Verbindung des Bahnhofes 

Berge⸗Borbeck mit dem Stadtbahnhofe Effen, 


e) auf die Anlage von Bahnhöfen bei der Zeche Pluto und an der 
Garolinenglüder Eifenbahn bei der Abzweigung nach der Zeche Hannover 
auszudehnen und von ihrer hen Biel Direktion der anliegende Nach- 
trag zu ihrem Statut aufgeftellt worden ift, wollen Wir der, genannten Gefell- 
hart zu den vorbezeichneten Erweiterungen ihres Unternehmens hierdurch die 
andeöberrliche Genehmigung. ertheilen und Eh Stun trag in allen Buntten 
beftätigen. Zugleich wollen Wir der Gefellfchaft das Hecht zur Expropriation 
und zur vorübergehenden Benutzung der für die einzelnen Anlagen erforderlichen 
Grundftüde nah Maaßgabe dev Beftimmungen des Geſetzes über die Eifenbahn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838. hierdurch verleihen. 
Die gegenwärtige Urkunde ift nebft dem Statutnachtrage durch die Ge- 
feg- Sammlung zu veröffentlichen. Zn | 
Urkundlich unter Unferer KHöchfteigenhändigen Unterfchrift und, beigedrudtern 
Königlichen In gel ' | 
Gegeben Berlin, den 11. November 1868. 


(LS) Milhelm. 
Gr. v. Igenplit. Leonhardt. : 


Nach⸗ 
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Nachtrag 


zu den 


am 18. Dezember 1843. beitätigten Statuten der Coͤln— 
Mindener Eifenbabngejellichaft. 


§. 1. 


Das durch die Allerhöchſt bntatigen Statuten vom 18. Dezember 1843. 
gegründete und durch die Allerhöchſten Konzeſſions- und Beſtätigungs⸗Urkunden 
vom 1. September 1853., 26. juli 1855., 28. Mai 1866. und 20. Juni 1868. 
erweiterte Unternehmen der Cöln- Mindener Eifenbabngejellichaft wird 


a) auf den Bau und Betrieb einer von Dortmund ausgehenden Eifenbahn 
durch das Emfcherthal mit Anfchlüffen an die Hauptbahn und Ober- 
en- Arnbeimer Zweigbahn, fowie von Zweigbahnen, ausgehend von 
en bereit3 Toryeffionitten und noch zu fonzeffionirenden Linien nach dem 
Dortmunder, Bochumer und Efjener Koblenreviere, mit der Maaßgabe 
jedoch, daß die ga diefer Zweigbabnen in_jedem einzelnen falle 
der vorgängigen Zuflimmung des Minifter8 für Handel, Gewerbe und 
öffentliche rbeiten bedarf, 


b) auf den Ankauf und Betrieb des dritten Geleifed vom Brüdthore bei 
Dberhaufen bis Sandgate und von Herne nad) Zeche Wluto, der Zmeig- 
bahnen von Zeche Pluto nad) Zeche Königdgrube, fowie von Zeche 
Hannover nad der Karolinenglüder Eifenbahn und von Gelfenficchen 
bis zu den Zechen Slüdauf und Rarolinenglüd, 

c) auf den Bau und Betrieb einer Bahn zur Verbindung der Zweigbahn 
nach der Zeche Prosper mit dem dritten Geleife der Hauptbahn in der 
Richtung nach Berge-Borbed, fowie einer Bahn zur Verbindung der 
Zeche Königsgrube mit der Zeche Hannover, 

d) den Anlauf und den Betrieb der Bahn zur Verbindung des Bahn 
hofes Berge-Borbed mit dem Stadtbahnhofe Efien, 


e) auf die Anlage von Bahnhöfen bei der Zeche Pluto und an der Karo⸗ 
linenglüder Eifenbahn he Abneigung nad der Zeche Hanmover 


audgedehnt. 
Jahrgang 1868, (Nr. 7246.) \ 139 $. 2. 
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$. 2. 

Die vorgedachten Bahnen und Anlagen bilden einen integrivenden Theil 
des Eöln-Mindener Eifenbahn-Unternehmend und e3 finden au N alle 
Beftimmungen der Allerhöchit beftätigten reſp. abgeänderten Gefellfehaftsftatuten, 
ſowie auch des Gefeged vom 3. November 1838. Anwendung. 


$. 3. 

Die Richtung der im $. 1. bezeichneten Bahnen, welche noch nicht gebaut, 
tefp. in der Ausführung begriffen find, wird von dem Königlichen Handel 
minifterium feftgeftellt. 

$. 4. 


Die 5: 1. sub a. aufgeführte Bahn foll einen zweigeleifigen Bahnkörper 
erhalten, aber vorläufig nur mit Einem Schienengeleife belegt werden. Die 
Gebirgsſtrecke zwifchen Caſtrop und Zeche Zollern wird erft dann mit eingeleifigem 
Bahndamme ausgebaut, wenn die projektiten Anfchlüffe an verfchiedene Zechen 
bei Dortmund und Bochum diefe Verbindung nad) dem Ermefjen des Handels⸗ 
minifterium® als ein bereit8 vorliegendes Bedürfniß erkennen laſſen. Die Gefell- 


aft ift verpflichtet, die WBahnftreden von Dortmund nah Heme und von 
«Bahnhof nach Meiderih, mit Ausnahme der vorgenannten Gebirgsftreden, 


—5 en act Jahren ‚ vom Tage der Konzeſſionsertheilung an gerechnet, 
$. 5. 
Das Anlagefapital, welches erforderlich ift: 
a) zum Bau refp. Ankauf der im $. 1. aufgeführten Bahnen und Anlagen, 
b) zur Verzinſung ded Anlagefapital8 während der Bauzeit, und 
e) zur Dedung der bei Befchaffung der Geldmittel entftehenden Verlufte, 
wirb auf drei Millionen zweimal hundert achtzigtaufend Thaler feftgeiekt. 


Die Vermehrung dieſes Anlagefapitald bleibt für den Fall vorbehalten, 
ba zur Vollendung ded Baued oder nad) Eröffnung des Betriebes fih ein Be 
dürfniß dazu herausſtellen follte. 


$. 6. 


‚ Die Beſchaffung des Anlagefapitald von drei Millionen zweimal hundert 
achtzigtaufend Thalern erfolgt durch Ausgabe von Prioritäts -Obligationen, deren 
Fe ß und fonftige Emiffionsbedingungen durch ein befonderes Allerhöchftes 

ivilegium feftgefeht werden. 


Die im $. 5. vorgefehene Vermehrung des Anlagekapitals wird durch 
Aufnahme einer weiteren ei beichafft. g getap 
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$. 7. 


Die Beftimmungen der feiern Verträge und Statuten über den für die 
Dberhaufen-Arnheimer, die Cöln- Gießener Eifenbahn und die feite Rheinbrücke 
bei Cöln beftebenden Garantiefonds werden infoweit abgeändert ‚ daß die Eöln- 
Mindener Eifenbahngefellfchaft dem Stante die freie Verfügung über diefen 
Barantiefonds von zwei Millionen beziehungsweife dreimal hunderttaufend Tha- 
lern einräumt, fobald der Staat gleichzeitig anderweit Die — tung über⸗ 
nimmt, die Deckung der Zinſenausfälle, für welche der Garantiefonds beſtimmt 
iſt, eintretenden Falls jederzeit aus den bereiteſten Mitteln der Staatskaſſe in dem- 
fi (ben Umfange zu bewirken, wie e8 aus dem Garantiefonds zu geſchehen Hätte, 
wern diefer nach den zur Zeit beftehenden vertragsmäßigen Feſtſetzungen unver: 
ändett beibehalten wäre und die darin niedergelegten Beftände zu vier und ein- 
halb Prozent verzinslich angelegt wären. 


(Nr. 7245 — 7246) (Nr. 7246,) 


wm 
= IM — 


(Nr. 7246.) Bekanntmachung, die Genehmigung eine® zweiten Nachtrags zu dem Statut 
des Züllihau- ne Sorauer Chauſſeebauvereins betreffend. Vom 


1n. use) up: 1%) 


Da Könige Majeftät Haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 2. Novem- 
ber 1868. den gen —— een Sg — im 

ei iggni em noſqriel 

vH braten le Delktelh m St er d —X 
Yoga beftätigten Berellichaftsftatut und dem unter Am 12. Mär; 1860. 

ehmigten Statutennachtrag zu genehmigen geruht, was hierdurch mit dem 
Gemerten zur öffentlichen Kenmimiß ge Sn mirb: daß der Allerhöchfte Erlaß 
nebft dem erwähnten notariell verlapt Nachtrag zum Statut durch 
das Amtsblatt der Königlichen Ken nude 15 bekannt gemacht werben wirb. 


Berlin, den 17. ——— 


Der Miniſter für Handel , Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz * 





Berichtigung. 


r 
t im 67. Stüd ber He Sammlung für 1868: etgirudın 
a een ber Sahent en landſcha lichen aha ale, vom 


eile 4. ftatt „Darlehnäkt ei! 
eig Bart, und ibid. Pi) 1 — 
yeftanded der Darlehnökaffe zu fegen: beider rt Haren ber 





Mebigkrt ins Büncen des Sicau -Mindferium. :. 
Bella, grudt in Der Rbniglihen Beinen Ober  Sofsuftinde: IB 
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Sejeg- Sammlung 
für die 


Königligen Preußiſchen Staaten 


— \r 75 — 





(Nr. 7247.) Allerhöchfter Erlaß vom 26. Oktober 1868., betreffend die Verleihung der 
fiöfalifchen Vorredte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeindc- 
Chauffee von Rheydt, im Kreife Gladbad, über Wickrath und Wanlo, 
im SKreife Grevenbroid, Negierungsbezirt Düffeldorf, und weiter über 
Keyenberg, im Kreife Erkelenz, Regierungsbezirt Aachen, nad) Holzweiler 
in demſelben Kreife bis zur Grenze der Gemeinden Holzweiler und Tip. 


Noaghdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Ge— 
meinde⸗Chauſſee von Rheydt, im Kreiſe Gladbach, Regierungsbezirk Düſſeldorf, 
über Wickrath und Wanlo, im Kreiſe Grevenbroich, deſſelben Regierungsbezirks, 
und weiter über stepenberg, im Kreife Erkelenz, Regierungsbezirk Aachen, nadı 
Solmeilet in demfelben Kreife bis zur Grenze der Gemeinden Holzweiler und 
it genehmigt habe, verleihe ch hierdurch den Gemeinden Rheydt, Odenfirchen, 
Wickrath, Wanlo, Keyenberg und Holzweiler das Erpropriationsrecht für die zu 
diefer Chauſſee erforderlichen Grundftüde, imgleichen das Recht zur Entnahme der 
—88 und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chaufjeen beftehenden Borfchriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Ich 
den genannten Gemeinden ‚gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unter- 
haltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauffeegelded nach den Be- 
flimmungen des für die Staat8-Chauffeen jedesmal geltenden Chauffeegeld -Tarifg, 
einfchließlidy der in demfelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, 
fowie der fonftigen die Erhebung betreffenden zufäglichen Vorſchriften, wie diefe 
Beftimmungen auf den Staat3 -Chauffeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch follen die dem Chauffeegeld «Tarife vom 29. Februar 1840. an- 
ehängten Beitimmungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte 
Shraße zur Anwendung fommen. 


Jahrgang I 38. (Nr. 72477248.) 140 Der 
Ausgeg ben zu Berlin den 2. Dezember 1868, 


— BE — 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. - W 


» . . 
N Berlin, den 26: Oktober 4868. - nu .zenatmeildler alt 
A Mala TUT ETRDEU dhiinınayk 
N Wilhelm. ια 534 


r 1 r » , 27 * net „.r}V 
IE. „un ‘ ! } u 334 Hlimstsd 


Fih. v. d. Heydt. Gr. v. Tenplikss: 


An den Finanzminifter und ‚den Minifter für Handel, .. ze ce 
. ‘ , ", } Gewerbe und öffentlidje Arbeiten. * ı Just fe 


ont mellsnd 
IL IEbömm 


Ir . 
Er TEGIHTG 
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(Nr. 7248.) Minifterial- Erklärung, betreffend die Ausdehnung des mit der Küciich: Lippi. 
1,0. Feen Regierung Zeichtoffenen Jurisdiktionvertrages vom 18. März 1857. 
UNE ht auf dienen ‚erworben Lonbestheite: Vom 28. Oftobes 1868. KIN 


Be Et turrlhirtm 
N Königlich Preußifche und die Fürſtlich Lippiſche Regierung ‚nd zur Re 
ne der gegenfeitigen Gerichtöbarkeitöverhältnifje über die nad genden Be: 
NONYNSR,. agekommen. tn ws { rar EI PT, 152 
Artikel 1. 

Der zwiſchen beiden Staaten unter dem 18. März 1857. geöloffene 
Vertrag zur Beförderung der Rechtspflege, -ingleichen die im Artikel 34. Deffelben 
erwähnte Uebereinfunft wegen Verhütung und Beltrafung der Forſt⸗ und Jagd⸗ 
frevel vom alle Juli 1822., follen unter den nachftehenden Befchrä 
And :näßeren Beſtimmungen für. den gangen gegenwärtigen Umfang dev Köntgetd 
Preußifchen Monarchie Wirkſamkeit haben, und: alle Koriventionen ‚welehe 
die nämlichen Gegenflände von den vormaligen Regierungen den in dieſe 
Monarchie einverleibten Landestheile mit der Fürſtlich Linpifchen, Regierung 
abgefchloffen worden find, als erlofchen angefehen werben. 

yet 






r J 137* wu 7 
Artikel 2. ” 


Die im Xrtifel 47. des Vertrages in Beziehung auf den Bezirk des 

Ap atigneg infahili” zu Cöln getro ene Ausnahme wird dahin aufrecht er- 

halten, daß binfichtlich dieſes Bezirks nur die Artikel 34. bis einſchließlich 42. 

und die Beftimmungen ber Artikel 1. 43. bis einfchließlich 46. und 48. infoweit, 

als fi) diefe Beſtimmungen auf die Strafgerichtöbarkeit beziehen, in Geltung 
eten. | 

Ebendiefelbe Beſchränkung gilt in Bezug auf dad Gebiet des vormaligen 


Königreich Hannover. 
—— Tl u et Mr, 


— I u 


meins nr pmulmmnS dd ad brud fr 2.19 und 10 
Artikel 3. ot Anh 
Als jelbftverftändlich wird vorausgeſetzt, af in: ‚Aiohung, tjenigen 
Königlich) Preuß en —A in welchen bie in den Artikeln 18. und 23. 
des Werkrag prozeßrechtlichen —— ſich nicht in Geltung 
Krb, de : korreſpondirenden Vorſchriften der Landesgeſetze an die Stelle 
treten! am“ An un 5 ji N 


Artikel 4, 


Bei Verfolgung flüchtiger Pelſonen auf as Sit fl Bed in Wh 
beamten der beiden Staaten geftattet fein, die hr ung Gebiet 
anderen Staates fortzufegen und, falls dafelbft die Site der —— —* 
amten nicht ſofort erlangt werden LM. den erbähtigen einftweilen anzubal: 
ten. Sie haben denfelben jedoch fofort be er nächſten Polizeibehörde des Staates, 
deſſen Gebiet er ergriffen worden iſt, zu überliefern, welche über die fernere 
— des Verdächtigen zu beſtimmen und wegen der etwa verlangten Aus- 


exups da⸗ Woitere zu, veranlaſſen Ya... ro geotnnflr SE 17 


- 





2 Urkund deffen iſt die‘ gegenwärtige Winitesabs Ertärumg ausgefertig t 
worden, "um gegen eine entfprechende Erklärung des Fürſtlich vippiſchen —36 
miniſteriums ausgewechſelt zu werden. 


J 
Br r  Berkin /d den‘ 28. Oktober 1868. nr, * Ak ve 5 
Der Koͤniglich Preußiſche Miniſter der owartigen Angelegenheiben. 
In Vertretung: 
3151 rar ee (L. S.) v. Thile. —— F * 
mh. u, ı in et, — — J J J J er . ; 


,J a Fi . rn ‘ Bi * r 
» Ts F 1 ' F f 


ehende Eulicung wird nacen ſie gegen eine glei lalende 
eb Furſtlich Lippiſchen — vom 4. d. naht um 
den iſ hiexmit zur öffentlichen Keuntwiß gebracht. en 


Berlin, den 23. November 1868. EHE, 


r «“ rt * 4 “ u E 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 


J In Vertretung: | 
Zu Bu ur r .-.r “1 + ‚ . . * 
4, pn or 1; » T l t 
4 v { e. 
21 "re 1 ji % an 21 un. r 
..*. 2 I... D ' 
. 4 
r P f} - " * - 
ng. D ‘ 


r} +8. #4: . 4 4 tr] * F .. “1 
ohren Kar rd 5) TI. , , no. .. hi *2 1 A 
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: "fir, 7248-7249.) 140° Ne. 72) 
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(Nr. 7249.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. November 1868., betreffend die Genehmigung eines 
Nachtrages zu dem Revidirten Reglement der Immobiliar » Feuerfozietät 
der fämmtlihen Htdyendes Regierungsbezirks Königsberg (mit Aus- 
nahme von Königsberg und Memel) und des Regierungsbezirt8 Gum- 
binnen vom 18. November 1860., und zu den Ergänzungen und Ab- 
änderungen diefes Neglementd vom 27. Februar 1865. 

Muriittus en. . VVV—— 

A ighren Bericht vom 15. November er. will Ich dem beiliegenden, in 

hier der Berathungen der reglementsmäßig dazu ewwählten Depklirten: vor 
onen ufgeffellten on | rl 

f I- voor ' OR ‚ . . an del . 

. Nachtrage zu dem Revidirten Reglement der Dean har Seuerfogietät 
der fänmtlichen. Städte des Regierungsbezirks Königsberg (mit Aus- 
nahme von Königsberg und Memel) und des Regierungsbezirks Gum: 
binnen vom 18. November 1860; (Geſetz⸗Samml. ©. 521. ff.), 
. und en . ä 2 TB UF 
zu den Ergänzungen und Abänderungen diefed Reglement vom 27. Fe- 
bruar 1865. (Gele -Sarmmıl. S.98fl) I 
hierdurch Meine landesherrliche Genehmigung ertheilen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz Sammlung zu ver: 
öffentlichen. 


Berlin, den 21. November 1868. 


Wilhelm. 


Bu ⁊13 
Gr. zu Eulenharg.-- 
| _ ae un 
An den Minifter des Innern. | | tal 
r \ " | 1 
, ' W tl 


RNach⸗ 





. rn | “ 
mann u 
1 
y * — ' 
. rt V — I . f} 
. . 
! 41 1 “ 4 ' 
’ — e 


zu dem 


Revidirten Reglement der Immohiliar-Feuerſozietaͤt der fammtlichef 

Städte des Regierumgsbezirks Koͤnigsberg (mit Ausnahme von Könige 

berg und Memel) und des Regierungsbezirks Gumbinnen vom 18. No— 
venber 1860. (Gefeg-Sammi. 5. 521. ff), 


und 


zu den Ergänzungen und Abänderungen dieſes Reglements vom 27. Fe: 
bruar 1865. (Geſeg · Samml. ©. 98. fi). | 


4 


pt rillimfun or 


Zu. 6. 


Swifchen die $$. 6. und 7. wird folgende neue Beftimmung eingefchaltet: 
in 7 $. 6a. 


Die Direktion ift ferner ermächtigt, die zur Klaffe VL gehörigen 
Gebäude von-der Berfiherung gan auegufchließen, oder nur zum halben 
Merihe und gegen eine, bis zur Höhe des ordentlichen Beitrages abzu- 
mefjende, außerordentliche Sufagprämie zur Verſicherung anzumehmen. 

Bereits beſtehende Verſicherungen dieſer Art darf die Direktion 
mit dreimonatlicher Friſt kündigen und nach Ablauf derſelben löſchen 
reſp. herabſetzen und die höheren Beiträge feſtſetzen. 

Ueber die Gründe, aus welchen die Direktion von der ihr vor- 
ftehend eingeräumten Befugniß Gebrauch macht, bat diefelbe den Reprä- 
ſentanten ei deren nächſtem Zuſammentritt unaufgefordert Auskunft 
zu geben. 


Zu $. 10. 


Der zweite Sat fällt fort und tritt an Stelle deffelben folgende Beftimmung 

als Alinea 2: 
Auch iſt die Direktion befugt, Werfiherungsanträge für folche 
Nr. 7249.) Ge⸗ 


ulehnnen mb, "mach Vorhetigek AkimunatlicheonKämbigum 
bereit  beftehende Verficerum en ſolcher Gebauderzu löſchen a 
Beſitzer andere ihm gehörige und in derſelben Stabt oder deren Feldmark 
gelegene Gebäude bei einer Privatgeſellſchaft verfichert Hat reſp. verfichert. 


. - on — 
au Brad ab 


26 ru re geiz ma not an 


u, Minen, 1, erhält folgende Faſſunug Eu, 
rent Binde ſich, daß ein bei der Gojietätsugrficherteß, Gebäude auch 
sn nmech bel einer andeten Geſellſchaft erichert ift, fo wird daſſelbe bei der 

erfteren fofort gelöfcht, ohne daß dem Verficherten ein Erlaß oder eine 
Erftattung der Gapresbeiträge ober der bis zum Austritt auögefchriebenen 
außerordentlichen Beiträge zu Theil wird. 


En 


ELITE Be: 








r 





u Zu $. 14. IT 


Alinen 2. und 3., fowie Alinea 1, der Sufasbeftimmung zu dieſem Para⸗ 
graphen vom 27. Februar 1865. fallen weg, und tritt an deren Stelle folgende 
Beftimmung: PR: Vor te 2m 
ri er Die rechtliche Gültigkeit der Werfiheiung. oder Erhöhung tritt erſt 

mit dem Beginn ded Tages: ein, am welpen bie. Direhion. bie Geneh⸗ 
migung :berfelben : erteilt‘ · hat. Erfolgt die, Entfcheitumg der “Direktion 
nicht ——8 Sitmen drei Wochen nach Einreichung dei Antrages beim 
2 Megiftiab, ſo gilt die Berficheuung im allen Fällen abd. kefinitin genehmigt. 


. Br ‚Bu $. 22. ie 
"= Der Anfang des $: 22. ſoll künftig wie folgt lauten: 6: er 
‚ ntweder von einem y 


A ve Taxatoren ein: fi 
I ern mit funftgemäßen 


Im 





ine förmliche Tage a 
jeleifteten Eid zu den 





Qu u 
u 37 ein ide aa Ba BE a IT 
Der Zuſatz vom 27: Februar 1865. kommt in Wegfall: ub her, Eingang 


des $. 25. lautet fortan: Ein 
Ze "Regelmäßige periodiſche Revifionen der Verfiherungsfummen oder 
Tagen, re die Yun dert! Aberlanf- ber Zeit erfolgende Berininderun, 
des Werthes der verſichetten Gebäude im Augen zu behalten, 
war nicht, erforderlich.” Die Direktion hat abet jeberjeit: dns Recht, 
{ » Hhlahe" Reviflonen allgemein “ober einzeln auf Koſten deri Sozietät 
ir ar” pl 


— 1 — 
omigiarcotnehmen / won · den Serſicherten neue Behhuibungen Besringen (u.f.w. 
end intel Sperigen‘ Faſſungh. 
15 J u 
—— unten Bea [Eu 








"ug 3, 
Das unterm 27. Februar 1865,. abgeänderte Alinen 5. erhält folgende 
Faſſung: 
Wird die Feuergefäãl lichkeit eines Gebäubed durch die "Yet feine 
An 1 Berruhung ober“ "Such bie ähe eineß Gebäudes :det Klaſſe V. oder VL. 
rn ' über der im’$. 4, bezeichneten Gebaude mehr alb gewohnlich erhöht, u. ſ. w. 
* [Ber Zu g. 33. en j . 9 


Die Beiträge in der V. Kaffe werden fortan auf Biejenigen in ber 
VI. Alaſe sah 





Bu 1 5 BEE 
A u en a DOT En 
Der s. a1. erhält fortan folgende daſſung · 


—D ——— So wie ein Feuerſchaden an’ einemn bei ber: Sopietät verfi erden 

LE "Sehiute: eingetreten iſt, nınß baldmöglichſt und länge innerhalb drei 

1 Rasen nad erfolgter Däuwfung des Fruers eine Beſichtigung des 

in Schab ens duch den Magiſtrat erfolgen. Ueberzeugt ſich derſelbe, daß 

ungweifelhaft em ——S—— vorliegt, und hat · er sanft eingi&Bebenfen, 
fo hat er blos eine Verhandlung an Ort und Stelle aufzunehmen, duch 
welche die8 Refultat feftgeftellt wird. 


Handelt es ſich aber um eine partielle Beſchädigung, oder befteht 











Fällen ift auch der Beſchädigte zur able zuzuziehen und mit 
‚32: feiner Erklärung zu Protofoll zu vernehmen. Die, Koften diefer ab. 
ſchätzung fallen der Sozietät zur Laft. 
re A der. -Magifteat nit innerhalb drei EN en nach erfol ker 
ln: Dampftg des · Feuers eingelhritten, | 0: muß ee Eu ur 
. : Berluft feines Rechtes auf Entfhädi Km realer zeier Tage 
‚For: dem Brandſchaden dem iſtrate en. Gegen das 
1:53 Brgebniß: ber Vefichtigung und ch. —D rg fowohl ie Ditek- 
"Ir. 7249.) 
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tion als der Beſchädigte — letzterer nux binnen vierzehn wagen nach 
erhaltener Bekanntmachung der von der Direktion feſtgeſetzten Entſchädi⸗ 
gung — das Recht, eine ‚nochmalige Beſichtigung und Schadens⸗ 
abſchätzung durch einen vom ber Sogielätßbiveftion zu exwaählenden ver⸗ 
eideten Koniglichen Baubeamten zu verlangen. Die Koſten dieſer noch— 
maligen Abſchätzung trägt ‚der Beſchädigte, wenn auf feine Berufung 
die Frühere Taxe nicht. erhöht wird, oder, wenn auf Berufung der Di. 
reftion die frühere Schadensannahme um mehr als ein Zehntel herab- 
gefegt wird. Auf Grund der Ergebnifie der Schadendbefichtigungen 
und Abſchätzungen hat ftetd die Direktion die Schadendvergütung durch 
befondere Verfügung feitzufegen und diefe den VBefchädigten gegen Em- 
pfangsſchein zuftellen zu lafjen. | , 


3u 5. 52. und 58. 
Zu. den 65. 52. und 53.-tritt als Zufap: 
8. 334. 


in beiden Fällen (99. 52. und 53.) darf die zu gewährende Ent- 
fhädigung den unmittelbar durch den Brand, beziehungsweife durch die 
Löſchung defjelben an den verficherten Gebäuden ($. 3.) entitandenen 
und reglementdmäßig zu vergütenden Verluſt nicht überfteigen, felbft 
menn die Verficherungdfumme höher, war, Die Spietät darf zwar im 
letzteren Falle den die zu gemährende Entfhädigung überfteigenden Be- 
trag ber Berfiherungsfumme einbehalten, fie muß aber den Nachweis 
- führen, daß der Brandfchaden nicht foviel betrage als die Verficherungs- 
jumme, und wenn ihr derfelbe mißlingt, den einbehaltenen Betrag nebit 
Verzugszinfen zahlen. | 


Su 6-60. 
Der $. 60. erhält folgende Faſſung: 

Mer ein Gebäude durch) Brand gänzlich verliert, wird in An 
fehung bdefielben, ohne daß es dazu feiner Erklärung bedarf, als ein fol. 
cher angejehen, der mit dem Eintritt des Brandes aus der Sozietät 
auögetreten ift. In feiner Verpflichtung zur Leiftung der Jahresbei⸗ 
träge und der vor dem Brande audgefchriebenen außerordentlichen Bei: 
träge wird nicht8 geändert. Das neue wiederhergeftellte Gebäude muß 
er von Neuem verfichern. 


Su $. 72. 


Alinea 1. des Zufahes vom 27. Februar 1865. erhält folgenden Zuſatz: 


Die Verpflichtung der Sozietätsbeamten zur Zahlung von Pen- 
fionsbeiträgen fällt fort. Ali 
-, . Ä N +. ‘ n_, ! Is 











—_ Mi —- 
22 mei. 2. —— Zafatzes erhält folgende Faſſung: - a 


unerirung. der Nagiſtratsbeamten waden dreiProzent 
“ern don jede Stadt gezahlten ordenilichen Feuerfoietãts⸗Veitrãge aus⸗ 


J— — Hefe Summe erhalten das bie Feuerſo jetãts An jelegen- 
1 gen bearbeitende Magiftratömitglied zwei: Drittel, die beil eiligten 
Kaſſenbeamten ein Drittel, en 
ern 
Zu $. 96. tritt folgender Zuſatz: | . 
Dear Stammfonds wird für die nächften fünf Jahre vom gabe 
1869. ab auf 30,000 Thaler herabgeſetzt. Derjelbe darf nur bi8 
galfte, Bob by) othefarifch —* angelegt meiden. : In außerordentli en 
eburföfällen en darf die Sireftion mit Zuftimmung ber Repräfentanten den 
Stammfonds angreifen, muß aber gle de die Romplettirung deffelben 
in dem darauf folgenden Jahre durch uſchreiben und Einziehen außer⸗ 
ordentlicher Beiträge veranlaſſen. 


2; ! I 
f r . oe v ' gu z. 123. I 


Die zur ‚Ausführung, diefed, Reglements erforderlichen d ee en an 
Rruttionen bat die eh nad) gutachtlicher Aeußerung. a Ku 
mit Oenchmigung des Oberpräftbenten zu etlaſſen | 


Ka Ber FE 8 re... ta 
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on . 5 8P vn ER 
(Nr. 7250.) Minifterial- Erklärung, betrefferlb die Ausdehnung: «dep., nit, Dem Königreich 
Sadfen abgeſchloſſenen Uebereinfunft zur Beförderung "ber Rechtspflege 
vom Jahre 1839. auf die neu erworbenen Landestheile. Vom 23. Ro« 
, vember 1866. tm... h tdmecn 


" 


ur Fe 
D. Königlich Preußifche und die Königlich Sächfliche Regierung find überein 
gefommen, daß die zwifchen ihnen unterm ZI oree. 1839. abgefchloffene Ueber- 
einfunft zur Beförderung ber Rechtspflege nebft den nachträglichen Vereinbarungen 
vom zu 1854, 22./15. Juni 1859., Spin 1863, S5Üne 1864. 
und 13./16. Sebruar 1867. auch Wirkfamfeit haben foll für die im Jahre 1866. 
mit der Preußifchen Monarchie vereinigten Landestheile, jedoch mit der · Ei 
daß in Beziehung auf..die Provinz Hannover zur die. Artikel.35. 
.. der Uehereinfunft, und die, Befkiemmungen ‚der, Artikel. 1., 44. biß 
foweit, ald ſich diefe Beltinnmungen auf ‚die Strafgerihtäbarteit 
Geltung treten. 


Dabei wird es als felbftverftändlich erachtet, daß an Stelle der im Ar- 
tifel 44. erwähnten Beftim: ung, Der in den gedachten Landestheilen nicht ein- 
geführten Königlich Freuden ordnung vom 1. Juni 1833. die entfpri 
in ben einzelnen Königlich Preußiſchen Landestheilen geltenden prozeßrechtlichen 
Vorſchriften treten. . 


Alle älteren Verträge, welche von der Königlih Sächfiſchen Regierung 
über_ Gegenftänbe der vorliegenden Uebereinfunft mit den ehemaligen Regierungen 
der bezeichneten, mit der Preußifchen Monarchie vereinigten Landestheile abge- 
fchloffen worden find, insbefondere-—re-tm- Jahre 1852. mit der freien Stadt 
Frankfurt wegen der Eoftenfreien Erledigung von Requifitionen in en 
und wegen der Armenfachen, im Jahre 1854. mit Kurheſſen wegen der Koften 
in Straffachen, im Jahre 1865. mit Hannover wegen Tragung der Durch Requi- 
fitionen in bürgerlihen Rechtsſachen und Strafſachen erwachienden Koften 
abgefchloffenen Konventionen werden als erlofhen angefehen. Jedoch foll e8 in 
Bezug auf das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover bei der Beltimmung 
des N 2. ber legtgedachten Uebereinfunft fein Bewenden behalten, wonach Requt- 
fitionen, welche von den beiderfeitigen Gerichtöbehörben in bürgerlichen Rechts- 
ſachen Umvermögenber Perſonen fowohl in ftreitigen als in nicht ftreitigen Ange- 
legenheiten an Gerichtöbehötden des anderen Theild ergehen, von den lekteren, 
Dieb die Sache ald Armenfache bezeichnet ober fonft von der requiritenden 

ehörde das Unvermögen ber zahlungspflichtigen Betheiligten bezeugt ift, völlig 
foftenfrei erledigt werben. 


Zu Urkund deffen ift die gegenwärtige Minifterial» Erklärung außgefertigt 
wor 
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worden, um gegen eine entfprechende Erklärung des Königlich Sächſiſchen Minis 
fteriumd der auswärtigen Angelegenheiten ausgewechſelt zu werden. 


"Berlin, "ben: 23." November 1868," 


Der Koͤniglich Preußiſche Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung: f: 

(L.S) v. Shile: 2 . 

Vomſiehende Erklärung wird, nachdem fie g eine entſprechende Erklaͤrung 

bes Koͤniglich Sächfiſchen Bnaiſtetanns der — met heiten vom 

12. d. M. ausgewechjelt worden ift, hiermit zur öffentlichen Kenniniß gebracht. 
Berlin, den 23. November 1868, 


Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, , 


An Vertretung: 
v. Thile. 


(Nr. 7250-7251.) (Nr. 7251.) 
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(Nr. 7251.) Belanntmadhung, ‚Befreffend die Genehmigung ‚der anter der Firma »Altien- 
verein Boruflin - für: Braunkohlenverwerthung Thonmwaaren- und Ofen- 
fabrifation«e mit dem Sitze zu Berlin exrichteten Aktiengefelfihaft: Bon 
25. November 1868. 


N Könige Majeftät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaffe$: vor [21.!Novan- 
ber 1868. die Errichtung einer Aktiengefellfhaft unter der Firma: „Aktienverein 
—A— für en de en v Thonpaaren- und Ofenfabrifation‘ mit 
dem si ite zu Berlin, fowie deren Statut vom 7. Dftober 1868, zu genehmigen 
gerubt. j 

Der Allerhöchfte Exlaß nebſt dem. Statute wird durch dad Amtöblatt der 
Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin befannt gemacht werden. 


Berlin, den 25. November 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und. öffentliche Arbeiten. 
Am Auftrage: | 
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‚Sefeg- Sammlung 
. für die 
Königlichen Preußiſchen Staatell 


„rt . 





—— Nr. 76. — 





! , . 
4. ı 
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(Nr, 7252) Privikegium wegen Ausgabe auf den Inhaber Iautender fünfprogentiger 
| Berliner Stabt Obligationen im Betrage von 2,000,000 Thalern. Vom 
‘ ' | os > ie II. 


28. Oftober 1868; 


Mir Milhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


‚ Nachdem der Magiftrat Unferer Saupt- und Refidenzſtadt Berlin mit 
Zuftimmung der Stadtverordneten- Berfammlung darauf angetragen bat, zur 
Beſtreitung der Koften der in den nächften Jahren in Ausficht ftehenden Emwei- 
terungsbauten der ftädtifchen Gasanſtalten und anderer für die lehteren erforder 
lichen Aufwendungen ein neues Anlehen von zwei Millionen Thaler aufnehmen 
und zu Diefem Swede auf den Inhaber kautende mit Zinskupons verfehene 
Stadt-Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßbeit de $. 2. 
des Geſetzes vom 17. juni 1833. wegen Auöftellung von Papieren, Ha eine 
er enthalten, durch es 


Zahlungsverpflihtung an jeden Inha gegenwärtige Privile- 
gium zur Auöftellung von zwei Millionen Thaler Berliner Stabt- Obligationen, 


welche nach dem anliegenden Schema, und zwar: 
in 1000 Stüd a 500 Thaler = 500,000 Thaler, 
⸗ 5000 a 200 ⸗ — 1,000,00 ß 
: 500 » 210 =: = 500000 + 
Summa 2,000,000 Thaler, 


außzufertigen, mit fünf vom Hundert jährlic) zu_verzinfen und , von Seiten ber 
Gläubiger nicht fündbar, nach dem fefgeftelften Tilgungsplane ch Verloofung 
oder Ankauf in den Jahren 1872. bis ſpäteſtens 1897. zu amortifireh find, übri⸗ 
gend aber von der Stadt vor Ablauf von ſünf Jahren Beginn der Emiffion 
nicht gefündigt werden follen, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unfere landes- 
errliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Japabern der Obligationen in 
nfehung ihre jebigung eine Gewährleiftung Seitens des Staates zu ber 
willigen. | 
Sjahrgang 1868. (Nr. 7252.) 142 Ur 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Dezember 1868, 
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Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 28. Oftober 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 





Berliner Stadt-Obligation. 
Littr...... (Stadtwappen.) HM... 


Berliner Stadt-Obligation 
der 
Anleihe von 2,000,000 Thalern, 


(auögefertigt in Gemäßheit des Allerböchften Privilegiums vom ....................... 
Geſetz Sammlung von 1868. Stück ..... 





über 


ee Thaler Vreußiſch Kurant. a 


— — — — — *2 
y F * 1 ® * ü r . r rw in dl 
I, a .4 4 22 e ’ “ r Er 4 
. : ‘ Lo. . 
. 
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De ‚Magiiisat, ‚den Königlichen Haupt · und Reiben ſtart Merlin beuckundet 
und. bakenm hiernut, guf Grund des zuftinmenden Beſchinſſes der Stadvawordneten⸗ 
Verfammlung, daß der Inhaber diefer Obligation ein dangeihem: Kapital von 


un ie io sen ‚- Thalkern Preußiſch Kmaut; mm 


beffen Cupſeng Bierimit ‘beitheinigt wird, von ber. hiefigen Staht ibemn 
be A Fünf Prozent ER Ai ehe N ril und Her 
— —— Pte pa rar Sinsftpons” im — 
gabe er. unge etligten alhiährlichen ‚Sins ich DR 
kaſſe en R —* De 


des en dinleihekapitals uber 
ats der * (a, deu einem von bet go ie genehmigten ei 
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tifationsplane mit mindeſtens zwei Prozent jäheli und den erfparten Zinfen der 

etilgten Obligationen vom 1. Januar 1872. ab Binnen längftend 26 Jahren. 
Ser Kommune bleibt jedoch das Recht vorbehalten, den eilgungsfonbs zu ver- 
ſtärken oder auch ſämmtliche Obligationen auf einmal zu fündigen. Von diefem 
Kündigungsrechte ſoll indefien vor Ablauf von fünf Jahren nad) dem Beginn 
der Eriffon fein Gebrauch) gemacht werden. Den Inhabern der Obligationen 
fteht ein Kündigungsrecht nicht zu. 

Die Belanntmachung ber durch das Loos gezogenen Obligationen, fowie 
der außerdem eima srtolgenben , Rünbigung, — t durch den Preußiſchen 
Staatsanzeiger, das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und 
durch zwei Berliner Zeitungen. 

Mit dem Tage, an welchem nad) diefen Bekanntmachungen, unter Ein 

ltung ber gefehlichen Rünbigungstzit, das Kapital gerüduung en ift, hört die 
Berzinfung defielben auf. egen Auszahlung des Kapitals find mit der Obli- 
gation auch die dazu gehörigen Zinsſcheine ber fgäteren Fälligkeitstermine zurüd- 
zuliefern; für die fehlenden Zinsfcheine wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 
Bi Der Kapitalbetrag ber ausgelooften Obligationen verfällt zu Gunften der 
Stadt, wenn die Einlöfung nicht binnen 30 Jahren nad) den Falligkeitötermine 
erfolgt; Die Zinsſcheine verjähren mit Ablauf des vierten Kalenderjahres nach 
dem Jahre: ihrer Fälligkeit; die Amortifation derfelben ift unftatthaft. 

In Anfehung ‚der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die auf 
die Stäi uldfeeine Bag, benden Worfchriften der Werordnung vom 
16. Juni 1819 wegen bed Wufgebot8 und. der Amoriifntipn berlorener oder 
vernichteter Staatspapiere_$$. 1. bis 12. mit nachftehenden Maafgaben An- 
wendung: BE Nee 

a) die im $. 1. jener Verordnung vorgefchriebene Anzeige muß_ dem 
Magiftrate zu Berlin gemacht werden, weldem alle diejenigen Gefchäfte 
. & —A zuſtehen, welche — een —— —* 
atzminſſgium —* ndiet Verfügungen agiſtrats 
findet Rekurs an erg Hering zu — g 
b) das- im . 83. jener Verordnung‘ gedachte Aufgebot erfolgt: bei dem 

) — Stabtgerichte zu Berlins Ö te s on 
“rar she Ai N: und .12. jeuer Wecocmung vorgefehtiebenen Be 
5 srtometmichuengen ſedlen durch · biejenigen Blätter geſchehen, durch welche 
ra 1 nbieranägeiosfen Dblig ionen Bersfentiht werben =" uch welche 
d) an Stelle der / im h. 7."jener:Werörbmchg erwähnten ſechs Zinszah' unge. 
Rh bes erwaͤhntena. achten 

















sen "Melia — — up 
‚jährige Perioden . ? 

werben. & je Serie e ot Bi, u en 
BE der  ülegen Sinafeih- Ser, ni; 
en ı pen 247° ee 772 u Fa il 
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gedrudten Talond. Beim Berlufte de8 Talons erfolgt die Aushändigung der. 
neuen Zinsfchein « Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung J ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

et Biel Sicherheit des Kapitals und der in en r 8 ame 
Bermieen und Eihtonmen. ver Er A Aa “ J 


Berlin, den tn... 18.. 
Der Moagiſrat he scöniglicher Haupt: und Reibenfabt 
ft . .H— shi 3 Ton an 
G. Ss) kat. udn: 
Eingetragen Band ..... Seite zur. ‚Ausgefertigt onen nungen 


Te — 
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(Nr, 7253.) Pewileium wegen Ausfertigung auf den Inhaber Inutender Kreis Obligationen 
des Waldenburger Kreifeg imBetrage von 100,000 Thalern, IL Emiflion. 
Dom 9. November 1868. 


Mir Wilhelm von, Gytteg, Gpaden Shnig ‚non Preußen x 


Nachdem von den Kreisftänden des Maldenburger Kreifed auf dem Kreis. 
tage vom 10. Juni 1868. befeßloffen worden, die’ zur Vollendung der vom Reife 
unternommenen Haufe eebauten über _den Betrag der durch Allerhöchftes Privile- 
gum vom 5. März 1866. (Gefeß-Samnıl. für 1866. ©. 168. —2 enehmigten 

leihe hinaus erforderlichen, Geldmittel im: Wege, eier‘ —2 u be 
Ihaffen, wollen Wir auf den Antrag der geraten Kreiöflänbe: zu Ai wede 
auf jeden Inhaber lautende, mit‘ Dihöhn —3 Seitens der ntige 
unkündbare Obligationen zu dem angenommenen age von 100,000 Thalern 
ausſtellen zu dürfen, da fich hiergegen weder im —— der Gläubiger noch der 





Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat‘, „ in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes 

vom 17. uni 1835 nat veuinsalgigationen. .zum Betrage von 

100,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert Taufenb Thalem, welche in fol⸗ 

genden Apoints: 

itzau u In zur: ch J— N, . nrrinu Bd dmmı® ar 
EDEL Tue: 126,900 © u Bun ul Input KOST id, 

bu To De u Fee 16.000. J en Rs "33. u Nur — Aue! sid it run: 

weten id Zoo nrht F sindnt nis Ja st. 
=.100,B00 Baler, u ob sutlslInR z9rtis u, | 


ms am auden Schema A erti en, nit: einet Preiöftähet "mit 
ge 35 zu ve — See nt an are en⸗ 
m Bo nung jährlich vom :.Kahre: 1870, abi: mit wenigſtens een 
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Prozent des Kapitald, "unter Zuwachs der Zinfen von ben amortifitten Schuld- 
verfähteibungen zu tilgen find, durch gegenwärtiges tinilegium Unfere landes⸗ 
— Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In—⸗ 
baber, diefer Obligationen hie daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Heber- 
tragung des Eigentums nachweifen zu dürfen, “geltend zu wachen befugt ifl. 
Das vorftehende a welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertbeilen und wodurd) für die Befriedigung d der Inhaber der Obligationen eine 
Gewähr fnung ken des Staates nicht übernommen wird, ift durch die Gefeß- 
Sammlung zuͤt allgemeinen Kenntniß zu bringen. ° 
Urkundli unter Unferer Höchfleigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen SInflegel. | 
Gegeben Berlin, den 9. November 1868. 


(L.-8:) Milhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 





- Provinz Schlefien, "Redierungsbesirt Breslau. ' - ar 
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10. Juni 1868. wegen ehe einer Darleins chuld von 
bekennt fich Die Rändifche eisſchulden · Kommilfion Namens Den Rue es — 
dieſe, für — Inhaber gültige, Seitens erſchrei⸗ 
bung zu einer Darlehnsfhuld von ..........!.."Thalern Pt —— el 
an —— — worden hl —* a ae ‚gs merzinſen At: 
15 1117110 d ung: der, gam uld: von geſchieht ein N 
Jahr: nakdiıder : —** bindend; “alfo:: wm 1 Faher! 18 q.uabꝰ un‘ \ 
(Nr2 7258.) 
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Tilgungsfonds, welcher mit weni igſtens Einem Prozent, des Kapitals j 
unter ae ber Zinfen von den en geigten Shulboerfärebungen gebe Wirk 

Die Folgeordnung der Einlöfung der —— —— in Zird durch 
das Loos beſtimmt. Die, Auslooſung g erfolgt vom Jahre in dem 
Monate Dezember jeben Zahıd: "Der Kreis‘ behält fi —* — Recht vor, 
den Tilgungsfonds unch geähere Außloofungen zu verftärken, ſpwie fänmtliche 
noch umlaufende Schuldverfereibängen zu ünbigen, Die: atiögelooften, fowie 
die gefündigten sönboerfehreibungen werben unter Bezeichnung ihrer — 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an tweldem Ai N une 
gen foll, Öfentic be befannt gemacht. Diefe — gt Ws 8, ne 
und onat vor. dem 3 — — in dem — er Königlichen 
Regierung zu Bredlau, dem’ — des Mäldenburger' Kreifes und in dem 
Königlih Preußifhen Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo hnegeiet das Kapital zu ntchten ift, wird 
«8 in halbjägrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
von Ar am gerechnet, mit, fünf Prozent jährlich in ‚gleicher Münzforte mit jenem 
verzinfet, 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
abe ber auögegebenen Zinsfupong, Beiehungsroeife dieſer Schulbverfe — 
Bei ber Kreis-Kommunalkaffe zu Waldenburg, und zwar aud) in der nad) 
Eintritt des Fälligeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme bed Kapitals präfenticien ot 
bung, ſind auch dazu gehörigen Zinslupons der ſpäteren Fälligkeitstermine 
zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinslupons w wird der Betrag vom Sapitale 


abgezogen. 

Die gekündigten ı Kapitslbeträge, ;melrhe: innerhalb dr en nad) 
bem — — nicht erhoben eh 1 te Pa + are Sahıen 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an 1 gerechnet, nicht erhobenen 
Zinfen, verjähren zu Mintſeri dib. Kreiſes. main 

Das Aufgebot, und. a 
verfchreibungen erfolgt.na & Sn 
Eis. ee. he —— 

Binstupone fönnen 1 verben. Doch foll 
demjenig⸗ welcher bw: I ber vierjährigen 
Verjä ngefrift bei bes Kre ſtattgehabten Befig 
der 8 on duch ex ſonſt i 
haftet Beh, barthut , 233 Ablauf der — Bf der der ange 
melbetit US u dahin ‚nicht vorgelommenen Zinetr und gegen 









Er leer Sculdverfäreißung find. ...... 
Schluffe des Jahres .... auögegeben,, N 
Hopons auf fünfjährige Perioden audgegeben. -. - .“ nn 
Die Ausgabe einer neuen Zindfupond Serie erfolgt bei der Kreis » Rom 
munalkaſſe zu Valdenburg gegen. Ablieferung des der älteren Sinsfupond-Gerie 


äl 6 
— baden Site 
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beigedrudten Talond. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung ber 
neuen Zinsfupond- Serie an den Inhaber ber Schuldverſchreibung/ ſofern deren 
Vorʒeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen, Verpflichtungen haftet ber 
Kreis mit feinem Vermögen. 


erhellt Te zu Urkund haben wir Biefe Ausfertigung unter unferer Unterfchrift 
ilt. 
Waldenburg, den ..ven ...... u 18.. 
..Die ftändifche Kreisſchulden-Kommiſſion. 


Provinz Schlefien, Kegierungebejirf Breslau. 
Zinskupon. 


au der 
Kreis. Obligation des MWaldenburger Rreifes 
a 9b IE Emiffion 
kittr....... Ro... 
Über .......... Thaler zu fünf Prozent Zinfen 
über 
....... Thaler ....... Silbergroſchen. 
N et, Zuntiperd J— gegen beffen, Rüdgabe in ber 
p: vom 


'o Benannte ei Obligation 
zent (in Buchſtaben) 
de Kreis Kommun aſſe zu 
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ei nicht en na Jahren * J 
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(Nr. 7250.) Minifterial- Erklärung, betreffend die Aysdehmung- der, mit, Pam Königreich 
Sacſen abgefgloffenen Uebereinfunft zur Beförderung der Rechtspflege 
vom Jahre 1839. auf dic neu erworbenen Landestheile. Vom 23, Ro- 

} vember 1868... 5,2. 0.00, 


D. Königlich Preußifche und die Königlich Sãchſiſche Regierung find überein« 
gekommen, daß die zwifchen ihnen unterm Br 1839. abgeſchloſſene Ueber- 
einfunft au VBeförberung der Rechtspflege nebft den nachträglichen Vereinbarungen 
vom ide, 1854., 22./15. Juni 1859., Spende 1883, Shlsie 1864. 
Birkfamteit haben foll für die im Jahre 1866. 

ereinigten Landeötheile, jedoch mit der · Ein 

£;-bdie_ Provinz Hannover nur die Artifel,35. 

ab die. Beikiummungen ‚der, Artikel 1.. 44. bi8 

Beltimmungen auf die Strafgerichtsbarkeit 


Dabei wird es ald felbftverftändlich erachtet, daß an Stelle der im Ar- 
tifel 44. erwähnten Beltim! ung, ber in den gedachten Landestheilen nicht ein- 
geführten Königlich Treufifen" rordnumg vom 1. Juni 1833. Die entfprechenden 
in den einzelnen Königlich Preußiſchen Landestheilen geltenden prozeßrechtlichen 
Vorfchriften treten. oo. 


Alle älteren Verträge, welche von der Königlich Sächfifchen Regierung 
über Gegenftände der vorliegenden Uebereinkunft mit den ehemaligen Regierungen 
der bezeichneten, mit der Preufigen Monarchie vereinigten Landestheile abge- 
ſchloſſen worden find, insbeſondere die im jahre 1852. mit der freien Stadt 
Frankfurt wegen ber Eoftenfreien Selebigung von Nequifitionen in een 
und wegen der Urmenfachen, im Jahre 1854. mit Kurheſſen wegen der Ko— 
in Strafſachen, im Jahre 1865. mit Hannover wegen Tragung der durch Requi- 
fitionen in burgerlihen Rechtöfachen und Straffagen erwachfenden Roten 
abgefchloffenen Konventionen werden als erlofchen angefehen. Jedoch Rn es in 
Bezug auf das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover bei der Be immung 
— 2. der letztgedachten Uebereinkunft Al Bewenden behalten, wonach Requi- 
fitionen, welche von den beiberfeitigen Gerichtöbehörden in bürgerlichen Rechts- 
fachen Amvermögenber Derfonen fowohl in ftreitigen al8 in nicht flreitigen Ange 
legenheiten an Gerichtsbehötden des anderen Theild ergehen, von den legteren, 
gie die Sache als Armenfache bezeichnet oder fonft von der requiritenden 

ehörde dad Unvermögen der zahlungspflichtigen Betheiligten bezeugt ift, völlig 
foftenfrei erledigt werben. 


Zu Urkund deffen ift die gegenwärtige Minifterial- Erflärung ausgefertigt 
wor⸗ 


m = 


worden, um gegen eine entfprechende Erklärung des Königlich Sächſiſchen Mini 
fterium8 der auswärtigen Angelegenbeiten ausgewechjelt zu werden. 


"Berlin, den 23. November 1866. 


Der Königlih Preußiſche Minifter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung: * 
L. 8.) v. Thilee 


1 


* li. F} 


J— 


* 


V o iſtehende Erklärung wird, nachdem fie gegen eine entfprechende Erklärung 
der au Ä 


des Röniglid Sächfiſchen Minſtetiums tigen Angelegenheiten vom 
12. d. M. ausgewechſelt worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenrini gebracht. 


Berlin, den 23. November 1868. 
Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 


" | In Vertretung: 
v. Thile, 
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— Mi — 


—3 Mes zetit jaͤhtcich, zumtart Zrnechs; bed Finfen · unncchtärnge- 
ungen; nach — Di gſehmigten/ T —— * 


7 
FR Hol iber:: Einlo eibungen 
— — ——— Inka indem Mo— 


te ir — 55 — Pe —* alt ſichn —— — 
— — Ausloc —D— zu ER w 

umlaufende PN hreibungen zu fündigen. Die ha — ſowie abe 
fündigten Schuldverjchreibungen erben unter Bezejch 

Nummern und Beträge, fowie des Termind, an re die en 


folgen { bekannt, ‚gen Befan un * 
dr, —9— re —5* Monat“ —* —— Mika Toni — 3 — 
Staatsanzeiger, dem Antsblatte der Königlichen Regierung zu Magdeburg und 
dem Calbeſchen Kreisblatte 
Bis zu dem Tage, wo foldhergeftalt da8 Kapital zu entrichten ift, wird 

es * 1b dere —5 p am 1. ae eier Oktober, vom Jahre 
1869. a gas nyet⸗ nf Pro ent ‚jabdıd in gleicher. S rte mit jenen 
af N N en Ela 







Gas 


Die hen Ba het Sinfen und de gt gegen bloße Rüd- 
abe ber auöge —— * ‚ beziehun: ee hiefer r’ Schuldverfchreibung, 
ei der Kreis⸗ at in a San ‚jowie bei ehem —F Kreis⸗Chauſſee⸗ 
bauton i nkier in eburg, ‚un war uch in der 
nach d —A —A To — N Lei 


Mit der zur — nl me ded Kapitals: a Shulverfereibung 
find auch die dazu Basen insfupond der 5 — Fälligkeitstermine zurüc- 
zuliefern. Fühlen N ehlenden BZinelipons wird der- Betragꝰ vom Kapitale ab» 
gezogen 

Die efündigten apitalbeträge, , "welche thalb dreißig Jahren nad) dem 
Rückzahlung echoben werden, ie innerhalb vier Jahren, vom 


Allauf des Ralenberjahses D der. Fälligkeit. am ‚gerechnet, nicht srobenen Zinſen, 


verfähren zu Gunſten des Kreiſeess. .......... 

Das Aufgehot und die Amerkfatien verloigier Vdex yermiketen. Schub- 
verfehreibungen erfplgt nach Vorſchrift der. Allgeineinez Berichts-Ordnum Sei 
Titel 51. 88. 120. seg. bei dem Königlichen, Kreißgerishte zu. Salbe Fa Se 

Zinsfupond fönnen weder aufgeboten, noch amortifizt werden, Dog t foll 
demjenigen, welcher ben — von —en vor Ablauf der — 55 — Ver⸗ 


a u it ‚bei, Dex m di 

A inafupon m Sr ei au —— HR EDA VAR arg in gl alte 
Meife darthut, nady Ablauf der ahrungsfriſt der Betrag: der ‚art 

und bi8 dahin nicht vorgefommenen Zindfupens gegen: Duittuing 1er 

werden. 5 Ru 3 3 


Mit diefer Schulverrikung —9 halbſahrige gZinbkupons 8: pn 


1. $fteber.,.1875, aus “On bie, weitere. ‚Zei ‚werben Siwahnend- auf 
< Fünfiühige Verioden ausgege 


Ausgabe en neiten BZinblupons Serie ‚ode bei der Kreiß- 
—— zu Calbe, ſowie bei einem von der Kreib uſſeebaukommiſſion 
zu bezeichnenden Bankier in Magdeburg, gegen Ablieferung des der älteren 


fl (rer dins- 
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Sprit: beitesthlten: Dalons. h Blim Verlaſtendetn bie 
hi == des; geuer Sinaipons Geile dnuiden:‘ —— — 
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Kteis Fr: — en: EIER sirtt 
ae zu Urtund haben wir bife Atfergumg unter sänferet Yntergibäift 
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"Sue a. d. ©., den Fi F Yu 1 : 
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der Zälligfeit, vom Schluß des betreffenden sten 


sRelenheichpb, an gerechnet, erhoben wird. ie 

Ye. ! "Die Rovenbenterfifieh der Mit ie Ye, Boni * Mac Imit 
Lettern oder Satfinileftempeln edrn 
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Provinz Sachſen, Kegierungebezirf Magdeburg. 


zatdn 


ne Sortatibtr Nr Caleſget pe Dan 


Der Inhaber diefls Sildind empfäligt gegei d gr dgabe zu der Obli- 
gation des Lalbefchen reiſes ipf g s g eſſen uagabe zu i 


Littr...... MR... über. ..... Thaler fünf Prozent Zinſen 


die Serxie 8 für die Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munallaſſe gu. Calbe a. d. S., fofern dagegen Seitens des al folchen legitimir- 
ten. Inhabers der 


Obligatihn ten n Wöderſpruch ergangen ift. 
‚Kalbe a,d.'©:, ben: . ............... 18.. 


Die Kuh Soafetotomniin des Calbeſchen Kreiſes. 9— 
ar EL 


" I9, "ur. t* 
Anmertung.. ie „Ramenßunterfhriften der Mitglieder der Rommifion —J it 
me -odeg Fakſimileſtempeln gedrudt werden, d 
— —* eigenhändigen Namensduntexſchrift eines Ronlteamin vefchen 
rden 
Ih. Der Talbn iſt zum Unterſchiebe auf der ganzen Blattfeite unter 
dan beiden letzten Zins upons mit davon abweichenden‘ bettern in mach⸗ 
ſtehender Art abzudruden: | 


| u on: MO Bien Ampon Dun 
Ze VE TTE: J! 





u . W om ‚ 1! I! ! 
(Nr. 1256] ; Aerööhke Sriaf vom 9, November ASSB. vrtreffend ——— Def ER I 
gaben für die Benutzung der Hafenanlagen bei Minden an der Weſer. 


Ta habe den mit Ihtem Berichte vom ‘5. d. M eingereichten Tarif zur Erhebung 
der Abgaben fir die Benutzung der Kafenanlagen . bei. Dnder am an eu Weſer 
—— und fende, Ihnen benfelben vollzogen mi dem U nfkzage ‚und, diefen 
⸗ Erlaß mit dem Tarife durch. Die Sefep- Sammlung zur MM ichen.; mnmiß 
zu bringen. * - A J — 
Berlim, den 9. November 1868. | neh 
——— Wilpelm..- en 
| Frh. v. d. Heydt. ‚ ®r. v. Sina 
An, die + Pinifie der „Finanzen und für Sankel, Gemerbe he 
2, und Sffentliche Arbeiten. l or Sn year 


in Vet ad pi! —* 


FE | ' wu Mt2 
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Bari 


nad) “en die Abgaben für Die, Benutzung der Hafenanlagen 
9W "hei Minden zu entrichten find. | — 


er? N 1 33 .* 2 “ ıl. Mor 


la m“ 
Bom 9. November 1868. 


Es wir entrichtet | 
Mi für ein Kahrzeug von. FRE 
2) weniger als 5 Laften Tragfähigkeit. ........ 


J Dre 5, bis 20 (ausſchließlich). van Tragfäbigleit 
3) 20 - 30°: 


4) 30 . 50 . : _ 
b) & 50 ober mehr Vaften ZLcaclihitet een 
1. für eir ein Dampffhiff ........-- KURS — 


II. für eine Sci gmühle, , Fähre, ein, Badeſchiff, 
Ponton und ähnliches Gefäß ................ 


IV; fir ein Floß von Balten vder Dielen Beni 


erine,n 






hön . Zufäplihe Pefimmungen n zu. A. und B.: 1 


—— feel. (A: wich für ein’ einmaliges ent im. ben, 
1 Safen, fowie von jedem Fahrzeuge u r entrichtet, -, \\ 
ge Kahn ihren bet Monate November bis einſchlie lich Mir my: N 

Schutz gegen Eis- und Hochwaffergefaht in dem PER afen 
einlegt und zwar nur einmal für jeden it, auch wenn das Fahr⸗ 
zeug u. fi to, während des Winters den Hafen ein oder mehrere Male 
verlaffen und in benfelben „zum Schutze wieder einlegen follte. 


‚| 

3 Das” volle Hafen eld By wird von den eugen oder. Gef tem 
richtet, welche 53* gebracht haben uͤnd au 4 ber oder —— 
ſowie von Holzflößen, welche den Hafen benutzen, möge diefelben über 
das Ufer ein- oder audgebracht werden, oder nicht. 


(Nr, 7256 ) 3) Das 


— 1Mi — 
3) Das Hafengeld (B.) wirb nur zur Hälfte entrichtet: 


a) von denjenigen Fahrzeugm und Gefäßen, welde nur bis zu zehn 
s3entnern behrachtet oder. entfrachtet werden; 

b) von denjenigen Fahrzeugen ımb Gefäßen, welche bei o ener Schiff 
fahrt leer ein- und auslaufen und länger als vierzehn e in dem 
Hafen verweilen; ſowie 


c) von beladenen Fahrzeugen und Ge welche bei offener Schiff⸗ 
abrt, ohne aus⸗ oder er beiqulaben, —*— als — in dem 


Hafen ſich aufhalten 


4) Dampfieifie, welche wegen 1.50 waſſers die Betriebskohlen an der Schlacht 
nicht laden können und dieferhalb diefelben in dem rechtäfeitigen Ufer 
Einnehmen müffen, entrichten nur daB Hafengeld (B.) für die Schlacht. 


5) Unbrauchbare Fahrzeuge oder Gefäße werden zum Winterlager in den 
Hafen nur zugelafien, wenn dadurch der allen ſ andete Fahrzeuge 
und Gefäße nicht befchränkt wird, und müflen, —ã——— eine — 

Beſchränkung ſonſt eintreten würde, den Hafen ohne Verg 
—— (A.) wieder verlaſſen. 


C. Lagergeld. 
Für Benutzung einer Quadratruthe 


1) des Lagerplahes an der Bahnhoföfeite: 
a) auf eine nach Wochen beftimmte Zeit, für eine Woche. 10 Sgr., 
b) vs. Tun .* .  . einen Tg.. 2 -» 
2) de3 den Hafen linfsfeitig begrenzenden Lagerplages (Schlacht): 
a) auf eine nach Wochen beftimmte Zeit, für eine Woche. 5 Sgr.; 
b) » © .: Tagen . .. ». emen Tag.. 1 -» 


Anmerkung. 1) Für Benupung eine? Lagerplaßeß von einer geringeren Fläche ala 
eine Quadratruthe wird La jergeld nicht entrichtet. Ebenſo bleiben bei 
Benupung geöberer Lagerpläge überfchießende Theile einer Quadrat- 
ruthe außer Anfap. 
2) Für Benupung der Lagerplätze bis zu drei Tagen einſchließlich wird 
nicht8 enthle bei längerer Benutzung ift dic Abgabe für den ganzen 
Zeitraum der Ca agerung von Anfan J an zu entrichten. 
In den Fällen zu 1. a. und 2. a. wird die angefangene Woche 
voll berechnet. 


D MWerftgeld. 


1) Bon einem neu zu erbanenden Fahrzeuge oder Gefäbe, von dem Beginn 
des Baued an für den Monat ................... 2 Rthlr. Be 
von 
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"Tr aeohlentrichtergebuhr a 


Für Benugung der Kohlentrichter bei hem Beladen von Eiſenbahnwaggons 
mit Kohlen wird entrichtet: 08 


a) bei der Beladung! eines Waggons ı von weniger als 100 Sentner 1 Sei 
b) .. . . u > w 0. Zentner · und· meht⸗2 


oa 






„son IRRE, Ser, — find. 4 
Bahrzenge, Gefaͤße und Güter, welche das Staote eigenthümli gehören; 


Fahrzeuge und Gefäße, welche mit Königlichen. Effekten ober, ‚mit 
— —— Bolaben- ober mom, Sfaale, gerüethet —Aã zynß 


ui: die zum "Betriebe der Fahrzeuge und Wefähe’ gehötigen Raten. 
gan Gegeden Berlin den 9. Rowenber 1868. 














mu v. d. — Gr. v. Itzenplitz. 
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(Na 7267.) ° Merhöchfier-Erlaf om 21. November 1868,,. betreffend bie: Genehmigung zu 
der von der Taunus · Eiſenbahngeſellſchaft beabſichtigten Unlage einer durch 
Pferdekraft, eventuell durch Lokomotiven zu betreibenden Zweigbahn von 
der ' Daupilinie in ber nähe der Station Böck ns Griesheim. 1% 
. u Br rn ⸗— 
Yır den Bericht vom 1. November d.%, deſen Velag ui zuritderfolgen; “will 
: Babngefellichaft beabfi fhtigten Wer einer durch 
»motiven: zu betveibenden Zweigbahn von 
tion Höchſt nach Griesheim hierdurdy Meine 
beftimme Jch, — die Beielihaftsftatuten auf 
at werden, auf daſge e auch hinfichtlich der 
r Beruf ung fremder Grundftäde die in Gemäß- 
nft 18 Mi für den Regierungsbezirt Wiesbaden 
| den ſoll en. 
Diefer Erlaß ift durch die Gefek- Sammlung zu veröffentiien. [ 


Berlin, den 21. November 1868. ‘ 
= Wilhelm' 
Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, 


rs Ra ht at a" 





0: (Nr. 7258.) 


un: 27 — 


(Nr, 7268; ) „Aulitrhoͤchſter Erlaß · vom 28, Nowenrber 1868. betreffend. die Benchnuigung;einch 
onoylen Duſathzes zu. 41. des Reglemente für die Magdeburgiihe Land - Feuer · 
han fogietät vom 28. April 180 I 


Aus Ihren Ber vom 20. Rovember d. 3. will SA, in Folge des Berge 
der, Deputation der Magdehurgiſchen Land Beute, dem nachfolg 
va —2 4 des Reglementsder getannten? Gonetät 
vom 28. Aprif 1843. (Gefeg-Gamml:'ven 1843 
Dir im$, a a 
— Triennium hindu⸗ 
4 liegt auch basjeni 
zrenan.s in ahgebrannt find, 1 
wiederherzuftellen 
hierdurch, Meine. Genehmigung, ertheilen. 
Diefer Erlaß ift durch die Geſetz⸗ ‚Sammlyag zu veräfmttigen. 
Berlin, den 128. Movember 1868. 





Wilhelm. 


en ne By Eulenburtz. 13 ml“ 
An den Minifter des Innern, 





(Nr. 7258—729,) (Nr. 7259.) 








— 108. — 


(Nr. 7259.) Bekannimachung, ‚betreffend die Allerhoͤchſte Ge eg des von Der »Frank⸗ 
furt a. 9.0. teibyiger-Ehaufesbaugekifihak fasten Befchluffes wegen 
Verlegung des Sitzes der Geſellſchaft. Vom 28. Novenber 1868. 


Na Königs Maojeftät Haben mittelft Allerhöchften Erlafiee vom 9. d. M. 
zu genehmigen gerußt, daß der'$. & ded unter dem 29; Noyymiber 1354. Ullge- 
höchſt genehui ten Statut8 der Frankfurt a. d. D.- Leipziger Chauffeebuu- 
gefellfchaft zu Luͤbben, gemäß dem Belhlu e der Generalverſammlung der Aklionaire 
vom 28. Mai d. J. aufgehoben und durch die, Beitimmung erfegt werde: „Der 
Eis der Gefellihaft ift die Stadt Seizberg: U." =. - 

Der Allerhöchſte Erlaß nebftdenr Beſchluſſe Der Geſellſchaft wird durch 
die Amtsblätter der Königlichen Regierungen zu Frankfurt a. d. O. und Dierfe- 
burg befannt gemacht werden. 


Berlin, den 28. November 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe Der Juftiiminifter,, — 
und oͤffentliche Arbeitieee. 
.Gr. v. Itz enplitz. | Leonhardt. - 

en j W 
. > ‚1 ‘ 
—r — - 


Redigirt Im Baͤrean bes Gtacts-Minifleriums, 
Berlin, gebrudt in ber Ober- rudesel 
ET 
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Sefeh - Sammlung 
für Die | x 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten.” 





— Nr. 78. — 
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(Nr. 7260.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis · Obliga⸗ 
tionen des Calauer Kreiſes im Betrage von 80,000 Thalern. Vom 
4. November 1868. 


eeet !t u: te, en 
W v Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig, von, Preußen ꝛc. 
Nachdem von: den Kreiöftänden des Calauer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 6. November 1867. beſchloſſen worden, unter Aufhebung eines älteren 
Kreistagsbeſchluſſes vom 14. Auguſt 1862., fi) an dem Unternehmen der Halle- 
Sorau-Gubener Eifenbahn durch Zeichnung von 50,000 Thalern Stammaltien 
zu betheiligen, auch für das Eifenbahnpreieft Cottbus» Großenhain Stammaltien 
auf Höhe von 30,000 Thalern zu zeichnen und die zur Dedung diefer Verbind- 
lichkeiten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu befchaffen, wollen 
Mir auf den Antrag der gedachten Kreisflände: zu dieſem Zwecke auf jeden In⸗ 
haber lautende, mit Zinskupons berieben Seitend der Gläubiger unfündbare 
Obligationen zu dem Betrage von 80,000 Thalern außftellen zu dürfen, da fih 
biergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu er- 
innern gefunden hat, in Gemäßbeit des 6. 2. des Gefehes vom 17. Juni 1833. 
zur Ausftellung von Obligationen zum Betrage von 80,000 Thalern, in Bud): 
ſtaben: Achtzig Taufend Thaleın, in Apoints a 100 Thalern nach dem anlie- 
genden Schema audzufertigen, aud den laufenden Einnahmen des Kreifed, ins» 
efondere aus der bejtehenden Kreis « Chauffeefteuer, mit fünf Prozent jährlich zu 
verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftinnmenden Folgeordnung jährlich 
vom 1. Sjanuar 1871. ab mit wenigftend jährlich zwei Prozent des Kapitald 
und — vom “Jahre 1882. ab — unter Zuwachs der Zinfen von den amortifirten 
Schuldverfchreibungen zu tilgen find, durch gegenmärtige? Privilegium Unfere 
Iandesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber diefer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber— 
tragung bee Eigenthums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt if. 
a8 vor ehene Privilegium, welches Wir vorbehaltlic) der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Jahrgang 1868. (Nr. 7260.) j 14 Ge⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Dezember 1868. 








- HM — 


Gewährleiftung Seitens des Staates nicht übernommen wird, ift duch die Ger 
fe - Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urfundlic unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigebrudtem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. November 1868. 
(L. S,) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Iten pliß. Gr. zu Eulenburg. 
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über u ur 
1. . . . ll end 
.  Ginhundert Thaler Preufifch Euraut un, Duz 
de er won 72 1 1m 
en set nn ct 








Ed haste 


4. November d. 
1 Aufnahme einer 
Kommiffion für 
h diefe, für jeder 
weibung zu einer 
ich dem geſetzlich 
Kreis baar gezahlt worden und mit fünf ‘ 
Die Rückzahlung der ganzen Schul 
Sahre 1871. ab a aus nm mi 
von mindeſtens zwei Prozent des ganzen 
Jahre 1882. ab die Zinfen der gefilgten € 
‚2 Die Folgeorinung der Einlöfung ' 
Das 
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das Loos, beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate September jeden Führes. Der Kreis behält fid) jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Außloofungen zu verftärfen, fowie fämmtliche noch 
ende Schuldverſchreibungen zu "Einbigen, Die auögelooften, ſowie bie 
jefündigten Schuldverfcpreibungen werden unter Bezeihnung ihrer Buchftaben, 
mmern und Beträge, fowie des Termind, an welchem die Rüdzahlung er- 
folgen fol, öffentlich befannt gemacht. Diefe Bekanntmachung erfolgt vhs, 
rei, zwei umd Be at vor dem Sahlungstermine in dem Rreisblatte des 
Calauer Kreifeb den Mmalöblatte ber Königlicyen Regierung zu Frankfurt a. d. O 
und dem Königlich Preußifchen Staatdanzeiger. . 

BI! zu dent Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in halbjährlihen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an gerechnet, 
mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinfet. 

Die Ausgahlung der Sinfen und des Kapital erfolgt gegen bloße Rüd- 
gebe der außgegebenen Zinskupons, beziehungsweife dieſer Chuldverf reibung, 

ei der Kreis-Kommunalkaffe in Calau ‘oder an anderen befannt zu machenden 
din und war auch in · der Tacho bem Eintrittendes Falligkeitstermins folgen- 
en Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitald präfentirten Saultverfereibung 
find auch die dazu hide Zinskupons der fpäteren Fälligfeitötermine zurüd« 
zuliefern. Für die % lenden Zinslupons wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rüdzahlungstermine nicht erhoben werben, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablaufe ded Kalenderjahres der Fälligkeit an gerelhnet, nicht erhobenen Zinfen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes \ . 

—* en die Zmnortifatien verlorener oder vernichteter Saulk- 
verfchreibungen eufahgt ad Borshrüf der, euer Sarkhfägednung Theil I. 
Titel 51. F 120. EA dem —X ſereis 9 Sun Thei 
kupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt wer 

En ber » 

attgeha 
ber eh 
tBetrag 
n Quittun 
Zinskupo 
DZeit we 


Serie erfolgt. bei der. Kreis ⸗ Rom- 
der älteren Sinsfupons-Serie bei« 
alons erfolgt die Aushändigung der 
ver Schuldverfehreibung, ſofern deren 


|. ma or 9 Sur 
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Zur Sicherheit der hierdurch ‚eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 


gilt ue Oeſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
erthe 


Die ſtündiſche Kommiſſion u den Chauſſeebau ind: Calauer Kreiſe. 


LEE, 113 Wi. 





Er. 521 
* era — 
1 li: It° r f Dh in is rn: 32 
.. T4 


BE a Dosis Bonenbug, Regine Seankfurt 


—* ID . 311 


F — N Ar oma NT, 

EI un st u Bi D n om re aren —— 
van 

u der 


Kreis: Shligatisn’ a daran wrerfegt 
Littr. . A ..... 
über 100 Thaler zu fünf Prozent Zinfen 


RR ’ über . | u —W 
..... Thaler ..... Silbergrofchen .. . . Pfennige. 

Der Inhaber dieſes Binstupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit vom ..ten ......... bis .......... „reſp. vom .ten nennen bis 
........... und fpäterhin die Zinfen der vorbenannten Kreis. «- Obligation [ir 
das Halbjahr vom .......... BB ......... mit Lin Buchſtaben) 
lem ...... Silbergroſchen ...... Pfennigen bei der. Kreis . Kommunalffl fr 
Salau. | 

.o00n0.00.- / den IR |; 18.. & 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für den Chauſſeebau in Calauer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn deſſen 

Gelbbetrng nicht innerhalb vier Jahren nach der 
Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden Ralen- 
Deich an n gerechnet, erbe ben wird. 


Pro⸗ 
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Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Scahffurt, F 


Talon, 


. jur 
Rreis-Obligation des Calauer Kreiſes— 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deffen Rüdgabe zu der Obli- 
gation des Calauer Kreifes 
Littr...... PR über Thaler & fünf Prozent Zinfen 


die ..* Serie Zinsfupond für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreide 
Kommunalkaſſe zu Calau, fals der Inhaber der Obligation nicht rechtzeitig 
Widerfprud erhoben hat. : 


Bu 


— — — 





ins Ted 


(Nr. 7261.) Allerhoͤchſter Erla vom 9. November 1868., betreffend die Verleihung der 

J fistaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Liebftadt, im Kreiſe Mohdmgen, Regieruitgekdirk Königsberg, bid 
aus Heilöberger Kreisgrenze bei Pittehnen. , 


‘ 





dem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Nkührutiger 
Kteife, im Regerungobezirk Koͤnigsberg, beabfi Migten Bau der Chauſſee von Lieb- 
ſtadt bis zur: Seilöberger Kreisgrenze ‚bei. Pittehnen genehmigt ‚habe, vetlaihe Ich 
ierdurch dem Kreiſe Mohrungen das ———— für die zu. bieſer 
Fo fee erforderlichen Grundftüde, imgleichen das 
Chau pehgu era, zus 
8. Chaufſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezu 
or Aha Er Lem genannten Puch degen Leben 
mäßigen Unterhaltung der Straße da8 Recht zur Eı 
nad) den Beftimmungen de für die Staats» Chauffeen jı 
gi Zar, einfchließlich der in demfelben enthalten 
efreiungen, fowie der fonftigen die Erhebung. betreffe 
ten, wie dieſe Beltimmungen auf den Staats -Chauflı 
werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem 
Nr. 7260-7282) 


- 14 — 


29. Februar 1840. angehängten mmumgen wegen der Chaufjeepolizei-Ver- 
gehen auf die gedachte Straße ir 9 nwendung fommen, 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Befeg- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin,. den 9. November 1868. , 
Milhelm. 


Sch. m. d. Heydt. Gr. y. Ipenplig. 


An den Finanzminifter und den Minifter für Handel 
Gewerbe und öffentliche —2 





(Nr. 7262.) Allerhöchſter Erlaß vom 21. November 1868., betreffend die Verbindung der 
Grafihaft Schaumburg mit dem Bermaltungebsjirt des Prooingial 
Steuerdirektors zu Münſter. 117... 7.05 mineH m. 


Auf Ihren Bericht x een 18. 6..M. gehehmige Sch, hab die rafſchaſt Schaum⸗ 
burg, wach e jeßt in iehung auf die Verwaltung der Zölle und inneren in- 
dire en © ern zum ——, — exwaltungsbezirle des Provinzial» Steuerdirektors zu 
Kaſſel gehört, von vielem Be a von einem von Jhnen, dem Finanzminifter, 
zu beftimmenden Zeity und mit dan Bezirke des Provinzial 
Steuerdirektors zu Dante verbunden werde. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Dat Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, den 21. November 1868. 


vo Wilhelm. 
Sl Papst mut In alsll®_ 199 “uyun. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. zu Eulenburg. 


An die Minifer | ber. Sinargen und des Innern. 


nf 7 BauRe BESTE SEEEET FEED De 03 U Ba 5 5 Eee Bu 5 1 12 IT) GER | 
et LPT HT Ach nenn) Ta 
— — — amtunl 
⸗ 7 
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| 
(Nr. 7263.) Beftätigungs «Urkunde, Betreffend ein Nachtrag zu den Statuten der Almelo⸗ 
Salzbergener Bifenbahngefellichl. Bom 2. Dezember 1868. 


re on / bon Gottes One König von Preußen ı 


Die von ber bormaligen öniglih Hannoverſchen Regierun 
Ton one de Almelof" Salabergener Ri abngejelligaft in den General- 
ammlungen ihrer Uitipnaire Pete uni 1867. und 30. Juni 1868. 


ie in dem elegeen hptäage eit Yenberungen iu ihren 9* die 
eſetzSammlu vormali | ae un r * 
ww —— — Be, 





— — —*— 







wollen Wir dieſen Beſchlüſſen Unſere“lubes 
| ertheilen. | 
Die egenmwärtige Urkunde i dem Nachtrage durch die Gefeh- 
Sammlung befannt zu machen. 
An Sn Hier, Unferer, KHöchfteige digen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kö 97 del untolermrl® os tr Bnlard I EN 
Gegeben Berlin, den 2. Dezember BB * 
Gr. v. Igenplif. Leonhardt. 


auf: 2 : J a 8.) Milbelm. 
| 


2 | 
Nachrag 
— zu 
Statuten der „Almelo-Salzb gener Eifenbahngefellfchaft. 


u HZA 





1) Aus Art. 17. wird die Beſtim 1% welche darin durch den Beſchluß 


der Generalverfammlung vom uni 1864. aufgenommen war, und 


. lautend: 
„Sm alle der Betrieb d ® ahn nicht durch die Gefellfchaft ſelbſt 
N befchafft wird, können di en eined Direftord und eined In—⸗ 


genieurd in einer Perfon —* werden’, 


geftrichen. 


| (Nr. 74637284.) 2) Den 


En Ey 717 Gen 
- i6 — 


2) Den Statuten. if ‚fol ſch⸗Art paſgen: 
„Im Falle un Ber der Betrieb“ der Bahn nicht durch die 
Sefetfhaft felbft befafft wird, tritt außer Kraft: 
a) die Beftimmun ded Art. 17., daß dem BVerwaltungsrathe 
II 213.L.1 ein ‚Dire ae ud ngenieyy seta Ai: u 
55 der Theil des Irt. 30., wWelder ſich Auf die: Bilbung⸗ ind 
Anfammlung aer Refervefafle bezieht; 
e) bie Beſtimmun des Art, 30. sub Nam — 
Nah Streihung des rt. Ey Ne: 4 amiß der · Deutſche Text At. 30. 
Nr. 5., konform dem- ODer Reſt wird als Extra⸗ 
divibenbe unter bie Aftionaire verthilt.⸗ 


Di ! J 000— 








ae 
Mir. 7264.). Allerhoͤchſtor Erlaß vom 7, Derenber 1868., berfenh die. Riſdung we. Hr 
« ving HeffensRaffan. ., . E 

ar J 


Wir 


‚Rouember d. J. beſtimme 

ebruar 1867. (Gefeh- 
Fin Wiesbaden zu einem 
fortan den Namen „Pto· 


A J ‚Diefer Erlaß iſt durch die Gefg- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß mu 
ringen. 

Bern, den 7. DOaegember 186. J * 
Wilhelm 


Gr. vu Bismard: Schönhaufen Beh. v. d. Heydt. , v. Koon. 
Sr. v. Itzenplit. v. Mühler. v. Seldow. Gr. zu Enten tin 
Bemparht, 


An dns Stadtsminiſterium a, 





Gedigirt Im Bürsewtss Staats: Minifteriumb. 
Boch; gebrudt in der Röniglicen Geheimen Ober» Hofbucdruderei 
nu a — we 


2ti 
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Geſetz-Sa lung, 


für di 





> 
Königliben Preuſſhen Staaten. 





— Nr. 7 


| — — — — — — 


(Nr. 7265.) Geſetz wegen Aufhebung der DenunxAntheile. Vom 28. Dezember 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gr König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuftimmung beider Käufer Indtaged der Monarchie, für den 
ganzen Umfang derjelben, mit Einſchluß de@egebietd, was folgt: 










Die Antheile, welche nach den beſteh Vorſchriften für die Entdedung, 
Feſtſtellung oder Anzeige von Zumwiderhandl| gegen gefeßliche —— 
an den in Folge deſſen verhängten Geldſtrader dem Werthe konfiszirter Ge⸗ 
genſtände gewahrt werden, ſollen vom Jahs69. ab fortfallen. 


| 8. 2. 
Mit der —— dieſes Gefehed Diejenigen Miniſter beauftragt, 

in deren Gefchäftöbereiche Antheile der im Igedachten Art bisher zu gewäh- 

ten waren. 

Ä Urkundlich unter, Unferer Höchfteig 

Königlichen Snfeaet | | 
Gegeben Berlin, den 28. Dezember. 


(L. Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhbaufen. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Igenplif. v. Mübler. vſchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonh 


n Unterſchrift und beigedrudtem 


Jahrgang 1868. (Nr. 7265-7266.) 146 (Nr, 7266.) 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Dezember 






aeg 


—X 





SE, * u 172 Ger SE 72 
im —5 HM "ebene —* —F nd die Verleihung der 
hen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltimg der Kreiß« -Chauffeen 
5 von dem Warner Wege an der Tilfit- Gumbinner —ãæe 
lt ſaudopaſicha nad der Lengwethen Schirwindter Enjrath Naar: Sie 
Gindwillen und Uen und weiter über Budwethen bie zur 
BEE. 1? men Laddehner —5— bei Neu · Egleninken, 2) von’ bet EA 
ITT, rt. Quhbehher 'Kteiß) ei Nettſchienen nach der Fahranſtalt üben::die 











nuh tin... Frh. v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel; . 1 7 u 
Gengpie u. ‚öfgentliche Irbeten· Kuss 





srulnsslu9 an. —J u: . 
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(Nr. 7267.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Rreis- Obligatio« 
2 na ac RER AR ei im, Beſrot von, LAABON: Fhalernı IV.Geriſſion 
8. —*8 


Von 14. Noveber, 


„lu Artundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 140 November 1868: . 
as) "Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v: Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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1 fe . N uf rer Be 


BE ——— I ER Er ee 
Provinz Preußen, Kegierungsbesirt Bumbinnen.. 1 
Obligation ..n.,..” 
| des | - 


rn Ragniter KRreifeg 


IV. Emiſſion 
| über 


........... .... Thaler Preußiſch Kurant. 


— 


Auf Grund der unterm ..... ..... ........ genehmigten Kreistagsbeſchlüuffe 
vom 8. uni 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 111,800 Thalern be⸗ 
kennt ſich der: kreisſtändiſche Finanzausſchuß für den Chauffeebau des Ragniter 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des 
Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von ........... 
Daletn Preußiſch Kurant, welcher ag an den Kreis baar gezahlt worden 
und mit ran! Prozent jährlich zu verzinfen ift. ZT 

Die Rüdzablung der ganzen Schuld von 111,800 Thalern ‚geichieht vom 
Sabre 1869. ab allmälig auß einem zu dieſem Behufe gebilbetar Tilgungsfends 
von wenigftend Einem Wrojent des ganzen Kapitals — ** umter Zuwachs 
der Zinſen von den getilgten Schuldraten. 35 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverfchzeibungen, ‚wid, durch 
das Loos beftimmt. Die Ausloofung erfolgt vom Jahre 1869. H in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält fi) jedoch das Rech Kid! iM 
Tilgungsfonde durch nröbere Ausloofungen zu verftärfen, fowie ſäm {fiöhe‘ 
* umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die aushelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Bud)- 
flaben, Nummern Veträge, ſowie deö Termind, an welchem die Rückzahlung 
erfolgen foll, üffentlich bekannt gemacht. Diefe Bekanntmachung erfolgt fechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor em Zahlungsternine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Gumbinnen, fowie in einer zu Gumbinnen und in einer 
zu Königäberg erjcheinenden Zeitung und in dem Staatdangeiger. 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlid) in gleicher Münzforte mit 
jenem verzinfet. Di 
Die 
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Die Auszahlung der Zinfen und des 18 erfolgt gegen bloße Rüd- 

abe ber ausgegeben Zindfupodsz: rörziehujediefdt Kogpalbberichteibung, 
ei der Kreis⸗ ae in Ragnit, zwar auch in der nach d 

Eintritt de8 „Sälligfeitötermige E Igenb 

Mit der zur Emp fangnab e des I Mentiten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu Han en Zinskupons deren Fälligkeitstermine zurüd- 
zuliefern, Für die eneen n Zinskupons vr Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen 


Rücjahlungstermine nicht erhoben werden, fie innerhalb vier Jahren, vom 
eiblauf Hr Jahres der Fälligkeit, nicht erhuBinfen, verjähren zu Gunften 
ed Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amerikitimifcner oder vernichteter Schuld» 
verſchreibungen 1 ertolgt nad) Vorfchrift der Yinen Gericht3-Ordnung Theil I. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichisgerichte zu Ragnit. 

Sind on fönnen weder aufgeboten amortiſirt werden. Doch foll 
bemjenigen, welcher —R ‘von’ "Kinahnb har Ablauf der vierjähri er Ser 
jährungsfrift bei der Kreisverwaltung anmead den flattgehabten after 
Sindfupond duch Bor oyeigung der Schuldv ung oder fonft in glaubhafter 
Zeile „arthut nr blauf dei Verjährung der Betrag der ggg 

bis dahin n cht worgefomenen Zins ‚gegen: ‚Battung: add, 


erben 
Mit diefer Schuld bun ginslupous bis 
Schluffe de —5*— —— — eit —— 


auf. fünfjäßrige edoben auögeaeben . 3. eu 
— be einer m Bi erie erfolgt beide Klei⸗ 

Kommunaltafte zu Ragnit gegen Wblieferug der älteren ——— che 
beigedrudten Talons. Beim Verluſte des B erfolgt die Aushändigun ng 
neuen Zinäfupons Serie an den Inhaber thuldverſchweibang/ ſofern 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt 

Zur Sicherheit der hierdur ein "Ber en’ ae ver 
Kreis mir feinem Vermö —— 9 ofen. iötinge 
Deſſen zu Urkund haben wir Diefe J unter unfeter „Hüter 





Die gekündigten Auptalbehäge ‚ weldgäälb: dreißig Jahren nach dem 


er heit. 


L; } 
r F Brass =, 
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Ragnit, den. lan ..... 18. 


+ 
— 
i 
9, Rn 
r ⸗ 
Fr 
ı 38 


Der Arien ginarns fir den Shrek 
Ä im Ragaiteie, DE he. 
- = I - ’ F . Pen 7 55 
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(Me. 7267.) | Pro⸗ 
| 


item I 
1Y; 


ei; Provinz Yreußen, ee PIE He ale az 
DIE... Zinskupon .....:. Serie 
zu der r 
2 f; 
* Kreis- Obligation des Ragniter — — 
BASEL IV. Emiffion Be? 
—— Littr. ..... M ..... | 
Über .......... Thaler zu fünf Hrozent Zinſen 

W über 
rennen Thaler ......, Silbergrpfchben. 
Der Inhaber dieſes Zingupons —*— gegen deſſen Rüͤckgabe in der 
Seit vom ..imn ..... bis EEE reſp. vom ..ten. 

ers ....... und oh bie Zinfen der verbenamen Sie obolig tion 
fr: das Selkiabe \ VOM .... ....... bis ............. it (m B en) 
.... ‚.. Thalern .......... Silbergroſchen bei der — * —*— e # 
giagnit. 
nenne DEN RE nen 18.. | BE 


Der kreisſtaͤndiſche Finanzausſchuß für den 1 Ehmuf eebauf 1, 
int Ragniter Kreife. : 
Diefer Zinstupon ! Ta rn wenn deſſen 


Geldbetrag nit innerhalb vier Jahren, von 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab 


dete hnctz erhoben wird. tr PER tg 
Proobinʒ Preuben Regierungsbtzirk GSundinnen. 5. u 
-LZalon | 
‚ zur BE 
| Gi, Obligton des Ragniter Rreiled. 
.Emiſſion. 


Inhaber dieſes —* empfängt gegen deffen Ruͤcgade m dee Obl 
gation Mi agniter Kreiſes 
„bitte. ..... MM... über ..... Thaler & fünf Prozent Singen’ 
die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bet’ der Kreis 
Kommunalfaffe zu Nagnit, fofern nicht von dem als ſolchen egitiieten Ss“ 
baber der Obligation rechtzeitig dagegen Widerſpruch erhoben fl. 5 


..........]|, den „ „ten so 000.90%. 18. ,, 


Da kreisftänbifche Finanausſchuß fuͤr den Chauſſeebau 
im m Raguiter Kreiſe. 








— iöbꝛ 
(Nr. 7268.) Peivflegtun wegen Ausfertigung auf Her lautenber Kkeis ⸗Obligationen 
Nes Sensburger: Kreifes im Vetſ 26,000 Thakanı IH, Emiffion. 
Bom 21. November 1868. 


Mir Milbelm,: von Gottes Gnkönig von Preußen 2. 
Nachdem von den Kreiäftähtden des Kr Kreifed auf dem Kreistage 
vom 9. September 1868. befchloffen word] zur Ausführung der vom 
Kreife unternommenen , Chauffeebauten ‚auf Durch. die Dripilegien vom 
20. uni 1865. und vom 28. März. Weſetz-Samml. fur 1865. 
©. 852. ff. und Gefeg-Samml. für 1868.P. ff-) genehmigten Anleihen 
von 25,000 Thalern und 42,000 Thalerm erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer ferneren Anleihe zu befihaffen, Wir auf ‚den Antrag der ger 
dachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf Inhaber lautende, mit 8Sins⸗ 
kupons verſehene, Seitens der Gläubiger gare Obligationen. zu dem am 
genommenen Betrage von 26,000 Thalern a zu dürfen, Da ſich hiergegen 
weder im Intereffe der Gläubiger noch der Kr. ewwas zu eriwiern gefunden 
hat, in Gemäßbeit des $. 2. des Gefetzes y Juni 1833. zur Ausſtellung 
von Obligationen zum Betrage von 26,00frn, in Buchftaben: ſechsund— 
zwanzig Tauſend Thalern, welche in folgerpointz: 
10,000 Thaler ahaleı, 
10,000 os hi» 
6,000 sale in a Pa 
— 26,000 Thal, I / 
nach dem anliegenden Schema auszufertigit Hülfe einer Kreisſteuer mut 
/ fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nafdurh da8 Loos zu beitimmen- 
den Folgeordnung jährlich vomz Jahre 18 mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der] vm den amoörtiſirten Schuld 
verjchreibungen, zu tilgen find, —* gegeges Privilegium Unfere_landes- 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen IN ertleilen, daß ein jeder Inhaber 
diefer Obligationen die daraus hervorgehendfhte, ohne. die Uebertragung ded 
Eigenthums nachweifen zu dürfen, geltend ſchen befugt iſt. 

Das vorftehende Vrivikegium, welchg vobehaltlic der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigug Ihaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens de8 Staates nifernnmen wird, iſt durch Die 
Geſetz-⸗ Sammlung zur allgemeinen Kenntigbrigen. | a 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenien Interfchrift und beigedrücktem 
Mönigügen Safe. ungee bonpen — 

Gegeben Berlin, den 21. Nopembap. en 

0.0 Sl Wilhelm 
Ä | | , 


.. 


Ha EL 


Frh. v. d. Heydt. Gr. enpitz. Gr. zu Eulenburg. 
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f 
Ur 


mr u Brain J — U en ar. 
Eee bis ........ Zinskupon ..::.;. Serie 
zu der — 
.. F- 
* Kreis- Obligation des Ragniter — 
BES ZE Ä IV. Emiſſion u: 
u Littt....... KR . 
| über .......... Thaler zu fünf Hrozent Zinfen. | 
| über 
....... Thaler ...... Silbergroſchen. 
Der Inhaber diefes Zinelpons empfängt gegen deſſen Růͤcgabe in der 
Zeit vom BES ESSSERZEZTETENL DERESTEREFERE , reſp. vom „ten 
ren oe... und rin die Zinfen der vordenannten Sci. Sbli Jation 
Fr das Halbjahr vom ....: bis ............. it (In B en) 
ln ... Thalern .........- Silbergroſchen bei der Si Sem e zu 
dicgnit | 
TU error N den ..ten ....... X 18.. tr“ ar 


Der kreisſtaͤndiſche Finanzausſchuß fir den 1 Ehmfrehn J 
im Ragniter Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon ih TR wenn deſſen 


Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fallgkeit ab 


rtehne erhoben wird. . *7 DR Ha νι— 
Probinz Preißen; Regierungsbezirk Gumbdinnen. 7 F 
„Dalon 
zur 
| Kreis⸗ —* des Rayniter Rreifes F 
. E miffion. 


nhaber dieſes Salon empfängt gegen deffen Rückgabe ju-dee Dbli. 
gation de agniter Kreiſes 
Littr. ..... M' ..... über ..... Thaler A fünf Prozent ginfeh” 


die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. Bis 18.. Dei’ der Kreis 
Kommunalfaffe zu NRagnit, ſofern nicht von dem als foldyen Tegitimiete Se“ 
baber der Obligation rechtzeitig dagegen een erhoben iR. "in" 


.......0es I den „ten ..— eo —— 9 +0 


Der kreisſtaͤndiſche gg fir den Chauffeebau 
Ä im m Raguiter Kreiſe. 
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(Nr. 7268.) Petoffegtum wegen Nusfertigung auf den Juhaber iautender Rrei8- Obligationen 
315 57208 Sensburger: Kreiſes im Betrage von 26,000 Thakanı IH Emiffion. 
Bom 21. November 1868. 


Mir Wilhelm, von Gottes Onaden; König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Sensbürger Kreifed auf dem Kreistage 
vom 9. September 1868. bejchloffen morden, ‚Bid zur Ausführung der vom 
Kreife unternommenen Chauffeebauten außer den durd) die Pripilegien vom 
20. Juni 1865. und vom 28. März; 1868. (Gefeh - Samnıl. für 1865. 
©. 852. ff. und Gefeß-Summl. für 1868. ©. 420, ff.) genehmigten Anleihen 
von 25,000 Thalern und 42,009 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer ferneren Anleihe zu befihaffen, wollen Wir auf den Antrag der ger 
dachten Kreiöftände: zu dieſem Zwecke auf -jeden Inhaber lautende, mit Sind 
fupond berfehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen. zu.dem am ' 
genommenen Betrage von 26,000 Thalern ausftellen zu dürfen, da fi) ‚hiergegen 
meber-im Intereſfe der Bläubiger noch der Schuldner. ehwas zu erintern gefunden 
bat, in Gemäßbeit des $. 2. be Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausftelung 
von Obligationen zum Betrage von 26,000 Thalern, in Buchſtaben: . jechdund- 
zwanzig Tauſend Thalern, welche in folgenden Appint:: — 

10,000 Thaler a 500 Thaler, 
10,000 » 3200; 
6,000» 3100 . + 


= 26,000 Thaler, N 
/ dem anliegenden Schema audjufertigen, mit Hülfe emer Kreisſteuer - mut 


. . 1 4» 


fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nad) der durch das Loos zu beftimmen- 
den Folgeordnung jährlich panz Jahre 1870, ab; mit wenigſtens jährlich Einen 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld» 
verfchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes- 
berrlihe Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
diefer Obligationen die daraus en Nechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweifen zu dürfen, geltend zu machen befugt ft. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch Die 
Geſetz⸗ Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. | 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beigedrudten 
PTR: rs ochlzeigen andigen Unterſchent ung betgedruce— 

Gegeben Berlin, den 21. November 1868. 


v1 rn (1.. S.) Wilhelm. 
dh. v. d. Heybt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
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Provinz Preußen, Regierungobezirk Gumbinnen. 


Obligation 


Sensburger Kreiſes 
Littr. ..... I, | ..... 
über 


ernennen .Thaler Prenfifch Kuraut, 
III. Emiſſion. 5 


Auf rund des unterm ............... genehmigten sereiBingebekokufiee vom 
9. September 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 26,000 Thalern bekennt 
ich die ftändifche Kommiffion für den Chauffeehau des Sensburger Kreifeg Namens 
Kreifes durch diefe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers un- 
findbare Verſchreibung & einer Darlehnsſchuld von ........ Thalern Ber 
Kurant, ba an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jährli 
u verzinfen ift. 
3 die Rückzahlung der ganzen Schuld von 26,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1870. ab mit mindeſtens Einem Prozent ded Kapitald, unter Zuwachs der 
Zinfen von den getilgten Schuldverfchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöfung der Schuldverfehreißbungen wird durch 
das Loos beftimmt. Die Ausloofung erfolgt im Monat Oktober jeden Jahres, 
und follen die außgelooften. Schuldverfchreibungen unter Bezeichnung ihrer Buch- 
ftaben, Nummern und Beträge, fowie die Nüdzahlungstermine je vier, drei, 
zwei und Einen Monat vor den legteren durch den Staatsanzeiger, das Amts- 
blatt der Königlichen Regiekung zu Gumbinnen und das. Sensburger Kreisblatt, 
eventuell durch anderweit von dem Staate noch näher zu beftimmende Publika⸗ 
tionsorgane befannt gemacht werden. 

Dis zu dem Tage, wo foldhergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in balbjährlihen Terminen postnumerando am 2. Januar und 1. Juli 
jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher 
Münzſorte mit jenem verzinfet. 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd- 
gabe der audgegebenen Zinskupons, begiehungöweife diefer Schuldverfchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Sensburg, und zwar auch in der nad) dem 
Eintritt des Fälligkeitstermin folgenden Zeit. Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverfchrei- 
bung find auch die Stage; gihöẽrigen/ GCinskupons den. ſpüteren Shlligfeitstermine 
surüdzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. len. . 

Die gefündigten Rapitalbetrige, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rüdzablungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen 
Zinfen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. | . 

Das Aufgebot und die Amortifation' verlorener oder vernichteter Schuld» 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Geriht3- Ordnung Th. I. 
Titel 51. $. 120. sequ. bei dern Königlichen Kreißgerichte zu Sensburg. 

Zinskupons fünnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Berluft von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Berjährungdfrift. bei der Kreisverwaltung gumtldet und den I Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub- 
bafter Weije darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange- 
meldeten und bis dahin nicht vorgefommenen Zindfupons gegen Quittung aus- 
gezahlt werden. 

Mit diefer Schuldverfchreibung find ....... halbjährige Zinskupons bis 

Schlufſe des Jahres .... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
ons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt ‚bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munallaffe zu Senöburg gegen aiblieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedrudten Talond. Beim Verlufte des Talons erfolgt die eushänbigumg det 
neuen Zindfupond-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, jofern 
Vorzeigung rechtzeitig gefchehen ift. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Berpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. 


_ Deffen zu Urkund haben wir diefe Ausfertigung unter unferer Unterfehrift 


eren 


.......... den ..ten ............. 18.. 


Die kreisſtaͤndiſche Chauſſeebau-Kommiſſion für den Kreis Sensburg. 


* 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 


Sinsfupon , 
ig 
zu der 
Kreis-Obligation des Sensburger areiſes 
III. Emiffion 
Lätir. ...... MR... 
Über .......... Thaler w fünf Prozent Zinſen 
.......... ... .. Thaler .......... Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rüdgabe in der 
Zeit vom Bay | ............ bis ............ , reſp. vom ..ten .......... 
bis ............ und ſpäterhin die Zinfen der vorbenannten Rxeid- Obligation 
für Bas Halbjahr vom ............. bis ............. mit (in Buchſtaben) 
............ Thalern .......... Silbergroſchen bei der Kreis⸗-Kommunalkaſſe 
zu Sensburg 
.......... ‚den ..ten .......... 18 


Die kreisſtaͤndiſche Chauſſeebau⸗Kommiſſion für den Kreis Sensburg. 


Diefer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. | 
Zalon 


zur 
Kreis-Obligation des Sensburger areiſes 
JIII. Emiſſion. 


er Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe der 
Obligatian des Sendburger Kreifes ſ gabe gr: 


Littr. ..... 2... über .......... Thaler a fünf Prozent Zinfen 


die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis- 
Kommunaltaffe zu Sendburg. 


.......... ,„ den ..ten .......... 18.. 
Die kreisſtaͤndiſche Chauſſeebau-Kommiſſion fuͤr den Kreis Sensburg. 
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(Nr. 7269.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. November 1868., betreffend demtang der Straf. 
anftalt8 » Direktoren. 


Auf Ihren Bericht vom 19. November cr. beſtimme Ich, daß den Straf- 
anftalt8- Direktoren der Rang der fünften Klaſſe der höheren Beamten der Pro- 
vinziälbehörden beigelegt werde. 


Diefer Erlaß ift durch die Gefeh- Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 25. November 1868. 


Milbelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Minifter des Innern. 





(Nr. 7270.) Belanntmadung, betreffend die Allerhöchte Genehmigung der von der Franl. 
furter Hypothekenbank unter dem 10. Auguft 1868. beſchloſſenen Aenderung 
des Geſellſchaftsſtatuts. Vom 5. Dezember 1868. 


Nas Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 31. Oftober 
1868. die von der Frankfurter Hypothekenbank in der Generalverfammlung vom 
10. Auguft 1868. laut notariellen Protokolls von demfelben Tage befchloffene 
Abänderung des Gefellfchaftsftatuts zu genehmigen gerubt. 

Der Allerhöchſte Erlaß nebft der genehmigten Statutänderung wird durch 
dad Amtsblatt der Stadt Frankfurt befannt gemacht werden. 


Berlin, den 5. Dezember 1868. 


Der Finanz Der Minifter für Der Minifter für Der Minifter 
miniftr. Handel, Gewerbe die landwirth- des Innern. 
und öffentliche Ichaftlihen An- 


Arbeiten. gelegenbeiten. 
Am Auftrage: 
Guenther. Gr. v. Itzenplitz. v. Seldow. Gr. zu Eulenburg. 


— 
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(Nr. 7271.) Befanntmadung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung der unter der Firma 


„Aktiengefellfhaft Ravensberger Volksbank” mit dem Sihe zu Bielefeld 
errichteten Aktiengefellihaft. Vom 16. Dezember 1888. 


De Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchſten Erlaffes von 14. Dezem- 
ber 1868. die Errichtung einer Aktiengefellfchaft unter der Firma ‚Altiengefell- 
haft Ravensberger Volksbank! mit dem Sitze zu Bielefeld; fowie deren Statut 
vom 11. Rovember 1868. zu genehmigen gerubt. 

Der Allerböchfte Erlaß nebft dem Statute wird durd) das Amtöblatt der 
Königlichen Regierung zu Minden bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 16. Dezember 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Mofer. 





(Nr. 7272.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung der unter der Firma 
„Rorddeutihe Grundkreditbank, Hypotbefenverfiherungs-Aktiengefellichaft‘, 
mit dem Sihe zu Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 23, Dezem- 
ber 1868. 


N Königs Majeftät haben mittelft Allerhöchften Erlaſſes vom 21. Dezem- 
ber 1868. die Errichtung einer Aftiengefellfhaft unter der Firma „Rordutfge 
Grundkreditbank, Hppothelenverficherungd » Aktiengefellfchaft”, mit dem Sie zu | 
Berlin, fowie deren Statut vom 27. November 1868. zu genehmigen geruht. 

Der lerhöchtte Erlaß nebft dem Statute wird duch das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
werden. 

Berlin, den 23. Dezember 1868. 


Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Mofer. 


Rz 
“ 





Rebigirt im Büreau bes Staats. Minifteriums, 
Berlin, gebrudt in ber Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(NR. v. Deder). 
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an BE u en ν— 
er Prodinz Preußen, Regierungsbezirk Bumbimnen.: 
rad 


“ * ’ 
21373* vi rt. 


4 
s : ⸗ —— 
Obligation u...” 
r . .. 4“ pre fr en 
’ ” ” . ... - ” 
f 


R des rn 
rn Ragniter Rreifeg 
| in. A. 

WI. Emiffion 

‚über 
........... .... Thaler Preußiſch Kurant. 
A A oo. * or “ 
uf Grund der unterm ....ececeeeseccen on genehmigten Kreißtagöbefchlüffe 


vom 8. Juni 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 111,800 Thalern ber 
fermt ſich der kreisſtändiſche Finanzausſchuß für den’ Chauffeebau des. Ragniter 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens bed 
Gläubigers unfündbare Verfchreibung zu einer Darlehnsſchuld won ..........% 
Daletn Preußiſch Kurant, welcher ag an den Kreis baar gezahlt worden 
und mit ran! Prozent jährlich zu. verzinfen ift. tere Al 
Die Rüdzahlung:der ganzen Schuld von 111,800 Thalern ‚geichieht vom 
Sahre 1869. ab allmälig auß einem zu. diefem Behufe gebildetar Tilgungdfonds: 
von wenigftend Einem Prozent des ganzen Kapitals — *8 inter ·Zuwachs⸗ 
der Zinſen von den getilgten Schuldraten. ET 
ie So'georhnumg der Einlöfung der Schuldverfchreibungen,.wixb, durch 
das Loos beftimmt. Die Auslooſung erfolgt vom ‚jahre 1869. 9 in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält fi) jedoch das Rech o% ib 
Tilgungsfonds durch größere Ausloofungen zu verftärfen, fowie ſäm € 
no umlaufende Schuldverfchreibungen zu fündigen. Die aushelooſten, ſowie 
die gelündigten Schuldverfchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch 
ftaben, Nummern. unb Beträge, ſowie dei Termind, an welchem, Rie-, ablung 
erfolgen fol, öffentlich befannt gemacht. Diefe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor. um Zahlungstermine in dem Amtöblatte der 
Königlichen Regierung zu Gumbinnen, fowie in einer zu Gumbinnen und in einer 
zu Königeberg erjcheinenden Zeitung und in dem Staatdangeiger. 
Bis zu dem Tage, wo fol ergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in balbjahrlihen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, . 
von Heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlih in gleiher Münzforte mit 
jenem verzinjet. Di 
| ie 


„f 
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Die Auszahlung der Zinfen und ded Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd. 


abe der ausgegeben Zindfumporlär: nhrzichungäwein dieffe Kodnalbberichreibung, 
bei d der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Ragnit, und zwar auch in der nad) d 


Eintritt des Fälligkeitst den 
Mit der zur —— Def FE reis eheenticten Schu boerfepreibung 


find aud die dazu gehörigen Zinskupons der jpäteren Fälligkeitstermine purüg. 
zuliefern. Für die Fehlen en Zinskupons wird der Betrag vom SKapitale ab- 
ezogen 

i Die gekündigten —— , welche innerhaͤlb dreißig Jahren nach dem 
Rüd zahlungstermine nicht erhoben werden, fowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Auf * Jahres der Fälligkeit, nicht erhobenzn Binſen, verjähren zu Gunſten 
es Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amorhkiſatidi venldrener oder vernichteter Schuld⸗ 
verfchreibun en olgt nach Vorfchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Theil 1. 
Titel 51. N, . sequ. bei dem Stöniglichen Krrisgerichte zu Ragnit. 

Zinskupons könne Be boten, Fa amortifirt werden. Doc foll 
bemjenigen , welcher’den: fl von 1 Rinaheine vor Ablauf der en en Ver⸗ 
jährungöfrift bei der —— anmeldet und den ſtattgehabten der 
—— durch Vorzei eigung der Schuldverfchreibung oder fonft in olanbhafter 
Seile, D Dar nad, Ablauf dei Verjährungsfriſt der Betrag der angemelde 

Did. dahin nich cht vorgekonunenen Zinstkupons ‚gegen: —S 


Mit dieſer Scnubverfreikung ind... Hulbjährige- Jinekupons bis ma 
Schlnffe. des Inhres —— en. Für. die weneren eit werden Hitſlenons 
auf — ———— Berdnben. ausgegeben. .:. DEV LETTER ES URN A 

abe einer neuen Sinsknpond «Serie "erfolgt: "bei der AKreis 
Kommunaltafie — „age gegen Ablieferung dei Der älteren ZinskuponsaEScvie 
beigedruckten T Beim Verluſte des —— erfolgt die — 
neuen —e "Sie an. den Inhaber der Schuldverſchwibang / ſofera 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehtn ift.’ 

Zur Sicherheit der ierdurch ein e an enen ‚Ber en * ver 
Kreid mit feinem X mönen hie ’ o s einge u 

| ai ja Urkund baben wir dieſe Bien unter ' unferer Noteguant 
erthei 

Ragnit, den ten ten Laer . — | 


R 
| Pa ee 


u ‚Der Rein Finanzausſchuß für den ee 
im R agniter Kreiſe. le ne 
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en - Provinz Beenden, J— Eumbinnen: ar 


Aprtargif 
“ei Dis... Zinskupon 2... - Serie 


zu der 
. Kreis/Obligation des Ragniter kwiſez 
er IV. Emiſſion Ä ot 
Littr. ..... Mc | 
über .......... Thaler zu fünf Heojent Zinſen, 


über . 
Thaler ......., Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Sinsfupons empfängt gegen- deſſen Rüdgabe in der 


Seit N) ERBE ZESZZESSESTEREN  DESERTERSEREE „ reſp. vom .. 
en ....... und lee bie Surfen der vorbenannten is— Sbligation 


Fin: das Salat! DOM ........... bis ............. mit (in Buchſtaben) 
Thalern Silbergroſchen bei der Si Kommt zu 


0 3 den „tn, Pr uw wer ww‘ 18.. “ u Ei 41 


Der kreisſtaͤndiſche Finanzausſchuß fir den Ehauffeehunf ee 
im Ragniter Kreife. : 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nit innerhalb vier Selen, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der alligkeit ab 


derechnet erhoben wird. on er ent oupe 
Provinz Preufien, Regierungsbezirk Bumbinnen. 9 — 
| „Dalon on 
gut j a a 
Kreis- oblhaivn des Ragniter Kreiſe , 
ig WW. Emiſſionu. | 


nhaber diefes Salone empfängt gegen deffen Rüdgabe zu. ber Obli 
gation vs agniter Kreifes 
„bitter. ..... 9, über ..... Thaler & fünf Prozent Zinfen 
die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei ber Sei, 
Kommunalfaffe zu Ragnit, fofern nicht von dem als folchen egitieten 
baber der Obligation ve dagegen ten erhoben ift. 
.......... „den ..tn ....... ... 


Da eisthnife nannten für den Chauffeebau 
im m Raguiter Kreiſe. 
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(Nr. 7268.) Preivflegtim wegen Ausfertigung auf den Wer lautenber Kreis · Obligationen 
35868 Sensburger: Kreiſes im Vetrage m 26,000. Thalexij⸗ IH, Emiffion. 
Dom 21. November 1868, j [aa 


Mir Wilhelm,“ non Gottes GnadenKoͤnig von Preußen ı. 


Nachdem von den Kreisſtänden des SenSbkger Kreifes auf dem Kreistage 
vom 9. September 1868. beichloffen worden, M zur Ausführung der vom 
Kreife unternommenen Chauffeebauten außer de durch die Privilegien vom 
20. Juni 1865. und vom 28. Mär, 1868. (Gefeh - Sammil. für 1865. 
©. 852. ff. und Geſetz⸗Samml. für 1808, &.20, ff.) genehmigten Anleihen 
von 25,000 Thalern und 42,006 Thalem rim erforderlichen Geldmittel im 
Mege einer ferneren Anleihe zu befihaffen, wo Wir auf den Antrag der ge- 
dachten Kreiöftände: zu dieſem Zwecke auf -jenainhaber lautende, mit Zins 
fupond verfehene, Seiten? der Gläubiger ukünare Obligationen zu.dem am ' 
genommenen Betrage von 26,000 Thalern ausftdn zu dürfen, da ſich ‚biergegem 
weder im ntereffe der -Bläubiger noch der Schuber eiwad zu erinnern gefunden 
bat, in Gemäßbeit des $. 2. * Geſetzes vom N. Immi 1833. zur Ausſtellung 
von Obligationen zum Betrage von 26,000 Thern, in Buchſtaben: ſechsund⸗ 
zwanzig Tauſend Thalern, welche in folgenden gond: — — — 

10,000 Thaler à 50Q%haley nr 

10,000 ° » &%200'-» 

60 On 

— 26,000 Thaler, - : 

nad) dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nad) De durh das Loos zu beftimmen- 
den Yolgeordniuug:. jährlich von; Jahre 1870, & mi wenigſtens, jahrlich Einem 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinca von den amortiſirten Schuld. 
verfchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwächhes Privilegium Unſere landes- 
berrlihe Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung erteilen, daß ein jeder Inhaber 
diefer Obligationen die daraus hervorgehenden KAchte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthbumd nachweiſen zu dürfen, ‚geltend zu wächen befugt ift. 

Das vorftehende Privilegium, welches Wir vobehaltlih der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fin bie Befriedigung ie Ihaber der Obligationen eine 
Gewährleiftung Seitend des Staates nicht Wernmnen wird, iſt durch Die 
Geſetz⸗ Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu, hingen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Interfchrift und beigedrudtem 
Bönigihen Safe unſerer ochſegenhändn 0 

Gegeben Berlin, den 21. November 188. 


| (1. S.) en Vilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Fienpitz. Gr. zu Eulenburg. 
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